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Berbemeriung. 


In Folge des Krieges erfcheint der Geſchichts⸗Kalender leider viel 
fpüter, als es Hätte der all fein können. Trotzdem ſchien es nicht an⸗ 
gemefien zu fein, an der unmittelbar vor dem Ausbruche des Krieges 
geichriebenen Veberficht der Ereigniſſe des vergangenen Jahres irgend welche 
Aenderungen vorzunehmen. Ihre Aufgabe war eben, die Lage zu ſchildern, 
wie fie fidh bis zu Ende des Jahres 1869 gefaltet Hatte. Seither find 
die Ereigniffe mit NRiefenfchritten weiter gegangen, jo daß mande An⸗ 
ſchauung veraltet fcheint oder überwunden ift, die faum eine Spanne Zeit 
hinter uns liegt. Ba die Vorarbeiten bereit3 weit borgerüdt find, fo 
dürfte der Jahrgang 1870 des Geſchichts⸗Kalenders künftiges Jahr bedeutend 
früher erſcheinen Tönnen, al es leider bisher der Fall war. Für das 
nächftliegende Intereſſe und die kriegeriſchen Ereignifje wird inzwifchen von 
allen Seiten hinreichend gejorgt. Für den Geſchichts-Kalender werben fie, 
wie bisher, nur das feite Gerippe bilden für die Daten der politifchen 
Borgänge, die denjelben vorausgingen und fie ſchon bisher begleitet haben 
und noch begleiten werden, fo daß der Umfang des Jahrgangs denjenigen 
der bisherigen und de3 vorliegenden troßdem nicht überſteigen wird, 


Anfangs September 1870. 
Der Herausgeber. 
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IL 
Chronik 
ber 


widtigiten Ereigniffe 


im 


europäilden Hktaatenſyſteme 


im 


Jahre 1869. 


Anf. Januar. (Nußland). Selbſt das römifh-katholiiche Eollegium in St. Peterb⸗ 

. burg erflärt fih gegen die Einführung der rufiiihen Sprache in den katholi⸗ 
ſchen Gottesdienſt. 

2. „ (Baraguay). Der Krieg der Alllirten gegen Paraguay geht feinem Ende 
zu. Die Hauptfladt Affuncion wird von den Brafilianern bejekt. 

3. „ (GEFrankreich) ladet, nad) vorausgegangener Berfländigung, die Regierungen 
der Großmädte zu einer europäifchen Eonferenz auf den 9. d. M. nah Paris 
ein behufs Beilegung der griechiſch⸗türkiſchen Differenz. 

5 ,„ (Türkei). Ein Decret regelt die bisher getroffenen Maßnahmen gegen bie 
griechiſchen Unterthanen. 

6. „ (Italien) Ernfte Unruhen in der Romagna und Emilia, in Barma und 
Reggio in Folge der Einführung der Mahlſteuer. General Eadorna erhält 
außerordentlihe Bollmadten, um fie zu unterbrüden. 

W F 8 Auch Betropulati Sohn ergibt ſich mit 150 Freiſchärlern 

auf Gandia. 

„ (Sriehenland). Ein kgl. Deere Isa 15 Mil. Papiergeld. Die 
Nationalbank erklärt die Maßregel für eine erlegung ihrer Privilegien. 

„ (Rarifer Eonferenz). Zufammentritt derjelben in Paris. Die Mächte 
räumen darin dem türkiſchen Bevollmächtigten Djemil Paſcha eine berathende 
und beſchließende, dem griechiſchen Bevollmächtigten Rhangabe dagegen nur 
eine berathende Stimme ein. Der legtere nimmt diefe Stellung nicht an und an 
den Sonferenzen Teinen weitern Antheil. 

10. „ (Türkei). Bemühungen der Pforte in Wien, um die Mittel zu Herſtel⸗ 
Iung eines Eifenbabnneges im Anſchluß an das europäifhe Eifenbabniyftem 
zu Stande zu bringen. 

11. „ (Griedenland). Ein kgl. Decret nimmt dasjenige vom 8. d. M. bez. 
Schaffung von 15 Mil. StaatSpapiergeld zurüd und genehmigt ein Anlehen 
bei der Bank im Betrage von 6 Mill. baar und 15 Mil. Banknoten. 

13. „ (Rußland). Den polniſchen Butsbefizern der fog. norbmweftlichen Gouver⸗ 
nements wird neuerdings willkürlich eine Steuer von 25 Proz. des Geldertrags 
ihrer Güter behufs Dedung der aus der Inſurrection von 1863 der Regie 
rung erwachſenen Koften aufgelegt. 

„ (Ber. Staaten). Die Verfolgung des Erpräfidenten der Conföderation 
der Südſtaaten wird ſchließlich ganz eingeftelt. Die öffentliche Meinung er- 
klärt fih damit einverftanden. 

„ (Ber. Staaten). Das Repräjentantenhaus lehnt einen Antrag auf Uns 
nahme eines Protectorates Über Haiti nıit 126 gegen 85 Stimmen ab. 

„ (Deutihland — Rordd. Bund: Preußen) Tas Abg.Haus gewährt 
im Budget fir 1269 der Regierung die Mittel zur Errichtung von drei neuen 
Stellen am Cbertribunal, wogegen die Negierung verſpricht, das feit der 
Gonflictszeit verrufene Inftitut der Hilfsrichter aufzuheben. 


om 


14. 


N 
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14. Yan. (Deutſchland — Baden). Der Bürgermeifter Stromeyer in Konſtonz 

wird von der erzbiſchöflichen Curie ercommunicirt. Die Bürger flehen in 
roßer Mehrheit zu ihrem Bürgermeifter. Die Regierung tritt den von der 

Eurie beabfichtigten civilen Folgen entichloffen entgegen. 

„  r (England u, Ber. Staaten). Der Befandte in London Reverdy Johnſon 
ſchließt mit dem engliſchen Minifter des Auswärtigen einen neuen, für die 
Union noch günftigeren Vertrag bez. der Ulabamafrage ab. England ift da- 
mit anı Ende feiner Gonceflionen angelangt. In der Union ſpricht fidh die 
Öffentliche Meinung trogdem fofort gegen eine Genehmigung aus. 

(Deiterreih u. Rordd. Bund). Die gereizte Polemik zwiſchen den 
beiderleitigen officiöjen Blättern wird wieder eingeftellt. 

» (Defterreig-Ungarn: Ungarn). Wablagitation für die Landtags» 

wahlen. Bedeutjane Rede des Minifterpräj. Grafen Andrafiy über den Aus 

gleih und das Inſtitut der Delegationen. 

(Deutihland — Bayern). Die Regierung läßt die beabfidgtigte Um⸗ 
geftaltung der Reichßrathskammer wieder fallen. 

— BI end) Der katholiſche Biſchof Sosnowsli entweicht über Die Grenze 
nad Lemberg. 

„ Deutihland — Nordd. Bund: Preußen). Das Abg.Haus nimmt 
das Etatsgeſetz für 1370 an: mit Hülfe der dießmal den Baarbefländen der 
Stantscafjfe entnommenen ca. 5 Mill. Thlrn. ſchließt der Etat ohne Deficit 
gleihmäßig in Einnahme und Ausgabe mit 167,536,492 Thlrn. 

17. „ (Barifer Eonferenz) einigt ih in ihrer festen Sitzung über eine an 
Griechenland zu richtende „Declaration” und unterzeichnet diefelbe, außer dem 
Vertreter der Pforte, der erft Inſtructionen einholen will. 

18. „ (Btankreih). Eröffnung der Kammern. Der Kaifer betont in der Thron- 
rede die auf die neue Ürmeeorganilation gegründete Macht Frankreichs und 
erklärt feine Geneigtheit, „auf der Bahn des Fortſchritts zu beharren“, zu⸗ 
ei aber die Grundlagen der Berfafiung außerhalb aller Discuffion zu 
erhalten. 

» (Schmeiz). Der Berfafiungsrath des Kantons Thurgau weiſt den Verſuch 
einer Einmiſchung des Biſchofs von Bajel in die beabfidhtigte Ordnung der 
confeflionellen Verhältnifie energiſch ab. 

„ (Schweden). Eröfmung des Reichstags. Thronrede des Königs. Die 
Regierung legt dein Reichſtag ein neue Unionsgejeg vor und den Entwurf 
zu einer Reorganijation der Armee. Das erftere wird gleichzeitig auch dem 
norwegiſchen Storthing vorgelegt. 

19. „ (Deutjhland — Luremburg). Der nordd. Bund verlangt von 

Qugemburg, daß e8 feinen dur die Londoner Eonferenzbeihlüfie eingegan- 

genen Berbindlichkeiten nachkomme und die Feſtungswerke jchleife. 

(Defterreig-Ungarn: Defterreih), Die Polen verlangen im Reichsrath 


1 


de 


Relolution vom 24. Sept. 1868. 
20. „ (Barifer Conferenz). Der Vertreter der Pforte tritt nunmehr auch fei« 


— — 





— 


„die verfaſſungsmäßige Behandlung” der vom galiziſchen Landtag gefaßten 


nerjeit# dem Protofoll der legten Sigung und der in derſelben beicdhlofenen 


Declaration bei. Es wird beidhloffen, die letztere ber griechiichen Regierung 
durd einen eigenen Abgeſandten, den Grafen Walewsli, übergeben zu lafien, 


ihr eine Frift zur Beantwortung zu fegen und die Eonferenz erſt nad erhal. - 


tener Antwort zu ſchließen. 


Declaration: „Mit Recht wegen der Gefahren beforgt, weldde aus - 


dern Bruce der Beziehungen zwilchen der Türkei und Griechenland entſtehen 
Lönnen, haben die Mächte, die Unterzeichner des Vertrages von 1856 find, fi) 
verftändigt, um das zwiſchen den beiden Staaten entitandene Zerwürfnik aus⸗ 
zugleicden, und fie haben zu diefem Zwede ihre Bertreter bei Sr. Maj. dem 
Kaifer der Franzoſen bevollmädhtigt, ſich al8 Konferenz zu conflituiren. Nah 


” 


einer aufmerkſamen Prüfung der zwiſchen den beiden Regierungen ausgewech· 
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ſelten Acienſtücke haben ſich die Bevollmächtigten ins Einvernehmen geſetzt, um 
zu bedauern, daß Griechenland, indem es ten leidenſchaftlichen Verirrungen 
nachgab, wozu jein Patriotismus es verloden konnte, Grund zu Beſchwerden 
gegeben, welche von der ottomanischen Pforte in dem am 11. December 1868 
dem Miniflerium der auswärtigen Angelegenheiten Sr. Maj. des Königs ber 

enen überreichten Ultimatum aufgeftellt wurden. Es ſteht in der That 
feſt, daß die Grundjäge des Vollerrechtes Griechenland, wie alle übrigen Ra- 
tionen, verpflihten, nicht zu geftaiten, daß fih auf feinem Gebieie Banden 
recrutiren, noch daß Schiffe im feinen Häfen ausgerüftet werden, um einen 
Nachbarſtaat anzugreifen. Ueberzeugt indeh, daß das Athener Gabinet den 
Gedanken nicht verlennen werde, der den drei Schußhöfen Griechenlands, wie 
den anderen Mächten, welche linterzeichner des Vertrages von 1856 find, biefe 
Würdigung einflöht, ertlärt die Conferenz, daß die hellenifche Btegierung 
schalten if, in ihren Beziehungen zu der Türkei die Berhaltungsmaßregeln, 
welche allen Regierungen gemeinfam find, zu beobadten und fo den von ber 
hoben Pforte aufgeftellten Forderungen für die Vergangenheit zu genügen und 
ihr zugleich für die Zufunft Sicherheit zu bieten. Griedenland wird 
fich demnad fortan enthalten, zu begünftigen oder zu dulden: 1) die 
Bildung jeder zum Zwede eines Angriffes auf die Türkei recrutirten Bande; 
2) die Equipirung von bewaffneten Schiffen in jeinen Häfen, welche befiimmt 
find, unter welcher Form es auch fei, irgend einen Aufſtandsverſuch in den 
Befigungen Sr. Maj. des Sultans zu unterflügen. Was die Forderungen 
der Pforte in Bezug auf die Nüdlehr der auf heilenifches Gebiet ausgewan⸗ 
derten Kretenſer in ihr Vaterland betrifft, jo nimmt die Conferenz Act 
von den dur das Athener Gabinet gemachten Erllärungen, und fie bleibt 
überzeugt, daß es ſich entichliegen werde, jo viel e8 von ihm abhängt, die 
Abreife der Gandiotenfamilien zu erleichtern, welche in ihr Vaterland zurück⸗ 
zuichren wünſchen jollten. Was die von ottomaniſchen Unterthanen erlitienen 
Privatverlufte betrifft, jo glauben die Bevollmächtigten — da die helleniſche 
Regierung der Türkei das Recht nicht beftreitet, auf gerichtlichen Wege 
die Entihädigungen, die erforderlich fein Lönnten, zu erlangen, und da bie 
Türkei ihrerfeit3 die Jurisdiction der griechiſchen Gerichtshöfe anerkennt — 
nicht auf die Prüfung der Thatfachen eingehen zu follen, und fie find der 
Anſicht, daß das Athener Gabinet feinen der geieklihen Wege verabjäumen 
werde, damit das Werk der Gerechtigkeit jeinen regelmäßigen Gang gehe. Die 
Gonferenz will nidht daran zweifeln, daß, Angefihts des einftinnmigen Aus⸗ 
drudes der Meinung der Bevollmächtigten über die ihrer Prüfung unterbreiteten 
Fragen, die belleniiche Regierung fich beeifern werde, ihre Handlungen 
den Grundfähen anzupaffen, auf welde hingewiefen wurde, und daß 
die in dem Ultimatum der Pforte aufgeftellten Beſchwerden dadurch definitiv 
bejeitigt find. Dieſe Erflärung wird unverzüglich zur Kenntniß des Athener 
Cabinets gebracht werden, und die Bevollmächtigten haben die Ueber- 
zeugung, daß die hohe Pforte darauf verzichten werde, die Maßregeln in 
Kraft treten zu lafjen, welche al$ die Folge des Bruches der diplomatiichen 
Beziehungen angekündigt wurden, wenn fich die hellenifche Regierung in einer 
der Gonferenz notificirten Mittheilung der bier aufgeftellten Anſicht unterwirft. 
Indem die Bevollmächtigten nunmehr fi auf diefelben Gefühle der Verſöhn⸗ 
lichkeit und des Friedens berufen, welche die Höfe befeelen, deren Bertreter fie 
find, fprechen fie die Hoffnung aus, daß bie beiden Regierungen nicht zaudern 
werden, ihre Beziehungen zu einander wieder anzufnüpfen und fo im 
allgemeinen Intereſſe ihrer Unterthanen jede Spur des Zerwürfnifieg zu ver» 
wifchen, welches den Zujammentritt der Gonferenz veranlaßt bat." (Folgen 
die Unterjchriften.) 

Depeihe Kavalette’8 Namens der Konferenz an den grie- 
chiſchen Minifer des Ausw. Delijannis: „Die Mächte, welche den 
Parijer Vertrag von 1856 unterzeichnet und die fich in Eonferenz verfammelt 
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haben, um mit verfähnlicden Geiſte den zwiſchen Griechenland und der Türkei 
ausgebrochenen Streit zu unterjuchen, haben lebhaft bebauert, daß die gric- 
chiſche Regierung es nicht für gut befunden hat, ihrem Bertreter vorzuſchrei⸗ 
ben, bei ihren Wrbeiten gegenwärtig zu fein, und nicht den Weg gewählt hat, 
fi in der Gonferenz zu erklären. Indeß haben fie e3 für ihre Pflicht gehal⸗ 
ten, daß Werk wohlwollender Intervention, welches fie zu Gunſten der Inter⸗ 
eſſen des Friedens unternommen batten, fortzujegen, indem fie mich als Präfi⸗ 
denten der Gonferenz beauftragten, dem griechiſchen Minifter in Paris mitzu- 
theilen, daß er durd meine Vermittlung in Beziehung zu der Gonferenz treten 
Könnte. Ich halte es für unmüß, hinzuzufügen, daß ich mich beeilt habe, wie 
auch die Sitzungsberichte feftitellen, dort die Documente vorzulegen, welche 
Herr Rhangabe mir übergeben hatte, und die Eonferenz faßte erft ihre Be: 
ſchlüſſe nach eines unparteiiichen Prüfung aller Documente, welche ihr Gewiſſeu 
aufklären konnten. In Folge diefer unparteiiihen und forgfamen Prüfung 
find die Mächte zu der einflimmigen Weberzeugung gelangt, daß 
Grund vorliege, die Debatte von thatjädhlichen Fragen zu befreien und fid 
weniger daran zu halten, ein Urtbeil Über die Vergangenheit zu fällen, al3 
fih mehr mit der Aufjuhung der Regeln zu beichäftigen, welhe in der 
Zukunft den Beziehungen zwiſchen der Türkei und Griechenland zur Richt 
ſchnur dienen follen. Mit Einem Worte, die Gonferenz bat geglaubt, daß daS 
befte Mitel, um der Rückkehr der gegenwärtigen Schwierigleiten zuborzulom- 
men, darin beftehe, die allgemeinen Principien des Volterrechts genau 
anzugeben, betrefj8 welcher die beiden Regierungen in Streit gerathen waren 
und die dag gemeinichaftlicde Geſen aller Völker find und fein werden. Ich 
bin von der Eonferenz beauftragt worden, Ew. Exc. die eingeichloffene Decla⸗ 
ration mitzutheilen, in welcher die Repräfentanten der Mächte ihre Beichlüfie 
und Unfihten zufammengefaßt haben. Die Eonferenz ift überzeugt, daß die 
griechiſche Regierung die wohlmollenden Gefühle nicht verkennen wird, melde 
fie in ihren Arbeiten beftändig geleitet hat, und daß fie nicht verweigern wird, 
den allgemeinen Brincipien ihre Zuftimmung zu geben, die, ich wiederhole es, 
auf gleiche Weile alle Staaten verpfliäten, und welche Griechenland annehmen 
ann, ohne im Mindeften feiner Unabhängigkeit und Würde zu nahe zu treten. 
Damit aber der Beſchluß jofort die Giltigkeit erhält, welche die Cabinette ihm zu 
geben wünjchen, ift e8 nothwendig, daß in der Woche, welche der Ucher- 
gabe der gegenwärtigen Declaration folgt, die griechiſche Regierung 
antworte, indem fie durch meine Vermittlung der Eonferenz ihre einfache Zu⸗ 
ſtimmung zu den in dieſem Acte auseinander gejekten Principien und ihre 
Verpflichtung, ihr Auftreten in Zukunft darnad) zu richten, zulommen läßt. 
Wie es durch die der gegenwärtigen Declaration vom türkischen Miniſter ge 
gebene und im Sitzungsbericht aufgenommene Zuftimmung feftgeftelit if, 
bat fi die Pforte verpflichtet, die in ihrem Ultimatum v. 11. Sec. 
angekündigten Maßregeln zurüdzunehmen. Rad Zuſtimmung der Regierung 
Sr. griechiſchen Majeftät zur Declaration wird die Wiederaufnahme der diplo- 
matiſchen Beziehungen zwiſchen Griechenland und der Türkei als von Rechts 
wegen ftattfindend von dem Wugenblid an betrachtet, als diefe Zuftimmung 
der Sonferem mitgetheilt worden if. Nach Wblauf des oben erwähnten Ter- 
mins muß bie Gonferenz mit tiefem Bedauern daB Stillſchweigen des Athener 
Minifteriums als eine Weigerung betradten, und fie wird alle Mittel, auf 
die fie rechnete, um zu einem Einverfländniß zu gelangen, lals erichöpft be 
trachten. Bon dieſem Augenblid an wird ihr nichts übrig bleiben, als die 
griehifhe Regierung allen Conſequenzen eines Beſchluſſes zu 
überlafjen, welder den Wünſchen aller Mächte für die Aufrechterhaltung 
des Friedens zuwider ifl.“ 


20. an. (Türkei). Ber Sultan erläßt den Ferman, der daS neue Grundgeſet 
für die Injel Candia enthält. 
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X. Yan. (Griechen land). Die Regierung fordert alle im Auslande lebenden 
Griechen zu Subfcriptionen auf das 100 Mill. Anlehen auf. 

22. „ (Deferreih- Ungarn: Defterrei),. Lie Regierung lehnt es ab, die 
galigiice Rejolution von fid aus dem Reichsrath zur Behandlung vor» 
zulegen. 

- e« (Türkei) Hobart Paſcha verläßt feine bisherige Stellung vor Spra. 
Tie Pforte erflärt fi durch Eirculardepefhe mit dem Reſultate der Barijer 
Gonferenz zufrieden. 

23. „ (Belgien) Der Kronprinz 7 nad langer Krankheit. Ta der flönig 
nunmehr kinderlos if, fo wird fein Bruder, der Graf von Flandern, muth⸗ 
moßlicher Thronerbe. 

„ (Sriedenland) Das Miniflerium ift über die der Pariſer Conferenz 
zu ertheilende Antwort uneinig: 4 Minifter erklären ſich für, 3 (darunter der 
Minifterpräj. Bulgaris) gegen Annahme der Declaration. 

» » (Griedenland). Die legten Freiſchärler unter Betropulati Sohn langen 
aus Gandia wieder in der Heimat) an. 

25 „ (Ocherreid-Ungarn: Ocfterreid). Die Mojorität des Abg.Hauſes 
des Reichsraths beginnt bereitö wieder in verſchiedene Fractiionen und Clubs 
außeinanderzufallen. 

» „ (Dänemart). Beide Thinge des Reichsſstags einigen ſich Über ein neues 
Webrpflichtgefet. 

26. „ (Italien). Bie U. Kammer gebt über eine Interpellation und Tadels⸗ 
votum der Linken bez. der Mahlfteuer und Mahlſteuerunruhen mit 207 gegen 
57 Stimmen zur einfadhen Tagesordnung über. 

27. „ (Zürlei: Rumänien). Die II. Kammer ftreiht die int Budget fülr proteft. 
und fath, Schulen ausgejegte Summe, um diejelbe den rumänischen Schulen 
in Defterreih zuzuwenden. 

23. „ (Deutfhland — Nordd. Bund: Preußen). Das Abg.⸗Haus Ichnt 
die ihm von der Regierung vorgelegte neue Feititellung der Wahlbezirte ab. 

. » (Brantreih). Das Cabinet Rouher entgeht mit Inapper Noth einer Nie- 
derlage im geſetzgeb. Körper. 

» » (GBriedenland). Graf Walewski überreicht der Regierung Namens der 
Barifer Eonferenz die von diefer beichloflene Declaration mit Anſetzung einer 
Frift von 8 Tagen für die Antwort. 

29. „ (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen). Das Abg.⸗Haus genchmigt 
mit 256 gegen 70 Stimmen die von der Regierung am 3. März verhängte 
Beſchlagnahme des Bermögend des Königs Georg von Hamover. 

„= n# MRorwegen), Das Stortding ertheilt der Marineverwaltung ein Miß⸗ 
tranenspotum. Ver König kommt jelbft nad Ehriftiania und entipricht den 
anicen des Storthings, indem er den bisherigen Chef de Marineweſens 


entläßt. 
2. „ (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen) Das Abg.-Haus genehmigt 
aud die Beichlagnahme des Vermögens des Kurfürften von Hefien. 

„ e. (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen), Die Regierung bat 
endlich den Entwurf einer neuen Rreißorbnung für die öftlihen Provinzen 
der Monarchie ausgenrbeitet. Diejelbe ſoll zunächft einer Anzahl Vertrauens⸗ 
männer auß beiden Häujern des Landtags vorgelegt werden. 

#« « (Deferreid-Ungarn: Oeſterreich). Tas Herrenhaus ertheilt dem Geſetz⸗ 
—* bez. Einführung der Geſchwornengerichte für Preßvergehen ſeine Zu⸗ 

immung. 

. » (Italien) Die Mahlſtenerunruhen find unterdrücht. Die Miſſion des 
Gen. Cadorna wird fur beendigt erklärt. 

„ (Sriedenland). Die freiwilligen Subferiptionen auf das 100 Mil. 
Anlehen haben im Inlande kaum 100,000 Dr. betragen und auch die Griechen 
im Wuslande haben fi daran mur unbedeutend beiheiligt. Die militärifchen 
Nuſtungen find fo ungenügend, daß der unter Omer Paſcha an der thejjali- 
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ſchen Grenze aufgeflellten türliſchen Armee bei einem Vormarſch auf Athen 
kaum ein erheblicher Widerſtand entgegenflände, 

3). Jan. (Frankreich u. Belgien). Die franzdſiſche Oſtbahn ſchließt Conventionen 
ab behufs Erwerbung mehrerer belgiſcher Eiſenbahnlinien unter Zinſengarantie 
der franz. Regierung wie bei den franz. Vahnlinien. 

„ (Türlei: Rumänien), Die franzoſiſche Regierung zieht ihre ſeit füuf 
Jahren beftehende Militärcommifjion zurüd, da der Fürſt ih anerfannter 
Maßen bei der Reorganijation der Armee mehr an das preuß. als an das 
franz. Militärfyftem anzuſchließen ſucht. 

— , (Türkei — Montenegro) Der Fürft beſucht die Höfe von Gt. Peters⸗ 
burg, Berlin und Wien. Derſelbe wird in Rukland mit befonderer Zuvor: 
fommenbeit empfangen. 


. Behr: (Defterreigelingarn: Defterreih) wird auch bei Theiluug der Ge⸗ 
ſtüte zwiſchen den beiden Neichshälften zum Bortheil Ungarns materiell 
benachtheiligt. 

„ (Berein. Staaten). Das Repräſentantenhaus lehnt mit 110 gegen 
62 Stimmen die Einbringung einer Rejolution für die Annexion von Haiti 
und ©. Domingo ab. 

Deutſchland — Nordd. Bund: Preußen) Die Regierung madt 
dem Abg.⸗Haus eine Vorlage bez. geiehlicher Auseinanderſetzung mit Frank⸗ 
furt a. M., um die Stadt zu einem freiwilligen Receß zu nöthigen. 

»„ (Griechenland), Das Minifterium weigert fih nad wiederholten Bera- 
thungen, die Declaration der Parifer Gonferenz anzunehmen und bielei dem 
König feine Entlaffung an, um ein neues Miniftertum zu bilden. 

8 „ (Deferreid-Ungearn: Defterreih). Das Abg.-Haus nimmt den Gefet;- 

entwurf bez. Organifation des Reichtgerichts an. 

— , (Türkei). Die Bilajet-Berfafiung wird au für Sonflantinopel und ben 
Bosporus eingeführt. 

» (BDeutigland — Württemberg). Der greife Bilchof von Rottenburg 
erhält vom Bapft den förmlichen Befehl, den liberalen Director des höhern 
Convicts in Tübingen von diefer Stelle zu entfernen. Derſelbe verlangt hier» 
auf ſelber feinen Abſchied. 

»„ (Brantreid). Die Regierung läßt den Termin für Kündigung des 

andelövertrags mit England ablaufen, ohne von ihrem Rechte nad dem 
langen der Schutzöllner Gebrauch zu machen. 

EFrankreich). Maupas bringt im Senat die Berantwortlichleit der Mini- 
fer zur Sprache. Rouher erllärt fi aufs entiiedenfte gegen jede Maßregel, 
die dahin zielen konnte. 

» » (Türkei). Die Türkei erläßt ein Rationalitätsgefeb. 

(Türkei: Rumänien). Das Minifierium gibt feine Entlaffung. Ber 
Fürft verweigert fie und verlangt ein Botum der Kammer. BDiefe ertbeilt 
dem Minifterium mit 89 gegen 4 Stimmen ein Bertrauenspotum, worauf 
dasfelbe feine Demiffion wieder zurüdziebt. 

v„ „ (Sriedenland) Die Vildung eines neum Minikleriums, das fidh der 
Declaration der Parifer Gonferenz unterzieht, bietet Schwierigkeit. Die Con⸗ 
ferenz verlängert die Griechenland für feine Untwort gewährte Friſt. 

„ (Deutiäland — Bayern). Biſchof Heinrich von Paflau tritt gegen 
die Umtriebe der jog. kath. Barteien wider die Staatsgewalt auf. 

„ . (Rom) Das Organ der Eurie läht über die eigentlichen Wbfichten Roms 
bez. des bevorſtehenden Concils feinen Zweifel mehr. Die deutiche Prefie 
beginnt die Pläne, namentlich eine Erklärung der Unfehlbarkeit des Papftes, 
einer ſcharfen hiftoriichen und kritiſchen Beleuchtung zu unterziehen. 

6. „ (Griegenland). Bildung eines Miniſteriums Zaimis. Basielbe unter- 

wirft fi der Parifer Gonferenz«Declaration und theilt das der Bevöllerung 

durch eine Proclamation mit. 


—— 


* 
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Antwort auf die Declaration ber Pariſer Eonferenz: „Das 
Ergebnik der Gonferenzberathungen ift, ih darf Ihnen die Thatſache nicht ver» 
behlen, von den ganzen helleniichen Volke mit einem Gefühl peinlicher Anf⸗ 
regung aufgenonmen morden, und da die Minifterfrifis mehrere Tage an⸗ 
bielt, war es während dieſes Zeitraums unmöglid), das Echreiben Ew. Excellenz 
zu beantworten. Tas Gabinet, welchem ich anzugehören die Ehre babe, bat 
für jeine Pflicht erachtet, ſofort nad feiner Bildung den Inhalt der Erklärung 
und Ihrer Mittbeilung in Erwägung zu ziehen. Die Regierung de Königs 
bat mit Bedauern wahrgenommen, tab Sr. Maj. Geſandter in Paris nicht 
im Stande war, an der Arbeit der Conferenz Theil zu nehmen, ter unter 
geordneten Stellung wegen, weldde ihm dem Bevollmächtigten der Türkei gegen« 
über angewieſen worden war. Angeſichts der Einſtimmigkeit der ſechs curo⸗ 
päilden Großmädte und Ihrer eigenen Erklärung, welche dahin lautet, daß 
die Bevolimädtigien die Tebatte von den Thatſachen ablenkten und nur bie 
Kegeln des Verhaltens aufzuftellen beabfidtigten, welche die Beziehungen zwilchen 
Griechenland und der Türfei leiten follten, beeile ich nrich, Ahnen mitzutheilen, 
daß die Negierung den in der Erklärung der Gonferenz ent- 
baltenen allgemeinen Grundfägen internationaler Rechts— 
wijlenihaft beipflihtet und entſchloſſen iſt, ihre Haltung mit 
denjelben in Eintlang zu bringen Indem ih Ew. Er. um die 
Breundlichleit erfuche, diefe zuſtimmende Erlärung zur Kenntniß der Conferenz 
gelangen zu laſſen, gebe ih mich ter Hoffnung hin, daß die ſechs Großmächte 
mit Würdigung der Schwierigkeiten der Lage das Verlangen Öriechenlands aner⸗ 
fennen werden, fi ihrem Wunjche zu fügen und, jo viel in feiner Macht ſteht, 
zur Erhaltung des allgemeinen Friedens beizutragen.“ 

10. Sehr. (Deutfhland — Nordd. Bund: Preußen). Tas Abg.Haus lehnt die 
vom Eultusminifler v. Mühler beantragte Aufhebung des Urt. 25 der Ver» 
fafjung bez. Unentgeltlichleit der Vollsſchule mit 202 gegen 137 Stimmen ab, 

„ „ (Üefterreidslingarn: Oeſterreich). Die niederdfterr. Mitglieder des Abg.⸗ 
Haujeß berathen darüber, auch den Beſchluß des niederöfterr. Landtags bei. 
Einführung direeter Wahlen de Reichſsraths zur Sprache zu bringen. Lie 
Regierung erllärt. die Frage felbft in die Hand nehmen zu wollen. 

« » (Zürlei: Rumänien. Ber Fürft 1d8t die Kammer, in der die Partei 
des geftürzten Brationo noch die Majorität hat, auf und ordnet Reumahlen ar. 

11. „ (Türkei) Die Pforte beginnt die Autonomie der Sporadın zu breden 
und fie ſchärfer als bisher ihrem Regiment zu unterwerfen, was ihr auch ohne 
großen Widerfiand gelingt. 

„ . (Gpanien). Eröffnung der conftituirenden Corte, 

12. „ (Öriedenland). Die Regierung zieht ihre Truppen aus der bisherigen 
Kriegsftellung zurlid. 

13. „ (Deutſchland — Bayern). Tie Ubgeorbnetenlammer verwirft mit 92 
gegen 48 St. den Antrag auf Einführung des allg. und directen Wahlſyſtems. 

u. «a (Defierreid-Ungern: Oefterreih). Ter Kaifer verweigert den Beſchlüſſen 
derjenigen Landtage, welde im Schulaufſichtsgeſetze der Kirche theils einen zu 
großen, theils einen zu geringen Einfluß einräumen wollten, feine Sanction 
und octropirt den betrefienden Krenländern proviſoriſche Schulauffichtägejege. 

.0. — Die TI. Kammer genehmigt ein ihr von der Regierung vor⸗ 
gelegtes Geſetz, das jede Abtretung einer belgiſchen Eilenbahn an eine auß« 
wärtige Geſellſchaft von der Genehmigung der Regierung abhängig madt, 
mit 61 gegm 16 Stimmen. 

»  » (Türkei). Modification des Dinifteriums. Mithad Paſcha, die Seele wirk⸗ 
licher Reformen, wird. al& Gouverneur von Bagdad von Ronftantinopel entfernt. 

— „ (England). Die vorausfiätliche Berwerfung des Alabama-Bertrags dur) 
den Senat der Vereinigten Staaten ruft in England cine lebhafte Bewegung 
hervor. Die öffentliche Meinung ſpricht fih auf alle Gefahr Hin entichieden 
gegen jedes weitere Nachgeben auß. 
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15. Behr. (Deutfhland — Nordd. Bund: Preußen), Die Stadt Frankfurt 
will fi zu einem Receß berbeilafien, aber nur, wenn die Regierung fie mit 
3 Mil. abfinde Die Regierung will fih nur zu 2 Mill. berbeilaffen. 

„ . _(Sranfreih). Die officidfen Blätter ſprechen fich ſehr ungehalten über die 
belgiſche Regierung aus, die die Eifenbahnen nicht in die Hände Frankrei 
fallen laſſen will und laſſen über ihre Gelüfte nach einer allmähligen Annerion 
Belgiens feinem Zweifel Raum. 

16. „ (Defterreid-Ungarn: Oeſterreich). Die Regierung erflärt ſich bereit, 
dent Ausichuffe des Abg.⸗Hauſes die galiziſche Reſolution vorzulegen, wenn 
diefer fie darum fhriftlicy erfuche, nachdem er zugegeben hat, daß die Ro 
gierung dazu nicht verpflichtet fei. 

» » (Bereinigte Staaten). Das Repräfentantenhaus Ichnt einen Antrag 
auf Beltenerung der Staatsbonds ab. 

17. „ (Stalien). Ter Appellhof von Neapel anerfennt das Recht eines latholiſchen 
Prieſters, ein Ehe rechtsgiltig fchließen zu können. 

13. „ Die (Parifer Eonferenz) nimmt in ihrer Schlußfigung die Antwort 
Griechenlands auf die an dasſelbe gerichtete Declaration entgegen. Sowohl 
die Pforte als Griechenland ertlären fih zur Wiederaufnahme ihrer gegen» 
feitigen diplomatifchen Beziehungen bereit. Genehmigung des Schlußprotokolls. 
Dasſelbe beiagt: 

„... Der franzöfiihe Bevollmächtigte glaubt, ohne die Ergebniffe der 
Conferenz übertreiben zu wollen, daß ihre Bedeutung billigerweile nicht ber 
ftritten werden kann, indem die bei der Verſammlung vertretenen Gabinette 
glücklich den Conflict, der im Begriffe war, im Often auszubreden, abge 
wendet, und dadurch eine Urſache europäiicher Verwicklungen entfernt haben. 
Der Marquis de Lavalette schließt fi außerdem dem Yürften Metternich in 
der Hoffnung an, daß daß von der Gonferenz gegebene Beifpiel nidt 
verloren fein, und das kraft und im Geifte des Protokolls von 1856 vollen 
dete Friedenswerk als Präcedenzfall mehr und mehr angezogen werben möge, 
wo Differenzen durch gemeinfame Berathungen geichlichtet werden Tönnen.“ 

» » (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen) Das Abg.-Haus beichlicht 
nach heftiger Debatte gegen den Minifter Mühler einen Staatszuſchuß zu 
der Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe der Volksſchullehrer. 

„ (Belgien). Auch der Senat genehmigt mit 36 gegen 7 Stimmen das 
Geſeß, das die Abtretung belgiſcher Bahnen an ausländiſche Geſellſchaften 
vereiteln ſoll. 

„CGriechenhand). Die noch in Griechenland zurüdgebliebenen Candioten 
verlangen nunmehr auch, wieder in ihre Heimath zurückgeführt zu werden. 
Frankreich ſtellt hiefür Schiffe zur Verfügung. 

21. „ (Schweiz) Der Gr. Rath des Kantons Teifin entſcheidet fi für das 
Gotthard» und gegen das Qutmanier-Alpenproject, wodurch das letztere geradezu 
unmdglih gemadt wird. 

21. „ GErankreich). Die unabhängige Preffe läßt fi von der offlciöfen nicht 
fortreißen und tritt auf die Seite Belgiens. Die offlciöfe Preſſe wird dadurch 
genöthigt, wenigftens einigermaßen einzuziehen. 

»„ (Verein. Staaten). Beide Häufer des Congreſſes haben fich darüber ge 
einigt, das Wahlrecht der Farbigen in allem Staaten der Union dur ein 
Amendement zur Berfaffung feftäuftellen. 

22. „ (Beutihland — Nordd. Bund). Der Bundeslanzler trägt im Bundes⸗ 
rat) auf Vebertragung des Minifteriums und deß Etats der ausw. Ungelegen- 
beiten Preußens auf den Bund an. 

.„ (Zürt A) Die türkiichen Häfen werden den griech. Schiffen wieder geöffnet. 

„ (Deutfhland — Bayern). Die Abgeorbnetenlammer nimmt das ihr 
von der Regierung vorgelegte Schulgeieg, das die Schule von der Kirche un. 
abhängiger geftalten fol, ſchließlich mit 114 gegen 26. Stimmen an. 

24. „ (Schweiz). Der Bundesrath entjcheidet ſich dafür, die Frage einer Revifion 
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der Bundesverfafiung für dieſes Jahr in den Näthen von ſich aus nicht zur 
Berhandlung zu bringen. 

24. Febr. (Tänemark). Beide Thinge des Reichstags einigen ſich über den jähr« 
lichen Beitrag Dänemarks an die Yinanzen Islands. 

2. „ Gpanien). Die Cortes beftätigen den Marſchall Serrano als Haupt der 
proviforiihen Regierung. Derſelbe behält vorerft das bisherige Minifterium 
bei, dejjen Eeele der Kriegsminiſter Prim ift. 

26. „ (Beutfhland — Nordd. Bund: Preußen). Der Rece mit Branlfurt 

kommt nur dadurd zu Stande, dab der König die dritte Mill. der Abfin- 

dung aus feinen Privatmitteln beifligt. Der Finanzminifter bezeichnet dieß 

im Abg.⸗Hauſe als Gnadengeſchenk. 

(Deutſchland — Bayern) Die Abg.Kammer nimmt den neuen Civil⸗ 
prozeß mit 113 gegen 13 Stimmen an. 

GEFrankreich). Ber Geſetzgeb. ſtörper weist nach langer und heftiger Tebatie 
über die bisherige Finanzwirthſchaft der Stadt Paris den Geſetzentwurf bez. 
derſelben an die Commiſſion zurück. Der Eindruck der ganzen Debatte iſt der 
einer entſchiedenen Nicderlage der Regierung. 

.EGchweiz). Das Bolt des Kontens Thurgau genehmigt in allg. Abflim⸗ 
mung die ihm vom Verfafſungsrathe vorgelegte neue Verfaſſung mit Referen- 
dumm und Initiative. 

»„ (Berein. Staaten.) Beide Häufer de8 Congreſſes anerkennen die Ver: 
pflidtung der Union, Zinsen und Capital der Staatsbents in Gold auszu- 
zahlen. Ber ahtretende Präfident Johnſon ſanctionirt den Beſchluß nicht. 

— „ DDeſterreich Ungarn: Tefterreih), Die Regierung legt die benbfichtigie 
Wahlreform des Reichsraths vorerft wieder zurüd. 

— „ (Holland). Lebhafte Agitation für und gegen die confeffionsloje Schul⸗ 
neieggedung von 1857, namentlich auch mit Rüdjiht auf die bevorftchende 
Reumahl der II. Kammer. 


. März. (Deutfhland — Nordd. Bund). Sachen trägt im YBundekraih 
auf Errichtung eines Bundes⸗Oberhandelsgerichts und zwar mit dem Sitz in 
eipzig an. 
(England) Gladſtone legt dem Unterhaus feine Bill für Abſchaffung der 
iriſchen Staatskirche vor. 

— ,„ (Deutiäland — Bayern) Lebhafte Agitation in der Pfalz für Er— 
feßung der getrennten confelfionellen Schulen durch Communalſchulen. 

— „ (Deutfdland — Baden). Die römische Eurie beharrt darauf, dem Dom⸗ 
capitel von Freiburg cine Ergänzung der Sandidatenlifte für den erzb. Stuhl 
zu verbieten. Scr’elhe bleibt daher noch weiter unbeſetzt. 

— „ (Brankreih und Belgien). Officidje Verhandlungen bez. der Eiſenbahn⸗ 
frage. Der beigiihe Geſandte neyt von Paris nach Brüffel, der franzöſiſche 
(de la Gu6ronniere) von Brüffel nah Paris. 

„(Frankreich). Die Negierung fest im geſetzgeb. Körper nur mit äußerſter 
Mühe den Geſetzesentwurf bez. des neuen Anlehens der Etadt Paris durch 
mit 147 gegm 97 Stimmen. 

v (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen). Der Entwurf einer neuen 
Kreisordnung findet von Seite der Vertrauensmänner wenig Beifall. 

„ «. (Spanien) Die Eortes wählen eine Commilfion für Ausarbeitung eines 
BerfoffungsentwurfS. 

v (Berein. Staaten). Das Bepräfentantenhaus will die fpeciell gegen 
Präf. Johnſon erlaffene Aemterbeiegungsacte nunmehr wieder aufheben, der 
Senat verweigert jedoch feine Zuftimmung. 

» (Deutfhland — Nordd. Bund). Eröffnung des Reichsſtags. Thronrede 
den Königs von Preußen. 

„ (Berein, Staaten). Grant tritt die Präfidentichaft der Union an. In⸗ 
augurationsrede desſelben. 
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März. (Berein. Staaten) Präſ. Grant ernennt fein erſtes Cabinet. Ber 


Senat zwingt ihn zu Modificationen, 

(Deutihland — Nordd. Bund: Preußen) Schluß der Landtags⸗ 
jeifion durch den Minifterpräfidenten. 

(England). Die Regierung ſchlägt dem Parlament ſtarke Eriparungen 
in den bisherigen Ausgaben für Heer und Flotte vor. 

(Deutfhland — Bellen), Die II. Kammer nimmt den Militäretat nad 
ten nordd. Gejege von 225 Thlr. per Kopf an und fügt fih damit that- 
jählih dem preuß. Verlangen nad) Einführung des preuß. Gagenſatzes. 

Defterreih-Ungarn: Defterreih). Das Abg.⸗Haus beſchließt gelegentlich 
der Budgetberathung, den Biſchof Nudigier von Linz auf feine normalmäßige 
Dotation herabzuſetzen und die ihm bisher außerordentlich zugeſtandenen Ein» 
fünfte zu entziehen. 

(Norwegen). Ver Storthing beichließt die Einführung jährlicher Sefftonen. 
Der König fanctionirt den Beſchluß. 

(Deiterreih-AUngarn und Stalien) nähern fi einander jehr entidjieden. 
Die beiden Höfe überhäufen fi förmlich mit Artigleiten. 

(Frankreich und Belgien). Der franzöfiihe Gefandte kehrt von Paris 
nah Brüffel zurüd. Die Unterhandlungen über die Gifenbabnfrage treten 
vom Standpunkte officiöfer Bemühungen in dasjenige officieller Schritte. 
len weigert fi, die Verträge vom 30. Januar als Ausgangspunkt an- 
zunehmen. 

(Schweiz). Das Volt des Kantons Luzern genehmigt in allg. Abſtimmung 
die ihm von Gr. Rath vorgelegte repidirte Verfaffung. 

(Griechenland). Die noch zurüdgebliebenen Gandiotenfamilien fangen an, 
in ihre Heimath zurüdzufehren. Bon noch ca. 30,000 Köpfen kehren alle 
bis auf ca. 5000 zurüd, die fich definitiv in Griechenland angefievelt haben. 

(Berein. Staaten). Beide Häufer des Kongrefies erklären fi) neuer» 
dings für Zahlung der Bonds in Gold, Präfident Grant ſanctionirt den Be⸗ 
ſchluß fofort. 

(Rußland). In den norbweftlihen Gouverneinents wird ber polniſchen 
Bevölterung fogar der Gebrauch polniſcher Elementarſchul- und Lehrbücher 
verboten. 

(Türkei), Die Pforte erklärt fih ohne Erfolg gegen die officielle Diplo⸗ 
matie Rumäniens. 

(Deutfhland — Nordd. Bund). Der Reichstag erflärt fi wie in ber 
vorigen Sejfion neuerdings und zwar mit 140 gegen 51 Stimmen für ge⸗ 
jenlihe Sicherung der Wedefreiheit in den Landtagen oder Kammern der 
Bundesftaaten. 

(Defterreig-Ungarn: Defterreih). Das Abg.⸗Haus votirt das Landwehr⸗ 
geſetz als Ergänzung des Wehrgefeges, in dem Sinne, daß die Landwehr 
im Öegenfaß gegen die Honved⸗Landwehr⸗Armee in Ungarn lediglih eine 
ziveite Rejerve der activen Armee bildet, lehnt dagegen eine fbderaliftiiche Or⸗ 
ganifation der Landwehr nad Kronländern mit 81 gegen 59 Stimmen ab. 

(Sefterreih-Ungarn: Ungarn). Die Regierung ift bemüht, die bisherige 
Autonomie des fiebenbürgiihen Sachienlandes zu brechen, 

ee, Aufftand in Kereg. Derjelbe wird von den Truppen unterbrüdt. 

Zurkei: Aegypten). Die Schleufen bes Suezcanals werden geöffnet. Der 
Erfolg ift ein vollftändiger. 

(Deſterreich⸗ Ungarn: Defterreih). Das Abg.Hauß lehnt das ihm von 
der Regierung zugemuibete Landſturmgeſetz gänzlich ab. 

(Bortugal). Ein kgl. Decret vermindert die Zahl der Wbgeorbneten 
zur Deputirtenfammer: ftatt aus 179 ſoll diejelbe in Zulunft nur aus 107 
Dritgliedern beftehen. 

(Frankreich). Der Geſetzgeb. Körper verwirft den Antrag der Oppofition, 
für 1870 nur 80,000 M. Recruten zu beivilligen, und votirt wie bisher jeit 
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1866 bie vollen 100,000 Dann. Niel gefteht, daB die Organifation ber 
mobilen Rationalgarde (Landwehr) auf vielfache Schwierigleiten ftoße. 

21. März. (Spanien). In Madrid wird eine proteftantiiche Kapelle äffentlih und 

feierlich eingeweiht. 

» u» (Griechenland) nimmt feine diplomatiſchen Beziehungen zur Pforte 
wieder auf und ernennt Rhangabe zum Geſandten in Konftantinopel. 

3. „ BDeutigland — Württemberg) Die Nachwahlen zum Zollparlament 
fallen wiederum entſchieden antipreußiſch aus. 

„ (Krankreih und Belgien) vereinbaren eine gemeinſame Grffärung ber. 
der Eiſenbahnfrage. Die Differenz fol durd eine gemiſchte Commiſſion er» 
ledigt, die Verhandlungsbafis derjelben aber erft feſigeſetzt werden. Ber bel« 
gijche Minifterpräfident geht zu diefem Behuf jelber nad) Paris. 

»„ (Branlreid). Der Kaiſer behandelt im Staatsrath die Abſchaffung der 
ÜrbeitersDienfiblier wie eine Haupt- und Staats⸗Action. Die öffentliche 

inung kann eine folde darin nicht erkennen, 

5 „ (Turkei: Rumänien, Die Pforte gejteht Rumänien das unbeidhränlie 
Munzrecht zu, aber unter Bedingung. Rumänien nimmt die Gonceifion an, 
ohne fi an die Beringung zu halten. 

27. „ (BSefterreiä-Ungarn: Ungam). Bas Reiultat der Landtagswahlen beläßt 
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der Deakpartei die Majorität. Doc ift diefelbe weſentlich geſchwächt aus dem 
Wahltampfe hervorgegangen. 

„ (Türkei: Montenegro), Große Tauffeierlichleiten in Eettinje Der Kaifer 
von Rußland iſt Taufpathe und jein Stellvertreter benützt die Gelegenheit 
zu einer flavifhen Demonftration. 

»„ e (GBriedenland). Der König verfügt die Wuflöfung der Kammer und 
ordnet Reumahlen an. 
Sl. „ (Bawch). Die Regierungen des Rorbd. Bundes, Spaniens und Badenß 
erflären fi für das Project einer Gotthard-Alpenbahn und zwar mit Aus⸗ 
ſchluß aller andern Projecte und fellen dafür Subventionen in Ausfiät. 
» (Berein. Staaten). Beide Käufer des Eongrefieß verfländigen fi) über 
eine wenigſtens etwelche Mopification der Yemterentiegungsacte. 


1. April. (Frankreich). Debatte des gejehgeb. Körpers über die officiellen Can⸗ 
bidaturen. Die Regierung erflärt, auf diefelben nicht verzichten zu wollen. 

2 „ EFrankreich). Generalvebatte des geſetzgeb. Körpers über das Budget 

für 1870. Thiers dringt neuerdings auf die Einführung der Miniſter⸗ 
verantwortfichkeit. 

„ (Griedenland). Der neue Finanzminiſter conflatirt. die von Bulgaris 

noch vollends zerrültete Finanzlage des Landes. 

» (Deutihland). Wiebereröffnung der am 81. Yuli 1867 vertagten Bundes⸗ 

liquidationscommilfion in München. 

— „ (Deutihland — Württemberg). Ber Yünftige Thronfolger wird bes 
hufs feiner militärischen Ausbildung nach Berlin gefchidt. 

— „ (BDeutfäland — Baden). Die ultramontane und die großbeutfchedemos 
kratiſche Partei geben fih die Hand zu einer Agitation behufs Einführung 
des allg. und directen Wahlrechts und Auflöfung des gegenwärtigen Landtags. 

— „, (Rußland). Der polniſche Biſchof von Auguſtowo. Graf Lubienski, ruft 
feinen Delegirtn im romiſch⸗katholiſchen Kollegium in St. Petersburg ab. 
Er wird dafür aufgehoben und foll ins Innere von Rußland transportirt werben, 
ftirbt aber auf dem Wege in Niſchni⸗Rowgorod. 

— ,„ Mußland). Dur k. Ulas werden aud die Kronbauern in den Oſtfee⸗ 

provinzen emankipirt. 

. „ (Spanien). König Yerdinand von Portugal Iehnt die ſpaniſche Krone ab. 
— Beginn der Debatte Über den Berfaflungsentwurf. 
vw (BDeutihland — Rordd. Bund). Weidstag: der Abg. Hagen bringt 

die Verordnung des WBundespräfidenten vom 22. Der. 1868 bez. Befreiung 
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der Offiziere von Communalabgaben zur Sprade. Die Yrage wird zunächf 

einer Commiſſion zur Prüfung überwiejen. 

6. Apr. (Zürkei: Rumänien). Neuwahlen zur IL Kammer: Die Partei Bratiano 
unterliegt in derjelben vollftändig und bildet in der neuen Kammer nur mehr 
eine Kleine Minderheit. 

»„ (England). Der Winanzminifter legt den Unterhauje dag Budget für 
1870 vor. Dasſelbe ſchließt zu allgemeiner Ueberrajhung mit einem neuen 
Ueberſchuß, der wiederum zur Abſchaffung mehrerer läftiger Steuern verwen⸗ 
det werben ſoll. 

» er (Branlreid) Die Regierung und die Mehrheit des gel. Körpers Ichnen 
1% Bemilligung eines weiteren Zujchufies für Penfionen ausgedienter Schul⸗ 
ehrer ab. 

9. „ (Reutihland — Bayern). Fürft Hohenlohe regt durch Circulardepeſche 
eine gemeinſame Berftändigung der europ. Regierungen bez. ihrer Haltung 
dem bevorftehenden vaticaniihen Concil gegenüber an. 

„ (Srankreih). Debatte des geießgeb. Körpers über die Haltung Frankreichs 
gegenüber dem bevorftehenden Concil. Die Regierung erklärt, der Theilnahme 
der Biſchöfe nichts in den Weg legen zu wollen, ift aber nod nicht entſchloſ⸗ 
jen, ob fie fih auch ihrerjeitS auf dem Concil vertreten lafien will, wie auf 
früheren Concilien. 

10. „ (Deutfhland — Bayern). Beide Kammern einigen fi) bez. des neuen 

Gemeindegejeßes. 

(Frankreich). Debatte des geichgeb. Körpers über die auswärtigen Ange 
legenheiten. Die Majorität ift mit der Regierung Über die Erhaltung des 
Friedens einverftanden, wofern Preußen ſich innerhalb der Beſtimmungen des 
Prager Friedens hält. 

„» (Berein. Staaten). Präfident Grant dringt in einer Votſchaft an den 
Congreß auf endliche Reconftruction der noch nicht reconftruirten Südſtaaten. 
Beide Häufer entipreden dem Verlangen und criheilen Grant Bollmad- 
ten dazu. 

12. „ (Franfreih u. Belgien). Frere-Drban übergibt der franz. Regierung 

einen Entwurf behufs Loſung der Eifenbahnfrage; derjelbe läuft auf eine bloße 
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Tarifconvention hinaus. 

„ „ (Italien). Der Kriegsminiſter legt dem Parlament den Entwurf einer 
Armee-Reorganifation vor. 

13. „ (Bänemarl) Der König löft das isländiſche Althing auf und orönet 
Neuwahlen an, um der neuen Vertretung der Inſel einen umgearbeiteten 
Entwurf eines Berfafiungsgejeßes vorzulegen. 

,„ (RBerein Staaten). Der Senat nimnıt den mit England abgejdloffenen 
Raturalifirungdvertrag an, verwirft dagegen den Alabamaverirag mit allen 
gegen bloß eine Stimme. 

14. „ (Deutjhgland — Rordd. Bund) Hamburg trägt als Zwiſchenzug 
gegen das beabfichtigte Bundes⸗Oberhandelsgericht auf ein oberſtes Bundes» 
gericht Überhaupt an. Der Bundesrath geht nicht darauf cin. 

„ (Deutidland — Bayern) Beide Kammern einigen fi bez. des neuen 
Armengejetzes. 

„GFrankreich). Die Agitation für die bevorſtehenden Wahlen zum 
geſehgeb. Körper ift bereitS in ganz Frankreich eine ſehr lebhafte. 

16. „ (Deutfhland — Nordd. Bund). Ter Reichstag ſpricht ſich gegen die 
Anficht des Bundesfanzler8 mit 111 gegen 100 Stimma für Erridtung 
verantwortlicher Bundesminifterien aus. 

17. „ (Oefterreig-Ungarn: Oeſterreich). Der SKaifer ernennt ben Orafen 
Taaffe mit Zuftimmung jämmtliher Minifter definitiv zum Miniſter⸗ 


präfidenten. 
u» (Schweden). Der Reichstag lehnt den Entwurf zu einer Reorganijation 
der Armee ab, 
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17. Apr. (Aufland). Die den polntichen Guisbeſitzern der nordweſtlichen Gonver⸗ 
nements willkurlich auferlegte außerordentlie Steuer wird etwas ermäßigt, 
aber dafür zu einer bleibenden gemadht. 

18. „ Gchweiz). Das Bolt des Santons Züri genehmigt in allgem. Abſtim⸗ 
mung die ihm vom m Berfafjungsrathe vorgelegte neue Berfafjung mit Refe⸗ 
rendum und Initiati 

19. „ (DOefterreid- Unger n: Deſterreich). Der Sertefumgtansiär unterzieht 
die galiziihe NRefolution feiner Specialberathun 

„ (&rantreih u. Belgien). Die feanzdflhe Regierung erllärt den Bor 
ſchlag Belgiens vom 1 M. für unannehmbar. Froͤre verlangt einen 
ſchriftlichen Gegenantrag. 

20. „ GDeutſchland — Bayern). Die Ab -Ramımer Sefkiammt als Ei 
führungstermin für den neuen Givilprozeß den 1. Yuli 1 

„ (Defereid-Ungarn: Oeſterreich). Der Beipäcaih —28 ſeine Dele⸗ 
gation. Die Polen betheiligen ſich an der Wahl 

C(Turkei: Serbien) erhält von der Pforte das Zugeſtändniß, Handelsver⸗ 
träge felbftändig abſchließen zu dürfen. 

22. „ (Deutfdland — Rordd. Bund) Der Reichstag genehmigt den auf das 
Budget de8 Bundes für 1870 übertragenen Etat des Auswärtigen. 

„ (Deutfdland — Bayern). Weußerungen des jejuitiich gefinnten Biſchofs 
von Regensburg in Schwandorf. 

„ (Defterreid-Ungarn: Ungarn). Eröffnung des Landtags. Die Thron 
rede jucht eine Aera innerer Reformen zu inauguriren. 

« « (Deferreid-lingarn: Ungarn). Die Regierung hebt daß bisher noch 
beftandene Gubernium in Rlaujenburg auf: die Einverleibung Siebenbürgens 
iR damit eine vollländige. 

. (Säweiz). Die am Gottharbprojerte betheiligten Kantone und, Eiſen⸗ 
bahngeſelljichaften verzichten auf jede Subvention für das Unternehmen von 
Seite der Eidgenoſſenſchaft. 

23. „ (Deutihland — Rordd. Bund). Der Bundesrath lehnt die vom Reicht» 
tag beichloffene Nedefreibeit für die Mitgliever aller Sandtage des Bundes ab 
und beichließt das Geſetz —8 den Unterſtützungswohnſitz einer Umarbeitung 
zu unterwerfen, d. h. in der von Preußen vorgeſchlagenen und im Ausſchuß 
nur mit — durchgeſetzten Yaflung zu verwerfen. 

Meutſchland — Bayern), Die Reichſrathökammer modelt daB Schul⸗ 
geſetz im Intereſſe der Kirche weſentlich um und nimmt das jo veränderte 
Beleg mit allen gegen 9 Stimmen an. 

24. „ (Deutidland — Norbd. Bund) Der Reidntag gefteht die Erhöhung 
der Marineanleihe von 10 auf 17 Mil. Thlr. 

„ (Oefterreig-Ungarn: Defterreih).. Das Kos. "Hans genehmigt das ihm 
von der Regierung vorgelegte jehr liberale Volksſchulgeſetz. 

„Grankreich u. Belgien). Die Unterhandlungen einen ins Stoden zu 
gerathen. röre droht mit feiner Abreife. Audienz deſſelben beim Sailer. 
Es wird eine Berbandlungsbafis gefunden. Froͤre bleibt wieder und unter 
Br weiter. 

v (Italien). Der Winanzminifter legt der II. Kammer da8 Budget für 
” 1869 vor und ein Syſtem von drei 1 Mabregeln behufs Dedung des Deficitß. 

25. «. (Deutfhland — Bayern) Die Abg.-Rammer gibt dem Widerſtande 
der Regierung nad und verzichtet darauf, aud die flehende Armee für ges 
meine Vergehen und Verbrechen den bürgerlichen Gerichten zu unterftellen, 
um die Reuorbnung der Militärfrafrechtöpflege zu Stande zu bringen. 

.- «= (Schweiz). Die Landgemeinde von Appenzell J. Th. verwirft die ihr 
vorgelegte neue Berfafiung. 

26. „ (Deutfhland — Nordd. Bund) Die Negierung Eimbigt dem Reichstag 
eine ganze Reihe von Borfchlägen für neue Steuern an. 

u  « (Deutihland — Bayern). Die Abg.-Kamıner —8 die Modificationen 
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des Reichßbraihs im Schulgefeh, der Neichsrath beharrt jedoch darauf und 
bringt damit das neue Schulgeſetz zu Fall. 

26. Apr. (Frank reich). Nah Bewilligung des ordentliden und außerorbentlichen 
Budgets für 1870 und eines Geſetzes, das nad dem Vorſchlage des Kaifers 
zur eier des hundertiährigen Geburtätages Napoleons jedem alten Soldaten 
der Republit und des Kaiferreihs 250 Fr. Penfion ausfet, werben die 
Rammern geſchloſſen. 

27. „ (Frankreich u. Belgien) Froͤre⸗Orban unterzeichnet in Paris ein Pros 
tokoll für Löfung der Eifenbahnfrage: es fol eine gemijchte, nicht⸗politiſche 
Commiſſion eingejeht werden. Die Gefahr für Belgien ift abgewenvet. fyrere 
ehrt von Paris nah Brüſſel zurüd. 

28 „ (Deutfchland — Nordd. Bund), Der Reichstag ſpricht fi) mit großer 
Mehrheit für Erweiterung der Competenz de Bundes auf das gefammte 
burgerliche Recht, das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren einjchließlich 
der Gericht3organifation auß. 

28. „ (Deiterreih-Ungarn: Defterreih). Die Regierung hebt die im Oct. v. J. 
über Böhmen verhängten Ausnahmsmaßregeln wieder auf. Die czechiſche 
Preſſe ſchlägt ſofort wieder den alten Ton an. 

„ (Schweden). Ber Reichstag beilicht, den Entwurf zu einer neuen Unions⸗ 
acte mit Norwegen biß zur künftigen Seflion ruhen zu laſſen. 

29. „ (Defterreih:lingarn; Deiterreih). Der Berfaflungsausihuk des Abg.⸗ 
Haufes beſchließt, demjelben bich die Verdoppelung der Mitgliederzahl des 
Haufes zu beantragen, dagegen die Frage einer Wahlreform und diejenige 
einer Kürzung der Wahlperioden der Würdigung der Regierung zu empfehlen. 

.» (Defterreig-Ungarn u. Breußen). Differenz und officidjer Zeitungs⸗ 
trieg wegen Beröffentlihung einer Depeſche Bismards aus dem Jahre 1866 
durch Defterreidh. 

— „ (Brantreid). Fortgang der Wahlagitation. Die Strömung iſt ent- 

Ichieden gegen eine Foridauer des jog. perjönlichen Regiments. 


1. Mai. (Deutſchland). Der Ausſchuß des deutichen Proteftantentags ladet die 
deutfchen Broteftanten zu einer großen Verſammlung nad Worms ein. 
» Defterreid-Ungarn). Der Reichskanzler Graf Beuft glaubt fi) auch 
über die franz.belgifche Differenz Außern zu müſſen und zwar auffallend zu 
Bunften Frankreichs. Die öffentlihe Meinung ſpricht fi entſchieden mißbil- 
figend darliber aus. 
— „ (Deutfhland — Baden). Die ultramontane, die großdeutiche und die 
Boltspartei nehmen die Agitation gegen die Negierung und die Mehrheit der 
II. Kammer mit allem Nahdrud in die Hand. 

8 „ (Deutihland — RBürftemberg). Der greife Biſchof von Rottenburg + 
in Folge der von Rom erlittenen Anfechtungen. 

„ (Stalien). Die Permanenten machen ihren Frieden mit der Regierung. 
Soffnung einer genügenden und feften Majorität für biefe in der II. Kammer. 

4. „ (eutſchland — Nordd. Bund). Der Reichstag genehmigt den Vorſchlag 
zur Errichtung eine® Bundesoberhandelsgerichts in leipzig. 

„ (DOefterreid-Ungarn: Defterreih). Das Abg.Haus nimmt für Gis- 
Ieithanien die Bezeichnung Kaiferthum Befterreih neben ‚dem Königreih Un⸗ 
garn als einfache Gonfequenz der Bezeihnung DefterreieUngarn für die 
ganze Monardie an. 

Geutſchland — Rordd. Bund) Der Reichstag nimmt den Antrag 
des Abg. Walde auf Bewährung von Diäten für feine Mitglieder mit 109 
gegen 94 Stimmen an.. 

„ (Defterreih-Uingarn: Deſterreich). Der Biſchof Rudigier von Linz, des 
Verbrechens der verfuchten Störung der Öffentlichen Ruhe angeklagt, muß ge» 
waltfam vor daB weltliche Bericht vorgeführt werden. 
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5. Mai. (Spanien). Die Cortes genehmigen die Urt. 20 u. 21 des Berfaffungs- 


6. 
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10. 


12. 


13. 


15. 


17. 


18. 


19. 
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entwurf8, der wenigftens die bisherige Slaubenseinheit Spaniens durchbricht. 

„ (Türkei), Der Sultan hält bei Gelegenheit jeine® Beſuchs bei der Pforte 
neuerdings eine Art Thronrede. Kurz zuvor hat die Pforte auch ein diploe 
matifche® Rothbuch, ganz wie andere europ. Regierungen, veröffentlicht. 

„ (England). Die Bill für Abſchaffung der iriſchen Staatskirche hat, wenn 
auch nicht unbeihädigt, doch im Ganzen glüdlic das Unterhaus paflirt und 
geht nun ins Oberhaus. 

» (Italien). Das Gabinet gibt feine Entlaffung, um ein der neuen Majo⸗ 
rität entipredhendes Minifterium zu ermöglichen. 

„ (Schweiz). Der Bundesrath unterfagt Mazzini den ferneren Aufenthalt 
in den an alien und an Frankreich grengenden Kantonen. 

. Pie weiz). Der Gr. Rath des Kanton Teſſin beichließt eine Reviſion der 

affung. 

„ (Berein. Staaten). Bollendung der Pacific⸗Eiſenbahn. 

„ (Defterreid-Ungarn : DOcherreih). Das Abg.⸗Haus des Reichtraths ber 
ſchließi, Angeficht des nahen Schlufies der Seffion ſowohl die galiziiche Neſo⸗ 
Iution als die Wahlreform des Reichſraths nnerledigt von der Tagesordnung 
abzufegen. Die Polen protefliren gegen den Beſchluß und lehnen die Berants 
wortlichleit für die Folgen ab. 

» (Deutigland — NRordd. Bund) Der Reichstag verwirft den am 
5. Mai in zweiter Lefung angenommenen Antrag auf Gewährung von Diäten 
in dritter Leſung mit 110 gegen 100 Stimmen. 

» (Italien). Neubildung des Cabinets Menabrea aus den verſchiedenen Frac⸗ 
tionen der neuen Majorität. 

„ (Kürklei). Der Sultan beftätigt einen von Daud Paſcha in Paris ab» 

eichlofienen Eiſenbahnvertrag. Derſelbe jcheitert jedoch ſchließlich an der 
—* der doſſerr. Süpbahngelelichaft. 

„ (Zürtei: Aegypten). Der Bicelönig einigt fi mit dem Engländer Baler 
über eine Expedition in die Gegenden des weißen Rils bebufs Unterdrückung 
des Sclavenhandels an einer feiner Sauptquellen und zugleih behufs Aus» 
dehnung der Haft des Bicelönigs in jenen Gegenden. 

„ (Ueterreid-Ungarn) lehnt die bayriihe Anregung bez. Schritten der 
Borficht gegen das bevorflehende Concil gleich Frankreich ab, 

„ (Befterreig-Ungern: Oeſterreich. Schluß der Seffion des Reichstags. 
Die Thronrebe des Kaiſers wirft einen befriedigten Rüdblid auf die Reſul⸗ 
tate der Gejeßgebung für Oeſterreich ſeit dem Ausgleih mit Ungarn. 

„ (Zürkei: Serbien). Die Pforte zieht auch aus den kleinen ferbifchen 
Seftungen ihre bisher dort noch gehaltenen Barnifonen zurüd. 

„ (Türkei: Aegypten). Der Vicelönig tritt eine Reife an die Höfe der europ. 
Großmädte an, um die Souveräne zur feierlichen Eröffnung des Suezcanals 
einzuladen und zugleich über eine Modification reip. Aufhebung der bisherigen 
og. Eapitulationen zu unterhandeln. 

» (Deutigland — Nordd. Bund) Zu Unterflüsung der Steuervorlagen 
der Regierung läßt der preußiſche Finanzminiſter dv. d. Heydt eine Denkſchrift 
über bie (jehr bedenklich gejäilderte) Lage des preuß. Staatshaushalts unter 
die Mitglieder des Reichstags vertheilen. 


„ (Berein. Staaten). Motley gebt ftatt Rev. Johnſon als Gefandter 
nad London. Seine Jnftructionen geben dahin, die Alabamafrage vorerft 
ruhen zu lafien, dagegen im Uebrigen mit England möglichft gute Beziehun- 
gen zu pflegen. 

» (Spanien). Die Gorteß genehmigen mit 214 gegen 71 Stimmen den 
Urt. 33 des Berfaffungsentwurfs, der bie monacehilihe Staatsform aufrecht erhält. 

» (Deutiäland — Bayern). Allgemeine Landtagswahlen: Die jogen. 
potriotijche (antipreußiiche) Partei erringt mit 79 gegen 75 Stimmen das 
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Uebergewicht in der Tünftigen zweiten Kammer, während die erſte oder Neicht- 
ratbslammer ihr ohnehin angehört. 


. Mai. (Deutfhland — en) Gegenüber der großdeutich-bemotratifch-ultra- 


montanen Agitation fchließen fi die Regierung und die Partei der Majorität 

der II. Kammer wieder enger an einander an. 

„ (Yrantreih). Allgemeine Wahlen zun gejehgeb. Körper. Das Nefultat 
iſt nicht antidynaſtiſch, aber entſchieden gegen die Fortdauer des perjönlichen 
Regiments und für die Wiederherftelung wenigſtens eines gemäßigten Par⸗ 
am gataismus. In Paris fiegt die äußerſte Linke. Wiederholte Unruhen 
in Paris. 

fItalien). Attentat auf den öfterr. FML. Crenneville in Livorno. 

C(Deutſchland — Rordd. Bund u. Baden) ſchließen einen militärischen 

FreizügigfeitSvertrag mit einander ab. 

(Spanien). Die Republifaner fangen an, fih in fog. Föderativverträgen 
provinzenweiſe zu organifiren. 

(Geutſchland — Heſſen). Sie I. Kammer verſucht e8 faft einftimmig, 

fih der Verordnung des Bundespräfidenten, die Offiziere den Gemeindefteuern 

zu entziehen, zu erwehren. 

(Deutigland — Rordd. Bund). Debatte des Reichstags Über die 
Verordnung des Bundespräfiviums bez. Befreiung der Offiziere von Com⸗ 
munallaften. Die Mehrheit begnügt fi, eine gefetliche Regelung der Trage 
zu wünſchen. 

. (Griehenland). Die Neuwahlen zur Kammer ergeben eine völlige Rieder- 
Inge der Partei Bulgaris, aber auch für die neue Regierung feine ganz fefte 

ajorität. 

» (Deutiäland — Bayern). Circulardepeſche des Fürſten Hohenlohe 
über das Nejultat der Landtagswahlen. Der Fürſt ift noch in der irrigen 
Idee befangen, daß die patriotifge Partei in der neuen Kammer nicht die 
Mehrheit habe und fih bald eine Scheidung in derjelben bilden erde. 

„ (Deutihland — Baden). Der Großherzog erklärt fih entihieden für die 

Regierung und die fie ftügende nationalsliberale Partei und gegen die ultra» 

montansgroßdeutich-demofratifche Agitation, deren Adrefie er ablehnt. 

(Ztalien). Die Regierung kann in der IT. Kammer doch nicht auf eine 
feſte Majorität rechnen. Dieſelbe vermwirft die erfte der drei Finanzmaßregeln 
der Regierung für Tedung des Deficits. 

.» (Beutfchland). Großartige Proteftantenverfammlung in Worms. Diefelbe 
bejchließt eine Erklärung gegen die Einladung des Papfts, in die Gemeinfchaft 
der fath. Kirche zurüdzufehren. 

„ (Deutfhland — Nordd. Bund). Der Reichstag flieht feine Verhand⸗ 
[ungen über die ihm vom Bundesrath vorgelegte und vielfach in liberalem 
Sinn amendirte Gewerbeordnung für den Bund und nimmt die Wechicl- 
ftempelfteuer an, verwirft dagegen die Erhöhung der Branntweinfteuer mit der 
impojanten Mehrheit von 202 gegen 15 Stimmen. 

» (Seutidland) Um Rhein madt fi eine gewiſſe Oppofition gegen die 

von Rom bez. des bevorftehenden Concils verfolgten Abfichten bemerkbar. 

(Deutihland — Luremburg) Die Feftungsiwerle find nad der franz. 
Ceite hin wenigſtens theilweife nunmehr abgetragen, nach der deutſchen Seite 
hin ftchen fie noch ganz unverjehrt da. 

»„ (Türkei). Die ruſſiſche Synode ſtellt fi in der bulgariſchen Kirchenfrage 

auf die Seite des griechiſchen Patriarchen gegen die Pforte, die den nationalen 

Wunſchen der Bulgaren gerecht werden möchte. 

(Türkei: Montenegro) verlangt von der Pforte neuerdings die Abtretung 
des Hafens von Spizza. Rußland und Preußen unierftügen das Geſuch; Defter« 
zei lehnt eine gleiche Unterflügung ab. Die Pforte jhlägt das Begehren 
rund aD, 
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1. Juni. (Deutſchland — Norbb. Bund). Der Reichstag Ichnt and die Börfen- 
feuer mit 128 gegen 73 und die Braumalzftener mit 152 gegen 48 Stimmen 
ab. Die Gtewerprojecte der preußiſchen Regierung find damit bez, des Reichs- 
tags definitiv geicheitert, 

„ (Spanien). Die Cortes nehmen die neue Verfaſſung als Ganzes mit 214 
gegen 56 Stimmen an. 

» „ (Beutidland — Nordd. Bund), Der Reichstag erflärt fi Für voll- 
Rändige Gleichſtellung der Eonfeffionen dur Annahme eines aus feiner Initia⸗ 
tive herborgegangenen Geſeyeſentwurfs. 

»_  « Gpanien). Die von der Regierung bewaffneten Freiwilligen auf Euba zwin⸗ 
gen den Beneralftatthalter der Inſel, General Dulce, diejelbe zu verlaffen. Die 
Regierung muß es ee Lafien und erfegt Dulce durch Eaballero de Rodaß. 

3. „ (Deutihland — Zollverein). Eröffnung des Zollparlaments. 

= _ e« (örantreig — Belgien) Die franzsbelgiihe Eommiffioen behufs Lö. 
fung ber eifenbabnfenge beginnt ihre Arbeiten in Paris, 

„ (Bentihland — Rordd. Bund: Sadfen). Die allg. Wahlen zum Land- 

tage ergeben ein Uebergewicht der liberalen Fractionen. 

— 2 (Rom). Die vorbereitenden Arbeiten für tas Concil find meift vollendet. 
Inzwiſchen wird darüber das größte Geheimniß gefordert und beobachtei. 

5. „ (England) Eine Berfammiung torpftiicher Peers beſchließt, die iriſche 
Kirchenbill gänzlich zu verwerfen. Agitation für und gegen die Bill. 

»„  # (Italien). Die Linte der II. Kammer klagt einzelne Mitglieder der 
Majorität der Beſtechung an. Der Abg. Major Lobbia will fogar Beweiſe 
in Händen haben. Die Kammer beſchließt, eine Unterjuchung einzuleiten. 

-  « (Griechenland). Die Blokadebrecher Enofis und Kreta, in Wahrheit 
jchon lange Eigenthum der Regierung, gehen nunmehr öffentlich in dasjelbe über. 

6. „ Echweiz). Die dftlihen Kantone laflen das Projed einer Lukmanier⸗ 
Alpenbahn als unmöglich geworden fallen und beichließen, dem Gotthard den 
Splügen entgegen zu jegen. 

7., (Branlreid) Die Nachwahlen zum gejeßgeb. Körper fallen für die Re 
gierung ungünftig aus. In Paris gewinnen indeß die gemäßigten Republi- 
faner doch wieder die Oberhand, 

=. (Rußland: Oſtſeeprov.). Prof. Schirren in Dorpat wird wegen feiner 
Bertheivigungsichrift für die Rechte der Provinzen gegen die Angriffe des 
Rufen Samarin feiner Stelle entjegt und geht nad Deutihland. 

8. „ (Sollend). Die Neuwahlen zur zweiten Kammer ſichern der Tiberalen 
Bartei definitiv die Oberhand, indem das Reultat 49 Liberale gegen 81 Gon- 
fervative ergibt. 

13. „ (Ztalien. Das Minifterium zieht feine Vorlagen behufs Dedung des 
Deficits zurüd, da die Berwerfung derſelben durch eine Majorität der II. Kam- 
mer bereit8 außer Zweifel ftebt. 

14. „ (Deutihland — Helen). Die Oppofition bringt die Mainzer Con⸗ 
vention neuerdings zur Sprache, jedoch ſchließlich ohne Erfolg. 

=  e« (Spanien). Der Herzog v. Montpenfier kehrt von Liſſabon nad Spanien 


zurück. 

15._ „ (Spanien). Die Cortes ſetzen, bis ein König gefunden fein wird, proviſoriſch 
eine Regentihaft ein und wählen Serrano zum Begenten. 

»  « (Italien). Angeblicher oder wirklicher Mordanfall auf den radicalen 
Abo. Major Lobbia in Florenz. 

— „ (Rußland). Aufſtand der Kirgiſen im Gebiete Uralsk, weil ihnen eine 
Rrammere Organifation auferlegt werden foll. 

—  „ (Zürkei). Die Pforte beſchwert fi über die Reife des Vicekdnigs von 
Aegypten an die europ. Höfe und über die Politik desſelben überhaupt und 
verlangt eine ftrengere Unterordnung desfelben unter ihre Suzeränetät. 

=  w_(Berein. Staaten), Die Regierung verhindert Gxpebitionen zur Unter: 
Kütung der Inſargenten auf Cuba. 


99 


20 Allgemeine Ehrenik. 


16. Zuni. (Deutſchland — Soflverein). Bollparlament: die Regierungen legen ihm 
einen neuen Zolltarif vor; eine Reihe von Zollabgaben ſoll theils ermäditigt 
theils ganz aufgelaflen werben, aber nur gegen Bewilligung des im vorher⸗ 
gehenden Jahre bereit3 abgelehnten Petroleumszolls. Derjelbe wird jedoch 
wiederum mit 155 gegen 93 Stimmen abgelehnt. 

» (Branktreid). Ein Brief des Kaiſers an den Abg. Madau läßt Darauf 
fhließen, daß der Kaiſer nicht geneigt ift, dem im Wahlrefultat zu Tage ge 
tretenen Fingerzeige fi anzubequemen. 

(Schweiz) Die geiltlihe Synode des Kantons Bern erläßt einen Hirten⸗ 
brief gegen die wachſende Thätigkeit der kirchlichen Reformpartei. 

17. „ (Deutigland — Zollverein, Das Zollpgarlament gefteht den Re- 
gierungen eine Erhöhung der Nübenzuderfteuer von 7% auf 8 Sgr. mit 143 
gegen 100 Stimmen zu. 

. (Deutfhland — Nordd. Bund: Preußen). Geierlide Einweihung des 
neuen Rriegshafend an der Jahde durch den Konig felbft. 

„ (Beutfhland — Württemberg). Prof. Hefele in Tübingen wird ein- 
fimmig zum Biſchof von Rottenburg gewählt. Derfelbe ift der römischen 
Eurie leinegweg3 persona grata, doch kann fie gegen die Wahl und die 
Perſon nichts einwenden. 

18 „ (Deutigland — Nordd. Bund: Anhalt), Der Landtag will bez. 
der Auseinanderjegung zwifchen dem Herzog und dem Bande bez. der Domänen 
dem erftern nit ganz zu Willen jein. 

20. „ (Schweiz) Das Bolt des Kantons Yargau verwirft in allg. Abflimmung 
die Einführung des ihm vom Gr. Rathe vorgeichlagenen bloß facultativen 
Neferendums,. 

17. „ (BDänemarf). Der König Ipricht bei Gelegenheit des Königsſchießens feine 
fortdauernde Hoffnung auf Wiedervereinigung Rordichleswigs aus und deutet 
auf die Möglichkeit neuer Friegeriicher Verwicklungen hin. 

21. „ (Deutſchland — Zollverein). Das Zollparlament lehnt den geforderten 
Petroleumszoll auch in der Schlußberathung der Tarifvorlage mit 157 gegen 
111 Stimmen ab. Die Regierung zieht die Vorlage zurück. 


22. „ (Deutihland — Zollverein) Schluß des Zollparlaments. 

» # (Deutihland — Rordd. Bund) Schluß des Reichstages. 

e « (Türkei: Rumänien). Die Regierung löst aud den Senat auf, 

.„ » (Türkei: Serbien), Zufammentritt der Rationalverfommlung behufs einer 


Vereinbarung einer neuen Berfafiung. 

23. „ (Deutihland — Rordd. Bund: Anhalt) Der Landtag gibt in der 
Domänenfrage dem Herzog jchlieklic) doch nad). 

24. „ (Frankreich). Verſammlung der Parijer Friedensliga. Neben DR. Che⸗ 
valier ꝛc. nimmt aus PD. Hpacinthe daran Antheil. 

25. „ (Deutichland — Rordd. Bund). Der Bundesrath lehnt den Beſchluß 
des Reichſtags für Auspehnung der Bundescompeten; auf das gefammte 
bürgerliche Recht ab. 

238. „ (HSrantreih). Eröffnung des gefeßgeb. Körpers in außerord. Seſſion. 

NRouher verliest eine Erklärung der Regierung, wonach fih die Verſammlung 

ledigli mit Wahlprüfungen befafien foll und die Regierung die Frage von 

Reformen bi3 zur ordentlihen Sefflon im Winter verſchoben wifien will. 


80. „ (Frankreich). Unzufrieven mit der Erflärung der Regierung vom 28. d. M. 
bildet fih im gefeggeb. Körper eine Mittelpartei, welche dem Berfchleppungs- 
foftem durch eine Interpellation entgegen treten will. 

.» » (Schweiz) Der Gr. Rath des Kantons Graubünden beſchließt eine dem 


Volle vorzulegende NRevifion der Verfaſſung. 

— „ (Beutfdland — Bayern). Türft Sobenlobe, defien Unregung bez. des 
Concils von den maßgebenden fath. Mächten, Frankreich und Deſierreich, ab» 
gelehnt worden ift, jucht wenigftens mit Preußen und den übrigen beutfchen 
Regierungen ein Einverſtändniß zu erzielen, indeß mit nicht viel befferem Erfolge. 
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— Imi. Dentſchland — Rorddentſchland: erauniäweig) Wut Braun 


ſchweig läßt ſich zu einer Militärconvention mit Preußen ber 


1. Juli (Deutfäland — Rordd. Bund) Graf Bismard erhält auf un. 


ps 


» 


10. 


11. 


beftimmte Zeit Urlaub und geht nah Varzin. 

- (Rupland). Aufhebung der bisherigen Erblichleit des geiſtlichen Standes. 

.„ (Türkei), Muſtapha Fazyl Paſcha, der tödtlih gehaßte Bruder des Vice⸗ 
fönig8 von Aegypten, wird vom Sultan in demonftrativer Weile zum Minifter 
obne Portefeuille ernannt. 

» (Brantreid) Die Regierung jucht der neu gebildeten Mittelpartei durch 
eine SInierpellation in ihrem Sinne die Spike abzubreden. Die dee findet 
Leinen Anflang und muß aufgegeben werben. Selbft die Mitglieder der alten 
Mojorität ſcheinen wankend geworben zu jein. 

GEFrankreich). Die neue Mittelpartei im geſetzgeb. Körper beſchließt, in 
ihrer Interpcllation geradezu die Minifterverantmortlichkeit zu begehren. Die 
Bartei it im Wachſen begriffen. Die Linke hält ihrerjeits zurüd. 

„ (BShwei;). Das Bolt des Kantons Bern genehmigt die ihm vom Großen 
Rathe vorgeihlagene Einführung des obligatoriſchen Referendums in die 


Berfafiung. 

„ (Beutfdland). Die Bundesliquidationscommiffion in Münden bringt eine 
Mebereintunft zwiſchen den ſüdd. Staaten und dem nordd. Bunde bez. gemein- 
famer Inſpection der ehemaligen Bundesfeftungen Mainz, Raftatt, Landau 
und Ulm zu Etande. Zugleich wird der Vertrag dv. 10. Oct. 1868 bez. Er» 
richtung einer ſudd. Frftungscommiffion von den ſüdd. Regierungen ratificirt. 

» (Defterreih-Ungarn: Ungarn). Das Unterhaus nimmt den erſten Geſetzes⸗ 
entwurf der Regierung für Reform der Juftiz an und madt damit wenigftens 
einen beſcheidenen Anfang mit den fo dringenden Reformen der inneren Zus 
fände des Landes. 

„ (England). Die irische Kirhenbill wird vom Oberhaus zwar nicht gänzlich 
verworfen, aber bei der Committeeberathung gründlich verſtümmelt. 

» (Berein. Staaten). Die neue Berfafiung für Birginien wird in allg. 
Abftimmung von der Bevöllerung de Staats angenommen. 

„ (Defterreig-Ungern). Der Reichskanzler ſucht in einer Depeſche nad 
Dresden jeine Depeiche v. 1. Mai bez. der franz.⸗belgiſchen Differenz zu recht⸗ 
fertigen, nit ohne Seitenhiebe auf Preußen, was einen gereigten Depeichen- 
wechjel mit Preußen und Sadjen bervorruft. 

. (Rubland: Polen). Die Univerfität Warſchau ſoll ruffificirt werden. Die 
Ausführung wird jogleih in Angriff genommen. 

» (England). Das Oberhaus verwirft den Antrag Lord Ruſſels auf Ere- 
irung lebenslänglicher Peers neben den erblichen. 

.»„ (England). Gegen die Berftümmelung der iriſchen Kirchenbill dur das 
Oberhaus beginnt fi eine gewaltige Agitation aufzuthun. 

„ (Brankreih und Belgien). Unterzeiänung eines Protokolls in Paris 
behufs definitiver Loſung der Eifenbahnfrage. Im weſentlichen enthält das⸗ 
felbe eine bloße Tarifconvention nad dem urſprünglichen Antrag der belgiſchen 
Regierung. Frankreich Hat politiih gar nichts erreicht. 

„ (Deferreid-Ungarn). Die Delegationen beider Meichshälften treten 
in Wien zuſammen behufs Teitflellung des gemeinfamen Budgets für 1870, 

GErankreich). Der geſetzgeb. Körper hat die Prüfung der nit bean» 

ftandeten Wahlen beendigt, nicht ohne große Scandale bez. Beeinflufjung der 

Wähler dur die Regierung zu Tage zu fördern und conftituirt fi, nachdem 

die Linke der Majorität das Zugeſtändniß gemadt hat, daß die noch nicht 

anerfannten Abgeordneten an den Verhandlungen (über die Interpellation der 

Mittelpartei) Theil nehmen lönnen. 

(Türkei; Serbien). Die Rationalverfjanmlung bat ne, mit der Regent« 
ſchaft über eine neue Verfaffung geeinigt. Diejelbe wird feierlich verkündigt. 
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12. Juli. ee Ta ——— Oeſterreich). Biſchof Rudigier von Linz wird 
vom weltlicden Gerichte der verſuchten Störung der Öffentlichen Ruhe ſchuldig 
erflärt und zu zwölf Tagen Gefängniß verurtheilt. Der Kaifer begnabigt 
ihn fofort, ohne nur ein Geſuch des Biſchofs abzumarten. 

„ „ (England). Das Oberhaus findet doch für gut, bei der dritten Leſung 

der iriſchen Kirchenbill feine früheren Beichläffe einigermaßen zu mildern. 
»  r (Trankreid). Der Kaiſer wartet die Interpellation der Mittelpartei nicht 
ab, fondern richtet eine Botichaft an die Kammer über die von ihm beabfich- 
tigten Reformen. Das Zugeftändniß der Minifterverantwortlickeit iſt nicht 
darunter, wird aljo inmdirect verweigert. Die Kammer ift entichieden nicht 
befriedigt. Abends wird die Entlafjung Rouhers und die Bertagung der Kam⸗ 
mer beichloffen. 

» (Franktreih). Die Kammer wird auf unbeflimmte Zeit vertagt, dagegen 
der Senat auf den 2. Aug. einberufen. Die öffentlide Meinung zeigt fich 
darüber jehr wenig befriedigt. Unterhandlungen für Reubildung des Winifteriums. 

(Htalien). Die von der 1I. Kammer niedergefehte Unterfugungscommilfton 

urtheilt einftimmig, daß eine Beitehung von Eeite einiger Mitglieder der 
Mehrheit nicht ftattgefunden habe, 

— , Gpanien). Berjuh einer carliſtiſchen Infurrection. Serrano verkündet 
den Belagerungszuftand. Die republikaniſche Partei erklärt dieß für eine 
flagrante Verlegung der Berfaffung. 

16. „ (England). Das Unterhaus fiellt die vom Cherhaus verflümmelte irifche 
Rirchenbill in den Hauptpunkten wieder in ihrer urjprünglichen Geftalt ber. 

17. „ (EFrankreich). NReubildung des Minifteriums ohne Rouber, aber im Sinne 
Rouders. Die Bffentlihe Meinung verlangt entſchieden ein anderes, parla- 
mentarifches Minifterium. 

18. „ (Oefterreid und Preußen). Beginn eines neuen Federkriegs zwiſchen 
den beiberjeitigen officiöfen Blättern. 

20. , a Das Oberhaus macht Miene, auf feinen Beſchlüſſen bez. der 
iriſchen Ki ill zu beharren. Ein Conflict zwiſchen beiden Häuſern, deſſen 

Ausgang für das Oberhaus kaum günftig wäre, fieht vor der Thür. 

on (Defirrreig-Ungarn: Defterreih). Die Nonne Barbara Ubryk wird in 
einem Kofler in Krakau von der weltlichen Behörde in einem fchaudervollen 
Gefangniß und Zuftande entvedit, was weithin eine ftarfe Aufregung gegen 
die Klöfter hervorruft. Gegen die Oberin wird ein Prozeß eingeleitet. 

„ (Srantreih). Rouber wird vom Kaifer zum Präfidenten des Senats an 
die Stelle des verftorbenen Troplong ernamt. Die Makregel findet von 
Seite der dffentlihen Meinung wenig Beifall. 

22. „ (England). Das Oberhaus befinnt ſich doch und geht bez. der irifchen 
Kirchenbill einen Compromiß mit der Regierung ein, dem auch das Unter⸗ 
haus zuftimmt. 

„» (Sranktreid). Der Orbensgeneral des P. Öyacinthe verbietet demſelben 
alle weitere Theilnahme an Äyriedensverfammlungen und dgl. mehr politifchen 
Beitrebungen. 

3. „ (Türkei: Aegypten). Der Bicekönig bricht feine Reife in Europa plöglich 

ab und kehrt nad Aegypten zurüd. 

27. „ (Rußland: Polen), Das kath. Bisthum Minst wird aufgehoben und bie 
bisherige Kathedrale dem griech. Gottesdienſt eingeräumt. 

28. „ (anemark — Shweden) Der Kronprinz von Dänemark vermählt ſich 
mit der Prinzeffin Loviſa, der einzigen Tochter des Königs von Schweden. 

— , (Spanien). Der Verſuch einer carliftiichen Inſurrection ift elend gefcheitert. 

C(EMußland). Die ruſſiſche Regierung, die einzige in Europa, verbietet den 
kath. Bilcöfen die Theilnahme an dem hevorftehenven Concil. 

— ' ,„ (Berein. Staaten). SOfficiöfe Unterhandlungen mit Spanien bej. Ab⸗ 

tretung Cuba's führen zu keinem Reſultai. 
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Anf. Hug. (Deutſchland — Nordd. Bund) Die Regierung verdffentlicht den 
Entwurf einer Strafgelegbudhs für den ganzen Umfang des Bundes. 

2. „ (Frankreich). Zujammentritt des Senats. Die Regierung legt ihm den 
Entwurf eines Gonjults bez. der in die Berfafiung einzuführenden Reformen 
vor, mit dem Brincip der Minifterverantwortlichkeit. 

3. „ (rürkei). Die Pforte formulirt ihre Forderungen an den Bicelönig don 
Aegypten in einer Note des Großmefliers. 

7. „ (Deutihland). Die verjihiedenen jocialiftiichen Fractionen vermögen ſich 
nicht zu verfländigen und gerathen in verftärktem Hader untereinander. 

10. „ (Türkei: Aegypten). Der Bicelönig antwortet auf die Rote der Pforte 
v. 3. Aug. ausweichen). 

11. „ EFrankreich). Der Kaifer erkrankt und die Erkrankung ſtellt fi bald als 

eine jehr ernftliche heraus. 

(Tänemarf). Die Regierung legt den isländifchen Althing einen neuen 

Berfaffungsentwurf vor. 

12. „ (Deutihland — Rordd. Bund: Preußen), Die Regierung droht 
venjenigen jungen Frankfurtern, die fi durch Erwerbung eines Schweizer 
Bürgerreht3 ohne Auswanderung der allg. Wehrpfliht zu entzichen juchen, 
mit Yusweifung. 

13. „ (Rußland und Rumänien). Der Kaifer von Rußland empfängt in 
Livadia den Beſuch des von feinem Minifter des Auswärtigen begleiteten 
Dürften Karl von Rumänien. 

14. „ (Brantreid). Ser Kriegsminifter Marſchall Niel, das Haupt der Kriegs» 

partei }. 

„ (DSefterreih-Ungarn). Die Regierungen der beiden Reichshälften ſchließen 

eine vorläufige Bereinbarung behufs Auflöjung der Militärgrenze und Eins 

verleibung derfelben in Ungarn. Rah cinen Tail. Haudſchreiben ſoll die 

Auflöjung nah dem Wunfche der Ungarn ſtückweiſe erfolgen. 
(Frankreich). Beier des hundertjährigen Geburtstags Napoleons. Der 

Kaiſer kann den Tag nicht, wie er wünſcht, im Lager von Chalons zubringen. 

Ser kaiſ. Prinz geht Ratt feiner dahin. 

-„ . Trürkei: Aegypten). Die Durchgrabung des Suezcanals ift vollendet. 

23. „ (Brantreid). Die Kaiferin und der kaiſ. Prinz gehen troß der Strankheit 
des Kaiſers zur Teier de8 100jährigen Geburtstags Napoleons nach Corfica. 

24. „ (Deutſchland — Baden) Allg. Landtagswahlen. Tie ultramontane und 
die großdeutſch⸗demokratiſche Partei erringen: trot aller Anftrengungen kaum 
nenmenswerthe Erfolge. Die große Mehrheit der IT. Kammer bleibt wie bisher 
eine entichieden nationalsliberale. 

26. „ (Deutjähland). Der deutſche Juriftentag in Heidelberg ſpricht ſich für 
Einführung der obligatorischen Civilehe aus. 

27. „ (Schweiz) In Solothurn wird der Prof. der Mathematik Mlöllinger 
wegen Beröffentlihung einer philoſophiſchen Schrift über die Gottesidee feiner 
Stelle entjeßt, doch unter Belafjung feines bisherigen Gehaltes. 

29. „ (Türkei) Der Großmweilier richtet eine neue Rote an den Picelönig von 
Aegypten, worin er auf feinen urfprüngliden Forderungen bebarrt. in 
Bruch zwiſchen der Pforte und ihrem Bajallen erjcheint als möglich und viel 
leicht fogar als wahrjcheinlich. 

(fDeſterreich Ungarn). Die Delegationen der beiven Neichshälften haben 
fi) über das Budget für 1870 bis auf einige untergeordnete Punkte ver» 
Rändigt. Ueber diefe muß durchgeſtimmt werden, wobei die uneinigen Defter- 
reicher gegenäber den compact flimmenden Ungarn unterliegen. 

3. „ (Schweiz) Die Gonferenz der Regierungen der zur Diöceſe Bafel ge⸗ 
börigen Kantone beſchließt vom Biſchof eine Reorganilation des Prieſter⸗ 
ſeminars zu fordern (Lehrbuch der Moral des Jeſuiten Gury). 

— „ (Deutidland). In Leipzig erſcheint das Bud „der Papft und das Goncil 
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bon Janus“, daß, von der ſog. Munchener Schule ausgehend, die hiſtoriſche 
Entwidlung der von Rom durch das Concil beabfichtigten Infalibilitätsidee 
des Papſtes darlegt und befämpft. 


— Aug. (Deutſchland — Nordd. Bund: Preußen). Agitation der daäniſch ge⸗ 


finnten Bevölkerung Rorbichleswigs. Maflenadrefie an den König. Weder 
der König noch die Minifter wollen fie entgegen nehmen. 


1. Sept. (Deutfchland). Zuſammentritt der deutichen Biſchöfe in Fulda. Diefelben 


1 


e 


26. 


beiegließen einen gemeinjamen Hirtenbrief an ihre Didceſanen zu erlaſſen, um 
fie über die. Abfichten der römiſchen Curie zu beruhigen und diefe zugleich zu 
warnen, 

,„ Internationaler Meier ongreb in Bafel. Derſelbe erflärt 
fih für Abſchaffung des individuellen Grundeigentbums und erörtert die 
Trage der Abichaffung des Erbrechts. 

„ (Brankreih). Der Senat genehmigt das Gonjult behufs Reform der 
Fra und lehnt weiter gehende Anträge ab. Rede des Prinzen Rapoleon 

x folche. 

„ (Erantreich) verzichtet ausdrücklich darauf, ſich bei dein bevorftehenden Eoncil, 
wie dieß bei früheren der Fall war, durd einen Legaten vertreten zu laſſen. 
Die römiſche Eurie ift damit fehr einverftanden. 

.„ (Türkei: Rumänien). Der Fürft geht nad Deutſchland und vermählt fidh 
dort mit einer Prinzeffin v. Reumied. 

„ (Defterreih-MIngarn: Oeſterreich). Die Landtage werden fucceffive eröffnet. 
Die Regierung beauftragt die Länderchefs, diefelben zu einer beflimmten 
an erung über die Frage einer Wahlreform des Reichsratbs zu 
veranlaflen. 

„ (Srantreid). Ver Bilhof von Orleans Dupanloup tritt eine Rundreife 
an die deutichen Biſchofsſitze an, um fi mit den deutſchen Biſchöfen über die 
Haltung auf dem bevorftehenden Eoncil und den immer deutlicher hervor⸗ 
tretenden Plänen der römifchen Eurie gegenüber zu verftändigen. 

„ (Deferreih-Ungarn: Oeſterreich). Na einer Anordnung der Regierung 
foll die Organifation der vom Reichsrath beicyloffenen Landwehr in Dalmatien 
wie in der ganzen Übrigen Reichshälfte in Angriff genommen werden. Gin 
Theil der Bevölkerung erklärt fih der Anordnung nicht fügen zu wollen. 

. (Srantreih). Der Kaifer ift wieder jo ziemlich hergeftellt und beſucht 
Paris von St. Cloud aus, um fich zu zeigen. 

,„ (Srantreid). Ein Congreß der Provinzialpreffe dringt entſchieden auf 
Mabregeln der Decentralijation. 

„ Perfammlung der internationalen Briedens- und Freiheitsliga 
in Lauſanne. Erörterung der künftigen Organifation Europas, der polnifchen, 
orientalifchen und czechiſchen Frage und der fog. focialen Frage. 

.„ (Defterreid-Ungarn) ſucht fih mit Preußen und Rußland wieder in 
ein wenigftens einigermaßen beſſeres Verhältniß zu ſetzen. 

„ (Frantreid). P. Hyacinthe tritt energiſch „gegen jene Practiken auf, die 
fich romiſch nennen, aber nicht chriſtlich find.” 

.„ (Schweiz). Grofartige Beier des Jubiläums des definitiven Beitritis von 
Genf zur Eidgenofienichaft. 

» (Deutfhland — Baden). Eröffnung de Landtags. Die Xhronrede 
fündigt eine Reihe der widtigften liberalen Vorlagen an und ſpricht fi 
neuerdings entichieden im Sinne nationaler Einigung aus. 

» (Spanien). Die Regierung beiäließt, republikaniſche Kundgebungen nicht 
weiter zu dulden. 

» (Brantreid) Die Öffentlihe Meinung verlangt immer dringender die 
Wicdereinberufung des geſetzgeb. Körpers. 

v (Brantreid). Der Crdensgeneral des P. Hyacinthe verlangt von dieſem 
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die Nüdfehr in fein Kloſter und völlige Unterwerfung unter Androhung der 


Excommunitation. 

26. Sept. (Spanien). Ein republikaniſcher Aufſtand in Barcelona wird ohne große 
Mühe unterdrückt. 

27. „ (Deutigland — Bayern). Die patriotiſche Partei der IT. Kammer bringt 
fi bei den Wahlprüfungen dur Ungeſchicklichleit ſelbſt um die Majorität. 

28 „ —— Der Regent Serrano und das Miniſterium einigen ſich, den 
Cortes die Throncandidatur des italieniſchen Herzogs Thomas von Genua 
vorzuſchlagen. Die Partei der Unioniſten ſetzt demſelben die Candidatur des 
Herzogs v. Montpenſier entgegen. 

9 „ (Deutigland — Nordd. Bund: Wed Zujam.nentritt des neu» 
gewählten Landtags. Wie liberalen Fractionen haben auf demfelben, wenn 
vereinigt, entjchieden die Mehrheit und machen davon gleich bei der Beſetzung 
des Bureau Gebrauch. Die Thronrede des Königs betont die Grenze zwilchen 
der Bundesverfaffung des nordd. Bundes und den Mechten der Einzelfiaaten 
und warnt davor, fie nicht zu überjchreiten. 

29. „ (Defterreih-lingarn: Lefterreih). Die Nahwahlen zum VLandtiag in 
Böhmen an die Etelle der fog. Declaranten fallen ausſchließlich wieder 
auf diefelben oder auf ihnen gefinnungsverwandte Berfonen. Die Czechen 
beharzen auf ihrer Oppofition gegen die SLandeß- und WReichöverfaffung. 
Die Ausſchreitungen der czechiichen Preſſe überfieigen nachgerade alles Maß; 
diefelbe fühlt fich unter dem Schuhe der czechiſchen Geſchworenen völlig ftrafftei. 

— ,„ (England). Irland ift durd die Abſchaffung der iriſchen Staatskirche noch 
keineswegs befriedigt. Die Wenier regen ſich wieder überall. 

— . (Italien). Wanken des Miniſteriums. Die PBermanmten fallen theilweije 
wieder von ihm ab. 

— „ (Franlreid) Der Decan der Sorbonne Biſchof Maret veröffentlicht ein 
zweibändiges Werl gegen die beabfichtigte Unfehlbarteitserllärung des Bapftes. 


. Dd. (Deutihland — Rordd. Bund). Die von der Regierung ernannte 
Commilfion beginnt die Prüfung des Entwurfs eines Strafgeſetzbuchs für 
den ganzen Umfang des Bundes. 

— , (Türkei) Ber Sultan dent ernftli daran, zur Eröffnung des Suez⸗ 
canals jelbft nad) Aegypten zu geben, um feinen Zweifel über feine Stellung 
dem Bajallen gegenüber zu lafien. Die europ. Sefandien thun alles mögliche, 
um ihn von der dee abzubringen. 

2. „ (Beutiäland — NRordd. Bund: Preußen, Die an diefem Tag 
abgelaufene Eartellconvention mit Rußland ift von der Regierung, dem aus⸗ 
geiprochenen Widerwillen der öffentlihen Meinung gegenüber, nicht erneuert worden. 

„ (Brantreid). Die Kaiferin gebt dur SOberitalien über Venedig nad 
Ronftantinopel zum Beſuche des Sultans und von da zur Eröffnung des 
Suezcanals. 

3. „ (Deutſchland — Rordd. Bund). Der Kronprinz von Preußen macht, 

auf dem Wege zur Eröffnung des Suezcanals, dem Wiener Hofe einen Beſuch. 

„_ . (Trantreih) Ein kaiſ. Decret beruft die Kammern erft auf den 29. Nov. 
wieder ein. Allgemeine Unzufriedenheit. 

» (Dänemart). Eröffnung des Reichstags. Der König ſpricht in der Thron- 
rede wiederum feine Hoffnung auf MWiedervereinigung mit Nordfchleswig aus. 

» . (Kürkei). Das Bankhaus Hirſch erhält ſchließlich die Goncejfion der fürs 
fiidhen Eiſenbahnen. 

„ (Deutfhland — Baden), Die II. Rammer lehnt einen Adreßentwurf 
der Ultramontanen mit allen gegen die Stimmen der vier Antragfteller ab 
und genehmigt den Entwurf der Commilfion im Sinn der Thronrebe. 

„» (DBeutihland) Zuſammentritt des Proteftanientags in Berlin. Der 
preuß. Oberkirchenrath tritt demſelben eniſchieden feinpfelig entgegen. 

» 0 Deutigland — Rordd. Bund: Preußen). Eröffnung des Landtags. 
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Thronrede des Königs. Fer Landtag foll namentlich die Mittel Schaffen, um 
das Deficit des Budgets für 1870 zu befeitigen. 


. Sc. (Deutfchland — Bayern). Nachdem ſich die patriotifche Partei ſelbſt 


um die Dajorität gebracht hat, ift e8 in wiederholten Wahlgängen unmöglich, 
die Wahl eines Kammerpräfidenten zu Stande zu bringen, indem fi immer 
71 gegen 71 Stimmen gegenüber fiehen und Feine Bartei nachgeben will. 
Die Regierung iſt daher gendthigt, die Kammer aufzulöjen und Reumwahlen 
anzuordnen. 

» (Schweiz), Der Bundesraih verweigert denjenigen jungen Frankfuriern, 
die ein Schweizer Bürgerrecht erworben haben, nur um der allg. Wehrpflicht 
in Preußen zu entgehen, feinen Schutz gegen die Maßregeln der preuß. Regierung. 

„» (Deutfhland — Nordd. Bund: Preußen) Der gew. Yuftizminifter 
Graf zur Kippe ftellt im Herrenhaus einen Antrag, der in particulariftifchem 
Sinn dem nordd. Bunde Schwierigkeiten in den Weg legen foll. 

„ (Oefterreihelingarn: Dchterreih), In Dalmatien bricht der Conflict 
zwiichen der Bevölferung und der Staatögewalt aus. Ein Militärdetachement 
wird überfallen und mafjatrirt. Die Regierung antwortet mit der Erklärung 
des Belagerungszuſtandes. Die Zupa und die GErivoscie treten in volle 
Sinfurrection, 

« (Spanien). Ein republifanifcer Aufftand in Saragofja wird von ben 
Truppen gleichfalls ohne allzu große Mühe unterdrlidt, 

» (Holland) lehnt den Beitritt zu der franz.⸗belgiſchen Eifenbahnconvention 
vom 10. Juli ſeinerſeits ab. 

„ (Schweiz), Das Voll des Kantons Solothurn genehmigt in allg. Ab⸗ 
fimmung die ihm vom Gr. Rathe vorgelegte partielle Revifion der Berfaffung 
nıit Referendum und Snitiative. 

« (Deutihland). Die Bundesliquidations-Lommilfion Löst fih nach Been⸗ 
digung ihrer Arbeiten auf. 

- (Deutjhland — Nordd. Bund: Preußen). Interpellationen an bie 
Regierung in beiden Häufern des Landtags legen den Widermwillen der dffent- 
lichen Meinung gegen die vom Finanzminiſter beabfidgtigte Prämienanlcihe 
an den Tag. 

» (Deutihland — Bayern). Biſchof Heinrich von Palau erflärt id 
enti&hieben gegen die Anmaßungen der jog. kath. Vereine. 

„» (Schweiz). Die in Bern zujammengetretene internationale Gotthard⸗Con⸗ 
ferenz unterzeichnet ein Schlußprotofoll und die Bevollmächtigten der Echmeiz 
und Italiens unterzeichnen einen Separatvertrag über die Subventionen für 
das Unternehmen, zu welchem den übrigen Betheiligten der Beitritt offen 
gelcfien wird. 

„ (Rom) Der Papſt läßt fon zum Voraus den Grundflein zu einem 
Denkmal für das bevorftehende Concil legen. 

„ (Deiterreih-Ungarn: Defterreih). In den Blättern taudjt zuerſt bie 
Idee eines föderaliitiihen Minifteriums Taaffe⸗Potocki⸗Berger auf. 

Geutſchland — Rorbd. Bund: Preußen). Abg.Haus: Vorberathung des 
dem Haufe von der Regierung vorgelegten Entwurfs einer neuen Kreisord⸗ 
nung für die fechs Bftl. Provinzen. Alle Parteien find darüber einig, die 
Vorlage wenigftens als brauchbare Verhandlungsbaſis anzuerkennen. 

» (Spanien). Ein republifaniicher Kufftand in Valencia wird von den Truppen 
nur mit großer Mühe unterdrüdt. 

. (Frantreig), Ta fih P. Hyacinthe binnen der ihm gewährten Friſt 
nicht unterworfen und nicht in fein Klofler zurüdgelehrt if, jo wird er von 
feinem Orbensgeneral in Rom feiner Würde entjegt und egcommunicirt. 

., (Schweiz) Die Bundesverfammlung ertheilt dem Gotthard» und ebenjo 
auch dem Splügenunternehmen die nachgeſuchten Conceſſionen. 

» (Deutigland — Rordd. Bund: Preußen). Ber bisherige Gelandte 
in Wien Schr. v. Werther wird abberufen und nad Paris verfekt. 
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20. Det. (Deutiäland — Bayern). Tie Regierung verändert die Eintheilung 
der Wahlkreife, um den liberalen Elementen die Oberhand über die patrioti» 
ſchen zu verſchaffen. 

21. „ (Seutjgland — Nordd. Bund: Preußen) Die Fortiſchrittspartei 
bringt einen Abrüflungsantrag im Abg.⸗Hauſe cin. 

24. „ (Rußland: Polen). Die in eine ruſſiſche ungewandelte Univerfität 
Baridau wird eröffnet. 

25. „ (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen), Ber Binanzniinifter 

v. d. Heydt gibt und erhält feine Entlaſſung und wird durch Gamphaufen 


erfet. 

CGeſterreich Ungarn: Oeſterreich). Die erfle größere Erpebition der Trup⸗ 
pen in Talmatien gegen die Aufftändiihen mißlingt: die Truppen mülflen 
fi) wieder zurüdziehen. 

„ (Örantreid). Obgleich die Oppofition die Idee, an diefem Tage troß 
des Beichluffes der Negierung fi zur Wiedereröffnung der Rammer einzu» 
finden, wieder hat fallen laffen, fürchtet die Regierung Unruhen. Die Polizei 
erflärt, bereit zu fein. Der Kaiſer kommt von Compiègne nad) Paris herein, 
Alles bleibt jedoch ruhig. 

28. „ (DÖefterreid-Ingarn) Ber Kaifer geht zur Eröffnung des Suezcanal3 
nach dem Oriente ab. 

»„ (Türkei: Uegypten). Eine internationale Conferenz beräth in Kairo die 
Trage der Eapitulationen, eine internationale Sandelsconferenz die Frage des 
Suezcanals. 

29 „ (Deutſchland — Baden). Die II. Kammer beſchließt die Einführung des 
allgemeinen Stimmredts, behält aber dabei das indirecte Mahliyftem aufrecht. 

e (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen). Das Abg.Haus cr» 
klärt fih für Ausdehnung der Eoınpetenz der Echwurgeridte auch auf polis 
tiſche Verbrechen und Vergehen, mit 169 gegen 143 Stimmen. 

„ (Schweiz). Die allgemeinen Erneuerungswahln des Nationalraths ergeben 
in der Zujammenjegung desjelben fein von den bisherigen weſentlich verſchie⸗ 
denes Reſultai. 

— „England). Die iriſche Hochkirche if damit beſchäftigt, ſich, nachdem fie die 
Eigenſchaft einer Staatskirche verloren hat, auf neuer Grundlage als unab⸗ 
bängiger Körper zu conſtituiren. 

— „ (Berein Staaten) in Berfuh der republikaniſchen Partei, den Staat 

Newyork mit Hilfe der Deutichen zu erobern, miklingt: die Demolraten bee 

haupten bei den Wahlen neuerdings die Oberhand, 


Anf. Nov. (Türkei: Aegypten), Der Vicelönig gefteht in feiner Antwort auf 
bie ee Note des Großweſſiers die Forderungen der Pforte wenigftens theil- 
weile zu. 

„ (Deutfchland — Nordd. Bund: Preußen). Das Abg.-Haus beginnt 
die Specialbebatte über die Kreisordnung. Die liberalen Parteien find der 
Borlage gegenüber entjchieden in der Mehrheit und beginnen, diejelbe wefent- 
lich liberaler umgugeftalten. 

„ (Deutfchland — Baden) Die II. Kammer nimmt die Ausdehnung der 
ſchwurgerichtlichen Competenz auch auf politiiche und Preßvergeben an. 

„ (Rukland). Ber Kaiſer empfängt eine bochariiche Geſandiſchaft, an deren 
Spite der Sohn des Emir jelbft ſteht. Bochara geräth mehr und mehr in 
Abhangigkeit von Rußland. 

„ (Deutigland — Nordd. Bund: Preußen). Der Minifter v. Müpler 
legt dem Landtag ein Unterrichtögejeg vor. An eine Annahme in diejer 
Form ift indeß von Seite des Abg.⸗Hauſes von vorneherein auch nicht zu 
denken. — Der neue Finanzminifter legt feinen Finanzplan vor. 

„» (Beutigland — Rordd. Bund: Sachſen). Die Yortidrittspartei 
bringt in der II. Kammer einen Antrag auf Abrüftung ein, wie in Preußen, 
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5. Nov. (Deutfhland — Preußen). Der Ubräftungsantrag der Foriſchritispartei 
und felbft eine motivirte Tagesordnung werden vom Abg.⸗Hauſe mit 215 
gegen 99 Stimmen verworfen. 

v» „ (Türkei) Der Sultan gibt feine dee, zur Eröffnung de Suezcanals 
felber nad Aegypten zn geben, ſchließlich Dh auf, nachdem er die Beſuche 
der Railerin von Frankreich, des ſtaiſers von Oeſterreich und des Kronprinzen 
von Preußen enıpfangen, bevor diefelben nad Kairo gehen, um jener Eröff- 
nung beizumohnen. 

6. „ (Italien) Erkrankung des Königs. Eine Zufammenkunft mit dem Kai» 
fer von Defterreich wird dadurch vereitelt. 

9. „ (Deutigland — Nordd. Bund: Medlenburg-Gtrelig) läßt ſich 
Fe auch zu einer Militärconvention mit Preußen herbei wie Medienburg- 

werin. 

— „ Cefſterreich Ungarn: Deſterreich). Allmähliger Schluß ter Landtage. 
Die Anfrage der Regierung bez. der Wahlreform des Reichsraths Hat nicht 
zu dem erwarteten Rejultate geführt: die Landtage find wie die öffentliche 
Meinung bez. der Frage noch ſehr ungleiher Anfiht. Die rein ſlaviſchen 
Randtage wollen von directen Wahlen zum Reichsrath gar nichts willen. Es 
ift daher jehr zweifelhaft, ob die Regierung für eine dießfällige Vorlage auf 
die nothwendige Zmeibrittelmehrheit des Reichſraths rechnen Tann. 

10. „ (Deutihland — Nordd. Bund: Sachſen). Der Abrüftungsantrag 
der Wortichrittspartei wird von der II. Kammer mit großer Mehrheit an» 
genommen. 

14. „ Gchweiz). Im Genf behalten die Kiberal-Eonfervativen bei der Neuwahl 
des Staatsratbs durch das Volk neuerdings die Oberhand und unterliegen 
die Radicalen. 

15. „ (Italien). Ber radicale Deputirte Major Lobbia wird vom Gericht 
wegen fimulirten Mordanfalls verurtbeilt. 

— „ (Schweiz) Das Volk des Kantons Graubünden verwirft in allgemeiner 
Abſtimmung die ihm von Br. Rathe vorgelegte revidirte Verfaflung. 

16. „ (Schweden). Ber König verweigert den Toleranzbeichlüfien des Reichs⸗ 

ings nach dem Gutachten des höchſten Tribunals wenigftens theilmweife feine 

anction. 

-„ (Rußland: Oſtſeeprov.). Ein kaiſ. Ulas beftimmt, daß jämmtlidde Unter» 
richtsanſtalten des Dorpater Lehrbezirks ihre amtlichen Eorrejpondenzen ſowohl 
unter einander, als mit andern Behörden ausichlieklich in ruſſiſcher Eprade 
zu führen haben. 

(GDeutſchland — Rordd. Bund: Preußen). Das Herrenhaus lehnt 
den particularifiihen Antrag des gew. Minifters Graf zur Rippe doch mit 
58 gegen 42 Stimmen ab. 

» (Beutfhland — Baden). Die II. Kammer beidließt die Einführung 
der obligatoriichen Civilehe und der bürgerliden Standesbeamtung. 

» » (Türkei: Aegypten). Feierliche Eröffnung des Suezcanals. Die Kaiſerin 
der Franzoſen, der Kaiſer von Defterreih und der Kronprinz von Preußen 
verberrlichen das große Ereigniß durch ihre perfönliche Gegenwart. 

19. „ Deutigland — Nordd. Bund: Preußen), Das Kerrenbaus er- 
Härt fih mit großer Mehrheit für Einführung des Tabakmonopols. 

+» (Stalien). Das Minifterium Menabrea unterliegt bei der Bureauwahl 
der IT, Kammer und gibt in Wolge davon feine Entlaffung. 

» (Defterreid-Ungarn: Oefterreih). Auch die zweite Expedition gegen bie 
Sinfurgenten in Dalmatien it mißlungen. Die Truppen müflen fich wieder 
zurüdziehen und für den Winter müſſen alle Operationen eingeftellt werden. 

„ «. (Holland) Die II Kammer beſchließt, daß die indiſchen Colonien nur 

10 Mil, ©. jährlihen Beitrag an die Finanzen des Mutterlands zu leiften 
haben, allfällige weitere Leberjchüfle dagegen zum Vortheil Indiens felber 
verwendet werben follen, 


u 
= 


2 


— 
® 


AN 


“7 


WI FNHR 
N N 4 


H a 


— 


Algemeinek Chronik. 29 


22. Rov. (Frankre ich). Rochefort (Laterne) wird bei den Erſatzwahlen in ven 
geſetzgeb. Körper gewählt. 

„ (Deutihland — Nordd. Bund: Beenden). Das Abg.-Haus erflärt 
fich mit 218 gegen 116 Stimmen für Ausdehnung der Kompetenz des Bun⸗ 
des auf das geſammte bürgerliche Recht. 

„ BItalien u. Frankreich). Der italieniſche Theil des Mont Genis 
Tunnels iſt vollendet, der franzöfifde noch nicht. 

25. „ (Deutihland — Bayern). Allgemeine Landtagswahlen. Trotz der ver- 
änderten Wahlfreißeintheilung erringt die patriotifche Partei neuerdings die 
Oberhand und zwar 80 gegen 74 Stimmen. Das Minifterium bietet feine 
Entlafiung an. 

26. „ (Defterreih:iingarn: Ocfterreih). Die Unterfuhung gegen das Klofter 
in Kralau wegen der entjeglihen Behandlung der Barbara Ubryk muß ein« 
geftelt und ſchließlich ganz fallen gelaffen werden. Die Thatſache ſelbſt fteht 
zwar unläugbar feſt, aber die Oberin war zu ihrer Handlungsweiſe durch 
die Klofterregeln befugt und diefe waren feiner Zeit von der Regierung an⸗ 
erlannt worden. 

„ (Defterreihelingarn: Ungarn). Das Unterhaus bat nunmehr alle drei 
Geſetze behufs Reform der Juſtiz angenommen. Der Unfang ift gemadt. 
Sunäct fol nun die Reform der Gomitatsverfafiung in Angriff genommen 
werben. 

. (England). In Zipperary (Irland) wird der gefangene Fenier Roſſa ins 
Unterhaus gewählt. 

„ « (Griechenland). Die Kammer bewilligt der Regierung das Budget, aber 
nur mit einer fehr kleinen Majorität. 

27. „ (Rom). Der Papft octroyirt dem bevorfichenden Eoncil eine Geſchaäfts⸗ 
ordnung. Bon einer freiheit des Concils Tann nach derjelben in Wahrheit 
faum mehr die Rede jein. 

„ (Türkei: Aegypten... Der Sultan erläßt einen fog. Ferman explicatif, 
der die Stellung des Biceldnigs genau definirt. Der Bicelönig unterzieht fidh 
demjelben und läßt ihn feierlich verfünden. 

3. „ (Deutihland — Rordd. Bund: Medlenburg-Strelig) Der 
Großherzog octroyirt auch dem bisher verfaffungslofen Fürſtenthum Ratzeburg 
eine Vertretung. 

29. „ (Deutihland — Rordd. Bund: Preußen) Die Gemeindewahlen 
in der Stadt Hannover fallen ganz welfiſch aus. 

„ (Srantreih). Eröffnung der Kammern. Thronrede des Kaiſers: Frank⸗ 
reich will die Freiheit, aber die reiheit im Bunde mit der Ordnung. Für 
die Orbnung flehe ich ein. Unterftügen Sie mi, die Freiheit zu erhalten.” 

30. „ 6(Deutſchland — Nordd. Bund: Preußen), Die hannover'ſche 
Provinzialſynode beſchließt, die ausgedehnteſte Selbſtändigkeit der lutheriſchen 
Landeskirche (gegen die Union) zu verlangen. 


1. Dee. (Deutihland — Nordd. Bund: Sachſen). Die II. Kammer 
nimmt ein liberalere8 Preßgeſetz mit allen gegen 1 Stimme an. 

v„ (Deutifäland — Rordd. Bund: Shwarzburg-Rudolfadt). 
Der Landtag will das Deficit durch eine Anleihe deden, nit durch neue 
aa die er verweigert. Die Regierung löſt ihn auf und ordnet Neue 
wablen an. 

„ (Srantreid). Der gefehgeb. Körper beftellt fein Bureau und wählt Hrn. 
Schneider wieder zum Bräfidenten, zu Vicepräfiventen zwei Mitgliever des 
reisten und zwei des linken Gentrums, in die die Mittelpartei zerfällt. Die 
Neſte der alten Majorität conftituiren fi daneben als Rechte. 

— , (Deiterreig-Ungarn: Oeſterreich). Die füderaliftiichen Ideen treten Immer 

entkhiedener auf. Broſchure Fiſchhofs. 


30 Algemeine Ohrenik. 


4. Dee. (Bereit. Staaten). Zujammentritt des Congreſſes. Botihaft Grants. 

„ (Portugal), Demonftrationen für und wider Saldanha. Befürdtungen 
vor einem Wilitäraufftand. 

„ (Berein. Staaten). Jahresbericht des Finanzminiſters: Vorſchlag, einen 
Theil der Staatsihuld in 4 proz. Bonds umzumandeln. 

8 „ (Deutihland — NRordd. Bund: Preußen). Die kurheſſiſche Pro⸗ 
vinzialfynode ift im Gegenſatz gegen die hannover'ſche in ihrer entichiedenen 
Mehrheit geneigt, fi) mit der Regierung bez. der Neuordnung der kirchlichen 
Verhältniffe zu verftändigen. | 

. (Atom). Eröffnung des Eoncils. 

» (Rupland). eier des Hundertjährigen Jubiläums des St. Georgsordens. 
Der Kaijer ertheilt dem König von Preußen diefen Orden erfter Klafle, der 
nur für eine gewonnene Schlacht ertheilt wird. 

.„ (Deutfhland — Bayern) Der König nimmt nur die Entlafjung der 
Minifter des Innern und des Eultus an, Fürft Hohenlohe bleibt und die 
ie Minifterftellen werden im Einne des bisherigen Syſtems wieder 

eſeht. 

..„GGFrankreich). Der geſetzgeb. Körper prüft die beanſtandeten Wahlen. Die 
Wahlprüfungen fördern wiederum ganz fcandalöje Beeinflufjungen der Regie- 
zung zu Tage. 

.» » (Zürkei) Ber alte Serdar Omer Paſcha tritt in Ruheſtand und bleibt 
nur noch Minifter ohne Portejeuille, 

10. „ (Defterreih-Ungarn: Oeſterreich). Das Minifterium fpaltet ſich in eine 
Mehrheit, die ftreng an der beftehenden Verfaſſung feithalten und eine Min- 
derheit, die dem füderaliftiihen Andrang der Slaven Gonceflionen maden will. 
Die Thronrede für die bevorftehende Eröffnung des Neihsraths kommt nur 
durch Compromiß zu Stande. 

11. „ (Rom). Kine Bulle des Papftes entzieht dem Eoncil für diegmal und für 
immer jede Cinwirkung oder Mitwirkung bei einer Papftwahl für den Fall 
einer Sedispacanz während desfelben. 

11. „ (Zürlei: Serbien). Die Regentſchaft beichliegt die Gründung einer ferbie 
ſchen Univerfität in Belgrad. 

12. „ (Italien). Nah längeren fruchtlofen Verfuhen kommt endlih ein Mini- 
fterium Sanza zu Stande, in den Sella das Portefeuille der Finanzen 
übernimmt, 

13. „ (Deutfhland — Nordd. Bund: SchwarzburgRubdolitadt). Die Ma- 
jorität des aufgelösten Landtags redtiertigt ihr Auftreten, indem fie es 
offen ausipriht, daß gegenüber den fürftlichen Anſprüchen an die Yinanzen 
des Landes und an die Domänen „eine Erhaltung der Selbftändigfeit des 
Landes unmöglich und vergeblich fei“. 

v, (Defterreih:Uingarn: Oeſterreich). röffnung des Reichſraths. Groß- 
artige Arbeiterdemonftration. 

„ (Rem). Der Papft beiegt die Commiffion für allfällige Anträge auß freier 
Snitiative der Biſchöfe. Dieielbe ift jo zuſammengeſetzt, daß verartige Ans 
träge keinerlei Ausſicht haben, auch nur zur Discufiion zugelafien zu werden. 

„ (Berein. Staaten). Das Repräfentantenhaus vermwirft eine Erneuerung 
des Neciprocitätßvertrages mit Canada mit 123 gegen 42 Etimmen. 

„ (Deutfdland — Nordd. Bund: Preußen). Das Abg.⸗Haus genehmigt 
das Eonfolidationsgejet; der Staatsſchuld mit 242 genen 128 Etimmen und 
damit den Finanzplan des neuen Finanzminiſters zur Belcitigung des Deficits. 

» (Rom). Das Concil beftellt die vier Teputationen (Commiſſionen) nad) 
der ihm vom Papfte octroyirten Geſchäftsordnung. Die infallibiliftiiche Ma» 
jorität ſchließt dabei alle Vilhöfe aus, deren die Curie nit zum Boraus 


ſicher if. 
— „ (Rußland) Wufiiihe Truppen beſetzen die Bucht don Kraſsnowodsk an 
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der Südoſtküſte des Tafpiichen Meeres als Stutzpunkt weiterer Operationen 
in Mittelafien, befonders gegen Chiwa. 

17. Dee. (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen). Die Regierung ver- 
weigert dem Landtag jede Rechenſchaft über die Verwendung der Einkünfte 
aus den mit Beichlag belegten Geldern der Depofledirten. 

18. „ (Deutfhland — Nordd. Bund: Teufen). Der Erlönig von Han⸗ 
nover fündigt feinen Entihluß an, die ſog. Welfenlegion in Frankreich nur 
noch bis zum 15. April E. I. zu unterhalten. 

„ +» (SÖchterreih-Ungarn: Sefterreih). Tie Spaltung im Minifterium geftaltet 
fih zur vollen Miniftertrifis. Die Majorität jegt dem Kaiſer ihre Anſchau⸗ 
ungen in einem außführlihen Memoire auseinander und verlangt eventuell 
ihre Entlafjung. _ 

20. „ (Deutfhland — Württemberg). Der neue Biſchof v. Rottenburg leiſtet 
den Eid in die Hände des Königs und betont dabei die Aufredhthaltung des 
Friedens zwiſchen den beiden Eonfeflionen. 

»  » (Schweiz). Beide Räthe der Bundesverſammlung beichließen ganz uner- 
wartet die Einleitung zu einer Revifion der Bundesverfaflun:. 

21. „ (Deutfhland — Baden). Die II. Kammer nimmt das Militärbudget 
ohne weſentliche Abftriche und die Verlängerung des Contingentsgeſetzes auf 
zwei weitere Jahre mit allen gegen die fünf ultramontanen Stimmen ar. 

„  e« (Oefterreig-Ungarn: Oefterreih). Der Reichsrath vertagt fih bis zum 

17. Januar und verzidgtet alſo zunächſt darauf, auf die ſchwebende Minifter- 

Frifis einen Einfluß auszuüben. 

» (Berein. Staaten). Beide Häufer des Gongrefies beihließen den Wie⸗ 
derzufammentritt der alten Legislatur des Staats Georgia einſchließlich der 
(von den Weißen wieder ausgeftoßenen) Regermitglieber. 

4. 5, (Deerteig-Ungarn: Defterreih). Auch die Minorität des Miniſteriums 
richtet gegen das Memoire der Majorität ein jolddeß an den Kaiſer und ver« 
langt eventuell gleichfalls ihre Entlaffung. 

26. „ (Türkei: Rumänien). Beierlide Eröffnung der neuen rıunnäniiden Uni⸗ 
verfität in Bulareft. 

27. „ (Frankreich). Der gejeggeb. Körper beendigt die Prüfung der beanftandeten 
Mahlen. Die außerordentliche Seffion wird geſchloſſen und die ordentliche er- 
öffnet. Das Minifterium Borcade-Magne gibt jeine Entlaffung und der 
Raifer überträgt Olivier die Bildung eine neuen aus der gegenwärtigen 
Maiorität der Kammer. 

30. „ (Spanien) Auch die Throncandidatur des italieniſchen Prinzen Thomas 
iſt gefcheitert, da der König Victor Emanuel ſchließlich feine Einwilligung da⸗ 
zu verteigert. 

= rn (Rom) Erſtes Auftauden einer energiihen Oppofition im Goncil gegen 
die Pläne der päpftlidien Curie. Mede des Biſchofs Stroßinayer gegen die 
octroyirtse Beihäftsorbnung und gegen bie Jeſuiten, die Urheber und Förderer 
der Infallibilitätsidee, 


Deutlſchland, 


Preußen und Oeſterreich. 


L 


Nord⸗ nnd Süddeutſchland. 


1. Freuften und der norddeutſche Bund — der deutfdhe Zollverein. 


22. Dec. 1868. Mordd. Bund). Eine PVerorbnung bes Bundes⸗ 
präfidenten befiehlt bie „Einführung ber in Preußen bezüglich ber 
Deranziehung der Militärperfonen zu Communalauflagen geltenden 
Borichriften im ganzen Bundesgebiete“. 

Demnad find alle jervisbereihtigten Milttärperfonen des activen Dienft- 
ſtands ſowohl Hinfitlih ihres dienſtlichen als fonftigen Einfommens von 
allen directen Gommunnlauflagen gänzlich befreit. Sie haben nur, wenn fie 
Grundbefiger find, zu den auf den Erundbefig gelegten Steuern oder, wenn 
fie ein fiehendes Gewerbe treiben, zu den hieraus fließenden Steuern beizu- 
tragen. Militärärzte geniehen für ihr Einkommen aus ber Givilpraris feine 
Befreiung. Dagegen brauden die auf Inactivitätsgehalt oder zur Dispofition 
geftellten Offiziere hinſichtlich ihres Gehalts und jonfliger Amtsbezüge zu den 
Gommunalfteuern nicht8 beitragen. 

Anf. Jan. Mordd. Bund). Nachdem bie vom Buntesfanzler ge: 
wünſchte vorſchußweiſe Einzahlung von Meatricularbeiträgen im 
Bundecrathe gefcheitert, fett berjelbe wenigſtens bie monatliche ftatt 
vierteljährliche Ablieferung ber Zolleinnahmen durch, um bem bräns 
genden Bebürfniffe der Bundeskaſſen zu entſprechen. 

Leg:Rath Schloözer in Rom wird zum biplom. Vertreter bes 
Bundes in Mexico, wo bisher nur die Ver. Etaaten vertreten find, 
ernannt. 

Capt. Weidmann wird zum Bunbescommifjär für das Aus: 
wanberungswefen mit dem Sitz in Hamburg ernannt. 

9. „ (Medlendburg) Schluß des Landtags unter Verkündigung 
ber beiberfeitigen Landtagsabſchiede. Die Cteuerreform, über bie 
eine Einigung nicht ftattgefunden hat, fol demnächſt Gegenſtand 
„commifjarifch-beputatiicher" Verhandlungen fein. | 
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12. San. (Preußen) Das Abg.Haus 


13, 


14. 


15, 


16. 


genehmigt daS Geſetz, wonad die den provinzial» und communalfländifchen 
Verbänden der 8 älteren Brovinzen der Monardie im Jahre 1847 zinsfrei 
gewährten Fonds von 2 Mil. Thlen. in Staatsſchuldſcheinen und 500,000 Thlr. 
baar, unter Aufhebung des damals gemachten Vorbehalt der Zurückzahlung 
derjelben diefen Verbänden als ein ihnen gehörige und von ihnen zu ver⸗ 
waltendes Vermögen liberwiejen werden. Auf den Antrag v. Hoverbecks und 
auf Empfehlung der Abgg. Graf Schwerin und Lasker wird jedoch dazu 
beſchloſſen: daß die Fonds nicht den Verbänden, jondern den Provinzen 
und nur die Zinjen einftweilen nod den Verbänden überwiefen werden jollen, 
da man angeſichts der Reformbebürftigfeit der von allen Eeiten getadelten pro- 
vinziolftändifhen Berfaffung die provinzialftändifchen Verbände durch Ber- 
größerung der Gompetenzen und durch Zumeilung von Vermögen nicht noch 
länger am Leben erhalten dürfe. 
„ (Meiningen). Der Lanbtag lehnt bie Regierungsvorlage 
bez. ber Domänen ab, genehmigt indeß bie vertagte Anleihe unbebingt, 
bie Steuern bagegen nur unter ber Bebingung eines höheren Bei: 
trage ber Domänen zu ben Etaatölaften. 
» (Preußen) Abg.Haus: Schlußberathung bes Etats für 1869; 
e8 werben ber Regierung bie Mittel für bie Errichtung von brei 
neuen Stellen beim Obertribunal bewilligt, wogegen ber Juſtizminiſter 
unummwunden augefteht, daß die Hiljsrichterfrage nicht günftig auf das An⸗ 
fehen des Obertribunals eingewirkt habe und beſtimmt erflärt, unter allen 
Umftänden feinen Hilfsrichter bei demjelben mehr zuzulaſſen, jobald die neum 
Mitglieder ernannt und eingeführt fein würden. 

Bez. der ſechs hannov. Lanbbrofteien wird ber Antrag Lasker’s, 
dafür neuerdings nur ein Paufhquantum zu bewilligen, abgelehnt 
und ber Anſatz dafür unter Abjtrih von 18,000 Thlrn. auf ben 
Antrag bes Gr. Schwerin befinitiv bewilligt. 


„ (Preußen). Abg.Haus: Schlußberathung bes Etats: 

Die in der Borberathung geftrihenen 2000 Thlr. für den Marburger 
Univerfitätscurator werden nochmals verweigert. — Der Ubg. v. Bonin er» 
Härt, feinen Antrag wegen der Stellvertretungsfoften bei einer andern Ge» 
fegenheit wieder aufnehmen zu wollen, unter Hinweifung auf die Abnormität: 
daß von 59 Juſtizbeamten 39 an Bertretungstoften 160 Thlr. zahlen mühten, 
daß 11 gar feine, und ſämmtliche Berwaltungsbeamte zufammen nur 10 Thlr. 
monatlich zahlen. 

„» (Preußen) Die „Norbb. Ag. Z.“, das Organ bed Bundes⸗ 
Fanzlers, erklärt, ihre feit Wochen gegen ben öſterr. Reichslanzler und 
bie von ihm infpirirten offiz. öfterr. Blätter geführte Polemik „um 
bie Öffentlihe Meinung über eine Politik aufzuflären, welche unter 
bem Dedmantel ber frieblihften Tendenzen unabläffig bahin ftrebe, 
ganz Europa gegen Preußen aufzubringen”, nunmehr cinftellen zu 
wollen. 

„ (Breußen). Das Abg.Haus genehmigt gegen etwa 10 Etim: 
men ben Gefetentwurf 

betr. die Uebernahme der auf den Erträgnifien des Staats aus dem Köoln⸗ 
Mindener Eifenbapn-Unternehmen Iaftenden Verpflichtungen zur Gewährung 
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bon Zinszuihüfien und Umortifationsbeträgen auf bie allgemeinen Staats- 
fonbs, mit dem Zuſatze: 

Hinfichtlich des bier anliegenden Bertrags * 8 nit. 1865 wird bie 
mit gleichzeitig der Staatsregierung Entlaftung ert 
um den alten, durd das Indenmitäisgefeg von 1806 er erledigien Streit 
aus der Welt zu ſchaffen. 


Schlußberathung des Etats: das Etatsgeſetz wirb mit allen gegen 
2 Stimmen (Erklärung Jakoby's) angenommen. Der Etat für 
1869 ſtellt ſich demgemäß in Einnahme und Ausgabe gleichmäßig 
auf Thlr. 167,536,494. 


19. Zan. (Preußen). Tas Abg.Haus genehmigt ven Gejchentwurf betr. 


23. 


25. 


26. 


27. 


28, 


die Gerichtsbarkeit und bas gerichtliche DBerfahren in Ehe: und Ber: 
löbnißſachen in ber Provinz Hannover, woburd dieſe Gerichtsbarkeit 
von ben Eonfiftorien auf die Gerichte übertragen wird. 


v„ (Breußen) richtet eine Note an bie großh. Iuremburgijche Re: 
gierung, um dieſelbe aufzuforbern, ben gemäß ber Londoner Con: 
ferenzbefchlüffe eingegangenen Werbinblichleiten nachzukommen und 
die Luremburger Feſtungswerke zu fchleifen. 
„ (Rreußen) Das Abg.-Haus beſchließt bie Abſchaffung bes noch 
beſtehenden Eheverbots wegen Ungleichheit des Standes. 
„ (Preußen). Das Abg.Haus beſchließt für die Vorlage ber 
Hypothekenrechts-Reform nicht die Vorberathung im Plenum anzu: 
wenben, fonbern bie brei Lefungen: erſte Lefung mit Generalbebatte, 
Gommijfiondberathung und britte Lefung. Die Vorlage wirb bems 
gemäß zunädft einer Commiſſion überwiefen. Slare und gebrungene 
Erflärung des Juſtizminiſters. 
„C(Waldeck). Da bie Verhandlungen über die Abrechnung 
zwiſchen bem Land und dem Domanium einen baldigen Abſchluß 
nit erwarten laffen, jo wirb ber Landtag im Namen und Auftrag 
bes Königs von Preußen gefchloffen. 
„ (Breußen). Das Abg.⸗Haus genehmigt das Geſetz betr. bie 
Anftelung im höheren Juftizbienft mit dem vom Herrenhaus abge: 
lehnten Amentement, wonach eine Strafverſetzung aus ben alten 
in bie neuen Lanbestheile unmöglich ift. 
„ (Medlenburg). Eine liberale Berfammlung in NRoftod be: 
fließt eine Petition an ben norbb. Reichstag gegen bie Competenz 
bes Freienwalder Schiebsgeridhe. 
» (Preußen) NAbgsHaus: Debatte über bie Vorlage ber Res 
gierung betr. die anderweitige Feitftelung ber Wahlbezirke für das 
Haus ber Abgeorbneten. 

Amendementsanträge: I. Untrag v. Kardorff und der Freiconſerva⸗ 
tiven, zu beſchließen „in Anbetracht, daß das Nebeneinanderbeſtehen der 


beiben großen parlamentariſchen Körperichaften des preußiſchen Landtages und 
es Norbdeutfchen Reichätages nur als ein Provijorium betrachtet werben 
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kann: 1) den Geſetzentwurf, betreffend die anderweitige Feſtſtellung ber Wahl⸗ 
bezirte für das Haus der Abgeorbneten, abzulehnen; 2) der königlichen Staats⸗ 
Regierung zur Erwägung zu geben, ob es ſich nicht in allgemeinem politifchem 
Intereſſe empfehlen dürfte, Die Zuſammenſetzung des preußiichen Abgeordneten hauſes 
in Bezug auf Abgrenzung der Wahlbezirke, Wahlmodus und Zahl der Abgeordneten 
mit der des Reichſtages in Einklang zu bringen und damit eine nähere or- 
aniſche Verbindung der beiden Korperſchaften anzubabnen.” I. Die Fort⸗ 
P hrittspartei beantragt, die Vorlage abzulehnen und gleichzeitig „die 
Staats-Regierung aufzufordern, in der nächſten Eeffion einen Geſetzent⸗ 
wurf einzubringen, durch weldhen unter Abänderung der Artikel 70, 71 und 
72 der Verfaſſung die preußilche Landesvertretung fortan auf Grund des all- 
gemeinen gleichen, directen und geheimen Wahlrechts gebildet wird‘. Die ge 
genannten drei Artilel 70 bis 72 beziehen fih nur auf die Wahlen zum 
Abgeordnetenhaufe, der Antrag der WortichrittSpartei läßt aljo die Trage 
„der näheren organilhen Verbindung“ zwiſchen Reichstag und Landtag 
überhaupt unberührt und beſchäftigt fih auch nicht weiter mit der zu⸗ 
fünftigen Stellung des Herrenhauſes. HI. Die nationalsliberale 
Partei will, in der Yorın eines Amendements zum Kardorff'ſchen Antrage, 
unter Ablehnung der Rrgierungsvorlage der Staats-Regierung zur Erwägung 
geben, „ob e8 fich nicht im allgemeinen politifchen Intereſſe empfiehlt, die Zu- 
ſammenſetzung des preußiichen Landtages mit der des Reihkiages in Einklang 
zu bringen und ſomit eine nähere organifche Verbindung der beiden Bertre- 
tungen anzubahnen“. Diejer Antrag geht aljo noch directer als der Karborff’iche 
auf die Befeitigung des Serrenhaufes aus, darer nicht bloß für das Abge⸗ 
ordnetenhaus den Wahlmodus des Reichstages in Anwendung zu bringen em⸗ 
pfieblt, fondern die Zufammenfegung des Landtage8 mit der des Reichsſtages 
in Einklang bringen will, weldher letztere bekanntlich nicht aus einem Abge⸗ 
ordnetenhaufe und einem Herrenbaufe, fondern aus einer Anzahl von Mit- 
gliedern „zujammengejegt" ift, welche auf Brundlage des allgemeinen gleichen, 
directen und geheimen Wahlrechts gewählt werden. 

Debatte; Der Regierungscommiffär legt die Motive dar, melde 
für die Regierung maßgebend geweſen, als fie in den neuen Landestheilen 
die Beftimmung traf, daß je ein Kreis auch einen Wahlbezirt mit Einem Ab⸗ 
geordneten bilden ſolle. Dieſe Einrihtung auch für die alten Provinzen ein» 
zuführen, fei dringend wlnfchenswerth. Die Meinung der Bevölferung würde 
jo am Beten zum Ausprud kommen Tönnen (ah! ah!), Man habe auf den 
Einfluß der Kreisbeamten hingewieſen; diefer werde indeflen nicht zu fürchten 
jein (oh! oh!), und wo berjelbe dennoch vorhanden, würde er ih auch unter 
den gegenwärtigen Berhältnifien geltend maden. Werde die Uenderung ein» 
geführt, jo würden die Minoritäten zu beflerer Geltung kommen und ein 
Kreis den andern nicht mehr überfimmen können. Tweſten: Ich halte es 
für ganz unmdglih, daß diefe Vorlage angenommen werde. Bis 1860 find 
die Wahlkreiſe immer verändert worden, und erft da find wir zu einer Sta⸗ 
bilität gelangt. Jetzt ſoll abermals geändert werden; weßhalb? weil es beſſer 
wäre, wie die Regierung meint, wenn je ein Kreis einen Abgeorbneten wählte. 
Das ift ſchon an fi kein Grund, der uns beflimmen Tännte. Eine fociale 
SinterefiensBertretung ſoll in diefem Haufe nicht Play greifen. Dazu fommt 
die Beeinfluffungsfrage. Der Landrath ift in der Regel au Wahl⸗Com⸗ 
miffarius, und es ift nicht eines jeden Wahlmanns Sache, feinem Landratbe 
ins Geſicht anders zu wählen, als dieſer es wünjcht. Der Vertreter der Staats⸗ 
regierung ſpricht davon, daß den Minoritäten eine Bertretung geſchaffen wer- 
den folle. Was bedeutet dieſe Minorität? Sie bedeutet die Partei, das Intereſſe 
der Staatsregierung, und die Staatöregierung muthet uns alfo zu, daß wir 
ihr noch dazu verhelfen follen, daß ihre Minorität in dieſem Haufe die Majo- 
rität erlange. Im Reichstage erklärte der Herr Minifterpräfident das Dreis 
Klafſen⸗Wahlgeſez für das widerfinnigfte und elendefte Wahlgeſetz, welches je 
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ausgedacht worden. Nachdem der leitende Staatsmann dich offen erklärt, 
e man erwarten follen, daß die Regierung mit einem Wenderungsporichlage 
in diefer Richtung kommen werde; ftatt deſſen kommt fie mit dieſem Geſehtze, 
in welchem kein wirklicher Rantsmännifcher Gedanke zu finden. (Sehr gui!) 
Wir find es indeſſen gewohnt, immer nur apercus und abgeriffene Bemer⸗ 
kungen zu hören, die in der Praris ohne alle Folgen bleiben. Weiter ift auch 
die von der Staatsregierung vorgeſchlagene Eintheilung in Bezug auf die Des 
völferungsverhälinifte intereffant; es ſoll kein Unterſchied fein zwiſchen Kreifen, 
die nur 20—80, 000 Einwohner haben, und ſolchen, die ihrer 60--70,000 
zählen. Danzig mit 90,000 Einwohnern und feinen jo großen Intereſſen fol 
nur Einen Abgeordneten wählen, wie ein gewöhnlicher ländlicher Kreis. 
die Serfiellung eines Zujammenhanges dieſes Haufes mit dem Reichstage ift 
auch nicht gedacht; es wird jedoch enifchieden darauf ankommen, dieſe Ver⸗ 
bindung Herzuftellen und die Mitglieder diejes Haufe zu vermindern. Abs 
georbnnetenhaus, Reichſtag und Zollparlament — das kam auf die Tauer 
nicht nebeneinander beftehen. Bir befinden uns in einem Uebergangsſtadium, 
und darum müffen wir, biß die rechte Aenderung getroffen wird, an unferer 
Wahlbezirkzordnung feſthalten. Denlen wir endlich aud an daS Herrenhaus. 
Dieſes Herrenhaus beruht lediglich auf einer Königlichen Verordnung. Eine 
Wenderung müßte aud in Bezug auf das Herrenhaus eintreten, wenn man 
ein Geſetz, wie das vorliegende, überhaupt in Betracht ziehen fönnte Nach 
einer andern Seite bin hat diefe Borlage aber allerdings ihre Bedeutung: 
fie if} ein trauriges Zeichen für das Organifationstalent der Megierung. Seit 
Jahren erwarten wir Reformen, und da kommt man nun — jelbft die Ktreis⸗ 
ordnung ift no nicht da — mit dieſem Geſetzl M. H., lehnen wir Diele 
Borlage ab! Minifterpräfident Graf Bismard: Wenn ıh mi als Minifter 
der Borlage angeichlofien habe, ungeachtet der Abneigung, die ich gegen das 
Dreifllafien-Wahlgefeg bekannt habe, jo habe ih die Beſorgniß gehegt, Sie 
würden jede Berfafiungsbeftimmung als ein „noll me tangere“ behandeln, 
und Berfuche, diejelben abzuändern, würden auf eine weniger günftige Auf⸗ 
nahme in Ihrer Mitte ftoßen; ich habe mid, darin getäuſcht und werde mir 
diefe Tauſchung in der Zulunft als Richtſchnur dienen laſſen und annehmen, 
daß das jetzt beftehende Wahlgeſetz nicht jo hoch gehalten wird, als ich ver» 
muthet babe. Ich würde vorgezogen haben, ſchon jetzt im Schooße des Mini⸗ 
eriums Borfchläge anzuregen, die eine Verbindung mit dem NReichätage dei 
ddeutichen Bundes ermöglichten und zugleich den Bundesbehörden geftatteten, 
eine Bereinfadhung des feit 1866 geichaffenen Räderwerfes herbeizuführen, und 
die Frage, in weldher Art und Weile das durchzuführen fei, hat uns vielfad 
beigäftigt. Bei diefer Gelegenheit hat e3 ſich herausgeftellt, daß es nicht thunlich 
fei, eine Verſchmelzung der Abgeorpneten herbeizuführen, und es liegt mir 
ob, die Schwierigkeiten Far zu legen, mit weldhen die Regierung zu kämpfen 
bat, diefem Ziele näher zu treten. Die erfle muß ich als Vertreter der Krone 
geltend machen; fie betrifft das Auflöfungsreht der preußiſchen Krone im 
preußiſchen Berfaflungsleben. Dasjelbe würde fi) auf diefen Theil des Reichs⸗ 
tages ohne Bewilligung der Übrigen Reichstaga-VBehörbden nicht anwenden laſſen, 
ja, e8 wären die Reichstagswahlen zur Unmöglichkeit gemadt. Der Reichstag 
braucht fi) nicht partielle Reumwahlen gefallen zu laſſen. Es würde aljo ſchon 
hierin die Nothwendigkeit einer weientlihen Modification der preußiſchen Ver⸗ 
faffung liegen, indem man nicht zugeben kann, daß ein einzelnes Mitglied des 
Norddentſchen Bundes, und wäre es das mächtigfte, befugt fein Tönnte, einen 
Theil des Reichttages aufzuldien; es würde dieſes Recht von jedem der Bundes⸗ 
fürften in Anſpruch genommen werden, und welche eigenthümlichen Verhältniſſe 
daraus entfliehen würden, überlafle ich der Phantafie jedes Einzelnen. Es 
würde ferner eine foldge Einrichtung mit den Zweilammer-Syftem unverträglich 
fein. Der Norbdeutihe Bund hat das Recht, zu verlangen, daß bei der Wahl 
die ſannnilichen norddestichen Bürger zur Auswahl bereit fliehen. Was das 
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Herrenhaus betrifft, jo bemerke id, daß, wenn ich gegen die Ungriffe, melde 
diefe mit der Hiefigen Verſammlung gleichberechtigte Körperihaft erleidet, fie 
meinerfeit8 auch nur durch eine Verwahrung beide, jo kommt das daher, weil 
ih das einzige Mitglied derjelben bin, welches das Recht hat, in diefen Räu- 
men die Stimme zu erheben, und die Pflicht babe, für meine Gollegen 
einzutreten. Ich babe bier nur in kurzen Worten die Gaupthindernifie 
auf Eeite der preußiihen Berfaflung angeführt. Ih erlaube mir, nun 
noch auf diejenigen Gründe zurüdzulommen, die auf Eelten der Bundes⸗ 
politi! dagegen ſprechen. Statt bei gleichen, identiſchen Wahllreifen zwei Ab- 
geordnete für denfelben Wahlkreis zu wählen, lann es vorlommen, daß 
einem und demſelben Manne das Vertrauen gejchentt wird; aber daraus kann 
noch nicht folgen, daß dich principiell janctionirt wird. Dagegen, daß für ven Reichs⸗ 
tag und Landtag nur Einer gewählt würde, der die Geſchäfte zu beforgen hätte, 
muß ich mich im Intereſſe der Landtags⸗ und Neichktags- Mitglieder verwahren. 

ir finden vielleicht eine reiche Auswahl folder Vertreter, die im Stande 
find, zwei bis drei Monate den parlamentarifhen Geſchaäften zu widmen; 
wenn aber derſelbe Reihätagsabgeorbnete noch der Laubtags-Seffion mindeſtens 
vier Donate und felbft mehr widmen müßte, jo fämen neun bis zehn Monate 
heraus, die er im Jahre regelmäßig den parlamentarifchen Geichäften widmen 
müßte. Es liegt ganz in der Natur der Dinge, daß nicht Biele bereit fein 
werben, eine folge Arbeit zu übernehmen, daß der Kreis der zu Wählenden 
alfo immer Lleiner wird. Mit zu großer Verlängerung der parlamentarifchen 
Thätigkeit von Einzelnen kommen wir in eine Situation, die dem bureau- 
kratiſchen Charakter der Deutſchen entipricht, die ich aber nicht für vereinbar 
balte mit einer lebendigen Entwicklung der Volsvertretung. 


Der F 1 der Vorlage wird abgelehnt, worauf der Minifter bes 
Innern erklärt, er werde vom König bie Oenehmigung zur Zurüd: 
ziehung ber Vorlage einholen. 


28. Jan. (Anhalt). Landtag: Der Herzog läßt bem Landtag Grund⸗ 


züge für eine Auseinanberjegung zwijchen dem berzogl. Haus und 
bem Lande über das Domanium vorlegen. 


Dem VBeilpiele des Großherzog von Oldenburg folgend will aud der Her⸗ 
zog bei Zeiten fein Haus beitellen, damit die Dynaſtie in gefiherten Ber» 
mögensverhältniffen die Fluthen des nationalen Einheitsdrangs über ſich ergehen 
lafien kann. Das Vergleichsobject beſteht aus 141,C00 gen Aderland 
und 172,000 Morgen Waldungen, im Geſammwerth von nahezu 25 Mil. 
Thalern. Diefer Grundbeſit ſoll als Brivatvermögen des herzoglichen Hauſes 
anerlannt werden, und in Zukunft von jeder beionderen Reitragspflidht zu 
RegierungSaufwänden befreit bleiben. Yür Landeseigenthum werben dagegen 
erklärt: Chaufſeen und Landftraßen, regaliſche Rutungsrechte, eine Unzahl 
näher bezeichneter Etaatsgebäude, Zolle und Abgabeberedhtigungen, die Berg», 
Hütten» und Salzwerle, ſowie die Eifengieherei zu Bernburg, I jedoch 
unter Vorbehalt ciwaiger Entſchädigungsforderungen von Seiten der Bernburger 
Allodialerben. Der NReto-Ertrag aus den Ublöfungen für das fistalifche 
Jagdrecht wird den betreffenden Kreiscorporationsfonds überwiefen. Mit Aus⸗ 
nahme der an die Staatslafle zurüdguzahlenden Staatsdienercautionen, der 
Staaiskaſſenſcheine im Betrag von 950,000 Thlrn. und des noch ungetilgten 
Schuldbetrags der Prämienanleihe von 1857 und der den Bernburger Allodial⸗ 
erben zur Laſt fallenden Schulden, übernimmt das herzoglidde Haus alle 
Staatsihulden zur Berzinfung und Tilgung, wofür jedoch dem Hausvermögen 
aus dem Betriebsfonds der Lanbeshauptlafie noch eine Summe von 150,000 
halern überwielen wird. Zur Dedung des Reſtbetrags der erwähnten 
Pramienanleihe wird dem Land ein gleichwerthiger Vomänencompleg über 
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Iaffen, der nad Abtragung der Schuld dem Lande verbleibt, auch den Kreis⸗ 
corporationsfonds übergeben werden kann. Diefen gewährt das herzogliche Haus 
auch zu Zweden ter Selbftverwaltung einen eifernen Eapitalfonds von 1 Mill. 
baar oder in Grund und Boden, und folange die Souveränctätßrechte des 
herzoglichen Hauſes und damit audy die Befreiung von der Steuerpflichtigfeit 
des inländifhen Grundvermögens fortdauern, eine näber zu vereinbarende 
Sahresrente.e Auf jede Beihilfe des Landes zu den Hof⸗ und Haushaltungs» 
Toften, Prinzeflinnenfteuer ꝛc. wird verzichtet. Sämmtliche Forſt- und Tos 
manialbeamte treten in den Dienft des herzogliden Haufe, Tas Bermögen 
wird lediglich nach den Hausgeſetzen verwaltet, und etwaige Differenzen ſollen 
auf fhiedsricgterlihdem Weg erledigt werden. 


29. Jan. (Preußen). Abg.-Haus: v. Vonin bringt feinen Antrag 
auf geichlihe Negelung der Ctellvertretungstoften wieder ein, 
und das Haus beichließt, denſelben durch Schlußberathung zu ers 
ledigen. Schulze⸗Delitzſch bringt cinen Antrag ein betr. bie privat: 
rechtliche Stellung von Vereinen. 

Debatte über die Beſchlagnahme des Vermögens bes Königs Georg: 


Anträge: Der Bericht der Commission (Pericterftatter Abg. Rechtsan⸗ 
walt Lent aus Breslau) beantragt, die Verordnung zu genehmigen und mit 
Zuſtimmung der Regierung durd einen neuen Artilel dahin zu ergänzen, daß 
die Micderaufpelung der Leihlagnahme dritten gutgläubigen Erwerbern und 
Eejfionären gegenüber dur kgl. Anordnung, in allen übrigen Fällen aber 
nur durch ein Geſetz erfolgen könne. Aus dem Bericht ergibt fi im Weſentlichen: 


Nah einer Seitens der EtantS-Megierung in der Commiſſion gemachten 
Mittheilung beläuft fi gegenwärtig der Werth des unter preußiicher Ver⸗ 
waltung befindlihen Vermögens des Königs Georg, ausſchließlich des werth⸗ 
vollen Inventariums der Schlöffer, auf ungefähr 13,382,800 Thlr., melde, 
in preußifchen 44 proz. Staatöpapieren angelegt, einen Jahresertrag von un⸗ 
gefähr 598,000 Thlr. abwerfen. Lie Koften der unter dem Borfige des 
Sherpräfidenten von Hannover geführten Verwaltung diefes Vermögens belaufen 
fih auf ungefähr 180,000 Thlr. Das von Preußen dem Könige zugelicherte Ente 
IhädigungssKapital beträgt befanntlih 16 Millionen Thaler mit Zinjen vom 
1. Juli 1866 an. Wenn gleihwohl fi) nur die obige Summe von 13,382,000 
Thaler unter Arreſt befindet, jo kommt dieß daher, daB etwa 4 Millionen 
Thaler für die vom König Georg außer Land gebradhten Etaatsgelver auf 
das Entihädigungs-Kapital in Abrechnung gebracht worten find, wie dieß 
auch der Entihädigungsvertrag jelbft vorgejehen hat. Jedenfalls verfügt König 
Georg trog der Beſchlagnahmeverordnung gegenwärtig außer über jene vier 
Millionen Thaler noch über das im Hannover. Gefeh vom 24. März 1857 
erwähnte Vermögen der fünigliden Echatulllafie und der zugehörigen foge- 
nannten einen engliihen Kaffe, die Kapitalien des FLöniglihen Exrnft-Auguft 
Fideicommiſſes, die Baarbeftände und Wertbpapiere der Hand» und Schatull« 
kaſſe und über das in engliichen Bprocentign Stods angelegte Kapital von 
600,000 Pfr. Eterl. Die Ungabe der Regierung in Betreff eines Agitations⸗ 
comites in Hieging wird in dem Gommiffionshericht wie folgt prägifirt: Nach 
Mittheilungen, weiche Seitens der Igl. Staats⸗sRegierung in der Commilfion 
gemadt worden, beſteht außer der noch gegenwärtig auf Koften des Königs 
Georg in Frankreich unterhaltenen Legion in Hieking eine Art dauernden 
Comit6’s, zujammengefeht aus Vertreter des Welfentbums und Beauf⸗ 
tragten des vormaligen Kurfürften von Heſſen nebſt einem Anhänger 
der großdeutihen Demokratie; dieſes Comité, deſſen Koften gemeinſchaftlich 
vom Konig Georg und von dem vormaligen Kurfürſten von Heſſen be⸗ 
ſtritien würden, führe die Agitation der depoſſedirten Souveräne gegen 
Preußen fort, überwache und leite diejelbe und bilde den Bereinigungs« 
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punkt für alle Preußen und dem norddeutiſchen Bunde feindlichen Elemente. 
Der weitergehende Antrag von Löwe, in einer Refolution die Staatsre 
gierung zur Aufhebung des ganzen Vertrags mit dem König Georg aufzu⸗ 
fordern, ift in der Commilfion mit allen gegen 3 Stimmen abgelehnt worden. 
Es wurde dagegen geltend gemadt: bei Annullirung deß Vertrages habe eine 
vielleicht zu Weiterungen Anlaß gebende Auseinanderfegung bezügli der auf 
Grund jenes Vertrages von dem König Georg an Preußen gemachten Leiſtungen, 
namentlich bezüglich des bannover’iden Domaniums Fattzufinden, und hoͤchſt 
wahrſcheinlich würde durch eine ſolche Unnullirung jede Ausficht befeitigt, daß 
König Georg der Annexion des Jahres 1866 gegenüber diejarige „friedliche 
Stellung” einnehme, welche daß Ziel der mit ihm ftattgefundenen Verhandlungen 
geweſen, und deflen Erreihung noch immer als wünſchenswerth zu bezeichnen 
fei. Der Standpunkt wurde indeß in der Commiſſion dur den Abg. Virchow 
energiſch vertreten, deſſen Ausführungen im Gommiffionsbericht, wie folgt, 
wiedergegeben find: Nachdem das Staatsminifterium in feinen Berichte an 
den König am 2. März ſelbſt erflärt habe, die Gelee des Landes würden esß 
geftatten, das gerichtliche Verfahren auch auf die Perſon des Königs Georg 
ouszudehnen, und nachdem das Strafgefegbud in der That ein ſolches Ver⸗ 
fahren zuzulafien feine, falle jeder Örund weg, den Weg der Geſetzgebung 
zu betreten; denn der von dem Minifterium angeführte Grund, die Nüdficht 
auf die frühere Stellung des Königs Georg, habe für die Landesvertretung 
feine Bedeutung. Gewiß fei e8 für Diejenigen, weldhe für die Genehmigung 
des Bertrages geflimmt, ein peinliches Gefühl, fi fo fehr in ihren Voraus⸗ 
ſetzungen getäuſcht zu ſehen, aber dieß fei Doch nur ihre eigene Schuld. Einen 
Vertragsbruch köͤnne man dem Könige Georg nicht vorwerfen, denn er babe 
feine der Verpflichtungen, weldye er in dem Bertrage übernommen, verlegt. Er 
babe nicht nur nicht auf fein Kronrecht verzichtet, jondern e8 fjei in dem 8 2 
des Vertrags jogar Beſtimmung darüber getroffen worden, wie e8 bis zu dem 
Augenblide gehalten werben folle, wo er für fih und feine Erben auf bie 
hannover'ſche Krone verzichten würde. Auch gebe fi der Vertrag ausdrüd- 
lich als ein „Arrangement Uber Bermögens-Verhältnifie" zu erfennen. Der 
Herr Minifterpräfivent habe freilih pſychologiſche Gründe angeführt, welche 
beweifen follten, daß der König Georg, indem er den Bertrag abſchloß, ſtill⸗ 
ſchweigend verzichtet habe; aber dieje Gründe hätten in dem Bertrage keinen Aus⸗ 
drud gefunden, und ein Bertrag könne nicht gedeutet werden nad) Boraus» 
fezungen, die der andere Gontrahent niemals anertannt habe. Am Wenigften 
könne fi) die Landesvertretung diefe Gründe aneignen, da zur Zeit, als fie 
den Bertrag berieth, ſchon offentundige Handlungen des Königs Georg vor» 
lagen, welche das @egentheil bewieſen. Es bleibe aljo nur der Geſichtspunkt 
der Gefahr für den Staat, die dur die Auszahlung der dem König Georg 
zugeſicherten Geldmittel und durch deren Verwendung gegen Preußen begründet 
werde. Dem gegenüber Tönne man zunädft die Frage aufwerfen, ob etwa 
König Georg durch die Entziehung diefer Mittel zum Freunde Preußens ge 
madt oder zur VBerzichtleiftung veranlaßt werben könne. Dieß werde gewiß 
Niemand behaupten; im Gegentheil jei wohl anzunehmen, daß er alle Rüd- 
ſichten fahren laffen und bei der erſten europäifchen Gefahr unter den erbittert- 
ften Feinden unſeres Staateß fliehen werde. Auch blieben ihm noch Mittel 
genug, feine Agitationen fortzufegen. Die Maßregel werde alfo ihren Zwed 
en und nur den gehäffigen Charakter eines Ultes der Rache annehmen. 
Sie ſei daher in hohem Maße unpolitiſch für die Regierung. Noch gefährlicher 


jei fie für die Sanbesvertretung, welche damit ben der Ausnahmeneieh- | 


gebung beſchreite und die Art. 9 und 10 der Verfafſung in höchſtem Maße 
Kleben; denn darüber könne man ſich doch nicht täufchen, daß hier in jedem 


alle eine Confiskation vorliege. Das einzige pofitive Refultat ver Maßregel 
werbe eine ungeheure Vermehrung des Denunciantentweiens und der geheimen 
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Tie Abg. Birow und Benda bringen auch jetzt folgenden Reſo⸗ 
Iutions»Untrag ein: „In Erwägung 1) daß der größte Theil der dem vor- 
maligen Könige von Sannover durch Bertrag vom 29. September 1867 xefp. 
28. Februar 1868 gewährten Abfindungsfunme in Höhe von 13,3823,000 Thlrn. 
nod unter preußifcher Verwaltung ſich befindet, und daß folglich die Gefahr, 
als Könnte der vormalige König Georg diefe Summe zu landesverrätheriſchen 
Unternehmnngen gegen den preußiichen Staat verwenden, nicht vorhanden ift; 
2) daß es der Berfafiung und den Geſetzen unſeres Landes nicht entipridt, 
irgend jemanden ungehört zu verurtheilen oder einer Ausnahmegeſetzgebung 
zu unterwerfen, daß aud nad den Erklärungen der Tönigliden Staats⸗Re⸗ 
gierung ſelbſt das gerichtliche Berfahren gegen den früheren König Georg zu- 
läjfig, und die unmittelbare Folge der Einleitung eines ſolchen Verfahrens die 
gerichtliche Beſchlagnahme feines gefammten Bermögen3 fein würde; 3) daß 
daher für die Landesvertretung ein Fall ihrer verfaffungsmäßigen Mitwirkung 
überhaupt nicht vorliegt, „erflärt das Haus der Abgeordneten, daB es der 
tönigliden Staats-Regierung überläßt, im alle eines nachgewieſenen Ber- 
tragsbrudes von dem PVertrage mit dem vormaligen Könige von Hannover 
zurückzutreten.“ 

Debatte: Abg. Windhorſt (Meppen): Sie werden begreifen, daß ich 
mit ſchmerzlichen Gefühlen und deßhalb ungern in dieſe Debatte eintrete; aber 
die Pflicht der Pietät gegen das unglückliche hannover'ſche Königshaus, meine 
Pflicht gegen meine Wähler und gegen das preußiſche Land zwingen mich dazu. 
Ich verlange übrigens nur, ohne auf die früheren Ereignifie zurückzugehen, 
daß das Eigenthum geſchützt bleibe. In der Beantwortung der Interpellation 
des Abg. v. Kardorif wurde bereits hingebeutet auf das, was ſpäter geichehen; 
in dem Berichte über die Beſchlagnahme des Vermögens des ehemaligen ſtur⸗ 
fürften von Heſſen ift ferner angebeutet, daß e8 eventuell auch zur Eonfiscation 
der Subftanz kommen könne. Nach der Verordnung follte der Ueberſchuß der 
Eintünfte, nad Abzug der Ueberwachungskoſten, aufgefammelt werden: auch 
das ift jet geändert, verjchärft worden. Sie jehen, m. HH., man ift in ra⸗ 
ſchem Borfchreiten begriffen: fo geht es immer, wenn man fi) auf einer 
ſchiefen Ebene befindet. Der Art. 63 der Berfaflung war aber aud fein Grund 
zum Erlaß der Verordnung; ein Nothſtand herrſchte nicht, und mas man am 
2. März that, wußte man auch ſchon am 29. Februar, als man die Landes« 
vertretung entließ. Die Verordnung tft auch unzuläffig gegenüber den Urt. 9 
und 10. Ber Bericht Spricht von einer wirkungsloſen Interceſſion befreundeter 
Höfe. Weldyes find diefe Höfe, und worin bat die Interceſſion beftanden? Es 
wäre zu wünſchen, dab der Bericht etwas Näheres darüber gejagt hätte Ich 
babe Grund, zu glauben, daß von diefer Interceifion nichts zu den 
Ohren des Königs Georg gelangt if. Es handelt fid nun um die Aus⸗ 
führung des gejchloffenen Vertrags. Die Landesvertretung kann hier nicht 
mitwirfen, und wenn etwas geſchehen ſoll, nun, fo wende man fi an 
die Gerichte. Was man jet will, ift Cabineisjuſtiz in legislatorilcher, 
parlamentariicher Geſtalt. Außerdem wird ein Gele mit rückwirken⸗ 
der Kraft verlangt, nit bloß in Bezug auf die Perfon, gegen welde 
die Beſchlagnahme gerichtet ift, ſondern auch gegen diejenigen Perſonen, welche 
vor der Beihlagnahme rechtliche Erwerbungen von dem König Georg gemadht. 
Urt. 7 der Berfaffung verbietet Ausnahmegerichte. M. H., die Geſchichte bes 
zeichnet diejenigen Blätter, wo Parlamente als Ausnahmsgerichte fungirten, 
mit einem Trauerrand. Glaubt man, daß der König Georg den Vertrag 
nicht erfülle, fo halte man ein mit den Leitungen und warte ab, baß der 
König Georg Hage. Es ſcheint, als ob Sie glaubten, daß die Berichte da 
nicht mit Ihnen übereinftimmen möchten. (oh! ohl) Das in dem Bertra 
definirte Bermdgen ift theils Privateigenthum des Königs, theils Fideicomm 
des braunfchweig-lüneburgifchen Geſammthauſes. Uebrigens ift aud in Vezug 
auf Hohenzollern und Walde preußifcherfeits anerfannt worden, daß das 





44 


Srenfken und der nerddeutfie Fund. 


Domanialgut Eigenthum des Fürften ſei. Wir haben 8 in dem vorliegenden 
Galle alfo unbedingt mit einem Privatvermögen zu thun, auf weldes die 
Art. 9 und 10 der Zerfafiung anwendbar find. Nah dem Böllerredhte ift 
Privateigenthum aber au im Kriege unantaftbar, das Vermögen eines krieg⸗ 
führenden Fürften nit ausgenommen. Ferner war im 8 1 der Gapitulation 
von Zangenfalza dem König Georg die Dispofition über fein Vermögen vor⸗ 
behalten. Worin dieſes Bermögen beftehe, war nicht beftimmt, aber es wurde 
jpäter durch Bermittelung der k. großbritanniſchen Regierung geordnet. Tie 
Behauptung, daß der König Georg den Vertrag gebrochen habe, kann nicht 
als richtig anerfannt werden; der Vertrag präfentirt fi als ein Arrangement 
über daS Vermögen des Königs Georg, und es ift in demjelben auch von 
nit Anderem die Rede. Man fagt, der König habe in dem Bertrag mehr 
erhalten, al8 er früher gehabt, und dieſes Mehr fei für die Abtretung feiner 
Eoupveränetät gewährt. Xer König Georg hat aber nicht mehr erhalten, als 
er früber gehabt. Dian gebe mir ein unabhängiges Gericht, und ih will dann 
den Vertrag zerreißen und auf Herausgabe der Domänen Hagen — jo ficher 
bin id, daß ich gewinnen werde, dab man mir die Tomänen heraus 
geben muß. Der Minifterpräfident hat feinerzeit gejagt, daB c8 auf eine Ber» 
jühnung der Geiſter ankomme, und daß mit der zu bewilligenden großen Summe 
ihon genug erreicht jei, wenn diefer Zweck auch nur theilweife erreicht werde. 
Mas den König Georg betrifft, fo hat jich derjelbe in dem Vertrage zu nichts 
verpflichtet, und das fpätere Verhalten des Königs kann darum auch nicht in 
Betracht kommen. Anlangend die Legion, das Gomits in Hitzing fehlt e8 an 
einem Beweiſe (Bewegung); die Behauptung der Regierung bafırt auf Be- 
richten, nicht auf eigenen Wahrnehmungen, und jene Berichte baſiren vieleicht 
wieder auf Berichten. M. H., ift das denn immer notorijch, was die Zei- 
tungen berihten? Man liest au, Preußen wolle die Mainlinie forciren, in 
Rumänien ein Arjenal errichten — ift dieß denn wahr, weil e8 in den Zei⸗ 
tungen fteht? Nein, etiam hosti Ades servanda, auch dem Feinde muß man 
fein Wort halten. Wir find eine Macht, die in vier Wochen eine Million 
Bajonette aufftellen kann, und wegen eines Häufleins Emigranten brauchen 
wir und nicht zu ängftigen. Bon Nothwehr kann aljo da nicht die Rede fein. 
Das Vermögen eines Hochverräthers wird von den Gerichten verwaltet — 
König Georg wird aber ſchlimmer als ein Hochverräther behandelt. Und wie 
ſteht es mit den Rechten der Agnaten? M. H., wir bedürfen der Ber 
ſöhnung; daß fie erfolge, fleht die edle Königin Luiſe mit ihrer Schwe⸗ 
fer Sricderite im Himmel; handeln wir nicht gegen diejes Gebet. Wal⸗ 
ded: Die Verordnung vom 2. März vorigen Jahres gefällt mir in ihrer 
Form nicht; ich hätte gewünſcht, daß die 16 Millionen mit dem Bermögen 
des preußiichen Staates wieder vereinigt worden wären. In daß Privatver- 
mögen möchte ich nit eingreifen, aber um Privatvermögen handelt es ſich 
hier au nit. Die Domänen gehören nad) dem preußiſchen Staatsredhie 
nicht den Fürften, und diefes Necht ift auf Kannover übergegangen. Hienach 
richtet ich aljo auch der Charakter der Abfindungsfumme, welde der König 
Georg erhalten bat. Was follte aus Deutſchland werden, wenn wir den 
kleinen Fürften die Domänen ihre Landes bezahlen jollten? Ich wünidhte, 
daß die Kleinen dem ehemaligen König von Hannover bald alle nadfolgten 
(Heiterkeit), aber auf jenem Wege würde die Unnegion uns etwas theuer 
werden. Rein, man joll uns unjere Domänen nicht nehmen! Jh muß indeß 
jagen, daß ein Anfang zur Bellerung gemacht ift, daß die Sade nur durch em 
Geſetz wieder aufgehoben werden kann: es iſt aljo die Uebereinitimmung aller 
geſetzgebenden Faktoren nothwendig, um diefe ſehr heillamen Maßregeln wieder 
aufzuheben. Eie fest nun feft, denn ich hoffe, in dieſem Hauje wird nimmer- 
mehr die Einwilligung dazu ertheilt werden, wenn aud andere Wahlen kom⸗ 
men, und was es fonft ift, ich glaube, von Feiner Dajorität wird jemals 
wieber dieſes Vermögen bes preußifchen Bolfes, wern man einmal die Sand darauf 
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gelegt hat, ausgeantwortet werben. Miniflerpräf, Oraf Bismard: Der Hr. Vor⸗ 
redner hat in der Thatſache, daß gleichzeitig mit der Publication des Bejeges die 
Publication der Sequefterverorbnung erichien, einen Ausdrud der Reue bei der 
tgl. StantS-Regierung über die Vorlage des Geſetzes erblidt. Ich will über die 

orte nicht rechten, aber ich will erklären, daß die Möglichkeit diefer Neue 
mir bei der Vorlage diefes Geſetzes ſchon keineswegs außgeichloffen ſchien (Heiter⸗ 
teit), daß ich aber für den Fall ihres Eintritts auch auf die patriotiſche Mit⸗ 
wirkung der Geſetzgebung jhon damals gerechnet habe. Der Abſchluß jeneßs 
Vertrages eben fo wie die jegige Sequeftrirung bilden zwei Glieder in der Kette 
von Friedensbeftrebungen, welchen die königliche Staats⸗Regierung feit dem 
Sabre 1866 fi) ununterbrochen bingegeben bat, und ich jchlage darunter den 
Abſchluß des Bertrages noch heute nicht niedrig an. Seine Wirfung war nad 
drei Seiten hin berechnet: einmal nad) der der ehemaligen Unterthanen des 
Königs Georg; mag davon heute gejagt und gedacht werden, was da will, in 
den Acten Liegen uns die damaligen Berichte der Provinzialbehörben vor, bie 
von einem folden Ausgleiche eine weientlihe Einwirkung auf die Berbefierung 
der Stimmung, auf die Beruhigung der Gemüther hofften, und die fich wieder⸗ 
holt und dringend dahin ausſprachen, die Töniglihe Staats-Regierung möge 
in diefem Sinne die mitiative ergreifen, nöthigenfalls eine ſolche Abfındung 
durch das Geier erftreben, wenn ein Vertrag nicht zu erreichen wäre, da jehr 
viele politifh mit den Aenderungen volllommen außgelöhnte Leute doch in 
Bezug auf perjönliche Anhänglichkeit, in Bezug auf perjönliches Mitleid mit 
einer gefallenen Größe erft hierin ein vollflommenes Bindemittel mit den neuen 
Einrigtungen finden würden. Das bat einmal die konigliche Staatsregierung 
veranlaßt, der Sache näher zu treten. Der zweite Grund lag in der zweiten 
Richtung, in welcher ich diefe frievlide Wirkung von dem Abſchluß des Ver⸗ 
trages erwartete, nämlich in ber Richtung auf befreundete und verwandte Höfe; 
von dort aus kamen uns in der That die erften Anregungen, die erften Ein» 
führungen der Agenten des Königs Georg, mag die Verbindung von Hietzing 
auß abgeleugnet werden oder nicht, fie Liegt eben actenmäßig vor in dem Or⸗ 
ginalbriefe der Agenten diefer fremden Höfe. Bon da geihah die Einleitung. 
Was dabei der Föniglichen Regierung eben ſowohl wie den fremden Regierungen 
vorſchwebte, gebt aus dem Maßſiabe bervor, der urfprünglih an die Bes 
meffung der Dotation angelegt wurde. Es wurde gefragt: Was braudt ein 
tönigliher Herzog von Cumberland, um in der Mitte des engliichen reichen 
Adels mit Anftand ohne Nachtheil, ohne vorwurfsvolle Erinnerung an fein 
politiſches Unglüd beitehen zu Fünnen? Es wurde gefagt: nad) Verhältniß 
des Bermödgens der großen engliichen Adelsfamilien 100—120,000 Pfd. St. 
Dies ift der Maßſtab geweien, den wir zu Grunde gelegt haben, und der 
alleinige politiiche Zweck, den wir erfirebt haben, ift geweſen, eine mögliche 
Exiftenz für die gefallene Dynaſtie zu finden, in der fie der Verſuchung über⸗ 
hoben wäre, die Ruhe eines großen Landes durch dynaſtiſche Beftrebungen 
weiterhin zu Hören. Wir haben deßhalb, — ich wenigſtens meinestheils habe 
auf die Berehnung der Revenuen feinen jehr hohen Werth gelegt, auf den 
Werth der Werthobjecte, die uns heute hier aufgezählt werden, und für die zw 
entſchaͤdigen nicht in unferer Abſicht Liegen konnte. Man konnte höchſtens im 
Betracht ziehen: welche Revenuen hat der König von Hannover zu ſeiner Dis⸗ 
poſttion gehabt, und dem war das, was wir ihm geboten haben, ja ganz er⸗ 
heblich überlegen. Ich habe dieſen Punkt ſchon im vorigen Jahre berührt 
und babe gejagt, es ſei mir lieb, daß der König Georg durch ſeine Vertrags⸗ 
Unterfhrift mehr angenommen habe, als ihm nad) feinem früheren Einkommens⸗ 
genuß zuftände, weil der Gedanke eines Geſchenkes von König zu König, eineß 
Freiwilligen Actes der Liberalität unter diefen Umftänden unzuläfftg je. Es 
mußte ein zweijeitiges Geſchäft fein; Für diefeg Mehr mußte irgend etwas ge= 
währt werden. Damit fomme ich auf die dritte Richtung, in welcher ich den 
Vertrag dem Frieden förderlich gehalten habe, nämli in Bezug auf bie 
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Stellung des Königs Seat, ſelbſt. In den beiben erften Richtungen 8* ich 
mich nicht getäuſcht. Die Wirkung zu Gunſten des Friedens, die der Vertrag 
haben ſollte, hat er gehabt; wir haben unſeren guten Willen documentirt, und 
dieſer gute Wille iſt uns an den betreffenden Siellen auch ſo voll angerechnet 
worden und wird uns fo voll angerechnet, als ob der Vertrag fortbeftände, 
und in diefer Beziehung babe ich über den Abjchluk des Vertrags feine Reue. 
Die lebte Berehnung war allerdings eine durch den Erfolg nit g igte, 
es war aber auch die bei mir am wenigſten fihere. Wir waren nicht jo ſchlecht 
unterrichtet, daß wir e8 für ganz unmöglich halten jollten, daß trotz der Zu⸗ 
fage, troß des Vertrags⸗Abſchluſſes, trogdem daR durch Dielen Bertrags-Ab- 
Ihluß der König Georg wenigftend, wie ber engliſche Ausdrud damals lautete: 
renounced in honour, daß trogdem dieſes moraliſche Engagement von Seiten 
des Königs Georg vollftändig mißadtet werden würde. Wir konnten nicht 
erwarten, daß der König eine volle Entjagung, eine abdicatio expressis 
verbis außfprechen werde. Wir waren auch darauf von den fremden Höfen 


‚ aufmerlfam gemadt worden, daß er dazu nicht zu bringen jein würde, daß 


dies aber auch gar nicht erforderlich fei. Die befreundeten Höfe waren mit 
uns der Meinung, daß, wenn aud) der König Georg ber fernliegenden, meiner 
Ueberzeugung nad unmoglichen Chance nit entjagen wollte, durch fremde 
Maffengewalt, durch Ueberwindung der Wehrfraft des norddeutſchen Bundes, 
dur coalirte Mächte fi zurüdführen zu laſſen, — cin, ih glaube, unmög«- 
licher Fall, weil ih an eine Ueberwindung in diefem Maße nit glauben 
kann — dies wenig bebeute. Das ift ja auch gar nicht die Abficht des Vertrages 
geweſen, daß der König Georg für ſolchen Fall darauf verzichten follte, feinen 
früheren Plaß, wenn ihm das Königreich Hannover von einem fremden Er» 
oberer angeboten würde, wieder zu übernehmen: ſolche Tragweite haben der» 
gleichen Ublommen immer nit, wie ich ſchon im vorigen jahre bemerfte; 
da8 aber waren wir beredhtigt zu glauben, daß nad) der Unterzeichnung biefes 
Vertrages der König Georg verzichte auf eine unfruchtbare Prätendentenfchaft, 
auf die traurige Rolle eines Fürften, der den Krieg fortiekt an der Epige 
von 1000 oder 1400 verführter junger Leute, die er, man lann faum jagen, 
löhnt, jondern miethet, für einen beftimmten täglichen Preis ihren regelmäßigen 
Arbeiten und ihrer Zufunft entzieht. Daß dies aufhören würde, habe ich 
allerdings mit Gewißheit erwartet, und darin habe ih mid geläufht. Ich 
babe dag gehofft und gewünſcht im Intereſſe der hannover’jchen Jugend von 
den unteren Ständen, welche der Verführung vielfach ausgeſetzt ift, für Geld 
einer Art von Seelenverfäuferei zu verfallen und ſpäter in Müßiggang zu 
verfinten. Es ift meines Erachtens für ein Land nicht gleichgültig, wenn etwa 
1000 bis 1500 junger Träftiger Leute in den beften Jahren für ein müßig- 
gängerifches Leben erzogen und ihrem Baterlande entrifien werden. Ich habe 
mid) darüber nicht weiter gewundert — denn dergleichen Leiſtungen find we⸗ 
niger erfennbar und auch weniger firafbar — wenn die welfiſche Partei in 
Beziehung auf die Prefie und Agitation eine Verbindung eingeht mit allen 
denjenigen Parteien. und Elementen, welche einer Gonfolidation der jekigen 
Zuftände feindlih find. Wenn fie mit den Mitteln, die fie außerhalb dieſer 
Abfindung oder mit diefer Abfindung bat, Alles miethete, was an federn 
und Intriganten aus in Deutiland war, fo hätte mid) das nicht in Ver⸗ 
wunderung geſetzt. Dergleichen entzieht fih einer Gontrole und einem be⸗ 
fimmten Nachweiſe. Ebenfo eine Verbindung mit allen Feinden der deutſchen 
Ginheit, ſei e8, weil fie eine Einheit ift und vom particulariftiiden Stand⸗ 
punkt befämpft wird, fei e8, weil fie eine monardhiiche Einheit ift und deshalb 
befämpft wird von allen Gegnern des politiſchen und confejfionellen Friedens 
in Deutihland —, alle die Verbindungen hätten mich nicht gewundert. Ich 
halte mid) an die eine ſcharf ausgeprägte Thaiſache: die fortgejete Unterhaltung 
dieſer Legion zum Zwede des Krieges gegen das eigene Vaterland im Bunde 
mit fremden Mächten, jo bald eine Chance da fein wird, die ſtark und günftig 
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genug wäre, um dieſes Element in die Wagſchale zu werfen; dabei ein Be⸗ 
ſtreben, ununterbrocden den Frieden als zweifelhaft, als einer unmittelbaren 
naheliegenden —— ausgeſetzt darzuſtellen, und auf dieſe Weiſe das Ver⸗ 
trauen, deſſen große Nationen bedürfen zu ihrer Wohlfahrt, das Vertrauen, 
deſſen Europa gegenfeitig bedarf, nad Kräften zu flören, überall Agenten, 
SIntriganten bineinzubringen, um Teinen Blauben an den Frieden, Teine Ver⸗ 
befierung der Zuftände in Handel und Wandel, keine Belebung des Verkehrs 
und der Wohlfahrt auflommen zu laſſen. AU diefes Treiben ift uns belannt; 
e8 ſpringt uns in die Augen, ohne daß es juriſtiſch nachgewielen wird, und 
obgleich e3 in den Zeitungen flieht, iſt e8 doch wahr. (Heiterkeit.) Aber ich 
halte mi nnr an das vorliegende Factum, daß der König von Hannover 
fortwährend dieRolle eines Friegführenden Furſten gegen uns ſpielt. Dieſes Faetum 
allein gibt der Staatö-Regierung das ganz unzweifelhafte Recht der Rothwehr 
gegenüber einer Beſtrebung, fie mag fo Hein oder fo groß fein als fle will, denn 
darauf, ob wir fie zu fürchten haben, kommt es meines Erachtens gar nit 
an, fondern e8 kommt mir darauf an: gibt uns der Gegner eine wirklich 
faßliche, gar eines Eingeftändniffes bebürfende Waffe, mit der wir fein ganzes 
Gewebe zerreiken, niederichlagen, die Quellen ihm abjchneiden können, mit 
denen er fein verwerfliches Gewerbe der Beſtechung und Eorruption betreibt ? 
Dieſe Handhabe, diefe Waffe finde ich in der einfachen und weſentlichen That⸗ 
ſache der Legion; ih Laffe mich auf weiter nichts ein und brauche auch nichts, 
als diefen Rachweis dak der König fi nad) wie vor als eine Friegführende 
Bartet ſeinerſeits betrachtet und dadurch den Bertrag materiell und moraliſch 
bricht, dadurd fein Eigenthum nach Kriegsrecht in die Hände des Gegners 
Tiefert. Ob diefe Gefahr Hein oder groß ift, darauf kommt es nit an. 
Principiis obsta. Die juriftiſche Nothwehr Tann hier nit in Frage kom⸗ 
men, bier fommt e8 auf bie ſtaatliche Beziehung an, wo wir für die Wohl« 
fahrt einer ganzen Nation zu forgen haben. Dahin dürfen wir «8 nidht Toms» 
men laffen, daß wir zur Nothwehr greifen, wenn e8 zu fpät ift. Ich beſchränke 
den Begriff der Nothwehr nicht allein auf den Begriff der Abwehr eines lebens⸗ 
gefährlichen Anfalles, ſondern aud auf Herftellung des Vertrauens, defien wir 
zu unferer Abwehr bedürfen. Das Vertrauen auf den Frieden würde nicht 
geflärkt werden, wenn wir nit einem ſolchen Unternehmen entgegenträten, 
defien Duldung mit der Würde einer großen Ration meines Erachtens nicht 
verträglich if, duch deſſen Duldung wir uns nur dem Verdachte ausfegen, 
ols hätten wir nit den Muth, uns zu wehren, als fürchteten wir, wenn 
wir uns rührten, fo würde uns ein Anderer in den Händen haben. Doch es 
gibt eime ſolche traurige Feigheit, die e8 nicht wagt, fih zu wehren und bie 
Degenſpitze wegzuſchlagen, die auf ihre Bruſt gerichtet ift, fondern fih von 
ihr durchrennen läßt und in einer bejonderen Starrheit — mag e8 Befangen» 
heit, mag e8 nervöje Lähmung fein — fi nicht bemüht, die Gefahr abzu⸗ 
wenden, die ihr droht. Dafür zu forgen, daB dies nicht geichieht, ift die Auf⸗ 
gabe der Regierung. Als in der Richtung dieſer Aufgabe liegend, habe ich 
unfer Berfahren ſchon in der Gommiffion gelennzeichnet. Wir wollen hier nicht zu. 
Gerichte figen über den gefallenen Gegner, aber wir wollen Deutihland vor 
Schaden bewahren, wir wollen biefem Frevel mit dem Frieden einer großen 
Ration, mit dem Frieden Europa’s ein Ende machen gegen diejenigen, melde 
für erbärmliche und Eleinliche dynaſtiſche Intereſſen fi berufen fühlen, das 
Gluͤck und die Ehre des eigenen Vaterlandes in Verſchwoͤrungen mit dem 
Auslande zu jhädigen und aufs Spiel zu ſetzen. (Bebhafter Beifall.) 


Bei der Abftimmung wirb ber Reſolutions-⸗Antrag Virchow abs 
gelebnt und die Borlage na dem Untrage ber Commijfion mit 
256 gegen 70 Stimmen angenommen. 


29. San. (Meiningen). Zweitägige Sühneverhanblungen vor bem 
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Dber:Appellationsgericht zu Dresden zwiſchen dem Herzog unb bem 
Lande bez. der Domänenfrage führen zu feinem Rejultat. 


29. San. (Esburg: Gotha). eier bes 25jähr. Regierungsjubiläums bes 
Herzogs. 


» n (Breußen) Abg.Haus: Debatte über die Beſchlagnahme bes 
Vermögens bes Kurfürften von Heflen. 


Untrag: Die Commiſſion trägt au Hier auf Genehmigung der 
Vorlage an. Ihr Bericht enthält im Weſentlichen nur eine Charakte⸗ 
riftit der Denkichrift des Kurfürften und theilt außerdem den Briefwechſel 
zwilhen der Regierung und dem Kurfüriten mit, weldger aus Anlaß des 
urfürftliden Danlſchreibens an die heifiihen rauen und Jungfrauen für 
einen zu Weihnachten 1867 überfandten Teppich gepflogen wurde. Aus den 
Erklärungen Bismarck's in der Commiffion ift folgende Stelle herauszuheben : 
„Der Frage, ob bei direkter und altiver Betheiligung an gewaltthätigen 
Unternehmungen gegen den preußiſchen Staat nicht Bis zur vollen Sonfiscation 
der Subftanz geſchritien werden könne, wolle er hier, als noch nicht vorliegend, 
nicht näher treten. In feinem Falle aber dürfe man ſich der Beſorgniß hin- 
geben, daß die Staatsregierung etwa beabſichtige, durh Anjammlung der 
Revenlien eine Sparkaſſe für die Betheiligten anzulegen; nütliche Berwen⸗ 
dungen, namentlih im Intereſſe der Landestheile, welche die bepoffedirten 
Fürften früher beherrſchten, würden fid immer finden laſſen, insbejondere in 
Kurheſſen, wo nübliche, ja nothwendige Bauten ausgeführt werden könnten, 
deren Ausführung von der früheren Regierung beharrlich verweigert worden 
ſei.“ In dem Berichte find die Schreiben, weile der kurheſſiſche Cabinetsrath 
Schimmelpfennig von Prag und Horzomig unterm 9. März reip. 22. Sep⸗ 
teınber dv. 8. an das preußiſche Minifteriun der auswärtigen Angelegen« 
peiten richtete, dem Wortlaute nad) mitgetheilt. Tas eine iſt gegen die dem 

urfürften dur) den Oberpräfidenten v. Möller gewordene „Berwarnung* 
gerichtet, das andere ift das Begleitjchreiben, mit welchem der Gabinctsrath 
auf kurfürſtlichen Befehl die befannte Denfichrift über „die Auflöiung des 
deutichen Bundes und die Ufurpation des Kurfürſtenthums durch die Krone 
Preußen“ dem k. Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten mit dem Gr» 
fuchen, „ſolche Seiner Majcftät dem Könige zur Kenntnignahme vorlegen zu 
wollen”, einjandte. In dieſem Schreiben ſpricht der Kurfürft geradezu aus, 
daß es ihm nie eingefallen fei, auf feine Rechte zu verzichten, und daß er an 
der Hoffnung der Wiederaufriätung feines Throns fefthalte. 

Debatte: Braun (Wiesbaden) betont, daß hier weder das nicht mehr 
exiftirende Bundesrecht noch das Privatrecht maßgebend fein könne, da es ſich 
hier um die Rothwehr einer ganzen Nation handle. Daß die Maßregel ein 
At der Gewalt fei, will ex wicht beftreiten; aber wo auf der Erde habe ein 
Bolt feine politiſche Einheit ohne Gewalt hergeftellt? Selbſt wenn dem Kur⸗ 
fürften von Heſſen ein bißchen Unrecht geſchehe, fei e8 ihm lieber, als wenn 
diefes Unrecht Preußen oder Deutihland zugefügt werde. Wer feine Ueber- 
zeugung von der zwiſchen Prag und Hietzing beftehenden Solidarität theile, 
müffe für die Vorlage flimmen. Graf Bismard Tann den Begriff der 
ſtaatlichen Nothwehr nicht auf den Fall des Ungriffs einengen laſſen. Ein Friede, 
welcher der Befürchtung ausgeſetzt fei jeden Tag geftört zu werden, habe nicht 
den Werth eines Friedens, und fei oft ſchädlicher für den allgemeinen Wohl⸗ 
Rand als der Krieg. In dieſer Auffaffung könne er ſich nicht durch juriftiiche 
Deductionen beirren laſſen. Ucher juriftiihe Zwirnfäden werde die Regierung 
in der Ausübung ihrer Pflicht für den Frieden des Staats zu forgen nicht 
Rolpern. Der Friede des Staats ſei bedroht geweſen, wenn auch vielleicht nur 
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ans Mißverſtändniſſen. Die Spannung der Lage habe von dem Uugenblid 
des in den Donaufürftenthümern eingetretenen Minifterwechjels an nachgelaften. 
Durd anderweitige Ereigniſſe fei die Aufmerffamleit auch nach andern Rich⸗ 
tungen gelenkt worden; aber wir konnten zu der Zeit wahrnehmen, biß zu 
welchem Grade die friedliebende Politik der Lönigl. Regierung bei manden 
andern Regierungen verleumdet worden war, bis zu weldem Grab biefe 
Berleumdungen Glauben gefunden hatten. Die Zeit jien mir — fährt Graf 
Bismard fort — damals jelbf eine unfldere, wern ih auch font in der 
Regel in diefer Richtung nicht ſehr Angflli bin. Huch bin ich nicht gewohnt, 
über dergleichen offentundige Dinge wahrheitswibriges Zeugniß abzulegen. 
Die voll der Becher war, if fchwer zu beuriheilen. Wenn aber mächtige 
Geſdmittel, wenn Goalitionen der verſchiedenen Parteien, welche eine Störung 
des Friedens wunſchen, eine gewiſſe Bedeutung erlangen, dann muß die Res 
gierung folde Symptome mit großer Aufmerkfamleit verfolgen und das Band 
sor Schaden bewahren. Das Auftreten der Emigration, welde ſich an die 
Häufer Efte und Brabant (Hannover und Heffen) gekettet hat, hielt‘ mit der 
Steigerung der Rriegsgefahr gleichen Schritt. Die Herren waren von den 
Geheimniffen der Gabinette, die uns nicht immer pleichzeitig und in demjelben 
Maße belannt waren, jehr wohl unterrichtet. In dieſem Sinn fleigerte fi 
beilpielßweife die Sprache der kurfürſtlichen Organe von einem anonymen, 
vielleicht für hannoveriſches Beld gefchriebenen, dem Kurfürften fremden Mach⸗ 
wert bis zu directer Theilnahme desjelben. Er verftieg fi bis zu birecten 
Regierungsacten (Ordenscommilfion). Der Zuſammenhang dieſer Agitation 
mit ber Kriegsgefahr fei außer Zweifel geftellt, man gab fie verloren, als die 
letztere ſchwand. König Georg ſei militärifch, der Kurfürft diplomatifch aufge 
treten. Gegenüber legterem fuche ex alles in der Aufforderung dbesjelben, ge⸗ 
waltthätig den Sufemmenbang des Norddeutſchen Bundes zu flören und 
Provinzen davon Loßzureißen. Der Minifter macht dann Mitteilung von den 
allerlei minutidfen Früchten der Spionage, betreffend das Hietzinger Comits, 
die zwar mit &eiterleit entgegengenommen werden, aber vielfadh einen der 
Sache des Miniſters gerade nicht zur Empfehlung gereichenden Gindrud 
machen. In der Denfihrift des Kurfärften, fährt Graf Bismard fort, 
wurden mit feinem Wiflen und Willen die fremden Mädte aufgefordert, 
die Provinz Heſſen vom preußischen Staat wieder loßzureißen. Das fei keine 
ganz leere Drohung, keine harmloſe Sache, die man mit den Heinen polizei« 
lichen Ungeſchicklichkeiten über Bemüfelörbe in Parallele bringen könne. Konnte 
nicht das Friegsluftige Ausland durch die Borjpiegelung von den Sympathien 
eines bedeutenden Theils der heifiichen und hannoveraniſchen Bevdllerung er⸗ 
muntert werden? Der Zuftand der Zerriffenheit, in welchem Deutſchland ſich, 
wenigftens in den Gemüthern, befinde, fei dem Ausland belannt genug. Die 
Gtimmung, die vor kurzem noch bei dem Wiesbadner den Mainzer als einen 
rechtloſen Ausländer betrachten lieh, dem man den Hafen zubämmen folle, 
die den Frankfurter bewog den Vockenheimer als einen von allen Reiten aub⸗ 
zufchließenden Fremdling zu behandeln, dieſe Stimmung fel noch nicht ganz 
vergangen, und werde auch vielleicht noch im Ausland in ihren Wirkungen 
überiäßt. Wie die Eiſenbahnen früher in Heſſen zu Stande kamen, zeige ein 
Surfürftliches Reſeript, vermöge deſſen ©. !. H. nunmehr die Bewilligung 
um Bau der Hanauer Bahn gebeit wolle, weil und nachdem dieje 200 oder 

50 Actien zur Berfügung des Kurfürften geftellt Halte. Er verzichte darauf, 
diefe Beilpiele zu vermehren. Leider könne ſich das Ausland jagen, daß eine 
De vordringende Armee nicht Überall auf denfelben feindlichen Widerftand 

oßen werde, der vielleicht von jeder andern geſchloſſenen europäiſchen Nation 
zu erwarten wäre; die Goriolane in Deutſchland feien nicht ganz felten; eß 
fehlten aber die Volsker; wenn fie diefe hätten, wilrde das Stüd bald begin« 
nen; nur den Iegten Act würden alle rauen von Kafſel und Hannover nicht 
herbeiführen Tünmen. In Spanien, Rußland, England, Frankreich, Ungarn 

4 


60 


Yreuken und der uschbeutfge Bund. 


und in Dänemarl würben die Beute, welche die Stirn und bie Frechheit Hätten, 
fi) zu der Theorie der ausländilden Hülfe zur Görberung ihrer Privat- 
interefien, ihrer particulariſtiſchen Belüfte zu befennen, unter der germalmenden 
Berachtung ihrer Landsleute erftiden. Bei uns erſtickten fie nicht, fondern 
trllgen die Stirn ho und ſenden ihre Bertbeibiger bis in dieſe Räume. 
Ueberall wo Faulniß jet, flelle ih ein Leben ein, das man nicht mit reinen 
Glacoͤhandſchuhen anfafien könne. Deßhalb möge man ihm nidt das Epio- 
nirweſen vorwerfen, ex fei nicht zum Spion geboren, mühe aber diefe Nepti- 
lien bis in ihre Höhlen verfolgen und jehen, waß fie machten. Dafür verdiene 
er Dank. Es jet damit nicht gefagt, daß er eine halbe Million geheimer Fonds 
gebrauche. Es würden fi) auch andere Verwendungen mit nachträglicher Ge⸗ 
nehmigung finden. Pflicht der Regierung fei e8 3. ®. mit den Bonds Schulden 
zu tilgen, die auf Heflen lafleten (früher ſprach der Minifter von dffentlichen 
Bauten, die vernachläſſigt feien).... „Machen Sie uns, fo ſchließt der WMinifter, 
aus dem bedauerlihden Zwang, dab wir unjer Geld auch zu jenem andern 
Zweck verwenden müffen, Teinen Borwurfl Probiren Sie erft felbft, ob Eie 
Pech anfafien können ohne fi) zu befudeln!" Die Oppofition if vom Gefien 
Herrlein und dem Katholiken v. Mallindrodt vertreten. Diefer be 
hauptet, daß der Kurfürft feinen Vertrag treulich erfüllt und nichts gethan 
babe, was daß Haus zu einem Bertragsbrud und verfafiungswidrigen Bor- 
gehen gegen ihn berechtige. Die eingige an ihm geflellte Bedingung der Eibes- 
entbindung der Beamten und Offiziere fei von ihm erfüllt. Seiner Antwort 
auf die Adreſſe der Kaffeler Frauen muß der Redner alle Anerlennung zoll. 
Sie verrathe die Gefinnung deutſcher Treue, und feine Denkſchrift ſei lediglich 
eine Rechtsausführung, die er im allgemeinen für richtig halte. Wo aber fei 
die heſſiſche Legion, das Heififche Eomitö? Man Ipreche von einer Rothwehr, die er 
nicht jehe, der Act, den man beabfichtige, fei ein Act der Gewalt, der Revanche 
vielleicht. Seinerjeits werde er mit der Bewilligung geheimer Fonds nicht die 
Hand bieten, die Demoralijation zu befördern. Für Herrlein handelte es 
fi hier nicht um das der Bergefienheit angehörende Sündenregifter des Kur⸗ 
fürften, fondern darum, feftzuftellen wie man in Hefien über bie Beſchlagnahme 
denke. Der Kurfürft werde dort jekt als ein Privatmann betrachtet, der dem 
ſtarken Preußen nicht gefährlich werden Tönne, mit dem man angeficht3 der 
Gonflscationen von Hafen und Gemuſe ein natürliches Mitleid empfinde, zu- 
mal er nichts gethan habe. Dan denke an die treffliche Gerichtsverfaffung, die 
verloren gegangen, und daran, daß nichts don allem dem geichehen fei, was 
die Heflen jo überfchwänglich glücklich hätte machen follen. 

Bei ber Abſtimmung wird bie Vorlage nad bem Antrage ber 
Commiffion mit großer Mehrheit angenommen. Auch bie Mehrheit 
ber Hannoveraner, welde am vorhergehenden Qage ſich paifiv ver: 
halten hat, flimmt für bie Vorlage, die auch felbft Heifiihe Abge⸗ 
orbnete durch ihr Votum zu legalifiren Feinen Auftanb nehmen. 


30. Jan. (Preußen) Im Minifterium bes Innern ift enblidh ber 


Entwurf einer neuen Kreisorbnung für bie öſtlichen Provinzen aus: 
gearbeitet worben. Derfelbe fol zunächſt einer Anzahl von Ber: 
trauensmännern unter ben WMitgliebern bes Landtags vorgelegt 
werben. 


2. Schr. (Preußen). Abg.Haus: Die Regierung macht eine Vorlage 


bez. gefebliche Auseinanberfegung zwifchen bem Staate und ber Stabt 
Frankfurt a. M., um durch biefen Drud bie Stabt doch noch zur 
Eingehung eines freitwilligen Receſſes zu bewegen. 
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Grilärung bes Finanzminiſters: Beim „Eintritte" Fraukfurt's in 
den preußiſchen GStantöverband waren diejenigen Einnahmen zu ſondern, 
weldge dem preußilchen Staate, als den Rechtsnachfolger des Staates Frank» 
furt, zufielen, von den Einnahmen der Commune. Dieß war der Ratur der 
Sache nad mit großen Schwierigkeiten verbunden. Es wurde ein Gommiflär 
nad) Frankfurt gefandt, um mit dem Senate und ber Vertretung der Burger⸗ 

ft einen Receß zu vereinbaren; biefer war aud bereit parapbirt, doch 
wurde er ſchließlich von den ſtädtiſchen Bevollmächtigten nicht genehmigt. Die 
Stadt Frankfurt wurde hierauf zu neuen — — aufgefordert, aber 
die ſtadtiſchen Collegien nahmen nd, ihrerjeits überhaupt auf ein defini⸗ 
tives Arrangement einzugeben; fie wunſchten, daß vorher die Organijation 
der neuen Berwaltung und die Einfegung der definitiven Behörden abge⸗ 
wartet würde. Als die neuen Behörden eingefegt waren, erging an diejelben 
die Aufforderung, Deputirte bieber zu fenden, welcher Aufforderung auch ent» 
ſprochen wurde. Es Iag der Staatsregierung daran, bei diefem Unlaß der 
Gefinnung des Wohlwollens Ausprud zu geben, melde der König und bie 
Staatsregierung für die Stadt Frankfurt, im Hinblid auf ihre frühere 
Stellung, hegen: die Verhandlungen waren au beinahe zu einem NRejultat 
geführt, als die Deputirien erflärten, daß fie zu einem definitiven Abſchlufſe 
nicht ermädtigt feien und über das Wefultat erft ihren Mandanten Bericht 

müßten. So wurde die Regulirung auf's Reue verzögert. Die 
Regierung erllärte nun, daß fie, damit die Regulirung nicht noch länger 
verzögert werde, den Weg der geſetzlichen Regulirung beichreiten werde. 8 
verging eine geraume Zeit, bis die Stadt Sranffurt Sr. Mai. dem Könige 
ein Rechisgutachten des Profeffors Zöpfl überreichte und erklärte, ihren bis⸗ 
herigen Standpunft verlaffend, auf der Baſis diefes Gutachtens in neue Ver⸗ 
handlungen eingeben zu wollen. Die Krone vernahm über dieſes Gutachten 
ihren höchften juriftiichen Beirath, das Kronfyndilat, dasjelbe hat fein Gut⸗ 
achten ganz vor Kurzem erflattet. Eß kam nun darauf an, wie die Sade 
weiter und zu Ende zu führen fe. Bon dem Kronſyndikate wurden die Rechts⸗ 
anſichten des Profeflors Zopfl verworfen, und dasfelbe kam ungefähr zu dem⸗ 
ſelben Ergebniß, zu weldem die bisherigen Verhandlungen geführt hatten. 
Die Regierung bat immer den Wunſch einer direkten Berftändigung gehabt, 
um den Receß dann der Landesvertretung zur Genehmigung vorzulegen. 
Andererſeits muß fie aber auch wunſchen, daß die YAuseinanderjegung nicht 
aufs Ungewiſſe verzögert werde, weil der jekige Zufland von Uebelmollenden 
zum Gegenfland der Agitation benugt wird, und außerdem aud der Sta- 
haushalt erft dann aufgeftellt werden Tann, wenn eine Bafiß der Huseinander- 
jeung gewonnen ift. Dieß hat zu dem Beihluffe gefiihrt, den gegenwärtigen 
Geſetzentwurf, welcher auf dem Gutachten des Kronſyndikats beruht, der Lan⸗ 
Desvertretung vorzulegen; gleichzeitig aber haben Se. Mai. der König einen 
allerh. Beiheid an die Stadt Frankfurt ergehen laffen, in mweldem, unter 
BVeifügung des Gejegentwurfes, des Gutachtens des Kronſyndikats und ber 
fonftigen Anlagen, der Stadt Franffurt noch freigeftellt wird, auch noch wäh⸗ 
rend der Borverhandlungen Über diefen Geſetzentwurf in direkte Verhandlungen 
über einen Ausgleich einzugehen. " 


Der Vorlage ift ein Heft Actenftüde, worunter namentlid bas 


Gutachten ber Kronſyndici, beigelegt; biefelbe wirb bem durch bie 
beiden Franff. Abgg. verftärkten Budgetausſchuß überwiefen. 


4. Febr. (Preußen) Abg.Haus: Schluß der Berathung ber Städte⸗ 


orbnung für Schleswig: Holjtein. Mit großer Mehrheit wirb das 

allg. und birefte Wahlrecht abgelehnt und das Cenſusſyſtem beibehalten. 

Die Regierung erklärt im Ausſchuß, daß fie bei ber gegenwärs 
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tigen Lage ber Finanzen feine Beiträge für bie Elementarlehrer⸗ 
Wittwen⸗ und Waifenkaflen in Ausſicht ftellen koönne. 

5. Sehr. (Breußen). Das Herrenhaus nimmt die Aufhebung bes Ehever⸗ 
bots wegen Ungleichheit des Standes ohne Debatte an, ftellt Dagegen 
in ber Vorlage bezüglid Dotationsfonde v. 1847 für Die alten 
Provinzen ben urfprüngliden Antrag ber Regierung, dieſelben ben 
beftehenden Provinzialvertretungen und nidt, wie das Abg.-Haus 
will, ben (zu reformirenden) Provinzen zu überlaffen, wieber ber. 

„ nn (Eoburg:Gotha). Der gemeinfame Lanbtag lehnt bie Union 

beider Herzogthümer mit 1 Stimme Mehrheit wiederum ab. Die 
Coburger find dabei wie bisher alle für, bie Gothaer meiſt gegen 
bie Union. 

nn Breußen) Das Abg.-Haus nimmt ben Antrag bes Abg. Koi 

betr. die Eidesablegung ber Juden in der Faflung der Commiifien 

an, mit bem Zufab, baß das Geſetz nur da Gültigkeit haben folle, 
wo bisher ben Juden eine bejondere Eidesableiftung vorgeſchrieben war. 

» (Breußen). Das Abg.-Haus lehnt die vom Eultus: und Unter: 

ritsminifter dv. Mühler beantragte Aufhebung bes Art. 25 ber 

Berfaflung (Unentgeltlichkeit des Volksunterrichts) mit 202 gegen 

137 Stimmen ab. 

„ (Breußen). Die Stabtverorbnetenverfammlung von Frankfurt 

a. M. beſchließt, eine Deputation von Magijtratsmitgliedern und 

Stadtverordneten nad Berlin zu ſenden, um auf ben Wunid ber 

Regierung neuerdings über bie Necekfrage zu verhandeln, jeboch 

ohne Vollmacht, irgend etwas abzuſchließen. 

13. „ (Breußen). Das Herrenhaus genehmigt die Beſchlagnahme⸗ 

porlagen gegen ben König Georg und ben Kurfürften von Heſſen 

faſt einftimmig: 

nachdem Graf Bismard mehrfah das Wort ergriffen und ausgeführt 
hatte, daß die Verträge mit den Depoffedirten nicht Private, fondern Staat» 
berträge jeien, welche von denfelben nicht gehalten worden. Sicherlich würden 
auch andere Regierungen vertriebenen Souveränen fein Geld zahlen, wenn 
diefe 8 zur Bildung von Legionen im Auslande beniltzen wollten. Preußen 
babe dur die Unnegionen nicht Eroberungen, jondern Sicherheit für die 

Zukunft gefucht. 

» (Breußen). Die Regierung verlangt von ber Frankfurter 

Deputation Vollmachten, um mit ihr einen Receß abzuſchließen. In 

ber Bubgetcommilfion bes Abg.-Hauſes zeigt fih die Regierung geneigt, 

ber Stabt weitere Zugeftänbniffe zu machen. Die Deputation kehrt 
nad Frankfurt zurüd, 

» (Breußen). Der König fanctionirt die Beſchlagnahmedecrete 

gegen ben König Georg und gegen den Kurfürften von Heffen nad 

ben Beichlüffen beider Häufer des Landtags. 

» n (Breußen). Eine große Bürgerverfammlung in Frankfurt a. 
M. erklärt ſich durch eine Refolution (gegen Bloß 3 Stimmen) 
gegen einen Receß mit ber Regierung: 
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„In Erwägung 1) daß die Staatsregierung, indem fie die Recekangelegen- 
heit zur thatjählidden Entſcheidung des preußiſchen Sandtags bringt, den Weg 
der Berbandlungen verlafien bat, ohne den einzig zuläffigen Weg des Rechts 
zu betreten; 2) daß Überdieß die beim Landtag eingebradite Vorlage, weit 
entfernt die Grundſätze des Mechtes oder auch nur die der Billigfeit anzu- 
ertennen, der Stadt Frankfurt einen großen Theil ihre Eigenthums entzieht, 
und dadurch deren finanzielle Rage hoͤchlich gefährdet: 3) daß es, angefichts 
dieſer Sachlage, weder der Würde noch dem Rechte noch den Intereſſen unferer 
Stadt entſpricht, ihrerjeits den Schein einer freien Eimviligung in die gegen 
fie geübte Vergewaltigung auf fi zu nehmen — erflärt die Bürgerverfamms 
Iung: 1) die Beichlüffe des Magiſtrats und der Stadtverordneten vom 
10. Gebr. dieſes Jahres werden von den Bürgern Frankfurts mißbilligt; 
2) gegen jede Entziehung des Eigentums der vormals freien Stadt Frank⸗ 
furt, jowie gegen jeden Beſchluß der fläbtiihen Behörden, der einer ſolchen 
Entziehung zufimmen würde, legen die Bürger Frankfurts entichiedenfte 
Berwahrung ein”. 


15. Febr. (Norddeutſcher Bund). Aufammentritt des Bundeeraths. 
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16. 


Das Bunbespräfidium ftellt den preuß. SKriegeminifter Gen. v. Roon 
an die Spike des Militärausichuffes bed Bundesrathe, 


» (Breußen). Die Stabiverorbneten von Franffurt a. M. bes 
fließen in ſtürmiſcher Sitzung, eine abermalige Deputation nad 
Berlin zu ſchicken und fie zu endgültigem Abſchluß eines Receſſes 
zu bevollmädtigen, aber nur, wenn fih bie Regierung zu einer 
Abfindung mit 3 Mill. Herbeilaffe. Der Chef ber lebten Deputation, 
Oberbürgermeifter Dr. Mumm erklärt, daß bie Regierung über 
2 Mil. unbebingt nit hinausgehen werde. 

„ (Sadfen). Beginn der Agitation für bie Anfang Juui flatts 
findenden Landtagswahlen. Programm ber beutichen Partei: 


„Wir erfennen in der Begründung des norbbeutichen Bundes und in 
Sachſens Zugehörigkeit zu demfelben nicht bloß eine vollendete Thatſache, ſon⸗ 
dern auch ein ehrlich aufrecht zu erhaltendes und immer mehr zu befeftigen- 
des Verhältniß. Wir jchließen uns der koniglichen Staatsregierung in der 
aufrichtigen Pflege dieſes Berhältnifies mit ganzem Kerzen an und werden 
fie in der Durchführung aller nothwendigen und heilfamen Folgen besjelben 
nach beften Kräften unterftügen. Wir wünſchen und erwarten, daß unfere 
innere Geſetzgebung und Berwaltung den jo mwohlthätigen Bundesgeſetzen 
über Freizligigleit, freien Gewerbebetrieb, Freiheit der Eoeihfichung, Beſeiti⸗ 
gung des Paßzwanges u. a. m. Überall zu ihrer vollen Ausführung ver⸗ 
helfen und jedes Hinderniß derjelben entfernen werde. Wir werben es mit Orreude 
begrüßen, wenn die Regierung, wie es beißt, ſich entichließt, in patriotiſcher 
Förderung der Intereſſen des Bundes, welche ja auch die Intereſſen Sachſens 
find, und mit Nüdfit auf die dadurch zu erzielenden nambaften Erſparniſſe, 
ebenſo wie e8 bereits mit den Conſulaten geſchehen ift, auch die Geſandtſchaften, 
das Miniflerium des Arukern und womdglich aud das des Kriegeß auf den 
Bund zu übertragen.” 


» (Breußen). Abg.Haus: Debatte über das von ber Regierung 
vorgelegte Indigenatsgefeß. Der Ausdruck „preuß.. Unterthan“ wirb 
in bemjelben durch „Preuße“ zu erſetzen beichlofien. 


18. „ (Preußen). Das Abg.-Haus genehmigt mit großer Mehrheit 


ben Geſetzeseniwurf, betreffend bie Wittwen: und Waiſenkaſſen für 
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Elementarlehrer, wonad bie Penfionen, foweit fie durch bie Bei⸗ 
träge ber Lehrer und Gemeinden nit gebedt werben können, bis 
zur Minimalhöhe von jährlih 50 Thlrn. auf bie Staatskaſſe zu 
übernehmen find. 

Die Debatte ift ſehr erregt, theilweiſe heftig: der Minifler v. Mahler 
erflärt entihieden, daß das Beleg dur die Annahme jener Beſtimmung zu 
Fall kommen werde, weil die Regierung mit Nüdfigt auf den Stand ber 





Sinanzen derjeiben nicht beipflichten Tonne Miguel: Rie werden wir zum 


Biele kommen, wenn wir nicht ein anderes Miniftlerium haben, das planmäßig 
zu reformiren im Stande und gemillt ifl. vd. Auerswald: Eine Regierung, 
welche bei einer fo geringfügigen Summe für einen jo wichtigen Zweck erflärt, 
mit Staatsmitteln nicht eintreten zu Tönnen, follte nicht die Geſchicke des Bandes 
leiten. Graf Schwerin ift gegen das Geſetz, weil jeine Ausführung durch⸗ 
weg auf den Mangel einer Gemeinde und Kreißsordnung ſtoße, und dadurch 
die Confufion aufs Außerfte gefteigert werde. 


18. Sehr. (Preußen). Die frühere Deputation der Etatt Frankfurt 
a. M. entſchließt fi nah einigem Zögern, mit bem Auftrage ber 


19, 


19, 


20. 


Stabtverorbneten body wieder nad) Berlin zurüdzufehren. 

»„ (Preußen). Erfter Zufammentritt ber Bertrauengmänner für 
Prüfung bes Entwurfs einer neuen Kreisorbnung. Bon 21- Ber: 
trauensmännern gebören nur 4 ber confervativen unb 3 ber freis 
confervativen Fraction bes Landtags an. 

„ (Anhalt). Der Landtag befcließt mit allen gegen 4 Etimmen 
eine Commifflon zu Epecialverhandlungen mit ben Regierungscom⸗ 
miffären behufs einer Vereinbarung mit bem berzogligen Hauſe 
über die Domänen nieberzufeben. 

„ (Preußen) Das Wbg.-Haus beharrt troß bes heftigſten Wiber: 
ftandes ber Regierung auf feinem Beichluß bez. ber Uebereignung 
ber Dotationsfonds der Hilfskaſſen von 1847 an bie provinzials und 
eommunalftänbiihen Verbände ber 8 älteren Provinzen, baß jene 


Beſtände erft nach ber Reorganifation ber Provinzen und ihren Vertre 


tungen dieſen überwiefen werben follen. 


„ (NRorbb. Bund). Bundesrath: Der Bunbesfanzler trägt auf Ueber: 
tragung bes bisherigen preußifhen Minifteriums bes Auswärtigen 
und feines Etats auf den Bund und ben Bunbesetat an: 


„Der Norddeutſche Bund trägt vermöge feiner auf den Schutz des Bundes⸗ 
gebiets und des innerhalb besjelben gültigen Rechts, jowie auf die Pflege ber 
Wohlfahrt des deutichen Volls gerichteten Zwecke, und vermöge feiner von 
jeder Kündigung unabhängigen Dauer den Charakter einer völferrechtlichen 
Berjönlichkeit. Durch die Beglaubigung der k. preußiichen Gefandten bei den 
außerdeutfhen Höfen und Regierungen als Gefandte des Bunde, durch die 
Beglaubigung der bei dem preußiichen Hof aeerebitirten Geſandten außer- 


deuticher Staaten als Gefandte bei dem Bunde, durch zahlreiche völkerrechtliche 
Berträge ift die völlerrechtliche Perfönlichteit des Bundes in den allgemeinen | 


internationalen Verkehr eingeführt. Je vieljeitiger und mannigfaltiger die 
völferreigtlichen Beziehungen find, in welde der Bund während der furzen 
Zeit feiner Begründung getreten ift, um fo entſchiedener gewinnt feine völfer- 
rechtliche Geite immer mehr an Bedeutung. Die tägliche Erfahrung in den 
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äften zeigt, dab das Ausland diefe Bedeutung anertennt, fie 


beweist —8 daß die beſtehende Organiſation nicht ausreicht, um dieſe 


Bedeutung zur vollen Geltung zu bringen. Zu dieſem Zweck iſt es nad der 
Anſicht des Präfiviums erforderlih, daß die politifchen Angelegenheiten des 
Bundes nicht ferner von einer Behörde eines der Bundesflanten, dem preußi⸗ 
fen Minifterium der auswärtigen Ungelegenheiten, jondern von einer dem 
Bund angehörenden Behörde wahrgenommen werben, und daB die politiiche 
Bertretung des Bundes im Auslande nicht ferner als ein Nebenamt dur 
preufiiche Beamte, fondern durch Bundesbeamte erfolge. In diefem Sinn 
bat der von dem Reichstag in feiner legten Seffion geftellte Antrag auf Ein» 
verleibung der Geſammikoſten für die auswärtige Bertretung des Bundes in 
den Bundeshaushalts-Etat für 1870 feine Berechtigung. Ber unterzeichnete 
Bundestanzler beehrt fih daher den Antrag zu flellen: daR der Bundesrath 
die Aufnahme des vorliegenden Etats für das Minifterium der auswärtigen 
Angelegenheiten in den Bundeshaushalts-Ctat für 1870 beichließen wolle. 
Daß dieſer Antrag dem Geſandtſchaftsrecht der einzelnen h. Bundesregierungen 
feinen Eintrag thut, glaubt der Unterzeichnete laum bemerien zu dürfen. 
v. Bismard.” 


22. Febr. (Breußen). Der Minifterrath erklärt ſich entſchieden gegen 


24. 


25. 


27. 


eine Abfindung Frankfurts a. M. mit mehr als höchſtens 2 Mil. 
„ (Breußen). Das Herrenhaus nimmt das Geſetz bes. Ehe: 
gerihtsbarkeit in Hannover, inde nit ohne Wiberftand, nach ben 
Beichlüffen des Wbg.-Haufes an. 

»„ (Preußen) Das Herrenhaus nimmt bie Abichaffung bes 
alten Judeneides nah dem Beichluffe bes Abg.Hauſes an. 

„ (Breußen) Der Receß mit Frankfurt a. M. kommt ſchließlich 
doch noch zum Abflug und wird von ben Bevollmädstigten ber 
Stadt unterzeichnet: biefelbe erhält bie geforderten 3 Mil. — 2 Mil. 
bezahlt ber Staat, 1 Mill. ber König aus feinen Privatmitteln, 
um bie Frage zu erlebigen, 

» (Preußen). Das Abg.Haus läßt fi mit allen gegen bloß 
2 Stimmen zu einem Compromiß mit ber Regierung bez. der Ent: 
fhäbigungen herbei, welche ben ehemals reich8unmittelbaren Fürſten 
auf Grund von Verträgen zu zahlen find, bie in Folge eines Ge: 
fees von 1854 unb einer Verorbnung von 1855 mit benfelben 
abgeſchloſſen wurben. Demnach follen die abgeſchloſſenen Verträge 
zwar erfüllt, bie nod nicht vertragsmäßig geregelten Anſprüche da⸗ 
gegen fortan nur auf bem Wege befonderer Gejebe erledigt werben 
und zwar unter Aufhebung jener anftößigen VBerorbnung von 1855. 
Der FZinanzminifter v. d. Heybt legt den mit Frankfurt a. M. abs 
gefchlofienen Receß mit ber Bemerkung vor: 

„Der König habe, um die Berhandlung nicht ſcheitern gu laffen, erflärt, 
daß er aus feinen Privatmitteln der Stadt ein Gnaͤdengeſchenk von 1 Mil. 
zuwenden wolle. Diefer kgl. Act werde mehr als alle anderen geeignet fein, 
die Herzen der Stadt Frankfurt zu gewinnen.“ 

Der Außdruck, Gnadengeſchenl“ erregt in Srankfurt bdjes Blut. 


„ (Breußen). König Georg v. Hannover proteftirt von Hieking 
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ans gegen das preuß. Beſchlagnahmegeſeß in einer Circularnote an 
bie beutfhen Yürften. 

Der Proteft ſucht die beiden hauptſächlichſten Anklagen, die Unterhaltung 
der Welfenlegion und feine Rebe bei Gelegenheit feiner filbernen Hochzeit zu 
widerlegen und ſchließt: „Beide Anklagen von preußiſcher Seite waren mithin 
unbegründet. Allein angenommen aud, daß fie begründet geweſen wären, jo 
hätten doch die darin mir zur Laſt gelegten Dinge in leiner Weile den Ber- 


pflichtungen widerſprochen, welche ich durch den Bermögensvertrag von 29. Sep⸗ 


tember 1867 eingegangen bin. Tenn diejer Bertrag ift, feinem Einn und 
Wortlaut nach, eläiloffen ohne alle und jegliche politiihe Bedingung und 
Borausfegung.” 


27. Febr. (Preußen: Laumburg). Der Landtag ift unter gewiffen Be: 


dingungen nunmehr einer Einverleibung in Preußen geneigt. Die 
Negierung ift vorläufig eifrig bemüht, bas Beamtenthum nach preuß. 
Mufter umzugeftalten. 


1. März. (Nordd. Bund). Der Bunbesrath ermächtigt ben Bundes⸗ 


Kanzler, mit Baden, nachdem bie milttärifchen Einrichtungen besjelben 
denen bes Vundes in allem Wefentlihen entipredhen, einen Vertrag 
wegen Ableiftung der Militärbicnftpflict badiſcher Staatsangeböriger 
im Bundesgebiet und umgekehrt abzujchließen. 

Sadjfen trägt auf die Errichtung eine® Bundes-Oberhandelsgerichte 
mit dem Site in Leipzig an. 
„ (Preußen). Abg.-Haus: Der Receß mit Frankfurt a. M. 
vom 26. v. M. wird faſt einftimmig genehmigt; aud bie beiben 
Frankfurter Abgeordneten flimmen dafür. 
„ (Breußen). Der bisherige Gefanbte in Florenz, Graf Ufebom, 
wird zu allgemeiner Ueberrafhung abberufen unb zur Dispofition 
geftellt und nad) einiger Zeit durch Braflier be Et. Simon erjekt. 
„ (Medlenburg). Der Minifterpräf. v. Oertzen erklärt in Folge 
ber auf bem Landtag gefcheiterten Steuerreforin feinen Rüdtritt 
und wirb burd ben Neichstagsabg. Graf Baflewig (das Haupt ber 
Teubalen) erjett. Doch fol der Wechſel erft Ende Juni wirflid 
erfolgen. 


u (Breußen). Das Herrenhaus nimmt ben Gefebentwurf bez. 


Schullehrer-Wittwen⸗- und Waijen:Kaffen gegen alle Erwartung an, 
obgleich ber Minifter v. Mühler feinen Widerſpruch gegen bie Staats⸗ 
beihilfe unter Hinweifung auf bie bebrängte Finanzlage aufrecht bält; 
doch nicht ohne heftigen Wideriprud, indem 3. B. Hr. v. Waldaw ver« 
langt, daß man ihm zuerft eine „verhungerte Lehrerswitiwe" zeige. 
Im Indigenaisgeſetz wird ber Ausdruck „preuß. Unterthban” flatt 
bloß „Preuße“ wieber bergeitellt. 
„ (Preußen). Abg.Haus: Graf Eismard zeigt an, daß er durch 
Unwohlſein verhindert fei, der Sitzung beizumohnen. Der Präjitent 
ſchlägt demnach vor, ben Antrag bes Abg. Löwe. gegen Erneuerung 
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bes ruſſ. Cartellvertrags von ber heutigen Tagesorbnung abzuſetzen. 
Tas Haus ftimmt nad) langer und Iebhafter Tebatte zu. 


Tas Haus einigt fi) nachgebend mit dem Herrenhaus bes. bes 
Geſetzentwurfs über bie juriſtiſchen Prüfungen, beichließt aber troß 
lebhaften Proteſt des Regierungscommiffärs mit ſtarker Mchrbeit 
folgende vom Abg. v. Bonin vorgeſchlagene Refolution: 

„Die Regierung aufzufordern 1) die beabficgtigte andetweitige Regelung 
der beftehenden Borjchriften Aber die Befähigung zu den höheren Aemtern der 
Berwaltung jo zu beſchleunigen, daß diefelbe gleichzeitig rıit der ſchon ein« 
geleiteten Gejetgebung über die juriftiichen Prüfungen und die Vorbereitung 
zum böheren Juſtizdienſt zur Ausführung fommen kann; 2) bis dahın aber, 
daß dieß geihhehen, daS Regulativ von 14. ehr. 1846, genehmigt durch die 
Gabinetöordre vom 27. Febr. 1846, betreffend die Befähigung zu den höheren 
Aemtern der Verwaltung, vollftändig zur Ausführung zu bringen.” 


3. März. (Preußen). Tie Verhandlungen ber Vertrauensmänner 


4. 


über ben Entwurf einer neuen Kreisorbnung werden ohne Nejultat 
abgebrochen. 


„ (MNordb Bund). Eröfinung bes Reichstags. Thronrede bes 
Könige v. Preußen: 


„als ih Eie zum lebten Male um mid verfammelt fah, ſprach ich die 
Zuverfiht aus, daß die Früchte Ihrer Arbeiten in unferem Vaterlande unter 
dem Segen des Friedens gedeihen werden. ch freue mich, daß diefe Zuver⸗ 
ſicht nicht getäufcht worden ift, und indem ich Sie im Namen der verblndeten 
Regierungen begrüße, blide ih mit Genugthuung auf einen Zeitraum zurüd, 
in defien Berlauf die Einrichtungen des Bundes in friedlicher Entwidelung 
erſtarkt und befeftigt find. Im Innern des Bundes haben die Freiheit 
der Niederlaſſung, der ECheihjliegung und des Gewerbebetricbes den dem Bunde 
zum Grunde liegenden nationalen Gedanken in das Neben des Volkes einges 
führt. Cine Gewerbeordnung, welche Ihnen vorgelegt werden ‘wird, und ein 
Geſfetz Über den Unterflügungs-Wohnfis, weldhes der Beratung des Bundes⸗ 
rathes unterliegt, follen diefem Gedanken eine weitere Entwidlung ſichern. In 
gleicher Richtung wird Ihre Mitwirlung für gemeinjame Rechtsinſtitute im 
Anſpruch genommen werben. Ihrem Wunſche entiprecdend, wird Ihnen ein 
Geje Über die Beſchränkung des Lohnarreftes und ein Geſetz über die Ein- 
führung des Handelsgejegbuches und der Wechſelordnung als Bundesgeſetze 
vorgelegt werden. In Berbindung mit dem lekteren ſteht ein von der Tönigl. 
ſächſiſchen Regierung dem Bundesrathe vorgelegter Geſetzenwurf wegen Er⸗ 
richtung eines oberften Gerichtshofes in Handelsſachen. Ein Geſetz über gegen» 
feitige Rechtshilfe ſoll, ſoweit dieß vor Erlaß einer gemeinfamen Civil» und 
Strafprozeßorbnung moglich if, eine in der Bundesverfaflung ausgeiprochene 
Verheißung erfüllen. Ein Wahlgeieg für den Reichstag des norbdeutichen 
Bundes ift dazu beflimmt, dem Art, 20 der Bundesverfaflung gemäß, die 
einzelnen Wahlgeſetze dur ein gemeinſchaftliches zu erjegen und ein überein» 
Rimmendes —— im ganzen Gebiete des Bundes zu fihern Die 
Rehtöverhältnifie der Bundesbeamten, deren Regelung bereits in ihrer Seifton 
in Ausfiht genommen war, werden den Begenftand einer Vorlage bilden. 
Die Uusführung von Geſetzen, welche im Laufe der Ichten Seſſion zu Stande 
gelommen find, und einige Seit Aufftelung des Bundeshaushbaltsetats für 
1869 bervorgetretene Bebärfnifie haben einen Nachtrag zu diefem Etat nothe 
wendig gemacht, welcher Ihnen zur Genehmigung vorgelegt werben wird. Die 
Erleichterung, melde der Verkehr dur Aufhebung und Gemäßigung von 
Zöllen und dur Herabſetzung des Briefporto’s erfahren hat, haben Wusfälle 
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an den Einnahmen zur Folge gehabt, deren Erfag notwendig iR, wenn bie 
Schwierigkeiten überwunden werden follen. weldde dem Haushalt der einzelnen 
Bundesftaaten dur die ungleihmäßige Wirkung des Maßſtabes für die Ma- 
trieularbeiträge bereitet werben. Ich rechne auf Ihre Wirkung bei den Bor» 
lagen, welche Ihnen zur Abwendung diefer Gefährdung werben gemacht werben. 
In den Beziehungen des Bundes zum Auslande hat die Regelung des inter» 
nationalen Verlehrg weitere Fortſchritte gemacht. Poftverträge mit den Nieder- 
landen, mit Italien, Schweden und den vereinigten Donau⸗Flrſtenthümern 
werben Ihnen vorgelegt werden. Die Organijation der Bundesconfulate auf 
Orundlage des in Ihrer erften Seffion berathenen Bundetgeſetzes nahet ihrer 
Vollendung. Eine Eonfular-Eonvention mit Ytalien fol im Anſchluß an 
diefes Geſetz die Befugnifle der beiderjeitigen Conſuln vertragsmäßig fidher 
ftellen. Um der Eonjularverwaltung des Bundes den geidyäftlichen Zuiammen- 
bang mit der Führung der auswärtigen Angelegenheiten zu erhalten, und um 
die politiihde Einheit Norddeutſchlands in der feiner Verfaſſung und feiner 
internationalen Bedeutung entiprechenden Form zum Austrud zu bringen, 
find in dem Etat für 1870, Ihren Anträgen entiprechend, die Uusgaben auf- 
genommen worden, weldde durch die Leitung der auswärtigen Bolitit 
des Bundes und durch deren Vertretung bedingt find. Erſte Aufgabe dieſer 
Vertretung wird auch in Zukunft die Erhaltung des Friedens mit allen Bölfern 
bilden, welche gleich uns die Wohlthaten desjelben zu ſchätzen willen. Die Er- 
füllung diefer Aufgabe wird erleichtert werden durch die freundſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen, welche zwiſchen dem norddeutſchen Bunde und allen auswärtigen 
Mächten beftehen, und welche fih vor Kurzem durch die friedliche Loſung der 
die Ruhe des Orients bedrobenden Spannung von Neuem bewährt haben. 
Die Verhandlungen und der Erfolg der Parijer Eonferenz haben Zeugnik 
abgelegt von dem aufrichtigen Streben der europäiſchen Mächte, die Segnun⸗ 
gen des Friedens als ein werthvolles Gemeingut unter gemeinfame Obhut zu 
nehmen. Angeſichts diefer Wahrnehmung ift eine Nation, welde fi des 
Willens und der Kraft bewußt ift, fremde Unabhängigkeit zu achten und die 
eigene zu fchügen, zum Vertrauen auf die Dauer eines Friedens berechtigt, 
den zu flören auswärtigen Negierungen die Abficht, den Yeinden der Ord⸗ 
nung die Macht fehlt. Mit diefem Vertrauen, geehrte Herren, wollen aud 
Sie an Ihre Urbeit geben, in diefem Sinne, weldder Ihre Berathungen bisher 
geleitet hat, dem Bewußtjein der großen nationalen Aufgabe des Bundes und 
in der Zuverſicht, daß die verbündeten Regierungen an der Töfung diefer Auf⸗ 
gabe freudig mitwirken.“ 


5. März (Preußen) Abg.Haus: Gelegentli ber Discuffion über 


den Commilfionsbericht, betreffend bie Etatsüberfhreitung von 18%, 
erflärt der Yinanzminifter auf Bemerkungen Tweſten's unb Laster's, 
bie Regierung beabfichtige, den nädften Etat ohne Deficit vorzu: 
legen. Die Commiffionsanträge, beantragend Decharge-Ertheilung 
und baldige VBermögensauseinanderfebung zwiſchen bem Norbb. Bunde 
und Preußen, werben ohne Debatte angenommen, 


„ (Breußen). Schluß ber Lanbtagsfeffion burd ben Minifter: 
präfidenten Graf Bismard: 

„Dur die Berathungen und Ergebnifie diefer Seffion iR das Vertrauen, 
welches Se. Majeſtät beim Beginn derjelben ausipradh, gerechtfertigt worden. 
Die Staatsregierung darf der Ueberzeugung Ausdruck geben, daß die Ber» 
mittlung widerfprechender gleiäberechtigier Meberzeugungen, und damit die Ueber⸗ 
windung einer vom parlamentariichen Xeben unzertrennlihen Schwierigkeit in 
der gegenwärtigen Sigung in einem Maß gelungen ift, welches einen ent» 
ſchiedenen Fortſchritt unferer verfaffungsmäßigen icklung bekundet. Es 
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gereicht ber Negierung Sr. Majekät zur Genugthuung, daß ber Landtag den 
Etaatshaushaltsetat nach eingehender Prüfung faft unverkürzt genehmigt, und 
die zur vollfländigen Tedung der Uusgaben erforderlichen außerorbentlichen 
Mittel bewilligt hat. Sie wird bei der Ausführung des Etats mit gewiflen- 
bafter Sorgfalt und Sparfamfeit zu Werte gehen, und die Nothwendigkeit der 
Widerherfiellung des Gleichgewichts der Staatseinnahmen und Ausgaben zur 
Nichtſchnur ihrer Fünftigen Borlagen maden. Den Dant Sr. Maj. des 
Königs ſpricht Ihnen die Staatsregierung daflir aus, daß Sie dem Geſetze, 
durch welches die Auseinanderſezung mit der Stadt Frankfurt a. M. geordnet 
wird, bereitwillig ihre Zuſtimmung ertheilt, und die Regierung dadurch in den 
Stand geſetzt haben, diefe Angelegenheit in einem den Ianvespäterlidden Ge⸗ 
fühlen Er. Majeftät entiprechenden, von der Erörterung flreitiger Rechtsfragen 
abjehenden Weg zum Abſchluß zu bringen. Tie Borlagen behufs Förderung 
der Rechtspflege und der Rechtsgemeinſchaft in allen Theilen der Monardie 
haben theilweije die Zuſtimmung der beiden Häufer gefunden. In Betreff 
weiterer gleich wunſchenswerther Reformen darf die Regierung für die nächſte 
Seſſion die Erzielung eines alljeitigen Einvernehmens hoffen. Dur Ihre 
angeftrengte Thatigkeit ift es ferner möglich geweien, nambafte Berbefferungen 
in der Bejeggebung für einzelne Provinzen herbeizuführen. Das Beſtreben 
der Stantöregierung, hierbei ven Wunſchen diefer Provinzen eine mit dem 
allgemeinen Intereſſe vereinbare Nüdfihtnahme zu Theil werden zu laſſen, 
hat jeitens beider Käufer des Landtags bereitwillige Unterfligung gefunden. 
Wenn die Berathungen auf dem Gebiete des LUnterrichtsweiens zu einem ab» 
ſchließenden Ergebniſſe nicht geführt haben, fo wird die Staatsregierung fich 
hierdurch um jo mehr veranlaßt finden, die Zeit biß zur nächſten Seſſion zur 
weiteren Klärung der Trage zu beugen, um demnääft mit einer umfafjendern 
Vorlage an den Landtag treten zu können. In Betreff der Fortbildung uns 
ferer corporativen Organifation hat die Staatsregierung die beabfichtigte Vor⸗ 
lage im Laufe diejer Seſſion noch nicht an den Landtag zu bringen vermodt. 
Die vertraulichen Borberathungen aber, welche nıit Rüdficht auf die umfaſſende 
Bedeutung und die mannigfaden Schwicrigleiten einer befriedigenden Loſung 
diefer Aufgabe wünjchenswerth erjcheinen, berechtigen zu der Hoffnung, daß 
die Berfländigung über diefelbe in der nächſten Seifion in einer den Intereſſen 
des Landes entſprechenden Weiſe gelingen werde.“ 


9. März (Norbb. Bund). Der Reichstag beitellt das Bureau wie 


11. 


bisher: Simfon als Präfident (mit 165 von 181 Etimmen), Herzog 
v. Ujeſt (158) und Bennigſen (124; Löwe 44 €t.) als Vice⸗ 
präfidenten. 


„ (NRordb. Bund). Reichstag: Laster trägt zum Schutz der 
ebefreiheit neuerbings auf Annahme folgenden Gejebentwurfes an. 


„Kein Mitglied eines Landtages oder einer Kammer eine8 zum nordbeutfchen 
Bunde gehörigen Staateß darf zu irgend einer Zeit wegen feiner Abflimmung 
oder wegen der in Ausübung feines Berufes gethanen Aeußerungen gerichtlich 
oder dißciplinariich verfolgt oder jonft außerhalb der Verfammlung, zu welcher 
das Mitglied gehört, zur Berantiwortung gezogen werden.” 

Anmerkung: Dieſer Gefegentwurf iſt wörtlich gleichlautend mit dem⸗ 
jenigen, welchen der Reichstag bereit$ in feiner vorigen Seffion (am 3. April 
1863 mit 119 gegen 65 Stimmen in der Borberathung, am 18. April in 
der Schlußberathung) angenommen, welcher aber nicht die Zuflimmung bes 
YBundesrathes erhalten bat. 


„Mordd. Bund) Preußen unterhandelt mit Braunfchtweig wegen 
Abſchluß einer Militärconvention. 
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„ (NRorbb. Bund). Reichstag: Debatte über ben Antrag Lasler's 
bez. Rebefreibeit: 


Lasker wirft zunächſt einen Rückblick auf die verfehlten Bemühungen 
zur Sicherung der Webefreibeit im preußiihen Landtage. Leute, deren An 
weienheit im Herrenhaufe lediglih auf einen: Privilegium berube, hätten von 
einem „Privilegium“ geiprodhen, welches dem Abgeordnetenhauſe doch nicht 
gegeben werden dürfe, jogar Hr. v. Manteuffel, der Bater des Dreiflafien- 
ſyſtems, habe in diefem Einne geeifert. Durch den preußiſchen Landtag werde 
die Sache aljo nicht regulirt, es fei dazu Feine Ausfiht vorhanden, und es 
bleibe darum nichts übrig, als auf den Bund zu reeurriren. Die Landtage 
der kleinen Staaten brauchten die volle Redefreiheit nicht minder, als der preußiſche. 
Gegenwärtig beftehe allerdings feine Gefahr, daß ein Volksvertreter verfolgt 
werde; aber ein Eonflict könne fommen wie ein Blig vom heiteren Himmel, 
und dann würde da8 Uebel da fein. dv. Blandenburg: Der Borrebner 
bat es felbft gefagt, daß es fi Hier nur um eine preußifche Angelegenheit 
handle; er hätte uns alfo mit feinem Antrage verfchonen follen. möchte 
da8 Bundesland Preußen mit Hilfe vdiefes Haufe majorifiren ,; ſolche 
Majorifirungsverfuche haben aber, wie wir wiſſen, felten Erfolg. Graf Be- 
thuſy⸗Huc: Ich bin fein Freund des Mißbrauchs der Nedefreibeit, aber die 
Landesvertretung unter den Kreisrichter ſtellen, iſt eine Mebicin, die jedenfalls 
noch ſchlimmer if. Was der Vorrebner von den üblen Folgen von WMajoris 
firungsverjuchen geſprochen, weiſe ich zurück. Ber norddeutſche Bund ift etwas 
Anderes, als da8 unterm ehemaligen Bundestag geeinte Deutſchland. Soll 
der norddeutſche Bund ein wirkfiger Bundesſtaat fein, jo müſſen wir den 
Particularismus nicht bloß in den Kleinſtaaten befämpfen, fondern auch in 
Preußen ſelbſt. Bundesfanzler: Ih bin in dem jeltenen Falle, mit dem 
Vorredner Übereinzuftimmen. ch habe dem, was ich im verfloffenen Jahre 
zur Sache bemerkt babe, nichts hinzuzufügen. Aber die Sadlage hat fi ger 
ändert. Ich habe damals gelagt, daß ich meinen Einfluß im Sinne des Un- 
trage3 verwenden würde. Ich habe das gethan, aber ohne Erfolg (und ohne 
Nachdruck). Eie hat ſich aber auch im Intereſſe des Antragftellers und der Freunde 
des Antrages geändert, denn für die preußiſche Negierung, wenigftens für die 
gegenwärtige, ift e8 moraliih unmöglich, die Verfolgung eines Abgeordneten 
noch zu geftatten. Es ift populär, einem Minifter zu widerſprechen und unter 
Unftänden auch ihn zu beleidigen; aber es gehört gar fein Muth dazu, und 
ih werde Alles aufbieten, um die verfehrte Anfiht, die darliber im Lande 
noch obmaltet, mit Stumpf und Stiel audzurottn. Was man zu fagen 
bat, fann man ebenjo gut in einer anderer Form jagen. Es kommt für 
mid) aber aud die Stellung in Betracht, die Preußen im Bundesrathe einzu. 
nehmen bat. Handelt e8 ſich um große nationale Ziele und Zwecke, fo wird 
Preußen das volle Gewicht feiner Stimme zur Geliung zu bringen ſuchen; 
in allen andern ragen der Bundespolitit joll die Autonomie der ein⸗ 
zelnen Regierungen nicht über das nothwendige Maß beichräntt werden. Ei» 
was Anderes ift, wenn ohne preußiſches Dazutbun, eine große Anzahl von 
Buntesregierungen den Erlaß eines ſolchen Bundesgejege will; aber eine 
Preſſion auf die Bundesregierungen werden wir nicht ausüben. v. Hennig: 
Wenn man den Particnlarigmus pflegen will, jo hätte man es aud bei dem 
alten Bundestage belafien können. Bundeslanzler: Ber Vorredner bat 
mich mißverftanden: ich habe nur die Opportunität bezweifelt. Die Gompetenz 
des Bundes kann beftritten werden; nad) meiner Meinung ift der Bund un» 
zweifelhaft competent; aber e3 ift doch möglich, daß die Gompetenz beftritten 
wird, und ich halte die Sade nicht für fo dringend, um, wo e8 fi um die 
Befeſtigung und Entwidelung Deutſchland's handelt, Fragen zur Erörterung 
zu bringen, die vielleicht die Brundlagen des Bundes eriättern konnten. 
Lowe: Nah dem Herrn Bundeslanzler Fon ſich alfo Preußen, und nit bloß 
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Preußen, ſondern auch diefe Berfammlung, im Bundesratbe von den Kleinen 
majorifiren laſſen. Zu diefem Wege Tann ich dem Herrn Bundeskanzler 
nicht gratuliren. Herr v. Blantenburg jagt, man müfle aud den Muth haben, 
das, was man thue, gu vertreten, und er provocirte dabei auf mi. Rum, 
ich bin feinerzeit wegen verſuchten Umfturzes des deutfchen Bundes verurtheilt 
worden, und ih bin überzeugt, daß, wenn der Bundeskanzler fi) unter den 
Geftürzten befunden hätte, er von diejen Richtern ebenfo verurtheilt worden 
wäre, wie ih. Bundeslanzler: Der Angriff des Vorrebners ift doch wohl 
nur eine Redewendung, denn es ift ſelbſtverſtändlich, daß ein Schonen der 
übrigen Bundesglieder nicht aufzufafien ift als ein Zufammengehen mit den 
Gegnern des Bunde. Tweſten: Der Bundeskanzler bat die Erledigung 
der Trage jelbft als ein dringendes Bedürfniß anerfannt; weist er jetzt den 
Untrag zurüd, jo wird er das Intereſſe des Volles am Bunde gewiß nicht 
färken. Bundestanzler: Ob ich die Erledigung diefer Frage wirklich als 
ein fo dringendes Bedürfniß anerkannt Habe, will ich dahın geftellt fein Laffen; 
es gibt aber auch noch andere Intereſſen, und id muß wiſſen, welche Inter⸗ 
efien die größeren find. Es ift fein Kleines, die Uebereinftimmung der Bundes- 
regierungen in einem friſch gegründeten Bundeßverhältniffe jo aufrecht zu er⸗ 
halten, wie ih es gethan. Ich habe diefen Erfolg meiner Bundespolitit aufe 
zuweiſen, und ic muß Sie bitten, mich durch Beſchlüfſe dieſes Haufes in Bezug 
auf mein Berhalten im Bundesrathe nicht binden zu wollen. Ich würde eine 
ſolche Directive nicht acceptiren fönnen. Graf Baffemig: Man dürfe kein 
Brivilegium Ratuiren; außerdem fei das Haus auch gar nicht competent. 
v. Bernuth: Um ein Brivilegium handelt es fih bier nicht, fondern um 
die Erfüllung eines unerläßlihen Bebürfniffes jeder Volksvertretung. Die 
Competenz des Bundes if ganz unzweifelhaft, und es ift ein bedeutender 
Kortichritt, den ich gerne conflatire, daß die Gompetenz jebt auch vom Herrn 
Bundeskanzler nicht mehr bezweifelt wird. Ich bitte die Verfammlung, den 
Antrag anzunehmen, und wo möglih mit noch größerer Mehrheit als im 
verflofienen Jahre. Die Uebereinflimmung mit dem Abg. v. Mallindrobt 
werde die nationalen Ziele ſicherlich nicht fördern, auch da8 vereinzelte Bravo 
nicht, welches von der betreffenden Seite her laut geworden — das möÖge der 
Bundestanzler wohl bedenken. Braun: Das vorliegende praktiſche Bedlirfe 
niß fei nit nur in Preußen fondern mehr noch in anderen Staaten, wie 
3. 3. in Sachſen vorhanden. Redner verliest unter großer Heiterkeit des 
Haufes die betrefienden Strafbeflimmungen. Der Abgeordnete kann in Sachſen 
1) excludirt, 2) wenn in Sachſen die Todesftrafe inzwiſchen nicht aufgehoben 
worden wäre, gehenkt und 3) für nicht ferner wählbar erflärt werden. (Große 
Heiterkeit.) Abg. Dr. Klinger ift entichieven für den Antrag. In Süd 
deutichland heiße es oft, ja felbf in franzöfiichen Blättern, im norbdeutichen 
Bunde jei zu wenig Freiheit. Es müfle das Gegentheil bewielen und an ber 
Heberzeugung feftgehalten werden, daß die Einheit Deutſchlands nur durch die 
mit der Uebereinſtimmung der Regierungen verbundene Freiheit wirklich zum 
Ziele geführt werden könne, Der Bundestanzler: Ih habe mi ent« 
halten, im Namen des Bundesrathes mich Über die Competenzfrage gu äußern. 
So viel mir befannt, hat fi in bemjelben biß jet noch feine Stimme über 
die Competenz ausgeiprodhen. Laſsker: Ich babe die Competenzfrage abfidhtlic 
nicht berührt, weil diefelbe im verfloflenen Jahre genügend erörtert, damals 
aud Seitens des Bundesrathes von einer Seite beftritten, fondern nur von 
einer Seite bezweifelt worden ift. 


Bei ber Abflimmung wird ber Antrag wiederum angenommen 
mit 140 gegen 51 Stimmen. 


16. März (Nordd. Bund.) Reichstag: Tweften und Graf Münfter, 
unterftügt von 98 Mitgliedern aller Fractionen, ausgenommen bie 
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ber Confervativen, tragen auf Errichtung verantiwortlidher Bundes⸗ 
ninifterien bed Ausw., bes Kriegs, der Marine, ber Finanzen und 
bes Handels und Verkehrs an. 


16. März. (Preußen). Die Stabtverorbneten von Frankfurt a. M. ges 


17. 


18, 


nehmigen ben mit ber Regierung abgefchloffenen Receß vom 26. Febr. 
mit 32 gegen 16 Stimmen: 

„Die Stadtverorbnetenverfammlung erllärt in Webereinfimmung mit der 
von der Hädtiihen Commiſſion fowohl bei der Verhandlung als bei dem 
Vertragsabichluß getbeilten Auffaffung: 1) in der laut Ablommen vom 
25. Februar von den Vertretern des preußiiden Staates und Gr. Majeftät 
dem König erfolgten beziehentlich gewährten Zuſage der Zahlung von 2 resp. 
8 Millionen Bulden an die Stadt Frankfurt lediglich die Erfüllung der von 
der ftädtiichen Behörde zur vergleichsweilen Erledigung der ReceBangelegenheit 
von dem Staate Preußen vertragsmäßig geforderten Verpflichtung zur Zah⸗ 
lung von 3 Millionen Gulden zu erlennen; 2) die Berfammlung legt gegen 
die Seitens des Herrn Finanzminifter einmal gebrauchte Bezeichnung der 
dritten Million als Gnadengeſchenk feierlid Verwahrung ein.“ 

„Mordd. Bund). Reichstag: Erfte Berathung des Entwurfs 
einer Gewerbeordnung. v. Schweiger eröffnet fie mit ber Ent: 
widelung feines focialiftifhen Syitems und mit ber Darlegung der 
Abſichten der ſocial-demokratiſchen Partei. 

„ (Breußen) Das Obergeriht in Göttingen ſpricht ben Prof. 
Emwalb in bem von ber Regierung gegen ihn eingeleiteten Pre: 
progefle frei. Derjelbe wirb von der particulariftiihen Partei fo: 
fort als Candidat für bie NReihstagswahl in ber Stabt Hannover 
aufgeſtellt. 


Mordd. Bund). Der Reichstag beſchließt, bie Titel I u. II 
bes Gewerbegefegentwurfs durch Berathung im Haufe zu erlebigen, 
bie Titel IU und IV bagegen einer Commiflion zur Vorberathung 
zu überweifen. 

Miquel und Lasker, unterftüßt von 81 Mitgliedern aller Fractio⸗ 
nen, ausgenommen bie äußerſte Rechte, beantragen, bie Competenz 
der Bundesgeſetzgebung auch auf. das gefammte bürgerliche Recht 
und bie Gerichtsorganiſation auszubehnen. 

Un die Stelle der Nr. 13 des Art. 4 der Berfaffung des norddeutſchen 

Bundes fol die nachfolgende Beſtimmung treten: „Die gemeinfame Geſetz⸗ 
gebung über das gefammte bürgerliche Net, das Strafret und das gericht- 
liche Berfahren, einſchließlich der Gerichtsorganiſation.“ Die betreffende Nr. 13 
lautete bisher: „Die gemeinfame Geſetzgebung über daB Chligationenrecht, 
Strafrecht, Handels- und Wechſelrecht und das gerichtliche Verfahren” (gehört 
zur Zufländigfeit des Bundes). 
„ (Anhalt). Landtag: Die Commiſſion bez. des Domänenantrags 
ber Regierung bat fi in eine Mehrheit und eine Minberbeit ge⸗ 
fpalten, deren Anträge an bie Abtbeilungen gewiejen werden, worauf 
fih der Landtag vorläufig vertagt. 

Der von der Mehrheit in Vorſchlag gebrachte Compromiß beruht auf der 
Grundlage der Theilung der Domanialgüter, und weicht aljo principiel von 
der Negierungsvorlage nicht ab, während die Minderheit dem Lande den 
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Grundbefig zu erhalten, und die Dynaſtie mit einer fehlen Rente abzufinben 
wünjdt. Diefe Forderung ficht der Regierungsvorlage ſtracks entgegen, da 
diefelbe belanntli für das herzogliche Haus das geſammte BDomanialver- 
mögen in Anfprud nimmt, und dem Land als Entihäbigung eine mäßige 
fefte Rente, oder flatt derjelben eine beffimmte Summe bietet. Rad) dem von 
der Landbtagscommifjion eingebrachten Compromiß vorſchlag ſoll fpäteftens mit 
dem 1. Juli 1871 das bisher beftandene Verhältniß einer gemeinfamen Bere 
waltung deß herzoglichen Privatguts, des Siammguts und des Landesvermö⸗ 
gens, weldhe unter landſchaftsordnungsmäßiger Mitwirkung des Landtags 
durch die Finanzbehörden des Staats geführt wurde, aufhören. Bon da an 
würde das Privatgut fammt den aus der Geſammtmaſſe des Domaniums 
auszufceidenden Liegenſchaften mit einem NReinertrag von 350,000 Thlrn. 
jährlich als unbejchränktes fideicommiflarifches Privateigenthum in die Privat- 
verwaltung des herzoglichen Hauſes übergehen. Sollten fih bei diefer Aus⸗ 
fonderung Geldausgleihungen in geringerem Umfang erforderlich zeigen, fo 
iR darliber eine weitere Vereinbarung vorbehalten. Das herzoglihe Haus 
behält fi vor, von jenem Grundftüdscompleg einen die NReinertragsfumme 
von 200,000 Thlrm. repräfentirenden Theil zu bezeichnen, meldyer, folange 
daſſelbe regiert, in feiner Subſtanz unveräußerlidh bleibt, ohne jedoch auf das 
Recht zu verzichten, einzelne Beftandtheile davon zu vertaufchen, oder, unter 
Miederanlegung des Erldjes in Grund und Boden, zu verlaufen. Giltig 
wird ein ſolches Beräußerungsgeihäft jedoch erſt durch ein von dem ober⸗ 
fen Gerichtshof des Landes auf Grund eines Gutachtens von Sachverfländigen 
anszuftellendes Unſchaãdlichkeitsatieſt. Das Tideicommißvermögen unterliegt, mit 
Ausnahme der dem Herzog und den Mitgliedern des berzoglichen Hauſes zu⸗ 
gehörigen Schlöffer, Parke, Gärten, Theater und fonfligen Hofgebäude, ber 
Staats«, Kreis- und Gommunalbefteuerung wie jeder andere Privatbefig, und 
obwohl die Staatsfteuerpflichtigfeit ruhen fol, folange die Souveränetät des 
herzoglichen Hauſes befteht, macht fich daſſelbe doch anheiſchig, als Aequivalent 
einen jaährlichen Zuſchuß von 10,000 Thalern zur Beſtreitung der Koſten der 
Landesverwaltung zu zahlen. Außerdem werden aus dem Fideicommißver⸗ 
mögen alle Ausgaben für die Hofverwaltung, Apanagen, Prinzeffinnen- und 
WBittwenfteuer ꝛc. beftritten. Auch übernimmt die Hofverwaltung einen Theil 
der Domänen und Forſtbeamten nah Maßgabe des ausgeſchiedenen Privat« 
vermogens. Indem das herzogliche Haus damit allen weiteren Anſprüchen 
an das Land entjagt, aber aud von allen meiteren materiellen Verpflichtungen 
gegenliber den bisher vorwiegend aus den Domänen-Einkünften beftrittenen Aus⸗ 
gaben der Landesverwaltung entbunden wird, übernimmt das Land für die 
ihm überwiejenen Güter ſowohl, als auch gegenüber den Bernburger Erben die 
Bertretung, ebenfo auch gegenüber dem herzoglichen Haufe rüdfichtlich aller 
derjenigen Verpflichtungen, Laften und Beichräntungen, welche auf der bisheri⸗ 
gen Geſammtheit des Stammguts hafteten. Streitigkeiten, die aus dem Ver⸗ 
trag entipringen, werden auf ſchiedsrichter lichem Wege geſchlichtet. Walls die 
Ausfonderung bis zu dem oben erwähnten Termin nit bewirkt fein follte, 
wird von jenem Zeitpuntt an die Domänenrente von 250,000 Thlrn. auf 
300,000 Thlr. erhöht, und dann ein von der Landihaftscommifiion als ride 
tig anzueriennendes Verzeichniß der künftig zum Familienfideicommiß gehbri⸗ 
gen Srundbefigungen durch die Geſetzſammlung veröffentlicht werben. 


419. März. (Nordd. Bund). Reichstag: zweite Lefung bes Wahlgeſetzes. 
Cs wirb das Amendement angenommen, daß nur bie Soldaten „bei 
ber Fahne“ vom Wahlrecht ausgeichloffen feien, die Reſerviſten alſo 
wahlberechtigt find. | 


23. „ (&uremburg). Landtag: Debatte Über bie Demolirung ber 
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Feſtungswerke und das Begehren Preußens, bas auf ber wirklichen 
Demolirung beftebt. 


26. März. (Nordd. Bund). Nachdem ſchon bie Gewerbeordnung von 
Eeite Medlenburgs lebhafte Oppofition gefunden, geht ber Entwurf 
über ben lnterjtüßungswohnfig im Ausſchuß erft nach langen Käm⸗ 
pfen mit 4 gegen 3 Etimmen burd). 


Auf. April. (Sachſen). Der Uebertritt des Grafen Schönburg zur 


katholiſchen Kirche erregt einen allgemeinen Sturm bez. der Patro⸗ 
natsrechte. 


6. „ Mordd. Bund). Reichstag: Tebatte über den Antrag Hagen 
und Gen. bez. die Verordnung bes Bundespräſidiums vem 22. Dec. 
Der Untrag lautet: Der Reichstag wolle beichlichen, zu erklären: „Die 
Verordnung des Bundespräſidiums vom 22. Dechr. 1868, betr. die Einfüh- 
zung der in Preußen geltenden Vorſchriften Über die Heranziehung der Mili- 
tärperjonen zu Communalauflagen im ganzen Bundesgebiet (Bundesgeichblatt 
von 1868 Rr. 35) ift durch den Urt. 61 der Bundesverfaffung nicht gerecht⸗ 
fertigt und ift daher, infofern fie der verfaffungsmäßigen Zuftinmung des 
Bundesraths und des Reichstags entbehrt, als eine redhtsverbindlidhe Norm 
für die einzelnen Bundesftaaten nicht zu erachten.” Graf Schwerin bean- 
tragt, unterftügt von der nationalliberalen Fraction: „Eine Commiffion von 
21 Mitgliedern zu ernennen und derjelben den Antrag des Abg. Hagen, ſo⸗ 
wie die den Gegenſtand betreffenden Petitionen mit dem Auftrage zu überweiſen, 
die Redhtsgiltigleit der Verordnung v. 22. Tec. 1868 zu prüfen und eventuell 
Vorſchläge zur amdermweitigen geſetzlichen Regulirung der Angelegenheit zu 
maden.” 

Die jächſiſche Abgg. Günther, Gebert und Adermann er 
Hären fi übereinftimmend für den Antrag Hagen. Wenn man Einheit ba- 
ben wolle, dann hebe man die Steuerfreiheit ın Preußen auf, führe aber nicht 
nie gelannte Steuerbefreiungen in den übrigen Bundesländern ein. Präſ. 
Delbrüd gibt allgemeine Gefihtspunkte, welche bei dem Erlaß der Verord⸗ 
nung maßgebend waren. Es fomme lediglid darauf an, ob die in Rede 
ftehende Steuerbefreiung ein Theil der preußiſchen Geſetzgebung fei oder nicht; 
das Letztere verſucht Redner zu erweilen. v. Seydewit erklärt fi fomohl 
gegen den Hagen’ihen als aucd gegen den Schwerin'ſchen Antrag. Braun 
(Wiesbaden) ift „im Intereſſe des Geſammtbewußtſeins der Zufammengebörig- 
Teit der deutſchen Offiziere“ für den Antrag Schwerin. Laster: Nichts 
habe das Vertrauen zur YBundesregierung bezüglidh ihrer Bundesverfaflung:- 
freue mehr erſchüttert, als diefe Verordnung. Dean höre der Klagen über den 
Militärftaat mehr als genug, und es fei nicht nöthig geweſen, diefe Klagen 
durch Einführung ‚von Steuerbefreiungen noch zu vermehren. Redner erklärt 
fi jplieglih ebenfalls für den Antrag Schwerin. Der Untragfteller Hagen 
weiſt nach, daß das Bundespräftpium nicht berechtigt gemwefen, dieſe Verord⸗ 
nung zu erlajien. Der Artikel der Bundesverfafliung befimme: Nad 
Publication dieſer Verfaffung ift in dem ganzen Bundesgebiete die gefammte 

reußiſche Militärgefeggebung ungeſäumt einzuführen, ſowohl die Geſetze 
elbft, als die zu ihrer Ausführung, Erläuterung oder Ergänzung erlaſ⸗ 
enen Reglements, Snftructionen und Reſcripte, namentlih alſo dag Mi- 
Yitärftrafgefegbug vom 3. April 1854, die MilitärftrafgerihtsSorpnung 
vom 8. April 1845, die Verordnungen über die Chrengeridte Don 
80. Juli 1843, die Beſtimmungen über Aushebung, Dienftzeit, Servis⸗ 
und Verpflegungsweien, Cinquartierungen, Erfah von Flurbeſchädigungen, 
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Mobilmahung u. |. w. für Krieg und Frieden. Zu diefen die Milttär- 
gejekgebung betreffenden Belegen, Reglements ꝛc. gehören die in Preußen 
geltenden Beſtimmungen über die Heranziehung der Dlilitärperfonen zu 
den Gommunalauflagen nicht. Diefelben bilden vielmehr einen weientlichen 
Theil oder eine Ergänzung der Gemeindegefeggebung. Es komme Hinzu, daß 
die betreffenden Vorſchriften der nur in einem Theile Preußens (den annectir⸗ 
ten Ländern) octrogirten Verordnung vom 23. September 1867, „betreffend 
die Heranziehung der Staatsdiener zu den Gommunalauflagen in den nette 
ermorbenen Landestheilen“, welche durch die Verordnung vom 22. Dee. 1868 
auf da3 ganze Bundesgebiet ausgedehnt werden follen, jedenfalls nicht unter 
den 8 61 der Bundesverfaffung fallen. Denn die Bundesverfafiung trat bes 
reits mit dem 1. Juli 1867 in Kraft; nur die damals bereits beftehenden 
Beſtimmungen der preußifchen Militärgefeggebung Tonnten daher in dem 8 61 
der Bundesverfaffung gemeint fein, nicht aber auch die einer erſt fpäter und 
nur für die neuermorbenen Yandestheile oetroyirten Berorbnung vom 28. Septem« 
ber 1867, deren Beflimmungen überdieß nicht überall mit den betreffenden in 
den altpreußifchen Landesiheilen geltenden Vorſchriften harmoniren. Redner 
ertlärt fi duesti mit dem Antrage Schwerin einverſtanden, welcher 
hierauf wit großer Mehrheit angenommen wird. 


10. April. (Norbd. Bund) Reichstag: Es wird abgelchnt bie Frage 


13. 


14. 


bes Oberhandbelsgerichtes (die im Bundesrath mit weit mehr als 
Zweibrittelmehrheit burchgegangen war) an eine Commiſſion zu weis 
fen, fonbern zweite Leſung beſchloſſen. 

„ (Rordb. Bund) Reichétag: Beginn ber Debatte über das 
Budget für 1870. 

Die erſte Berathung ift nur kurz, mehr ein flüchtiges Plänkeln der Mei- 
nungen über daS, was zur Aushilfe der leidenden Bunbesfinanz zu thun fe. 
Tweſten wünſcht die Matricularbeiträge dur Steuern erſetzt zu fehen und 
empfiehlt als ſolche, weldhe von den Einzelftaaten auf den Bund übergehen 
follen, die Eintommen- und Klafſenſteuern. v. Hopderbed erklärt fi da⸗ 
gegen, und der Präfibent des Bundesfanzleramts Delbrüd benügt die Ges 
legenheit zu der Anlündigung, daß dem Bundesrathe 3 Geſetzentwürfe vor⸗ 
Tiegen, weldye den Zwed haben, die eigenen Einnahmen des Bundes zu erhöhen. 
Diefelben betreffen die Erhöhung der Spiritußftener, die Aufhebung der 
Bortofreiheit und die Einführung eines allgemeinen Wechſelſtempels; die erften 
beiden Geſetentwurfe werden noch im Laufe diefer Woche dem Reichſstage zus 
gehen. Miquel erllärt, auf die Dauer jet e8 nicht möglich, die Laſt der 
ARüftung zu ertragen und noch dabei die Bundesmarine zu entwideln. Aber er 
hat die Hoffnung, daß auch Sühdeutichland ſich bald veranlakt jehen werde, zu 
diejen Ausgaben beizutragen (Gelächter), jonft milßte man von der Entwidelung 
der Marine bei den großen Yusgaben für die Landarmee vorläufig abiehen, 
da der jekige Zuftand unerträglich jei. Der Redner legt ſchließlich Verwahrung 
ein gegen die Erhebung der Matricularbeiträge Seitens des YBundesraths 
ohne vorherige Berilligung des Reichstags. Wigard ift der Meinung, bei 
der adtunggebietenden Stellung, die der norddeutſche Bund fich vindicire, jollte 
er doch feinen Einfluß dahin geltend machen, eine allgemeine Reduction der 
ſtehenden Heere herbeizuführen. 

„ Mordb. Bund). Bundesrath: Hamburg trägt ale Zwiſchen⸗ 
zug gegen bas Oberhandelsgericht in Leipzig, das ben Hanſeſtädten 
nicht cenvenirt, auf ein oberſtes Bundesgericht überhaupt an. 

„ Ereußen). In Hannover wird ber Geburtstag ber Königin 
Marie von Hannover von ber Welfenpartei zu neuen Demonſtratio⸗ 


nen gegen Preußen benügt. s 
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16. April. (Morbb. Bund). Reichstag: Debatte Über ben Antrag 
Zweiten: Dlünfter auf Erridtung verantwortlider Bunbesminifterien. 
Tweſten: Rad außen fei man nicht vorwärts gelommen, es ſei auch feine 
Ausfiht dazu. Die Hoffnungen, die man an das Zollparlament gelnüpft, 
hätten fich nicht bewährt. Defto dringender ſei zu rathen, auf dem Weg der 
inneren Entwidlung vorzugehen; dazu gehöre vor Allem eine geregelte Regie- 
rungögewalt, die man eben nur in verantwortlichen Minifterien gewinnen 
Zönne Graf Münfter: Ihm wäre ein Antrag auf Revifion der Bundes 
verfafjung lieber geweien. Er hoffe jedoch, daß, indem der vorliegende Antrag 
angenommen werde, man einjehen werbe, daß eine föderative VBerfaflung nicht 
pafje, daß die Spige der Verbindung fo vieler Staaten eine monarchiſche fein 
müſſe. Er bitte den großen Staatömann, der fi im Haufe befinde, den An⸗ 
trag als ein Vertrauenspotum anzujehen! Deutichland fei der Centralbahn⸗ 
hof von ganz Europa geworden; da könne nur ein Director Ordnung ſchaf⸗ 
fen. Vie Sonne von Königgräg fei die untergehende Sonne der Habsburger, 
die aufgehende der Hohenzollern für Deutihland geworben, welde Letzteren 
damit die Verpflidtung übernommen, für die Einigung Deutſchlands zu jor- 
gen. vd. Unrub: Er flehe allen revolutionären Tendenzen fern und bege das 
höchſte Vertrauen und die größte Berebrung für den At Bundeskanzler, 
für den der Antrag keineswegs ein Mißtrauensvotum fein ſolle; aber dieſer 
müßte ein Riefe an Körper fein, wie er an Geift fei, wenn er die gegenmär- 
tige Stellung durdführen wolle. Die preußiſche Verfafſung ſpreche auch von 
verantwortliden Miniftern. Die Berantwortlidjleit werde den Bundesminiften: 
eine ganz andere Stellung geben. Die Zwede des Bundes feien gar nicht zu 
erreichen ohne bejondere Minifter. vd. Blandenburg: Er finde es fehr 
jonderbar, daß, wenn man dem Kerrn Bundeskanzler ein Bertrauenspotum 
geben wolle, man damit anfange, feine Thätigkeit zu beichränfen. Er Hoffe, 
daß die zahlreichen Unterſchriften nicht die Nothwendigkeit involvirten, dafür 
zu flimmen. Die Nationalliberalen ſchienen in ihr Vaterhaus zurückkehren 
zu wollen, und er habe bemerkt, daß der Eonflictvater, Herr Hagen, feine ver» 
lorenen Rinder wieder um fih zu fammeln ſuche. Selbft die Annahme des 
Antrags könne Fein Refultat haben. Man habe den Antrag als eine Früh⸗ 
lings⸗Friedenstaube proclamirt mit der deutjchen Einheit im Schnabel: er 
aber babe Keine Taube, fondern nur einen ganz gewöhnlichen passer rusticus 
constitutionalis (conftitutionellen Feldſpatzen) finden können. Ein verantwort⸗ 
liches Minifterium würde entweder den Bundesrath vollfländig abjorbiren, 
oder die Minifter würden läcerliche Figuren werden. Er glaube, man hätte 
doch wohl jett in Deutſchland alle Urſache, mit den Verhältniffen zufrieden zu 
fein. Staatsminifter Schr. v. Friejen: Er freue fi, daß von den Gegnern, 
namentlid von dem zweiten Rebner, die Abfiht der Antragfteller jo mum⸗ 
wunden ausgeſprochen fei. Er verftche nicht, wie die einzelnen Staaten durch 
den Antrag eine größere Sicherheit erhalten follen. Ex finde vielmehr, da 
die Unficherheit der Staaten durch das fortwährende Rütteln an der Berfaf- 
fung wachſe. Die einzelnen Staaten hätten volftändig daB Recht, auch ihre 
Intereſſen im Bunde zu veriheidigen. Innerhalb des Bundes ſei noch fehr 
viel zu thun auf der gegebenen Bafis, man möge nicht fortwährend Reues 
darauf laden. Man möge in den Gemüthern der Männer, die es redlich mit 
dem Bunde meinten, nicht Gonflicte hervorrufen, die fie zwängen, zu jagen: 
bis hieher und nicht weiter, Ver Antrag berühre nicht bloß die Intereſſen 
der einzelnen Staaten, er bebrohe das nterefie de ganzen Bundes. Dan 
baue do ein Haus nicht auf, indem man fortwährend daran umändert und 
rüttelt. Grof Bethufy-Huc: Kein Name feiner Partei würde unter dem 
Antrage ftehen, wenn man hätte annehmen Lönnen, daß derjelbe als ein Miß⸗ 
trauensvotum gegen den Dann gedeutet werben fünnte, dem der Bund fo viel 
verbante. Das Gefühl der Sicherheit werde aber erft dann eintreten, wenn man 
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Zufände geſchaffen, auf welde man fe bauen Tönne. Er fehe bei der finan- 
stellen Lage des Bundes mit Sehnfucht dem Augenblid entgegen, wo das Ende 
ber Zollvereinsverträge es dem Bunde möoglich machen werbe, für die Fort⸗ 
dauer des Zollvereins Bedingungen zu flellen, welche die finanziellen Verhäli⸗ 
nifle änderten. Die heutige Borlage (Spiritusftener) halte ex für einen neuen 
Beleg für die Unhalibarkeit der finanziellen Zufände, denn fie drohe gerade 
zu die tüchtigften Provinzen zu ruiniren. Graf Bismard: Ich kam den Antrag 
unmödglid) anders denn als ein Mißtrauensvotum für den Bundeslanzler aufe 
faffen. Aus dem Untrage tönt immer wieder daß kurze und energiiche Votum 
eines unjerer Mitarbeiter, des damaligen Abgeordneten für Hagen, hervor: 
Fort mit diefem Miniftertum! Fort mit diefem Kanzler! — nit mit mir als 
Fleiſch und Bein, ich will es fo nicht auffaflen, aber als Inſtitution. Dieſe 
Tendenz de& Antrages vermag feine Verſicherung, die mir gegeben werben 
Zönnte, wegzuwaſchen. Ich war zweifelhaft, wie weit die politiſche Bedeutung 
des Antrages ſich erfireden ſollte; ich hätte deßhalb gern geſehen, wenn bie 
Herren Antragfteller die Mühe, diefen Antrag in ein Gele zu formuliren, 
nicht dem Bundeskanzler überlafien, jondern felbR die Berfaflungsänderun- 
gen gefennzeichnet und gejagt hätten: wir beantragen, daß die Berfafiung da⸗ 
hin abgeändert werde, daß Artikel jo und fo kümftig jo und fo laute, daß der 
Artikel, welcher die Berantwortlichleit des Bundeskanzlers beſtimmt, aufgeho⸗ 
ben werde. Eine folde Formulirung würde von Haufe aus einen Hareren 
Ginblid in die Tendenz des Antrages gewährt haben, und es würde dann, 
wenn auch vielleiht eine Minderzahl von Unterſchriften auf diefe Weiſe erreicht 
worden wäre, den Antrage an fi) das Verdienſt der Klarheit doch nicht ab⸗ 
zufprechen fein. Ich babe ausdrücklich gewartet, bis die Herren Antragfteller 
und einige andere Herren geſprochen hatten, um mir darüber Flar zu werden, 
bis wie weit die politifcde Tendenz gebt. Es if dieß auch nad den Rednern, 
die wir heute gehört haben, außerordentlich fchwierig zu erkennen, und jelbft 
wenn das PBublitum die Reden der Herren Untragfteller, die heute geſprochen 
haben, lieft, jo glaube id, daß jelbft Kenner der Bundesverfaffung nicht mit 
voller Sicherheit jagen können, was die Kerren wollen, und wie weit fie geben. 
Der erſte Rebner, der Abg. Tweſten, bat die Wichtigkeit des Untrages Außer⸗ 
lich im Bergleih mit feinem Nachredner, dem Grafen Münfter, erheblich ab» 
zuſchwächen geſucht; ich glaube aber doch, daß fie in ihrer Auffaffung auf 
daffelbe hinausfommen. Der Abg. Tweſten hat die Unerträglichkeit des jetzi⸗ 
gen Zuftandes in befonders ſtarken Farben geichildert, und deßhalb meine ich, 
daß er den Charakter de8 Mißtrauensvotums gegen ben gegenwärtigen Zu⸗ 
Hand durchaus aufrecht erhalten bat. Er ſprach von einem Chaos, in dem 
wir lebten, von chaotiſchen Zuftänden, deren üble Folgen, wie er anzunehmen 
fchien, mit Mühe nievergehalten würden durch eine Dietatur, in der wir leb⸗ 
ten. Der glüdlie Träger diefer Dictatur ſcheine ich zu fein. Ich habe mich 
über den Vorwurf, der darin liegen Tönnte, jchon etwas beruhigt durch eine 
Aeußerung des Herrn v. Unrub, der mir empfahl, die Parlamente, welde 
der Dictatur nicht folgten, nicht als ſolche zu beurtheilen, die nicht mit mir 
denjelben Zwecken folgten. Ich bin weit entfernt davon, ih gebe das zurüd: 
beurtheilen Sie den Bundeskanzler, der nicht mit Ihnen einverftanden if, 
nicht als das Gegentheil wollend von dem, was Sie wollen, jondern er will 
e8 nur auf einem anderen Wege, und wenn ih aufhören wollte, gegen Ihren 
MWiderfprud in irgend einer Weile ernftlich zu reagiren, jo müßten Sie dar⸗ 
aus ſchließen, daß er mir gleihgiltig wäre, und ich glaube, Sie jollten es 
günftig aufnehmen, wenn er das niemals iſt. Zur Beleitigung dieſes Chaos, 
zur Abihaffung der Dietatur, hat au der Abg. Tweſten, jo fehr er den 
Stadel des Antrages zu verhüllen fuchte, fein anderes Mittel, als verant- 
wortliche Minifterien, verantwortlich bloß für dasjenige, wofür der Bundes- 
fanzler bisher verantwortlich ift: für die Handlungen des Präfidviums, das 
würde ſchwerlich ausreichen. Der Abg. v. Blandenburg hat Ion aus cin» 
5 
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ander gefekt, daB es ſich doch wohl um die Verantworilichkeit für bie Beichäfte 
des Bundeßrathes handelt, indem jonft eine nur ſchmale Baſis für die Stel⸗ 
lung des verantwortlichen Bundesminifteriums übrig bleibt; ein weiteres Ge⸗ 
biet, auf dem dieſe Berantwortlichteit praktiich gelibt werden kann, wäre nur 
dur Einſchraänkung des Gebietes des Bundesrathes herzufiellen. Bisher wird 
die Stelle folder Bundesminifter nicht, wie man fälſchlich gemöhnlidh annimmt, 
vom Bundeskanzler verjeben, ſondern von den Ausſchüſſen des Bundesrathes. Unter 
Finanzminifter ift der Finanzausſchuß des Bundesrathes; nad) Anleitung dieſes 


Ausihuffes übt der Bundesrath die Gontrole über die finanzielle Gebahrung und 


übt fie, wie ich glaube, mit voller Sicgerheit. Wenn der Antrag injeiner Faſſung 
glauben laſſen könnte, daß geordnete Zuftände der Verwaltung jegt nicht beftehen 
(e8 beißt in dem Antrage: „den Bundestanzler aufzufordern, eine geordnete 





Auffiht und Berwaltung auf geſetzlichem Wege herbeizuführen”), fo möchte ih 


die Herren einladen, ſich durch Nevifion aller Kaſſen, Bücher, Bureaug davon 
zu überzeugen, und Sie würden die Gewißheit erlangen, daß Sie in dem 
geordnetiten Zuftande von der Welt leben, in einem Zuftande, nicht bloß con- 
trolirt dur die preußiſche Oberrechnungskammer, fondern controlirt durd 
die Vertreter fämmtliher 21 Regierungen, die, außer Preußen, dm Bund 
bilden, und durch jehr wohl beratbene Vertreter. In gleicher Weiſe wird die 
friegsminifterielle Thätigleit durch den Militärausſchuß des Bundesrathes ge- 
übt, an defien Spike fi) der preußiſche Kriegsminiſter befindet, und der feine 
bundesfriegsminifteriellen Verfügungen, abgejehen von den preußiſchen, nicht 
in der Eigenihaft des Kriegsminifters, fondern in der Eigenſchaft des Vor⸗ 
figenden dieſes Ausichuffes zeichnet und an die Bundesgenoffen abgehen läßt. 
So haben wir unſeren Rehnungsausihuß, unjeren Handelsausſchuß. Alle 
diefe Organe, die dadurch hergeftellt worden find, daß den Regierungen eine 
ihrer Souveränetät und ihren vertragsmäßigen Rechten entipredhende Stellung 
und Mitwirkung im Bundesrathe angewiejen ift, würden nad; diefem Antrage 
bei feiner Durchführung überflüffig werden, ebenfo überflüflig würde das ganze 
Bundestanzleramt werden, was einem collegialiihen Miniflerium doch nicht 
untergeben gedacht werden könnte, ich entnehme aus dem Antrage, Sie wol⸗ 
len daffelbe in feine einzelnen Beitandtheile zerlegen und diefe einzelnen Bu⸗ 
reaug zu mit dem Kanzler gleichberechtigten Minifterien machen. Ich komme auf 
diefe Frage und meine Stellung dazu nachher. inftweilen möchte ih doch nur 
gegen das allgemeine Miktrauenspotum, welches im Antrage liegt, die Bun- 
desregierungen in Schuß nehmen, — nicht bloß vom vertragsmäßigen Stand» 
punlte, obwohl aud der geltend gemacht zu werden verdient, indem die Bun⸗ 
desverfafiung in ihrer erften Bafis auf Staatsverträgen beruht, von deren 
Geiſt fie durchdrungen bleiben würde, man geglaubt hat. Nun iſt zwar die- 
fer Antrag (und felbft wenn er noch weiter ginge) ein formell verfafjungs- 
mäßiger, das beftreite ich ihm nicht; es würde aud ein formell verfafiungs- 
mäßiger Antrag fein, wenn beifpielsweile im amerikaniſchen Gongreß der 
Antrag geftellt würde, den Senat abzufchaffen, die einzelnen Staaten in ihrer 
Gtellung zur Union zu beichränfen und den Präfidenten zum erbliden Monar⸗ 
Gen zu erklären, es würde auch ein verfafiungsmäßiger Antrag fein, wenn 
im preußiſchen Zandtage der umgelehrte Antrag auf verfaffungsmäßige Ab⸗ 
ſchaffung der erblihen Monarchie, Aenderung der Berfafiung nad diefer Rich» 
tung, geftellt würde; nichts deſto weniger würden beide Anträge in den Ver⸗ 
fammlungen, in denen fie geftellt würden, ein gewifles Befremden der Betbei- 
ligten erregen, und man würde fie mit dem Geiſte der Berfaflung wohl 
ſchwerlich verträglich finden. Ich will diefen Antrag nicht auf gleiche Linie 
Rellen; er geht nicht jo weit, ich führe nur die Analogie an, wie weit man 
auf diefem verfafjungsmäßigen Wege kommen Tann, vielleicht ja auch kommt, 
denn Alles ift proviforiih in der Welt. Die Brage drängt fi mir nur auf: 
wodurch haben die Bundesregierungen dieſes Todesurtheil für ihre berechtigie, 
vertragsmäßige Mitwirkung Im Bunde verbient? Haben fie etwa ihre Giel- 
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lung particulariſtiſch gemißbraudt? Haben fie fi) der Mitwirkung entzogen ? 
ben fie einen unbereihtigten Widerſpruch hartnädig geübt? — Haben fie 
nit im Gegentheil fih mit voller Singebung, mit patriotiſcher Hingebung 
an dem gemeinfamen Werke beiheiligt? Sollen fie dafür geftraft werben, 
indem man ihnen die Berehtigung, die fie zwei Jahre hindurch zum Vor⸗ 
theil des Bundes und alle Anerkennung verbienend gelibt haben, nunmehr 
Ichmälert und entzieht? — M. H.! Dazu verlangen Sie nit, daß ih als 
Bundeskanzler jemals die Hand biete! Sie find gewiß eiferfücdhtig auf Ihre 
verfafjungsmäßigen Rechte, und ein ähnlicher Antrag auf Echmälerung der 
echte des Reichätages, wie fie hier in Bezug auf die Rechte des Bundesraths 
beabfichtigt wird, würde einen Sturm der Entrüftung erregen, gegen welde 
die ſchüchterne Abwehr der Mitglieder des Bundesrathes gar keinen Vergleich 
aushalten würde. Seien Sie gegen die Rechte Anderer, die mit Ihnen zu 
wirken berufen find, ebenjo gewiflenhaft: gegen die Nechte des Präſidiums 
und feines Ranzlers! Das allgemeine Miktrauen, welches diefen Antrag 
durchweht, beichräntt fich nicht auf Norddentſchland, es ift mit einer ganz ſchar⸗ 
fen Spite gegen die ſüddeutſchen Regierungen gerichtet; es bedeutet nad Süd⸗ 
deutichland hin fo viel, als wenn man fagen wollte: auf euch reinen wir fo 
wie fo nicht mehr, wir jchließen unfer norddeutſches Staatsweien ab, ohne 
weiter auf euren Beitritt zu warten. Denn e8 kann doch Riemanden ent» 
gehen, wie entgegengeleßt die Strömungen im Eüden und im Norden fließen: 
der Süden ift vermöge feiner Stammeseigentbümlichleiten, vermöge feiner 
Stellung in der früheren Reichsverfaſſung dur und durch particulariſtiſch 
und confervativ, wir find ihm nicht nur zu Iiberal, wir find ihm zu national, 
alfo im Ganzen zu nationalsliberal. — Unterfugen Sie die Eigenthümlich⸗ 
feiten der Stodeutien: als Bayer, als Würtemiberger, als Schwabe, als 
Bajuvare, als Franke will er fi conjerbiren, das ſieht an der Spige aller 
füddeutichen Kundgebungen. Ber Norddeutſche Bund ift ihm ſchon viel zu 
eng geeinigt; einem viel Ioderen Berbande, der die berechtigten und unberech- 
tigten Eigenthumlichkeiten in jehr viel höherem Maße fchonte, würde er fi 
vielleicht entichließen können, näher zu treten. Das willen Sie Alle — und 
ſchlagen ihnen nun die Thür vor der Naſe zu. Der Antrag ift eine zweifel⸗ 
Iofe -Bertiefung de8 Mains als Grenze, das ift gar feine Frage; mit der 
Annahme diejes Antrags wäre an den Beitritt der ſüddeutſchen Regierungen 
nicht mehr zu denken. Daß wir auf eine felbftthätige Vermittlung und Der 
theiligung des ſüddeutſchen Volkes rechnen, — ja, m. H., dazu gehörten 
che jo, wie man 1848 fie fih an die Wand gemalt dachte, wenn man 

der Liberalen Partei angehörte; aber nicht jo, wie fie wirklich find. Der Süd⸗ 
deutſche macht Feine Vollsbewegung und übt keinen nationalen Drud auf feine 
eigene Regierung, auf feine eigene Dynaſtie — mit der Gefahr von Haut und 
Knochen, er könnte dabei zu Schaden kommen. Wenn er da fteht, wo das 
Geſetz ihn hinftellt, dann ift er gleihgiltig gegen die Gefahr, dann ſchlägt er 
fi als braver Soldat; muß er fi aber jagen, daß er ſich die Knochen auf 
eigene perjünlicde Verantwortung zerichießen läßt, da befinnt ſich der Deutiche 
ſehr lange, ehe er das tut. M. H.! Nach meinem Gefühle ſchärfen Sie die 
fen Gegenſatz der Strömungen in Süddeutſchland und Norddeutſchland. In 
Sauddeutſchland if der Einheitsprang fo ſchwach, daß die Leute, die offen um 
die Hilfe des Auslandes buhlen, um dasjenige an Einheit, was wir erworben 
haben, wieder zu zerſchlagen, — daß diejenigen Beute, die den augenblicklichen 
Bug des Friedens, ber durch die Welt geht, höchlich bedauern, weil dadurch 
der Moment hinausgeihoben wird, fremde ſiegreiche Bayonette mit dem Blut 
ihrer norddeutſchen Brüder gefärbt zu jehen, — daß diefe Leute nicht etwa 
mit der fittlichen Entrüftung ihrer Landsleute bedroht, nit als Landesver⸗ 
räther offen gelennzeihnet und gebrandmarkt werden, jondern, daß man ſich 
um ihre Unterflügung bei den Wahlen bewirbt, daß man mit ihnen capitulirt, 
daß fie geachtet neben ihren Mitbürgern figurivn. Den Norddeutſchen geht 
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ander geſetzt, daß es fi doch wohl um die Verantmortlichteit für die Beichäfte 
bes Bundesrathes handelt, indem fonft eine nur ſchmale Baſis für die Stel⸗ 
lung des verantwortlichen Bundesminiſteriums übrig bleibt; ein weiteres Ge⸗ 
biet, auf dem dieſe Veranwortlichkeit praktiſch geübt werden kann, wäre nur 
durch Einſchränkung des Gebietes des Bundesrathes herzuſtellen. Bisher wird 
die Stelle ſolcher Bundesminiſter nicht, wie man fäalſchlich gewöhnlich annimmt, 
vom Bundeskanzler verſehen, ſondern von den Ausſchüſſen des Bundesrathes. Unſer 
Finanzminiſter ift der Finanzausſchuß des Bundesrathes ; nach Anleitung dieſes 
Ausſchuſſes Abt der Bundesrath die Gontrole über die finanzielle Gebahrung und 
übt fie, mie ich glaube, mit voller Sicherheit. Wenn der Antrag injeiner Yaflung 
glauben laſſen könnte, daß geordnete Zuftände der Verwaltung jekt nicht beitehen 
(e8 heißt in dem Antrage: „ven Bundeskanzler aufzuforbern, eine geordnete 
Aufjiht und Verwaltung auf gejeglichem Wege herbeizuführen"), jo möchte ich 
die Herren einladen, fih durch Revifion aller Kaſſen, Bücher, Bureaug davon 
zu überzeugen, und Sie würden die Gewißheit erlangen, daß Sie in dem 
georbnetften Zuftande von der Welt leben, in einem Zuftande, nidyt bloß con⸗ 
trolirt durch die preußiſche Oberrechnungskammer, fondern controlirt durch 
die Vertreter jämmtliger 21 Regierungen, die, außer Preußen, den Bund 
bilden, und dur jehr wohl berathene Vertreter. In gleicher Weile wird die 
friegsminifterielle Thätigleit durch den Militärausihuß des WBundesrathes ges 
übt, an deſſen Spitze fih der preußiſche Kriegsminiſter befindet, und der feine 
bundestriegsminifteriellen Verfügungen, abgejehen von den preußiſchen, nicht 
in der Eigenſchaft des Kriegsminifters, fondern in der Eigenfchnft des Bor» 
figenden dieſes Ausſchuſſes zeichnet und an die Bundesgenofien abgehen läßt. 
So haben wir unferen Rechnungsausſchuß, unferen Handelsausſchuß. Alle 
diefe Organe, die dadurch bergeftellt worden find, daß ben Regierungen eine 
ihrer Souveränetät und ihren vertragsmäßigen Rechten entiprechende Stellung 
und Mitwirkung im Bundesrathe angewieſen ift, würden nach diefem Antrage 
bei feiner Durchführung überflüffig werben, ebenfo überflüfjig würde Das ganze 
Bundeslanzleramt werden, was einem collegialiihen Minifterium doch nicht 
untergeben gedacht werden könnte ; ich entnehme aus dem Untrage, Sie wol⸗ 
Ien dafielbe in feine einzelnen Beftandtheile zerlegen und dieſe einzelnen Bu⸗ 
reaug zu mit dem Kanzler gleichberechtigten Minifterien machen. Ich komme auf 
diefe Frage und meine Stellung dazu nachher. Einftweilen möchte ih doch nur 
gegen das allgemeine Miktrauenspotum, welches im Antrage liegt, die Bun» 
desregierungen in Schug nehmen, — nicht bloß vom vertragsmäßigen Stand- 
punkte, obwohl auch der geltend gemacht zu werden verdient, indem die Bun- 
desverfofjung in ihrer erften Bafis auf Staatsperträgen beruht, von deren 
Geiſt fie durchdrungen bleiben würde, man geglaubt hat. Nun iſt zwar die- 
fer Antrag (und jelbft wenn er noch weiter ginge) ein formell verfaflungs- 
mäßiger, das beftreite ich ihm nicht; es würde auch ein formell verfafiungs- 
mäßiger Antrag fein, wenn beilpielsweife im amerikaniſchen Gongreß der 
Antrag geftellt würde, den Senat abzuſchaffen, die einzelnen Staaten in ihrer 
Gtellung zur Union zu beſchränken und den Präfidenten zum erbliden Monar« 
Gen zu erklären; es würde aud ein verfafiungsmäßiger Antrag fein, wenn 
im preußiſchen Landtage der umgelehrte Antrag auf verfaffungsmäßige Ab⸗ 
ſchaffung der erbliden Monarchie, Aenderung der Verfaflung nad diefer Rich- 
tung, geftellt würde; nichts deſto weniger würden beide Anträge in den Ber» 
fammlungen, in denen fie geftellt würden, ein gewifieß Befremden der Bethei- 
ligten erregen, und man würde fie mit dem Geifte der Berfaflung wohl 
——ãa verträglich finden. Ich will dieſen Antrag nicht auf gleiche Linie 
ellen; er geht nicht ſo weit, ich führe nur die Analogie an, wie weit man 
auf dieſem verfaſſungsmäßigen Wege kommen kann, vielleicht ja auch kommt, 
denn Alles iſt proviſoriſch in der Welt. Die Frage drängt ſich mir nur auf: 
wodurch haben die Bundesregierungen dieſes Todesurtheil für ihre berechtigte, 
vertragsmäßige Mitwirkung im Bunde verdient? Haben fie etwa ihre Stel» 
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lung particulariſtiſch gemißbraucht? Haben fie fi der Mitwirkung entzogen ? 
Haben fie einen unberechtigten Widerſpruch hartnäckig geübt? — Haben ſie 
nicht im Gegentheil ſich mit voller Hingebung, mit patriotiſcher gebung 
an dem gemeinſamen Werke betheiligt? Sollen fie dafür geſtraft werden, 
indem man ihnen die Berechtigung, die fie zwei Jahre hindurch zum Vor⸗ 
theil des Bundes und alle Anerfennung verdienend gelibt haben, nunmehr 
ſchmälert und entzieht? — M. H.! Dazu verlangen Sie nicht, daß ih als 
Bundeskanzler jemals die Hand biete! Sie find gewiß eiferfüdhtig auf Ihre 
verfafiungsmäßigen Rechte, und ein ähnlicher Antrag auf Echmälerung der 
Rechte des Reichötages, wie fie hier in Bezug auf die Rechte des Bundesraths 
beabfichtigt wird, würde einen Sturm der Entrüftung erregen, gegen melde 
die ſchüchterne Abwehr der Mitglieder des Bundesratbes gar feinen Vergleich 
aushalten würde. Seien Sie gegen die Rechte Anderer, die mit Ihnen zu 
wirken berufen find, ebenfo gewiflenbaft: gegen die Rechte des Präfidiums 
und feines Kanzlers! Das allgemeine Mißtrauen, welches diefen Antrag 
durchwebt, befchräntt ſich nicht auf Norddentſchland, es ift mit einer ganz ſchar⸗ 
fen Spige gegen die ſuüddeutſchen Regierungen gerichtet; es bedeutet nad Süd» 
deutfhland Bin fo viel, als wenn man fagen wollte: auf euch rechnen wir jo 
wie fo nicht mehr, wir fließen unſer norbbeutiches Staatsweien ab, ohne 
weiter auf euren Beitritt zu warten, Denn es kann doch Niemanden ent» 
gehen, wie entgegengefeht die Strömungen im Eden und im Norden fließen: 
der Süben iſt bermöge feiner Stammeseigenthümlichkeiten, vermöge feiner 
— in ber früheren Reichsverfaffung durch und durch particulariftiſch 
und conſervativ, wir find ihm nit nur zu liberal, wir find ihm zu national, 
alfo im Ganzen zu nationalsliberal, — Unterfuchen Sie die Eigenthümlich. 
keiten der Süddentſchen: als Bayer, als Würtemberger, als Schwabe, als 
Bajuvare, als Franle will er fi) conjerviren, das fleht an der Spike aller 
füddeutihen Kundgebungen. Der NRorbdeutihe Bund ift ihm ſchon viel zu 
eng geeinigt; einem viel lockeren Berbande, der die berechtigten und unberech⸗ 
tigten Eigmthümlicjfeiten in fehr viel höherem Maße fchonte, würde er fi 
vielleicht entſchließen können, näher zu treten. Das wiſſen Sie Alle — und 
ſchlagen ihnen nun die Thür vor der Naſe zu. Der Antrag ift eine zweifel- 
lofe ‚Bertiefung de8 Mains als Grenze, das ift gar feine Frage; mit der 
Annahme dieſes Antrags wäre an den Beitritt der ſuüddeutſchen Regierun em 

nicht mehr zu denken. Daß wir auf eine jelbftthätige Dermittlung und 
theiligung des füddeutſchen Volles reinen, — ja, m. H., dazu gehörten 
Deutidhe jo, wie man 1848 fie ih an die and gemalt dachte, wenn man 
der liberalen Partei angehörte, aber nicht jo, wie fie wirklich find. Der Süd⸗ 
deutſche macht feine Vvoũlabewegung und übt keinen nationalen Druck auf feine 
eigene Regierung, auf feine eigene Dynaſtie — mit der Gefahr von Haut und 
Knochen, er Könnte dabei zu Schaden fommen. Wenn er da fteht, wo daß 
Geſetz ihn Hinftellt, dann ift er sreigiltig gegen die Gefahr, dann ſchlägt er 
ſich als braver Soldat; muß er fi aber jagen, vah er fi die Knochen auf 
eigene perjönliche Berantmertung zerſchießen läßt, da befinnt fi der Deutiche 
fehr lange, ehe er das thut. M. H.! Nah meinem Gefühle Ihärfen Sie dies 
fen Gegenfag der Strömungen in Süddeutihland und NRorbdeutihland. In 
Suddeutſchland if der Einheitsdrang fo ſchwach, daß die Leute, die offen um 
die Hilfe des Auslandes bublen, um dasjenige an Einheit, was wir erworben 
Haben, wieder zu zeriählagen, — daß diejenigen Leute, die den augenblicklichen 
Bug des Friedens, der durch die Welt geht, höchlich bedauern, weil dadurch 
der Moment hinausgeſchoben wird, fremde fiegreige Bayonette mit dem Blut 
ihrer norbdeutfchen Brüder gefärbt zu jehen, — daß diefe Leute nicht etwa 
mit der fittlichen Entrüftung ihrer Landsleute bedroht, nit als Landesver⸗ 
zäther ofen gelennzeiänet und gebrandmarkt werben, fondern, dag man fi 
um ihre Unterflügung bei den Wahlen bewirbt, daß man mit ihnen capitulirt, 
fie geachtet neben ihren Mitbürgern figuricen. Den Norddeutſchen geht 
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die unifleizende Thätigleit deß Bundes zu langfam; was man in Sübdeutid- 
land als übertriebene Beſchleunigung, als Raſchmacherarbeit betrachtet, heißt 
hier Stagnation. Und diefen Gegenſatz zu vermitteln, Sübbeutichland nicht 
aus den Augen zu verlieren, den Bang NRorbbeutihlands zu beichleunigen, 
dabei aber Fühlung zu behalten mit ſämmtlichen Bundesfürften, mit dem 
Bundesrath, mit dem Bunbespräfipium und vor Allen mit diefem Reichstag: 
— das ift die Uufgabe, die Sie dem Bunbeslanzler flellen, er möge fie im 
Wege der Gejekgebung löfen! Um ihm nun dieſe Aufgabe zu erleichtern, 
— wenn Sie ihn zum wirklichen Dictator ernännten, jo lönnte man an einen 
ſolchen erhebliche Anſprüche ftellen, aber um ihm die Aufgabe zu erleichtern, 
wollen Sie ihm Hände und Füße binden und ihn durch ein Kollegium an das 
®ängelband nehmen laflen. Es foll eine ſtarke, gewandie, freibeweglidde Re» 
gierung fein, aber fie ſoll bei allem, was fie thut, von vier oder fünf mit 
ihm gleichbereihtigten Kollegen, durch deren Ernennung Sie alle Schäden ber 
Welt geheilt glauben, die Zuftimmung einholen. M. H., wer einmal Mini» 
fter gewejen ift und an der Spike eines Minifteriums geftanden bat und ge- 
zwungen geweſen ift, auf eigene Verantwortung Entihließungen zu finden, 
ſchreckt zulegt vor dieſer Verantwortung nicht mehr zuräd, aber er jchredt 
zurüd vor der Nothwendigkeit, fieben Leute zu überzeugen, daß dasjenige, was 
er will, wirtli das Wichtige if. Das ift eine ganz andere Arbeit, als einen 
Staat zu regieren. Ale Mitglieder eines Minifteriums haben ihre ehrliche 
fefte Ueberzeugung, und je ehrlicher und tüchtiger fie in ihrer Thätigfeit find, 
um jo ſchwerer werden fie ſich fügen. Jeder iſt umgeben von einer Reihe 
Rreitbarer Räthe, die auch jeder ihre Ueberzeugung haben, und ein Minifter- 
präfident muß, wenn er Zeit dazu hat — und ich würde mid dem aud nicht 
entziehen —, den einzelnen Rath, der in einer Sade das Ohr feines Chefs 
bat, zu überzeugen verfuchen. Einen Menſchen zu überzeugen, iR an und für 
ſich jehr ſchwierig, man überredet Manden, man gewinnt ihn, vielleicht durch 
den Außerften Aufwand derjenigen perjänlichen Liebenswürbigfeit, die mar etwa 
befigt, und man bat diefe Anftrengungen fieben Mal oder dfter zu wieder- 
holen. Ich Halte an und für fih — und darin unterfdeide ih mid von 
denen, die bisher heute ſprachen, und bin feft überzeugt, aus meiner eigenen 


Erfahrung für mein Urtheil einfichen zu können, eine collegialifde WMinifter- 


verfaflung für einen ſtaatsrechtlichen Mißgriff und Fehler, von dem jeder 
Staat fo bald als möglich Ioszulommen ſuchen follte, und ih bin fo weit 
entfernt, die Hand dazu zu bieten, daß dieſe fehlerhafte Einrichtung auf den 
Bund übertragen werde, daß id vielmehr glaube, Preußen würde einen im- 
menſen Fortſchritt machen, wenn e8 den Bundesſatz acceptirte und nur einen 
einzelnen verantwortlichen Dlinifter hätte Worin befteht denn die Berant- 
wortlichleit, m. 8.3 Es ift bier gejagt worden, fie ſolle geidhaffen werden 
dur Gollegien; ich fage, fie verſchwindet mit Einführung des Gollegiums, fie 
it vorhanden für den Einzelnen, der muß mit feiner Perſon für etwaige 
Mißgriffe einfiehen; aber als Mitglied des Collegiums fagt er: wie Lönnen 
Sie willen, ob ich nicht überſtimmt bin und — er braudt nicht einmal über⸗ 
Rimmt zu fein — ob die Schwierigleiten, die Frictionen, die ih auf meinem 
Wege gefunden babe, nicht unüberwindlich waren, ob nicht Belege fieben Jahre 
lang debhalb in Rüdftand geblieben find, weil fieben ehrliche Leute fi nicht 
darüber haben verfländigen können, wie der Text lauten fol. Es entfleht in 
jedem Gollegium, wenn eine Sade zu Ende kommen joll, mitunter gewiffer 
Maßen die Nothwendigkeit, zuletzt Kopf oder Schrift darüber zu vielen, wie 
es fein joll, fo nothwendig ift eine Entſcheidung, jo nothwendig ift es, daß 
Einer da ift — «8 braucht gar nicht der Klügſte zu fein — der ſchließlich 
fagt, jo foll e8 fein, und damit hat der Streit ein Ende, damit es zu etwas 
fommt; je tüchtiger Die einzelnen Charaktere find, um jo ſchwieriger ift natür- 
li die Einigung unter ihnen. Zwei harte Steine mahlen ſchlecht, das iſt ein 
belanmies Sprüdwort, aber act harte Steine noch viel ſchwerer. Ich glaube, 
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der ganze Antrag Hat bei vielen feiner Unterzeichner feinen Uriprung in dem 
Mißverſtändniß von der Stellung des Bundeskanzlers überhaupt. Die Her» 
zen nehmen den Bunbeslanzler für einen Bundesminifter. Der Bundeskanzler 
iR nur Präfivialbeamter; ich glaube, e8 ift der Artilel 17 oder 18, wo feine 
BDefugniffe und Berechtigungen definirt find; er bat die Berantwortung für 
alle Handlungen des Präſidiums. Seine Mitwirkung bei der Legislative ift, 
wie ſchon früher bemerlt und dur ſtaatsrechtliche Zeugniffe belegt worden 
iſt, glei Null. In der Legislative wirke ich nur als preußiicher Bevollmäch⸗ 
tigter zum YBundesrathe mit und führe dort die preußiſchen Stimmen; das 
tönnte aber eben jo gut in der Hand eines Anderen liegen, als in der Hand 
des Bundeskanzlers; es wäre dag vielleicht ziwedmäßiger, um die Stellung 
des Bundestanzlerß reiner abzugrenzen. Diefe preußiihen Stimmen werben 
unter Berantwortung des preußiichen Minifteriums abgegeben. Die Inſtruc⸗ 
tion des preußiſchen Bevollmädtigten wird beichlofien in dem preußiſchen Mi⸗ 
nifterium, ebenjo, wie die des ſächſiſchen Bevollmächtigten, er mag nun diri« 
gender Staatäminifter von Sachſen jein oder nicht, beſchloſſen wird im füchli- 
ſchen Minifterium und ausgeht von Sr. Majeftät dem Könige von Sadjien, 
und die preußiſche in letzter Inftanz nicht von dem Präſidium des Bundes, 
jondern von Er. Majeflät dem Könige von Preußen. Dieſe ſchmale Baſis 
der Berantwortlichleit für die Handlungen des Präſidiums, die ſoll ich, wenn 
ih mir den Antrag im Sinne des Herrn Tweſten, im unjdhuldigeren und 
geichäftlicderen Sinne, wobei der Bundesrath das Seinige bebielte, außlege, — 
die ſoll ich theilen mit fo und fo vielen Miniftern, und zwar zunächſt aus 
dem Grunde — den ich vollkommen anertenne: dab ih nicht alles verfiche, 
was unier meiner Berantwortung vorgeft. Meine Herren! Kommen wir 
nicht Alle mehr oder weniger in diefe Lage, namentlich die Herren Abgeord⸗ 
neten, müſſen fie fi nicht über den ganzen Bereich aller Diinifterien und der 
ganzen preußiſchen Berwaliung ein Urtheil bilden, weldes gewöhnlich mit 
einer größeren Schnelligkeit und Sicherheit abzugeben if als dasjenige eines 
Miniſteriums? Sind fie nicht bei dem Budget, bei ber forgfältigen Revifion 
und Erwägung bes Gewerbegeiehes, bei der Prüfung aller Ausgaben und Ge⸗ 
fee genöthigt, eigentlich Alles zu wiflen? Nun, m. H., ih will gar nidt 
darauf Rüdficht nehmen, daß ich feit fieben Jahren an der Spige einer großen 
GStaatöverwaltung ſtehe, und daB ich da allerdings Manches aus der Uebung 
lerne, was ich früher nicht wußte, und daß ich da jedenfalls gezwungen bin, 
ein Urtheil über alle Vorkommniſſe jedes einzelnen Reſſoris mir zu bilden, 
fondern ih will darauf Bezug nehmen, daß ich den Borzug habe, feit 22 Jah 
ren Miüglied aller preußiichen Landesvertretungen geweien zu jein und darin 
nad) Maßgabe meiner natürlichen Fähigkeiten und Anlagen fo viel gelernt 
babe, wie Abgeordnete im Allgemeinen lernen, wenn fie über alle Dinge ein 
Urtheil mit verantwortlicher Sicherheit abgeben. Diejes und dann die Wahrr⸗ 
nehmung muß ich hervorheben, daß auch meine preußiichen Eollegen, wie das 
ſchon der Abgeordnete Blandenburg bemerkt hat, außer Stande find, alles zu 
beurtheilen, was in ihren engeren Reſſorts, wo ja die Berantwortlichkeit immer 
Ihärfer gedacht ifl, vorgeht. Wie kann von dem Finanzminiſter verlangt 
werden, Daß er Domainen und Landbwirthichaft unter ſich verwalte (das 
fönnie man daher von dem landwirthſchaftlichen Minifter verlangen), wie joll 
der Handelsminifter alle techniſchen Details einer riejenhaften Verwaltung jo 
genau kennen, dab er die Richtigkeit jedes Urtheils und jeder Handlung, die 
unter feiner Verantwortung vorgeht, verbüirgen könnte. Da hilft nichts, als 
Berirauen auf diejenigen Perfonen, die das Einzelne verſtehen, und für deren 
Handlungen und deren Anftelung der Minifter verantwortlih bleibt. Ich 
glaube faum, daß e8 überhaupt einen Minifter in größeren Staaten gibt, der 
im Etande ift, die Hälfte, ein Viertel von dem zu leſen, was er zu unter 
ſchreiben gejeglih genöthigt iß; ich würbe den für einen beneibenswerth ge⸗ 
IHäftslojen Gollegen halten, der ein Viertel von dem leſen könnte, was er zu 
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unterfehreiben hat. Grleichtern würden Sie mir das Geſchäft durch ein Golle- 
gium nicht, und Sie Haben in mir keinen Bundeskanzler, der einen Gollegen 
aeceptirt. Ah Füge mi auf mein verfafiungsmähiges Recht. Wie das 
Amt des Bundeskanzlers außgekattet if, jo Habe ich e8 übernommen, — 
ein College würde an demſelben Tage, wo er es wird, mein Nachfolger wer- 
den müflen. Ich hoffe, Sie thun mir die Ehre an, zu glauben, daß ich eben 
fo ſehr nah Conſolidation der beutichen Berhältniffe firebe, wie Sie. Ih 
habe Gelegenheit gehabt, jeit Iangen Yahren zu bethätigen, daß mein Streben 
nach diefer Richtung hin aufritig und ehrlich if. ES kann fein, dab Sie 
die deutjche Bewegung in der Art, wie fie zu behandeln if, richtiger und ſach⸗ 
verftändiger beurtheilen, als ich, ich Tann aber nur nach meinem eigenen Ur⸗ 
theile gehen, und das beruht auf der Ueberzeugung, daß dieſer Antrag für die 
Entwidiung der deutſchen Bewegung ein nachtheiliger ift, daß ich Ion, wenn 
er mit großer Majorität Annahme findet,” das Gefühl des Miktrauens, der 
Reiptsunficherheit bedauern wiirde, welches ſich dadurd unter den verfaflungs- 
mäßig berechtigten Factoren in Deutſchland verbreiten würde, und daß es mir 
am allerliebfien gewejen wäre, es wäre gar nicht geflellt worden, und ich wäre 
nicht in die unbehaglide Nothivendigleit verjeht worden, mid darüber zu 
äußern und ihm in einer Weile entgegen zu treten, die vielleicht meine Stel⸗ 
Yung bei Leuten, welche die Dinge weniger Tennen wie wir Alle, in ein fal⸗ 
ſches Licht ſetzte, als wäre ich irgend ein PBarticularifi und als wollte ich den 
Bund zu irgend weldhen Nebenzweden als allein zu denen der vollſten breite 
ften Entwidlung deutiher Wohlfahrt und Macht benugen. Iſt denn überhaupt 
der Unitarismus die nüglichfle und befte politiihe Geftaliung? Iſt er es 
namentlih für Deutihland? IM er hiftoriih in Deutihland? Daß er es 
nicht iſt, beweiſen Ihnen gerade die particnlariftiichen Bildungen, die Deutich- 
land nad allen Richtungen bin — nit bloß räumlih — durdfegen. Sie 
haben nicht bloß einen Dorfpatriotismus und einen Stabtpatriotismus, von 
einer Ausbildung, wie ihn Romanen und Slaven gar nicht kennen, Sie haben 
einen Fractionspatriotismus, Sie haben einen Reffortpatriotismuns, der Allcs 
außerhalb des eigenen Reſſoris als Ausland betradtet, dem man jeden Scha- 
den zufügen kann, wenn nur das eigene Refiort Bortheil dabei hat, der natürlich 
nicht in den höchften Spigen der Minifterien vertreten ift, denn die Minifter 
find Staatsminifter; aber ein Voftbeamter, der nicht auf der Höhe ſteht, von 
wo ihm ein ſtaatliches Urtheil geziemt, der wird alles Andere wie Feindes 
Land betrachten, was nit poftalifchen Intereſſen dient, und er wird jeden 
Gewinn, au ſelbſt mit Schaden für die anderen Departements, mit gutem 
Gewiſſen nad Haufe tragen. Go etwas ift nur dem deutſchen Charakter mög«- 
lich. Das Hat aud dahin geführt, daß der Deutſche fi nur in einem Fleis 
neren Gebiete vollftändig behaglich fühlt, und daß man nicht wohl thut, ihm 
von feinem häuslichen Bebagen mehr zu nehmen, als abjolut zum Zuſam⸗ 
menbalten des Ganzen, als zur Wirkung nach außen erforderlich if. Diejer 
Particularismus ift die Bafls der Schwäde, aber auch nad einer Richtung 
hin die Bafis der Blüthe Deutſchlands. — Die Heinen Gentren haben ein 


Gemeingut von Bildung und Wohlſtand in allen Theilen Deutſchlands ver. 


breitet, wie man es in centraliftiih organifirten großen Ländern ſchwer findet. 
Die muß man bereift haben, civilifirte und uncivilifirte, um zu erfennen, wie 
dort die Provinzen gegen das allgemeine Centrum um Jahrhunderte im 
Nuckſtand bleiben. Die fehler des Partieulgrismus, die Schwäde nad) außen, 
die Zerriffenheit im mern, die Hemmftride für die Entwidiung von Kandel 
und Berlehr, die hat der Bund im Princip vollftändig durchſchnitten, und fie 
vollfändig zu befeitigen, ift feine Aufgabe. Laſſen Sie ihm Zeit dagu! Er 
iR noch jung, er wird es zu Stande bringen, und wir werben dabei einträchtig 
zuſammenwirken zu einem pofltiven und von der ganzen Ration, wenn eb er⸗ 
reicht wird, dankend anerkannten Ziele. Betrachten Sie die Staatenbildungen, 
welche eine große Entwidlung im Vergleich mit ihren Hhuflichen Kräften er- 
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reicht haben, ohne daß die inmere Freiheit darunter gelitten hätte — und id 
dente, auf dieje legen Sie einen Wert — jo werden Sie finden, daß Diele 
Bildungen vorzugsweife auf dem germaniſchen Boden der Geſchichte wachſen, 
und daß fie mehr oder weniger, ich will nicht jagen föderaliftiidder, aber doch 
decentralifirender Ratur find. Ich führe Ihnen als erfles ſchlagendes Beilpiel 
England an, wo der Particularismus Fi nur im Schatten des Dorfes und 
der Grafſchaft in einer Weife verbirgt, daß er für die geographiichen Linien 
der Karte nicht erlennbar wird. Aber England if ein decentralifirte Land, 
das in diefer Beziehung nachzuahmen, wir in Preußen lebhaft beftrebt find. 
Sehen Sie die große, reiche und mächtige Erfcheinung der norbamerifaniichen 
Greiftanten, ob man dort den Einheitsftaat als das Palladiam der Freiheit, 
als die Baſis gefunder Ausbildung betrachtet! Sehen Sie die Schweiz mit 
ihrer Gantonalverfafftung! Sehen Sie ein Gebilde, welches, wenn ich mid 
nicht täufche, am mieiften Analogie mit dem unjerigen hat, die alte Berfaffung 
der vereinigten Niederlande, der Generalftanten, wo die Selbftändigfeit der 
Provinzen in jehr hohem Grade gewahrt war! Ich Tenne fie nicht fo genau, 
um zu willen, ob der dortige Kanzler oder Grofpenfionär verantwortliche 
Mintfter neben fih Hatte, oder ob ihm nur der Bundesjeldherr und Statt» 
halter aus dem Haufe Oranien mit dem Kriegsſtaate zur Seite fand. Ich 
glaube, e8 wird bier Jeden, der ſich dafiir interefirt, und der mehr Zeit hut 
wie ich, Iehrreich fein, diefen Vergleich weiter durchzuführen und die bewun⸗ 
dernöwerthen politiichen Leiftungen, die uns die Geſchichte von der Republik 
der vereinigten Niederlande erzählt, zufammenzuhbalten mit dem hohen Grade 
perfönlicher Freiheit, der unter dem Schute dieſes Regime's gebieh. Die 
Gentralifation it mehr oder weniger eine Gewaltthat und ift ohne einen — 
wenigftens am Geilte der Berfaffung fich verjündigenden Brud kaum durch⸗ 
zuführen, und ein folder Brud, mag er auch in der Form gededt oder ge 
rechtfertigt erſcheinen, hinterläßt Stellen, die innerlich bluten, und wie lange 
fie nachbluten, das weiß fein Menih und kann feiner controliren, e3 wird 
dann vielleicht auch dem Bundeskanzler überlafien fein, im Wege der Geſetz⸗ 
gebung ſolche Schäden wieder aufzubeflern. Ich glaube, man foll fi in den 
germaniſchen Staaten nicht fragen, wenn man es der Benöllerung recht machen 
wii: was kann gemeinfam fein, wie weit kann der große Mund des Gemein⸗ 
weſens hineinbeißen in den Apfel, — fondern man muß fi fragen: was ınuß 
abfolut gemeiniam fein? und dasjenige, was nicht gemeinfam zu fein braudt, 
das foll man der Ipeciellen Entwidlung überlafien. Damit dient man der 
Freiheit, damit dient man der Wohlfahrt. Ich erinnere an die Zeit, fie ift nicht 
lange ber, wo — «8 follte mid) verwundern, wenn nicht Vertreter dieler Rich⸗ 
tung in diefem Saale ſäßen — als Bafis einer einheitlichen und freiheitlichen 
Seftaltung Deutichlands die Zerlegung Preußens in kleinere Beftanbtheile be⸗ 
tradhtet wurde. Ich jehe ein Kopfichütteln, was ih auf einen Mangel an 
Etudium der älteren Zeitgefgichte zurückführe. Sch erinnere aber nur an die 
Beftrebungen, denen wir augenblidlih in Preußen huldigen. Wir ſuchen zu 
decentralifiren, wir ſuchen provinzielle und Iocale Selbftändigfeiten zu ſchaffen: 
warum follten wir denn hier im Bunde gerade das Begentheil davon thun? 
bier, wo wir, id will nicht fagen provinzielle, aber Iocale Selbftändigfeiten 
haben, und Eelbftändigkeiten, die Deutichland zu großem Nuken geworden 
find. Wir haben von Sachſen beifpielsweile Vieles lernen können für unjere 
Berwaltung; wir haben ähnliche Erfahrungen in Hannover gemacht, und ich 
freue mid) dabei Über einen Fortfchritt in Preußen, Aber den, daß der Fluch 
der „hohen Dleinung, womit der Menſch ſich felbft betrügt“, bei unferer nähe» 
ren Bekanntjchaft mit der Verwaltung der leineren Staaten allmählih von 
uns abgenommen wird, und ich hoffe, wir werben ihn mit der Zeit ganz ver⸗ 
lieren. Aber das find VortHeile, die eben aus dem jelbftändigen Leben ber 
Heinen Staaten hervorgehen, und uns um fo weniger bereihtigen, dieſem jelbft- 
Rändig gewachienen Staatsweien den ihm verfaffungsmäßig augefiherien Ein⸗ 
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fluß auf die Allgemeinheit gegen das Recht und gegen unſer Intereſſe zu ver⸗ 
fümmern. Ich gebe gern zu, daß die Bundesvperfafiung eine fehr unvolllom⸗ 
mene ift; fie ift nicht bloß in der Eile zu Stande gelommen, fondern fie 
iſt auch unter Zerhältnifien zu Stande gelommen, in denen der Baugrund 
ein jehr fchwieriger war wegen der linebenheiten des Terrains, aber der doch 
abjolut benugt werden mußte Wir können die Geſchichte der Vergangenheit 
weder ignoriren, noch können wir, meine Herren, die Zulunft machen; 
und das ift ein Mißverftändniß, vor dem ich auch bier warnen möchte, daß 
wir uns nicht einbilden, wir koͤnnen den Lauf der Zeit dadurch beichleunigen, 
daß wir unfere Uhren vorftellen. Mein Einfluß auf die Ereignifle, die mich 
getragen haben, war weſentlich überjhägt, aber doch wirb mir gewiß keiner 
zumuthen, Gejchichte zu maden, das, m. H., Lönnte ich ſelbſt in Gemeinſchaft 
mit Ihnen nicht, einer Eemeinſchaft, in der wir doch jo ſtark find, doß wir 
einer Welt in Waffen entgenentreten könnten, aber die @eihichte können wir 
nit machen, fondern nur abwarten, daß fie fih vollzieht. Wir können das 
Reifen der Früchte nicht dadurch beichleunigen, daß wir eine Lampe darunter 
halten, und wenn wir nad unreifen Früchten ſchlagen, jo werden wir nur ihr 
Wachsthum hindern und fie verderben. Ich möchte deßhalb Ihnen doch mehr 
Geduld empfehlen, der Entwidlung Deutſchlands Zeit zu laſſen. Daß gerade 
die Frucht, die fie heute erftreben, Ihnen jemals reif in den Schooß falle, hoffe 
ih nicht, denn die Geſchäfte des Landes würden jchlechter gehen, wie ich glaube, 
ſobald Sie ein Collegium an die Stelle der einbeitlihen Spige ſetzen. Sie 
haben vorhin auf den Mißſtand aufmerkſam gemadt. daß preußiſche Dinifter 
die Gejege für den Bund entwerfen, und naher nit im Stande find, fie 
bier als Minifter zu vertheidigen. Ich Lönnte darauf aufmerfjam machen, 
daß auch im preußifchen Landtage die Gefege jehr häufig durch Commiſſare 
derfelben Minifter vertheidigt werden, die fie gemacht haben, vielleicht auch 
durch diefelben Commiſſarien, die dieje Gejege redigirt Haben. ber, m. H., 
ift denn das ein Uebelſtand? Die Geſetze für den preußiſchen Landtag werden 
ja au von preußijchen Miniftern gemacht, — werben fie denn nun mit der 
preußifchen collegialiihen Minifter-Einritung beſſer oder raſcher gefördert? 
Hat denn die preußiiche Belekgebung etwa einen uneinholbaren Boriprung vor 
der des Bundes? Arbeitet fie auch nur mit derfelben Schnelligfeit wie der 
Bund? Ach follte denken, diefe Maſchine bier, an der wir figen, bat zwei 
Sahre lang recht gut und recht förderlich gearbeitet, — jo gut, daß «8 Sie 
faft ſchon langweilt, daß es fo gut geht. Sie fühlen das Bedürfniß, die Uhr 
einmal aufzumacen, ein Rad herauszuholen und zu jehen, ob es dann viel⸗ 
leicht nicht noch beffer geht. Ach fürchte, ich habe ſchon zu lange Ihre Geduld 
ermübdet; ich bitte nun noch eine Verfiherung von mir entgegennehmen zu 
wollen: daß jede perjönliche Empfindlichkeit über die Stellung des Antrages 
gegen defien Unterzeichner oder gegen die Tendenz des Antrages mir abjolut 
fremd ift, und daß, wenn ich mich über Einzelheiten des Antrages mit einer 
gewifien Schärfe etwa ausgebrlidt habe, dies mehr eine Üble Gewohnheit von 
mir tft, als ein Zeichen einer Erregtheit über die Tendenz des Untrages. Ich 
bin mir vollftändig bewußt, mit faft allen, vielleicht mit allen Untragftellern 
über da8 Ziel, daS wir verfolgen, ganz einig zu jein; wir wollen Deutſchland 
diejenige Oeftaltung geben — im Norden und im Eliden, wenn wir lünnen 
— in der e8 am flärkftn und am einigften ift, und in der es bie meiften 
Bedingungen feiner Wohlfahrt vereinigt. Ueber die Wege, die bazu führen, 
über die Mittel dazu können wir ſehr verichiedener Meinung fein. Bewahren 
wir uns aber daß Bemwußtiein, daß wir dieſem gemeinfhaftlichen Ziele mit 
gleiher Treue und mit gleicher Hingebung hüben wie drüben zuftreben, und 
machen wir aus Meinungsverſchiedenheiten über die zu ergreifenden Mittel 
und Wege keine perjönlichen Borwürfe ; verfallen wir nicht in den Fehler, bei 
jedem Ander&meinenden entweder an feinem Verſtändniß oder an feinem guten 
Willen zu zweifeln! Schulze (Berlin). Bon einem WMiktrauenspotum Töne 





Jreuken und der nerddentſche Bund. 75 


bier gar nicht die Rede fein; fie wollten weder mit Mißtrauens⸗ noch mit 
Bertrauensvoten etwas zu thun haben. Niemand beablichtigt, ein neucs Rad 
in die Maſchine einzufügen, denn bie bee der Berantwortlichleit fei bereits 
in der Berfafiung ausgeiproden, und ſolle durch den vorliegenden Antrag nur 
ausgeführt, alfo der Verſuch gemacht werden, eine bereits beſtehende Sache in 
Wirkſamkeit zu fegen. Dur diefen Antrag würden die lofen Bundamente 
des Baues geftüt, die Verfafjung im freiheitlihen Sinne ausgebaut, und nur 
durch Lebteres könne man in Sübdeutihland Sympathien für den norddeut⸗ 
fen Bund hervorrufen. (Beifall links). Abg. Windthorſt tritt dent 
Antrage, namentlih aus Sompetenzbeventen, lebhaft entgegen. Derartige An» 
träge bezweckten die Herftelung eines Einheitsſtaates, und ein folder wäre 
das Grab Teutichlands. Bundesbevollmädtigter für Sadien » Weimar 
Dr. v. Watzdorf erllärt ſich ebenfalls gegen ven Antrag. bg. Lasker 
widerlegt in längerer Rede die Ausführungen des Bundesfanzlers. In kei⸗ 
nem Stoate der Welt ruhe die Verantwortlidleit auf den Schultern eincs 
einzigen Mannes. Das Bundesminifteriun müfle jo geftaltet werben, wie 
das Minifterium in England, wo der Chef defielben die Macht befige, um 
wiberftrebende Elemente, die nicht defien politiiche Meinung haben, ohne weite 
res zu beſeitigen. Redner vertheidigt den Antrag fehr eingehend und erllärt 
ichließlich, daß derſelbe jo oft wiederholt werde, bis er endlih Anerkennung 
gefunden. Graf Bismard: Aus der Nede des Herrn Lasker habe ich wie» 
der erjehen, daß wir uns näher ſtehen in unferen Anſichten, als ich geglaubt. 
a3 den Widerſpruch betrifft, den ich erft als Bundeskanzler gegen dieſen 
Antrag erhoben habe, fo würde ich, wenn ich eben bloß in Anjehung meiner 
Thätigleit als Bundestanzier widerſpräche, denjelben nad der letten Rede 
ſchon viel weniger erheben und den Antrag viel annehmbarer finden, Wenn 
ich geſagt habe, daB ich ein Minifterium mit einheitliher Spige für zweck⸗ 
mäßiger halte, ala ein Minifter-Eollegium, jo babe ich mid hiebei eberfalls 
nad) der engliihen Berfaffung gerichtet, bin alfo eigentlich derfelben Meinung, 
wie der Herr Vorredner, wie das denn bei vielen Dingen geichieht, daB wir 
oft, ohne es zu willen, vollkommen übereinfimmen. (Heiterkeit), Es würde 
danach im Bundeskanzleramte, fo wie es jet beichaffen ift, an nichts weiter 
fehlen, als an einigen Miniftertiteln! (Heiterkeit), Run, mit der Vertheilung 
derjelben dürfte man nicht ängſtlich jein (große Heiterkeit), wenn nit zu 
große Anſprüche gemacht würden! 

Ein Antrag auf Schluß der Discujfion wird angenommen, und nachdem 
Tweſten und Graf Münfter ſich gegen eine unrichtige Auslegung ihrer Worte 
Seitens de3 Herrn v. Blandenburg verwahrt haben, wird zur namentlicdhen 
Abſtimmung geſchritten. 

Bei der Abſtimmung unter Namensaufruf wird der Antrag mit 


111 gegen 100 Stimmen angenommen. 


19. April. (Nordd. Bund). Reichstag: Debatte über den Antrag 
Miquel und Lasker auf Competenzerweiterung der Bundesgeſetz⸗ 
gebung in Bezug auf das geſammte bürgerliche Recht, das Straf⸗ 
recht und das gerichtliche Verfahren, einſchließlich der Gerichts⸗ 
organiſation. 

Bekämpft wird der Antrag von den Abgg. Wagener, Windthorſt und den 
beiden jähjtichen Abgeordneten v. Zehmen und Generalſtaatsanwalt Schwarze, 
welche jämmtlich dem Reichſstage das Recht beftreiten, feine Competenz obne 
Zuftimmung der Bundesregierungen und der Einzellandtage zu ermeitern, 
außerdem auch aus politiihen Gründen dagegen find, indem namentli Herr 
v. Zehmen behaupiet, daß der Antrag auf die Ausbreitung des keineswegs 
muftergiliigen preußiſchen allgemeinen Landrechts Loßfteuere, dag man mit 
einem ſolchen norddeutſchen Recht und diefem Angriff auf die Juſtizhoheit der 
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Einzelftaaten die Mainlinte nur noch fchärfer marfire, daß man damit die 
Unfigerheit und die Unzufriedenheit jo vermehrte, daß geradezu die Zukunft 
Deutihlands gefährdet ericheine. Wenn man in diefer Weile zu agitiren fort- 
fahre, werde Preußen bei ausbrechendem Kriege ſchwerlich auf eine große Zahl 
von Bundesgenoffen reinen können. Ihm antwortet Schulze mit der War⸗ 
nung dor einer jo Heinlien Auffaffung, die ſich bis zur Androhung mit ber 
Einmifhung des Auslandes verfleige, während Dr. Friedenthal im Ramen 
der reiconfervativen den Antrag willlommen heißt, und Dr. Braun (Wies⸗ 
baden) und Lasker die Einwendungen Wagener und Windthorſts zu wider- 
legen juchen, erfterer unter Hinweiſung auf den von der fächfifchen Regierung 
eingebradten Antrag wegen Errichtung eines Bundes-Oberhandelägerichts, 
diefer unter Berufung auf Aeußerungen der früheren Reichſstagsabgeordneten 
v. Wächter, dv. Gerber und Zaharid. Präfident Delbrück endlich erflärt: daß 
der Antrag unzweifelhaft eine Verfaffungsänderung in ſich fchliche, und daR 
das Bundespräfivium noch feine Stellung zu bemjelben genommen habe, weil 
diefe wejentli durch die Entſcheidung des Bundesrath8 bedingt würde, der 
fi mit der Sadıe aber noch nicht befaßt habe. Der Antrag foll demnädft 
jur zweiten Leſung fommen. 

22, April, (Nordd. Bund). Der Reihstag genehmigt ben tat bes 
Auswärtigen, 

lehnt dagegen den Antrag Zweiten, den Radlaß der Geſandiſchafts loſten für 
einige Bundesſtaaten, die eigene Geſandtjchaften halten, zu verweigern, ab. 
Tweften wünjcht gleichzeitig eine gedrudte Ueberfiht der auswärtigen Bun 
despolitif (Blaubuch). Bismard befüämpft beides. Die Bejandtidaftsverhält- 
nifje befänden fi im Uebergangsſtadium. Dan möge ihm Bertrauen ſchenlen 
und die Ausgleihung überlaffen. Ein Blaubuch fei unpractifch, weil entweder 
werthlos oder gefährlih. Die Grenze der Discretion ſei leicht überſchritten, 
und eine Zujammenftellung unwichtiger Documente fei zwecklos. Bei brennen» 
den Tragen erfolge die Veröffentlihung von Depefchen von ſelbſt zur Infor» 
mation des Publicums, au wenn kein Parlament beijammen fei. 

23. „ (Morbd. Bund) Der Bundesrath lehnt feine Zuſtimmung 
zum Reichstagsbeſchl uß v. 16. März bez. Redefreiheit ab und be: 
ſchließt, das Geſetz bez. Unterftüßungswohnfit einer Umarbeitung zu 
unterwerfen, d. 5. in ber von Preußen beantragten und im Aus: 
ſchuſſe nur mit Mühe burchgejebten Faflung zu' verwerfen. 

24. „ (Preußen) Eine focialiftiihe Voltsverfammlung in Gladbach 
unter bem Borfiß bes Neichstagsabg. Mende wird vom Reg.: Com: 
miſſär aufgelöft; Exceſſe; Mende wird verhaftet. 

„" o Mordd. Bund) Reichstag: Erfte Berathung und Annahme bes 
Geſetzesentwurfs betr. bie Bortofreiheit im Gebiete bes norbb. Bunbes 
und Schluß ber zweiten Beratbung bes Etats für 1870. Bei ber 
Specialbebatte wird das Gefet wegen Erhöhung ber Marineanleibe 
von 10 auf 17 Mid. Thlr. niit großer Mehrheit angenommen unb 
werben bie Matricularbeiträge von 25% Mil. Thlr. (2% Mill, mehr) 
ohne Debatte bewilligt. Zuletzt wird aud ber Geſammtbundeshaus⸗ 
balt mit 75,958,495 Thlrn. mit großer Mehrheit bewilligt. 

26. „ (Norbb. Bund) Reihstag: Der Bundescommiflär macht bie 
Borlage des Geſetzesentwurfs wegen Erhöhung ber Branntivein: 
feuer und verbindet bamit bie Ankündigung einer ganzen Reihe 
von Vorſchlägen zu neuen Öteuern, 


28. „ (Zollverein), Zufammentritt bes Zollbundesrathe in Berlin. 
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28. Apr. Mordd. Bund). Reichstag: Der Antrag Diiquel, Laster 


bez. Competenzermweiterung ber Bunbesgefeßgebung auf das gefammte 
bürgerlihe Hecht, das Strafredt und das gerichtliche Verfahren, ein- 
ſchließlich der Gerichtsorganiſation, wirb aud in zweiter Lejung mit 
großer Mehrheit angenommen. 
» (Preußen) Reue heftige Polemik zwiſchen den officiöfen Ber⸗ 
Iiner und Wiener Blättern in Folge ber im vierten Bande bes 
diterr. Generalftabsberihts über den Krieg von 1866 veröffent: 
Iihten Depeſche Bismard’8 vom 20. Juli 1866, beren von ben 
preußenfeinbliden Blättern fofort ausgebeutete Stelle alſo Tautet: 
„... Der König bat fi) nur jehr ſchwer und aus Rückſicht auf den Kaifer 
Rapoleon hierzu entfchloffen, und zwar in der beftimmten Vorausſetzung, dag 
für den Frieden bedeutender Territorialerwerb in Norddeutſchland gefichert 
fei. Ser König ſchlägt die Bedeutung eines norddeutſchen Bundesftaat8 geringer 
an als id, und legt vorwiegenden Werth auf directe Annerionen, die ich 
allerding8 neben der Reform als Bedürfniß anjehe, weil fonft Sachſen⸗Han⸗ 
nover für intimes Verhältniß zu groß bleiben. Seine Majeftät bedauert, daß 
Ev. Exc. nit an diefer Alternative de8 Programms vom 9., nach dem 
Schlußſatz der Depeiche, bis auf weiteres feftgehalten haben. Er hat, mie id 
zu Ihrer ganz intimen perfönlichen Direcion mittheile, geäußert: er werde 
lieber abdanten als ohne bedeutenden Ländererwerb für Preußen zurückkehren; 
und bat heute den Kronprinzen hieher gerufen. Ich bitte Ew. Exe. auf diefe 
Stimmung des Königs Nüdficht zu nehmen. . .” 


Anf. Mei. Der geihäftsführende Ausihuß bes beutihen Proteftantentage 


abet durch Aufruf die deutſchen Proteftanten zu einer großen Ber: 
fammlung na Worms ein: 

„Die Einladung des Papftes an die deutſchen Proteftanten zur Rückkehr 
in die römiſche Kirche erfordert eine Antwort aus dein Munde des proteftan- 
tiſchen Volks. Die wachſende Kühnheit der ultramontanen Partei mahnt die 
deutſchen Proteftanten zur Wachſamkeit und Bereinigung. Unfere höchſten 
Güter, die Errungenichaften von mehr als einem Jahrhundert, die Gewifſens⸗ 
und Geiftesfreiheit, die Selbſtſtändigkeit des Staats, der confeifionelle Friede 
find dur die Enepflica von 8. Der. 1864 und den damit verbundenen 
Syllabus angegriffen, und das auf den 8. Dec. biefeß Jahres einberufene 
btumeniſche Concil foll auf die Grundiäge jenes päpftlihen Schreibens das 
Siegel drüden. Wir dürfen nicht länger fchweigen. Bei diefer Beranlafjung 
wollen wir uns aber auch an das erinnern, waß wir der eigenen Kirche und 
ihren feit zwanzig Jahren meift mit leeren Verheißungen vertröfteten Gemein- 
den ſchuldig find. Soll uns geholfen werden, jo müflen wir ung jelbft helfen. 
Die Unterzeichneten haben daher, im Einverftändniß mit einer größeren An⸗ 
zahl proteftantiider Männer aus Baden, Heflen-Darmftadt, Naflau und 
Bayern beichlofien, auf Montag den 81. Mai d. J. eine Berfammlung von 
deutihen Proteftanten nah Worms einzuberufen. Verhandlungsgegenſtände: 
1. Eine Erklärung gegen daS fogenannte „apoftoliiche Schreiben“ des Papftes 
Pius IX. vom 13. Sept. 1868, welches die deutichen Proteftanten zur Rüde 
Tehr in die römische Kirche auffordert, und gegen die ultramontanen Angriffe 
und Anmaßungen. Referent: Kirchenrath Prof. Dr. Schenkel aus Heidelberg. 
2. Das evangeliichsproteftantiiche Gemeindeprincip und die daraus folgenden 
Grundfäge der proteftantiichen Kirchenverfaffung. Referent: Hofgerichtsadvocat 
A. Ohly von Darmftadt. Zum Schluſſe: Feftzug nad dem Luther-Momument 
und Abfingen des Liedes: Ein’ vefte Burg ift unjer Gott, Diejenigen Prote⸗ 
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ſtanten, welche unfere Ueberzeugung von der Nothwenbigfelt eines ſolchen 
Bffentlihen Schrittes theilen, find zum Beſuch der Berfammlung freundlid 
eingeladen. Au halten wir für zwedentiprechend, wenn Zleinere oder größere 
Kreife aus den betheiligten Gemeinden noch durch befondere Abgeordnete ver⸗ 
treten find (Kleinere Kreife durch wenigftend einen, größere durch zwei bis 
höchſtens vier)”. 


. Mai, (Nordd. Bund). Bundesratf: Sämmtlide neue Steuervor: 


lagen haben feine Zuftimmung erhalten. — Der Etat von 1868 
ergibt fhlichlih ein Deficit von mehr als 3% Mil. Thlr, 1 Mill. 
mehr ald Ende 1868 angenommen wurde. 

„Mordd. Bund) Der Reichstag beichließt auf ben Antrag 
Bennigſen's mit 107 gegen 90 Stimmen die Suspenfion des 
Unterfuhungsverhaftse bes Abg. Mende während ber Dauer ber 
Seſſion. | 

(Nordd, Bund). Reihstag: Der Gefebesentiwurf wegen Errid;: 
tung eines Bundes-Oberhandelsgerichts in Leipzig wird aud in 
zweiter Lejung unverändert angenommen. 

„ (Lauenburg). Der Landtag wählt eine Commilfion behufs 
Unterbantlungen über bie Cinverleibung in Preußen. 

„ (Rorod. Bund). Der Reihstag nimmt den Antrag Walbeds 
auf Gewährung von Diäten mit 109 gegen 94 Stimmen an. 
„Mordd. Bund). Der Reichstag nimmt den Geſetzesentwurf 
betr. die Einführung der allg. beutihen Wechſelordnung, der Nürn⸗ 
berger Wechſelnovellen und bes allg. deutſchen Handelsgeſetzbuchs 
in zweiter Lefung an. 

(Nordd. Bund) Reichétag: Der erfte Abſchnitt des Geſetzes⸗ 
entw. betr. die Gewährung ber Rechtshilfe, welcher in bürgerlichen 
Nectöftreitigfeiten alle Gerichte innerhalb bes Bundes zu gegen: 
feitiger Rechtshilfe verpflichtet und zwar ohne Prüfung ber Compe⸗ 
ten; und obne NRüdfiht darauf, ob das erſuchende ober erjuchte 
Gericht demfelben ober einem andern Vundesſtaat angehört, wird 
angenommen, ber zweite, tie Strafſachen betr. Abſchnitt wird ba 
gegen einer Commijjion überwiefen. — Das Geſetz bez. Portofrei: 
heit wird aud in zweiter Leſung angenommen. 

„Mordd. Bund). Reichstag: Der berichtigte Etat von 1868 
wirb an eine Commilfion gewiefen, und ein Gefchesentm. bez. Be: 
ſchlagnahme des Arbeitslohnes in zweiter Lefung angenommen. 

„ (MNorbb. Bund). Der Reichstag erflärt fi gegen ben Miber: 
ftand Telbrüds für ben Antrag Forkenbecks, erft die Eteuervorlagen 
und dann erft die dritte Verathung des Gtats für 1870 vorzu: 
nehmen. 

„Mordd. Bund). Ter Reihetag Ichnt ben Antrag Waldedcs 
auf Gewährung von Tiäten in dritter Lejung mit 110 genen 100 
Stimmen ab, — Zei Verathung ber Petition, welche bie Herbeiführung 
einer Uchereinftimmung ber medlenburgiihen mit der Vundesver— 
fafjung verlangt, verwahrt fih Graf Vismard, daß fen jetzt ter 
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Entſcheidung des Bundesraths vorgegriffen werbe; bie Serbeiführung 
ber Uebereinftimmung ber medlenburgifchen mit ber Bundesverfaffung 
fei dem heilenden Einfluffe der Zeit zu überlafien; ber Bundes⸗ 
Tanzler vertraut der Bundestreue bes Großherzogs von Medienburg- 
Schwerin. 


13. Mai. (Zollverein). Abſchluß eines Handels: und Zollvertrags mit 


15. 


18. 


[dd 


”„ 


der Schweiz. 


„ (Breußen). In Hannover wird Prof. Ewald, der particularift, 

Candidat, zum Reihstagsabg. gewählt (mit 8845 Stimmen; Brandt, 

ber nat.slib. Candidat, erhält 3970; Dort, Lafjalleaner, 2359). 

sr Breußen). Die Regierung hebt die Lebenslänglichkeit ber 

Bürgermeifter in Naffau. auf und erläßt das biekfällige Geſetz. 

„ Derfammlung des allg. deutſchen LXehrervereind in Berlin. Die 

felbe erflärt fih faft einftimmig mit folgenden Thefen cinverjtanden: 
„1) Die bisher in vielen Seminarien geübte willlürliche Beſchränkung der 

Lehrerbildung ift verwerflich; 2) die Wahl der Methode des Unterricht3 und 

der Lehrbücher ift den Lehrern ſelbſt zu überlafien; jede Uniformirung der 


. Säulen in diefer Hinſicht ift verwerflich; 3) das Schulgefeg muß ein Mini» 


mum der Leiftungen der Schulen feftftellen, es darf aber keine Schule hin« 
dern, über diefes Ziel Hinauszugehen; 4) die Verwaltung der Schulen darf 
nur unter Mitwirkung päbagogijch gebilveter Männer geichehen, die Aufficht 
ift nur durch Schhulmänner zu üben: 5) die Schule ift nicht Sache einer reli- 
giöfen oder politiichen Partei, jondern Sache des ganzen Bolles; 6) das 
Eorreetiv in Schulſachen ift die unbebingte Deffentlichkeit.* 

„Mordd. Bund). Der preuß, Finanzminifter v. d. Heydt Täßt 
an bie Reichstagsmitglieber eine Denkſchrift, betreffend „bie Lage bes 
preußiſchen Staatshaushalts und bie zur Herftellung bed Gleich⸗ 
gewichts zwilchen ben Staatseinnahmen unb Ausgaben erforberlien 
Mittel”, vertheilen. 

Der Eingang lautet im Weſentlichen: „Wis zum Jahre 1866 einſchließ⸗ 
lich war die Lage des preußiichen Staatshaushalts eine günftige Nach dem 
Nechnungsabſchluſſe für das Jahr 1866 ergab ſich, abgefehen von den Kriegs⸗ 
often, ein disponibler Ueberſchuß von etwa 7 Mill. Thlrn., welche bedeutende 
Eumme hauptfähli darin ihren Grund hatte, daß ein fehr hoher Betrag 
an creditirten Steuern, Bergwerls-Revenlien und Gerichtskoſten (16,695,700 
Thlr.) aus dem Jahre 1865 in das Jahr 1866 übertragen war und in dem 
legteren zur Bereinnahmung gelangte, ferner darin, daß die Ausgaben wäh⸗ 
rend des Krieges fo weit irgend thunlich beſchränkt wurden, bergeftalt, daß in 
dem Boranihlage die Einnahmen die Ausgaben ſchon um den Betrag von 
8,230,000 Thlr. überftiegen; dazu kam, daß bei mehreren Verwaltungs 
zweigen die Einnahmen mäßig veranſchlagt waren und in der Wirklichkeit den 
Etat überjritten. Ein weniger günftiges Refultat ergab der Rechnungsabſchluß 
für das Jahr 1867, in welchem noch eine getrennte Rechnungslegung für die 
alten und die neuen Zandestheile flattfand. Die Einnahmen aus den alten 
Zandestheilen reichten nicht bin, zur Beſtreitung der Reftausgaben die Mittel 
volftändig zu reſerviren, vielmehr blieb von benjelben eine Summe von 
2,407,000 Thlr. ungebedt, wovon jedoch durch disponible Ueberichüfie aus 
den neuen Zandestheilen übertragen wurden 1,880,000 Thlr., jo daß im 
Ganzen nur ein Deficit von 577,000 Thlr. herportrat. Die Einnahmen aus 
den alten Landestheilen für 1867 überjchritten zwar den Voranſchlag um ca, 
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5 Millionen Thaler. Bon der Mehreinnahme wurden jedoch allein durch einen 
Mehrbedarf zu den Betriebsausgaben 4,460,000 Thlr. abjorbirt, jo dag für 
die übrigen VBerwaltungszweige zur Dedung von Etatsüberjchreitungen mur 
etwa 540,000 Thlr. disponibel blieben, während allein bei der Militärver⸗ 
waltung eine Mehrausgabe von 1,442,000 Thlr. zu deden war. Das Deficit 
würde fi) ungleich höher geftellt haben, wenn nicht in den neuen Landestheilen 
ertraordinäre Einnahmen und Beftände zur Dedung der Ausgaben hätten 
mit verwendet werden fünnen. So find 3. B. an nicht wicderfehrenden Ein⸗ 
nahmen nachgewieſen: 1) in dem Abjchluffe von Hannover: von dem König 
Georg erftattete Gelder aus der Bermaltung für 1866, melde mit nad Eng- 
land gefhidt waren, 515,000 Thaler; 2) in dem Abſchluſſe von Schleswig- 
Holftein: Ueberſchüſſe auß den Jahren 1866 et retro 1,694,000 Thaler; 
8) in dem Abjchluffe von Heffen: Ueberſchüſſe aus den Jahren 1866 et retro 
1,023,000 Thaler; zujamnıen 3,232,000 Thaler. Der Ctat für das Jahr 
1868 ſchloß zwar in Einnahme und Ausgabe im Gleichgewicht ab, ift aber 
in der Wirklichkeit in der Einnahme nicht erfüllt und in der Ausgabe erheb⸗ 
lich überjgritten worden. Die wirklichen Einnahmen, einſchließlich der Ein- 
nahmen auf Refte aus den Vorjahren, haben im Ganzen betragen 154,984,830 
Thlr., die wirklichen Ausgaben dagegen, einſchließlich der Zahlungen auf die 
in den Vorjahren verbliebenen Rüdftände 164,609,479 Thlr. Außerdem find 
an Zuſchuß zur Beftreitung von außeretatSmäßigen ertraordinären Ausgaben 
für die alten Landestheile 1,595,471 Xhlr., für die neuen Sandestheile 
1,223,577 Thlr. erforderlih geweien,; zufammen 167,428,527 Thlr. Tie 
Ausgabe überfteigt demnach die Ift-Einnahme um 12,443,697 Thaler. 
Davon find durch die im Jahre 1867 zur Beltreitung von Reflausgaben 
refervirten Veſtände gebedt 11,037,545 Thlr. und die übrigen 1,356,152 Thlr. 
ungedeckt geblieben. Außer dieſer Summe find an Reſtausgaben (Schuldver- 
bindlichkeiſen) in das Jahr 1869 übertragen 9,863,434 Zhlr.; find zujam- 
men 11,219,586 Thlr.“ Es folgt darauf eine fpecielle Nachweiſung darüber, 
wie diefe Summe fi durch Mehr⸗ und Minder-lieberfgüffe und Mehr⸗ 
Einnahmen, reſp. dur Mehr» und Minder-Ausgaben bildet. Die Denkſchrift 
fährt dann fort: „Diele Summe von 11,219,586 Thlr., melde 9,263 ,434 
Thlr. Ausgabe-Refte in fi ſchließt, bildet das eigentlie Deficit für das 
Sahr 1868, indem au die auß dem Jahre 1868 in das Jahr 1869 über- 
gegangenen Schlußverbindlichkeiten —— als ein Deficit angeſehen 
werden müſſen. Es find zwar am Schluſſe des Jahres 1868 an Einnahme» 
reſten verblichen 23,544,202 Thlr. Davon fommen jedoch nit in Betracht: 
1) die creditirten indirecten Steuern im Betrage von 17,081,142 Thaler, 
2) die creditirten Bergwerks⸗Revenuen von 1,942,351 Thlr., 3) die rüdftän- 
digen Gerichtsfoften von 1,451,569 Thlr., 4) die rüdfländigen Gebühren der 
Auseinanderfegungsbehörden von 455,790 Thlr.; find zufanımen 20,980,852 
Thlr., bleiben 2,613,350 Thlr. Nur die auf diefe zum größten Theil fchon 
aus früheren Jahren herrührenden Einnahmerefte eingehenden Beträge bilden 
ein Dedungsmittel für die rüdftändigen Wusgaben, während die zu 1 bis 4 
bezeichneten Refteinnahmen in die laufende Verwaltung de Jahres 1869 
dibergegangen find, dort aber keine Mehr-Einnahme zur Folge haben, fondern 
nur einen Erſatz für diejenigen Credite und Rüdflände gewähren, welde im 
Laufe diefeß Jahres von Neuem bewilligt, reip. eintreten werden. Wie das 
Deficit der 11,219,586 Thlr., welden Betrage an nadträglih für das Jahr 
1868 an den norbdeutichen Bund zu zahlenden Matricularbeiträgen noch etwa 
2,100,000 Thlr. hinzutreten, zu beefen fein wird, muß weiterer Erwägung 
vorbehalten bleiben. Hiebei fol übrigens nit unerwähnt bleiben, daß die 
Verminderung des Vermögens der Etaatslafien den Betrag des vorbemerften 
Deficits nicht vollfländig erreicht, indem ein Theil des letzteren dadurch über- 
tragen wird, daB aus dem Jahre 1868 höhere Cinnahmerefte (Steuercredite 
und cereditirte Bergwerls-Revenlien zc.) in das Jahr 1869 übergegangen find, 
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als aus dem Jahre 1867 in das Jahr 1868 übertragen waren. Das Ber- 
mögen der Gtaatslaffe hat fi (wie ſpeciell nachgewieſen wird) um 
7,569,374 Xhlr. vermindert. Einen weientlichen Einfluß auf das ungünſtige 
Reiultat des Abjchlufes für das Jahr 1868 haben die Maßnahmen gehabt, 
welche größtentheils im volkswirthichaftlicden Intereffe auf den Wunſch und 
mit Zufimmung des preußiſchen Landtags, beziehungsweile des Reichstags 
des norddeutſchen Bundes getroffen find, inden diefe Maßnahmen bedeutende 
Einnahmenusfälle zur Folge gehabt haben, ohne daß biefelben bis jegt weder 
durch eine genügende Steigerung der Einnahmen, noch durch neue Einnahmen 
erjegt worden find.” Es werden nun unter 19 Rummern diefe Maßnahmen 
einzeln aufgezählt. Nach einem ungefähren Ueberſchlage belaufen fi die Ein- 
nahmen, welche in Folge diefer Maßnahmen im preußiichen Staatshaushalts- 
etat ausgefallen find, auf die Summe von 5,200,000 Thlr. 

21.—22. Mai. (Nordd. Bund) Reichstag: Erſte Berathung ber 
Geſetzesentwürfe über die Befteuerung ber Schlußfcheine und des 
Braumalzes — Generaldebatte über die Finanzlage und die Steuer: 
vorlagen überhaupt. 

Reg⸗Kom. Burghart erläutert den Gedankengang, den die Bundes⸗ 
regierungen bei den Steuervorlagen inne gehalten. v. Benda: In der 
Denkſchrift des preußiſchen Finanzminifters ſei nur das Eine neu, daß bie 
Störung des finanziellen Gleichgewichts nit vom Jahre 1868, fondern vom 
Jahre 1866 herrühre. Es fei für ihn eine traurige Genugthuung, daß in 
einer officielln Denkſchrift faſt dieſelben Säte fi) vorfinden, die er zur Zeit 
tm preußischen Abgeordnetenhauſe ausgeſprochen. Den Betrag, der in der 
Dentihrift als unumgänglich noihwendig für das Jahr 1870 angegeben fei, 
balie er für das Minimum, da in legter Zeit viele höchſt nothwendige Aus⸗ 
gaben unterblieben feien. Die Situation der preußiſchen Finanzverwaltung fei 
auch eine ſchlimme, und er fei gern bereit, die Hand zur Neftauration der⸗ 
felben zu bieten. Das preuß. Volt ſei zu allen Zeiten bereit geweſen, für den 
Riß, wenn auch mit fchweren Opfern, einzuftehen. Aber nur unter gewiſſen 
Bedingungen und Borausfegungen, die hier nicht zutreffend feien, könne er 
feine Hand zu diefer Reftauration bieten, und bei dieſem Steuerregen befinde 
er ih außer Stande, auch nur eine der vorliegenden zu bewilligen. (Bravo 
Iints). Zunahft müfle man ernfllich prüfen, welche Eriparniffe im Militäretat 
zu maden, ehe man an die Trage gehe, welche neuen Laſten aufzulegen 
feien. Redner bemängelt, daß die Regierungen nur auf dem Wege der indirecten 
Steuern vorzugehen beabfichtigen, und verlangt eine feite Hand und einen feften 
Rahmen, denn die Berfplitterung des preuß. und Bundesfinanzweiens fei 
auf die Dauer unbaltbar. Mit Hinblid auf Sübbeutichland meine er, es gäbe 
keine größere Bertiefung des Mains, als wenn in Süddeutſchland die Ueber- 
zeugung von der alten Feſtigkeit der preuß. Finanzen geihwächt würde. Auf 
das ganze politifche Syſtem des norbbeutichen Bundes eingehend, das nur auf 
den zwei Wugen des Bundestanzlerß beruhe, erklärt Redner: wir haben daß 
Budget in 24 Stunden bewilligt, wir werben, wenn es nothwendig ift, noch 
weitere Eredite bewilligen, wir haben die ganze finanzielle Schwere von den 
Schultern des Bundestanzlers auf pie des Kern v. d. Heydt gewälzt. Der 
Bundestanzler kann uns daher Leinen Borwurf maden, wir haben ihn in 
feinen Aufgaben nicht gehindert, wir werden ihn nicht im Stich Lafien, aber 
wir Tönnen für unfertige Zuflände nicht dauernde Steuern bewilligen. Graf 
v. Bismard: Die vermißte Einheit der preußiichen und Bundesfinanzver⸗ 
waltung ˖ jei vorhanden, keine Gteuervorlage eingebradit, die ſich nicht der leb⸗ 
haften Zuftimmung des preußiihen Sinanzminifters erfreue (Hört! hört!), ja 
von ihm mit ausgegangen jet. Die beſcheidene Stellung, welche, wie der Bor» 
rebner gemeint, vom preußiſchen Winanzminifter dem Bundeskanzler gegenüber 
eingenommen werde, fei nicht vorhanden. Die Beſcheidenheit ift meinerfeih ich 
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folge in dieſer Beziehung dem preußiſchen Finanzminiſter (Heiterkeit). Aus 
der Denkſchrift lönne man feine Drohung herausleſen; e8 werde darin nur 
gejagt, daß die Regierung nicht mehr Geld ausgeben werde, als die Landes⸗ 
vertretung beftimme. Das heiße die Berfaffung halten. Graf Renard erllärt 
Ah in humoriſtiſcher Weile gegen die ganze Batterie von Steuern und 
empfiebt zur Reftauration der Finanzen das Tabalsmonopol. Der preußiſche 
Finanzminifter Abgeoroneter Frhr. dv. d. Heydt vertheidigt die Borlagen. 
Einen weientligen Einfluß auf die ungünftige Lage der Finanzen hätten die 
Maßnahmen zur Befeitigung und Erleichterung mehrerer Abgaben aehabt, 
welche größtentheild auf den Wunih und mit Zuflimmung des preußiichen 


Landtags, ja jogar des Reichstags getroffen worden jeien. In Folge derielben | 


jeien im preußiſchen Staatshaushaltsetat über 5 Millionen Thaler ausgefallen, 
und e8 bleibe nur der Weg übrig, die Einnahmen des Bundes zu erhöhen, 
um Preußen zu entlaften. Der Weg der indirecten Beiteuerung ſei im Intereſſe 
der ärmeren Bevölkerung vorzuziehen (heftiger Widerſpruch links). Als eine 
Drohung Sei Teineswegs aufzufaflen, wenn gejagt worden, daß, im falle die 


Bewilligung nit erfolgen follte, felbft nothwendige und dringende Ausgaben | 


für das Zahr 1870 unterbleiben müßten. Er bitte dringend, ſämmtlichen 
Vorlagen zuzufiimmen. Walded: Ber Herr Vorredner hat ſich ſelbſt in 
früheren Jahren gegen die Börfenfteuer ausgeſprochen. Wir follen von ihm 
auch nicht die Meinung des preußiſchen Yinanzminifteriums ſprechen hören, 
nur die des Whg. v. d. Heydt, fonft würde er ja diefe Steuern in Preußen 
vorschlagen. Aud die Meinung des Bundesfinanzminifteriums haben wir nicht 
vertreten gehört, denn ein ſolches exiftirt gar nicht. Die neuen Steuervorlagen 


find weiter nichts, als eine Mehrbelaftung des preußiſchen Volles; denn von 


einer Entlaftung desjelben bei erhöhten Einnahmen des Bundes, wie man im 
preußifchen Abgeordnetenhauje zur Empfehlung der abgelehnten Rejolutionen 
fagte, iſt hier gar nicht die Rede. innerhalb des interimiftiiden Zuſtandes, 
wo wir über das Militärbudget nicht zu befinden haben, fann von feiner 
neuen Steuerbewilligung die Rebe fein. Was das preußische Deficit anbetrifit, 
jo Scheint dasſelbe die Cigenichaft des Falſtaff'ſchen Steifleinenen zu haben; 
erit waren e8 3 Millionen, dann 7, jest ſchon 12. Uber da8 Papier ift ge- 
duldig, und in der Siaatstruhe werden fi) wohl ſchließlich noch einige Schäte 
finden, wie fie fih im vorigen Jahre gefunden haben. Diefe Steuern können 
wir auf feinen Fall bewilligen, wir bewilligen bier die Matricularbeiträge und 
tönnen nur zur Neftauration der Finanzverwaltung auf das probate Haus⸗ 
mittel hinweiſen, die Ausgaben zu verringern, da man die Einnahmen nicht 
erhöhen kann. Wenn der Reichthum des Volks ſich verringert, wie e8 bie 
Denlihrift des preußiſchen Finanzminiſters nachweiſt, kann man nidjt die 
Steuern erhöhen. da gibt es nur ein Mittel, die Ausgaben für das Militär 
zu ermäßigen. Lasker knüpft an die letzten Worte des Abg. v. d. Heydt 
an, welcher dem Reichſtage dringend empfohlen, die Borlagen genau zu prüfen 
und meint, daß dieß in den 14 Tagen, melde der Reichstag wohl noch zu. 
jammen fein werde, mit den bereits geborenen und etwa nod geboren werden» 
den Steuern ganz unmöglich fein dürfte. Redner geht auf die Denlichrift ein: 
Ein Yinanzminifter, der einen Finanzbericht mit den Worten anfange: Bis 
zum Sahre 1866 einſchließlich war die Lage des preußiichen Staatshaushalts 
eine günftige, von da ab aber, alfo von dem Moment ab, wo dieſer Finanz⸗ 
minifter in fein Amt getreten, fei die Finanzlage eine zerrüttete, und e8 drohe 
die Gefahr, daß der Staat nicht einmal feinen geſetzlichen Berbindlichkeiten 
werde nadlommen können — ein folder Finanzminifter fei feiner Meinung 
nad nicht berufen, die Finanzen eineß großen Staateß zu leiten (Senjation). 
Aber die Lage der Finanzen iſt nicht jo ſchlimm, und wir erleben am Ende 
auch in diefem Jahre Ueberfchüfie, wie e8 ſchon oft der Fall war in Jahren, 
von welchen man Deficits voraus fagte. Dieß Spiel haben wir ſchon mehrfach 


„ep wiederholen ſehen. Sch will aber nicht roſig und nit unndtbig ſchwarz 
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gemalt fehen ; Daper hat | das Zengniß des Finamminiſters für mid) Teinen 
Werth, denn id jehe, der Zeuge ſchwankt und iR unfider. Das preutifte 
Herrenhaus hat ſich Icon oft oft in ähnlicher Lage befunden und die Unforde- 
rungen der Regierung zurückgewieſen, ohne dag man ihm den Borwurf des 
Unpatriotismus gemadt hat, weil die Borausfehungen eines eintretenden 
Deficits nicht eintrafen. Ich fage das Ihnen (zu den Gonferbatiouen), ander 
denen der Geiſt des Herrenhaufes waltet, damit Sie ebenſo handeln, 
Sie nit die Schatten des Herrenhaujes ‚fein wollen (Seiterleit). Wenn e8 * 
preußiſchen Finanzminiſter gelingen follte, die Finanzen jo 
er es jeit 1866 gethan, fo weiß ich nicht, wa8 aus dem Staate werben co. 
Wir werden über ven Militäretat ung über zwei Jahre zu unterhalten haben, 
und ich babe durchaus nicht die Abſicht, Heute ſchon jo viele Steuern 
zu bewilligen, daß man uns nad zwei Jahren fagen fann, die 
Mittel find vollfändig vorhanden, wir fönnen den Militär 
etat in feinem ganzen Umfange aufreät erbalten. Heiterkeit und 
Zuftimmung). Wunderbar bleibt es immer, daß ber preußilche nyzminifter 
fi gar nicht mehr erinnerl und nicht darauf gelommen ift, daß in Preußen 
don der reiten und von der linken Seite ſehr viele Anforderungen an ihn 
gerichtet worden find, welche ſehr erheblihe Erfparnifie herbeiführen können, 
3. 2. eine Reorganijation in der Juſtizverwaltung, welche allein etwa 8 Mil. 
Eriparnifie herbeiführen würde (Berwunderung); ich fenne diefe Dinge genau, 
und Sie lönnen diefen Zahlen volllommen vertrauen. Was in der Berwaltung 
des Innern zu jparen ift, werben die Herren auf der reiten Seite fehr gut 
wifien. Ich fage: Gebt uns Selbfiverwaltung, fie iſt billiger und beſeitigt den 
Scheinconftitutionalismus. Weil die WMinifter mit ihren Reformgeieken wicht 
fertig werben, müflen wir dafür bezahlen, damit daS ruhige, bequeme Leben 
weiter geführt werden Tann? Der Finanzminiſter mag die Denkſchrift feinen 
Collegen mitteilen, dann werden fie ihre Reformen vielleicht etwas beſchlen⸗ 
nigen. Einer Finanzverwaltung, der es gelungen iſt, in 24 Jahren die 
preußifchen Finanzen von der Blüthe herunterzubringen bis zu dem Zuftande, 
dag wir angeblih unjeren Berpfliätungen nit mehr nachkommen Tönnen, 
und die ung zumuthet, in den legten 8 Ta a eine der gründlichſten Steuer- 
reformen zu berathen, der müflen wir zuru „So geht es nit”! — und 
da baden wir daß bedenflihe Beifpiel, daß nicht allein Inſtitutionen daran 
Säuld find, fondern dab auch die Perſonen einen guten Theil daran 
haben. Wir werden ſtets bereit fein, den Bund jo felbftftändig wie möglich zu 
ftellen, wenn ein Zuſtand bergeftellt wird, der die Möglichkeit bietet, die Ein- 
nahmen jährlich vorber einzutagiren. So lange dieß nidyt der Fall ift, müſſen 
wir mit der größten Borfiht zu Werke gehen und derartige Borlagen abe 
Ichnen. Bundestanzler Graf v. Bismard: Dleine Herren, wir verlangen 
von Ihnen Brod, und Sie geben uns Steine. Sie thun, als ob Sie die 
Sache weniger anginge, al& die Regierung, als ob es ein Land der Abgeord⸗ 
neten und ein Land der Regierungen gäbe. Sie ſchädigen bei der Ablehnung 
nit die Regierung jondern Ihre Committenten. Ich als Bundeslanzler habe 
am Allerwenigften ein wejentliches Interefie daran, ih kann mit ruhigem 
Herzen der preuß. Finanzverwickelung entgegenſehen, nur wünſche id, ſagen 
zu fönnen, daß wir Alles verſucht, um der Calamität vorzubeugen. Mir 
if die Lage nicht fo klar früher geweien, deshalb habe ich den preußilchen 
Finonzminifter veranlaßt, daß er Ahnen den Klaren Boden zeige. Die 
Steine, die Sie uns bieten, find die Rritifen der Bundesverfaflung, die nicht 
hieher, fondern in den conftituirenden Reichstag gehören. Bir iollen Eripar- 
niſſe mahen, aber wo? Wir find gejeglih gar niht in der Lage, 
den Militäretat zu reduciren. Wenn Sie der Regierung die Mittel 
zur Fortführung der Geſchäfte verfagen, dann müſſen Sie auf den Willen 
haben, an deren Stelle zu treten, — find Sie dazu bereit? Ich glaube nein. 
Aber Sie wollen die Sache nad dem Donhofplatz (preußiſches Abgeordneten⸗ 
6” 
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haus) verlegen und dort den Preis erzwingen. Iſt e8 denn aber nllich, daß 
Sie mehr Macht befigen, als Sie haben, ift dieß für das Boll nöthig? Rennen 
wir die Dinge beim rechten Namen, die Masten find vorübergehend; ich bin 
heut Miniſter, Sie find Abgeorbnete, das kann morgen umgelehrt jein (Heiter- 
feit), aber wir haben Alle das gemeinfame Snterefie, das Land vor Schaden 
zu bewahren. Wenn Sie permament fäßen, denn warum nidt —, warum 
follten nidgt fo und fo viel Abgeordnete eben fo gut regieren Tönnen, als ge⸗ 
ſchulte Beamte des Staates (Unruhe)? aber Sie beſchließen hier unter dem 
Eindrude einer fo geſchickten Rede, wie wir fie joeben gehört haben. Wenn 
Sie diefe Rede gedrudt vor fi haben und langſam leſen, dann, davon bin id 
überzeugt, werden fie Manches einzuwenden haben. Die Rednergabe ift etwas 
Gefährlihes, Eie gleicht der Mufik, der Dichtkunſt. Iſt aber ein Dichter, ein 
Improviſator derjenige, dem man das Wohl des Staates, die augenblidliche 
Entſchließung unterordnen kann? (Unruhe) Ich erinnere an Herrn v. Rabomig, 
den gewaltigften Redner. Bei einer feiner Reden hat ein College von mir 
geweint und mich herzlos genannt, weil ich kalt blieb. Als ih aber Tags 
darauf ihm die gebrudte Rede vorlegte, damit er mir die ergreifende Stelle 
bezeichne, erflärte er: Ya, wenn man e8 jo gedruckt liest, dann macht es den 
Eindrud nicht! (Heiterleit.) Ein anderer Stein, den Sie uns bieten, ift der 
Tadel der Syftemlofigkeit, den ich nicht zugeben fan. Die gegebenen Grund- 
lagen unferes Syſtems find diejenigen Genußmitttel, die maſſenhaft verbraudt 
werden, Branntwein, Bier, Wein, Kaffee, Thee und Tabak zu befteuern. In 
dieſes Syſtem paffen diefe ſyſtemloſen Steuern hinein. Aber all’ diefe Kritiken 
geben uns fein Geld, welches ber preußiihe Haushalt im nädften Jahre 
braudt, und wenn wir durch diefe Maßregel den Bedarf nicht decken, dann 
bleibt nichts Abrig, als in Preußen neue Steuern einzuführen oder einen Zu⸗ 
ſchlag auf die Einkommen⸗ und Kllaffenfteuer und auf die Mahl- und Schlacht⸗ 
ſteuer zu erheben, und ich zmweifle, ob 50 Proc. binreihen werden, da die 
unterften Klafien nicht herangezogen werden dirften. Der Zuſchlag wird 
ih daher wohl auf 100 Proc. beziffern. Durch Berfafjungspara- 
rapben werden wir uns aber in einem alle etwas erlaufen. Das ift ein 
eg, auf den wir uns nicht begeben. Die preußifche Regierung müßte fich 
in dem Falle nad) der Dede, die Sie aufitellen, ftredien und nicht mehr für die 
Bollsmohlfahrt ausgeben; denn ich würde unter feinen Umfländen meine Ein- 
willigung dazu geben, daß wir von baaren Beftänden zehren ; die Ausgaben dürfen 
die Einnahmen nicht überfteigen, felbft wenn wir rückſichtslos das Dringendfte ftrei- 
hen müßten. Sie find hergelommen, um fürdas Wohl des Volkes zu jorgen ; wollen 
Sie das, dann erfüllen Sieihre Pflicht, und bewilligen Sie die dazu erforderlichen 
Mittel! Graf Kleift: Der Abg. Laster habe von überflüffigen Ausgaben geipro- 
hen, er bitte den genannten Abgeordneten, foldhe Ausgaben nachzuweiſen. 300 Ab⸗ 
geordnete hätten fi im preußiſchen Abgeordnetenhauſe ins Zeug geworfen, 
um überflüffige Ausgaben zu ermitteln, da8 Reſultat ihrer Bemühungen fei 
der Abftrih einiger armfeliger Taufend Thaler gewejen. Würden von dieſem 
Haufe feine neuen Steuern bewilligt, dann fei die Folge, daß Feine Zoller- 
mäßigungen eintreten fönnten. Die Abgeordnieten de3 Zollparlaments aus 
Süpdeutihland, welche ih am 23. Mai vn. J. von hier mit warmen Worten 
verabichiedet und am 25. Mai, alfo 2 Tage Später, einen Rechenichaftsbericht 
in den judddeutſchen Zeitungen erlafien hätten (der alfo ſchon am 23. ge 
ſchrieben ſein mußte), der das gerade Begentheil ausipradh, würben bei ihrem 
Wiederlommen nur eine fühle Aufnahme finden (heftiger Widerſpruch 
Iints und im Gentrum). Oehmichen (Sachſen) bittet, noch die 2 Jahre des 
Proviforiums zu warten. In diefen werde e8 den einzelnen Staaten nod , 
möglich werden, die Matricularumlagen für den Bund aufzubringen, und daun 
Tönne man ein Definitivum ſchaffen. Erfparniffe ſeien allerdings ſchwer herbeizu- . 
führen, aber er fei noch heute einer Anfiht, daß die zweijährige Dienflzeit aus» 
reiche. Ein Bedürfniß, neue Steuern einzuführen, ſei für die Sleinftaaten y 
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ficherlich nicht vorhanden, zumal foldde Steuern, auch wenn das Bebürfnik 
aufhöre, ſehr ſchwer fortzuſchaffen feier. Er werde gegen bie Vorlagen ſtim⸗ 
men. v. Kardorff (freiconfervativ) will die Debatte auf die großen politif 
Geſichtspuntte wieder zurüdführen und ift der Hoffnung, daß fi ein Weg 
finden laflen iwerde, der es ermögliche, dem Bundeskanzler das volle Vertrauen 
zu beihätigen und doch zugleich den Rechten des Neichätageß nichts zu ver⸗ 
geben. Die Gründe des Abg. Walded könnten nicht maßgebend fein, weil 
defien Partei, die Yortichrittspartei, überhaupt Feine neuen Steuern bewilligen 
wolle. Er wolle daher nur die Ausführungen der Abgg. v. Benda und 
Lasker ins Auge faflen, und da müffe er zunädft bedauern, daß er den preuß. 
Finanzminifter dem Abg. Laster gegmüber nicht in Schug nehmen könne. Er 
lönne nicht, wie der Abg. v. Benda, der Regierung die Piftole auf die Bruft 
fegen und jagen: wenn du mir nit verantwortlide Bundesminifter gibft, fo 
beiwillige id eine neuen Steuern. Und wenn aud in Folge der Nichtbe⸗ 
willigung der Gonflict nit im Reichſtage ausbreche, jo werde derſelbe doch 
nur ins preußiiche Abgeorbnetenbaus verlegt... Wen thue man mit einem 
Gonflict einen Gefallen? Zen ertremen Parteien; — von der Nechten, die 
da jagen: die Krone fei ſtärker aus dem Conflict hervorgegangen, als je, — 
von der Linken, die in einem Conflict größere parlamentarifhe Rechte zu er» 
obern gevenle. Er und feine politiſchen Freunde fähen die Steuervorlagen 
nicht an, als jeien fie vornetveg abzulehnen, ſondern feine Partei wolle diefelben 
womdglich annehmen. Schlieglih erklärt fi Nebner für das Tabafsmonopol, 
das fei die Steuer der Zukunft. Da dasjelbe jedoch nicht jofort eingeführt 
werden Zönne, fo wolle er für das Interimiftilum eine Anzahl neuer Steuern 
bewilligen und in diefer Beziehung Compromiſſe ſchließen. Frhr. v. d. Heydt 
ergreift nochmals das Wort, um die Denkſchrift des preußiichen Finanzminiſters 
zu vertheidigen. Beder (Dortmund): Die Rede des Abg. Kleiſt und eine 
Aeußerung der officidjen Prefie find es hauptſächlich, die mich veranlaflen, 
das Wort zu nehmen, insbefondere die Behauptung der officiöjen Preffe, daß 
die liberale Seite dieſes Haufes in der Steuerfrage Berftedend zu fpielen liebe. 
Diefe Behauptung weile ih einfach dadurch zurück, daß ich mich ganz beftimmt 
über die Frage äußere, ob man neue indirecte Steuern machen fol, Steuern, 
die nur den Verkehr belaften und die Urbeit veriheuern. Indem ich derartige 
Steuern ſchlechthin zurückweiſe, komme ich zu dem Refultate, daß ich fait 
ſämmtliche Steuern, welche in der berühmten Dentichrift und vorgeführt wer» 
den, für unannehmbar erachten muß. Es ift die Zahl der Mufen, in welcher 
fih die Steuerprojelte und vorfiellen (Heiterkeit), In den neuen Projekten 
find uns 13% Millionen Thaler abverlangt, damit netto 10,400,000 Thlr. als 
Ertrag herausfommen. Ih muß das hervorheben, weil die Aufftellung fo 
gemacht ift, daß in ihre nur die Netto-Erträge zur Erſcheinung kommen, 
die Erhebungstoften aber, die bei jehr bedeutenden Boften 15 Procent betragen, 
dem Auge des Leſers entrüdt find. Wir jollen 13% Mill. Thlr. aufbringen, 
und von denen find nicht ganz die Hälfte, aber über 6 Mill. Thlr. nach der 
Meinung des preußiſchen Yinanzminifter8 durch die Befteuerung nothiwendiger 
Lebensmittel aufzubringen, ja durch die Beſteuerung des Gebrauchs, den der 
Menſch von jeinen Augen macht (Bewegung); denn nichts Anderes ift die Des 
Reuerung des Gaſes und des Peiroleums. Drehe man die Sade wie man 
wi, Branniwein, Bier, Petroleum, Zuder, Gas follen mit Steuern belaftet 
werden, damit Jedermann zur Steuer berangegogen werde. Auf den Kopf 
tommen Reto 6 Sgr., und das für Gegenftände, von denen der Reichere 
kaum einen größeren Verbrauch hat, als der Aermere; eher kann man viel» 
leicht das Gegentheil nachweiſen. Rechnet man auf die Haushaltung 4U— 
5 Köpfe, fo haben fie faſt einen runden Thaler Mebrbefteuerung auf jeden 
shalt des norddeutſchen Bundes, und zwar grapitirt daß Zünglein das 
ehr nad) der Armuth Hin. Selbſt ſchlimmſten Falls eine Erböhung der 
Klafienfteuer um 100 Proc. würde in den unterfien Steuerſtufen noch nicht 
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fo ſtark treffen, wie die beabficgtigte Belaftung nothiwendigfier Rabrungsuriftel 
und Urbeitsbebingungen. Erhöhen Sie die Klafien- und Ent ommenfleuer nut 
um 25 Proc., jo helfen fofort alle einflirkreichen Teute im norddentſchen Bunde, 
diefen Zuſchlag wieder wegzuſchaffen (jehr richtig), während die befigenden 
Klafien ein Interefie haben, eine neue Veſtenerung der Berzehrsgegenftände, der 
Ürbeitsbedingungen zu belafien. Redner geht num zu einer Kritil der Borfchläg: 
des Herrn v. d. Heydt Über. Wenn irgendwo der Vorwurf des Dillettantismus 
gerechtfertigt fei, jo hier. Die Basfteuer fei vorgeihlagen, ihre Folge wäre 


| 


die Vernichtung der kleinen Anftalten, folge Steuer müfle man den betreffen ' 


den Eommunen überlafien, fonft könnte man nod jo weit gehen, die Waſſer⸗ 
leitungen zu befteuern. Petroleum finde man bier wieder. Worauf ſich Die 


außgeworfene Million flüge, wife er nicht; es jei nämlich dabei vergeflen, die - 


Ausfuhr abzuziehen, und dieſer Fehler ſchleppe ſich durch alle Regierungs- 
vorlagen durch. Die Quittungsftener belafte den Tleinen Wechſelverkehr mit 
einer Abgabe von 1 per mille und mehr. Aber das Yeuberfie, was ibm 
vorgelommen, jei der Borfchlag, die Eiſenbahn⸗Reiſenden zu beftuern. Es 
wird vorgeſchlagen 10 Procent von dem Ertrage der Yahrbillete zu erheben, 
und nur bie fleinen Billete bis zu 8 Ser. follen frei bleiben. Haben die 
Herren fi einmal gefragt, wer bie Leute find und was fie bezahlen, die auf 
den Eifenbahnen fahren? Bon 188 Millionen Perfonenmeilen, die im Jahre 
1867 auf den preußiichen Eiſenbahnen gefahren worden find, fommen 137 Mi. 
auf Pafjagiere 3. und 4. Klaffe (hört! hört!), 51 Millionen auf Pafſagiere 
der 1. und 2. Klaſſe zufammen und nur 6% Millionen auf PBafjagiere ver 
1. Klaſſe, und die 18% Millionen Thlr., welche an Perfonengeld aufgelommen 
find, Rammen wiederum zum bei Weiten größten Theile von denjenigen Leuten, 


die die 3. und 4. Klaſſe benugen müſſen. Un den 18% Mil. Thlr. if Die 


3. Rlaffe betheiligt mit 7 ML Thlr., die 4. mit SU Mil. Thlr. (hört! 


hort!) und diejenigen Klafien, in welchen die yinanz-Barone fahren (Seiterfeiz) / 


nur mit 1% Mil. Thlr. Iſt das eine gerechte Steuer? Die einzige Steuer, 
welche nad) außen hin vielleicht eitas Beſtechendes hat, ift die Stener von 
den Böriengeihäften. Ich kann mich auch für diefe nicht begeiftern. Ich er- 
wähne bdiefelbe bloß, weil ich gefunden babe, daß in der officidien Preſſe dar- 
auf in einer Weife hingewieſen ift, welche ich nicht anders verfiche, als daß 
dadurch dem Wolke die Maſſe der übrigen Steuern ſchmackhaft gemacht werden 
fol. 13% Mill. werden verlangt, und nur eine Million joll die Börfenfteuer 
dringen. Graf v. d. Schulenburg if der Anfiht, dag wir Preußen nie 
zu dem Deficit gelommen, wenn wir unter uns geblieben wären. ‚da 
man in den Bund getreten, dürfe man auch) nidyt non possumas jagen, fon- 
dern müſſe die erforderlichen Mittel bewilligen. Er werde fih freuen, wenn 
feine Worte den Erfolg hätten, wenigſtens eine neue Steuer der unerichütter 
lichen Phalanz zu entreiben! (Beläcdhter.) v. Bennigien: Zum erften Mal: 
werde in der Denktichrift des preußiſchen Minifters und bier von einem Dit 
gliede der Rechten der Vorwurf erhoben, der jonft nur von den Feinden 


Preußen gemacht worden, daß das Jahr 1866 der finanzielle Ruin PWreufpen 
geweien; dem müfle er entſchieden entgegentretn. Die ganze Debatte werk 


bier geführt, als wenn wir im preußiichen Abgeoronetenhaufe und nicht tum Reiche, 
tage wären. (Sehr wahr) Es heiße den preußiichen Abgeorbneten Hier ein 
Harte Zumuthung der Pfligtvergefienheit machen, wenn man von ihren ver. 
langt, daß fie ſchon heute jagen follen, im Jahre 1869, 1870 werde ein De 
fieit von 10 Millionen in Preußen eintreten. Die Zahlen in der Denkſchrift 
ſeien jo unzuverläffig und willkürlich gegriffen, daß auf diefelben gar nichts zu 
geben ſei. Man habe diefelben aud gar nicht zu prüfen, man greife jonft 
in das Recht der preußiichen Abgeordneten ein und rufe unnöthig einen Gegen. 
fat hervor bei denjenigen, die man brauche. Es jei demnach nicht die Finanz- 
frage Preußens Hier zu discutiren, fondern nur die Bedüurfniſſe des Bundes 
im Auge zu behalten. Bei der Steuer von Reijenden auf Eiſenbahmen babe 
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fo ſtark treffen, wie bie beabfichtigte Belaflung nothwendigſter Rabrungsmittel 
und Arbeitsbedingungen. Srhöhen Sie die Klafien- und Einlommenfleuer nur 
um 25 Broc., jo helfen fofort alle einflußreichen Leute im norddeutſchen Bunde, 
diefen Zuſchlag wieder wegzuſchaffen (ſehr richtig), während die beſitzenden 
Klafien ein Interefie haben, eine neue Befteuerung der Berzehrsgegenftände, der 
Arbeitsbedingungen zu belafien. Redner geht nun zu einer Kritil der Vorſchläge 
des Herm dv. d. Heydt über. Wenn irgendwo der Vorwurf des Dillettantismus 
gerechtfertigt fei, jo hier. Die Gasſteuer fei vorgeihlagen, ihre Folge wäre 
die Vernichtung der Kleinen Anftalten, ſolche Steuer müfle man den betreffen 
den Communen überlafien, fonft könnte man noch jo weit gehen, die Waſſer⸗ 
leitungen zu befleuern. Petroleum finde man hier wieder. Worauf ſich die 
ausgeworfene Million ftüge, wife er nicht; es ſei nämlich dabei vergeflen, die 
Ausfuhr abzuziehen, und diefer Fehler jchleppe ſich durch alle Regierungs 
vorlagen durd. Die Quittungsfteuer belafte den Tleinen Wechſelverkehr mit 
einer Abgabe von 1 per mille und mehr. Uber das Aeußerſte, was ihm 
vorgelommen, jei der Vorſchlag, die Eiſenbahn⸗Reiſenden zu befteuern. 

wird vorgeſchlagen 10 Procent von dem Ertrage der Yahrbillete zu erheben, 
und nur tie Fleinen Billete bis zu 3 Ser. follen frei bleiben. Haben die 
Herren fi einmal gefragt, wer die Leute find und waß fie bezahlen, die auf 
den Eifenbahnen fahren? Bon 188 Millionen Perfonenmeilen, die im Jahre 
1867 auf den preußiichen Eifenbahnnen gefahren worden find, kommen 137 Mil. 
auf Paffagiere 3. und 4. Klaffe (hört! Hört!), 51 Millionen auf Paffagiere 
der 1. und 2. Klafle zufammen und nur 6% Millionen auf Paflagiere der 
1. Klafle, und die 18% Millionen Thlr., welde an Perfonengeld aufgelommen 
find, ſtammen wiederum zum bei Weiten größten Theile von denjenigen Leuten, 
die die 3. und 4, Klaſſe benugen müfen. Un den 18% Mil. Thlr. if die 
3. Klaſſe betheiligt mit 7 Mil. Thlr., die 4. mit 34 Mill. Thlr. (hört! 
hört!) und diejenigen Klafien, in welchen die Finanz⸗Barone fahren (Heiterkeit) | 
nur mit 1% Mil. Thlr. Iſt das eine gerechte Steuer? Die einzige Steuer, 
welche nach außen hin vielleicht etwas Veſtechendes hat, if die Steuer von 
den Börjengeichäften. Ich kann mich auch für diefe nicht begeiſtern. Ich er⸗ 
wähne dieſelbe bloß, weil ich gefunden habe, daß in der officiöfen Preſſe dar- 
auf in einer Weile hingewieſen ift, welche ich nicht anders verfiehe, als daß 
dadurch dem Vollke die Mafle der übrigen Steuern ſchmackhaft gemadht werden 
fol. 134 Mill. werden verlangt, und nur eine Million foll die Börfenfleuer 
bringen. Graf v. d. Sähulenburg if der Anſicht, dag wir Preußen nie 
zu dem Defkcit gelommen, wenn wir unter uns geblieben wären. Jetzt, da 
man in den Bund getreten, bürfe man aud nicht non possumus jagen, ſon⸗ 
dern müfle die erforderlichen Mittel bewilligen. Er werde fih freuen, wenn 
feine Worte den Erfolg hätten, wenigftens eine neue Steuer der unerſchütter⸗ 
lichen Phalanx zu entreißen! (Belädhter.) v. Bennigfen: Zum erfin Malc 
werde in der Denkſchrift des preußiichen Minifters und hier von einem Mit- 
gliede der Rechten der Borwurf erhoben, der ſonſt nur von den Feinden 
Preußen gemacht worden, daß das Jahr 1266 der finanzielle Ruin Preußens 
geweſen; dem müſſe er entſchieden entgegentreten. Die ganze Debatte werde 
bier geführt, als wenn wir im preußiichen Abgeordnetenhauſe und nicht im Reichs⸗ 
tage wären. (Sehr wahr) Es heiße den preußiichen Abgeordneten hier eine 
ftarle Zumuthung der Pflicgtvergefienheit machen, wenn man von ihnen ver» 
langt, daß fie ſchon Heute fagen follen, im Jahre 1869, 1870 werde ein Der 
ficit von 10 Millionen in Preußen eintreten. Die Zahlen in der Denkſchrift 
jeien fo unzuverläffig und willfürlich gegriffen, daß auf diefelben gar nichts zu 
geben fei. Man habe dielelben auch gar nicht zu prüfen, man greife ſonſt 
in das Recht der preußilchen Abgeordneten ein und rufe unndthig einen Gegen» 
fa hervor bei denjenigen, die man brauche. Es jei demnach nicht die Finanz⸗ 
frage Preußens hier zu discutiren, jondern nur die Bebürfnifie des Bundes 
im Auge zu behalten. Bei der Steuer von Beijenden auf Eiſenbahnen habe 
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er fi nur gewundert, daß nicht glei auch eine Steuer für Keiſende auf 
Boen und Dampffhiffen binzugelommen ſei. Sei das ein Syflem, tropfen» 
weile aus allen Winkeln und Eden der Apothele die Heilmittel der Finanzen 
zujammenzufuden? Redner beklagt ſich dann ſehr erregt über die Angriffe, 
welde feine Partei (die nationalliberale) Seitens der officidjen und radikalen 
Preſſe zu erleiden babe. „Bon der einen Seite wird uns revolutionäres 

Streben, bon der andern Servilismus zum Borwurf gemadt. Die Angriffe 
der_officiöfen Preſſe werden allmälig fo grob und plump, daß wir fie nicht 
mehr ertragen mögen. Wären fie begründet, jo hätte eine fo hohle und 
nichtswürdige Partei, als welche wir dargeftellt werben, kein Recht zur Eriftenz. 
Wir unterflügen die deutſche Politik des Bundeskanzlers und belämpfen feine 
Goflegen in Preußen für die von diefen jelbft getroffenen Maßnahmen. Tas 
it freilich ein unerträglicder Zuftand, den wir jedoch nicht verjhulden. Mit 
unferer Hilfe will man dem Volke neue Steuern auflegen, um uns dann im 
nächſten Jahre bei den Wahlen zu denunciren als diejenigen, welche das Volk 
aufs Reue belaftet ‚haben. Der Borwurf der Machterweiterung ift um fo un 
benründeter, als wir fortwährend bemüht find, die Competenz des Reichstags 
auf Koften des preußiſchen Landtags zu erweitern. Das ift keine Machter⸗ 
weiterung. Ich und meine Freunde wunſchen nicht zu diejen Vorlagen d. 5. 
zu diefen Yinanzforderungen im nächſten Jahre eine ganz negative Haltung 
einzunehmen. ch bin der Meinung, daß wenn fi wirflih ein dauerndes 
Mehrbedürfniß in Preußen herausgeftellt, daß das gededt werden kann durd) 
Bermehrung der directen Abgaben rejp. durch Zuſchläge zu denſelben. ber 
andererjeits flimme ich dem Bundeslanzler zu, daß ein rationell durchgeführtes 
Syftem in den Berbrauchsfeuern und Zöllen den Borzug verdient. Bringen 
Gie uns daher einen feften Plan und an der reiten Stelle, und wir wollen 
auf die Sache näher eingehen. Wir find bereit, wirklichen Schaden in Preußen 
nicht auflommen zu laflen, aber machen Sie e8 uns nicht unmöglid, indem Sie 
uns jelbft mit unſerem Gewiſſen als preußiſche Abgeoronete in Eonflict bringen! 
Bundeskanzler Graf v. Bismard: Gerade die Steuervorlagen haben die 
Wirkung, die Selbſtändigkeit des Bundes zu flärken, und darum begreife ich 
nicht, daß Freunde des Bundes fi als prinzipielle Gegner des Weges bes 
weiſen, auf dem die finanzielle Sicherheit des Bundes geſucht wird. Sie find 
entſchieden, uns fein Geld zu geben; der Eine jagt e8 mit der Entichiedenheit, 
die ihm eigenthämlich ift, der andere beruft fih darauf, daß die Steuervor- 
lagen bie .verfchiedenen Volksklaſſen gegen einander aufbringen. Warum die 
Steuervorlagen einen Conflict zwiſchen dem Landtage und dem Reichstage 
erzeugen jollen, Tann ich nicht erkennen. Beide Koͤrperſchaften follen fi in die 
Hände arbeiten, nicht die eine der anderen den Brodlorb höher hängen und 
fh als das undankbare Kind gegen die Mutter, die e8 mit Schmerzen ges 
boren hat, gebärden. &8 liegt in der Natur unſeres Kaflenweiens, daß der Umfang 
des Schadens erft feit dem Zujammentritt des Reichſstages Überfehen werben 
konnte, daber die Haft, mit der die Vorlagen gearbeitet werben mußten. Tas 
Deficit fest ih aus drei Factoren zulammen, die ih als Deficit der Vers 
gangenheit, der Begenwart und der Zukunft bezeichnen möchte. Das eine bes 
trägt 5 Millionen und entftand durch Erleichterungen, Die dem Verkehr ger 
boten wurden. Die Regierung ift enimuthigt, auf diefem Wege weiter vor⸗ 
zugehen, weil fie für den Ausfall in den Einnahmen Feine Entihädigung erhielt. 
Das Deficit der Vergangenheit find die 24 Millionen Zinjen für Unleihen, die 
für Gilenbahnen und den Rotbftand gebieterifdh gefordert wurden. Auch in 
diefer Beziehung ift die Regierung entmutbigt und wird fih die gemachte Er⸗ 
fahrung ad notam nehmen. Die Veranſchlagung des zukünftigen Teficits 
hängt von ber mehr oder minder günftigen Berechnung ber Einnahmen bes 
vorigen und des laufenden Jahres ab. Daß da 1. Quartal d. J. Feine 
Beflerung aufweist, kann ich ſchon jegt jagen. Alle diefe Urſachen des Deficits 
bat Preußen und feine Regierung nicht verſchuldet, und wenn es nicht früher 
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fo ſtark treffen, wie bie beabfigtigte Belaftung nothiwenvigfer Rabrungsmittel 


und Wrbeitsbebingungen. Erhöhen Sie die Klafien- und Einlommenfleuer nur 


um 25 Proc. jo helfen fofort alle einflußreichen Leute im norddeutſchen Bunde, 
diefen Zufclag wieder wegzuſchaffen (ſehr riätig), während die befigenden 
Klafien ein Interefie haben, eine neue Befteuerung ber —— —— der 
Arbeitsbedingungen zu belaſſen. Redner geht nun zu einer Kritik der Vorſchläge 
des Herrn v. d. Heydt Uber. Wenn irgendwo der Vorwurf des Dillettantismus 
gereätfertigt fei, fo hier. Die Gasſteuer ſei vorgeihlagen, ihre Folge wäre 
die Vernichtung der Heinen Anftalten, folde Steuer müfle man den betreffen⸗ 
den Kommunen überlafien, jonft könnte man noch fo weit gehen, die Waſſer⸗ 
leitungen zu befteuern. Petroleum finde man hier wieder. Worauf fidh die 
ausgeworfene Million füge, wife er nicht; es fei nämlich dabei vergeflen, die 
Ausfuhr abzuziehen, und diefer Fehler chleppe ſich dur alle Regierungs- 
vorlagen durd. Die Quittungsfteser belafte den Leinen Wechſelverkehr mit 
einer Abgabe von 1 per mille und mehr. Aber das Aeußerſte, was ihm 
vorgelommen, fei der Vorſchlag, die Eitenbahn-Reifenden zu befteuern. Es 
wird vorgeſchlagen 10 Procent von dem Ertrage der Yahrbillete zu erbeben, 
und nur die einen Billete bis zu 3 Ser. folln frei bleiben. Gaben die 
Herren fih einmal gefragt, wer bie Leute find und mas fie bezahlen, bie auf 
den Eifenbahnen fahren? Bon 188 Millionen Perfonenmeilen, die im Jahre 
1867 auf den preußiichen Eifenbahnen gefahren worden find, tommen 137 Mil. 
auf Baflagiere 3. und 4. Klaſſe (Hört! Hört!), 51 Millionen auf Paffagiere 
der 1. und 2. Klafie zufammen und nur 6% Millionen auf Paffagiere der 
1. Alaſſe, und die 18% Millimen Thlr., welche an Perſonengeld aufgekommen 
ſind, ſtammen wiederum zum bei Weiten größten Theile von denjenigen Leuten, 
die die 3. und 4. Klaſſe benugen müflen. An den 18% Mill. Thlr. if die 
3. Rlafje betheiligt mit 7 Mil. Thlr., die 4. mit 34 Mil. Thlr. (Hört! 
hört!) und diejenigen Klafien, in welchen die —— fahren (Heiterkeit) 
nur mit 1% Mil. Thlr. Iſt das eine gerechte Steuer? Die einzige Steuer, 

welche nach außen hin vielleicht etwas Beſtechendes bat, if die Steuer von 
ben Borſengeſchaften. Ich kann mich auch für diefe wicht begeiftern. Ich er- 
wähne biejelbe bloß, weil ich gefunden habe, daß in der officidfen Brefie dar- 
auf in einer Weite hingewieſen ift, welche ich nicht ander3 verfiehe, als daß 
dadurch dem Bolke bie Mafie der übrigen Steuern ſchmachhaft gemadt werben 
fol. 13% Mill. werben verlangt, und nur eine Million joll die Börfenfteuer 
bringen. Graf v. d. Schulenburg if der Anſicht. dab wir Preußen nie 


zu dem Deficit gelommen, wenn wir unter uns geblieben wären. Yet, da 
man in den Bund getreten, dürfe man auch nicht non possumus jagen, fon 


dern müſſe Die erforderlichen Mittel beimilligen. Er werde fi freuen, wenn 


feine Worte den Erfolg hätten, wenigftens eine neue Steuer der unerfchütter- | 


lichen Phalanz zu entreißen! (Belächter.) v. Bennigien: Zum erſten Malc 
werde in der Denkſchrift des preußiſchen Minifters und bier von einem Mit 
gliede der Rechten der Borwurf erhoben, der ſonſt nur von den Feinden 
Preußen gemadt worden, dab das Jahr 1266 der finanzielle Ruin Preußens 
geweſen; dem müfle er entſchieden entgegentreten. Die ganze Debatte werde 
hier geführt, als wenn wir im preußiſchen Abgeordnetenhauſe und nicht im Reicht⸗ 
tage wären. (Sehr wahr) Es heiße den preußiſchen Ubgeorbneten bier eine 
forte Zumuthung der Pflichtvergeſſenheit maden, wenn man von ihnen ver- 
langt, daß fie ſchon heute fagen follen, im Jahre 1869, 1870 werde ein De⸗ 
fictt von 10 Millionen in Preußen eintreten. Die Zahlen in der Denkſchrift 
teiem jo unguverläffig und willfürlic gegriffen, daß auf diefelben gar nichts zu 
geben jei. Man babe diefelben au gar nicht zu prüfen, man greife jonf 
in daß Recht der preußiichen Abgeordneten ein und rufe unndthig einen Gegen 
fag hervor bei denjenigen, die man brauche. Es fei demnach nicht die Finanz⸗ 
frage Preußens Hier zu biscutiren, fondern nur die Bebürfniffe des Bundes 
im Auge zu behalten. Bei der Gteuer von Beijenden auf Eiſenbahnen habe 
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er fih nur gewundert, daß nicht gleih auch eine Steuer für Reiſende auf 
Boften und Dampffchiffen binzugelommen fei. Sei das ein Syſtem, tropfen» 
weile aus allen Winkeln und Eden der Apotheke die Heilmittel der Finanzen 
zujammenzufudgen? Redner beflagt fi dann jehr erregt Über die Angriffe, 
welche feine Partei (die nationafliberale) Seitens der officidjen und radikalen 
Preſſe zu erleiden habe. „Bon der einen Seite wird uns revolutionäres 
Streben, von der andern Servilismus zum Vorwurf gemadt. Die Angriffe 
der officiöfen Prefie werden allmälig fo grob und plump, daß wir fie nit 
mehr ertragen mögen. Wären fie begründet, fo hätte eine jo hoble und 
nichtSwürdige Partei, als welche wir dargeftellt werden, kein Recht zur Exiftenz. 
Wir unterflügen die deutihe Politik des Bundeskanzlers und belämpfen feine 
Collegen in Preußen für die von biefen felbft getroffenen Maßnahmen. Tas 
ift freili ein unerträglicher Zuftand, den wir jedoch nicht verjchulden. Mit 
unferer Hilfe will man dem Volke neue Steuern auflegen, um uns dann im 
nädjften Jahre bei den Wahlen zu denunciren als diejenigen, welche das Volk 
aufs Reue belaftet haben. Der Borwurf der Machterweiterung ift um fo un« 
begründeter, als wir fortwährend bemüht find, die Competenz des Reichstags 
auf Koften des preußiſchen Landtags zu erweitern. Das ift feine Machter⸗ 
weiterung. ch und meine freunde wünjchen nicht zu diefen Vorlagen d. 5. 
zu dieſen Sinanzforderungen im nächſten Jahre eine ganz negative Haltung 
einzunehmen. Ich bin der Meinung, daß wenn fi wirkli ein dauernde 
Mehrbedürfniß in Preußen herausgeſtellt, daß das gededt werben kann durch 
Bermehrung der birecten Abgaben reſp. durch Zuichläge zu denjelben. Aber 
andererfeitß flimme ich dem Bundeskanzler zu, daß ein rationell durchgeführtes 
Syftean in den Berbrauchsfteuern und Zöllen den Vorzug verdient. Bringen 
Sie uns daher einen feiten Plan und an der rechten Stelle, und wir wollen 
auf die Sade näher eingehen. Wir find bereit, wirklichen Schaven in Preußen 
nicht auftommen zu laſſen, aber machen Sie e8 uns nicht unmöglich, indem Sie 
uns ſelbſt mit unjerem Gewiſſen als preußifche Abgeordnete in Eonflict bringen ! 
Bundestanzler Graf v. Bismard: Gerade die Steuervorlagen haben die 
Wirkung, die Selbftändigfeit des Bundes zu flärfen, und darum begreife ich 
nicht, daß Freunde des Bundes fih als prinzipielle Gegner des Weges bes 
weifen, auf tem die finanzielle Sicherheit des Bundes geſucht wird. Sie find 
entichieden, uns kein Geld zu geben; der Eine jagt e8 mit der Entſchiedenheit, 
die ihm eigentbämlich ift, der andere beruft fi) darauf, daß die Steuervor- 
Iagen die verſchiedenen Bolksflafien gegen einander aufbringen. Warum die 
GSteuervorlagen einen Eonflict zwiſchen dem Landtage und dem Reichstage 
erzeugen follen, kann ich nicht erkennen. Beide Körperfchaften ſollen fi in bie 
re arbeiten, nicht die eine der anderen den Brodforb höher hängen und 

als das undankbare Kind gegen die Mutter, die e8 mit Schmerzen ger 
boren hat, gebärden. Es liegt in der Natur unfereß Kaſſenweſens, daß der Umfang 
des Schadens erft jeit dem Zujammentritt des Neichätages überjehen werden 
Tonnte, daher die Haft, mit der die Vorlagen gearbeitet werden mußten. Das 
Deficit jest ih aus drei Factoren zujammen, die ih als Deficit der Ver⸗ 
gangenheit, der Gegenwart und der Zukunft bezeichnen möchte. Das eine bes 
trägt 5 Millionen und entfland durch Erleichterungen, Die dem Verkehr ge- 
boten wurden. Die Regierung ift entmuthigt, auf diefem Wege weiter vor⸗ 
zugehen, weil fie für den Ausfall in den Einnahmen keine Entſchädigung erhielt. 
Das Deficit der Vergangenheit find die 2% Millionen Zinfen für Anleihen, die 
für Eifenbahnen und den Nothſtand gebieterifch gefordert wurden. Auch in 
biefer Beziehung iſt die Regierung entmuthigt und wird fi) die gemachte Er⸗ 
fahrung ad notam nehmen. Die Beranihlagung des zulünftigen Deficits 
hängt von der mehr oder minder günftigen Berechnung der Einnahmen des 
vorigen und des laufenden Jahres ab. Daß das 1. Quartal d. 3. keine 
Beſſerung aufweist, kann ich ſchon jet jagen. Alle dieje Urjachen des Deficits 
hat Preußen und feine Regierung nicht verſchuldet, und wenn es nicht früher 
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eonfatirt wurde, jo liegt daS daran, daß die fiheren Ziffern er im Wär; 
und April feitgeftellt werben können. Die Regierung hat feine Schuld, wenn 
bei der Stodung des Verkehrs die Vergwerle des Staateß weniger abwerfen, 
bei dem Stillftande der Bauten weniger Hölzer aus den Staatsforfien gefauft 
werden und weniger Berjonen auf den Staatsbahnn fahren. Dan wirft 
uns vor, die Vorlagen jeien eilig gearbeitet. Wenn dem fo plöglich fich 
zeigenden Schaden gegenüber raſch Borlagen ausgearbeitet worden, jo jollte 
man das nicht tadeln, fondern unferen trefflihden Beamten dafür dankbar fein. 
Die Herren innen nur die Alternative, die Steuervorlagen abzulehnen oder 
mit der Befriedigung des Bebürfnifieß zu warten, zu einer Amendirung laflen 
fie fi gar nicht herbei. Als Bundeskanzler braude ich allerdings lein Geld, 
wohl aber als preußischer Minifter. Ih bedarf ihre Bewilligung oder eine 
Quittung über ihre Ablehnung, um mid vor dem Landiage zu legitimiren, 
wenn er mich fragen wird, warum ich die befieren Steuern mir nit vom 
Reichstag habe bewilligen lafſen. Deine Hoffnungen auf diefe Bewilligungen 
find jet erheblich geſchwunden, da man uns flatt ihrer einige ſchäzbare Ab⸗ 
bandlungen über Berfafiungsfragen und Wehnliches geboten hat. vers 
weist uns auf Erjparungen und zwar im Militäretat. Dieſer Etat Tiegt 
nejeglich feit, aber man fagt uns, daß mit einigem guten Willen das Schloß 
fih löſen ließe. Tiefe Frage ift mehr eine politiſche als eine finanzielle. 
Thatjächlih haben wir die 2Yjährige Dienftzeit, weil das eiferne Budget für 
die dreijährige gar nicht ausreicht, und die Mebhrausgaben für das neue Ge- 
ſchützweſen und die Wortificationen gar nicht in dasſelbe aufgenommen find. 
Märe die 2jährige Dienftzeit möglich, untere ſparſame Militärverwaltung 
würde nicht zögern, fih für fie zu entſcheiden. Es iſt reiht hart, mir die 
Mittel zur Yortführung der Geichäfte zu verfagen und doch zu erwarten, 
daß ich fie fortführe. Den möchte ich fehen, der an meiner Stelle den Muth 
hätte, zu entwafnen! In Frankreich ift gejagt worden, daß die Sicherheit 
feineß fyriedens von feinem Degen abhänge. Ih glaube, daß jedes Land 
diefen Ausſpruch auf ſich anwenden kann, und daß auch unfer Friede, unſere 
Sicherheit auf unferer Wehrkraft beruft. Die Frage, wie der Degen be 
ſchaffen fein muß, der dieſe friebenichügende Kraft hat, und was er koſtet, 
möchte ich nicht von Eiviliften entſcheiden laſſen. (Beifall rechts.) Die Oppo⸗ 
fition kennt kein Compromiß mit uns, fie weiß nur abzulehnen oder zu warten 
bis auf den Nimmermebrstag. Ich bin bereit, den Landtag früher als ge» 
wöhnlich, ich bin bereit, ihn jofort einzuberufen, denn auch nur ſechs Monate 
in der jekigen Sage zu bleiben, wäre faum erträglid. Auch der Reichstag 
tönnte no einmal in diefem Jahre berufen werden, doch kann ich den Ent» 
ſcheidungen des Präfidiums des Bundes nicht vorgreifen. Einftweilen bin ich 
in der ungewöhnlichen Lage, daB mir jede Bewilligung verweigert und nicht 
einmal ein Compromiß gewährt wird! Miquel erflärt fi in längerer 
Rede gegen die Vorlage und fpricht fein große Miktrauen gegen die jetzige 
preußiſche Wyinanzverwaltung aus, wozu er ſich hauptſächlich durch die Denk⸗ 
förift veranlagt fieht. Frhr. v. d. Heydt ergreift no einmal das Wort, 
um die wiederholten Angriffe von dem preußiſchen Finanzminiflerium abzu⸗ 
wehren. Löwe: Wenn fie (die Abgg.) ſich gegen neue Steuern wehrten, ſo 
geſchehe es nicht, weil der Executor bereits daß Letzte abpfänden wolle, fon- 
dern weil fie es dahin nicht kommen lafien wollten. Bon einer Gefahr, dag 
Preußen feinen Verpfliätungen nicht nachlkommen würde, Tönne ja gar nicht 
die Rede fein. Preußen mit feinem gefüllten Staatsſchatz und ein angeblicher 
Bankerott, — das feien ſchwer zu vereinigende Phantafiegemälde! Man jche 
ja, daß die Befürchtung des preußiichen Finanzminiſters weder bier noch an 
anderen Orten getbeilt, ja nur geglaubt werde. Habe eima die Börje nad) 
befien geftriger Rede die preußiſchen Papiere fallen laſſen? Freilich mühe 
Ordnung im Haushalt her eſtelli werden, nicht aber durch Einführung neuer 
Steuern, auch nicht durch Leine Erſparnifſe, heute Lönne nur die Berminderung 
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der Urmee das Deficit deden und einen georbneten Haushalt herſtellen (Zu- 
Rimmung.) Wenn nun der Bundeskanzler jage, dadurch mache man daS 
Land wehrlos, jo glaube ihm dieß Europa ebenjowenig, wie eB dem Finanz⸗ 
miniſter glaube, daß Preußen bankerott jei (Beifall links. Murren reits). 
Man rede fortwährend von Mactfragen. Nichts ſei ungutreffender, als ein 
derartiger Vorwurf. Seien fie denn ein Convent, der heute Beichlüfie faſſe 
und fie morgen ausführe? Selbſt in einem abfoluten Staate würde man e8 
nidyt wagen, dem Volle ein Dutzend Steuern mit einem Male aufzuerlegen. 
Was fie verlangten, fei ein Syſtem der Finanzverwaltung, daß man die 
Eteuern nit nehme, wo man fie finde, jondern dabei ftetö die wirthfchaftliche 
Kraft und Entwidelung des Bolfes im Auge behalte Was Noth thue, fei 
ſtrenge Ordnung im Haushalt, und au dem preußiſchen Yinanzminifter 
müßte es erwunſcht jein, eine befiere Eontrole eingeführt zu ſehen, damit folche 
Dinge nicht wieder vorlämen. Indem er aljo fih gegen ſämmtliche neue 
Steuern erkläre, gebe er zugleich das Mittel an, wie der Haushalt in Ord⸗ 
nung zu erhalten fei: durch Erſparniſſe im Militäretat (Lebhaftes Bravo Iint3). 
Graf Bismard widerlegt einige Bemerkungen der Vorredner und erklärt, 
daß er aufrichtig mit diejem conftitutionellen Syſtem gehen wolle, aber damit 
für verträglich halte, etwaigen Ausichreitungen entgegenzutreten. Seinen Aus⸗ 
führungen von der Unmöglichkeit, den Militäretat zu rebuciren, füge er noch 
binzu, daß, wenn der Herr Vorredner die Garantie für die Sicherheit des 
Landes für einen folgen Fall zu Übernehmen geneigt zu fein fcheine, doch un⸗ 
möglid darauf eingegangen werben könne. Es fei denn, daß man feindliche 
Armeen an den Grenzen dur die Macht der Beredtſamleit aufhalten könnte 
(Heiterkeit). Die Herren von der Linken würben auch nit an diefem Baum 
jo rütteln, wenn fie nicht fier wären, daß derjelbe feftftehe. Die Armee fei 
die Sicherſtellung der Productivität. Der Bundeskanzler erflärt hierauf in 
Bezug des Verhaltens der officidjen Preffe: Ich Ichne jede Identität und Ver⸗ 
antwortlichfeit für jeve Zeitung ab, jelbft für den Staatsanzeiger. Ich babe 
Teine Zeit, Zeitungen zu redigiren, auch nicht zu leſen; meine Mittel erlauben 
mir das nicht (Heiterkeit). Wenn die Regierungen die Berantwortlichkeit für 
ein Blatt tragen jollten, dann müßten fie daſſelbe auch jelbft redigiren, und 
dann würde e8 fo langweilig, wie der Staatsanzeiger (Heiterkeit). 

Die Discuflion wird hierauf gefchloffen. Der Präfident ftellt die 
Trage, ob die Gefehentwürfe an eine Commiffion verwielen werben 
folen; es erhebt fih Niemand dafür; fie werben bemnah im Ple: 
num zur geeigneten Zeit weiter berathen werben. 


25. Dei. (Nordd. Bund). Abſchluß des Vertrags mit Baden betr. bie 


gegenjeitige militärijche Freizügigkeit nebſt Schlußprotokoll. 

„ (MRorbb. Bund). Reichſtag: Das vom Bundeskanzler ein: 
gebrachte Geſetz wegen Berichtigung bes Haushaltsetats für 1868 
bat bie Commiſſion bes Reichstags in biefer Form verworfen, um 
jeder Möglichkeit der Cinführung franzöfiihen Unmefens in ben 
Norbdeutihen Bund die Thüre zu verſchließen, und es wird von 
berfelben an deſſen Stelle vorgeihlagen, durch Geſetz einfach 
bie benöthigten Matricularbeiträge in ber geforderten Höhe feitzus 
ftellen, unter Vorbehalt der Rechnungslegung über die. Verwaltung 
dieſes Betrags. 

„Mordd. Bund). Reichstag: Debatte über ben Antrag Hagen 
gegen bie Verordnung bes Bundespräſidiums vom 22, Dezember 
1868 betr. bie Befreiung ber Offiziere von allen Communalabgaben. 
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Die Eommiffion trägt darauf an, die Verordnung in der ſchonendſten 
Weiſe für ungiltig zu erklären und auszuſprechen, daß die Frage einer geſetz⸗ 
lichen Regelung bedürfe. Die Bundesverfaffung beflimmt in Art. 61: „Rad 
Publication diefer Verfafjung ift in dem ganzen Bundesgebiete die gefammte 
preußifche Militärgefehgebung ungeläumt einzuführen, ſowohl die Geſetze ſelbſt 
als die zu ihrer Ausführung, Erläuterung und Ergänzung erlafienen Regle⸗ 
ments, Inſtructionen und Reſcripte.“ Lange nad Publication der hierunter 
fallenden Beitimmungen brachte das Bundesgeiehblatt nun am 22. Dezember 
1868 die Verorbnung, welche eine für die neuen preußiſchen Zandestheile am 
23. September 1867 erlaffene Verordnung über die Befreiung der Militär, 
perjonen von Eommunalfteuern auf das Bundesgebiet ausdehnte. Dieje Ber» 
ordnung erichien weder „ungefäumt nad Publication der Berfaffung”, wie 
Art. 61 vorfchreibt, noch kann fie au nur formell nad ihrem Datum zu 
der in der früher publicirten Bundesverfaſſung gemeinten preußiſchen Militär- 
geſezgebung gerechnet werben. 

In der Debatte gerathen gwei Mitglieder des Bundeßraths, der preuß. 
Kriegsminifter v. Roon und der befiiiche Bevollmächtigte v. Hofmann ziemlich 
ftart an einander. Gen. Roon tritt dem Untrage als einer Beeinträchtigung 
der von den Militärs in Preußen ftetS genofienen Rechte jehr entichieden ent⸗ 
gegen und meint, Preußen könne fih das Recht der Militärs, von directen 
Steuern unberührt zu bleiben, nicht durch die Eleineren Glieder des Bundes 
rauben lafien. Dagegen proteftirt nun vd. Hofmann und erklärt, daß jeine 
Negierung entgegengefegter Anficht jei, dieſelbe habe fchon mit dem Bundes⸗ 
tanzler über die Verordnung vom December 1868 verhandelt und ihm ihre 
Zweifel über die Rechtsgiltigkeit derjelben mitgetheilt. Durch den Bundes⸗ 
kanzler fei fie von ihren Zweifeln nicht geheilt worden; fie halte die Steuer- 
frage nit für eine militäriihe Angelegenheit. General Roon bedauert 
darauf, daß Hr. Hofmann eine Discufjion des Bundesraths in den Reichötag 
verlegt habe, und erflärt, daß die Einheit der Armee auf der Einheit ihrer 
geſammten Rectsverhältniffe beruhe, daß nit ein Theil berfelben dieſes, ein 
anderer Theil jenes Recht haben dürfe. Noch flärfer faft als Gen. v. Roon 
tritt Gen. v. Moltle auf: nad ihm handelt es ſich dabei nicht um die Pri- 
vilegien der Offiziere der Friedensarmee bei allgemein bürgerlihen Laſten, 
fondern um die Armee als Inftitution gegenüber dem Givilftant. Die Armee 
hat ihre eigene Polizei, ihre eigene Armenpflege, ihre eigenen Schulen, ihre 
eigenen Nachtwächter, was geht fie alfo die Kommune an? a, von Rechts⸗ 
wegen müßten die Communen umgekehrt Abgaben an die Garniſon zahlen; 
denn fie gibt ja den Wirthen etwas zu verdienen, verſtärlt im Nothfall die 
Polizeimacht und erhöht Ipeciell in Berlin durch fiegreiche Feldzüge den Werth 
des Grundeigenthums. 

Bei der Abftimmung erflärt fi damit eine Mehrheit des Haufes ein- 
verftanven, daß die Frage einer geleglihen Regelung im Sinne der Einheit 
des Bundesheer bevürfe. Dagegen wird der gleichzeitig vorgeſchlagene 
Geſetzentwurf, laut welchem, unter Aufhebung jener Verordnung, die bis zum 
Erlaß derjelben in den einzelnen Bundesſtaaten geltend geweſenen Geſetze und 
Beltimmungen wieder in Kraft treten follten, abgelehnt, ebenfo auch alle An» 
träge, melde ſich darauf beſchränkten, die formelle Wußerkraftiegung der Ber- 
ordnung zu fordern. Selbſt der Antrag des Abg. v. Forckenbeck auf ander» 
weitige gejekliche Regelung diefer Trage im Sinne der von der preußifchen 
Regierung jelbft im Jahre 1862 vorgelegten Städteordnung konnte nicht die 
Zuftimmung der Mehrheit finden. So bleibt denn eine Verordnung, deren 
Rechtstitel jelbft die Rechte bemängeln mußte, und melde nad dem Beſchluß 
des Haufes nicht zu Recht befteht, gleichwohl aufrecht erhalten, falls nicht der 
Bundesfeldherr fie aus eigener Smitiative zurüdziehen follte. 


31. Mai. Mordd. Bund). Reichstag: Die in einer Reihe von Sitz⸗ 
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ungen burähberatbene und vielfah iu Tiberalem Sinne amenbirte 
Gewerbeordnung wird ſchließlich in letter Leſung enbgiltig ange: 
nommen. Dagegen flimmen nur zwei Teubale und die Social⸗ 
bemofraten. 

Zweite Lejung über die Wechſelſtempelſteuer, die Börfeniteuer 
und die Braumalziteuer. Nur die erftere wirb angenommen, bas 
gegen wirb bie Erhöhung der Branntweinfteuer mit der impojanten 
Mehrheit von 202 gegen bloß 15 Stimmen abgelehnt. 

In der Minderheit befinden ih: Prinz Albrecht, der ehemalige Finanz⸗ 
minifter dv. Bodelſchwingh und der ehemalige Oberpräfitent von Preußen 
Eichmann, der Bürgermeifter von Altona v. Thadden, der Regierungspräfident 
Graf zu Eulenburg, der zulünftige medienburgijche Miniſter Graf v. Baſſe⸗ 
wig, der Präfident der Seehandlung Camphauſen, die beiden Generale 
v. Moltte und vd. Steinmeß und die beiden preußiſchen Winifter v. Muhler 
und Frhr. v. d. Hepdt, der Urheber der Borlage. Bei Abgabe feines ſchüch⸗ 
ternen „Ja bricht das Haus in ein fchallendes Gelächter aus. Graf Bismard, 
der die Niederlage vorausjah, war gar nit in der Sikung erjdhienen. 

31. Mai. Großartiger Proteitantentag in Worms gegen bie päpftliche 
Einladung vom 13. Sept. 1968, in bie Gemeinſchaft ber römijch: 
katholiſchen Kirche zurüdzufehren. Es haben jih aus ganz Deutſch⸗ 
land dazu gegen 20,000 Männer und darunter gegen 1000 Dele: 
girte von Städten und Ortſchaften, morunter Vertreter von Straß: 
burg, Petersburg, Berlin und Bremen eingefunden. Die Berfamm: 
lung beichließt folgende „Erklärung“: 

„1) ir, die heute in Worms verfammelten Proteftanten, fühlen uns in 
unjerm Gewiſſen gedrungen, bei voller Anerkennung ber Gewiſſensrechte uns» 
jerer Latholifchen Mitchriften, mit denen wir im Frieden leben wollen, aber 
aud im vollen Bewußtſein der religidjen, moralifchen, politiſchen und ſocialen 
Segnungen der Reformation, deren wir und erfreuen, gegen die in dem jo- 
genannten „apoftoliihen Schreiben” vom 13. Sept. 1863 an und geridtete 
Zumuthung, in die Gemeinſchaft der römifch-katholifchen Kirche zurückzukehren, 
Öffentlich und feierli Verwahrung einzulegen. 2) Immer gern bereit, auf 
den Grundlagen des reinen Evangelium mit unſern katholiſchen Mitchriften 
uns zu vereinigen, proteftiren wir heute noch ebenjo entichieden, wie vor 
350 Jahren Luther in Worm3 und unfere Väter in Speyer, gegen jede hie 
rarchiſche und priefterliche Bevormundung, gegen allen Geiftesgzwang und Ges 
wifjensdrud, injonderheit gegen die in der päpftlichen Encyklica vom 8. Der. 
1864 und in dem damit verbundenen Syllabus ausgeſprochenen flaatäver- 
derblihen und culturwidrigen ®rundfäge. 3) Unſern katholiigen Mitbürgern 
und Mitäriften reihen wir hier am Fuße des Qutherdentmals, auf den uns 
mit ihnen gemeiniamen Grundlagen des Hriftlichen Geiftes, der deutfchen Ge⸗ 
finnung und der modernen Eultur, die Bruderhand. Wir erwarten dagegen 
von ihnen, daß fie zum Schuß unferer gegenwärtig bedrohten höchſten natio» 
nalen und geiftigen Güter fi uns anſchließen werben im Kampf gegen den 
uns mit ihnen gemeinfamen Feind des religiöfen Friedens, der nationalen 
Cinigung und der freien Eulturentwidlung. 4) Als Haupturjadde der religid« 
fen Spaltung, die wir tief beflagen, erklären wir die hierarchiſchen Irrthümer, 
in8bejondere den Geiſt und das Wirken des efuiten-Ordens, der den Brote 
flantismus auf Leben und Tod bekämpft, jede geiftige Freiheit unterbrüdt, bie 
moderne Cultur verfälicht und gegenwärtig die römiſch⸗katholiſche Kirche be» 
herrſcht. Nur durch entichiedene Zurückweiſung der feit dem Jahr 1815 er- 
neuerten und fortwährend gefteigerten hierarchiſchen Anmaßungen, nur durch 
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NRüdlehr zum reinen Evangelium und Anerkennung der Errungenichaften ber 
Eultur kann die getrennte Ehriftenheit den Frieden wieder gewinnen und die 
Mohlfahrt dauernd ſichern. 5) Endli erklären wir alle auf Begründung 
einer hierarchiſchen Machtſtellung der Geiftlichleit und ausſchließliche Dogmen⸗ 
berrichaft gerichteten Beſtrebungen in der proteftantifchen Kirche für eine Ver⸗ 
läugnung des proteftantifhen Geiftes und für Brüden nah Rom. Uebers 
zeugt, daß die Lauheit und Gleichgiltigfeit vieler Proteſtanten der kirchlichen Reac» 
tionspartei eine Hauptflüge gewährt und aud) in dem mädjtigften deutichen Staat 
ein Haupthinderniß nationaler und kirchlicher Erneuerung bildet, richten wir 
an unfere ſämmtlichen Slaubensgenofien den Mahnruf zur Wachſamleit, zur 
Sammlung und zu kräftiger Abwehr aller. die Beiftes- und Gewiſſensfreiheit 
gefährdenden Tendenzen.” 

An diefe Erflärung fließt ih an: Das evangelifh-proteftantir 
Ihe Gemeindeprincip und die daraus folgenden Grundjäge 
der proteſtantiſchen Kirchenverfafſſung: 

„1) Die evangeliſch⸗proteſtantiſche Kirchenverfaſſung ruht auf dem Grund⸗ 
ſatz der Selbſtändigkeit der Gemeinde, welche auf allen Stufen der Kirchen⸗ 
leitung vertreten ſein ſoll. 2) Tieſem Grundſatz gemäß iſt die Stellung des 
proteſtantiſchen Landesherrn innerhalb der evangeliſchen Kirche, ſowie die Kir⸗ 
chenleitung überhaupt, auf verfaſſungsmäßigem Wege zu regeln. 3) Die 
evangeliſch⸗proteſtantiſchen Gemeinden find vertreten durch Ortskirchengemeinde⸗ 
Verjammlungen, dur Kreid- (Provinziale) Synoden, durch eine Landesſynode. 
4) In den Synoden gebührt den weltlichen Mitgliedern eine mindeftens gleiche 
Vertretung wie dem geiftliden Stande. Die weltlien Mitglieder der Syno⸗ 
den find durch freie Wahl der Gemeinden zu ernennen. Die Didceſanſynoden 
wählen ihre Dekane frei aus ihrer Mitte. 5) Tas active und pafjive Wahlrecht 
fteht ſämmtlichen jelbftändigen bürgerli und kirchlich unbeicholtenen Gemeinde⸗ 
gliedern zu. Das Wahlrecht ift nit durch den Nachweis bejonderer kirch⸗ 
licher Eigenfdyaften bedingt. 6) Der Gemeinte ſteht bei Belegung der Pfar- 
reien die enticheidende Stimme zu. 7) Tas Recht der kirchlichen Geſetzgebung 
fteht der Landesſynode in Verbindung mit dem Kirchenregiment zu. 8) Die 
Zandesgemeinde ift im Kirchenregiment dur einen von der Landesſynode 
gewählten Ausſchuß vertreten. Das Kirchenregiment ift der Landesſynode 
verantwortlich.” 


Mai. (Ruremburg). Ueber bie Temolition ber Feſtungswerke 
gibt das in Arlon erjcheinende Blatt „L'Echo du Luxembourg“ einige 
Mittheilungen. Demnach hofft man no im Laufe d. J. alle auf der Weſi⸗ 
feite von Qugemburg gelegenen Forts abgetragen zu haben. Tas Fort Bauban 
ift bereits vollftändig verjchwunden, das Fort Louvigny dem Boden gleich ge⸗ 
madt, und nur das Rebuit desfelben ift erhalten worden, um als Sommercafino 


benützt zu werden. Später wird man auch die Werle im Norden des Platzes 


ſchleifen. Nur das ort Charles joll verfhont werden, nm in ein ſtädtiſches 
Schlachthaus verwandelt zu werden. Bon der Demolirung der übrigen Feſtungs⸗ 
fronten, aljo der füdlichen und öſtlichen, iſt noch Feine Rede. Die Demolitions» 
arheiten nad) diefer Seite, alfo nah Deutihland hin, jeien, wie das Blatt 
bemerkt, zu ſchwierig und zu wenig einträglid. 

„ (Sadfen.) Die bevorftehenden Landtagswahlen haben nur 
eine fehr theilweife und im Ganzen fehr ſchwache Wahlbewegung 
veranlaßt. 

„ (Breußen.. Am Rhein fängt c8 unter ben gebilbeten 
Katholiken an, ſich gegen bie in Rom durch das bevorftehende Eoncil 
beabfichtigten Tendenzen zu regen. Cine Abreffe folder aus Coblenz 
an ben Biſchof von Trier erllärt ſich entſchieden gegen bie Auslaf- 
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jungen ber Civiltä cattolica bez. Syllabus und päpftlicdde Unfehl: 
barkeit und formulirt bagegen ihre Wuünſche: 


v... Wären das Aeußerungen einer irgendbeliebigen, einzelnen, von 
feiner kirchlichen Autorität aufgemunterten katholiſchen Zeitichrift, jo würden 
wir nicht veranlaßt fein, herporzutreten. Bekannt ift aber, daß fid) jene Gläu⸗ 
bigen mit der Zuneigung kirchlicher Yutoritäten und bes heil. Stuhls jelbft 
ſchmeicheln, und e8 hat den Anſchein, daß ein großer Orden mit der Wucht 
einbeitlider Organijation nach denfelben Zielen dränge, es wäre alſo leicht 
erflärli, wenn ein jo planmäßiges, die allgemeinfte Zuftimmung in Anſpruch 
nehmendes Vorgehen, falls fein Widerſpruch erfolgte, über die Gefinnungen 
der Katholiten bedeutende, unter ben gegenwärtigen Umfländen boppelt befla- 
genswerthe Irrthümer veranlaßte Unter ſolchen Umſtänden dürfen und kön⸗ 
nen wir nicht ſchweigen, die wir nicht minder treue Kinder der Kirche zu ſein 
beſtrebt find als jene; wir müſſen unſere Stimmen erheben und Ihnen, un⸗ 
ſerm Biſchof, das laut ausſprechen. 

„Wir theilen jene Anſichten, Hoffnungen und Wunſche der ſogenannten 

eigentlichen Katholifen nicht, verwahren uns vielmehr gegen diejelben auf dag 
entſchiedenſte. Uns find im Hinblid auf die vom heil. Vater in feiner Beru⸗ 
fungsbulle erläuterte Bedeutung des bevorftehenden Concils Gedanken anderer 
Urt vor die Seele getreten, die Em. biſchöfliche Gnaden in Kürze darzulegen 
ung vergönnt jein möge. 

Ueberſchauen wir die Verhältnifie, fo fehen wir in unferer Zeit nirgend« 
wo eine häretiiche, Punkte des Glaubensbelenntniffes berührende Spaltung, 
wie fie frühere Boncilien zur Formulirung kirchlicher Kehren veranlakt hat, 
hervortreten. Der und umgebende Unglaube ftüst ſich auf philofophifche Mei⸗ 
nungen, deren Falſchheit Längft durch große chriſtliche Wahrheiten in helles 
Licht geſetzt if, und eine Vereinigung mit unjern im Glauben getrennten 
Kriftlihen Brüdern möchte kaum dadurch erleichtert werden, daß man die 
Summe der uns trennenden Slaubensfäge noch um einige neu formulirie 
vermehrte. Unſere Zeit bat eigenthümliche Bedürfniſſe, denen gerecht zu wer⸗ 
den die Kirche aus dem unerfhöpflihen Born ihrer Kraft die Mittel zu ſchö⸗ 
pfen vermag. Wir zählen dahin: die Befreiung der Kirche von der Staats» 
gemwalt, die Herftellung einer jelbfländigen und harmoniſchen Bewegung beider 
Ordnungen, in denen nad Gottes Willen daß Leben der Menfchheit fi ent- 
faften joll, die organiiche Regelung der Theilnahme der Gläubigen an der 
Geſtaltung der Tirchlichen Lebensbeziehungen, die Zurüdführungen der getrenn⸗ 
ten Brüder zur Kirche, die Bewältigung des focialen Elends, das Aufſuchen 
der richtigen Stellung des Clerus und des einzelnen Ehriften zur allgemeinen 
Bildung und zur Wiſſenſchaft: an diefen das kirchliche Leben im meiteften Sinn 
umfafienden Aufgaben müht die Gegenwart in geiftigem Ringen fi ab, und 
ihre Löjung jcheint fie von dem vom göttlichen Geifte geleiteten, von der Ein- 
fit der ganzen Kirche getragenen Concil zu erwarten. Auf alles diejes ein» 
zugehen wird einem allgemeinen Goncil faum möglich fein; der Organismus 
der Kirche ſelbſt wird in feinen einzelnen Theilen die Form hervorzubringen 
haben, in welder die Schäden Heilung finden, die gefunden Kräfte fih in 
fegensreicher Wirkung entfalten können. Es würde daher mit Freuden begrüßt 
werden, wenn von dem Goncilium eine Neubelebung des großen kirchlichen 
Organismus durch allgemeine Wiedereinführung jener durd Jahrhunderte er» 
probten regelmäßigen National», Provinzial, Didcefaniynoden 
ausginge. Sole Synoden, wenn ihre Beſchlüſſe nus wahrhaft freier und 
gründlicher Berathung geſchöpft und auf die Forderung des wirklichen Bebens 
gerichtet waren, find von jeher eine Quelle des Heils für die Kirche geweien. 

‚Richten wir unfere Aufmerkſamkeit auf vas allgemeine Verhältniß der 
Kirche zum Staat und zur modernen Geſellſchaft überhaupt, jo erſcheint es 
ung im Intereſſe der Freiheit und Selbſtändigkeit der Kirche aufs dringendfte 
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gerathen, daß das bevorſtehende Eoneil feinen Zweifel darüber Lafle: bie 
Kirche babe mit dem Wunſch, die mittelalterliden Staats» 
formen berzauftellen, vollfändig gebrochen. Aud ter Staat hat 
religiöfe Grundlage, injofern die Ordnung des Staats und die obrigleitliche 
Gewalt auf der Anerlennung eines lebendigen periönlicden Gottes und des 
von ihm in die Seele eingepflanzten Sittengejehes beruhen. Aber die Ephäre 
des Staats if innerhalb jener geiftigen Erfenntnifie und fittlihen Geſetze bes 
fchlofien, welche durch die natürlide Kraft des Menſchen erfaßt werden. Der⸗ 
jenige Staat ift der hriftlichfte, welcher dieſe Schranten am gewiffenhafteften 
achtet, während er der übernatürlichen Religion, der Kirche und den Gonfeflio- 
nen, welde feine eigene religiös-fittlihe Grundlage anerkennen, die freiefle und 
jelbftändigfte Bewegung auf ihren Gebieten und den Shut ihrer Rechte fichert. 
Auf diefem Weg foll eine größere Harmonie und idealere Ausgeftaltung von 
Kirche und Staat erreicht werden. 

„Roh Ihlimmer würde es fein, wenn das Band, welches Glerus und 
Laien, Seeljorger und Gemeinden umfchlingen fol, gelodert wlürbe, oder wenn 
gar eine tiefgreifende Disharmonie zwiſchen ihnen entflehen ſollte. Mit ſchmerz⸗ 
Iihem Bedauern muß daher jeder Verſuch betrachtet werden, die gemeinfame 
Bildungögrundlage zu zerftören, welche bisher in Deutſchland den Elerus und 
die durch akademiſche Studien vorbereiteten weltlichen Berufsftände einigte. 
Cine Beſchränkung der theologifchen Bildung, Ausichlichung der Theologen 
von den Disciplinen, weldhe in die unmittelbaren Quellen des Glauben? und 
der kirchlichen Entwidlung einführen, würde eine unheilvolle Schädigung der 
kirchlichen Wiſſenſchaft wie des Firchlichen Lebens fein. Möge das Concil auf 
diefe eigenthilmlichen Berhältnifie des deutichen Baterlands Rückſicht neh⸗ 
men und diefen Gegenftand nationalen Synoden überlafien. Die Gefahren, 
welche der Kirche vom Unglauben drohen, die Anforderungen, welche die ſocia⸗ 
len Uebel der Zeit an die chriſtliche Liebesthätigleit ſtellen Iaffen e8 nothwen⸗ 
dig ericheinen, daß alle Bläubigen im engften Berbande mit ihren Seelforgern 
am kirchlichen Leeben theilnehmen. Daher ift eine organiſch geregelte 
Betheiligung der Laien am Kriftli»fjocialen Leben der 
Pfarrgemeinde höchſt wänjchenswerth. Der heiße Wunſch, der den heil. 
Bater, den ganzen hochwürdigen Epiftopat, jeden gläubigen Katbolifen und 
vor allen uns deutſche Katholiken bejeelt: die Berjöhnung ber von uns getrenn- 
ten proteftantifchen Confeſſionen mit der Kirche zu erleben, hat wohl nur dann 
Ausficht auf Erfolg, wenn von unferer Seite Entfcheidendes geſchieht, um die 
Furcht und das Mißtrauen bei unjern Brüdern zu befeitigen, Borurtheile zu 
überwinden und Vertrauen zu erweden. Wie viele ihrer Borurtheile würden 
aber ſchwinden, wenn fie bei uns die großen Organe der Kirche wieder thätig, 
wenn fie ein mahres, die ſocialen Aufgaben des Chriſtenthums erfüllendes 
©emeindeleben bei uns wieder blühen jähen, und daher unmöglich die miß⸗ 
trauiſche Furcht zu hegen überredet werden könnten, daß eine herrſchſüchtige 
Hierarchie in der Kirche die Gläubigen ausbeute und die Geiſter gewaltiam 
in faljche Richtungen lenke und niederdrücke. 

„Eine andere nicht unwichtige Frage, welche wir Ew. bifhöfl. Gnaden und 
des ganzen zum allgemeinen Concil eingeladenen Episcopat8 Erwägung unter- 
breiten möchten, betrifft die Einrihtung des Index librorum pro- 
hibitorum. Wir wiflen, daß die kirchlichen Autoritäten die heil. Pflicht 
haben über die Reinheit der Lehre zu wachen, Irrthümer zu bezeichnen und 
zu verbefiern ꝛc. Allein das bisherige Verfahren, die Cintragung folder 
Säriften, die irrige oder bevenkliche fittlihe Darftellungen enthalten, in einen 
demnächſt veröffentlichten Katalog, und das Verbot, ſolche Bilder ohne beion- 
dere Erlaubniß der kirchlichen Chern zu leſen, dieſes Verfahren jcheint uns 
weder feinem eigentlichen Zweck zu entſprechen, noch dem Geift un) der Mürde 
ber Kirche volllommen angemefien, noch für die Entwidlung der Wiſſenſchaften 
heilſam. Es entſpricht feinem Zwed nicht, weil nicht alle Schriften Tatalogifirt 
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werden Tönnen, die Eintragung von Zufälligkeiten, oft von Denunciationen 
abhängt, weil nicht die irrigen Lehren felbft, fondern Bücher und Autoren 
bezeichnet werden, weil das Berbot von der Mehrzahl der gebildeten Katho⸗ 
Iiten nicht beachtet werden kann und, wie Ew. biſchöfl. Gnaden befannt ift, 
nicht beachtet wird. Es iſt der Würde und dem Geiſte der Kirche nicht anges 
meflen, weil oft gläubige katholiſche Verfaſſer, die in befter Abficht geirrt oder 
nur Misfälliges geäußert haben, durch Rotirung ihres Namens oft unmitiel⸗ 
bar neben den Berfaflern von Schandſchriften als gefährlich gekennzeichnet und 
mit einer Malel behaftet werben, während Wiſſenſchaft und Kirche ihnen für 
bedeutende Leiftungen Dank ſchuldig wären. Das Verfahren ift für den wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Fortſchritt nicht heilfam, weil die Furcht durch irgendeinen unwill⸗ 
türlichen Fehltritt oder Mikgriff, vielleiht gar in Folge der unberufenen 
Dienfifertigfeit eines Gegners, fi eine ſolche diffamirende Strafe zuzuziehen, 
fi wie ein Bleigewicht an die Forſchungen der katholiſchen Gelehrten hängt. 
Wir hegen daher den Wunſch: e8 möge dem bevorftehenden allgemeinen Eoncil 
gefallen, den Index librorum prohibitorum aufzuheben. 

„Das find unjere Wünſche, welche uns auszuſprechen unſer Gewiſſen drängt. 
Sie verdienen, dünft und, gehört zu werden wie diejenigen der andern. Das 
Gefühl der Pfliht hat ung veranlaht, mit unferm Namen bervorzutreten, 
lebhaft erregt dur die Wahrnehmung der weit verbreiteten Abneigung, mit 
der man in katholiſchen Kreijen die oben mitgetheilten Auslafiungen der 
„Eivilta Eattolica” aufgenonmen, jodann der beflagenswerthen Bedenkllichkeit, 
mit der jo manche, die es nicht jollten, vor freimüthigem Widerſpruch zurück⸗ 
fchreden. Auch der traurigen Kirchenſpaltung des 16. Jahrhunderts ging ein 
allgemeines Goncilium unmittelbar voraus, ohne auf die Entwidiung der 
Dinge einen günftigen Einfluß auszuüben. Sollen heute die chriſtlichen Völker 
dur das Goneil für die Kirche wirklich wieder geivonnen werden, jo muß 
einfeitig abiprechenden Behauptungen gegenüber die lehrende und regierende 
Kirche durch beftimmte und Hare Belenntniffe von dem Zuflande der Geiſter 
volllommen unterrichtet, den wahren Bebürfnifien der Zeit entgegenzulommen, 
in den Stand gejegt fein, und dazu nad Sräften beizutragen, fühlten auch 
wir uns verpflichtet, die wir alß treue Söhne der Kirche in der Einheit mit 
ihr und ihrem Mittelpunfte, dem heil. Stuhl zu Rom, und in kindlichem 
Gehorjam gegen Ew. bijhöfl. Gnaden mit Gottes Hilfe zu leben und zu fter- 
ben entſchloſſen find.“ 

Graf Montalembert erflärt ich in einer Zuſchrift an die Urheber der 
Adreſſe mit derjelben volllommen einverftanden: „Ich kann Ihnen nicht Tagen, 
wie ſehr mich diefe Herrliche Kundgebung gerührt und gefreut hat: fie ift nad 
Inhalt und Form untadelbaft. würde gern jede Zeile derſelben unter- 
fchrieben haben. Es war mir, als jähe ich einen Lichtſtrahl in dunkler Nacht, 
und als hörte ich endlich ein männliches und chriftliche Wort durd die Der 
clamationen und Schmeideleien durdllingen, mit denen man uns betäubt. 
Erlauben Sie mir, beizufügen, daß ih mi in etwas gedemüthigt fühle bei 
dem Gedanken, dat Sie Deutihe am Rheine dies Mal die Initiative bei einer 
Demonſtration ergriffen haben, welche zu der früheren Haltung und Thätige 
keit der franzöfiichen Katholiken und zu den Leberzeugungen jo gut gepaßt 
haben würde, die uns in der erften Hälfte des 19. Jahrhunderts die Ehre 
verſchafft haben, an die Spige der Vertheidiger der religidjen freiheit auf dem 
Teftlande zu treten.“ 


1. Juni. (Norbd. Bund). Reichstag: Die Befteurung ber Börfens 
Schlußiheine wird mit 128 gegen 73 Stimmen, bie Bierfteuer 
mit 152 gegen 48 abgelehnt. Die Steuervorlagen find bamit befis 
nitiv gefallen. 
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1. Juni. (Preußen). Eos fteht nunmehr feit, daß bie Cartelconvention 
mit Rußland nicht erneuert werben wirb. 


—  . (Preußen) In Bolge ber Ablehnung der Steuervorlagen 
burch ben Reichstag und durch das Zollparlament orbnet bie Regie: 
rung bie Einftelung aller „nicht abjolut dringenden“ öffentlichen 
Arbeiten an. 


2. u Mordd. Bund). Reichstag: genchmigt ben vom Abg. Wiggers 
im Wege ber Initiative eingebrachten Geſetzentwurf die Gleichberedh: 
tigung ber Konfefjionen betr. in eriter und zweiter Lefung nad 
unbebeutenber Debatte mit großer Mehrheit, 

Einziger Artikel: „Alle noch beftehenden, auß der Verſchiedenheit des reli- 
gioſen Belenntniifes bergeleiteten Beſchränkungen der bürgerlichen und ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte werben hierdurch aufgehoben. Insbeſondere fol die Befä⸗ 
higung zur Theilnahme an der Gemeinde» und Landesvertretung und zur 
Bekleidung öffentlicher Aemter vom religiöfen Bekenniniß unabhängig fein.“ 
„ (Zollverein). Eröffnung bes Zollparlaments durch Präſ. 
Delbrück (chne daß darum ber Reichstag bes norbb. Bundes ge: 
ſchloſſen worden wäre): 

„Seit Sie zum letztenmal hier verſammelt waren, iſt die Geſetzgebung 
deß Zollvereins in Mecklenburg, Lübeck und in einem Theil des Gebieis von 
Hamburg in Wirklichkeit getreten. Mit der nahe bevorftehenden Einführung 
diefer Gejeggebung in andern hamburgiſchen und in einigen preußiſchen Ge⸗ 
bietstheilen wird die Abgrenzung des Zollgebietö für bie nächſte Zukunft ihren 
Abſchluß erhalten. Der Verkehr mit dem Freihafengebiet Hamburgs bat 
jede mit den vorhandenen Einrichtungen vereinbare Erleichterung erfahren, 
und wird durch die bereit3 eingeleitete Vervolllommnung diefer Einrichtungen 
noch weitere Erleichterungen erhalten. Die Maßregeln, welche, gegenüber die 
fen Erleihterungen, zur Sicherung der gemeinichaftliden Zollgrenze im Frei⸗ 
bafengebiet erforderlich find, bilden den Gegenſtand einer Borlage, welche 
Ihrer Berathung unterworfen werben wird. — Dem in der porjährigen Seſ⸗ 
fion von Ihnen wie von den Bereinßregierungen anerlannten Bedürfniß einer 
durchgreifenden Revifion der Zollgefeggebung ſoll ein neues Vereinszollgeſetz 
gerecht werden, defien Entwurf Ihnen vorgelegt werben wird. Diefer Entwurf 
will die Zollgeſetzgebung ſowohl materiell duch Vereinfachung der Zollcontrole 
und Erleichterung des Abfertigungsverfahrens der eingetretenen Entwicklung 
des Verkehrs anpaflen, als aud formell die in verichiedenen Gejegen zerfireu- 
ten Beflimmungen überfichtlich zufammenfaflen. — Der Entwurf eineß Ger 
feges über die Befteuerung des Yuders fol, dem von Ihnen ausgeſprochenen 
Wunde gemäß, die Zolljäge für den ausländiſchen Zuder ohne Rüdficht auf 
defien Beſtimmung zur WYahrilation oder zum Berbraud regeln, und die 
Steuer vom inländiihen Zuder in ein richtiges Verhältniß zu diefen Zollfägen 
bringen. — Die Revifion des Bereinszolltarifs wird wiederum einen Gegen⸗ 
fand Ihrer Berathungen bilden. So Iebhaft die Vereinsregierungen wünjchen 
durch Zollbefreiungen und Zollermäßigungen den Verfehr zu fördern und den 
Verbrauch zu erleichtern, jo gebieteriſch erheiſcht die Nüdficht auf den Staats⸗ 
haushalt die von ſolchen Befreiungen und Ermäßigungen unzertrennlichen 
Ausfälle in den Zolleinnahmen dur Erhöhung dieſer Einnahmen bei andern 
Gegenftänden auszugleichen . . ." 


„ n (MNRorbb. Bund). Der Reihstag nimmt troß des Einſpruché bes 
heſſiſchen Bundescommiljärd Hoffmann den Antrag von Solms: 
Laubah auf Einführung des Braumalzfteuergejeges vom 4. uni 
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1868 in dem großherzoglich heſſiſchen Bunbesgebiete ab 1. Detober 
1869 an. 

Der Bertrag mit Baben bez. ber militärifhen Freizügigkeit vom 
25. Mai wirb ohne Debatte genehmigt. 


4. Juni. (Zollverein). Zollparlament: Beftellung des Bureau. Von 


225 Etimmen wird Simfon mit 215 wieberum zum BPräfidenten 
gewählt (die 6 anwelenden Polen geben leere Zettel ab, bie übrigen 
zeriplittern fih). Zum eriten Bicepräfidenten wirb ber bayrifde 
Minifterpräfident Fürft Hohenlohe mit 168 Stimmen gewählt (Hr. 
dv. Thüngen erhält 32 Stimmen ber fübd. Fraction), zum zweiten 
PVicepräfidenten ber Herzog dv. Ujeſt (Hr. v. Neurath von ber ſüdd. 
Sraction erhält 31, Löwe von der Yortfrittspartei 22 St.). 
Fürſt Hohenlohe nimmt die Wahl mit bem Beifügen an: 

„Bür die mir dur Ihre Wahl erwiejene Ehre ift meine Dankbarkeit um 
fo größer, als ich im vorigen Jahr nicht Gelegenheit hatte, Beweiſe für meine 
Befähigung zu dem mir Abertragenen Amt zu geben. Wenn Sie mid dennod 
wiedergewählt haben, fo geben Sie mir damit das Net, das Motiv Ihres 
Bertrauens in meiner Thätigkeit außerhalb diefer Verſammlung zu fuchen. 
(Lebhaftes Bravo.) Demnach gewinnt aber für mid Ihr Botum hohe poli« 
tifche Bedeutung, Und das Bertrauen dieſer Berfanmlung wird mir den 
Muth geben, auf dem Wege, den ic für den richtigen halte, unbeirrt fortzu- 
ſchreiten (jehr Tebhafter Beifall), und auszubarren in dem Beſtreben, für die 
Berfländigung, Verföhnung und Eintracht der deutſchen Stämnte mit allen 
meinen Kräften zu wirken.“ 

„ (Sadfen). Allgemeine Landtagswahlen. 

Das Rejultat ergibt: 33 deutſch⸗ſächſiſche (bundesſtaatlich⸗conſtitutionelle) 
Abgeoronete, darunter der Präfident und der Bicepräfident der vorigen zweiten 
Kammer, Haberforn und Oehmichen; 323 nationalsliberale Abgeordnete, 
5 Mitglieder der „deutſchen Wortfchrittspartei” (National-Demokraten). Die 
National⸗Demokraten unterjcheiden fi nicht jehr weientlih von den National» 
Riberalen. Die Betheiligung an den Wahlen war auf dem platten Lande 
ungleich färler als in den Städten; dort flimmten durchſchnittlich zwei Drittel, 
hier nur ein Drittel der Wahlbereihtigten. Die Städte ſenden 12 deutſch⸗ 
Jächſiſche, 17 nationalsliberale, 2 nationaledemof. Abgeordnete; das platte 
Land fendet 21 deutſch⸗ſächfiſche, 15 nationalsliberale, 8 national⸗demokratiſche 
Abgeordnete. 

„ (Rordd Bund) Der Reichstag nimmt das Mechfelftempel: 
fteuergefeb auch in britter Leſung an, hält bagegen die Verweigerung 
ber Erhöhung ber Branntweinfteuer neuerbinge aufrecht, morauf 
Präfident Delbrück erflärt: daß bie Bunbesregierungen auf bie 
Meiterberatfung der Steuergefeße verzichten. Der Etat für 1870 
wird in dritter Berathung definitiv genehmigt. 

„ (Anhalt). Landtag: 22 Mitglieder bringen einen neuen An: 
trag bez. ber Domanialfrage ein: 

Hiernach foll die Domänenrente des Herzogs von 250,000 Thlrn. auf 
300,000 Thlr. jährli erhöht, und biefe in der Weile gewährt werden, daß 
Grundflüde mit einem Reinertrag von 200,000 Thlrn. jährlih als Privat- 
eigenthum auszuſcheiden, 100,000 Thlr. aber, folange die Regierung beim 
herzoglichen Haufe verbleibt, als Mente fortzugahlen find; mit dem Aufhören 
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10. Juni. (Nordd. Bund). Der Bunbesrath weiſt die Beſchwerde gegen 
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der Regierung tritt an Stelle diefer Rente eine Gapitalabfindung von 
2,000,000 Thlrn. 


Medlenburg ab, ertheilt dagegen bem von Reichstag beichloffenen 
Geſetzesentwurf bez. Gleichſtellung ber religiöjen Belenntnijje nad 
lebhafter Debatte feine Zuftimmung (Medlenburg proteitirt); ebenio | 
werben bie Gewerbeorbnung und das Gefe wegen Beſchlagnahme ber 
Arbeits: und Dienftlähne nach ben Beſchlüſſen des Reichstags genehmigt. 
„ (Zollverein). Zollparlament: Vorberathung bes Zollgeſetzes. Tas: 
felbe wirb unter Ablehnung ſämmtlicher Amendementd angenommen. 

Gegenüber der „jübd. Fraction“ hat fi eine „freie jüdd. Bereinigung“ 
(zur „Mainbrüde") gebilvet, die bis jetzt 32 Mitglieder zäplt. | 

Die Regierungen legen dem Parlament einen Gefeßesentwurf be;. 
Aenderungen im Zolltarif vor, der von einer befonberen Denkſchrift 
begleitet ift: 

Dieſelbe fammt aus der Feder des geh. Raths Otto Michaelis. 
Zum Unterfhied von der vorjährigen Denkſchrift wird die Einführung 
des Petroleumzolles ausführlih zu rechtfertigen geſucht. Zunächſt berech⸗ 
net die Denkſchrift die Ausfälle, welche Folge der vorgelhlagenen Zoll⸗ 
befreiungen und SBollherabjegungen fein würden, nad den Einfuhren des 
Sahres 1868 mie folgt: " Ausfälle bei Artikeln, für welche fchon der vor- 
jährige Gefetzentwurf Zarifänderungen vorſchlug 409,166 Thlr.; 2) Ausfälle 
durch Herabſetzung der Eijenzölle 164,267 Thlr.; 3) Ermäßigung der Reis⸗ 
zölle von 1 Thlr. auf 15 Sp: 428,604 Thlr.; 4) Veränderungen in ber | 

einenwaaren, Tapiofa und Gacao 35,547 Thlr., 
in Summa Xusfälle 1,037,584 Thlr. Hiebei muß zunächſt auffallen, dag in 
der vorjährigen Denfihrift der Ausfall zu Rr. 1 flatt auf 409,166 Thlr. 
nur mit 214,721 Thlr. berechnet worden ift. Freilich legte man damals der 
Berechnung nicht die Einfuhr pro 1868, fondern die Durdicnitiseinfuhr der 
Sabre vom 1. Juli 1865 bis 80. Septbr. 1867 zum Grunde. Das erflärt 
aber noch nicht den Unterſchied von nahezu 200,000 Thlr. und zeigt jedenfalls, 
wie wenig fiher alle ſolche Anſchläge find. Ferner ift bei Berechnung der 
Ausfälle nirgend vorgejehen, daß die Zollherabfegung eine vermehrte Einfuhr 
der betreffenden Artikel zur Folge haben muß. Und doch führt die Denkichrift 
an einer anderen Stelle jelbft an, daß die Herabſetzung des Neißzofles „eine 
von Yahr zu Jahr fleigende Bereutung für die Mafle des Volks gewinnen 
wird.” Auch bei der Begrlindung der Ermäßigung der Eifenzölle wird eine 
wachſende Diehreinfuhr als wahrſcheinlich Hingeftellt. Zur weiteren Begründung 
des Verlangens der Einführung des Petroleumzolles wird auf die Zollausfälle 
bingewiefen, melde dur die älteren Handelsverträge feit 1865 entitanden 
find. Das Seldägquivalent dafür wird offenbar wiederum ohne Berüdfitigungen 
der Mehreinfuhren auf 6,890,000 Thaler veranſchlagt. Ebenſo willtürlich wie 
diefe Dereamung it in der Denkſchrift eine Gegenüberftellung der auf den 
Kopf der Bevölkerung fallenden Zollverträge. Es werben den Jahren 1862 
bis 64 die unglünftigen Jahre 1865, 1867 und 1868 gegenübergeftellt. In 
legteren ift der Ertrag der Zölle und ber Rübenſteuer eiwa 14 Ser. für den 
Kopf der Bevölkerung oder 1,532,000 für den Zollverein jährlih geringer 
geweien. „Eine Tarifreform”, jo führt Herr Michaelis weiter aus, „welche 
fich darauf beſchränkte, die Zahl der befteuerten Artifel zu vermindern, ohne 
zugleih Maßnahmen zu treffen, die Ertragsfähigfeit des Reſtes zu erhöhen, 
würde die Gefahr in fi bergen, daß der reformirte Tarif fih als Reril er⸗ 
wieje, weil namentlich bei den Golonialwaaren die langſame Entwidelung der 
Production einer die Ausfälle bei niebrigen Zollfägen deckenden Gteigerung 
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des Verbrauchs Kindernifie bereite.” Ben vemfelben Herrn Otto Michaelis 
liegt eine Denkſchrift über Zollreform aus dem Jahre 1858 vor, welde er 
damals für den vollswirthicdhaftlihen Congreß ausgearbeitet hatte. Darin 
heißt e8 gerade entgegengejegt zu der obigen Ausführung: „Jede Zufuhr von 
Waaren, welche zollfrei zugelaffen und durch die zollfreie Zulaffung erft mög⸗ 
Lid) wird, erfordert bei der Verarbeitung oder dem Verbrauch berjelben die 
Zufuhr anderer Artikel, die einem Zoll unterworfen find. Außerdem bedingt, 
aud ohne folche nachweisbare Zufammengehörigkeit der Artikel, die Belebung 
des Handels, welche in Folge der Zollbefreiung für den Handel werthpoller 
Gegenftände eintreten wird, in ihren unmittelbaren und mittelbaren Wirkungen 
eine allgemeine Zunahme der Einfuhren und auch der Vergollungen, wie wir 
ja aljährlid mit der LTebhaftigkeit des Verkehrs die Zolleinnahmen wachſen 
und abnehmen fehen. . . . Zn der That, gerade wenn wir in der Streidjung 
der Zölle nicht zu engherzig vorgehen, dürfen wir am Wenigften um den 
Erſatz in Berlegenheit fein, den die Staaten aus den Übrigen Zöllen, Con⸗ 
jumtionsfteuern und anderen Einnahmequellen in folge der Reform reihlich 
erhalten werden.” Die Einnahme aus dem Betroleumzolle veranſchlagt die 
Denkſchrift auf 898,000 Thlr. (im vorigen Jahre wurde der Ertrag auf nur 
500,000 Thlr. geſchätzt). Die Denkſchrift nennt das Petroleum „derbalb ein 
geeignetes Steuerobject, weil e8 einen Gegenftand allgemeinen Berbrauchs 
bildet, ohne zu den Begenfländen des unentbehrlichen Qebensbebarfs zu gehören.“ 





13. Juni. (Preußen). Neuer Beſuch bes Königs in Hannover. Ders 


14. 


15. 


felbe ijt dabei von Graf Bismarck begleitet. 


„» (Zollverein). Zollparlament: Beginn ber Zarifbebatte. Rebe 
Delbrüd’s über die vorgeſchlagenen Tarifänderungen und namentlich 
für bie Petroleumfteuer. 


„» (Anhalt) Landtag: Beginn der Debatte über die Domanial: 
Auseinanberfegung: 

Die zweite und dritte Abtheilung erflären fi aus finanziellen, volls⸗ 
wirthichaftlihen und politiihen Gründen gegen den Bermittlungsvoriälag 
der Eommiffionsmehrheit, welcher dem herzogl. Haufe mit dem vollen Eigen» 
thumsrecht liegende Bründe bis zur Höhe einer reinen Jahreßrente von 
500,000 Thlrn. übermweifen will, und acteptiren dafür den Antrag der 22, 
laut weldem zwar gleisfens eine Jahresrente in demjelben Betrag, aber nur 
zu Zmeibritteln in Srundflüden und zu einem Drittheil in Baarem, bewilligt 
werden fol. Die rechtliche Seite der Frage laflen beide Abtheilungen einſt⸗ 
weilen unberührt, weil fie glauben, daß lein Theil Neigung habe die Sadıe 
zur rechtlichen Entſcheidung zu bringen. Bon ganz befonderm Gewicht für ihr 
Feſthalten an diefem Standpunkt ift die Rüdficht auf die feigenden Anforde- 
rungen des norddeutſchen Bundes an die Beitragspfliht Anhalts und auf die 
Eventualität der Einverleibung des Landes in Preußen, der gegenüber 
diejes nicht auf einen großen Theil feiner ſicherſten Einkünfte und entwicklungs⸗ 
fähigften Objecte verzichten Lönne, weil in Preußen den Kreiſen eine Menge 
von Laften aufgebürdet werben, die zur Zeit in Anhalt vom gefammten 
Staat getragen würden. Die erfte Wbtheilung dagenen beharrt aus recht⸗ 
lichen, bolitifäien und finanziellen Grunden bei dem Vorſchlag der Commiſ⸗ 
fionsmehrheit, den fie nur in zwei untergeorbneten Punkten modificirt bat. 
Nach dem Abänderungsvoriälage diejer Abtheilung werben die abzutretenden 
Güter gleid im Geſetze namhaft gemadit, und außerdem ſoll davon eine Bei» 
hilfe zu den StaatSaußgaben für die nächſten 20 Jahre von 20,090 Thlrn. 
jährlich (ftatt 10,000 Thlrn.) geleitet werden. Die Iandesherrligen Commiſ⸗ 
farien geben die Erklärung ab: daß der Herzog den Untrag der 2. und 3. 
Abtheilung als zu einer Ausgleichsbafis völlig ungeeignet befinde, und feine 
Annahme daher einer gänzlichen Ablehnung jedes gütlichen Ausgleichs glei 
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erachten müfle, daß er dagegen, um den Unfichten und Wuünſchen des Land⸗ 
tags entgegen zu klommen, den v. Braunbehren'ſchen Vorſchlag (Gommiffions- 
mehrheit) annehmen und als Regierungsporlage betrachtet wiflen wolle. Dem⸗ 
gemäß übergeben die Eommiffarien gleichzeitig ein Verzeichniß derjenigen 
Grundftüde, welche aus volkswirthſchaftlichen umd ſonſtigen Rüdfihten von der 
Orunvftüdsausmwapl für den Herzog ausgeſchlofſen bleiben. Na einer längeren 
Debatte, und nachdem zwei Abg. erflärt haben, angefihts der Erflärung der 
Regierung an dem von ihnen unterzeihneten Balze'ſchen Antrag (der 22) 
nicht als an einem Ultimatum fefthalten zu Lönnen, wirb die Debatte behufs 
weiterer Berftändigung vertagt. 


16. Juni. (Zollverein). Zollparlament: Der Petroleumzoll wirb mit 


17. 


18. 


19, 


21. 


155 gegen 93 Stimmen abgelehnt. Dagegen werben bie Zollermäßi: 
gungen mit einigen Mobificationen angenommen, | 

Im vorigen Jahre wurde die Betroleumfteuer in der Borberatfung mit 190 
gegen 99 und in der Schlußberathung mit 149 gegen 86 Stimmen abgelehnt. 
» (Zollverein). Zolparlament: Debatte über bie Zuckerſteuer. 
Die Erhöhung ber Steuer per Er. Rüben von 7% auf 8 Ear. 
wird mit 148 gegen 100 Stimmen zugeftanden, dagegen das In⸗ 
frafttreten bes Gefehes auf ben Antrag Lasker's vom Inkrafttreten 
bes mobificirten Zolltarifs abhängig gemadt, obgleih Delbrüd er: 
Härt, bag die Regierungen auf ben Zufammenbang beiber Geſetze 
nicht eingehen könnten. 

„ (Preußen). Feierlide Einweihung bed neuen Kriegshafens 
an ber Jahde im Beifein des Könige. Derfelbe erhält ben Namen 
Milhelmshafen. 

„ (Anhalt). Der Landtag befchließt in ber Domänenfrage nad) 
fehsftündiger Tebhafter Debatte, die in ber neuen Regicrungsvorlage 
geforderte Summe von 350,000 Thlrn. SJahresreinertrag im Grund⸗ 
befig auf ben Betrag von 330,000 Thlrn. herabzufeßen bie Privat: 
güter bes Herzegs von ber ZTaration nicht auszufchließen. Die Er: 
Märung bed Herzogs wird gewärtigt. 

v„ (Zollverein). Zollparlament: Die preußiihe Regierung (na⸗ 
mentli ber Finanzminifter v. d. Heydt) ift bemüht, ein Compromiß 
mit ben Nat.:Liberafen zu Gunften bes PBetroleumzolles gegen Zugeftänb- 
niffe bez. ber Eifenzölle zu Stande zu bringen, jebod ohne Erfolg. 
„ (Rorbb. Bund). Der Reichstag genehmigt in zweiter Leſung 
ben Etat bes Tünftigen Oberbandelsgerichtes mit 62,000 Thlrn. 
und nimmt bas von Schulze⸗Delitzſch vorgeſchlagene Genoſſenſchafts⸗ 
geſetz an. 

„ (Zollverein). Zollparlament: Schlußberathung bes Tarif⸗ 
reformgeſetzes: 

Bismard erklärt: Wenn wir nad finanziellem Gleichgewicht ſtreben, 
müflen wir nach den geeignetſten Gegenſtänden ſuchen. Als ſolcher erſcheint 
das Petroleum. Die Zollgeſetzgebung und die Geſetzgebung über die indirecten 
Steuern muffen in einander greifen. Wollen Sie Zollermäßigungen, fo brau⸗ 
hen wir Aequivalente. Ich bemerte Ramens des Präfidiums, dab eine Tarife 


änderung ohne Petroleumzoll die Zuftimmung des Praſidiums nicht erhal« 
rd. 








Jrenfen und der nerddentſche Pund. 101 


Der Petroleumzoll wird trohdem unter Namensaufruf mit 157 
gegen 111 Stimmen abgelehnt, bie übrigen Beſtimmungen bes 
Tarifs dagegen mit 139 gegen 129 Stimmen angenommen. Schluß: 
berathung bes Auderfteuergefebes: 

Pröf. Deldräüd erflärt, daß die Regierung den Beilüfien des Parla⸗ 
ments (Erhöhung der Rübenfleuer) zuflimme, dagegen nicht dem Antrag 
Laster (Abhängigmahung von der Annahme des Zolltarifs). Das Geſetz 
wird mit 159 gegen 109 Stimmen (SortihrittSpartei und ſüdd. Fraction) 
angenommen und,der Antrag Laster fallen gelafien. 

Die Betition bes deutſchen Handelsſtandes wegen Cinleitung 
einer Münzreform wirb nad bem Commiffionsantrag auf Herftellung 
eines neuen fireng becimalen Münzſyſtems angenommen. 


21. Zuni. (Anhalt). Der Herzog, unzufrieben über die Haltung bes 


22. 


" 


Landtags in ber SDomanialfrage, brobt, feine Reſidenz nah Bern: 
burg zu verlegen. 


„ (Zollverein). BZolparlament: Schluß besfelben. Schlußrede 
bes Königs von Preußen: 


Mit nit minderer Einmüthigleit haben Sie den Vereins⸗Zollgeſetzen 
und "dem damit in Verbindung ſtehenden Gefeke Über den Schug der Zoll» 
grenze im Hamburger Breihafengebiete Ihre Genehmigung gegeben. Die von 
Ihnen beichlofienen Abänderungen beider Geſetze haben die Zuflimmung des 
Bundesraths gefunden. Es Hat ben verbündeten Regierungen zu Iebhafter 
Befriedigung gereicht, ih mit Ihnen ſowohl über die Richtungen, in welchen 
die Zollgeſetzgebung des Vereins der Reform bedurfte, als über die Mittel, 
durch melde diefe Reform zur Ausführung zu bringen ifl, durchweg im 
vollen Einverſtändniß zu finden. Ich Hoffe, daB das wichtige organifche 
Geſetz, weldes an die Stelle einer dreißig Jahre alten Geſetzgebung zu 
treten beftimmt if, in befriedigender und dauernder Weiſe die Anforde 
rungen vermitteln werbe, welde die raſche und vielfeitige Entwidlung des 
Verkehrs und die finanziellen Intereſſen des Vereins an die Zollverwaltung 
zu ftellen haben. Die Aenderungen, welde Sie aus Rüdfiht auf eine für die 
wirthſchaftlichen Verhältniſſe des Vereins in hohem Grade wichtige Induſtrie 
in tem Geſetze über die Beſteuerung des Zuckers beſchloſſen haben, entfernen 
fih nicht von den Gefihtspunkten, welche die verbündeten Regierungen bei 
Borlegung des Gefege im Auge hatten. Die Beſteuerung des Zuderver» 
brauchs im Ganzen wird eine Ermäßigung und die Einnahme des Vereins 
aus diefem Verbrauche wird eine Erhöhung erfahren, welche einen Theil der 
in den Ießten Jahren durch zahlreihe Zollbefreiungen und Ermäßigungen 
veranlaßten Einnahmeausfälle deden wird. Die Revifion des Vereinszolltarifs 
iſt zu meinem Bedauern nit zum Abſchluſſe gelangt. 3% gebe die Hoffnung 
nicht auf, daß die Verfchievenheit der Meinungen über die finanziellen Auf⸗ 
gaben des Bereins, welche dieſen Abſchluß verhindert Haben, mit der Zeit 
ihre Ausgleichung finden werde, und id) entlafie Sie, Geehrte Herren, mit dem 
Wunſche und der Zuverficht, daß aud in diefem Jahre Ihre Bereinigung 
dazu beigetragen habe, das Band zu befeftigen, welches die gemeinfamen In⸗ 
Ritutionen um alle deutſchen Länder Inüpfen. 

„» (Rorbb. Bund). Schluß bes Reichstags. Thronrebe des Könige 
von Preußen: 

„Sie fliehen beim, —E einer Seſſion voll angeftrengter Thätigleit, 
deren Ergebniffe für die Fortbildung der Bundesverhältnifie und für die Ente 
widlung der ——I Norddeutichlands jegenszeidh fein werden. Durch das 
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Möahlocht für den Reichttag iſt die Bildung der MWolläperireiung des Nord⸗ 
deutichen Bundes auf der Grundlage ber Berfaflung endgiltig und gleichmäßig 
geregelt. Der Entwurf einer Gewerbeordnung iſt von Ihnen mit der eingehen- 
den Sorgfalt berathen worden, welche der Wichtigleit und Bielfeitigleit feines 
Inhaltes entſprach. Nachdem der Bundesrath Ihren Beſchlüſſen feine Zuſtim⸗ 
mung ertheilt bat, iſt durch allſeitiges Entgegenlommen in den zahlreichen 
Einzelheiten, weile zu Meinungsverjchievenheiten Veranlafjung geben konnten, 
en Werl zu Stande gebradit, welches der freien Bewegung gewerblicher 
Thätigkeit neue und der gefammten Bevölkerung des Bundesgebietes gemern- 
fame Bahnen eröffnet. Die Uebereinftiimmung der Heereseinrichtung im nord⸗ 
deutihen Bunde und im Großherzogthum Baden hat den Abſchluß eines 
Vertrages geftattet, welcher durch Herftellung der militäriſchen Freizügigkeit 
zahlreichen Ungehörigen des Bundes fo wie des Großherzogthums mweientliche 
Erleigterung in der Erfüllung ihrer Wehrpflicht darbietet. Das Geſetz über 
die VBeihlagnahme der Wrbeitt. und Dienftlöhne bat in der von Ihnen 
beiglofienen Baffung die Zuflimmung der verblindeien Regierungen erhalten. 
Das Geſetz über die Gewährung der Rechtshülfe bezeichnet einen enticheibenden 
Schritt zur Erfüllung einer verfafiungsmäßigen Aufgabe des Bundes, derm 
voliſtandige Loſung dur die Arbeiten zur Herfiellung der gemeinjamen Givil- 
und Strafprozeßordnung und deß gemeinjamen Strafgefegbudhes erfirebt wird. 
Die Erhebung der deutichen Wechſelordnung und des deutlichen Handelsgeieg- 
buches zu Bundesgejegen und die Errichtung eines oberfien Gerichtshofes für 
Handelsſachen ſichern die einheitliche Fortentwidlung des den Bundesangehöri« 
en früher ſchon thatfählih gemeinfamen Handelſsrechtes. In den Ober» 
Dandelägerichte begrüße Ich zugleich eine Erweiterung der Bundeseinridytung, 


welde eine neue Burgſchaft dafür gewährt, daB der Rorbdeutfhe Bund die 


gemeinjamen Snftitutionen, deren er zur Erfüllung feiner nationalen Aufgaben 
edarf, zu fchaffen und auszubilden wohl befähigt if, wenn das bundeStreue 
Bufammenwirten der Regierungen unter fih und mit der Vollsvertretung 
von gegenfeitigem Bertrauen getragen wird. Der aus Ihrer Initiative her» 
vorgegangene Gelegentwurf, betreffend die Gleichberechtigung der Confeſſionen 
in bürgerlier und ſtaatsbürgerlicher Beziehung, begegnete den übereinftim- 
menden Abfichten des Bundesrathes und hat deſſen ——* gefunden. 
Die Umwandlung der in einzelnen Bundesſtaaten beſtehenden Stempelabgabe 
für Wechſel in eine Bundesſteuer vollendet durch Beſeitigung der mehrfachen 
Befteuerung der im Bundesgebiete umlaufenden Wechſel die Einheitlichleit des 
Berlchrägebieteß und fichert eben fo wie das Geſetz über die Portofreiheiten 
dem Bunde eine Steigerung feiner eigenen Einnahme. Beide Geſetze bedingen 
aber eine der Erweitzrung der Bundeseinnahmen gleihlommende Beſchränkung 
der den Zandesfinanzen zu Gebote ftehenden Mittel und führen deßhalb nicht 
zu einer wirffamen Ermäßigung der Matricularbeiträge. Ueber anderweite 
bon den verblindeten Regierungen zur Berminderung der Mairicularbeiträge 
vorgeihlagenen Maßregeln ift zu meinem Bebauern eine Einigung nicht er» 
zielt worden. Es wird daher zunächſt den Landesvertretungen die Aufgabe zu» 
fallen, die Ausfälle, welche durch Ermäßigungen der Abgaben vom Berlchre 
entftanden find, dur Einſchränkung der StaatSausgaben oder dur Bewilli⸗ 
gung folder Abgaben zu decken, welde der Geſetzgebung der Einzelflaaten 
unterliegen. Durch die Genehmigung der Bundeshaushaltsetats und der Er» 
weiterung der Marineanleihe haben Sie dem Bunde die zur Erfüllung feiner 
Aufgabe im nächſten Jahre nötbigen Mittel gefidert und zugleich der Durch⸗ 
führung des Plane für die Entwidlung der Bundesmarine die finanzielie 
Gewährleiftung für die Zukunft gegeben. Bor wenigen Tagen war Ich Zeuge 
der nahezu erreichten Bollendung des erften deutſchen Kriegshafens, eines 
Dentmals, weldes vor Europa die Thatkraft und Einficht bekundet, mit 
welchen deutſcher Fleiß in dreizehnjährigem Kampfe den Elementen die Erfül- 
lung einer großen nationalen Aufgabe abgerungen bat. In der Iebendigen 
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und werlihätigen Theilnahme, mit welder die WBebblferung ber beutichen 
Küftengebiete die Entwidlung des Bundes in der Richtung unjerer maritimen 
Interefien begleitet und befördert, habe Ich mit freubiger Genugthuung den 
Uusdrud bes nationalen Bewußtſeins erlannt, meldes mit wachſender Kraft 
alle Theile des gemeinjamen Baterlandes durchdringt und bie Keime, welde 
wir in der Bunbesverfefiung gemeinſchaftlich gelegt haben, zur Entwidlung 
bringt. Bern gebe Ich Mic daher ber Zuverfiht hin, daß die verbündeten 
Regierungen in ihrem Streben nad) Befefligung und Bervolllommnung ber 
gemeinfamen Einrichtungen aud ferner die Ermuth Pigung, finden werden, 
welche ihnen bisher die entgegentommende Förderung ihrer Bemühungen von 
Seiten des Reichſtages gewährt hat, Das einmüthige Infammenwirfen der 
verbündeten Regierungen und der Bolfsvertretung in der ihnen obliegenden 
gemeinfamen Arbeit an Deutſchlands Wohlfahrt wird mit Gottes Hilfe aud 
ferner wie bisher die Zuverſicht ftärken, mit welcher Deutſchland auf die Ers 
haltung und Befeſtigung feines innern wie feines äußeren Friedens rechnet.“ 


23. Juni. (Anhalt), Der Landtag gibt in ber Domanialfrage im 


25. 


Weſentlichen nah und acceptirt ſchließlich mi 21 gegen 12 Stimmen 
bie wieberbergeftellte Faflung bes von ber Regierung acceptirten 
Entwurfs der Commiffionsmehrbeit. ° 


„ Die Präfidenten ber beiden (Laffalle'ihen) allgem. beutjchen 
Arbeiternereine, Echweiter in Berlin und Mende in Dresden, fühnen 
fi) momentan aus, löfen beide Vereine auf und orbnen eine Ver: 
ſchmelzung beider zu einem Geſammtverein an. Mehrere unterge: 
orbnetere Führer proteftiren indeß ſchon jetzt dagegen. 


„ (Rordd. Bund.) Der Bunbesrathb lehnt den Reichstagsbe⸗ 
Ihluß wegen Ausdehnung ber Competeuz ber Bunbesgejeßgebung 
auf das gefammte bürgerlihe Recht ꝛc. ab. 


(Braunſchweig.) Militärconvention mit Preußen: 


Nah berleiben bildet das braunſchweigiſche Militär immerhin einen ges 
Ichlofienen Xruppenlörper, wird nad wie vor von dem braunſchweigiſchen 
Militärdepartement verwaltet, und der Herzog übt nad wie vor jein Ernen- 
nungs- und Beförberungsrecht aus. Gewiſſen Zugefländniflen an den Bundes- 
Kriegsheren hat fi der Herzog indeß allerdings nicht entziehen können. Dahin 
gehört eine Beſchränkung feines Ernennungsredtes, indem er bie Offiziere 
auf den Vorſchlag des commandirenden Generals in Hannover ernennt und 
befördert. Außerdem bat der König von Preußen noch die allerdings wichtige 
Befugniß, preußiſche Offiziere zur Dienflleiftung nad) Braunſchweig und braun, 
—— Offiziere zur Dienſtleiſtung nach Preußen zu commandiren, von 

welcher Befugniß denn auch jofort Gebrauch gemacht wird. 


1. Juli. (Preußen.) Graf Bismard zieht ſich, mit Urlaub auf un: 


beftimmte Zeit, neuerdings auf fein Gut Varzin zurüd. Der Prä- 
fident des Bunbesfanzleramtes Delbrück wirb durch kgl. Erlaß be: 
auftragt, allen Berathungen bes preußifhen Staatsminijteriums bez. 
DBunbesangelegenheiten beizumohnen. 


„ ® veußen.) Der bepofiebirte Kurfürft v. Heflen erläßt von 
Horſchowitz in Böhmen aus eine neue Denkſchrift an alle europäiſchen 
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Fürftenhöfe unter bem Titel „Proteft und Verwahrung“ gegen bie 
preußiihe Beichlagnahıne ber Turfürftlihen Güter. 


8 Juli. (Nordd. Bund.) Bunbesrath: Der Ausſchuß crflärt ſich gegen 


18. 


„ 


ben Antrag Hamburgs auf Errichtung eines oberften Gerichtshofes 
für den norddeutſchen Bund. 


» (Breußen) Die officiöfe Preffe unterwirft das neue öfterr. 
Rothbuch einer ſcharfen und vielfach bitteren Kritil. Hr. v. Thile 
(der Stellnertreter bes Grafen Bismard) weist bie Vorwürfe bes 
Grafen Beuft bez. Mißbrauch feiner Dep. v. 1. Mai (Einmifhung 
in bie franz.belgiihe Eifenbahnangelegenheit zu Gunften Frankreichs) 
energiſch zurüd: 


++. Wenn die uns durch mande Umftände nahe gelegte Annahme 
begründet wäre, daß der Herr Reichskanzler feine Kritik gegen unfere angeb- 
lien Mittheilungen an den Löniglih ſächſiſchen Minifter Freiherrn v. Briefen 
babe richten wollen, fo würden wir darin die Aufforderung erbliden, auszu⸗ 
ſprechen, daß wir, auch abgejehen von dem Mangel angreifbarer Spezialfälle, 
die Berechtigung einer ſolchen Kritik ſchon aus allgemeinen national-politiichen 
Gründen abweifen. Unfere Mittheilungen an deutſche Regierungen entziehen 
ſich jeder Controle auswärtiger Gabinette, und in noch höherem Grade vermöge 
der Solidarität der norddeutſchen Bunbesbiplomatie diejenigen, die wir nad 
Dresden richten. . . .* 


„ (Sadfen) weist die Anklage einer Dep. bes öfterr. Rothbuchs: 


„Es ſcheine verſucht worden zu fein auf daß Urtheil der kgl. fädhfifchen 
Regierung im Sinn einer für Oeſterreich ungünſtigen Auffaffung des Hergangs 
Einfluß zu nehmen, und namentlich jcheine man fidh der Depeſche vom 1. Mai 
bedient zu haben, um das Verfahren der k. k. Regierung „im Licht eineß der 
franzöfihen Regierung geleifteten und mit ihr abgelarteten Liebesdienſtes“ er- 
feinen zu laffen, wogegen es als die Abficht der Depeſche bezeichnet wird, 
das ſächſiſche Cabinet nicht „unter dem beirrenden Einfluffe* derartiger In⸗ 
finuationen” zu laſſen.“ 
energiſch zurüd und erflärt die (preußifche) Beeinfluffung für „gänz- 
li unbegründet”: 

„Uebrigens folge ich (dv. Friefen) nur dem eigenen Beifpiel des Hrn. Reichs» 
kanzlers, wenn auch ich auf feine „jächfiichen Erfahrungen“ provocire, indem ich die 
Ueberzeugung ausſpreche, daß er mid) wohl niemals als einen Mann bat 
Iennen lernen, der jo leicht dem „beirrenden Einfluß” der „Smfinuationen“ 
anderer unterliegt, und daB er mir daher auch Glauben ſchenken wird, wenn 
ich verfichere, daß die wenigen im vertraulichen Geſpräche mit dem k. 1. Herm 
Gejandten in Bezug auf die Depeihe vom 1. Mai d. %. von mir gemachten 
Bemerkungen aus meiner eigenen Vieberzeugung hervorgegangen find, die fidh 
auf eine ziemlich vollſtändige Analyſe des Inhalts jenes Altenſtücks gründete, 
welche mir durch die koniglich ſächfiſche Geſandtſchaft in Brüffel und London 
Ihon Anfangs Juni d. J. zugegangen war. Ich erfude Em. Exc. diefen Erlak 
dem Hrn. Reichs lanzler mitzutheilen, und daß dieß geſchehen, fofort telegraphiich 
an das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten nad) Dresden zu mel» 
den, da in Folge der Veröffentlihung der Tepeihe vom 8. Yuli aud die 
Verdffentlichung des gegenwärtigen Erlafjes, wenn auch zu meinem lebhaften 
Bedauern, doch ganz unvermeidlich geworden iſt.“ 


Ende Juli. Der Biſchof von Fulda ladet die deutichen Bifchdfe auf ben 
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1. September zu einer Conferenz nad Fulda ein, um ſich über ihre 
vorausfihtlide Stellung im Eoncil zu verftändigen. 


Anfang Aug. (Nordd. Bund.) Die Regierung veröffentlicht ben Ent: 


wurf eines Strafgeſetzbuches für ben norbbeutihen Bund. 

„ Preußen) Die Crridtung und Einweihung eines neuen 
Klojters in Moabit bei Berlin erregt vielfah Mißfallen und gibt 
Veranlaſſung zu wieberbolten argen Exceſſen. 

„ (Breußen) unterzieht die Arußerungen bes öſterr. Reichslanzlers 
v. Beuft über Preußen (in ben Eitungen ber öfterreihifchen Dele⸗ 
gationen v. 23. und 26, Juli) feiner Kritik: 

Dep. an d. preuß. Geſandten in Wien: „...In Betreff des einen 
Punktes, nämlich unferer Stellung zu Suüddeutſchland, dürfen wir die Zeitungen 
als gut unterrichtet über die Erklärungen des Herrn Reichskanzlers anfehen, 
da derjelbe ihre Angaben gegen Ew. Exc. beflätigt und motivirt hat. Ich 
meine die Yeußerung des Yen Reichſskanzlers, daB er die Bezichungen 
zwiſchen Defterreih und Preußen den Delegationen deßhalb als unbefriedigend 
bezeichnet habe, weil Preußen durch die Schließung der Schuk- und Trutz⸗ 
bündnifje mit den ſüddeutſchen Staaten den Prager Frieden Oeſterreich gegen- 
über von Anbeginn alterirt habe; diefe Wirkung der bezeichneten Bündniſſe 
fei ihrer Zeit von uns nicht beftritten, ja, man könne faft fagen, ſtillſchweigend 
zugegeben worden. Ich erjude Ew. Exc. ganz ergebenft, den Herrn Reichs⸗ 
Kanzler darauf aufmerlfam machen zu wollen, daß wir bisher niemals Ber» 
anlafjung gehabt haben, diejer feiner Auffaffung zu begegnen, und daß der 
Prager Friede abjolut nicht3 enthalte, mas auch nur einen Borwand dazu 
bieten Fönnte, den jouveränen Staaten Süddeutſchlands oder uns die volle 
Freiheit, einen jeden Vertrag, welcher beiden Teilen zujagen mödhte, einzugehen, 
im Mindeften zu beſchränken; im Gegentheil, der Prager Friede entHält jogar am 
Schluſſe des Art. 4 die Aufforderung, eine nationale Verbindung der jübdeutfchen 
Staaten mit NRorddeutihland zum Begenflande näherer Verfländigung zu 
machen. Yrgend welde Beihränkungen des founeränen Rechtes, beliebige Ver⸗ 
träge mit einander zu fchließen, hat der Prager Friede weder für uns, noch 
für die deutichen Südſtaaten geichaffen. Die Angabe des Herrn Reichskanzlers, 
daß die Bündniffe mit dem Friedensvertrage in Widerſpruch fländen, als eine 
unbegründete ausdrücklich zu bezeichnen, lag bisher für uns bei dem Klaren 
MWortlaute des Friedensvertrages fein Anlaß vor; nachdem aber Graf Beufl 
leinen Anſtand genommen, Ihnen jelbft gegenüber jene Behauptung aufzu- 
Rellen, der Em. Exc., wie ich vorausſetze, folort perjöänlich entgegengetreten 
find, jo wurde e8 nothiwendig, der Zurüdmweifung derjelben eine amtliche Form 
zu geben... .. Ferner ſcheint der Hr. Reichſslanzler gelagt zu haben: Er 
habe fich ſtets redlich bemüht, mit diefem Nachbarſtaate nicht bloß dem Weien 
nad Frieden und Freundſchaft zu bewahren, fondern auch in den äußeren 
Formen innigere Beziehungen herbeizuführen. Dieb ſei jedoch bis jekt, troß 
aller Bemühungen, nicht gelungen, da man diejen feinen Beftrebungen von 
Seiten Preußens nicht enigegenkonime. Rah einer anderen Berfion iſt bie 
Lage Deſterreichs als die eines Mannes bezeichnet worden, deſſen zur Freund⸗ 
fchaft dargereihte Sand keine Entgeanung finde. Ich muß befennen, daß dieſe 
Angaben mi mit Erftaunen erfüllt haben. Obſchon fie in Verbindung mit 
der erften, nad dem Zugeſtändniſſe des Grafen Beuft richtigen Angabe von 
allen Berichterftattern reproducirt werden, jo fcheint e8 mir doch ganz un⸗ 
möglid, daß der Herr Reichskanzler ſich in diefer Weile ausgeſprochen haben 
follte, da mir nicht befannt iſt, daß uns von dem faiferlihen Gabinet auch 
nur die leiſeſte Andeutung, welche auf eine Abfiht ung entgegen zu kommen 
fhliehen ließe, geſchweige denn ein Entgegenlommen wirtlid bekundet worden 


106 Yreuken and der nerddeutfche Bund. 


iſt. Wir haben nicht den Beruf, nad Gründen der Zurückhaltung zu for- 
ſchen, welde die Politik Oefterreih unter Leitung des Grafen Beuſt Rord- 
deutſchland gegenüber beobachtet, und welche ſich durch die Thatſache Harakterifirt, 
daß Graf Wimpffen feit dem Frühjahr 1868 niemals den Wunſch nad einer 
Unterredung mit dem Grafen Bismard geäußert, alſo auch eine fjolde in 
diefer ganzen Zeit nicht gehabt hat. Es läßt fi nicht annehmen, daß ein 
fo abjoluter Berziht auf jeden geſchäftlichen Berlehr mit dem Leiter unferer 
auswärtigen Angelegenheiten, während Em. Exc. Yhrerjeits die Begiehungen 
regelmäßig mit dem Grafen Beuft unterhielten, nicht auf ausdrücklicher Wei⸗ 
fung des Letzteren beruhen ſollte. Auch aus feinen diplomatiſchen Berdffent- 
lichungen erinnere ich mich feiner für Preußen entgegenlommenden oder aud 
nur wohlwollenden Yeußerung. Sollte der Kanzler Mittbeilungen beabfidhtigt 
haben, die uns nicht zugegangen find, oder follte der Ausdruck feines Willens 
uns nicht unverfälfcht erreicht haben, fo denke ih, daß er gern einen Anlaß 
ergreifen würde, um entweder den bisher mit an uns gelangten Ausdruck 
feines wohlmwollenden Entgegentlommens uns nadträglih dur Em. Exc. zu 
übermitteln oder um zu conflatiren, daß die Veröffentlihungen über feine 
Aeußerungen in den Delegationen unrichtig find. Es würde fi dann heraus» 
ftellen, daß diefe faljchen Angaben einen Theil jener von dem Herrn Reichs⸗ 
Tanzler gewiß eben fo wie von un verurtbeilten Beftrebungen bilden, zwiſchen 
zwei Völkern, die im friedlichen und freundſchaftlichen Verkehr zu leben ziem- 
lich einftimmig wünfchen, Verdächtigung und Miktrauen hervorzurufen. Ich 
glaube, der Herr Neichlanzler wird Em. Exc. dankbar fein, die Gelegenheit 
zu einer Ausſprache in diefem Sinne zu finden, und ih erfude Ew. Erc. da⸗ 
her ganz ergebenft, ihm diefen Erlaß vorlefen und eine Abſchrift desſelben 
bebändigen zu mwollen. Ueber feine Erwiderung jehe ich ihrem gefälligen Be⸗ 
richte entgegen.” 

7.— 9, Aug. Social:demofratiiheAgitation: Bebel und Liebknecht wollen durch 
einen allgemeinen deutſchen ſocial-demokratiſchen Congreß in Eiſenach 
bie Arbeiterpartei unabhängig von Schweißer ꝛc. organijiren. 

Programm: „Die forialsdemolratiihde Partei Deutſchlands erftrebt die 
Errichtung des freien Volksſtaais. Jedes Mitglied der ſocial⸗demokratiſchen 
Partei verpflichtet fi, mit ganzer Kraft einzutreten für folgende Grundfäge: 
1) Die heutigen politiichen und focialen Zuftände find im höchſten Grade un- 
gereht und daher mit der größten Energie zu befämpfen. 2) Der Kampf 
für die Vefreiung der arbeitenden Klaſſen ift nicht ein Kampf für Klafien- 
privilegien und Vorrechte, fondern für gleiche Rechte und gleiche Pflichten und 
für die Abſchaffung aller Klaſſenherrſchaft. 8) Die dkonomiſche Abhängigfeit 
des Arbeiter von dem Kapitaliften bildet die Grundlage der Knechtſchaft in 
jeder Form, und deßhalb erftrebt die focial-demofratifche Partei unter Ab⸗ 
ſchaffung der jegigen Produktionsweiſe (Rohniyftem) den vollen Arbeitsertrag 
für jeden Arbeiter. 4) Die politifche Freiheit ift die unentbehrlichſte Vorbe⸗ 
dingung zur dkonomiſchen Befreiung der arbeitenden Klafſen. Die fociale 
Frage ift mithin untrennbar von der politiichen, ihre Loſung durch dieſe be⸗ 
dingt und nur möglich im demokratiſchen Staat. 5) In Erwägung, daß 
die politifhe und dlonomifche Befreiung der Arbeiterklaſſe nur möglich ift, 
wenn diejelbe gemeinfam und einheitlich den Kampf führt, gibt ſich die ſocial⸗ 
demokratiſche Partei Deutihlands eine einheitlide Organifation, welche es 
aber auch jedem Einzelnen ermöglicht, feinen Einfluß für das Wohl der 
Gejammtheit geltend zu maden. 6) In Erwägung. daß die Befreiung 
der Wrbeit weder eine lofale noch nationale, jondern eine fociale Aufgabe 
if, welche alle Länder, in denen es moderne Geſellſchaft gibt, umfaht, be» 
trachtet fich die ſocial⸗ demokratiſche Bartei Deutſchlands, ſoweit e8 die Bereins- 
geiehe geftatten, als Zweig der internationalen Arbeiterafiociation, deren 

eſtrebungen anfchliekend. Als die nädften Forderungen in ber Wgitali 
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der focialsdeinokratifchen Partei find geltend zu maden: 1) Ertheilung des 
allgemeinen, gleichen, directen und geheimen Wahlreht3 an alle miünbigen 
Männer vom 20. Lebensjahre an, zur Wahl für das Parlament, die Land» 
tage der Einzelftaaten, die Provinzial» und Gemeindevertretungen, wie alle 
Übrigen Bertretungsflörper. 2) Einführung der directen Gejehgebung (Refe⸗ 
rendum) durd das Voll. 3) Aufhebung aller Vorrechte des Standes, des 
Befitzes, der Geburt und der Eonfefftion. 4) Errichtung der Bollswehr an 
Stelle der fichenden Heere. 5) Trennung der Kirde vom Staat und Trens 
nung der Schule von der Kirche. 6) Obligatoriicher und unentgeltlicher 
Unterriht in Volksſchulen. 7) Unabhängigkeit der Gerichte, Einführung der 
Geſchwornengerichte und Einführung des öffentliden und mündlichen Gerichts⸗ 
verfahrens. 8) Volle Prebfreibeit, freieftes Berfammlungs-, Vereins⸗ und 
Coalitionsrecht, Einführung eines NRormalarbeitstags, Verbot der Kinderarbeit. 
9) Abſchaffung aller indirecten Steuern und Einführung einer einzigen directen, 
progreffiven Eintonnmenfteuer. Die folgenden Säte betreffen die Organifation 
ber Partei: Jedes Mitglied bat einen monatlicden Beitrag von 1 Groſchen 
für Parteizwede zu entrichten. Die Parteigenofien, melde auf das Partei⸗ 
organ abonniren und dieß glaubhaft nachweiſen, find während der Dauer des 
Abonnements ihrer Beitragspflicht enthoben. Die Leitung der Parteigeichäfte 
iR einem Ausihuß von fünf Perjonen übertragen. 

Neben ben Bebelianern find jedoch in Eiſenach auch bie Echweiberia- 
ner erſchienen. Ter Congreß wirb gefprengt, und beide Parteien tagen 
barauf in getrennten Rocalitäten. Die Bebelianer zählen 262 Delegirte 
(von angebl. 150,000 Arbeitern), die Echweißerianer 110. Die 
Bebelianer nehmen, in ruhiger Berathung, das Programm mit ge: 
ringen Mobdificationen an. 

Ein Antrag, als Ziel der ſoeial⸗demokratiſchen Partei nit ben freien 
Bolksſtaat, fondern geradezu die Republik zu bezeichnen, wird abgelehnt, zu⸗ 
met aus „Opportunitätsgründen.” Aus den beichlofienen Abänberungen 
des urjprüngliden Programms ift Folgendes hervorzuheben: Die jetige Pro» 
duftionsweile ſoll durch genofienihaftliche Arbeit erſetzt, die directe Gejehgebung 
durch das Bolt mit Vorſchlags⸗ und Abftimmungsrecht verbunden, die Grauen» 
arbeit nicht verboten, aber beſchränkt werben; die beantragte Feſtſetzung eines 
Rormalarbeitstags wird verworfen. Nicht alle Steuern außer der Einkommen⸗ 
fteuer follen abgeſchafft, vielmehr auch die Erbichaftsfteuer beibehalten werden. 
Unter die nächſten Forderungen wird noch die „flaatliche Förderung des Ges 
noſſenſchaftsweſens und die Ertheilung von StaatSunterflügungen an Genoſſen⸗ 
Ichaften unter demokratiſchen Garantien“ aufgenommen. Die zum Programm 
erhobene „direlte Geſetzgebung durch das Voll” mendet der Congreß in der 
Meile jofort auf feine Orgenijation an, daß in Zulunft alle eingreifenderen 
Congreßbeſchlüſſe der nachherigen Urabſtimmung aller Mitglieder der Vereine 
unterliegen; ebenfo fol der von den im Umkreiſe des Vororts wohnenden 
Bereinen zu wählende Präfident und Ausſchuß durch Urabfiimmung beftätigt 
werden. Zum Schub gegen „Unregelmäßigleiten”, namentlih in Rafleange- 
legenheiten, wird eine befondere Controlcommiifion eingefegt. Als Parteiorgan 
ſoll das in Leipzig erſcheinende, demokratiſche Wochenblatt” für Rechnung der 
Bartei übernommen und 2mal wöchentlich unter dem Titel „der Vollsſtaat, 
Organ der focialsdemofratiichen Arbeiterpartei” herausgegeben werden. Nach 
Beendigung der Berathung des Programms werden noch einige Punkte des» 
felben einer beſonderen Discuffion unterzogen und insbefondere das abfolute 
Berbot der Kinderarbeit, jowie die Nothwendigkeit einer Bejeitigung der durch 
die Zuchthausarbeit der freien Arbeit gemadten Concurrenz ausgeſprochen. 
Zum Vorort wird Braunfchweig, zum Sik der Controlcommilfion Wien 
gewählt; der nächſte Congreß ſoll in Stuttgart fattfinden. 
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9. Aug. (Preußen) Ein Erlaß bes Königs beruft eine außerorbentl. 
Provinzialfynode ber evangeliihen Kirche in Heilen. 

Diefelbe fol in Marburg zufammentreten, aus 6 Superintendenten, 24 

geiftlichen, ebenfoviel weltliden und 6 von der Regierung ernannten Mit- 
liedern beftehen und zunädft eine Presbpteriale und Synobelordnung für 
efien berathen. 

Die 6 Superintendenten und 32 Geiſtlichen proteftiren fofort gegen ben 
k. Grlaß und wollen von der alten Kirchenordnung von 1657 unter feinen 
Umftänden ablafien. In der dffentlihen Meinung findet dagegen die Abficht 
der Regierung vielfach entſchiedenen Anklang. 

10. „ (Rippe:Detmold.) Der Fürft läßt fi, dem Drange ber 
Iippefhen Nationalvertretung nachgebend, zu einigen liberalen Zuge: 
ftändniffen herbei: 

In einer fürftlicden Verordnung wird die Zahl der zu erhebenden Grund⸗ 
fteuerfimpeln ermäßigt und damit ein zwiſchen der Regierung und dem 
Zandtag ausgebrochener Steuerconflict befeitigt , in einer zweiten aber „auf 
den Antrag getreuer Stände" beftimmt: „Die Sigungen des Landtags find 
öffentlich, doch kann Die Deffentlichleit auf den Antrag des Regierungscommifjärs 
oder dreier Mitglieder durch Beichluß des Landtags, welder in geheimer Sigung 
zu faflen ift, ausgefchlofien werden.“ 

12. „ (Preußen) Das Polizeipräfibium von Frankfurt a M. for: 
bert biejenigen (im Ganzen mehrere bunbert) jungen Bürgersföhne, 
welche angeblich „behufs der Auswanderung”, in Wahrheit aber 
um ber Erfüllung ber allg. Wehrpflicht ſich zu entziehen, Schweiz. 
Bürgerrechte erworben hatten, ohne barum Frankfurt ober ihre Ge: 
Ihäfte zu verlaffen, auf, bie Stadt und den preußiſchen Staat binnen 
6 Wochen zu verlaflen, widrigenfalls fie polizeilide Ausweilung zu 
gewärtigen hätten. 


20. „ (Breußen.) Die Regierung beruft endlich, gerade fünf Jahre 
nad bem Erlaß ber neuen Eynobalorbnung, bie erfte Landesſynode 
für Hannover. 

Diefelbe befteht aus 29 geiſtlichen, ebenjo viel weltlichen, 4 weiteren und 
12 vom König ernannten Mitgliedern. 


22.—25. „ Allg. deutih. Genofienfhaftstag in Neuftadt a. d. H. 

Es haben fi 200 Bertreter von etwa 100 Bereinen aus ganz Deutichland 
bon Königsberg bis Konflanz eingefunden und ebenfo ein Abgefandter der bel⸗ 
giſchen Regierung, Schulze⸗Delitzſch als Anwalt der Genoſſenſchaften, 
berichtet über die Entwickelung und Wirkſamkeit des Centralverbandes im 
verfloſſenen Jahre und geht dabei namentlich auch auf die Bedeutung ein, 
welche das deutſche Genofſenſchaftsweſen für das benachbarte Ausland, nament⸗ 
Ih für England und Italien, habe. Erſteres, das Mutterland der Genoſſen⸗ 
Ihhaften, fei von Deuiſchland bezüglih der Organijation und Ausdehnung ber 
Genoſſenſchaften bedeutend überholt worden. Dieß ſei ſelbſt officiell an t 
worden, indem bedeutende Stantsmänner, unter anderen Morier, Deutihland 
zum Mufter für England in Bezug auf die Organijation und Wirkſamkeit 
des Genoſſenſchaftsweſens aufgeftellt haben. Auch beweiſe die Verbindung ber 
Anwaltihaft mit dem Ausland die Vorzüge der deutſchen Organijation. Wie 
mit England ftehe die Anwaltſchaft au mit Italien in fortwährendem brief- 
lihen Verkehr, und jelbft Griechenland Habe ſich ſchon bei der Anwaltichaft 
guten Rath und Winte in Benofienichaftsangelegenheiten erbeten. Im Bater- 
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Iand felhft habe ſich die Bedeutſamkeit der —— dadurch geltend 
gemacht, daß fie der Geſetzgebung für ihre dauernde Organiſation ein allge⸗ 
meines Geſetz abgenöthigt habe. Die Genoſſenſchaften bildeten eben eine be⸗ 
deutende Macht im politiſchen und ſocialen Leben, und auch auf die Stimmung 
=. und Haltung des Geſdmarktes würden fie noch eine nachhaltige Einwirkung 
= gewinnen, wenn man auf ben foliden Grundlagen des Verlehrs weiter baue. 


= 25. Aug (Preußen) Ein kgl. Erlaß ertheilt ber von bem Eonfiftorium 
* in Kiel entworfenen kirchlichen Gemeindeordnung für die evang. 
* luth. Gemeinden der Provinz Schleswig-Holſtein die Genehmigung 

und gewärtigt Vorſchläge wegen Berufung einer außerordentlichen 
= Eynobe, ſobald nad der neuen Gemeinbeorbnung eine rechtlich ges 
* ordnete Vertretung der Gemeinden hergeſtellt ſein werde. 


26. „ (Breußen) lehnt den vom öſterr. Reichskanzler durch Dep. 
. vom 15. Aug. gemadten Vorſchlag eines Schriftenwechſels über bie 
._ Frage des gegenfeitigen Entgegen: ober Nichtentgegenfommens feiner: 
Eu jeits ab und läßt bem Gr. Beuft durch ben preuß. Geſandten in 
. Wien mündlich eröffnen, 
* „daß es die bisherigen ſchriftlichen Erbrterungen mit der Depeſche des 
Neichskanzlers als abgeichloffen betrachte, und daß es wünſche und hoffe: es 
werde auf dem Weg eines neuerliden Meinungsaustaufches zwiſchen feinem 
\ Gelandten, dem Frhrn. v. Werther, und dem kaiſerlichen Reichslanzler gelingen, 
die abweichenden Anſchauungen über den Art. 4 des Prager Friedens in 
Einklang zn bringen.“ 
26.—28. „ Deutſcher Yuriftentag aus Heibelberg. Derfelbe befchließt: 
I. Auf den Bericht des Profeffors Bneift: „Der Juriftentag ſpricht aus: 
1) Die Civilehe if als die dem Verhältnifie von Kirche und Staat in 
Deutihland entipreddende nothwendige Form der Eheſchließung anzueriennen. 
2) Mit allgemeiner Einführung der Givilehe ıft auch das Ehehindernik wegen 
ligionsverfchiedenheit aufzuheben.” II. Auf den Bericht des Appellations⸗ 
gerichtä⸗Raths Dr. Stenglein: „Der deutihe Yuriftentag, die Reform 
bedürftigleit der in den deutſchen Staaten in Geltung ftehenden militärge- 
rigtligen Berfahrensgefege und das Beblrfnik einer Einigung der» 
. felben anerlennend, jpricht feine Uebergeugung aus, daß eine zeitgemäße, bie 
. Anforderungen der Wiſſenſchaft und Rechtsſicherheit erfüllende Reform dieſer 
Gelege nur zu verwirklichen if, wenn dem Militärftrafverfahren die weſent⸗ 
lichen Formen des bürgerlichen Berfabrens zugeführt werden, und die Zus 
Rändigfeit der Militärgerichte im Frieden auf Dienftvergeben der Militär- 
perjonen beigräntt. Der Yurifteniag ſpricht es weiter als feine Ueberzeugung 
aus, dag Disciplinarvoriähriften für die Armeen, ſoweit fie die Erkennung 
von —* ‚mem Gegenſtande haben, nur auf dem Wege der Geſetzgebung 
au er .’ 


— „ (Breußen). Heftige Agitation unter ber bänifh gefinnten 
Benölferung von Nordſchleswig, um burd eine Maſſenadreſſe an 
den König bie Ausführung der Beftimmung bes Prager Friedens 
bez. Nordſchleswig zu erzwingen. 


— „ Im Leipzig eriheint bie ausgeführte Bearbeitung ber in ber 
A. A. Ztg. erichtenenen Artikel „das Eoncil und bie Civilta“ unter 
dem Titel „der Papft und das Concil“ gegen bie intenbirte Infal⸗ 
Hihilitätserflärung des Papſtes. 
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31. Aug. — 1. Sept. Fünfzehnter deutſcher Kirchentag in Stuitgart. 


Derſelbe ſucht ſowohl den confeflionellen als den liberalen Proteftanten 
gegenüber eine möglichft verjöhnliche Richtung einzuhalten und den For⸗ 
derungen der Zeit Rechnung zu tragen, namentlich aud, um dem römiſchen 
Goncil gegenüber die proteftantifche Ghriftenheit als ein, wenn aud nicht hie⸗ 
rarchiſch geeinigtes, doc im Geifte innig verbundenes Ganzes erſcheinen zu 
offen. Die Verhandlungen find öffentlid. Ginftimmig wird folgende 
Klonen 9 gegenüber dem päpftlicden Senvichreiben an die Proteftanten be⸗ 

ofen: 

. ... Allein der Papft hat ſich nicht begnügt, feine Biſchdöfe zum Concil 
zu berufen, fondern aud bei diefer Beranlaffung an die auf dem Boden 
der gejegneten Reformation ſtehende Chriftenheit mit einer Anſprache fi 
gewendet, 

„Wäre diefe bei dem warmen Ausdrud der Sehnſucht ſtehen geblieben, 
daß die in der Ghriftenheit beftehenden Trennungen in dem einmlüthigen Bes 
kenntniß zu dem, welcher der Weg, die Wahrheit und das eben ift, ver» 
ſchwinden möchten, daß alle für das Heil der Seele werthlofen Differenzen 
ihre Trennungsfraft in der Ghriftenheit verlieren möchten, wir würden weit 
entfernt fein, einem Mitchriſten das Recht zu einer foldhen Anſprache zu bes 
ftreiten, jondern fie als Mahnung betrachten, für deren Veherjigung in un⸗ 
ferer eigenen Mitte Stoff genug fi vorfinde. Allein die Anſprache lauiet 
anders. Eie ift auf einen andern Rechtätitel gebaut, und gipfelt in Auffor- 
derungen, die eine are und bündige Untwort erheifchen. 

„Das Recht zu feiner Anſprache entnimmt der Bapfl daraus, daß er kraft 
göttlicher Cinjegung in Stellvertretung unſers Herrn und Heilands das Hirten» 
amt über die gefammte Chriftenheit zu führen habe. Dies ift nun nit bloß 
eine unſern chriftlichen Borftellungen völlig unverftändliche Redeweiſe, die ſchon 
deBhalb ihres Zwecks verfehlen muß, fondern auch die freilich nicht erfimalige 
Erhebung eines Anſpruchs, den wir zurüdzumeiien haben. Wenn thatſächlich 
viele Millionen Ehriften an jene göttliche Einjegung des Papftthums glauben, 
und dadurch die Borausfegung feines geichichtlichen Fortbeſtands Iiefern, jo ift 
diefen, aber nur diefen gegenüber eine Mahnung zuläflig, welche ihr Recht auf 
eine ſolche göttliche Vollmacht fügt. Wendet ſich dagegen eine folde Mahnung 
an die evangeliiche Ehriftenheit, jo beanſprucht fie Über diefe einen unzuftän- 
digen Amtäberuf, beftreitet die Legitimität unjerer das Papftthum verwerfen- 
den kirchlichen Erxiftenz, und Iennzeichnet diefe Verwahrung ſelbſt als Ueber⸗ 
tretung einer von Chriſtus feiner Gemeinde gegebenen Ordnung. Dem gegen- 
über haben wir zu erllären: daß wir nicht troß, fondern wegen unſerer Ge⸗ 
bundenheit durch den Willen unferes Herrn einen kraft göttlider Vollmacht 
zum Haupt der Ehriftenheit erhobenen Papft nicht anertennen. Bielmehr be» 
kennen wir nach wie vor mit Luther in den Schmalkaldifchen Artikeln (Art. IV): 
daß der Papſt nicht fei jure divino oder aus Gottes Wort das Haupt der 
ganzen GChriftenheit (denn das gehört einem allein zu, der heißt Jeſus Ghri- 
ſtus), fondern allein‘ Biſchof oder Pfarrherr der Kirchen zu Rom, und ber» 
jenigen, fo fih williglich . . zu ihm begeben haben. 

‚Der Mangel im Orunde, auf welchen der Papft feine Mahnung an uns 
baut, erweist fi weiter an den Aufforderungen, die er an uns richtet, Gie 
begehren nichts geringeres als unfere einfache Nüdfchr zu der im päpftlichen 
Gentrum zuſammengeſchloſſenen Einheit der römiſch⸗katholiſchen Kirche; fie 
verlangen dieſe Rückkehr theils als ſchuldigen Gehorſam gegen eine angebliche 
Kirchenordnung Chriſti, theils als das ſichere Mittel zur Ausheilung aller 
Schäden, die das römiſche Auge in unſerer Mitte wahrnimmt. Dieſer Auffor⸗ 
derung gegenüber ift wohl laum nöthig, auch in diefer Verſammlung die 
Berfiherung abzugeben, daß fie jedweder Ausſicht auf Erfüllung entbehrt, dag 
wir don ganzem Herzen und um Gewiſſenswillen fefthalten an unferem theu⸗ 
ren durch den Segen der Reformation wiedergewonnenen evangeliſchen Beſiz. 
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Wir wiflen von feiner durch einen gejekgeberiichen Willen Chriſti eingefehten 
Rircdenverfafiung, am wenigften von einer in Petrus gegründeten und auf die 
römifchen Bijchöfe vererbien Kirhenmonardie; wir fehen in einer foldden Ber- 
fafjung feine Bürgichaft der unverfäljchten eberlieferung der chriſtlichen Heils- 
güter,; wir find der gewifien Zuverfiht, daß die Uebel, an denen auch die 
evangeliiche Ghriftenheit leidet, lediglich von der reiheren Entfaltung der durch 
die Reformation erjhloffenen chriſtlichen Lebens- und Erlenntnißquellen ihre 
Heilung zu gewärtigen haben; wir find endlich entichloffen mit des Herrn 
Hülfe die theure Hinterlage der Reformation zu vertheidigen und zu bewah⸗ 
ren, uns und unfern Kindern zum gewiſſen perfönlichen Heil und der Menſch⸗ 
heit (auch der katholiſchen) zur fihern Bürgihaft, daß das Evangelium nie» 
mals wieder unter den folgen Thürmen hoher Dome begraben werben Tann.“ 


1—6. Sept. Konferenz ber beutihen Bilchöfe in Fulda. Die öfters 


reichifchen Biſchöfe nehmen an derſelben feinen Theil. Der Biſchof 
von Regensburg ift nicht erſchienen. Diefelben beichließen, einen 
gemeinfamen Hirtenbrief an ihre Dioceſanen zu erlaffen, in dem fie 
— übrigens in zurüdhaltendb vorfihtiger Sprade — verfihern, 

daß das Concil keine neuen Blaubenslehren ausſprechen werde, welche 
in der hl. Schrift oder apoſtoliſchen Ueberlieferung nicht enthalten feien, und 
nicht Grundfäge aufftellen könne, welche den Iinterefien des Chriſtenthums nad» 
theilig und mit den berechtigten Anſprüchen des Staates, der Givilifation, der 
Wiſſenſchaft, ſowie mit der rechtmäßigen Freiheit und dem Wohle der Völker 
nicht verträglich feien; daß der Papft nicht unter dem Einfluß einer Partei 
ſtehe und das Goncil nit als Mittel benügen wolle, um feine Macht über 
Gebühr zu erhöhen und die Verfaflung der Kirche zu ändern, daß die Bilchöfe 
bei ihren Berathungen volle Freiheit haben, daß es beim Eoncil feine Parteien 
gebe, welche mit allen Mitteln der Ueberredung den Eieg durch Gewinnung 
einer Majorität erlangen wollen: 

„Im Geiſte Jeſu Chriſti und feiner heiligen Kirche, welcher por allem ein 
Geift der Einheit und Gemeinſchaft ift, find wir deutſchen Biichöfe auch in die- 
ſem Jahr in Fulda, am Grabe des heiligen Bonifacius, zu brüderlicher Bes 
rathung vereinigt geweſen. Der Zweck diefer Berfammlungen iſt nit etwa 
der: bindende Beſchlüſſe in Eirchlichen Angelegenheiten zu faſſen, was nad; den 
Gejegen der Kirche nur auf eigentlihen und in gehöriger Form abgehaltenen 
Kirchenverſammlungen möglich if, ſondern gebt Lediglich) dahin: durch gegen- 
feitige Beſprechung uns zur befleren Erfüllung unſeres heiligen Amtes tüchtiger 
zu maden, und jene Einigfeit und Liebe unter uns zu pflegen, welche die Mut⸗ 
ter und Ernährerin alles Guten if. 

„In diefem Jahr war jelbfiverfländli ein Hauptgegenfland unferer Be⸗ 
rathungen die Borbereitung auf das allgemeine Eoncil, zu dem unfer heiliger 
Bater Pius IX. alle Bijchdfe der Erde berufen Hat. Im Hinblid hierauf 
haben wir es für gut und beilfam erachtet, bevor wir uns trennten, gemein« 
ſchaftlich ein kurzes Wort an unfere geliebten Didcefanen, Geiſtliche wie Laien, 


zu en. 

„As die Berufung eines allgemeinen Eoncils zur Gewißheit geworben war, 
erfüllte auf der einen Seite fromme Erwartung und frohe Hoffnung die Ge⸗ 
müther der Bläubigen, und Tauſende richteten mit kindlichem Bertrauen ihre 
Blide nah Rom. Nicht als ob das Eoncil ein Zaubermittel wäre, um alle 
Uebel und Gefahren von uns hinwegzunehmen und mit einemmal das Angefidt 
der Erde zu verändern, fondern weil nad der von Ehriftus in feiner gött« 
lichen Weisheit gegebenen Einrichtung die Bereinigung der Nachfolger der 
Apoſtel um den Rachfolger des HI. Petrus in einer allgemeinen Kirchenver⸗ 
fammlung das vorzüglichſte Mittel if, um die befeligende Wahrheit des Chris 
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ftenthums in ein helleres Licht zu feen, und fein heilige Beleg wirffamer 
ins Leben einzuführen. Was der heilige Papft Gregor der Große fo ſchön 
fagt: daß im Laufe der Zeiten die Pforten der göttlichen Wahrheit und Weis⸗ 
heit fiir die Ehriftenheit immer weiter geöffnet werden, daß wird am groß» 
artigften durch die allgemeinen Goncilien erfüllt. Davon aber, daß die Lehre 
Chrifti recht erfannt, und fein Geſetz allgemeiner befolgt werde, hängt aller- 
dings, wie daß ewige, fo auch das wahre zeitlihe Wohl der Menſchheit ab. 
Darum haben von jeher die treuen Kinder der Keirche die allgemeinen Con⸗ 
cilien mit Troft und beiliger Hoffnung begrüßt. Diefe Gefinnung auch an- 
gefichts des benorftehenden Concils in uns felbft zu pflegen und bei andern 
zu verbreiten ift eine heilige Pfliht. Dagegen können wir uns nicht verber- 
gen, daß, auf der andern Seite, jelbft von warmen und treuen Gliedern der 
Kirche Bejorgnifie gehegt werden, melde geeignet find, daß Vertrauen abzu» 
Ihwäcen. Hiezu kommt, daß von den Gegnern der Kirche Beſchuldigungen 
ausgeſprochen werben, welche feinen andern Zwei haben, als weithin Argwohn 
und Abneigung gegen das Goncil zu erregen, und felbft das Mißtrauen der 
Negierungen wachzurufen. 

„So werden Befürchtungen laut, als ob das Goncil neue Glaubenslehren, 
welche in der Offenbarung Gottes und der Ueberlieferung der Kirche nicht 
enthalten find, verlündigen, und Grundfäge aufſtellen lönne und werde, welche 
den Intereſſen des Chriſtenthums und der Kirche nachtheilig, mit den beredh- 
tigten Anſprüchen des Staats, der Eivilifation und der Wiſſenſchaft, ſowie mit 
der rechtmäßigen Freiheit und dem zeitlichen Wohl der Völker nicht verträg- 
ich fein. Man geht nod) weiter: man beſchuldigt den heiligen Bater, daß 
er, unter dem Einfluß einer Partei, das Concil lediglih ala Mittel benügen 
wolle, um die Macht des apoftoliihen Stuhls über Gebühr zu erhöhen, die 
alte und echte Verfaſſung der Kirche zu ändern, eine mit der riftlichen Frei⸗ 
heit unverträgliche geiſtliche Herrſchaft aufzurichten. Man ſcheut fich nicht, das 
Oberhaupt der Kirche und den Episcopat mit Parteinamen zu belegen, welche 
wir bisher nur im Munde der erflärten Gegner der Kirche zu finden gewohnt 
waren. Demgemäß jpridt man dann ungejcheut den Verdacht aus: es werde 
den Biichöfen die volle Freiheit der Berathung nicht gegeben fein, und es 
werde auch den Biſchöfen jelbft an der nothwendigen Erkenntniß und Frei⸗ 
miüthigfeit fehlen, um ihre Pfliht auf dem Goncil zu erfüllen, und man 
ftelt in Yolge davon fogar die Giltigleit des Goncils und feiner VBeichlüffe 
jelbſt in Frage. 

„Woraus dieſe und ähnliche Reden auch entſprungen fein mögen — aus 
lebendigen Glauben, aus treuer Liebe zur Kirche, auß einem unerjchlitterlichen 
Vertrauen auf jenen Beiftand, melden Gott feiner Kirche niemals entzieht, 
find fie e8 nicht. So haben niemals unfere Väter im Olauben, niemals die 
Heiligen Gottes gedacht; das Ana ra geliebte Didcefanen, ohne Zweifel 
auch eurem innerften Slaubensbewußtfein. Aber wir wollen euch auch aus« 
drucklich ermahnen, durch ſolche Reden euch nicht irre führen und in eurem 
Glauben und Vertrauen erjchüttern zu laflen. Nie und nimmer wird und 
kann ein allgemeines Goncil ein eneue Lehre ausſprechen, welde in der heiligen 
Schrift oder der apoſtoliſchen Ueberlieferung nicht enthalten ift; wie denn über- 
haupt die Kirche, wenn fie in Glaubensſachen einen Ausſpruch thut, nicht neue 
Kehren verlündigt, fondern die alte und urjprünglihe Wahrheit in klareres 
Richt Fellt und gegen neue Irrthümer ſchützt. Nie und nimmer wird und 
kann ein allgemeine Goncil Lehren verlündigen, welche mit den Grundfägen 
der Gerechtigkeit, mit dem Nechte des Staats und feiner Obrigleiten, mit der 
GBefittung und mit den wahren Intereſſen der Wiſſenſchaft, oder mit der rechte 
mäßigen $reiheit und dem Wohle der Völker im Widerſpruche ftehen. Ueber⸗ 
haupt wird das Concil keine neuen und feine andern Grundſätze aufflellen als 
Diejenigen, welche euch allen durch den Glauben und das Gewiflen ins Herz 
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geſchrieben find, welche die chriſtlichen VBolker dur alle Jahrhunderte Heilig 
gehalten Haben, und auf welchen jekt und immer das Wohl der Staaten, die 
Autorität der Obrigfeiten, die freiheit der Völker. beruht, und welde die 
Borausjegung aller wahren Wiffenihaft und Gefittung bilden. 

‚Und warum können wir dieß mit foldyer Beftimmtheit und Zuverſicht 
ausſprechen? Weil wir dur den Glauben gewiß find, daß Jeſus Chriſtus 
bei feiner Kirche bleibt alle Tage bis ans Ende der Welt; daß der heilige 
Geift fie nie verläßt, und fie an alles erinnert und in alle Wahrheit einführt, 
fo daß fie ift und bleibt die Säule und Grundveſte der Wahrheit, welche auch 
die Pforten der Hölle nicht zu überwältigen vermögen; well wir endlich glau⸗ 
ben und willen, daß, wenn die Nachfolger Petri und der Mpoftel, der Papft 
und die Biſchöfe, auf einem allgemeinen Eoneil rechtmäßig verjammelt, in 
Sadıen des Glaubens und des Gittengefeges Entſcheidungen geben, -fie durch 
Gottes Fürfiht und Beiftand gegen jeden Irrthum fidher geftellt find. Wie 
EHriftus geftern und heut und in Ewigkeit derfelbe ift, und jein Wort niemals 
vergeht, wenn auch Himmel und Erde vergehen, fo bleibt auch feine Kirche 
allezeit diejelbe, und die Wahrheit Ehrifti bleibt allezeit und unmandelbar in 
ihr. Auch nur fürdten, ein allgemeines Concil könne in feinen Lehrbeſtim⸗ 
mungen gegen die überlieferte Wahrheit fehlen, könne die von Gott gegrlndete 
Berfaffung der Kirche irgendwie in ihrem Wejen umändern, heißt die Kraft 
der der heiligen Sirche gegebenen göttlichen Berheißungen und die Wirkung 
des göttlichen Gnadenbeiſtandes veriennen. 

„Au braucht niemand zu beforgen: das allgemeine Concil werde in Un⸗ 
bedachtſamkeit und Uebercilung Beichlüffe faflen, welche ohne Noth mit den 
beftehenden Berhältnifien und den Bebürfniffen der Gegenwart fi in Wider⸗ 
ſpruch fegen, oder e& werde, nad Weile ſchwärmeriſcher Menſchenanſchauungen, 
Sitten und Einrichtungen vergangener Zeiten in die Gegenwart verpflanzen 
wollen. 

„Und wie kann man auch nur vernünftigerweife fo eiwas von einer Ver⸗ 
Sammlung der Bilchöfe der ganzen katholiſchen Welt befürchten, welche mit 
den reichften Lebenserfahrungen außgeftattet, mit den Zuftänden der verſchieden⸗ 
artigften Länder vertraut, mit der Berantwortlichkeit des heiligften Berufs bes 
laftet, Hauptfächli zu dem Zweck vom Oberhaupt der Kirche verſammelt wer» 
den, um mit ihm zu berathen, wie am beiten die ewigen Wahrheiten der 
Religion in der Gegenwart zu verwirklichen, und die Wohlthat des Chriſten⸗ 
thums den gegemmoärtigen und zufünftigen Geſchlechtern zu erhalten und zu 
übermitteln jet? 

„Unbegründet ift au und überaus ungerecht der Verdacht: es werde da 
auf dem Concil die Freiheit der Berathung beeinträchtigt jein. Wie wenig 
tennen diejenigen, welche jo denfen, die Gefinnungen des Papftes, die Gefin- 
nungen der Bifchöfe und die Handlungsmeife der Kirche! Wir willen e8 auf 
das beflimmiefte, daß es der-erflärte Wille des Heiligen Vaters if weder der 
Sreiheit, noch der Zeit der Berathungen eine Schranke zu ſetzen, und das liegt 
auch in der Natur der Sade. Denn in einem Goncil der Kirche ringen nicht 
verichiedene Parteien mit allen Mitteln der lieberredung um den Sieg, ſuchen 
nicht einzelne Mitglieder durch bloße Gewinnung einer Mehrheit das Ueber⸗ 
gewicht über die Gegner zu erlangen. Alle find bei aller Berjchiedenheit ſon⸗ 
ftiger Meinungen von vornherein einig in den Principien des Glaubens, und 
ftreben nur nad) einem Ziel, dem Heil der Seelm und dem Wohl der Chris 
ſtenheit; und Erörterungen finden da nicht ftatt, um den Gegner zu über⸗ 
winden oder ein Sonderintereffe zu fördern, jondern um die Wahrheit von 
allen Seiten zu beleuchten, und nicht eher zu enticheiden, als bis jede Schwie⸗ 
rigfeit erledigt, jede Dunkelheit aufgebellt ift; beſonders wo es fi um die 
ewigen Wahrheiten des Glaubens handelt, wird das Goncil auch nicht das 
mindefte beichliegen, ohne zuvor die Mittel der Wiffenichaft und der reiflichften 
Weberlegung ericyäpft zu haben. j 
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„Und was follen um 
den Biſchofen aus Menſchenfurcht an der pflichtmäßigen Freim 
Eoncil gebrechen werde? Eingedenk des Gebots unjers Herrn, die nit 
zu ſchelien, die uns läftern, wollen wir nur ſchlicht und einjeh jagen: die 
Bilchöfe der katholiſchen Kirche werden auf dem allgemeinen Goncil, bei biefem 
widptigften Geſchäft ihres Amts und Wirkens, der beiligften aller Pflichten, 
der Pflicht der Wahrheit Zeugniß zu geben, nie und nimmer vergeffen ; fie 
werben eingedenk des apoftoliihen Wortes: daß, wer den Menſchen gefallen 
will, nicht Chriſti Diener ift; eingedenk der Rechenſchaft, die fie bald vor dem 
göttlichen Richterſtuhl ablegen müſſen, feine andere Richtſchnur Iennen als ihren 
Slauben und ie Gewifien. Wir haben es nicht unjer unwürbig eradstet, den 
katholiſchen Epijcopat und das allgemeine Goncil gegen diefe traurigen Ver⸗ 
daächtigungen zu vertheidigen, bat ja auch der Weltapoftel um feine apofto- 
liſchen Amtes willen und aus Liebe zur Kirche und den Seelen es nicht ver- 
ſchmäht, fih gegen die unbegründeiftien Anklagen zu vertbeibigen. Wenn man 
aber gar unter gänzlicher Verläugnung aller Ehrfurdt und Liebe, welche wir 
der Kirche und ihrem Oberhaupt ſchuldig find, die Abſicht des Heiligen Baters, 
den heiligen apoftoliihen Stuhl jelbft anſchwärzt und läftert, wenn man ihn, 
den Chriſtus zum Hirten aller und zum Felſen gelegt hat, auf dem die ganze 
Kirche ruht, als Partei und als Werkzeug einer Partei darflellt, wenn man 
ihm herrſchſuchtige und ehrgeizige Ubfichten ganz nad Weile jener Welt zu⸗ 
Schreibt, die auch einſtens Chriſtus, den Stifter der Kirche, als einen Empörer 
und Aufwiegler des Volks vor Pontius Pilatus anklagte, fo fehlen uns die 
Worte um unjern ganzen Schmerz über foldye Reden und gegen den Geiſt uns 
auszujprechen, aus dem fie entipringen. 
„Nichts ift dem Weſen der katholiſchen Kirche jo fremd und fo entgegen- 
eſetzt als Parteiweſen. Gegen nidts hat der göttliche Keiland, und haben 
Peine Apoftel fi beſtimmter ausgejprochen, als gegen jeglide Parteiung und 
Spaltung; und gerade um alles derartige auszuichlieken und die Einheit des 
Geiftes im Bande des Friedens zu bewahren, hat Ehriftus unter allen Apofteln 
einen zum Mittelpunft der Einheit und zum Oberhirten aller gefekt, alle feiner 
väterliden Autorität untergeorbnet, alle, Bifhöfe, Priefter und Gläubige der 
ganzen Welt, durch ein unauflöslides Band des auf Blauben und Liebe ge» 
gründeten Öehoriams mit ihm verbunden. Wohl umſchließt die Kirche eine 
unermeßliche Mannichfaltigkeit nationaler und menſchlicher Eigenthämlichkeiten. 
Sie begreift die verfchiedenartigften Benofienihaften, Gorporationen und Ges 
Raltungen des religiöfen Lebens in fi; fie duldet, ja fie jchüßt die Ver⸗ 
ſchiedenheiten theoretiſcher und praltiſcher Meinungen; aber nie und nimmer 
duldet und billigt fie Parteien, oder iſt fie gar ſelbſt Partei; ja für jedes 
katholiſche Herz, folange fein Glaube und feine Liebe durch Leidenichaften nicht 
getrübt worden, iſt e8 unmöglich, daß eb in religiöfer und kirchlicher Beziehung 
einem Parteigeift anheimfalle; denn fein Glaube bewegt e8, das eigene Urtheil 
und noch mehr die befonderen Intereſſen und —— in Demuth, Liebe 
und unbegrenztem Vertrauen dem höchſten und unfehlbaren Lehramt unterzu⸗ 
ordnen, daß Ghriftus uns zu hören befohlen bat, und von dem fein Wort 
ewig gilt: „Wer eu höret, höret mich." Auf dem bevorfiehenden allgemeinen 
Goncil wird diefes hödhfte, unfehlbare Lehramt der Kirche, oder vielmehr, es 
wird Chriſtus und fein heiliger Geiſt durch es zu allen reden, und alle, bie 
guten Willens, alle die auß Gott find, werben feine Stimme hören: die Stimme 
der Wahrheit, der Gerechtigkeit, des Friedens Chriſti. Wie Petrus und bie 
Apoftel auf dem erften Goncil zu Jeruſalem nur einer Meinung waren und 
nur eine Sprade führten, jo wird es auch heute der Fall fein, und es wird 
der ganzen Welt offenbar werden, daß, wie in ber erſten Ghriftengemeinde, 
fo auch heute noch in der katholiſchen Kirche alle eines Herzens und einer 


Seele find. 
Aus diefer Duelle der Einheit flieht in der Kirche alles Große, Gule und 
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Heilſame; alle Büter des Chrikentfums fihd an fie gefnlpfi; nur in dieſer 
Einheit wird uns das Licht und das Leben Chriſti zu Theil. Darum hat 
auch Chriſtus in feinem hohenpriefterlichen Gebet vorzüglich um das Gut dies 
fer Einheit für die Seinigen zu feinem himmliſchen Bater gebetet, weil in dem 
Gute der Einheit alle andern Güter des Heils, der Glaube, die Liebe, die 
Stärke, der Friede und aller Segen enthalten find. Und umgekehrt, find aus 
Spaltung und Tremung die größten Webel, von denen je die Ghriftenheit und 
die Welt heimgefucht wurde, entiprungen, und hängt umgelehrt alle Heilung 
von der Berlöhnung und der Kerftcllung der Einheit ab. 

„Wenn in unjeren Zeiten, wie wir mit Dank gegen Gott bekennen 
möüffen, jo mande Schäden früherer ſchlimmerer Tage geheilt werden, wenn 
das kirchliche und religidfe Leben aller Ungunft der Zeiten ungeachtet er. 
Rarti if, und vieles Gute zum Geile der Seelen und zum Troſte 
der Armen und Leidenden geſchah, wenn unter Geiftlichen und Laien der 
Glaubensmuth und die Liebe zur Kirche ſich gehoben hat, wenn auf der gan- 
zen Welt das Rei Gottes mit neuer Friſche wächſt und Frudt bringt, wenn 
ſelbſt alle Angriffe auf die Kirche, und alle Leiden, womit fie heimgejucht wird, 
ihr nur zum Beften gereichten, jo zweifeln wir nicht daran, daß ſolches haupt. 
ſächlich jener innigen Eintracht und Einheit der Gefinnung zu danken ift, melde 
durch Gottes Gnade, einige traurige und unbedeutende Störungen abgerechnet, 
in der ganzen katholiſchen Welt herrſcht. Es ift nicht ein eitles Rühmen, ſon⸗ 
dern eine gnadenvolle und ofienbare Wahrheit, dab alle Biſchoöfe des katholi⸗ 
ſchen Erdkreiſes unter einander und mit dem apoſtoliſchen Stuhl in ber voll⸗ 
tommenften Einheit verbunden find, und daß in gleicher Weile Glerus und 
Bolt mit ihren Bilhöfen Übereinftimmen; und jo befteht auch unter den ver⸗ 
ſchiedenen Ständen der Kirche durchweg Herzliche Eintracht, jo fühlen ſich auch 
die Katholiken aller Nationen eins und einig in dem Glauben und in der 
Liebe zur Kirche; die Noth und die Stürme der Zeiten haben dieſe Eintracht 
nur erhöht, und namentlich hat das Liebende Zufammenwirken aller Rationen 
zum Schutze deß hart bebrängten hl. Vaters diefes Band der Einheit enger 
und enger gefnüpft. Im Geifte diefer Einheit, als Befandte Chriſti, in Chriſti 
Ramen und aus Ehrifti Herzen ermahnen, bitten und beſchwören Wir afle, 
vor allem linfere Mitarbeiter im Prieſterthum und im heiligen Lehramt, daß 
fie, je nad) ihrer Stellung, durch Wort, Schrift und Beilpiel jene volllem- 
mene Eintracht des Geiſtes unter gänzlicher Beſeitigung aller etwaigen, hier 
oder dort vorausgegangenen Streitigleiten pflegen und befördern, und fidh alleß 
defien enthalten, was Zwietracht nähren und die menſchlichen Leidenichaften 
anfachen Tönnte. 

„sn Kurzem werden Wir auf längere Zeit Unſere Diöcefen verlaffen, und 
Unfere Herzen find tief bewegt, indem Wir auf die großen Gefahren der gegen» 
wärtigen Zeit hinbliden. Wir haben daher beſchloſſen und verordnen hiermit, 
daß eine dreitägige Andacht zum beiligften Herzen Jeſu, anfangend am 8. Der 
zember d. J., in allen Pfarreien Unferer Diöcefen abgehalten werde, in An⸗ 
betracht welder Andacht Wir Uns nähere Unordnung vorbehalten. 

„Sie Gnade und der Friede Jeſu Chrifti, die Fürbitte der HL. Jungfrau 
und aller lieben Heiligen ſei und verbleibe mit euch allen. 

Gegeben zu Fulda, 6. Sept. 1869. Gezeichnet: Paulus, Erzbiſchof von 
Köln, Sregoriuß, Erzbiihof von Münden und Freifing ; Heinrich, Fürftbifchof 
von Breslau; ©. Anton, Bifhof von Würzburg; Chriſtoph fylorentius, 
Biſchof von Fulda; Wild. Emmanuel, Biſchof von Mainz; Eduard Jakob, 
Biſchof von Hildeshein; Ludwig, Biſchof von Leontopolis J. p., apoftolifcher 
Bicar von Sadjen; Gonrad, Biſchof von Paderborn; Pankratius, Biſchof von 
Augsburg; Matthias, Biſchof von Trier; Nicolaus, Bilchof von Halikarnaſſus, 
apoftoliiher Bicar von Luxemburg; Johannes Heinrich, Biſchof von Osnabrück 
und Provicar der nordiſchen, deutichen und bänijhen Mifjionen, Franz Leo⸗ 
pold, Biſchof von Eichſtädt; Lothar, Biſchof von Xeula I. p. und Gapitular« 
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vicar der Ergdiöcele Freiburg; Philipp, Bilhof von Ermeland; Johannes 
Nepomucenus, Biſchof von Kulm, vertreten durch Dr. Haſſe, Dompropft und 


Generalvicar; Nikolaus, Bilhof von Speyer, vertreten dur) Dr. W. Molitor, | 


Domcapitular und geiftl. Rath; Karl Joſeph v. Hefele, erwählter Biſchof v. 
Rottenburg, kraft befonderer Vollmacht. 


— Sept. (Preußen) Das Gonfijtorium ber Provinz Brandenburg 


und ber Oberlirhenrath verweigern bem Proteftantenverein ben 


Gebrauch einer Kirche für feine bevorftehende Generalverfamm: 


lung in Berlin. 
» (Breußen). Die Regierung lehnt die Befhwerbe des Yranl: 
furter Magiſtrats gegen die Ausweifung ber jungen Yrankjurter, 


die fih durch Erwerbung eines ſchweizeriſchen Bürgerrechtes ber 


Erfüllung ber allg. Wehrpflicht zu entziehen ſuchten, entſchieden ab. 
„n  Generalverjammlung ber kath. Vereine Deutſchlands in Tüflel: 
borf. Diefelbe beichließt folgende Refolutionen: 

„I. Die zwanzigfte Generalverfammlung der Tatholifchen Vereine Deutſch⸗ 


lands erachtet es als ihre erfte Aufgabe, von Neuem alle deutihen Katholiken 
an die Pflichten zu erinnern, welche fie gegen den hl. Stuhl haben. Angefihts 


der Bebrängniß, in welcher der apoſtoliſche Stuhl fi Außerlich befindet, mahnt 
die Seneralverfammlung an die für jeden Katholiken geltende Pflicht des 
Peterspfennigs; fie empfiehlt auf's Dringendfle die Beiheiligung an dem 
Liebeswerke der Bruderſchaft vom HI. Michael; und fie fordert die katholiſchen 
Söhne Deutichlands auf, fih zu ſchaaren um den rings von Feinden hart 
bedrohten Stuhl Petri als treue Kämpfer für das Recht der Kirche. II. Die 
Berfammlung begrüßt mit dem Gefühle der tiefften Ehrfurdt das dkumeniſche 
Goncil, welches auf den Ruf Pius IX. am 8. Decemberd. J. ſich verſammeln 
wird. Wie zu allen Zeiten, wenn die katholiſche Kirche zu einem Goncil zu⸗ 
fammentrat, jo fieht auch heute das katholiſche Volk diefer großartigen Ber» 
fammlung mit vollem Bertrauen entgegen, feithaltend an dem Glauben, daß 
der heil, Geiſt die Berathungen leitet, und deßhalb nur ſolche Beichlüffe gefakt 
werden, die der Wahrheit über den Irrthum den Sieg verihaffen und den 
Völkern zum Heile gereichen. Die Katholiten Deutihlands ermarlen von ihren 
Fürften und Regierungen, daß fie fih aller Schritte enthalten, welche die 
Freiheit der Berathungen und Beichlußfaffungen des bevorftehenden Goncils 
beeinträdgtigen Tönnten, III. Angeficht3 der unerhörten Ungriffe und Beſchim⸗ 
pfungen, denen die Lehren und Inſtitutionen der Tatholifchen Kirche, insbeſon⸗ 
dere die Klöfter, jegt mehr denn jemals Seitens ihrer Feinde ausgefeht find, 
und gegenüber der Unmaßung, mit welcher die Letztern in der Prefie und in 
Berfammlungen über die Angelegenheiten der katholiſchen Kirche verhandeln 
und beichließen, erflärt die Generalverfammlung: daß die Katholilen fo be» 
rechtigt als verpflicgtet find, dieſes Eindringen in das Gebiet der Kirche mit 
allen ihnen zu Bebote ſtehenden geſetzlichen Mitteln zurückzuweiſen. Sie fordert 
deßhalb die Katholiken Deutſchlands auf, überall von ihren verfafiungsmäßigen 
Rechten Gebrauch zu machen und ſowohl in Vereinen und in der Preffe, wie 
durch Theilnahme an den öffentlichen Angelegenheiten, die Freiheit und Unab- 
ce der Kirche und ihre Gleichberechtigung mit andern Religionsgefell- 
chaften zu vertheibigen uud jeden Angriff auf dieſelbe mit aller Entſchiedenheit 
zu belämpfen. IV. Mit dem tiefften Schmerze fieht die Generalverfammlung 
auf die graufamen Bertolgungen bin, durch welde Rußland die latholijche 
Kirche in Polen zu vernichten ſuchi. Inmitten des civilifitten Europa’s, beflen 
Regierungen fo oft Veranlaffung genommen, in fernen Welttheilen dag unter- 
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drüdte Recht zu Schligen, beflagen die Katholiten es tief, daß, ungeachtet der 
freundichaftliden Beziehungen zu dem Herrſcher bes ruſſiſchen Reiches, weder 
von den Thronen noch durch die Regierungen auch nur der Verſuch gemacht 
worden ift, einer Barbarei ein Ende zu maden, welche dem ganzen civilifirten 
Europa zur Schande gereiht. V. Die Berfammlung gibt der Erwartung 
Raum, daR Fein Katholik die offenen und verbedten Schmähungen jeiner Reli» 
gion mit feinem Belde bezahle durch das Halten antikatholiſcher Preßerzeugniffe. 
VI, Die Berfammlung fordert die chriſtlichen Männer aller Stände auf, fi 
der arbeitenden Klaſſen anzunehmen und für das bkonomiſche und fittliche 
Wohl derjelben zu wirken. VIT. Die Generalverfammlung erklärt die Errich⸗ 
tung eonfeifionslofer Schulen für einen Angriff auf die Rechte der Kirche und 
aller Gonfeifionen, für einen Angriff auf das natürliche und dhriftliche Recht 
der Familie, für einen Angriff auf die freiheit des Gewiſſens. Sie erblidt in 
derfelben den größten Schaden für jegliche, vor Allem für die religiöſe Erzies 
bung. Sie erfennt es deßhalb für die Pflicht eines jeden Katholifen, der Ein» 
führung folder Schulen mit allen gejeglihen Mitteln entgegenzutreten.“ 


16. Sept. (Preußen). Die beiben däniſch gefinnten nordſchleswig'ſchen 


17. 


23. 


Abgg. Ahleman und Kryger werben von ihren Wahlkreiſen wieder 
mit übermwältigenden Majoritäten in das Abg.Haus gewählt. 

» (Preußen). In Frankfurt erfolgt bas erite Ausweifungsbecret 
gegen einen ber jungen Bürger, mwelder fi durch Erwerbung eince 
ſchweiz. Bürgerrechtes ber Erfüllung der allg. Wehrpflicht zu entzie⸗ 
ben geſucht haben. 

»„ (Preußen) Cröffnung des Prov.sfandtags v. Hannover und 
ber Sommunallandbtage von Kurbeffen und Nafjau, hauptſächlich zur 
Drbnung ber Berbältniffe der Landescreditkaſſen. 


In Hannover find die Synodalwahlen entfhieden orthodox und 
particulariſtiſch ausgefallen. 
„ Zweiter Philofophencongreß in Frankfurt a. M. 
„» (Sadfen). Zufammentritt bes Landtags. Die zweite Kammer 
bejegt ihr Bureau im erften Wahlgang mit den von ber vereinigten 
liberalen Partei vorgeſchlagenen Candidaten. Mehrere Mitglieder 
proteftiren hierauf gegen bie Anerkennung ber Rechtsbeſtändigkeit 
ber aus dem Staatsſtreich von 1850 hervorgegangenen Berfaflungss 
zuſtände. 
„EGachſen). Eröffnung des Landtags. Thronrede bes Könige: 

„++. Sachſen fährt fort, von den auswärtigen Regierungen Zeichen der 
Achtung uud des Wohlmwollens zu erhalten. Auch innerhalb des norddeutſchen 
Bundes erfreut es ſich einer geachteten Stellung. Mein entſchiedenes Beſtreben 
if von Anfang an dahin gerichtet gevefen, den Ausbau des Bundes auf dem 
Grunde feiner Berfaffung zu fördern und zu unterftügen; ich babe auch nicht 
Anſtand genommen, für eine wichtige, in dem Geſammtintereſſe des Bundes 
liegende Inſtitution (Oberhandelsgericht) ſelbſt die Zmitiative zu ergreifen. 
Aber ich werde zugleih aud, nad wie vor, dahin wirken, daß die Grenze, 
welche die Bundesverfaflung zwiſchen den Rechten des Bundes und denen der 
Einzelftanten zieht, aufrecht erhalten und die Linie nicht Überfchritten werde, 
jenfeit8 welcher den Einzelfianten weder Einfluß noch Anſehen genug übrig 
bleiben würde, um als Lebendige und Träftige Mitglieder des Bundes mit 
Erfolg wirken und zugleich ihre eigenen YUngelegenheiten ihren Bedürfniſſen 
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- gemäß ordnen zu Tönnen. Ich hoffe mit Zuverſicht, daß dieſe meine Haltung 
nicht ohne Erfolg bleiben wird, da ich mich in diefer Vezichung im voller 
Usbereinftimmung weiß mit ben Wuffaffungen und Ubfichten meiner hohen 
Bundehgenofien.® 

1. Det. (Nordd. Bund) Die von ber Regierung ernannte Com: 
miſſion für Prüfung bes Entwurfs eines Strafgefeßbudes für den 
norbd. Vund beginnt ihre Verathungen. | 

v» n (Breußen). Die öffentlihen Blätter wellen übereinftimmenb 

wiſſen, daß bie Regierung damit umgebe, einem Gonfertium ven 
Banliers die Gonceffion ciner Prämienanleibe von 100 Mil. Thlr. 
zu ertbeilen. Die öffentliche Meinung fpricht fich entſchieden dagegen aus. 

„—d: „ (Preußen). Der Provinzial: Landtag „des Herzogthums 

Schleſien, der Grafſchaft Glatz und des Markgrafenthums Ober: 

lauſitz“ faßt eine Reihe von Belchlüffen, 

welche verſchiedene nicht unwichtige Zweige der Verwaltung, wie nament- 

Ih das Landarmen⸗ und Gorrigendene, das Peuerverfiderungs- und das 

Irrenweſen, die ſtändiſche Darlehenslaſſe und verjchiedene andere Fonds und 

Unftalten aus der flaatliden Adminiftration und Leitung ausicheiden, und in | 

eine nur der Oberaufficht des Staates unterſtehende, weientlih ſelbſtſtändige | 

provinzialfländifche Verwaltung übernehmen, mit deren Organilation unver⸗ 
weilt begonnen werden kann, nachdem über diejelbe zwiſchen dem Brovinziale | 

Landtag und der Regierung bereits volles Einverfländniß erzielt if. An die 

Spige der neben der Provinzialregierung einen coordinirten Standpunlt ein» 

nehmenden neuen Behörde, welche hier den Namen „Landesveputation für 

Sälefien" führen wird, tritt ein von den Provinzialfländen auf ſechs Sabre 

gewählter „Zandeshauptmann” — dielelbe. Charge, welde in Hannover als 

Vandesdirector“ eingeführt ift, und wird von den ſchleſiſchen Etänden für diejes 

höchſte Ehrenamt Graf Earl Püdler auf Oberweiftrig, bisher Landrath des 

Kreiſes Schweibnik, gewählt. Da der Landeshauptmann für Schleſien feine 

Wohnung in Breslau zu nehmen und der laufenden Berwaltung vorzufichen 

hat, jo ift ihm von den Ständen ein Gehalt von drei Taufend Thalern aus 

geworfen worden. Außer dem Landeshauptmann befteht die Landesdeputation 
noch aus fieben, aus den vier Ständen gewählten Mitgliedern, und zwar 
einem aus den „Würften und Herren" (Standesherren) zwei „Rittern“, zwei 

Vertretern der Stabtgemeinden, endlich zwei Bertretern der Landgemeinden. 

Als Ehrenvorfigender fungirt der Landtagsmarſchall Herzog von Ratibor. 

» (Preußen). Die mit diefem Tage abgelaufene Cartell-Eonten: 

tion mit Rußland ift, dem entſchiedenen Wiberwillen ber öffentlichen 

Meinung bagegen entiprehhend, wirklich nicht erneuert worden. 

„ » (Breußen). Der Communal:Landtag von Raffau nimmt Reſo⸗ 
Iutionen an, bie ſich gegen bie von Seite ber Regierung beabfichtigte 
feit ber Einführung confeffioneller Lefebücher, fo wie für Ermäßi⸗ 
gung ber feit ber Annerion eingetretenen hohen Gerichtskoſten aus: 


ſprechen. 

3. „ (Preußen). Der Kronprinz gebt auf dem Wege nad dem | 

Orient zur Eröffnung des Suezcanals nah Wien, um bem kaiſerl. 

Hofe einen Beſuch zu machen. Das Verhältniß zwiſchen Berlin und 
Wien fcheint allmälig wieder cin freundlicheres zu werben. 

6. „ (Breußen) Eröffnung bes Landtags. Thronrede bes Könige: 

„In der bevorfiehenden Seſſion werben Sie zur Veiheiligung an wichtigen 
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nicht weſentlich günftiger gefaltet. Aus dem Ihnen vorzulegenden vollſtändigen 
Finanznachweiſe über das Jahr 1868 werden Sie erſehen, daß in Folge un⸗ 

ter Berhältniffe einerfeits die Einnahmen hinter dem Voranſchlage 
jurüdgeblieben, andererjeitß die efatsmäßigen Ausgaben überfhritten worden 
find und letztere mit den vorhandenen Mitteln nicht vollftändig haben gedeckt 
werden konnen. Angefihts dieſer Ergebniffe und der Lage dei diekjährigen 
Staatshauspaltsetats waren die Bemühungen meiner Regierung dahin gerich- 
tet, durch eine Bermehrung der eigenen Einnahmen des norddeutſchen Bundes 
eine Erleihterung Preußens in feinen bundesmäßigen Leiſtungen herbeizuführen. 
Diefe Bemühungen haben den gehofften Erfolg nicht gehabt; es iſt Daher un« 
möglich) gemeien, in dem Staatshaushaltsetat für das nächſte Jahr, welcher 
Ihnen baldigft vorgelegt werden wird, das Gleichgewicht zwiſchen den Ein- 
nahmen und Ausgaben berzuftellen, obgleich die letzteren ſoweit befchränft 
worden find, als es ohne Beeinträchtigung wichtiger Imterefien des Landes 
thunlich iſt. Meine Regierung ſieht fi) fjomit in der Nothwendigkeit, Behufs 
vollſtändiger Dedung der etatsmäßigen Ausgaben einen Steuerzufchlag in 
Anſpruch zu nehmen. Die Herfiellung und Erhaltung der Ordnung in den 
Finanzen iſt zur gedeihlichen Entwidelung aller Staatseinrichtungen unbedingt 
nothwendig. Mit Herbeiführung derjelben darf nicht gezögert, die Opfer, 
welche fie erheiſcht, dürfen nicht geſcheut werden; je ſpäter fie gebracht würden, 
deſto ſchwerer würde das Sand fie empfinden. In ber Ueberzeugung, daß Sie 
diefe Auffaſſung theilen, rechne ich mit Zuverficht darauf, daB Sie den Vor⸗ 
ſchlägen meiner Regierung Ihre Zuflimmung nicht verſagen werden. Es wird 
ihnen eine*Borlage zugehen, welde eine Abänderung der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über die Veranlagung der Haffifizirten Einkommenſteuer bezwedt, um 
die gleihmäßige Ausführung dieſes Geſetzes mehr als bisher zu ſichern. An 
dem Entwurfe einer neuen KreiSorbnung, zunädft für die ſechs dftlichen 
Provinzen, wird Ihnen eine Borlage von umfafiender Bedeutungfür die gefammte 
GStaatsverwaltung gemacht werden. Diefelbe beichränkt ſich nicht auf eine Ab⸗ 
änderung derjenigen Beſtimmungen der jetzt beftehenden Kreiſsordnungen, 
welche vielfach als verbeſſerungsbedürftig bezeichnet und von meiner Regierung 
als ſolche anerkannt worden find. Mit der Umgeftaltung der bisherigen Kreis» 
verjammlungen ſchlägt fie Ihnen zugleich die Bildung von Organen der Kreis⸗ 
communalverwaltung vor, melde nicht nur geeignet fein werden, die Theil» 
nabme der Rreisangehörigen an diefer Verwaltung zu beleben und zu ſichern, 
jondern auch berufen werben follen, einen Theil folder Geſchäfte der allge 
meinen Randesverwaltung zu übernehmen, welche bisher von ſtaatlichen Bes 
hörden verjehen wurden. Gelangt zunächſt in den Kreifen der öftlichen Pros 
binzen, als dem Mittelpunkt des dortigen communalen Lebens, der Gedanke 
der Selbfiverwaltung in durchgreifender Weife zur Berwirklihung, jo wird 
fi eine Ausdehnung derjelben auf die Abrigen Landestheile und ihre weitere 
Entwidlung nad obenhin naturgemäß anſchließen. Deine Regierung wirb 
Ihnen, entiprecdend den bei früheren Berathungen geäußerten Wunſchen, den 
Entwurf eines vollſtändigen, alle Stufen des Unterrichts umfaflenden Geſetzes 
über das Unterrichtsweien vorlegen. Die in der vorigen Geffton begonnenen 
widtigen Berathungen zur Reform der Bejekgebung über das Grundeigenthum 
und die binglichen Rechte werden wieder aufgenommen werben. Deine Regie 
rung if fort und fort darauf bedacht, im Intereſſe des allgemeinen Verlkehrs 
Kunftfiraßen und Eifenbahnen nad Maßgabe der finanziellen Mittel gu ver» 
mehren. Zu ihrem Bebauern hat fie ſich jedod durch die Unzulänglichkeit ber 
Staatzeinnahmen gendthigt gejehen, auch auf diefem Gebiete Einſchraͤnkungen 
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eintreien zu laſſen. Wuf die Forderung der Landwirthſchaft iſt die Sorge 
meiner Regierung unausgeſetzt gerichtet, die wirthſchaftliche Zuſammenlegung 
der Grundflüde macht auch in denjenigen SZandestheilen, in melden fie erft 
neuerdings geſetzlich ermöglicht und erleichtert worden if, erfreulie Fori⸗ 
ſchritte. Die ſorgſamen Beitrebungen meiner Regierung, den Frieden zu er- 
halten und zu befeftigen, jowie die Beziehungen zu den auswärtigen Mächten 
vor jeder Trübung zu bewahren, find mit Gottes Hilfe erfolgreich geweſen; 
ich hege die Zuverfiht, daß auch für die Folge die von mir in demfelben 
Sinne geleitete auswärtige Politik zu demſelben erfreulichen Ergebniffe führen 
werte: Forderung frieblicher und freundjchaftlicher Beziehungen zu allen aus⸗ 
wärtigen Staaten, Entwidlung des Verkehrs, Wahrung des Anichens und der 
Unabhängigkeit Deutſchlands. Meine Herren, in jüngfter Zeit war es mir 
vergönnt, in mehreren Provinzen meiner Monardie Kundgebungen der Treue 
und des Berirauens entgegenzunehmen, welche mich hoch erfreut haben. In 
dein Geilte, aus dem biejelben hervorgegangen find, darf ich eine neue Bürg- 
ſchaft für die ftetig Hoffnungsvole Entwidelung des Baterlandes finden. 
Diefe Entwidelung in allen Richtungen nad beitem Wiſſen zu fördern, darauf 
ift mein unabläjfige® Beftreben gerichtet. Das Gelingen hängt zum großen 
Theil von Ihrem bereitwilligen Zufammenwirten mit meiner Regierung ob, 
und gern ſpreche id die Zuperfiht aus, daß es an diefem Zuſammenwirlken 
zum Segen dei Landes auch in diefer Seifion nit fehlen werde.“ 

Ein Verzeichniß der Fractionen des Abgeordnetenhauſes weil nad, daß 
von 432 Mitgliedern 120 der confervativen Partei angehören, 49 der frei 
eonjervativen, 16 der altliberalen und 93 der nationalsliberalen Partei, 34 
dem linken Gentrum, 47 der Fortichrittspartei, 17 den Polen. Bier Abge⸗ 
X And Minifter, 38 haben fi Feiner Fraction angeſchloſſen; 9 Mandate 

nd erledigt. 


Oct. Vierter beutiher Proteftantentag in Berlin. Da das Confi: 
ftorium und der Oberkirchenrath bie Benübung einer Kirche für 
ben Eröffnungsgottesdienft und die Verhandlungen verweigert haben, 
finden beide in ber ftäbtiichen Turnhalle ftatt. Tie Betheiligung von 
auswärts ift ungemein zahlreich. 


Präſ. Bluntſchli: „Bis jetzt Habe der Proteflantenverein ſteis die 
Kirchen für feine Arbeiten geöffnet gefunden, hier ſei e8 anders; die intelligente 
auptftadt Preußens und Deutihlands, welde vor Kurzem das Gedächtniß 
chleiermacher's und Humboldt's beging, konnte gar nicht anders, als unfe- 
ren Verein freundlich zu begrüßen, und doch verichloß una das ſtirchenregiment 
die Kirche felbft zu einem proteftantifchen Gottesdienſt. Diefe Verfügung der 
oberen Kirchenbehörde ift und Gäften geradezu unbegreifli, nicht der oberen 
Eonfiftorialbehörde fondern der Gemeinde fteht die Verfügung Über die Kirche 
zu. Wie vom kirchenrechtlichen, jo auch vom lirchenpolitiſchen Geſichtspunli 
iſt uns dieſe Verfügung unverſtändlich, denn durch dieſelbe wird die von dem 
gegenwärtigen Herrſcher angeſtrebte Union geradezu perhorreszirt, die Ver⸗ 
letzerungsſucht wieder hervorgehoben. Wenn Berlin tie Haupiſtadt Deutich⸗ 
lands werden will, wenn Berlin die Führung Deuitſchlands in kirchlicher, 
politiſcher und geiſtiger Hinficht nehmen will, dann durfte ſich die Kirchen⸗ 
behörde nicht auf einen fo engherzigen Standpunkt ſtellen, wie man ihn in 
ganz Deutſchland fonft nicht kennt.” 

Beſchluſſe: T. bez der Shulfrage (nah dem Untrage von Profeſſor 
Holgmann auß SHeidelberg): „IT. Die oberfte Leitung der öffentliden Schule 
gehört dem Staate allein. Unzuläffig ift daher jedes Eingreifen der lirchlichen 
Behörde als folcher in das Leben der Schule. II, Dagegen find bei der Zur 
fammenfegung der Schulbehörden die Intereſſen der kirchlichen Gemeinde jo 
gut zu vertreten, wie diejenigen der bürgerlichen Gemeinde oder die der Fa⸗ 
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milien und der Padagogik. III. Eine heilfame Berbindung von Kirche und 
Schule bleibt aber jo lange unmöglich, als die Firhlicde Gemeinde mit ihrem 
Rechtsanſpruch auf eine felbifländige Leitung ihrer Intereſſen nit durchge⸗ 
drungen ift. IV. Bürgerlide Gleichberehtigung der Gtaatögenofien ohne 
Rückſicht auf die verfchiedenen Confeſſionen iſt oberſter Grundfag unſeres 
ſtaatlichen Geſellſchaftslebens, alſo auch Norm für die Ausgeſtaltung des 
Schulweſens. V. Die öffentliche Schule ſteht daher allen Confeſfionen offen. 
Mit ausſchließend confeſſionellem Charakter iſt fie ein Widerſpruch in fi 
ſelbſt. Kirchenſchulen, wo fie noch exiſtiren, können nur als Privatſchulen 
gelten. (Nah dem Vorſchlage des Reſerenten: VI, Der Gedanke, die Religion 
ous der öffentlichen Schule auszuſchließen, würde fih nur als Mittel zur 
Nothwehr gegenüber einer culturfeindlien Entwidelung der Kirchen empfehlen. 
Bielmehr gehört die Religion als eine Bildungsmadt erſter Größe durchaus 
zum Ganzen der Volkserziehung und muß obligatoriſcher Unterrichtsgegenftand 
der Boltsjchule bleiben. VII. Einem ſolchen Religionsunterrit kann aus 
politifden und pädagogischen Gründen die confeflionelle Beſtimmtheit nicht 
abgeben. Deshalb müſſen bei confeſſionell gemiſchter Bevöllerung Schulen mit 
mehrſeitigem Religionsunterricht geſetzlich möglich ſein. Dagegen nach dem 
ſchluſſe der Verſammlung:) VI u. VII, Ob der Religionsunterricht obligatoriſcher 
Unterrichtsgegenſtand der Volksſchule ſein oder der Fürſorge der Familie und 
Kirche überlaſſen werden ſoll, darüber iſt nad dem Stande des Volksbewußt⸗ 
ſeins und nah der geichichtliden Entwidelung der Staaten und Kirchen zu 
entſcheiden. VIII. Der Neligiondunterricht der öffentliden Schule joll das 
Wiſſen und das Berftändniß von der Religion, ihren Urkunden und ihrer 
Geſchichte vermitteln. Tie Heranbildung der Yugend zu thätiger Mitgliedſchaft 
bei einer bejonderen Neligionsgemeinſchaft iſt Sache des Gonfirmationzunters 
richts. IX. In Betreff der Lehrerbildung verwerſen wir jede Art von theolo⸗ 
giſcher Bereinfeitigung und kirchlicher Dreſſur. Statt folder ſyſtematiſchen 
Herabdrüdung derjelben verlangen wir, daß unſere Vollsihullehrer religids- 
fittlide Charaktere und durchgebildete Pädagogen ſeien, welche die volfsthünts 
lichen Bildungsinterefjen der Zeit zu würdigen und an ihrem Xheile zu be⸗ 
fördern willen.“ 

II. Beichluß bez. der Todesftrafe: „Die von einem Theile der Geiftlich- 
feit in Schriften und Verſammlungen unternonmmnenen Berfude, die Beibehals 
tung der Todesſtrafe als einen das Gewiſſen bindenden Glaubensſatz und als 
ein der Obrigkeit durch die göttliche Ordnung auferlegtes Geſeh aufzuftellen, 
erfcheinen als unberedhtigt. Sie verletzen die auch in dieſem Stüd zu behaup⸗ 
tende Freiheit der Lehre und eniſtammen dem hierarchiſchen Beifte des Staats⸗ 
firdenthums.* 

11. 2eriht und Antrag Schenkel's über die gegenwärtige Lage des 
Vereins, die er in die Begründung von ſechs Thefen zufammenfaßt: Die 
Gegner hätten dafür hinlänglich geforgt, daß eine ſolche Darftellung der 
Farbe und des Neized nicht ermangeln könne. Die religiöfe Frage fei gegen» 
wärtig bie eigentliche Weltfrane, vor allem die deutſche Frage. Man Hüte fidh, 
fie bei uns ſchon für entſchieden zu halten. Gebildete Klafien haben wir ſchon, 
aber ein gebildetes Volk noch lange nicht. Ultramontanes Kirchenthum und 
proteftantijche Kirchenthitmelei hätten es fonft nicht wagen können, einen Kriegs⸗ 
zug wider die ganze Bildungsmacht der Heit zu unternehmen, und die freie 
beit des Glaubens, des Gewiſſens, des Gultus, der Wiſſenſchaft, der Brefie 
u. |. w. unummunden im Grundſatze zu verneinen. Nun trete gar daß Concil 
zujammen, nit um neue Lichter für die Welt anzuzünden, fondern um 
brennende auszublafen. Gegenüber manchen Hoffnungen, die man liberalerjeits 
eben deßhalb an das Concil knüpft, ſpricht Redner feine Ueberzeugung dahin 
aus: daß auf dem römiich-latholifchen Gebiet eine reitende That nicht zu er» 
warten jei. Aber auch auf proieſtantiſchem Boden find die Ausfichten troſtlos. 
Die Gemeinde der unbeſcholtenen felbftändigen Männer, melde fih als Pros 
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teftanten belennen follte den Schwerpunkt des kirchlichen Lebens Bilden; fleit 
defien bildet ihn das geiftlide Amt, wie wenigſtens bie Orundzüge einer Kir⸗ 
chenordnung für die ſechs öftlichen Probingen Preußens die Sade auffafien. 
Baftor und Patron machen zujammen einen bindenden Borkhlag bei der 
Oemeindevertretung. Die fo gewählten Vertreter des Latenflandes wählen 
bann wieder Kreis⸗ und Provinzial-Synodalmitglieder. Das find Pafloral- 
väthe, feine Kirdiengemeinderäthe, eine ſolche Vertretung iſt eine Scheinvertre- 
tung. Dafür haben auch die zwanzigjährigen Kirchenmachungsverſuche in 
Preußen nur zu den bekannten Bläglichen Ergebnifien geführt. Uns bei * 
conſtatirten Impotenz des Kirchenregiments wagt man es noch, dem 
ſtantenverein, der ſich redlich Muhe gibt, die Laienwelt ihrer durch die Bine 
ſelbſt verſchuldeten Bleichgiltigleit zu entreigen, mit Bannbullen entgegenzu⸗ 
treten und ihm die Kirchen zu verſchliehßen und feine Mitglieder für un- 
fähig zu erklären, in eine Synode gewählt zu werden! Letzteres bat das Ef. 
Conſiſtorium von Aurich wirklich zu verfügen beliebt. Schließlich weift der 
Redner auf die thatjählihd errungenen Erfolge des Proteflantenvereins hin. 
Seine Thefen werden ftillichweigend genehmigt. 

Präͤſ. Bluntſchli: „Am Schluß des diekjäßrigen Proteſtantentages darf 
ih Ihnen wohl geſtehen, daB wir nicht ohne Beſorgniß hiehergekommen find. 
Allerdings hatten wir keine Belorgnifje gegenüber der ſtaatlichen Macht, da 
wir auf dem unangreifbaren Boden des Nechts Reben; wir hatten and nicht 
Übertriebene Beſorgniß vor den wuchtigen Bannftrahlen des kirchlichen Regi⸗ 
giments, ja wir hatten daraus, daß uns der Oberlirddenrath die Pforten der 
Kirchen verſchloß, fogar einige Hoffnung geihöpft, daß er uns damit die Her⸗ 
zen der Berliner öffne. Iſt es doch fo weit gelommen, daß der Oberkirchenrath 
weniger Rückſichten auf die deutichen Proteftanten und ihre Interefien nimmt, 
wie die Berliner Polizei, melde Dur äußere Borfihtsmaßregeln die Turm 
halle zur Kirche ftempelt. (Bor der Turnhalle waren nämli die befannten 

„Schritti“⸗Tafeln aufgeftellt, damit vorbeifahrende Wagen Schritt fahren.) vie 
Frucht des gegenwärtigen Kirchenregiments iſt die mächtige Indifferenz des 
Volkes auf kirchlichem Gebiete, aber ich meine, diefe zahlreiche Berfammlung 
wird Zeugniß dafiir geben, daB zc.* 


7. Det. (Preußen). Nbg.Haus: Miquel und Lasker beantragen bie 


Ausbehnung ber Kompetenz bes norbbeutfhen Bundes auf das ge 
ſammte bürgerlie Redt: 
Motivirung: „Die Rehtseinheit für den norbbeutihen Bund wird in 


Betreff des gefammten bürgerlichen Rechts als ein dringenves Bedürfniß ge 


fühlt. Der norbdeutfhe Bund allein iſt durch feine Scetoesung die Com» 
petenz zu regeln berechtigt und dieß zu thun nicht behindert. Reichstag 
bat die Ausdehnung der Competenz über das gejammte —— — Recht be⸗ 
reits beſchloſſen. Die Zuſtimmung des Bundesraths iſt jedoch bis jetzt noch 
nicht erfolgt, während anſcheinend im Zuſammenhange hiemit mehrere für bie 
Bundesgemeinſamkeit ſich eignende Angelegenheiten des bürgerlichen Rechts dem 
preußilchen Landtage zur Regelung für das Gebiet Preußens vorgelegt find.“ 

Herrenhaus: ber ehemalige uftizminifter Graf zur Kippe bean: 
tragt, das Bunbesoberhandelsgericht und das Bunbesgejeh, bie gegen: 
feitige Rechtshilfe ber einzelnen Staaten betreffend, für unzuläflig 
zu erflären ohne die Auftimmung bes preußiſchen Landtags, welche 
einzubolen ſei. 

Die Halbofficielen Blätter erflären fofort, daß die Regierung dem (partie 
culariſtiſchen) Antrage nad allen Richtungen durchaus ferne flehe. 
„ (Sadfen). U. Kanımer: Die Nat.Liberalen tragen allein auf 
eine Antwortsabreffe an. Der Antrag wird mit 43 gegen 30 Stim⸗ 


- men abgelehnt, 
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8. Det. (Preußen). Abg.-Haus: Der Finanzminiſter legt ben Etat für 


1870 vor und erörtert das Deficit von 5,400,000 Thlrn., für 
befien Dedung, ba fie aus ben finanziellen Beftänden nit zu ers 
möglichen fei, nur ein Zuſchlag von 25 Prozent zur Einkommen⸗, 
Klafjen:, Mahl: und Schlachtſteuer übrig bleibe. 

Der Minifter des Innern legt den Entwurf einer neuen Kreis; 
orbnung für bie ſechs öftlihen Provinzen vor: 

Sn dem Berlangen einer neuen Kreisordnung, bemerkt der Minifler dazu, 
it namentlich ſtets die Nothwendigkeit einer andern Zujammenfegung der 
Kreisverfammlungen und der Einführung des Princips der Selbfiverwaltung 
betont worden. So weit dies Verlangen beredtigt und zuläſſig war, ift bie 
Regierung beftrebt geweien, ihm nach beiden Eeiten hin Rechnung zu tragen. 
Es ift ſchwer, mit einem folden Geſetze allen Parteien zu genügen; erfährt es 
von allen Parteien Angriffe, fo ift dieß ein Zeichen, daß man die richtige 
Mitte getroffen. Nah der Vorlage ſoll der Kreis zerfallen in Guts⸗ und 
Gemeindebezirte. Un der Spike der Gemeinde ftehen Schulzen oder Schöffen, 
die don der Berreinde gewählt und vom Zandrath beftätigt werben. (Bewe⸗ 
gung links.) Un der Spike der Gutsbezirke ftehen die Gutsherren. Das 
Inſtitut der Lehnfchulgen hört auf. Guts⸗ und Gemeindebezirke fallen zus 
fammen zu Amtsbezirten, die durchſchnittlich 4000-6000 Seelen umfafien, 
an deren Spige ein Amtshauptmann ſtehen foll, weldder fein Amt unentgeltlich 
verwaltet und vom König ernannt wird. Er übt die Auffiht über die bis⸗ 
berigen Gemeinden aus, manche der bisherigen Befugniſſe des Landraths wer« 
den ihm übertragen. An der Spike des Kreiſes ſteht ein Landrath, der aus 
dem Kreiſe der Outsbefiger oder der Amtshauptleute vom König ernamt wird, 
Die Bertretung des Kreiſes fol fi im Allgemeinen fo bemeflen, daß auf 
25,000 Einwohner 25 Abgeordnete oder Mitglieder des Kreißtags entfallen, 
die fih bei der Wahl in gleicher Anzahl auf die Gutsbeſitzer mit 1000 Thlr. 
Reinertrag und mehr, auf den Verband der Tandgemeinden und den Wahl« 
verband der Städte vertheiln. Gutsbefiger, die einen Weinerirag von 
6000 Thlr. Haben, follen noch eine beſondere Wahlklaffe bilden. Die Auf⸗ 
gabe der Kreisvertretung bleibt diejelbe, wie bisher, nur daß in Bezug auf 
die Veriheilung der Kreiſsabgaben eine Aenderung eintritt. Zur Verwaltung 
der Angelegenheiten des Kreifes wird ein aus dem Landrath und 6 Mitglies 
dern beftehender Kreisausſchuß gebildet, der die Beichlüffe der Kreisverſamm⸗ 
lung vorzubereiten und diejenigen Geichäfte der allgemeinen Landesverwaltung 
auszuführen het, die ihm überragen werden. Durch den Kreisausſchuß ſoll 
die Selbftverwaltung, fo weit es thunlich ift, angebahnt werden. Ich bin fein 
Gegner derjelben. Wollen wir aber etwas erreicgen, jo darf nad Feiner Seite 
zu weit gegangen werden; wir müflen Nüdficht nehmen auf den großen Grund⸗ 
befig, und diejer darf wieder nicht an Allem fefthalten, was er bisher bejeflen. 
Gehen wir darum von allen Seiten mit Maß zu Werke. 


9—11. „ (Preußen). Schluß bes hannover'ſchen Provinziallandtags 


und ber Communallandtage ron Kurheſſen und Naffau. 

Die Angelegenheit der Landetcreditfaflen ift nunmehr mit dem hannover⸗ 
ſchen Provinziallandtage und mit den Gommunallandtagen. von Kurheflen und 
Raflau geordnet. In Hannover, wie in NKurbefien und Raffau, wird die 
Zandescreditanftalt mit dem 1. Januar 1870 ftändifches Inſtitut und geht in 
die Verwaltung des Landesdirectoriums über. Die Bedingungen find fir die 
Provinz ziemlich läftig, jo daß der Landtag das Geſet Ichwerli angenommen 
hätte, wenn e3 nicht dringend nothwendig getvefen wäre, die von der preuß. 
Regierung außer Thätigleit geſetzte Anftalt wieder nutzbar zu machen, woran 
alle Parteien das gleiche Interefie hatten. 
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11, Det. (Preußen). Herrenhaus: Hr. v. Below unb 20 anbere 
feubale Herren tragen auf Einführung bes Tabakmonopols an. 

Motive: „Die Nothwendigleit einer dauernd gefiherten Abtwehr eines Deficits 
im Staatshaushalt und die gleichzeitige Möglichkeit, bei den notoriſch hohen und 
feften Einnahmen aus einem Tabalsmonopol die drüdendfien directen Staats- 
fteuern, fowie diejenigen Zölle und indirecten Steuern, weldye bei geringen 
Neinerträgen nutlos Kandel und Berlehr hemmen, zu ermäßigen, ferner die 
Aufforderung, dem bewährten Yortichritt in der Beiteuerung des Tabaks in 
faft ſammtlichen europäiſchen Staaten endbli zu folgen.“ 

Graf Münfter begründet eine nterpellation bez. ber beabfidtig: 
ten Prämienanleihe. 

Der Handelsminifter gibt zu, daß Unterhanplungen über eine ſolche 
von 100 Mill. Thlrn. wirklich ſchweben, aber noch nicht abgeichloffen feien, 
mit der Erklärung, daß es einer Goneurrenz der Landesvertretung in dieſer 
Frage nicht bebürfe. Graf zur Lippe: Wird die Goncefjion ertheilt, jo wird 
man in Zufunft Geld auf Hypotbelen nur zu 10 Procent erhalten können. 
Graf Münfter: Ich bedauere die Erklärung der Staatsregierung. Wir find 
nicht in der Lage, bei einer Interpellation beflimmte Veſchlüſſe faflen zu kön 
nen; aber ich werde Jofort nad dem Schluſſe der Situng einen neuen Antrag 
einbringen des Inhalts: Das Herrenhaus wolle erflären, daß es die bon der 
Staatsregierung beabficgtigte Eonceffionirung einer Prämienleihe von 100 Mil- 
lionen nicht filr vereinbar mit dem Wohl des Landes hält. 


» » (Preußen). Der Gommunallandtag von Naffau beſchließt 
gegen ben Widerſpruch bes Regierungscommiſſärs mit allen gegen 
8 Stimmen: 

„dem König die ehrfurchtsvolle Bitte borzutragen: 1) daB die unterm 
27. Aug. erlafiene Verordnung über die Bildung und Einrichtung der Kirchen⸗ 
emeinden in dem Bezirke des Eonfiftoriums zu Wiesbaden einer in der näch⸗ 
—* Zeit zu berufenden conſtituirenden Bezirksſynode zur Beſchlußfafſung vor⸗ 
gelegt und derſelben ber Auftrag werde, die ganze Verfaffung der evangeliſchen 
Kirche Herzuftellen: 2) daß die Mitglieder diefer Synode aus der freien activen 
und paffiven Wahl der volljährigen Glieder der enangeliichen Gemeinden her⸗ 
vorgehen. Ebenſo wird und zwar nur gegen 4 Stimmen, troßden daß der 
Reg. -Commifjär fogar die Competenz des Gommunallandtags in diefer Frage 
beftritten hatte, beihlofien: „die königl. Staatsregierung zu erſuchen, in dem 
im gegenwärtigen Zandtage zur Berathung kommenden Unterrichtsgejege ſol⸗ 
nende Brincipien feftzuftellen: 1) die Schule tft von der Kirche getrennt, und 
ihre Angelegenheiten find Sache der Civilgemeinde; 2) nad Lehrplan, Ber» 
waltung und Beauffichtigung bildet die Schule einen felbftändigen Organismus, 
wie er den Bebürfnifien der Zeit und den Sortichritten der Wiſſenſchaft ent- 
ſpricht; 3) auf den Lehrerfeminarien foll der Unterricht zeitgemäß, theoretifch 
und praltiih und auf wiſſenſchaftliche Grundſähe bafırt gegeben werden, jo daß 
die Lehrer namentlich in der Mathematik und Naturwiſſenſchaft die Befähigung 
erlangen, dieſe Unterrichtsfäher mit Erfolg aud in gehobenen Volksſchulen 
und ländlidden Kortbildungsanftalten Ichren zu können.“ Endlich wird ein- 
fimmig beihloffen: „an k. Staatöregierung das Erſuchen zu richten: 1) die 
Drganilation der communalftändifhen Verwaltung durch Ausführung des von 
dem vorigjährigen Communallandtag berathenen Regulativs nunmehr zum 
Abſchluß zu bringen; 2) unter Zugrundelegung des dom vorigjährigen Com⸗ 
munallandtag gefaßten Beſchluſſes ein Geſetz über die Dotirung des communal- 
ftändifchen Verbands mit einer Geldrente dem gegenwärtig verfammelten Land» 
tage der Monardie zur verfafjungsmäßigen Beihlußnahme vorzulegen.“ 


12. u (Preußen). Abg-Haus: Der Yuftigminifter legt einen Geſetz⸗ 
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entwurf bez. einer nenen Cigentbumsverwerthung und einer Grund: 
budhorbnung vor, mit bem Beifügen: 

die Regierung traue fih den Muth zu, den Gedanken einer weitern Aus⸗ 
Dehnung auf den norbbeutichen Bund und jelbft jenjeits des Mains zu ver» 
wirtlichen. Daß der Zeitpunkt der Realifirung für den norddeutſchen Bund 
nicht ferne liege, beweiſe die Einführung des Bundes⸗Oberhandelsgerichts. 

Löwe interpellirt die Regierung bez. der Prämienanleibe. 

Der Handelsminifter verlieft feine geftrige Erklärung im Herrenhauſe, 
doch ohne den Schluß, wonad die Regierung ſich befugt eradhte, in dieſer 
Frage ohne Eoncurrenz der Landesvertretung vorzugehen. Es Inüpft fi 
daran eine Debatte, in der fih aud das Abg⸗Haus einem Prämienanlchen 
entichieden abgeneigt zeigt, ohne daß indeß fofort ein beflimmter Antrag geftellt 
wird, was erft einige Tage jpäter gefchieht. 

Der Eindrud ber Debatten im Herren⸗ und im Abg.Hauſe 
über bie Prämienanleibe ift ber einer unzweifelhaften Schlappe bes 
Minifteriums,. 


13. Oct. (Preußen). Die Frankfurter Ausweijungsangelegenheit wird, 


ba ber jchweiz. Bunbesrath ſich ber mit Ausweilung Bedrohten nicht 
annimmt, und bie äffentlihe Meinung in ber Schweiz fich entſchieden 
gegen ben von einigen Gemeinden getriebenen Vürgerrechtsſchacher 
ausſpricht, für erledigt betrachtet: bie Xetheiligten fangen an, bie 
Wiederaufnahme in ben preuß. Staatsverband nachzuſuchen und bie 
noch nicht erledigten Entlaſſungsgeſuche zurüdzuziehen. 

„ (Dreußen). Ein unlängft von Privatperfonen in Celle auf: 
geftelltes Langenſalza-Denkmal wird (meil angeblid) auf dem Militär: 
fistus gehörigem Grund und Boden) von einer dazu commanbirten 
Zruppenabtheilung niebergeriflen, obgleich das betr. Amtsgericht der 
Militärbehörbe infinuirt hatte, die Ungelegenbeit in statu quo zu 
laſſen unter Androhung einer Etrafe von 100 Thlrn. 


16—17. „ Delegirtenverfammlung ber deutſchen Volkspartei in Brauns 


chweig. 

Es find faſt alle Theile Deutſchlands außer Deutſch⸗Oeſterreich durch Abgeord⸗ 
nete vertreten. Die Berichte derſelben zeugen von der zunehmenden Kräftigung ber 
Bartei; freilich finden fi in manden Gegenden kaum bie erften Elemente zu 
einer Parteibildung. Die Verhandlungen betreffen zunächſt cin Organifations» 
Ratut, das nad vielfachen Modificationen enbli folgendermaßen feftgeftellt 
wird: „1) Zu wirffamerer Entfaltung der Barteithätigleit beſchließt die Ver⸗ 
Sammlung die Gründung eines fi über das geſammte Deuifſchland erfireden- 
den, auf dem in Stuttgart beichloffenen Programm beruhenden Vereins, wel⸗ 
der den Ramen „Deutide Bollspartei” Führen fol. Sämmtlide Mitglieder 
der gegenwärtig beſtehenden demokratiſchen (Volls⸗) Vereine werden eingeladen, 
diefem Gefammtvereine beizutreten. 2) Zur Leitung bes Vereins wird ein 
Borland gewählt, deſſen Funktion bis zur nächſten Generalverfammlung dauern 
fol, und welcher die Stellen des Borfigenden, Schriftführer und Kaflirers 
aus feiner Mitte befegt. Neben dem Borftande wird ein von demjelben in 
allen wichtigen Parteiangelegertheiten zu befragender, alljährlih zu erneuernder 
Ausſchuß niedergeſetzt, worin jede Landſchaft, in welcher die Partei Mitglieder 
zählt, einen Vertreter haben jol. Die Wahl diefer Vertreter wird durch bie 
Seneralverfammlung oder durch bie den betr. Landſchaften angehörigen Partei⸗ 
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mitglieder bewirkt. 4) Die Befragung des Ausſchuſſes durch den Borland 
ann jowohl dur ſchriftliche Umfrage, als durch Einberufung des Ausſchuffet 
zu einer Geſammtfitzung geichehen. Außerdem ift der Ausſchuß berechtigt, 
wenn ihm die Geihäftsführung des Borftandes dazu Anlak zu geben fdheint, 
aud ohne Berufung durch den legieren fih zu verfammeln, bei Gefahr im 
Berzuge den Borfland zu fuspenbiren und fofort felbft eine Generalverſamm⸗ 
lung einzuberufen, welde über die Barteiangelegenheiten in oberfter Inſtanz 
entiheidet. 5) Der Eik des Bereins ſoll in Stuttgart fein, der Vorſtand if 
jedoch ermädtigt, wenn es die Umſtände erheiſchen follten, das Bomicil des 
Vereins an einen anderen Ort zu verlegen. 9) Mindeftend einmal im Jahre 
findet eine Generalverſammlung ftatt, zu welcher alle Mitglieder Zutritt ha⸗ 
ben. Die Abftimmung erfolgt dur Delegirte Den Abftimmungsmobus 
beftimmt die Geſchaftſsordnung.“ 

Eine längere Debatte ruft die Yrage der Stellung der Bollspartei zur 
focial-vemofratiichen Arbeiterpartei hervor. Zur Annahme gelangte ſchließlich 
folgende Erklärung: „Die in Braunſchweig verfammelten Delegirten der deut⸗ 
ſchen Bollspartei begrüßen freudig das Zuſammenwirken in allen praltiſchen 
Greiheitsfragen auf focialem und politiſchem Gebiete, wie ein foldyeß feit der 
Stuttgarter Telegirtenverfammlung zwiſchen der deutihen Volkspartei und 
dem Verband deuiſcher Arbeitervereine auf Brund des Nürnberger Programms 
ftattfand, und beauftragen in dieſem Sinne ihren Borftand, die inzwiihen auf 
dem Wrbeitertag zu Eiſenach feitgeitellten Beichlüffe der Erwägung und Be» 
ſchlußfaſſung der Volkspartei zu unterbreiten, über den Bafeler Grundeigentum» 
beihluß dagegen zur Zeit und fo lange nit eine Generalverfammlung der 
ſocial⸗demokratiſchen Arbeiterpartei das Gegentheil conftatirt hat, als über 
einen rein theoretiihen Meinungsausdrud zur Tagesordnung zu gehen.” Die 
Verſammlung erörtert fodann die Stellung der Volkspartei zu den übrigen 
antipreußifhen Parteien. Die Unfichten in diefer Frage gehen weit außein- 
ander, doc find alle Redner einig, daß mit einer Partei, die ſich nicht zu den 
en Prinzipien der Volkspartei beienne, eine eigentliche Bundesgenofien- 
Ihaft nicht möglich fei. Andererſeits aber wird auch zugegeben, daß vorüber. 
gehende Eoalitionen mit anderen Parteien der von der Vollspartei vertretenen 
Sache dienlic fein könnten; große Vorſicht fer hier jedoch geboten. Eine all» 
gemeine Regel aufzuftellen, wird als unmöglich bezeichnet. Die Abgeordneten 
aus Bayern und der Pfalz, Dr. Kronader und U. Kröber, ſprichen ſich bei 
diefer Gelegenheit Namens der Volkspartei in Bayern und der Pfalz aufs 
Enticiedenfte gegen ein Bujammengehen mit den Ultramontanen bei den 
bevorftehenden Landtagswahlen aus. Schließlich wird folgende motivirte 
Tagesordnung faft einftimmig angenommen: „In Anbetracht, daß die Frage 
der Eoalitionen nur immer eine frage ad hoc fein kann, fteflt die Berfamm- 
Iung leinen allgemeinen Grundſatz auf und überläßt die Enticheidung in jedem 
einzelnen Falle den betreffenden Gruppen.” Ber Antrag, das Freidenkerconcil 
in Neapel zu beſchicken, wird durch einfache Tagesordnung erledigt. Dagegen 
wird der Vorftand beauftragt, mit dem Ausſchuß der Friedens» und Freiheits⸗ 
liga in Bern in Verbindung zu treten, 


16—20. Oct, (Breußen) Abg-Haus: Vorberathung ber Kreis: 


ordnungevorlage. 

Dieſelbe ergibt, daß auch die liberalen Fractionen die Vorlage als eine 
brauchbare Verhandlungsgrundlage“ anerkennen, aber dieſelbe doch in weſent⸗ 
lichen Punkten entſchieden modificirt wünſchen. Prof. Gneiſt tritt in einem 
einläßlichen academiſchen Vortrage ganz für den Negierungsentwurf ein, Lasler 
antwortet ihm. Schließlich wird die Ueberweiſung des ganzen Entwurfs an 
eine Commiſſion abgelehnt und auf Laskers Autrag die Commifjionsberathung 
bloß einzelner Theile auf Beſchluß der (ſchon auf die folgende Woche in Aus⸗ 
fiht genommenen) Spezialberathung beſchloffen. 
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19. Det. (Preußen). Im Gegenfake gegen Hannover find die Synodal⸗ 


20. 


21. 


25. 


26. 


27. 


29, 


wahlen in Kurheſſen überwiegend im Sinne ber Regierung aus: 
gefallen. 

„ (Breußen) Frhr. v. Werther in Wien wirb zum Gefanbten 
in Paris ernannt, In Wien wirb bie Ernennung als eine ent: 
ſchiedene Conceſſion an die Öffentlihe Meinung in Decfterreih an: 
geſehen. 

„(Preußen). Abg.Haus: Virchow, unterſtützt von ber ganzen 
Fortſchrittspartei, bringt den Antrag ein: 

„Das Haus der Abgeordneten wolle am Schluſſe der Generaldebatte über 
den Staatshnußhaltsetat befgließen: in Erwägung, daß eine Ermäßigung ber 
Ausgaben des norbdeutihen Bundes durchaus nöthig if, um ohne fleigende 
Belaftung des Volles eine bauernde Ordnung des preußiihen Staatshaub⸗ 
haltet ber beigufüßren und die Mittel für jene wichtigen Zmede zu gewinnen, 

bem Zugefländniffe der k. Staatsregierung jelbft feit Jahren zurück⸗ 
* find; in fernerer Erwägung, daB die Höhe der Ausgaben des nord⸗ 
deutichen Bundes wefentli durch den Militäretat beftimmt wird ; in endlicher 
Erwägung, daß die dauernde Erhaltung der Kriegsbereitſchaft in fat allen 
Staaten Europa’3 mit durch die gegenfeitige Eiferſucht der Völfer, fondern 
nur dur das Berhalten der Gabinette bedingt wird — die. Stantsregierung 
aufzufordern, dahin zu wirken, daß die Ausgaben der Militärverwaltung des 
norddeutſchen Bundes entipredhend beſchränkt und durd ,diplomatiſche Verhand⸗ 
lungen eine allgemeine Abrüſtung herbeigeführt werde.“ 
(Preußen: Lauenburg). Landtag: Die Regierung legt demſelben 
eine neue Juſtizverfaſſung mit Trennung der Gewalten nach preuß. 
Muſter vor. 


„ (Breußen) Abg-Haus: Vorberathung über einen Antrag von 
Eberty auf Ausdehnung ber Competenz ber Schwurgerichte auf 
politifche Verbrehen und auf Preßvergchen. 

Der Zufigminifter erflärt fi dagegen, weil „die Landesgeſeggebung 
der Yundesgejeggebung nicht vorgreifen dürfe“. Die Eintwendung macht Tei- 
nerlei Eindrud. Nah Berwerfung der vom Abg. Windthorſt beantragten 
motivirten Tageßorbnung wird von Eberty's Antrag 8 1 angenommen, lau⸗ 
tend: „Die Unterfuhung und Entſcheidung in Betreff der durch das Belek 
vom 28. April 1858 (Befeg-Sammlung ©. 162) vor den Staatsgerichtshof 
verwieſenen Verbrechen erfolgt durch die Schwurgerichtshöofe.“ 

„» (Breußen). Der Finanzminiſter v. d. Heydt gibt und erhält 
Angefihts der bevorftehenden Generalbebatte über das Budget und 
bas Deficit für 1870 feine Entlaffung. 

v„ (Preußen). Abg.- Haus: Miquel interpellirt Die Regierung bez. 
der Affaire bes Celler Denkmals. Der Kriegsminifter antwortet 
ausweichend. 


„CGreußen). Der Präfident der Seehandlung, v. Camphauſen, 
wird vom König an die Stelle v. d. Heydt's zum Finanzminiſter 
ernannt. 

„ (Preußen) Abg.Haus: Der neue Sinangminiter Camphauſen 
erſucht das Haus, 
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en eine volſſtändige Darlegung der Finanzlage, namentlich die Feſtſtellung 
dhe des Deficits und der Mittel feiner Tedung vorerfi zu erlafien bis 
jur erathung des Spezialetats. „Eine allgemeine Bemerkun alaube id 
mir ſchon heute geſtatten zu dürfen, "Die Andentung nämlid, dab e3 mir als 
ein dringendes Gebot einer richtigen Finanzpolitik erjdeint, in Bezug auf die 
Tilgung ber preußiſchen Staatsihulden dem preugiihen Staat eine größere 
Leihtigfeit in der Bewegung zu ermoͤglichen (ſehr gut! lins), ihn in ben 
Stand zu feten, in günftigen Jahren eine größere Summe auf bie Tilgung 
jener Schulden zu verwenden, in ungünftigen eine feinere Summe, verfleht 
fig unter vollſtändiger Wahrung der Rechte der Staatsgewalt. Senn wie ich 
den vorliegenden Etat näher betrachte, und mir ſage, daß er zwar mit einem 
Deficit von 5,400,000 Thlrn. abſchließt, daß aber der Etat zur Tilgung 
älterer Staatsfhulden die Summe von 8,666,000 Thlrn. beſtimmt, und be 
flimmen mußte, dann bin ich der Anſicht, daß immerhin bei unß ein Voran⸗ 
Kain ei um welden uns die meiften Staaten Europas beneiden.” (Sehr 
gut! linls 


29, Oct. (Preußen) Abg.Haus: Schluß ber Verathung bes Eberty'. 


ſchen Geſetzesentwurfs bez. Competenz ber Schwurgerichte auch für 
politiſche Verbrechen und Preßvergehen. Die F 2 u. ff. werben 
gleichfalls angenommen, der ganze Geſetzentwurf mit 169 gegen 
143 Stimmen. 


2. Nov. (Preußen) Abg.Haus: Veginn ber Specialdebatte über 


bie Kreisordnungévorlage. 


Die 88 1 und 2 werden nach der Vorlage, aber ſchon 8 3 (welcher von 
der Veränderung beftehender Kreisgrenzen und Bildung neuer Kreiſe handelt) 
nur mit einem (zwiſchen der Foriſchrittspartei und den Rationalliberalen 
vereinbarten) Amendement Hennig angenommen, wonach eine Veränderung 
der beftehenden Streißgrenzen, die Neubildung und Zuſammenlegung von reifen 
durch das Belek (im Entwurf nach Anhörung der Kreisvertretungen und des 
Provinzial-Xandtages in der Regel dur Igl. Verorbnung) erfolgen, die in 
Betracht kommenden Grundfäge der Auseinanderjegung geſetzlich geregelt wer- 
den und Streitigkeiten bei Auseinanderjegungen dem ordentlichen Rechtswege 
unterliegen ſollen. (E8 ergibt fi daraus bereits, daß die liberalen Parteien 
volltommen die Macht befigen, bie Gefegesvorlage ganz nad ihren Wunjchen 
umaugeftalten. ) 

(Breußen.) Eröffnung der hannever'ſchen Provinzialfynobe. 
Die Wahl des Bureau fällt ſtreng kirchlich aus. 

„(GPreußen.) Die däaniſch geſinnten Nordſchleswiger haben für 
ihre Adreſſe an den König 27,407 Unterſchriften zuianımenge: 
bradt. Der König lehnt «6 jeboch ab, die Adreſſe entgegen zu 
nehmen, und auch der Miniſter weigert ſich, die damit eingetroffene 
Deputation zu empfangen. 

„ (Preußen) Abg.⸗Haus: Der Miniſter von Mühler legt bas 
angelünbigte Unterrichtsgejch vor. Dasſelbe wird an eine Epecial: 
commiſſion gewieſen. 

Aus den Berathungen der Commiſſion ergibt ſich ſofort, daß an eine 


Annahme des Entwurfs im Sinne des Miniſters von Seite des Hauſes auch 
nicht zu denlen if. 
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Vorberathung bes Budgels für 1870: der Yinanzminifter Camps 
haufen Icgt feinen neuen Yinanzplan vor: 


Der zur Staatsihuldentilgung beflimmte Betrag unterliege bei ber bis⸗ 
herigen Einridiung einer jährlich mwachlenden Steigerung, welde offenbar 
wirthichaftlich unvortheilhaft ſei. Er wolle daher ein Syſtem vorſchlagen, wo» 
nad bei neuen Anleihen der Staat nicht mehr zur Tilgung mit einem Procent 
verpflichtet werde. Er wolle einen Bejekentwurf einbringen, wonach hinſichtlich 
des Reftes der Bierzigmillionenanfeihe von etwa 20 Millionen jene Berpfliche 
tung aufgehoben werde. Er werde ferner bei den Berathungen betreif3 der 
Emilfion von Schatanweilungen im Betrag von 13 Mill. beantragen, daß 
die Tilgung mit einem Procent jedenfall3 in Bezug auf den Zinſenzuwachs 
in Wegfall komme. Wegen des Etats von 1870 beantragt der Yinanzminifter, 
im Wege des freiwilligen Uebereinkommens, d. h. durch Anbieten einer Prämie, 
die gejammte in den alten Zandestheilen beftehende 4% und Kprocentige Staats⸗ 
ſchuld in eine einzige gleihmäßige 4üprocentige Nentenſchuld umzuwandeln, 
wegen deren Tilgung der Staat feine Berpflihtung zu übernehmen hättte, 
Die Prämie dürfe höchſtens 1 Proc. betragen. Zur Ausführung feines 
Planes ſchlägt der Fınanzminifter die Errichtung einer Gentralfafle zur Ent- 
Schädigung Verjenigen, die an der Reuregulirung der Staatsihuld nicht parti⸗ 
cipiren wollten, unter der Obhut der Verwaltung der Stantöjhulden vor. 
Zwangsconvertirung bleibe ausgeſchlofſſen. Bon den Rejultaten der Finanz⸗ 
operutionen werde dem Landtage Rechenſchaft gegeben werden. Die Staats⸗ 
regierung babe die Gewißheit, dab ein anjehnlicher Betrag der difentlichen 
Schuld fih der Convertirung unterwerfen werde. Walls das Haus dieſen 
Vorſchlägen zuftimme, wodurd 3,422,000 Thaler eripart witrden, werde die 
Regierung den 25procentigen Steuerzuſchlag zurüdziehen. Auch jei die Staats⸗ 
tegierung dann in der Lage, die Etatöpolition für Einnahmen des Staats- 
ſchatzes, welche für Landesinterefien verwendet werden müßten, bedeutend höher 
anzujeten, weil durch Veräußerung von Domänen und Verlauf großer Berg⸗ 
werf3etabliffements erhöhte Einnahmen erzielt würden. Das Teficit werde 
auf diefe Weije verſchwinden. Für die Zukunft ſeien vielleicht Steuererhöhungen 
nicht abzuweiſen, doch würden diejelben auf dem Wege der Steuerreforn zu 
erzielen jein. 


4.No (Sadjen) I. Kammer: Die Yortidrittspartei bringt wie in 


10. 


Preußen einen Antrag auf Berminderung ber Diilitärlaft refp. auf 
Abrüftung ein. 


„» (PBreußen) Abg.Haus: Der Antrag ber Yortirittspartei 
auf Abrüftung (}. 21. Oct.) wird mit 215 gegen 99 Etimmen 
abgelchnt und ebenfo ber Antrag der Nationalliberalen auf motivirte 
Tagesordnung. 

„ (Breußen) Herrenhaus: Der (particularitiiche) Antrag 
des Grafen Lippe gegen das Bunbesoberhandelsgeridht gelangt in 
ber Commiſſion zur Annahme, doch nur mit 1 Ctimme Mehrheit. 
„Mordd. Bund.) Auch Mecklenburg-Strelitz läßt ſich fchlichlich 
zu einer Militärconvention mit Preußen auf denſelben Grundlagen 
wie Mecklenburg⸗Schwerin herbei. 

„(Sachſen.) I. Kammer: Debatte über ben Abrüſtungs⸗ 
antrag v. 4. ds. Mis.: 


„In Erwägung, daß die feit dem Jahr 1866 geſchaffene nanz unverhältniß- 
mäßig große Militarmacht auf die Dauer nicht forterhalten werden Tann, 


9 
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wenn ber Volkawirihſchaft nicht die einpfinblichften Nachteile bereitet werben follen ; 
in Erwägung, daß ein allgemeines Vertrauen auf dauernde frieblidhe Zufisk 
unter Beibehaltung der jegigen Militärmadt nicht Plak reifen 10 kann; in ©r- 
wägung endlich, daß, jo Lange folde Zuftände andauern, nirgend ein rechtes 
Bertrauen und ein beliebter Aufſchwung in Handel, Induſtrie und BBertehr 
Iommen Tann und wird, wohl aber ber unvermeiblide finanzielle Rain aller 
Staaten die natürliche % fol unproductiver Ausgaben jein muß, befchliegen 
die beiden Kammern des Konigreichs: die F. Staatsregierung wolle beim nord» 
deutichen Bundesrathe mit allen gebotenen Mitteln dahın wirlen, daß a) der 
Aufwand für die Militärverwaltung des nordbeutichen Bundes entipredgend 
abgeändert, b) eine allgemeine Abrüftung angeftrebt und moͤglichſt bald burd» 
geführt, zu dem Ende aber bei dem Bundespräſidium das Vorgehen auf 
Piplomatitäem Weg angeregt werde.” Die Rationalliberalen ſtellen dazu das 
Umendement: 1) Rah ben Worten „die I. Gtaaisregierung wolle” die 
Worte einzufügen: „dann, wenn die notbtoendige Rüdfigt auf die Gicherheit 
und Madtftellung Deutichlands dieß geftattet* — 2) in Sak a das Wort 
„abgeändert“ zu vertaufchen mit „vermindert“ — und 3) Sat b ganz wwegaulafien- 
Die Regierung beftreitet vurch den Minifler v. Frieſen die Compeſenz der 
Kammer nit, da der Antrag nur einen Wunſch zur Kenntiniß bringen wolle. 
Was aber deffen Punkt a anbelange, fo fei auf den bis 1871 beſtehenden 
eilernen Etat zu verweilen; was dann geichehe, werde von den Berhältnifien 
abhängen. Und Hinfihtlih des Punktes b fei zwar der betreffende Wunſch 
gewiß ein allgemeiner, inbeflen babe die Regierung die realen Berhältnifie 
zu berüdfiägtigen, und nad) dieſen Berhältnifien — wie fie jet beflinden — 
jet ein Erfolg des Antrags nicht ae erhoffen, weßhalb aud die Regierung 
einen derartigen Antrag nicht ftellen wer 

Dei ber Abſtimmung wird base Rnendement mit 53 gegen 21 
Stimmen abgelehnt, ber Antrag felber bagegen angenommen unb zwar 


ber erfte Punkt mit 59 gegen 15, ber zweite mit 50 gegen 24 Stimmen. 


12. Nov. (Preußen) Abg.:Haus: Der Gefebantrag Eberty bez. Aue: 


13. 


behnung ber Competenz ber Schwurgerichte auf politiide Verbrechen 
und Preßvergehen gelangt aud in ber Schlußberathung zur Annahme. 
„ (Braunfhmweig.) Eröffnung bes Landtages durch ben Staats⸗ 
minifter von Campe, ber bemjelben eine Vorlage bez. Verlauf ber 
Staatseiſenbahnen anfündigt, zu dem inbeß bie Zuſtimmung Preußens 
erforberlih und biefe bis jetzt noch nicht erfolgt ſei. 

„ (Braunfäweig.) Landtag: Adreſſe an ben Herzog: 


In der weiteren Entwidelung des norddeutſchen Bundes, weldier den Namen 
des deutchen Baterlands in allen Zonen des ee —* ge bat, 
erbliden wir ein jo hohes Ziel, daß uns die dafür ninrmer 
zu ſchwer fein werben, zumal wir bie HER begen, —— ſich 
vermindern müuſſen, fobalb der norddentſche B aus den den Zus 
ftänden feiner Gegenwart fi zu einem — Bun e —— haben 
wird. Um fo freudiger aber nehmen wir die Verfiherung an, daß eine Er⸗ 
böhung der öffentlichen Steuern troßdem hat vermieden werben fonnen. Die 
Trage: ob e8 im Intereſſe des Landes rathjam zu halten fei, daß zum Verlauf 
der braunfchweigiichen Staatseijenbahnen geihritten werde, bat die Bffentliche 
Meinung des Herzogtums im legten Jahr vorwiegend lebhaft beichäftigt. 
Wir müßten nit die gewählten Bertreter des braunſchweigiſchen Volles fein, 
wenn wir die außerordentliche Wichtigkeit ihrer Entjſcheidung für die finanzielle 
Zukunft des Herzogthums Braunſchweig au nur einen Ungenblid verfennen, 
und uns nicht auf das firengfte verpflichtet halten follten, an biefe Entfeivung 


— — — 


rein 
in einer Üngelegenpeit nidht fehlen darf, weidhe 
außer der particalären Raatswirthichaftliden and) noch eine natiemale Trag- 


16. Nov. (Preußen) Abg.Haus: Der Jinanzminifter bringt ben Geſetz⸗ 


17. 


18. 


entwurf bez. Gonfolibation ber Staatsiguld nad feiner Ankündigung 
vom 4. d.M. und einen Geſetzenwurf bez. Aufhebung ber Schlacht: 
und Mahlfteuer in einer Reihe von Stäbten ein. 


„ (Preußen) Abg.⸗Haus: Gegenüber bem Antrag von Dunder 
und Eberty bez. Aufhebung ber Beſchränkungen ber Preßfreiheit ers 
Härt der Minifter des Innern, 


33 Bedurfuiß einer Aenderung der beſtehenden Preßteſezgebung ſei 

; indeß koͤnne nur ein neues, das ganze Gebiet umſfaſſendes Beieh 

ech, und die Regierung fei mit beffen Wusarbeitung bereits beichäftigt: 
Vorlage könne vielleicht noch in dieſer Seſſion erfolgen.” Der Minifter 
—* deshalb den Antrag zurückzunehmen, reſp. von der Tageßordnung 
abzujegen, welches legtere das Haus auch beſchließt. 


Herrenhaus: Debatte über den Antrag bes gew. Miniſters Graf 
zur Lippe gegen bie Errichtung eines Bundeshandelsgerichts ohne die 
Zuftimmung des preuß. Landtags. 

Graf Sippe begrändet feinen Untrag: Der Bund ſei eine Föderation bon 
22 Einzelftanten und ein jelbfändiger Einheitsftaat, in der Bundesverfaffung 
fei wohl von einer Einheit der Milttär-, Poſt⸗ ꝛc. Bermaltung als zur Com⸗ 
petenz de3 Bundes gehörig die Rebe, aber nicht von der Rechtspflege und der Organi⸗ 
fation der Gerichte; dazu ſei die Genehmigung der Landesvertretung nöthig, 
fo lange der Bund eine Föderation von Einzelllaaten fei. Der Untrag wird 
von den Miniftern der Juſtiz und des Kriegs befämpft, von den Ge⸗ 
finnungkgenoſſen des Antragftellers nur jehr ſchwach unterftügt und ſchließlich 
auf den Antrag des Grafen Münfter mit 58 gegen 42 Stimmen abgelehnt. 


„ (Breußen) Das Abg.Haus erledigt ben erften Theil ber 
Kreisorbnung, ber „von ben Grundlagen ber Streisverfaflung”" handelt: 


Die Beilimmungen über die Reclamationen gegen die Veranlagung der 
—— die Befreiung von den Kreislaften, ſowie über die Beſteuerung 

des Dienfleinlommens der Staatsbeamten werden im Sime der Liberalen 
amendirt; bezüglid des Iekteren Punktes wird im Gegenfage mit ber Res 
gierungsvorlage, welche das Dienfteinlommen der Beamten nur in beſchränktem 
Maße heranzichen oe, —— daſſelbe wie das Einkommen der Geiſt⸗ 
lichen und Kirchendiener ebenſo zu beſtenern, wie das Einkommen der 
anderen Rreißangehörigen. Der Iepte Abſchnitt des erften Titels, welcher die 
Grridtung von Kreisſtatuten betrifft, wird weſentlich verändert. Die Res 
gierungsvorlage beftimmte nämlich, daß folde Statuten, bie beftimmt find, 
die Kreißverfaffung zu ergänzen, den beſtehenden Geſeten niemals zuwiderlaufen 
durften. Dieſe Beſtimmung wird geſtrichen und das Gebiet der ſtatutariſchen 
Regelung noch erweitert. 

Anm.: Die weitere Spezialberathung verzögert ſich indeß in Folge des 
Wechſels im Finanzminifterium und durch die dazwiſchen tretenden Finanz⸗ 
fragen bis nah Neujahr, Fällt in den weſentlichſten Punkten gegen die Re« 

erungßvorlage aus und kommt bis zum Schluß der Seffton nicht zum Ab» 
—* , da die Regierung nicht wunſcht, das Odium der Verwerſung unmittelbar 
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vor den Reumahlen auf das Herrenhaus fallen zu laſſen und e8 vorzieht, 
diefe abzumarten. 


19.Nov. (Breußen) Abg.Haus: Vorberatbung ber Regierungsporlage, 


" 


betr. bie Erweiterung, Ummwanblung und Neuerrihtung von Wittwen⸗ 
und Maifentaffen der Elementarlchrer. 


Es handelt fi bei der Debatte über diefen Geſetzentwurf, der bereitS im 
Borjahre beiden Häuſern vorgelegen hatte, in der Hauptjahe um einen für den 
Nothfall zu gewährenden Staatszuſchuß, welchen beide Käufer hatten verwilligen 
wollen, ohne hiefür die Zuftimmung der Regierung zu finten. Auch diesmal 
hatte der Eultusminifter die Vorlage mit dem Bemerken überreicht, daß der 
Staatszuſchuß, welcher ſich auf 60,000 Thlr. berechnen würde, mit Rüdjiht auf 
die Finanzlage des Staates nicht gewährt werden könne. Tech ow: Ich Tann nicht 
alauben, daß unjere finanzen fo zerrüttet find, daß nicht mehr 60,000 Thlr. 
für diefen Zwei aufzubringen wären! Wir fordern fein Almoſen. Ser 
Finanzminiſter bejeitigt das Deficit, er wird auch die 60,000 Thlr. finden. 
Etroßer bedauert, daß die Regierung eine jo Heine Summe nicht flüjfig 
maden könne. Hier jei eine Ehrenpflicht, der ſich der Staat nicht entziehen 
tönne Binanzminifter: Für die Sade habe ich die wärmfte Sympathie, 
und wenn der Landtag auch diesmal in der Auffaflung übereinſtimmen follte, 
daß es des preußiſchen Staates würdig fei, den Zuſchuß zu zahlen, und wenn 
dann das Staatsminiſterium an die Frage berantreten wird, weldhe Vorſchläge 
dem Könige zu maden find, jo werde ich aus der wirklichen oder vermeintiichen 
Hinanzbedrängniß fein Argument nehmen, um die Gewährung dei Staats⸗ 
zufchufies zu befämpfen. (Allfeitiger Beifall.) Ziegler: Nah den Worten 
des Finanzminiſters ſehe ich, daß wir auch noch mit dem Herzen, nicht mehr 
aber bloß mit den Außerliden Ohren hören. Ich will die Wahrheit mit 
dürren Worten jagen. Der Minifter des Eultus jagt: ich habe kein Mittel! 
Fa, ih will ihm helfen. Warum hebt er denn nicht die Univerfitätscuratoren 
auf: Das wären 12,000 Thlr. Fragen Sie doc im Lande, was man fi 
unter Oberfirchenrath denlt? Das find 25,000 Thlr. Tas Domkapitel in 
Brandenburg, 1810 aufgehoben, jet wieder hergeftellt, d. i. 50,000 Thlr. 
Die Kapitel in Naumburg, Zei zc. find aud gegen die Zeit. So, Kerr 
Minifter, da haben Sie mehr Geld, ala Ste brauden! Das nenne id) ver» 
walten! Oder wollen Sie jagen: Alle Preußen find vor dem Geſehe gleich, 
mit Ausnahme der Domlapitulare? Der Minifter kommt mit Generalaften, 
er will discutiren; ich nicht, deß bin ich müde und fatt. Sie wollen discutiren 
Angeſichts der NRegulative, der Gejangbuchsftreitigleit, des Austritis auß der 
Kirche? Ich nit. Nein, aufraffen müflen wir uns, in allen Kreiſen ver» 
einigen zu einer Adreſſe an den König mit dem Schluſſe: der Minifter 
vd, Mühler muß fort von feinem Bolten! Ich war der Erfte, der 
früher (1866) rief: An die Grenzen! Das Baterland ift jekt auch in Gefahr; 
Feinde lauern ringgum. Sprechen wir; wollen Sie das nicht, jo mag das 
Land über uns richten! (Stürmilcher, anhaltender Beifall.) Ich bin ein alter 
Mann, ich möchte nicht jagen wie Benjamin Gonftant, alß er entmnthigt zu- 
fammenbrad: Bott und die Menſchen möchte ich verfluchen, daß ich dazu mit- 
gewirkt habe, ſolche Zuftände herbeizuführen! — Bei der Abflimmung wirb in 
den Geſetzentwurf die Beſtimmung aufgenommen, daß, wenn e8 auf anderem 
Mege nicht gelingt, den Minimaljag der Penfionen der Hinterbliebenen (von 
jährlih 50 Thlrn.) zu erreichen, auß der Staatslaffe der erforderliche Zuſchuß 
zu leiften if. 

Herrenhaus: Debatte Über den Antrag v. Below für Ein: 
führung bes Tabalmonopols im Zollverein. Die Commiffion trägt 
auf Annahme des Antrags an. Der Hanbelsminifter ſpricht ſich 
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bagegen aus. Der Antrag wird indeß troßdem mit großer Mehrheit 
zum Beſchluß erhoben. 


19. Nov. (Medlenburg) Eröffnung des Landtages. Es werben bent: 


20. 


23. 


24, 


jelben ftatt ber bisherigen acht neue Steuern vorgefchlagen, wogegen 
bie im vorigen Jahre proponirte Einfommenfteuer fallen gelafien wird. 
„ (Breußen). Oemeinbewahlen in Ecleswig: Holftein. Die 
Deutigen Siegen in Flensburg, Apenrabe, Habersleben, felbft in 
Sonderburg auf Aljen (trog aller Drohungen bes däniſch⸗-geſinnten 
Landvolkes). 


Die Wahlen zeigen, daß in Nordſchleswig das fäbtiide Element über⸗ 
wiegend deutih ift, während allerdings aus den Wahlen zum Landtag und 
zum Neihstag hervorgeht, daß die ländliche Bevölkerung Nordſchleswigs zum 
bei weitem größten Theil der ihr von Kopenhagen aus gegebenen Parole un⸗ 
bedingt gehorcht. Doch ſteht die Sache auch auf den: Lande jo, daß unter 
den Beſitzern größerer bäuerlicher Grundſtücke nicht wenige Teutfche gefunden 
werden, und zwar verhältnikmäßig um jo nıehr, je größer die Orundftüde find. 


„ (Altenburg). Eröffnung des Landtags. Die Regierung legt 
bemjelben die Entwürfe eines neuen Wahlgeſetzes unb einer Kreis: 
ordnung bor. 


Dur die Borlage der lettern foll namentlich dem rege gewordenen Wunſche 
nad Selbfiverwaltung in umfänglichſter Weife entiprochen werden, indem der 
Entwurf nicht bloß bezweckt, den beiden Seifen des Herzogthums die Verwal» 
tung in ihren eigenen Angelegenheiten zu übertragen, jondern auch beftimnite 
bisher den Staatsbehörben übertragene Berwaltungsfunctiionen an die Ktrreis⸗ 
ausfhlüffe zu verweilen. Ter Gejegentwurf wegen eines neuen Wahlgeſetzes 
fußt im Ganzen auf einer Rücklehr zu dem Wahlgeſetze vom Jahr 1851. 


» (Breußen). Abg.Haus: Debatte über den Antrag Miquel und 
Laster, „bie Staatsregierung aufzuforbern, ihren ganzen Einfluß 
geltend zu machen, daß im Wege ber Bundesgeſetzgebung bie Com: 
petenz bes norbbeutihen Bundes auf das gefammite bürgerliche 
Hecht ausgebehnt werde.” 


Miguel: Sie wiflen, daß im Herrenhaufe fi) Beftrebungen kundgegeben 
haben, welde der Entwidelung des Bundes hoͤchſt verberblih find und jofort 
in Medienburg und bei allen particulariftiicden Elementen in Deutſchland An⸗ 
tlang gefunden haben. Unfer Antrag foll nun dem Haufe Gelegenheit geben, 
Zeugniß abzulegen für feine deutſche Gefinnung, feine Bereitwilligfeit zu er« 
klären, zu Gunſten eines großen deutſchen NRationalftantes einen wichtigen 
Theil jeiner Befugniffe aufzugeben, feiner Ueberzeugung Ausdruck zu geben, 
daß, waß der preußiſche Particularftaat verliert, er dreifah im deutichen Ge⸗ 
meinweien wiedergewinnt. (Bravo!) Unſere Gegner behaupten, der Bund jet 
ohne Zuflimmung der Einzelftaaten nit berechtigt, jeine Competenz zu er» 
weitern, das heißt mit anderen Worten: feine Gompetenz darf überhaupt nicht 
erweitert werben, er wird auf die Stagnation verwiejen, und daß ift eine 
Kebensfrage für den Bund wie für Preußen. Denn darf der Bund nicht vor» 
wärts fchreiten, fo geht er unter, und mit dem Bunde fällt Preußen. Sonder» 
bar, daß gerade die Herren dieſe Anfichten vortragen, welche Überhaupt bie 
ganze deutiche Entwidelung befämpfen! Die Frage nah der Einheit des 
bürgerlichen echtes if Teine Trage der Gentralifation, ber Geſetzgeber wird 
fi nur auf diejenigen Begenftände beſchränken, die nothwendig nad einem 
Make gemeffen werden müflen, und gerade die Ordße des Gtante und bie 
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Wanuigtaliigieit der verſchichenen Berhältuifie wird ibn zusingen, Bieles der 
Autenomie der Einzellämme zu überlaflen. Je die Wehlihaien find, 
die wir der füdbentiden Wendlterung im Bunde anbieten Tönnen, 
um fo cher werben fie geneigt fein, fi) uns anzuſchliehen; denn nit auf die 
Eympathie der Dymaltien, Tondern auf die Zuflinmung des Volles nıüflen 
wir reihnen, und der wahre Ausbau des Bundes wird die beſte Brundlage 


- für den Anſchluß Süpddentichlands bilden. Man hat darauf bingewielen, daß 
ver Bun mi 


nichts Anderes fei, als eine Bereinigung mehrerer ſonveräner 
Staaten zur Bertheibigung nad außen. Diejenigen, die fo jprechen, mögen 
allerdings wünjchen, daß der Bund in der That nichts Anderes ſei. Aber ich 
verweiſe Gie auf den Wortlaut der Berfaflung: „der Bund” heikt es, „iR 
geſchloſſen zum Schutze des Bundesgebiets und des innerhalb desfelben giltigen 
Rechtes, ſowie zur Pflege der Wohlfahrt des deutſchen Volles.” Fragen Ei 


fi, ob mein Untrag die Wohlfahrt des deutſchen Volkes befördert; wenn | 


nicht, jo ſtimmen Sie gegen meinen Antrag. (Lebbafter Beifall Is.) 
Yufizminifter: Das Net bildet die Grundlage des nationalen Lebens 
der Böller, demgemäß if die Herſtellung der Rechtseinheit ein mit allen 
Kräften zu erftrebendes nationales But. Das gilt aud in Sonverheit von 
dem bürgerlichen Recht, jo weit e8 einen allgemeinen Charalter an fi trägt. 





Ein bürgerlichen Geſetzbuch für den ganzen Umfang der Monarchie und, wenn 


e8 fein muß, für ganz Norddeutſchland, ift keine Aufgabe, vor welcher ich auch 
nur einen einzigen Schritt zurüdtrete, obwohl ich die großen Schwierigkeiten 
nicht verlenne. Ein Wanderer, der einn Waldſtrom paffiren will ober muß, 
wird, wenn er am Ufer anlangt, erft vorſichtig feine Lage zu füberjehen juchen, 
die fegwierigen und bindernden Stellen prüfen; wenn er aber damit fertig iR, 
fo wird er, wenn er Muth hat, auf feinen Weg mit Muth treten. Rad) der 
Bundesverfafiung gehört das Obligationenrecht zur Gompetenz det Bundes. 

man nun das Obligationenrecht regelt, jo wird es zwar auch möglich 
fein, eine Reihe allgemeiner Vorſchriften darunter zu begreifen, jedenfalls wird 
aber doch Vieles von den Civilrecht übrig bleiben, was allgemeiner Regelung 
fähig und bebürftig ift. Diefe Meberbleibfel werben der Competenz des Bundes 
unterzogen werden koönnen nad) Maßgabe des Urt. 78 der Bundesverfaflung. 
(Bravo! links.) Auch dieſer Untrag, falls er an die Regierung gelangen 
würde, wird der Erwägung der Regierung unterflellt werden. In dieſer Rich⸗ 
tung irgend welche weitere Erklärungen abzugeben, muß ich mir verjagen, dba 
es fih um eine Bundesſache handelt, wie ich denn auch keineswegs den Wunſch 
ausſprechen möchte, daß diefer Antrag an die Regierung gelange. (Bewegung.) 
WBindthorft (Meppen): Es ift ein offentundiges Geheimniß. daß der An⸗ 
trag nur ein Gontrecoup gegen den Lippe'ſchen Untrag im Herrenhaufe if. 
Der Antragſteller Hat deutlich erklärt, e8 handle fi) um eine fog. deutſche 
Demonftration. ch denke, wir hätten Befleres hier zu thun, als bloße Demon- 
ſtrationen zu maden. (Sehr richtig! rechts). Wenn wir nun die Frage durch⸗ 
aus erörtern müſſen, wozu dann die Eile, die Competenz des Bundes zu ver⸗ 
mehren? Kat er denn die ihm geftellten Aufgaben ſchon erfüllt? Ich habe jehr 
wenig davon bis jet gejehen, e8 wäre denn der BDrud des Deficits. Lafſen 
wir ihn erft die in Urt. 4 der Bundesverfaſſung enthaltenen Aufgaben vollen- 
den, dann konnen wir fie richtig vermehren, weil wir bei der Ausführung 
diefer Aufgaben gejehen haben werden, wo etwa ein wirkliches Bebürfnik zur 
Ausdehnung der Bundescompetenz vorliegt. Der Antrag will dem Bunde das 
ganze bürgerliche Recht übertragen. Der Begriff desſelben ift aber ein fo all» 
gemeiner, daß, wenn dem Antrage Folge gegeben wird, für unfere Competenz 
abſolut nichts übrig bleibt, als das Deficit zu decken. Was wollen nun die 
Herren demonfiriren? Sie wollen, indem Sie die Bundescompeten; objektiv 
außfpredgen, ein Stüd näher zu Ihrem Einheitsſtaat kommen, der aber fein 
wirklicher deutſcher Ginheitsfiaat if, jondern ein Einheitsftant in Stüd-Deutic- 
land; denn die Deutichen, die an die Slaven und Magyaren ausgeliefert find, 
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kommen gar nicht in Betracht. und die Herzen, bie fi die Nationalen nennen, 
ſollten vielmehr die Stüdbeutfcien genannt werben. (Heiterkeit) Ein hervor⸗ 
ragendes Mitglied des ——* ſprach dieß deutlich aus und wollte fi 
vor den Gäreden der Tünftigen Sundfluth in eine kaiſerlich deutſche Monarchie 
Hüchten. Hierin liegen die Anjäge zu einer Kaiferpartei. Über in Deutich- 
Iand würde der Weg von Berlin nad Frankfurt verhängnißvoller werben, als 
in alien der von Turin na Florenz geweſen ift, ungeachtet des Prinzen 
von Neapel. Ein folder Einheiisſtaat würde borausfegen, daß Preußen, 
Sachſen, Medienburg und alle anderen Bundesftaaten zulammengefnetet wer» 
den. Dieſer Verſuch würde die bedenlliften Folgen haben, Die Gefahren 
von außen ſchlage id) gering an, jo lange unjer alter Moltke lebt (Heiterkeit), 
um jo höher die im Innern. Über ih halte das Gefüge des preußilchen 
Staates für jo feft und wohlbegründet, daß das Zerftampfen nicht jo leicht 
werden fol, und man kann deshalb über ſolche Verſuche auch einigermaßen 
ruhig fein, jo Ay fie auch Berwunderung zu erregen geeignet find. Wenn 
nun wirt Einheitsftant ein wünſchenswerthes Ziel wäre, fo ift es doch 
mit Art. 78 ber Bundes verfaffung nicht zu erreichen. Durch die Geſchichte 
dieſes Artikels Rn ar erwieſen, daß Preußen und jeine Bundesgenoſſen über 
eine feſtbegrenzte Competenz des Bundes ſich vereinbart haben. Es iſt ein 
Bundesſtaat gegründet. Ein wirkliher Bundesflant? Nein. Am Kopfe ein 
Staatenbund, in der Mitte ein Stüd vom Bundesflaat, und am Ende fieht noch 
ein Stüd Pferbefuß dom Einheitsftaate heraus. (Heiterkeit.) Das Herrenhaus ift 
mit der Ausdehnung der Bundescompelenz durchaus nicht einverftanden. Es 
iR Aber das Princip gar nicht abgeſtimmt: die einen fanden das nicht oppor⸗ 
tun, das anderen waren die Nerven zu ſchwach, um dem Gewitter zu wiber- 
flehen, das aus den pommer’jchen Schlden beraufbraufte. (Heiterkeit) Das, 
zB 1 bie Antragſteller wollen, ift zunächft fiir den Bund ſelbſt höchft bedenklich. 
Wenn id ein Geind desfelben wäre, würde ich jagen: Rur luſtig weiter! aber 

wenn Sie in dieſer Präzipitanz weiter gehen, dann werden Sie dem Bunde 
lebt viele und ſehr mädjtige Feinde erweden, nicht allein in den einzelnen 
Staaten, jondern in Preußen ſelbſt. Diefe Feinde würden auf mit Recht ent« 
fiehen, denn es if ein großes allgemeines europäifches Intereſſe, daß ber 
preußiiche Staat in feinen Orundzügen befeftigt und kraftig beitehen bleibt 
Beifall rechts), eine Auflöfung feiner Theile würde uns in Deutichland und 
uropa in ein Chaos werfen. Es if aber aud) bedenklich für unfere Bundes 
genofien, die von Preußen zur Schließung eines Bundes eingeladen find, um 
ihre Staaten und die ihnen nad Abgabe vieler Rechte noch verbliebenen zu 
Ihügen. Welche Gefühle es dieſen Bundesgenofien nun erwecken muß, wenn 
Sie ihnen nad und nad) immer nod ein Gtüdden Recht nehmen, mag ber 
beurteilen, dem fein eigenes Beben lieb ift. Endlich ift es auch für die erobernde 
Idee Miquel's bedenklich. Meinen Sie denn, daß andere Staaten Luſt haben 
werden, ſich in eine ſolche Zerſtuckelungsmaſchine zu begeben? Sie werden es 
bleiben laflen, und Riemand wird e8 ihnen verdenken, denn die Selbfterhaltung 
iR für Jedermann und jedes Gemeinweien die erfte und wichtigfte Pflicht. 
Finden Sie diefe Anſchauung particularifiifh ? (Ruf: Ya!) Run dann bin ich 
befriedigt; ich abe fie und bin ſtolz darauf, dann ein Barticularift zu fein. 
en auf Ihrem Bed: Allee alles Bute (Heiterkeit), aber Sie werben 

an mid Denken a n verſchiedenen Stellen (jehr wahr! Iints), wenn die Kinder 
niſſe ih mehren, die jest ſchon vorhanden find. Latet anguis in herba| 
Der Antrag ift bedenklich. Das Gute, was er erſtrebt, wird er ſicherlich nicht 
herbeiführen. Juſtizminiſter: Heine Aeußerung war nicht jo unentſchieden, 
wie man anzunehmen jcheint. Es ſchien mir fein pafiender Ausdruck, wenn ich 
erflärte, der Antrag jei unannehmbar; ich gebraudte deßhalb den milderen: 
bie Regierung würde den Antrag in Erwägung ziehen, und ‚habe in vollem 
Ernſte bemerkt, daß es ihr nicht erwünfcht fein könne, wenn ein ſolcher Antrag 
an fie gelange. Die Gründe dafür glaubte ich verſchweigen zu Können, weil fie 
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bier Jedermann befannt find. Es empfiehlt ſich nicht, daß die Landesvertre⸗ 
tungen der einzelnen Staaten in diefer Weiſe ſich einmilhen in die Vundes⸗ 
gefehgebung. Mit demielben Rechte, wie Sie, kann das Herrenhaus und 
jelpft die Landesvertretung des Mleinften Staates ſolche Anträge an die Regie⸗ 
rung richten. v. Mallindrodt: Nah den Motiven der Antragfieller ift 
die Mediatifirung aller Kronen im Bunde, die preußiiche nicht ausgenommen, 
unzweifelhaft, und jede beichworene Verfaffung, auch die preußiſche, lann jcden 
Augenblid dem feine Competenz zu erweitern befunten Bunde, der dann wabr- 
ich fein cwiger Bund ift, zum Opfer fallen. Ser Antrag hat jeinen Urſprung 
in dem politifden Magen; nachdem man die Feinde annectirt bat, will men 
auch die Freunde annectiren, natürlich nicht durch Waffengewalt, jondern durch 
Üderläffe, die von Zeit zu Zeit und nur im Interefie der Geſundheit den 
Yundesgenofien applizirt werden, bis ihnen die Lebenskraft geſchwunden if. 
Man tröftet fi) damit, daß die Einheit zur freiheit führt. Aber vorläufia 
hängt die Freiheit noch an den Epitien der Bayonette des preußiichen Militär- 
ftantes, und bis man fie herunter nähme, Tönnte man doc Schaden nehmen. 
Graf Bismard bat einmal geſagt: ein Hohenzoller Tann einem Bundes» 
genofien ein Haar krümmen. Bei dieſem Spruch Tann man fi einftweilen 
beruhigen. Braun: Tie einzelnen Vertretungen jollen mit den Organen des 
Bundes nicht Eriegführen, ſondern cooperiren. Nicht da3 Provinzial», das 
Stadtrecht ift zu befämpfen, jondern das Xerritorialredht, daS wir der Klein- 
ftaaterei verdanken. Tie iſt auszurotten und gebt den Weg des Unterganges 
nah dem Willen der Vorfehung jo unzweifelhaft, daß keine menſchliche Kraft 
den Einbeitsflaat aufzuhalten vermag. Herr Windthorfi warnt vor dem Wege 
nad Frankfurt, aber weder in diefem Haufe no im Neichätage ift je ber 
Wunſch geäußert worden, nad Frankfurt zu reifen. (Heiterfeit.) Die Kraft des 
Bundes, an der gezmweifelt worden ift, wird bewiefen und erhärtet durch den 
Militärvertrag mit Baden und durd die Adoptirung wichtiger Bundesgeicte 
Seitens der ſüddeutſchen Staaten. Wenn die deutſchen Brüder in Oeſterrecich 
jegt den Slaven und Magyaren ausgeliefert find, wenn dort der Sprud gilt, 
daß der Deutiche bezahlt und der Ungar regiert, wer if daran Schuld: Graf 
Bismard oder Graf Beuft? Laster: Wir ſprechen es deutlih aus, dag 
Jeder, der unlerem Antrage zuftiimmt, damit zugleich erflärt, daß er bereit 
fei, Namens jeiner Wähler auf gewifle preußiicde Rechte zu verzichten unter 
der Vorausſetzung, dab dieſe Rechte voll und unverfürzt auf den Bund über⸗ 
tragen werden. Man hält uns entgegen, die Sache hätte nit eine fo große 
Eile, um unſern Antrag zu rechtfertigen; mit der Annahme desjelben ift doch 
aber nicht ausgeſprochen, daß der Bund nun fofort an eine neue Codification 
des Civilrechts gehen folle; was wir wollen, ift nur, daß man uns nidht 
mehr im Reichstage bei jedem Gefetentwurfe mit den Einmande lommen 
dürfe, der Entwurf überjchreite die Bundescompetenz, weil er ein Stück Civil⸗ 
recht enthalte. Mit Recht erklärte der Abg. Windthorft, da in unferem An⸗ 
trage gleichzeitig ein Etüd deutſcher Frage enthalten jei, nur hebauere ich, 
daß er ſich negen die Gefahr, die der Antrag gegen Deniſchland heraufbe⸗ 
ſchwören follte, nur durch den General Moltke geſchützt wähnt. Ich hoffe, dab 
wir immer über eine ſolche Fülle von Kräften zu verfügen haben werden, 
daß wir nie in die Lage kommen, unſer Schickſal auf zwei Augen geſtellt zu 
feben. Aber weßhalb muß denn die Entwidelung Teutihlands durchaus eine 
Triegerifcde fein? Gerade die Kräftigung des Bundes wird ung einen friedlichen 
Ausbau unſerer deutichen Einheitögedanfen am Eicherften gewährleifien. Ten 
Verluft der ſüddeutſchen Sympathien fürdte ih auf diefem Wege am aller- 
wenigften; die Männer, die dort uniere Peitrebungen belämpfen, thun es nicht 
etwa deßhalb, weil fie Über die größere oder geringere Competenz des Bundes 
mit uns uneinig find, fondern weil fie überhaupt von ihrer Autonomie nichts 
hergeben wollen. Segen bie Erweiterung der QBundescompetenz hält man uns 
endlich die Gefahr einer freiheitswidrigen Strömung im Bunde vor Wugen. 
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Auch diefer Grund ift für ung nicht maßgebend, denn wenn wir die Einheit 
anftrchen, fo find wir bereit, au alle damit eima verbundenen Befahren zu 
übernehmen. Andererjeits find wir aber der Uieberzeugung, daß cine ehrliche, 
nroßartige deutſche Politit nur auf freiheitliden Mege möglich ift. Einen 
Beweis für die Rüdwirlung der Bundespolitit auf unjere Verhältniſſe jehen 
Sie bereits in der Veränderung der Männer, die auf jener Seite (nach rechts) 
des Hauſes figen, und aud wir felbft nehmen diefe Ehre für uns in Anſpruch, 
auch wir find andere geworden. Dicſe Bewegung vom Bunde auf die Einzel⸗ 
Hanten wird aber immer weiter gehen; der Mann von Barzin hat Redit: 
die Bahnen unferer deutfhen Politik find jo tief geſchnitten, daß nichts den 
Lauf derjelben zu ändern vermag, und jo meine ich, fein: Macht der Erde 
wird ım Etande fein, cine rüdläufige Bewegung im Bunde herbeizuführen. 
Mit guten Gewiſſen glauben wir deshalb Diejenigen zurüdweijen zu türfen, 
die in der Stärkung des Bundes eine Gefahr jehen für die deutſche Freiheit. 
(Beifall.) 

In namentlicher Abſtimmung flimmen bie Confervativen (mit 
Ausnahme berjenigen, bie Reichstagsabgeordnete find), die Polen, 
bie Katholiken und einige Echleswig:oljtciner, ferner Dr. Jacoby 
und Dr. Weiß gegen, bie Freiconfervativen, Nationalliberalen und 
bie ortichrittspartet für den Antrag, welcher mit 218 gegen 
116 Erimmen angenommen wirb. 


24. Nov. Schlußberathung des Geſetzentwurfs über bie Unterftügung ber 


” 


25 
[2 L 


Lehrerwittwen-Kaſſen. 


Derſelbe wird gemäß den Beſchlüſſen der Vorberathung angenommen, nach⸗ 
dem der Cultusminiſter erklärt hat: daß nach der Erklärung des Finanz⸗ 
miniſters bei der Vorberathung, und nah Annahme des Geſetzes nach den 
vorjährigen Beichlüfjen, da8 Staatsminiſterium auf Antrag des Eultuss und 
des Tyinanzminifters beichloffen habe, die Sanction des Geſetzentwurfs dem 
König vorzuſchlagen, unter Vorausſetzung der Zuftimmung des Herrenhaufes. 

In Bezug auf den Antrag Vonin's 

wegen gejelicher Regelung der Stellvertreterfoften für Abgeordnete, welche 
Staatsbenmte find, erklärt der Minifter des Innern: die Staatsregierung ſei 
bereit, auf eine gejetliche Regelung einzugehen. Borläufig feien die Staats⸗ 
kaſſen angewieſen, Stellvertretungäfoften zu zahlen. Der Antrag wirb hierauf 
zurückgezogen. 


» (ECadfen). II. Kammer: Der May'ſche Abrüſtungsantrag wird 
auch in der Schlußberathung, nach einem erbitterten, leidenſchaftlich 
erregten Kampfe, mit 55 gegen 14 Stimmen angenommen. 


„(Preußen). Beginn ber Debatten ber hannov. Provinzialſynode 
über den Ausjchußantrag zur Begründung ausgebehnteiter Selbſtän⸗ 
bigleit ber lutheriſchen Landeskirche (Berichterftatter Brüel): 

Aus den Anträgen des Ausſchuſſes erſieht man, daß die einfluß« 
reihften Führer der Synode deren Hauptaufgabe in der Löfung diefer Frage 
erkennen. Der Ausichuß will ein Kirchengeſetz, wonach bie gefammte, bisher 
noch vom Eultusminifterium in Berlin geübte Zuftändigfeit zur Ausübung 
der Kirchengewalt auf das hannover'ſche Landesconfiftorium übergehe, das 
fünftig mit dem Landesherrn, wo defien Beſchlußfafſung nöthig, unmittelbar 
verhandle. Das Recht des Königs, die Mitglieder des Landesconfiftoriums 
und der Provinzialconfifterien zu ernennen, fol dadurch bedingt jein, Daß jenes 
im Verein mit den Synodalausſchuß die Ernennung für unbedenklich nad 
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Recht und Intereſſe der Kirche erklärt. Ebenſo fol das Zandesconfilorium 
über die vom König zu beſetzenden Stellen in der Landesſynode gehört werben 
und bei Entſcheidungen über Lehre und Eultus das Sukimmungsre haben. 
Borläufig ausgenonmen bleiben die Geldangelegenheiten der , inde® 
wird auch deren Unterſtellung unter das Sandesconfiftorium ging und bie 
fernere abgefonderte Berwaltung des Klofterfonds, als geiflliden Gutes, er- 
wartet. In der Begründung heißt ed, daß neue Firdengejehliche Vorſchrifien 
erforderlich ſeien, um der Kirche Hannovers eine Regierung zu ſichern, bie, 
frei von politiſchen Tendenzen, voll Treue gegen den Glauben dieſer Ar 
nur demjenigen nachtrachte, was zu ihrem Wachsthume diene Der g 
wärtige Zuftand, wonach das Eultusminifterium als Staatsbehdrde die Obere 
lirchliche Inſtanz bilde, ſei kirchlich incorrect und mit irgend welder Selb⸗ 
ſtändigkeit der Kirche ſchlechthin unvereinbar; dieſes Miniſterium beſtehe aus 
Gliedern der unirten Kirche mit mehr ober minder unioniſtiſcher Neigung. 
Dffen müfie die Landesſynode Verwahrung gegen die Meinung einlegen, als 
habe die Kirche Hannovers ſich der unirten Landesliche Preußens einfügen 
zu laſſen; die Gefahr einer Untergrabung durch die Union jei drohend, und 

ihr habe man deßhalb bejondere Schugbämme entgegenzufegen. 


26. Nov, (Preußen). Der Präfident des norbbeutihen Bundeskanzler⸗ 


28. 


29, 


30. 


amts, Delbrüd, wird nunmehr zum wirkliden Staatsminifter ohne 
Portefeuille unter Belaffung in feiner bisherigen Stellung ernannt. 


„ (Sadfen). Die IL Sammer Ichnt den Antrag Wigarb auf 
Sinberufung des Landtags nah dem Mahlgefeg von 1848 mit 40 
gegen 36 Stimmen ab. 

„» (Shwarzburg:Rubolftabt). Yürft Albert +. Ihm folgt 
fein Sohn Fürſt Georg Albert, geb. den 23. Nov. 1838. Ders 
felbe Hat als preußifher Major ben Feldzug von 1866 mitgemadit. 


„ (Medlienburg:Strelig).. Der „Officielle Anzeiger für 
Geſetzgebung im Fürſtenthum Ratzeburg“ veröffentlicht die „Berfaf: 
fung für das Fürſtenthum Ratzeburg“, dd. 6. Nov. 1869. Das 
Fürſtenthum, „ein integrirender Theil des Großherzogthums”, erhält 
eine Vertretung von 21 Mitgliebern: 3 Gutsherren, 3 Paſtoren, 
3 Hausbefiter aus Schönberg, 3 Domanialpähter und 9 Bauern. 
Der Vorfigende ber Landvogtei zu Schönberg iſt Präfibent ber 
Vertretung. 


„ (Preuße n). An der Stabt Hannover fallen die Gemeinde: 
wählen ganz in welfiſchem Sinne aus, fo baß bie Preußiſch: Geſinn⸗ 
ten, die nach 1866 die große Mehrheit bildeten, auf eine kleine 
Minderheit zuſammengeſchmolzen ſind. 


„ (Preußen). Abg. Haus: Budgetdebatte. Bei Gelegenheit bes 
Etats für das Gultusminifterium werben bie kirchlichen Verhältniſſe 
Hannovers, namentlih auch mit Nüdficht auf bie eben tagende han: 
nover 5*0 Synode ſehr einläßlich erörtert. 

Debatte: v. Bennigſen: Iſt es nicht möglich, zu verhindern, daß fi 
Mächte dort bilden, die dem Staate feindli find? Der Eultusminifter hat 
über drei Jahre gefäumt. Hot er feine Kenntniß von den —— — oder 
iſt er in einer gewiſſen Seelenverwandtſchaft geneigt, dieſe Beſtrebungen zu 
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unterflügen, dadurch, daß er fie volllommen gewähren Takt? (Gebr riätig! 
Iinfs.) Dieles ift die Auffaſſung, die man in Hannover gehabt hat. 
diefe vie unieflung hat dahin geführt, daß jene alilutheriſche Partei mit dem 
Monat an Uebermuth gewadjien iR, und daß die entgegengejegte Bartei fi 
gar nicht rühren und gar nicht auflommen kann. Diele Haltung der Regie 
rung bat e8 dahin gebracht, daß alte Gegner fi in der Weile geftärkt haben, 
daß die Bereinigung der Firchlichen und politiſchen Gegenfäge fo ſtark gewor⸗ 
den if, daB in Hannover wirklich eine br für den Staat heranzuwachſen 
droht. (Oho! rechts.) 

Bei der Abftimmung werben die Anträge auf Aufhebung ber Pros 
vinzialconfijtorien in Hannover unb Uebertragung ber Schulverwaltung 
in Hannover von ben Confiftorien auf bie nicht kirchlichen Verwal: 
tungsbehörben vom Haufe angenommen. 


30.Nov. (Preußen). Die bannov. Provinzialiynode ertheilt ben Aus: 


Ihußanträgen bez. Selbftänbigkeit der Tuther, Landeskirche mit allen 
gegen 22 Etimmen ihre Zuftimmung. 


Ein Theil der Minderheit ift zwar mit den einzelnen Bellimmungen der 
Anträge gleichfalls weſentlich einverftanden, nur war ihnen die Form derfelben 
zu anſpruchsvoll. Rüdfichtlih der Form hat nun Brilel ſoweit nachgegeben, 
daß er die Faffung als Geſetzenwurf fallen Iafien und ten Inhalt zum Ge⸗ 

genfland einer Woreffe an den König machen will, mit der Erklärung, daß 
die Synode im Voraus zuftimme, wenn der Monard dem Inhalt der Vor⸗ 
lage Geſetzeskraft verleihen wolle. In ſolcher Form wird das Ganze der 
Synode zur zweiten und letzten Abſtimmung vorgelegt werden. 


1. Dec. (Preußen). Großer Strike ber Vergarbeiter in ben Walden⸗ 


burger Gruben. Den Forderungen ber Arbeiter ſetzen bie Arbeit- 
geber biejenige des Austritts aus ben Gewerksgenoſſenſchaften ents 
gegen. 

„ (Sadfen). Die U. Kammer nimmt ben von ber Regierung 
vorgelegten und von ber Commiſſion mehrfah in liberalem Einne 
umgeftalteten Preßgejebentiwurf mit allen gegen 1 Stimme an. 

„ (Anhalt). Eröffnung des Landtags durch den Staatsminifter 
v. Lariih. Derfelbe kündigt ein Deficitt von 116,500 Thlrn. für 
1870 und bemgemäß eine Erhöhung ber Ergänzungsiteuereinheiten 
von 18 auf 24 „unter allen Umftänden" ale nothwenbig an. 


— De. (Shwarzburg:Rubolfiabt). Landtag: Conflict mit ber 


Regierung; ein Etatsgeſetz für die Finanzperiode 1870—72 kommt 
nicht zu Stande; bie Regierung löſt den Landtag auf, 


Schon der Staatshaushalt der vorigen Finanzperiode ſchloß mit einem 
Deficit von 52,519 fl. ab. Namentlich in Folge der bebeuienden Ausfälle in 
den Erträgen der herrſchaftlichen Waldungen und ber Berpflihtungen des 
Zandes gegen den norbbeutichen Bund iſt jegt ein Deficit von 200,000 fl. vore 
handen. Die Regierung beantragte daher bei dem Landtage Erhöhung der 
directen Steuern und ber Gerichtsſporteln. Der Landtag lehnte diefe Anträge 
ab, zeigte fi dagenen geneigt, die Aufnahme einer dem Betrage des Deficits 
gleihlommenden Anleihe zu geftatten. Die Regierung aber iſt der Anficht, 
daß eine ſolche Anleihe den wirthſchaftlichen und politiigen Ruin des Landes 
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herbeiführen würde, zumal da in der näcften Finanzperiode 1873/75 wieder 
ein Teficit fich ergeben werde, wenn nicht die ordentlichen Einnahmen erhöht 
würden. Die Regierung bat daher den Landtag aufgelöft und Reumahlen 
angeordnet. Bis zu einer Vereinbarung mit dem neuen Landtage bleibt ver- 
Kafungsmäßig das Etatsgeſetz für 1867,69 maßgebend. Die Regierung fiftirt, 
wie aus einer Minifterialbelanntmadung hervorgeht, alle nicht rechtlich gebo⸗ 
tenen Ausgaben, damit nicht ein neues Teficit eintrete. Es werben weder 
Gehaltserhöhungen no Zulagen bewilligt, alle nicht dringend geboienen 
Unterftüsungen, Reorganifationen und neuen Einrichtungen fallen weg, die 
Bewilligung von Darlehen aus der Landescreditlafle ſelbſt in Kleinen Beträ⸗ 
gen ift eingeftellt. 


4. Tec. Preußen). Abg.Haus: Budget, Etat bes Cultusminifteriums. 


Der Sinanzminijter erffärt; 

fein Engagement in Bezug auf Mebrausgaben eingehen zu können, bevor 
fich überjehen lafle, ob die vorgeichlagene Conſolidation vom Landtag ange» 
nommen werde. Wenn das Abgeordnetenhaus auf die unterbreiteten Vor⸗ 
Idlläge eingeht, dann hofft der Yinanzminifter für diefe Zwecke erheblich grö- 
bere Sunmten zur Verwendung zu bringen, als im Etat vorgejehen find. 

Budget, Etat des Auswärtigen: Die Averſional-Entſchädigung an 
ben Norbbund für die Beforgung fpeciell preußiſcher Angelegenheiten 
im Betrage von 30,000 Thlrn. wirb ungeachtet bes Widerſpruchs 
des Finanzminiſters geftrihen, und werben bie Legationen Hamburg, 
Didenburg und Weimar als fünftig wegfallend bezeichnet. Ein gleicher 
Antrag bezüglich der Legation in Dresden wirb abgelehnt. 


„ (Preußen). Die bannov. Landesſynode beftätigt in zweiter 
Berathung ihre Beſchlüſſe zu Brüel's Urantrag bez. Sicherung ber 
Unabhängigkeit ber luth. Landeskirche. 


Profeffor Wiefinger bemüht fi vergeblih, die Berfammlung zu be 
ſtimmen, die Forderung der Inamovibiliät für die Mitglieder des Landes» 
confiftoriumg, fowie der zuvorigen Anhörung diefer Behörde bei allen Ernen⸗ 
nungen von Gonfiftorialbeanten Seitens des Landesherrn aufzugeben, die 
Majorität bleibt bei ihrem früheren Votum. Brüel ermahnt, auf der ein- 
mal eingenommenen Pofition nad den jüngft im Abgeordnetenhauſe Laut 
gewordenen Anſichten jetzt erſt recht zu bebarren, und auch Lichtenberg if 
gegen jedes weitere Nachgeben. Auch der PBräfident des LKandescon- 
fiftoriums verweift auf die Verhandlungen des Abgeorbnetenhaufcs, um 
zunächſt zu leugnen, daß diejelben einen Druck auf die Berathungen der Sy⸗ 
node ausüben könnten, und dann zu erllären, daß ſelbſt die confervative Partei, 
nach den Aeußerungen eine ihrer Rebner zu ſchließen, gar fein Verſtändniß 
für kirchliche Fragen babe. 

„ (Walded). Schluß bes Landtags, 

nachdem die feit Jahren objchwebende Abrechnung zwildhen Sand und Do⸗ 
manium ihren Abſchluß gefunden Hat, und zwar in der Weile, daß erfteres 
dem letzteren noch faft 50,000 Thlr. herauszuzahlen bat, weldem Betrag indeß 
eine Gegenforderung gegenüber flieht. Der Furſt gleicht beides durch folgen- 
de8 Schreiben aus: 

„Diejenigen Beträge, welche zur Dedung bes in den erften Jahren meiner 
Regierung eingetretenen Deficts in der Domanialverwaltung aus der Landes» 
Laffe zugeſchoſſen find, belaufen fi) nach der Berechnung meiner Domänen» 
Tammer im Ganzen auf höchftens 27,000 Thlr. Dieſe Summe würbe ich 
in Gemäßhelt meines Zugeftänpniffes vom 20. Jan. 1865 der Landeslaſſe zu 
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vergüten haben. Da es aber zu meiner Kenniniß gelommen iſt, daß bie 
Stände jenes BDeficit höher veranſchlagen, und ich nicht Willens bin, über 
mein dem Lande gemachte Zugeſtändniß weitere Grörterungen eintreten zu 
laſſen, jo babe ih beiclofien, den von mir zu erflattenden Beitrag über das 
von mir ala richtig gehaltene Maß Hinaus feftzufegen, und zwar zu einer 
folcden Höhe, daR dadurch das von den Ständen anerfannte Guthaben des 
Domaniums aus den Abrechnungen von den Jahren 1849—64 einſchließlich 
audgeglien wird. In Folge deſſen crfläre ih, der Landeskaſſe das Deficit 
in der Höhe von 49,801 Thlrn. 25 Sgr., welde Summe dem anerkannten 
Betrag des Buthabens des Domaniums gleihlommt, vergüten zu wollen,“ 


5. Dec. (Preußen). Tie hannov. Provinzialiynode verwirft die An: 


träge ber Dsnabrüder Vezirksſpynode auf Herbeiführung ber Union, 
indem fie einen Antrag auf einfache Tagesordnung gegen 15 Stim: 
men ablehnt, dagegen bie von dem Ausſchuß vorgeichlagene, jedes 
Unionsbeftreben fchroff abweifende motivirte Tagesordnung annimmt. 
Paſtor Lehmann bezeichnet die dießmaligen Wahlen als den Nothichrei 
des Volkes, vor der Union geſchüht zu werden, und Cherconftorialrath Uhl⸗ 
born erflärt, die Proteftantenvereine arbeiteten, wie ihm noch jüngft eine 
hervorragende Perfönlichleit der römischen Kirche in der Provinz Hannover 
verfihert, nur zum Vortheile Rom’s, indem fie die Iutherifche Kirche zerſtör⸗ 
ten, deren feſtes Bekenntniß das befte Bollwerk gegen Roms Uebergriffe jei. 


„Mordd. Bund). Eröffnung der Eefjion bes Vundesraths. 
Borlegung eined mit Baben abgefhloffenen Jurisbictionsvertrages. 
Auch mit den übrigen fübd. Etaaten wird über den Abſchluß ähn⸗ 
licher Berträge unterbandelt. 


„ (Sadfen). I Kammer. Graf Hobenthal beantragt: 


„Die I. Rammer wolle im Verein mit der II. Kammer bei der Staats» 
regierung beantragen, es möge diefelbe im Bundesrathe dahin wirken, daß 
diejenigen Beſtimmungen, welde fi in dem Entwurfe eines Strafgeſetzbuchs 
für den norddeutihen Bund auf das gemeine Polizeiftrafrecht beziehen und 
fomit nad Maßgabe des Art. 4 der Bundesverfaffung der Bundesgefehgebung 
nicht unterliegen, im Geſetze felbft feine Aufnahme finden.” Zur Begründung 
des Antrags beflagt ex fich zunähft Über die Beitrebungen der unitariſchen 
Bartei des Reichstag. Sie gevenke, die Selbftändigkeit der Einzelftaaten 
unter Beihilfe des Art. 78 der Bundesverfaflung zu untergraben. Nach dies 
ſem feien Verfafiungsänderungen mit zivei Dritteln der Stimmen im Bundes⸗ 
rathe leicht zu erzielen, allein der Bund ſei nicht berechtigt, jeine Gompetenz 
zu erweitern. Gr beftehe in Yolge von Berträgen, und nur ein neuer Ver⸗ 
trag Tönne unter Zuſtimmung aller Theile daran etwas ändern. Das Aufe 
treten der unitariſchen Partei in beiden Häufern des preußiſchen Landtags fei 
befannt, und ihr gegenüber gelte e8, einer Beſchränkung der ſächfiſchen Selb- 
Rändigfeit entgegenzutreten. Sachſens Stellung zu Preußen molle er nicht 
alteriren, und er würde fi es nicht vergeben, wenn er durd feinen Antrag 
das beftehende Berhältnig compromittiren würde, doch mit den Anfichten der 
unitariſchen Partei gelange man aus dem Bundesſtaate in den Ginheitsftaat. 
Sein Antrag, den er einflimmig angenommen wunſche, ſtehe auf feſtem 
Boden, er babe ihn zum Heile Sachſens und zum Heile der Zukunft Deuiſch⸗ 
lands eingebradit. 


7. Dee. (Preußen) Abg.Haus: Budget, Etat der Seehanblung. 


Die Commiſſion beantragt, eine Beſchränkung des Kapitalconto auf 11 Mill. 
Thlr. zu fordern, die erübrigten Mittel auf den künftigen Etat zu bringen 
und bon 1871 am nicht eine fefte Rente, ſondern den vollen Jahresertrag in 
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den Etat zu fegen. Der Finanzminiſter erflärt fi Dagegen. Ber Untrag 
wird trotzdem mit 176 gegen 143 Stimmen angenommen. 

Das Hans beichliekt, daß bie Einnahme aus ben Elbzöllen vom 
Jahre 1871 an nit mehr auf ben Staatshaushaltsetat gebracht 
werben folle. 


8. Dec. (Preußen). Gröffnung ber kurheſſiſchen Provinzialſynode. 


13. 


Die Wahl des Bureau erfolgt entihieden im Sinne ber Re 
gierung. 


(Sachſen). Differenzen zwijhen ber I. u, II. Kammer. Die 
DL. Kammer bat fi für Aufhebung tes Patronatérechtes unb für 
BVerbefferung bes Wahlgeſetzes für die Eynobe erflärt; bie IL Kam: 
mer beides abgelehnt —, die II. Kammer beſchließt, auf ihrem Be: 
ſchluſſe zu bebarren. 


„ (Breußen).. Das Abg-Haus nimmt den Antrag Miquel⸗ 
Laster auf Ausdehnung ber Competenz bes norbbeutidhen Vundes 
auf das geſammte bürgerlide Hecht auch in zweiter Lefung mit 
großer Mehrheit an. 

v„ (Preußen). Die bannov. Provinzialſynode genehmigt in brit- 
ter Lefung die Adreſſe und Denkſchrift an ben König bez. Eicherung 
ber Selbjtänbigkeit der bannov, Landeskirche gegen bie Union wit 
43 gegen 25—28 Stimmen. 


Raff und mehrere andere Mitglieder motiviren ihr Botum dagegen da⸗ 
mit, daß es der Stellung der Synode nicht entiprede, um die Geneh⸗ 
migung eines Theils deſſen zu bitten, was fie ganz als nolhmendig bes 
trachte. Reuburg gibt dann für fi) und bie anderen Mitglieder der Mi- 
norität die Erklärung zu Protokoll, daß fie die in der Adreſſe erwähnte jelb- 
Rändige Berwaltung des Klofterfonds ebenfalls wunſchten, aber nicht mit der 
Berbindung des Antrages mit den übrigen Defiderien einverflanden feien. 
Diefe Erklärung ſoll mit der Adreſſe na Berlin gefandt werben. 

„ (Breußen). Die hannov. Landesſynode wirb burd ben ale 
Commiſſär fungirenden Dberpräfidenten Grafen Stolberg gefchloffen. 

Der Antrag des Gultusminifters an den König wegen Schlufſes der 
Synode ift vom 1. Dezember datirt, nachdem Tags zuvor die Berfammlung 
ihren entichiedenen Willen bekundet hatte, den Bruel'ſchen Urantrag anzuneh- 
men und alle vermittelnden Anträge zurüdzumeiien, Der Schluß if aljo bie 
Antwort der Regierung auf die in dieſem Antrag geftellten fyorderungen. Der 
Oberpräfident hält keine Rede, jondern verlieft nur den wminifteriellen Erlaß, 
läßt durch den Oberconfiftorialrath Uhlhorn das Schlußgebet ſprechen und 
erflärt hierauf die erfte hannover'ſche Synode für geichloflen. Der am 11. 
d. M. gewählte Synodalausſchuß conflituirt fid und documentirt feine dem 
jegigen Kirchenregiment feindliche Geſinnung „fefort dadurch, daß er den Ur- 
beber des nad) ihm benannten Urantrages, den geh. Regierungsrath a. D. 
Brüel, zu feinem Vorfigenden erwählt. 


»„ (Schwarzburg-Rubdolftadt). Die Majorität bes aufgelöjten 
Landtags veröffentliht eine Erwiederung auf das fürftliche Mini⸗ 
fterialrefeript (f. Anf. Nov.) an ihre Wähler, in welder fie „bie 
Beweggründe ihrer Abftimmung offen und rüdhaltlos barlegt”. 
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In dieſer Erwiderung wird zunächſt ein Bild der Binanzlage dei Staats 
entworfen, wie fie fi in den legten Jahren geftaltet Hat. Die Finanzperiode 
1867—69 ſchloß mit einem Deficit ab von 52,219 fl. Dies Deficit hatte 
fi jedoch im Laufe der Finanzperiode noch bebeutend erhöht. Um nun eine 
annähernde Ausgleichung herbeizuführen, hatte der Landtag die Wiedererhebung 
der jeit 1859 fiflirten Slafien- und Eintommenfteuer, die Erhebung einer Ge . 
werbefteuer, einer Grundſteuer von fleuerfreiem Eigentfum und eine Erhöhung 
der Gerichtsſporteln bewilligt. In Folge defien waren im Jahre 1868 gegen 
84,000 fl. Steuern und Abgaben mehr gezahlt worden, als in den Jahren 
1853—1859, und 124,000 4 mehr als in den Jahren 1860-1866. Troß 
diefer erhöhten Steuern, trogdem daR aus den früheren Wirthidhaftsüber- 
jchüſſen ein Kafienbeftand von mehr als 500,000 fl. bei Beginn der Finanz⸗ 
periode 1867—1869 dageweſen und von der Regierung eine Anleihe von 
262,000 fl. realifirt worden war, zeigten fich doch diefe reihen Mittel bis auf 
70,000 fl. erihöpft, als der Landtag im September d. J. zufammentrat, und 
gwar durch Ausführung von Bauten und Einrichtungen in den 
fürfliden Shlöfjern, dur den Aufwand für die Unterbringung der 
Sarnifon, durch Koften der Bermeflung des Landes, durch Ausfall der Ein» 
nahmen in den Forſten. Wußerdem wies der der Landſchaft vorgelegte Etat 
für die Finanzperiode 1870—1872 ein Deficit von 224,000 fl. nad, zur Er⸗ 
gänzung des Wirthichaftsfapitals verlangte die Regierung die Bewilligung einer 
Anleihe von 175,000 fl. Der Landtag ventilirte nun zunächſt die Frage: 
bat das Staatsweien Ausſicht auf Beſtand, wenn die Bewohner die möglichfte 
Beihilfe leiften? Diefe Brage mußte mit „Nein“ beantwortet werben, da ber 
Wohlftand des Landes nur ein fehr geringer fei. Die überwiegende Zahl der 
Einwohner bat faum fo viel, daß fie jpärlich Ichen kann, ein Einfommen von 
mebr als 1000 Thfr. wird nur von 400 Einwohnern verfteuert. Der Staat 
fei bereit3 an der äußerften Grenze billiger Forderung angelangt; wenn er 
aber feine Forderungen auf das Maß fleigere, welches nah den in Ausſicht 
genommenen Erhöhungen feftgefegt werden follte, jo würde diefe Grenze weit 

chritten. Nach gewifienhafter Brüfung der Berhältnifie habe die Landtags⸗ 
majorität jedoch die Leberzeugung gewonnen, daß die Regierung nad Ablauf 
der nächſten Finanzperiode ihre Anforderungen noch mehr fleigern müſſe, wenn 
fie das Staaisweſen aufrecht erhalten will, denn es würden ſich bie ordentlichen 
Ausgaben des FürftenthHums von Jahr zu Jahr fleigern, 1) weil die Staats⸗ 
ſchulden fucceffive getilgt werden müffen, 2 weil nad Bewilligung der Anleihe 
von 175,000 fl. die Berzinfung der Staatsihuld von 29,200 fl. auf 
86,800 fl. jährli ſte igt, 3) weil die Keiftungen für das Militär in der 
Sinanzperiode 1873-75 um 38,000 fl. mehr betragen als in der von 1870 
—72, 4) weil die Matricularbeiträge in fortwährender Steigerung begriffen 
feien, 5) weil für den nothwendigen Bau von Gifenbahnen eine, wenn aud 
nur —— gehende Subvention unerläßlih fe. Die Erhöhungen der Ein⸗ 
nahme und inderung der Ausgaben lägen aber größtentheils im Bereiche 
geringer Wahrſcheinlichkeit. 

Dieſe gungen erweckten in der Majoridt des Landtageß die 
DVeberzgeugung, daß eine Erhaltung der Selbfändigteit des 
Staatswejens unmdglih und vergeblich ſei. Diefe Ueberzeugung 
werde um jo fefter, wenn man erwäge, daß erft jeit 1867 die Klaffen- und 
Eintommenfleuer wieder und zwar in verfhärfter Weiſe zur Einführung ges 
tommen, daß 1868 die Gewerbefteuer und die Beſteuerung bes fleuerfreien 
Srundbefigeß und dann der bedeutende Sportelzuſchlag hinzugelommen jet, 
daß fih 1872 die neu regulirte Grund» und Bebäudefteuer der Grundbeſitzer 
faft verboppelm werde, dat die Gemeindekaſſen von 1872 an bie Landesver- 
meſſungs⸗ imd Grundfteuerregulirungstoften zu reftituiren haben, daß überdiek 
einzelne Gemeinden mit Geparations- und Mferbaufoften überbürdet feien. 
Dazu komme die allgemeine Storung im Kandel und Verkehr. WIS bie 
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Majorität des Landtags alles dies erwogen, kam fie zu dem Beſchluß, die 
verlangte Steuer- und Sportelerhöhung abzulehnen, der Regierung aber durch 
Verwilligung einer Anleihe die Mittel zur yortführung des Staatshaushaltes 
auf die nädhften drei Jahre und jomit zu dem Verſuche zu gewähren, die 
Selbftändigleit des Staatsſsweſens aufrecht zu erhalten.“ 

Gerner erflärt die Tarlegung die Behauptung der NRegierungsbelannt- 
madung, als Hätten die Wortführer der Majorität andere Abgeordnete bes 
ſtimmt, fi im Voraus dur Namensunterjchrift zur Abflimmung gegen die 
Regierung zu verpflichten, und al3 ſei ihnen die freie Discuffion der Vorlage 
von vorn herein vereitelt worden, als Unwahrfeiten. 

Im weitern hebt es: „Sowohl die fürftlihe Staatsregierung, als die 
ihren Standpunkt vertretende Preffe legt großes Gewicht darauf, daß die 
direeten Steuern und die Gerichtsſporteln im hiefigen Lande, jelbft wenn der 
Zuſchlag angenommen worden wäre, noch nicht die Höhe der Steuern und 
Sporteln mehrerer benachbarten thüringiichen Staaten zu zahlen haben würde. 
Dan führt dieſen Beweis damit, daß man fagt: im Großherzogtihum Sachſen⸗ 
Weimar, im Herzogthun Sadfen- Meiningen entfalle an Klaſſen- und (ins 
fommenfteuer auf den Kopf der Bevölkerung 2. 57% kr., 2 fl. 20x. u. |. w., 
während fich im Fürſtenthum nur 1 fl. 39 fr. auf den Kopf repartire Es 
muß aber auf den erſten Blick einleudhten, daß der Schluß: mithin zahlt der 
einzelne Steuerpflichtige im Weimariſchen und Meiningen’schen mehr, als im 
Nubdolftädtiichen, total falſch if. Ebenjo falſch ift er rüdfihtlih der Grund» 
fteuer und der Sporteln. Die Pergleidungsmomente find ſelbſtverſtändlich 
nicht die Geſammtſumme der erhobenen Steuern und die Zahl der Steuer⸗ 
zahler, jondern die Geſammtſumme der Steuern und das Geſammteinkommen, 
oder das Einkommen jedes einzelnen, die Größe und die Güte des fieuerbaren 
Grundbeſitzes u. j. w. Es ift hier namentlich bervorzubeben, daß im Für⸗ 
a der fünfte Theil der Grundfläde aus fleuerfreiiem Domantalgut 
beiteht. 

„Wir find überzeugt, dab mir nad unfern individuellen und Iocalen Ber- 
hältniſſen unjern höchft befteuerten und belafteten thüringiſchen Nachbarn ganz 
ebenbürtig zur Seite ftchen und fie noch theilweiſe libertreffen würden, wenn 
wir, außer der Gewerbſteuer, die unjeres Wiſſens in den meiften thüringiichen 
Staaten nicht befteht, von 1000 Thlr. Einkommen jährlid) 33 Thlr. abgeben, 
wenn wir an Gerichtsſporteln in einem Nechisftreite über einen Merthbetrag 
von 2800 fl. für die Ausfertigung auf die Stage, für die Abfaſſung eines 
15 Zeilen langen: Protofolles, für ein darauf ertheiltes Contumacial⸗Erkennt⸗ 
niß von 4 Bogen und für einige Randbeihlüfie 44 fl. zahlen müßten. So 
wäre aber der gejeglihe Sat der Einkommenſteuer, jo hoch nad einer uns 
vorliegenden Sportelrehnung der Sportelbetrag, wenn die Erhöhung bewilligt 
worden täre. 

„Wenn wir nun die Dedung des Deficıts durch eine Anleihe in Vorſchlag 
braditen, fo thaten wir dies, da leider alle andern Dedungsmittel mangelten. 
Die finanzielle Sage des Landes ift eben eine äußerfitrau- 
tige. Sie wäre fiher nit fo traurig, wenn mit dem zur Verfügung ftehen- 
den Berniögen jeit Jahren anders gewirthichaftet worden wäre; wenn beijpiel3« 
weile die Kleinen Domänen der Oberberrichaft vereinzelt und veräußert und 
dadurch ein vermögender und fteuerbarer Bauernftand geichaffen, wenn der 
Erlös und die beträdgtlichen Summen, welche auf Domänenbauten verwendet 
worden, und welche in einzeluen Fällen jo groß find, daß der Pachtvertrag 
taum die Baulkoſten verzinft, jei e8 auch für das fürftlihe Fideicommißgut, 
jedoch unter Wahrung des Nutungsrechtes des Staates, wirthſchaftlich ange⸗ 
legt worden wären; wenn man die unterherrſchaftlichen Forſte, deren ſchlechter 
Zufand jedem Sachkenner auffällt, mehr nad forfimänniichen, als nach waid⸗ 
manniſchen Grundjägen bewirthichaftet hätte, wenn man den unwirthſchaftlichen 
Betrieb unproductiver Fabrikanlagen zeitig eingeftellt, wenn man ftatt auf un» 
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Vermehrung der Beamten, auf eine Verminderung berfelben bedacht ge» 
weten wäre, jo daß der Yusgabeetat — abgefehen von den bedeutenden Pen» 
fionsbeträgen — nicht mit 28,000 fl. Wartegeldern zu belaften geweſen wäre. 
Daß eine Anleihe ſchwerlich ohne Verpfändung des Domanialvermögens werde 
realifirt werben fönnen, war uns ebenſo befannt, als daß das Domanialver⸗ 
mögen fibeicommifjariiches Eigentum des fürftlichen Haufes if. Anderes zur 
Hypothelenbeſtellung taugliches Grundvermögen befist aber das Sand feit dem 
Sabre 1854 nicht mehr, und da der in der nächſten Finanzperiode zu machende 
Verſuch der Erhaltung der Gelbftändigfeit des Lande auch im Intereſſe des 
fürftfihen Hauſes lag, fo war die demſelben geftellte Zumuthung keine unbil« 
lige und ungerechte. Die war fie um fo weniger, als die durch das Grund⸗ 
geſez vom Jahre 1854 ausgeſprochene Erklärung ſammtlicher Domänen und 
Forſte zum Eigenthume des fürſtlichen Haufes und der darin ausgeſprochene 
Berziht des Landes auf ein jehr bedeutendes Brundpermögen ohne voran» 
gegangene gründlide Unterfugung der rechtlichen Qualität 
Deffelben erfolgt if. Es mögen diefen Staatsact, den Hier zu 
berühren wir uns nit verfagen konnten, diejenigen verant- 
worten, welde denfelben veranlaft und an demfelben mit« 
gewirkt haben.“ 


14. Dec. (Altenburg) Der Landtag nimmt bas neue Wahlgeſetz faft 


15. 


einftimmig an. 


„ (Breußen) Abg.-Haus: Das von ber Regierung eingebracdte 
Conſolidationsgeſetz der Staatsſchuld wird mit 242 gegen 128 
Etimmen angenommen. 


„» (Breußen). Abg.Haus: Bericht der Petitionscommiſſion über 
bie zahfreih, eingegangenen Petitionen um Aufhebung ber Klöfter in 
Preußen. 


Statiſtik: Der Berit bringt nicht bloß die Kloftertabelle des Bonifaeius⸗ 
kalenders vom geiſtlichen Rath er, ſondern auch eine folde aus dem 
Eultusminifterium. Nach der Müfer’ihen Tabelle m in Breußen 14 Ye 
fuitentlöfter oder kibſterliche Anſtalten mit 128 Prieftern und 10 Rovizen 
oder Laien (im Bisthum Breslau 2 mit 10 Mitgliedern, in der Erzdibeeſe 
Poſen⸗Gneſen 1 mit 11 Mitgliedern, in der Erzdidceſe Köln 5 mit 86 Mit» 
gliedern, in der Didceſe Trier 2 mit 36 Mitgliedern, in der Didcele Münfter 
2 mit 17 Mitgliedern, in der Didcefe Paderborn 1 mit 10 Mitgliedern und 
in Hohenzollern 1 mit 15 Mitgliedern), nad der Müplerfchen find 14 Je⸗ 
——— mit 122 Mitgliedern und 29 Novizen und Laienbrüdern vor⸗ 

nden. 

Bericht des Referenten Bneift: Derielbe berichtet über die Ver⸗ 
bandlungen und Beichlüffe der Commiſſion im Weſentlichen: „Das Argument 
der Staatsregierung gebt dahin: Klöfter im gejeglichen Sinne des Wor- 
te8 find feit dem Erlaß der Verfaffungsurfunde gar nicht entftanden ; geiftliche 
Bereinigungen zu mwohlthätigen Zwecken aber, welche fein Gorporationsredit 
beanſpruchen, find nicht zu verbieten, fondern einfad) als unter das durch den 
Art. 30 der Deriefiung, garantirte freie Vereins» und Berfammlungsredt 
fallend anzufehen. In Bezug auf diefen Standpunkt fagt der Bericht: Die 
allgemeine Garantie des Vereinsrechtt auf Jeſuiten, Franziskaner, Domini⸗ 
Taner und andere Über den ganzen Erbball ausgebreitete geiftlidde Orden zu 
beziehen, enthalte injofern eine petitio principii, als es fi vorher frage, ob 
jene Vereinigungen bloße „Verbindungen von Preußen“ feien, und ob ihre 
Zwecke nicht beionderen preuß iſchen Strafgeiehen zuwiderliefen. Sodann aber 
laſſe fih der Standpunkt auch gar nicht reigtfertigen, daß bie geiftlicden Orden 
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und Geſellſchaften den in unſerer Geſetzgebung enthaltenen Berboten baburd 
enthoben würden, daß fie — unter Verzicht auf bie Gorporationsrechte als 
Klöfter — die von den Ordensbrüdern und Schweſtern geleiteten Anſtalten 
als Waifenhäufer, Erziehungsanftalten oder andere Stiftungen incorporiren oder 
eoncefiioniren laſſen. Als enticheidende Erwägungen kämen folgende Punkte 
in Betracht: 1) daß die Vereine und Gongregationen der Regulargeiſtlichleit 
nicht Vereine von Privatperfonen, fondern eidlich verpflichtete Mitglieder orga- 
nifirter Körperſchaften feien, welche ſich Uuber das univerfale Gebiet der katho⸗ 
liſchen Kirche erftreden und ihre Obern im Auslande haben, deren Anweifun⸗ 
gen zu befolgen fie ſich eidlich verpflichten; 2) daß der verfaflungsmäßige 


Zweck des Jeſuitenordens und anderer Denominationen bie Belämpfung der 


evangeliihen Kirche und des evangeliichen Glaubens fei, und daß die geiftlichen 
Geſellſchaften eine Einwirkung auf das äußere Leben erftrebten, melde die 
Geſetzgebung aller Zeiten gendthigt habe, verbietende oder beichräntende Maß⸗ 
regeln zu treffen; 3) daß dengemäß die geiftlichen Geſellſchaften nicht auf dem 
Boden der grundfäglich erlaubten, jondern der grundfäglih unterjagten Ber- 
bindungen ftänden und diefen Verbotsgefeten nur enthoben würden, ſoweit fie 
als anerlannte incorporirte Klöfter nach der geſetzlichen Orbnung, Allgemeines 
Landrecht 11. 11. 1030 ff. beftünden; 4) daß diefe Grundlage als (N wnterjagte 
Vereine nach dein Edict vom 20. October 1798 noch zur Zeit der Publication 
der Berfafiungsurkunde beftanden Jade, und daß derielbe Brunbfag der Haupt⸗ 
ſache na auch in das geltende Strafgefegbuh 8 98 übergegangen jei. in 
welchem „die Theilnahme an einer Verbindung, deren Dajein, Berfafiung 
oder Zweck vor der Staatsregierung geheim gehalten werden joll, oder in 
welcher gegen unbelannte Obern Gehorſam, oder gegen belannte Obern unbe» 
dingter Gehorſam verſprochen wird", verboten werde; 5) daß endlich die von 
der Staatöregierung ausgeſprochene Mazime dem Refultat nad zu einer völ- 
lig ungebundenen ſchrankenloſen Wirkſamkeit und Ausbreitung der geiftlichen 
Orden im preußiſchen Staate führen würde, während doch die Geſetzgebung 
aller europäiſchen Staaten gewiffe Beichränfungen der religiöfen Orden für 
nothwendig erachtet habe und in paritätiihen Stante Preußen dieſe Beichrän- 
Jungen von jeher eine beſondere Bereutung gehabt hätten. Aus diefen Grün⸗ 
den ftellt die Commiſſion mit großer Mehrheit den Antrag: Diet. Staats⸗ 
regierung aufzufordern, die beichräntenden Beſtimmungen der preußiſchen 
Landesgeſetzgebung tiber die geiftlihden Geſellſchaften, insbeſondere des Edikts 
vom 80. October 1819 und der noch zu Recht beftehenden Vorſchriften des 
allgemeinen Landrechts, ſowie der Zwiſchengeſetzgebung in den weſtlichen Landes⸗ 
theilen zur Ausführung zu bringen und auch eine Umgehung dieſer Beſchrän⸗ 
tungen in Gorm don Gonceffionen und Incorporationen für Waifenhäufer, 
Erziehungs- und Unterridtsanftalten, Krantenhäufer und andere Stiftungen 
nicht zuzulaflen, insbefondere 1) Conceſſionen und Gorporationsrechte für An⸗ 
ftalten der Urt nit an Perſonen zu ertheilen, welche geiftigen ell ſchaften 
zugehdren, 2) im Wege des Auffichtsrechts eine active Betheiligung von Mit⸗ 
gliedern geifllicder Geſellſchaften an der Leitung und Verwaltung Verartiger 
Anftalten nicht zu geflatten. 


15. Dec. (Sachſen.) IL Kammer: Sachße greift bie Errichtung eines 


16. 


Oberbanbelsgerichtes für ben norddeutſchen Bunb an und namentlich, 


daß gerabe Sachen es geweſen fei, das barauf angetragen Babe. 


Der Yuftizminifter weist bie Vorwürfe ziemlich gereizt zurüd. 

„  (Breußen). Abg.Haus: In Bolge der Annahme bes Eon: 
folidationsgefeges bringt ber Finanzminiſter, ohne bie Zuftimmung 
bes Herrenhaufes abzuwarten, einen Nachtragscredit für 1870 ein, 
hauptſächlich zu Univerfitäte: und Seminarzwecken. 
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17. Dec. (Preußen). Abg⸗Abg.: Budget, Diepofitions fonde Debatte 


ũber die Verwendung der Einkünfte aus den mit Beſchlag belegten 
Geldern der Depoſſedirten: 


Schreiben des Staatsminikeriums an den Praf. bes Hanfes 
der Abgg. v. 5 d. J.: „Ya der Sitzung des Hauſeß ber 


habe, oder ob die un von einer ſolchen Redmungsiegung befreit 
zu fein glaube Mit Bezug hierauf beehren wir uns, die g Erflärung 
dahin abzugeben, Daß über diejenigen von der Beſchlagnahme betr Gelder, 
welde in Gemäßheit des Staatshaushaltsetats aus der Gtanislaffe zu zahlen 
find, die Rechnungſlegung durch den Radweis der Berausgabung an bie 
empfangsberedjtigten Etellen zu bewirlen fein wird. Eine derartige Zahlung 
iR indeflen dur den Stantshaushalisetat nur infofern vorgejehen, als unter 
den Upanagen der dem ehemaligen Kurfürften von durch die Hof⸗ 
dotationsurfunde vom Jahre 1881 bewilligte, durch den Vertrag vom 17. Sep⸗ 
tember 1866 zugefiderte Betrag von 800,000 Rtihlr. enthalten iſt, von 
welchem na 8 4 a. a. D. die —* ichen Ueberichüffe nach Fixirung der Hof⸗ 
etais dem Kurfürſten baar gezahlt werden ſollten. Dieſe Ueberſchüffe find nach 
Eintritt der Beſchlagnahme an die mit der Verwaltung beauftragte Behbrde 
abzuliefern, worüber dem Landtage in der allgemeinen Redinung über den 
Staatshaushalt der Nachweis geführt werden wird. lieber die Verwendung 
der in Beſchlag genommenen Gelder, ſowohl des Königs Georg, als des che 
maligen Rurfürken von Heſſen, glaubt dagegen die Staatsregierung zur 
Rechnungslegung an den Landtag nicht verpflichtet zu fein, indem die Ein- 
nahmen und Ausgaben nit für Rechmmg der Staatslaffe ſondern ber depoſſe⸗ 
dirten Würften erfolgen. Was insbefondere die Ausgaben betrifft, jo würde 
die Verwendung derjenigen Summen, melde der politiiden Ueberwachung der 
gegen Preußen gerichteten Ilmtriebe gewidmet find, fich ihrer Beidaffenheit 
nad ber Ber lichung entziehen. Die Stanisregierung glaubte aber bie 
ollgemeine Being, machen zu follen, daß fi der von ihr bei ben Ver⸗ 
andlungen über bie —— gete geäußerten Erwartung gemäß ſolche 
—— 8 immung zur unmittelbaren oder mittel⸗ 
lien en in die Kategorien der 88 2 der 
——n— vom 2. März 1868 und des Geſetzes vom 15. Februar 1869 
fallen, in den new erworbenen Landestheilen zahlreich genug ergeben haben, 
um es nit zur Anſammlung von Befländen aus den Reveniien der jequeftrirten 
Bermögensmaflen kommen zu laflen. Euer Hochwohlgeberen erfuchen wir ganz 
ergebenft, den Inhalt diejeß unſeres Schreibens gefällig zur Kenntniß des 
Kr der Wbgeorbneien zu bringen.” (Golgn die Namen jämmtlicher 


"Debatte: Lasker erinnert daran, daß in Bezug anf die Einkünfte aus 
den mit Beichlag belegten Geldern der Depofievirten früher von Graf Bis⸗ 
mard die Zufldderung gegeben worden ſei, dem Landtage Rechenſchaft abzu« 
legen. Jetzt Ichne das Miniſterium dieß ab. Ihm fei eb reiht, dab der Land» 
tag mit diefen Ausgaben verſchont bleibe, aber befier wäre e8, wenn er liber- 
zeugt würde, wenn aud nur moralilch, def die Gelder nur zu den Zwecken 
der Abwehr gegen die Umtriebe der Depofiedirten verwendet würden un» 
nit zu anderen Zwecken ver Bermaltung. Windthorſt (Meppen): Ich 
glaube, daß der Abg. Lasker fi ein Verdienſt um das Land erwirbt, indem 
er daß anregt. Nah der Erflärung der Regierung kann das Geld in der 
That zu allem möglichen Zwecken verwendet werden. Tas ſcheint mir ganz 
egorbitant. Graf Beihnſy⸗Huec: Ich meines Theils bebauere es lebhaft, 
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daß die Sade zur Sprache gekommen if. Mir fcheint e8 doch ganz Mar, det 
es nicht Sade der Regierung fein kann, für die Depoffeirten eine Sparbüche 
anzulegen. Wir hatten einen Antrag geftellt, das Geld auch für andere Ber: 
waltungszwede zu gewähren und dann Rechenſchaft zu legen. Sie haben ww: 
abgelehnt, und ich kann nur fagen: „tu l’as voulu George Dandin.- 
Laster: Wir haben in dem Gejek klar ausgeſprochen, zu welchen Zwedce 
das Geld vermeidet werden Toll, und der Minifterpräfident hat die Rechnungs⸗ 
legung zugejagt. Hagen (Börlig) beantragt, da die NRegierungscommihize 
nicht geneigt fchienen, die Ehre der Verwaltung zu reiten, die Sache fallen zr 
Iaften, 6i8 der Minifter des Innern anweſend ſei. Laster: Es befindet ra 
ein Miniſter unter den Negierungscommifjären, und jene Antwort war uns 
zugagangen vom Sefammtminifterium. v. Hopderbed will nur daran er 
innern, daß die Tortichrittspartei bei der Berathung diefer Angelegenheit ihre 
Roffandraftimme erhoben hat, um davor zu warnen, der Regierung fo grote 
Fonds zur Dispofition zu ftellen. Dr. Virchow: Es ift auffallend, daß, jet 
die Fonds mit Beichlag belegt find, Alles von der Welfenlegion und den an⸗ 
deren limtrieben der Depoffedirten ſtill geworden ift. Um fo mehr hätte tie 
Negierung die Verpflichtung, zu jagen, welde Thatſachen fie veranlafien, die 
Beſchlagnahme und die geheime Verwendung der Gelder fortzuführen. Der 
Minifter der Iandiw. Angelegenheiten: Da id perfönlidh provozirt bin, to 
will ich nur bemerlen, daß der Beſchluß vom Gtaatsminifterium gefaßt und 
fein einziger Minifter in der Vage tft, etwas Anderes zu erklären. Der Dis 
pofitionsfonds wird bewilligt. 

Der Etat für 1870 wirb im zweiter Beratbung zu Ende ge: 
bracht und befinitiv genehmigt. 

Die Nachtragscrebite für 1870 werben, fo weit fie Univerfitätss 
und Seminarbebürfnifje befriedigen jollen, genehmigt, bagegen cin 
vom Sriegsminifter geforberter Nachtragserebit von Thlr. 150,000 
abgelehnt. 


18. Dec. (Preußen). Das Herrenhaus genehmigt das Confolibatione: 


gefeb für bie Staatsſchuld faft einftimmig. 

„ (Breußen). König Georg v. Hannover läßt der MWelfenlegion 
in Frankreich anzeigen, baß bie Bezüge berfelben mit bem 15. April 
1870 aufhören würben. 


„—20. De. (Medlenburg). Landtag: Die vorgefchlagenen neuen 


20, 


21. 


Eteuern werben theild angenommen, theil® abgelehnt. 

„»  (Breußen). Das Herrenhaus Iehnt ben Beichluß bes Ab- 
georbnetenhaufes bez. Ausdehnung ber Competenz ber Schwurgerichte 
auch auf politifche Verbrechen und Preßvergehen (Antrag Eberty) 
feinerfeits ab. 

„ Breußen). Das Herrenhaus genehmigt ben Etat für 1870 
einftimmig nah ben Beſchlüſſen bes Abg.Hauſes, alfo mit ben 
Abſtrichen namentlih im Etat bes Auswärtigen und bes Cultus. 


„  (Breußen). Die Stabtverorbneten von Berlin befäließen bie 
Unentgeltlicykeit der Volkoſchule innerhalb ihrer Competenz und bie 
Stabtverorbneten einiger anderer Städte, 3. B. Gladbach, thun | 
dasſelbe. 
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— Dee. (Coburg⸗Gotha). Frage einer kirchlichen Union beider 


3 


a 
D. 


28. 


Herzogthümer. Es ergibt ſich, daß Gotha gegen Coburg für eine 
ſolche iſt, während umgekehrt Coburg gegen Gotha für bie politiſche 
Union ſich ausgeſprochen hat. 


„ Die Oeneralverfammlung bes allgemeinen deutſchen Arbeiter: 
vereins in Halle beitätigt den Beſchluß des Vorftanbes in Leipzig, 
durch welden Dr. v. Echweißer als Präfident und Mitglied entfebt 
und durch Menbe erfeßt wird. 

Die verichiedenen Fraktionen der focialiftifen Arbeiterpartei find am 


Schluſſe des Jahres mehr als je unter fi zerfallen und bekämpfen fich 
bitterer als de mit allen Mitteln, Echweiger und ende, Bebel und Lieb» 


Inecht u. |. w 

„ (Br eußen). Schulze-Deligih ruft gegen das Verlangen ber 
Arbeitgeber in ber Waldenburger Etrife:Angelegenheit als gegen 
einen Eingriff in bie berechtigte Freiheit der Arbeiter auf. Andere 
erkennen barin lediglich ein Recht ber Arbeitgeber, zu bem fie ihrer 
ſeits gleichfalls befugt feien. 





2 Bie füddeulfchen Staaten. 


4. San. (Bayern). Bei ber Zollparlamentswahl in Kiffingen unters 


liegt ber Reg.-Präſident v. Unterfranten, Graf Zurburg, gegen ben 
ultramontanen Candidaten Freiherrn v. Zu-Rhein Sohn mit 5770 
gegen 6361 Stimmen. 


6., (Württemberg). Landesverſammlung der Volkspartei in 


8. 


Stuttgart. 


Den erſten Gegenſtand der Berhanvlungen bildet die Organifation der 


Bartei und die Einführuug des Syſtems freiwilliger aber regelmäßiger Bei- 
träge. Dann berichten Karl Mayer und Weith über die Berhandlungen des 
legten Landtags in der deutichen Trage, über die Bildung des parlamen- 
tarifhen GIubs der Bollspartei und das Verhalten der der Partei feither 
angebörigen Abgeorbneten, wobei der Richibeitritt der Abgeordneten Becher, 


Erath, Präfflin, Ammermüller erwähnt und der Austritt der Abgeordneten - 


Nußle, Oeſterlen, Heß und Rägele angezeigt wird. Aus den Berichten ergibt 
fih, daß die verſchiedene Abſtimmung über die Wdreffe zu einer Differenz in 
der Bartei keinen Anlaß gegeben bat, wohl aber diejenige über das Sick'ſche 
Amendement von den Verträgen. Die Unvereinbarkeit der Abflimmung für 
das lektere mit dem Barteiprogramm wird insbefondere von Freſe hervor⸗ 
gehoben. Ueber die Rammerverhandlungen in den inneren ragen, fo wie 
über die hieher bezliglichen Vorlagen der Regierung erftattet der Abg. Riet- 
hammer Beridt. In diefen Yragen, namentlih in der der Abidhaffung der 
Rebenslänglichleit des Ortsporfieheramts, beauftragt die Berfammlung das 
Zandescomits mit Vorbereitung einer gründlichen und umfaſſenden Wgitation, 
zu deren Ausführung gegen Oſtern eine weitere Landegverfammlung veran⸗ 
ftaltet wird. Zum Schluſſe werben die Wahlzettel abgegeben zur Neuwahl 
des Landeseomitö’s, das dem Anwachſen der Partei entiprechend aus 64, 
ſtatt wie bisher aus 36 Mitgliedern zujammenzujeßen beichlofien wird. 


„ Baden) Der Bürgermeilter Stromeyer in SKonftanz erhält 
von ter erzbilhöfl. Curie in Freiburg bie britte Berwarnung mit 
beutlider Excommunicationsandrohung. 


„ (Bayern). Die Armee wird in zwei Armeecorps von je zwei 
Divifionen getheilt, und ben Gen. v. db. Tann und Hartmann bie 
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Commanbos berjelben übertragen, Prinz Luitpold zum Generals 
infpeftor ber Armee ernannt. 


14. Jan. (Baden). Der Bürgermeifter Stromeyer in Konftanz wirb 
von ber erzbifhäfl. Curie in Freiburg mit ber fog. Tleinen Excom⸗ 
munication belegt: 


Erzbiſchofliches St. Stephans⸗Stadtpfarramt in Konftanz beauftragen 
wir, nachſtehende Entſcheidung dem Katholiken Herrn Stromeyer zu verfünden. 
Wie wir demfelben du ern Erlaß vom 26. Rovember v. J. eröffneten, 
iſt er ſchon feit einer Reihe von Jahren Öffentli den Anordnungen und Aus—⸗ 
ſprüchen feiner Kirchenbehörde entgegengetreten. Er hat insbefondere dazu mit» 
gewirkt, daß katholiſche Stiftungen und Säulen der Tatholifchen 
Berwaltung und Berwendung entzogen wurden, fi überhaupt den Rechten 
und Interefjen der Katholiken gegenüber nicht fo verhalten, wie «8 die 
Pflicht eines Katholiken erheiſcht. Wir haben vielen Katholiten deßhalb auf 
feine Pflichten als Ungehöriger der katholiſchen Kirche unferer oberhirtlichen 
Pflicht gemäß aufmerkſam gemadt. Zu unjerm größten Schmerze bat der» 
felbe die Ermahnung der lirchlichen Autorität nicht beachtet, ja er ift fogar, 
troßg wiederholter Erinnerung an feine Pflichten gegen dieſelbe und die Kirche, 
bei der Erklärung beharrt, er ftehe in dieſer religidfen Angelegenheit nicht 
mit der Kirchenbehoͤrde in Geſchäftsverbindung, er nehme von ihr eine Mit- 
tbeilung entgegen, gehorche alfo ihren Anordnungen nit. Da der Katholik 
Max Stromeyer hiernach beharrlich ſich weigert, die Kirche zu bören und die 
tirchliche Autorität nicht anertennen will, die ihm als Katholik obliegenven 
Pflichten alio beharrli verlegt und fi fo felbft von den entfpreddenden 
Rechten ausgeſchloſſen hat, fo ſchließen wir andurch benjelben von den Firch« 
lichen ®emeinfhaftsrechten und dem Empfang der heiligen Saframente in jo 
lange aus, bis er in fi geben und feine kirchlichen Pflichten erfüllen wird. 
Wir en dem Bericht Über den Vollzug des Grlafjes entgegen. (gez.) 
+ Lothar Kübel.“ 

Bleihzeitig mit dem Ercommunicationsbeihluß wird dem Bürgermeifter 
vom Pfarramt St. Stephan zu Konſtanz angezeigt: „In Folge hiervon 
Tönnen Sie gemäß 8 2 Ubi. 2 ©. 14 der Berwaltungsinftruftion nicht mehr 
Mitglied der Latholiiden Stiftungscommilfton fein, wehhalb wir hier in Hin» 
kunft an Seren Semeinderath Bögelin, als vdienftälteftes katholiſches Mitglied 
des Gemeinderaths, die Einladungen zu unjeren Stiftungscommiffiond-Situns 
gen ergeben laſſen werben. Derjelbe wird auch den zweiten Schlüfiel zur 
Depofitenkifte in Verwahrung erhalten.“ 


Sofort tritt eine zahlreich beſuchte Vürgerverfammlung zufammen und 
beſchließt einftimmig folgende Erflärung: „Was wir faum möglich hielten, 
ift gejchehen. Ueber unjeren Bürgermeifter Steomeyer wurde die Excommuni⸗ 
cation ausgeiprocden. Wir bedauern e8 tief, daß e8 möglich war, in einer 
Zeit, in welder geifliger Fortſchritt und feinere humanere Bildung immer 
mebr zur Geltung kommen, fi) noch foldder Mittel zu bedienen, die ſchon ab⸗ 
gerollie Jahrhunderte gerichtet haben, ſich derfelben zu bedienen, um das 
Streben eines Mannes zu verdächtigen, der im Verein mit andern gleich 
gefinuten Männern zum Wobl und zum Wufblüben unferer lieben Stadt 
fein Möglichtes thut. Doc das kann nur ſchwache und fanatifirte Menſchen 
beirren; und um zu zeigen, daß es auf uns leinen andern Eindruck als den 
der Enträfung macht, daß eine Kirchenregierung ſich ſolcher dunklen Mittel 
noch bedienen kann, um fich gegen den Bortichritt anzuflemmen, um vielleicht 
da und dort Zwietracht in Familien und Freundestreife zu fireuen, wollen 
wir das Öffentlich erklären. Unſer Heim ift zu einem blühenden Ort geworden, 
und aus einem Zuſtand fchläftigen Sichgehenlaſſens if ein reges Träftiges 
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Leben und Weben, eine geſunde rigkeit hervorgewachſen. Was der Stadt 
gehbrte, was ihr Rath ſeit alten Zeiten verwaltete und in Zeiten der Schwõ⸗ 
Kung verlor, iſt wieder in die nn Terer zurliägegeben, denen es gehört 
und die es mit tiefgreifender ,‚ mit Liebe und mit Wufopferung für's 
allgemeine Wohl pflegen. Aus dem Zuſtande der Bildungsanftalten des Bol- 
tes, weldder mehr und mehr dien fi dabın zu richten, die Epaltung con- 
feffioneller Unterfchiede Iroffer auszubilden, if ein Zuſtand ter Schule ge 
worden und wird fi) weiter noch blühender bilden, der die chriſtliche Liebe 
und Duldung über menſchliche Nebenabfichten ftellt, der eine tüdhtige Bildung 
in allen Theilen des Willens und Konnens fern von aller Etörung durch 
confeifionelle Heßereien als das Wichtigfte anerkennt, was wir unfern Rindern, 
der Zulunft unferer Bemeinde geben lünnen. Wir wollen keine Spaltungen, 
wir wollen Frieden haben, wir wollen kein Zurüdgehen in dunkle Zeiten 
roher, fanatifirter, ungeredhter Jahrhunderte, wir wollen den Fortſchriti. Wir 
haben diejelbe Abſicht, dasjelbe Streben bewegt uns, dem unſer verdienter 
Vürgermeifter fo thatkräftigen Ausdrud gab. Wir fprechen öffentlich unſern 
warmen Dank für fein unbeirrtes, jeder Einſchüchterung unzugängliches Bor- 
gehen aus, Wir ftchen zu ihm, wir haben die Berbefierungen und Beſtrebungen, 
welche ihm den Tadel der kirchlichen Behörde zugezogen, mitberaiben und mit» 
gelebt und mitgefühlt, und Teine Schreddimittel ſolcher Art können uns ängftigen 
und uns abhalten, die Bahn des Fortſchritis und der freien Veſtimmung zur 
Duräführung des als gut Erkannten zu gehen.“ 

Die vom Pfarramt in Konſtanz auß der Maßregel der Eurie gezogene 
Eonjequenz, daß der Bürgermeifter nun nicht mehr Mitglied der katholiſchen 
Etiftungscommilfion fein könne, wird vom Minifterium ohne Berzug für ge- 
jegwidrig erflärt und der Bürgermeifter angewieſen, den zweiten Schlüffel zur 
ereetafie zu behalten und nöthigenfalls das Schloß der Kifte abändern 
zu laſſen. 

Die Sade macht bei den ſtädtiſchen Gollegien überall in Baden, da fie in 
ganz ähnlicher Lage find, wie diejenige von Konſtanz, gewaltige Aufſehen, 
und eine Reihe derfelben richtet unter dem Vorgange deßs Gemeinderaths 
und Bürgerausfhufies von Mannheim Zuftimmungsadrefien an den Ex⸗ 
communicirten. 


15. Jan. (Württemberg.) In einer VBerfammlung ber Zollparlamente: 


abgeorbneten wirb ein Antrag auf Nieberlegung ber Manbate und 
auf Appel an das mwürtt. Volk abgelehnt. 


„ (Bayern) Der von ber Regierung ausgearbeitete erfte Entwurf 


zur Uimgeftaltung ber Reichsrathokammer wirb zurüdgenemmen, um 
vom Minifterium des Innern umgearbeitet und bald gänzlich fallen 
gelafjen zu werben, 


Der Wortlaut oder eine autbentiiche Analyſe des Entwurfs ift nicht bes 
fannt geworden. In einem nordd. Blatte wurde dagegen eine Analyſe mit- 
etheilt, der wenigſtens weber officiell noch officids widerſprochen worden if. 
emgemäß ſollte nach jenem erflen Entwurf die Umgeftaltung der Kammer 
durch ſechs verſchiedene Geſetzentwürfe bewerffieligt werden, von welden die 
erfien drei die bereits beftchenden Kategorien der erblichen Reichſrathswürde 
ihres eclufiven Charakters zu entlleiden beftimmt waren, der vierte die nleich- 
falls bereits beftehende Kategorie der dom König zu ernennenden Pairs behan⸗ 
delte, und der fünfte eine neue Kategorie einführen wollte, während der ſechste 
mehr reglementärer Natur war. 
... Der erſte diefer Geſetzentwürfe habe fich mit der Abänderung des (Be 
grifis des) Fideicommiſſes beihäftigt, und verfügt, daß dos Recht, Kibeicommiffe 
zu gründen, nicht mehr ausſchließlich dem Adel zuftchen follte, fonbern daß 
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Samilienfideicommifle, Traft weldder ein Grundvermdgen zum unveräußerlichen 
und untheilbaren Gut erflärt wird, fortan zum Bortheil einer jeden Familie, 
und von einem jeden, welcher über daS jeinige frei zu verfügen befugt ift, 
follen errichtet werden können. Dieſe Abänderung der Verfaffungsurtunde ift 
damit motivirt, daß die Beſchränkung deß Rechts Fideicommiſſe zu gründen 
auf den Adel weder mit den materiellen Berhältnifien, noch mit den Anfichten 
der Gegenwart über die Gleichheit vor dem Belek im Einklang ftehe. 

Der zweite Geſetzenwwurf befeitigt das ausschließliche Vorrecht der Primo⸗ 
genitur⸗Fideicommiſſe, indem er die Verleihung der erblichen Reichsrathswürde 
an im Geſammibeſitz befindliche Familien zuläßt, und befagt, daß die erbliche 
Reihsrathewärde einer Familie verliehen werben könne, wen: ein Grundbeſitz, 
von welchem ein Eteuerfimplum von 300 fl. zu entrichten ift, in Folge fidei- 
commiſſe riſcher Tiepofitionen, Samilienderträge, Herkommens oder lehenrecht⸗ 
licher Verhältniſſe in der Art als unveräußerliches Familiengut beficht, daß 
es unter Vorzug des Mannsſtammes vor der weiblichen Nachkommenſchaft 
vererbt und vom Mannsſtammie gleichzeitig und gemeinfam beſeſſen wird. In 
dieſem Gall hätten die im Bemeinbefige befindlichen volljährigen Familiengenoſſen 
unter ſich denjenigen zu wählen, welder auf feine Xebenszeit die Vertretung 
der Familie im Reichſrath ausübt, falls dieß nicht ſchon durch fibeicommifjarifche 
Berordnung, Vertrag oder Herkommen beftimmt if. Einigen fi) die Mit« 
befiter bei der Wahl nit, fo würde der an Jahren Weltefte als ihr Ver⸗ 
treter betrachtet, die jo gewordenen NReichsräthe wären zu den erblichen zu 
zählen. (Die Zahl von Gütern der bezeichneten Art ift zumal in den frän- 
kiſchen Provinzen nicht unbedeutend; ja es iſt eigentlich der größere Theil 
des Familiengrundbefige® in Vayern in Folge jener Beitimmungen in der 
Reichsraihſslammer unvertreten geblieben.) 

Der dritte dem gleichen Zweck dienende Gejegentwurf räumt den Häuptern 
der ehemals reichsſtändiſchen Yamilien, ſowie den übrigen erblichen Reichs⸗ 
zäthen die ihnen biöher verjagte Befugniß ein, fi durd ein Mitglied ihrer 
Bamilie vertreten zu laflen, das die den Forderungen des Art. 7 des Wahl⸗ 
geiehes vom 4. Juni 1848 für den Abgeordneten entſprechenden Eigenſchaften 
befist. Die einmal ertheilte Bevollmächtigung kann nicht verändert werben, 
bevor die Eigungen des Landtags geichlofien oder vertagt werben: doch ftünde 
es dem Vollmachtgeber jederzeit frei, ftatt des Bevollmächtigten felbſi zu er⸗ 
fheinm. Die jo aufgeſtellien Vertreter nähmen aber in den Ausſchüſſen oder 
fonfligen durch Wahl beſetzten Thätigkeiten nicht an und für fi die Etelle 
der Vollmadtgeber — und umgelehrt — ein. Berner verlangt der Entwurf, 
daß die erblihen Neichäräthe entweder in Perſon oder durd einen Bevoll⸗ 
mädtigten in den Kammern zu erjcheinen haben. (Dieſes Geſetz gewinnt durch 
den Umftand praftifchen Werth, daB mehrere Standeßherrn regelmäßig und 
gleichzeitig in verfhiedenen erften Kammern zu fungiren haben, wodurch noth« 
wendig in einer der Kammern die beireffende Familie nicht vertreten ift.) 

Der vierte Geſetzentwurf erhöht die Verhältnißzahl der lebenslänglichen 
zu den erblichen Reichſsräthen von Y% auf %. Kerner enthält er Beſtimmungen, 
welche den lebenslänglichen Reichsräthen das Recht wahren, unter Beibehaltung 
ihres Rangs und Titel$ auf ihren Sig in der Kammer zu verzichten, zugleich 
aber auch anorbnen, daß, wenn ein lebenslänglicher Reichsrath, ohne geſetzlich 
gehindert zu fein oder Urlaub verlangt zu haben, während zweier Sitzungs⸗ 
perioden in ter Kammer nicht erfcheint, ſein Sitz als erledigt zu betrachten fei. 

Der fünfte Gefegentwurf übertrifft an Wichtigkeit und Tragweite alle feine 
Borgänger. Terjelte beflimmt nämlich, daß, außer den bisherigen Kategorien, 
fortan in der Kammer der Reichsräthe dreißig gewählte Mitglieder Sit und 
Etimme haben follen, und zwar a) je ein Vertreter der drei Univerfitäten, 
des Polptehnilums und der Akademie (die Vrofefjoren der genannten Bildungs» 
anftalten wählen unter fi ihre Vertreter), b) acht Vertreter dei Handels und 
der Induftrie (und zwar wählen die Gewerbe und Handelskammern der acht 
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Regierungsbezirke je einen Vertreter), c) acht Vertreter bes Grundbe 
figes (jene 300 Einwohner eines Kreifes find activ und pa Ibefähigt, 
welche zur det der Wahl und in den drei vorhergehenden Jahren bie hochſte 
Grundſteuer im Kreis entrichtet haben), und d) act Bertreter der 
graben © Stadte (zur Wahl eines Vertreters find in einem jeden Kreiſe Diejenigen 
obner der unmittelbaren Städte des Kreiſes activ und pafiv wahl- 
tabig, die an nn und en zur Zeit der W * 
in den drei vorhergehenden Jahren den hochſten Betra 30 

Haben). Die Wahl geſchehe auf die Dauer von fch6 Yahren. Pete 
wählten beziehen ehe Diäten oder fonftige A 
welche auswärts wohnhaft find, werben jedoch di —Se 
und Zurlickreiſe vergütet. Der Entwurf ‚zählt dann xy Fälle per ne nn von 
der activen und paffiven Wahlfähigleit in allen Rlafien ausichlieken: fie find 
biefelden, welche das Wahlgeſetz vom 4. Juni 1868 für bie Abgeordneien 
feſtſtellt. Der Entwurf beſagt ferner, daR, wer als erblicher oder 
lebenslanglich ernannter Reichſsrath der erſten Kammer angehbre, in feiner 
der obengenannten Kategorien mehr wahlberechtigt ſei. Ware eine und dieſelbe 
Perfon ſowohl in der Klafje der Gutsbefiger als in jener der Stadtbewohner, 
oder wäre fie in verfchiedenen Kreiſen wahberehtigt, fo babe diefelbe zu er- 
Hären, welches der mehreren Wahlrechte fie ausüben wolle. Diejenigen, welche 
auf foldhe Weile an der Wahl nicht eilnehmen 1 innen, find bei der Zahl 
der Höcftbefteuerten außer Anjag zu lafien. Die Wahl müfie unter Leitung 
eines vom König beftimmten Wahlcommiffärs vorgenommen werben; ein Aus⸗ 
ſchuß von fieben Mitgliedern, weldden der Gommiflär ſelbſt zu berufen bat, 
ſteht ihm bei der Seftfiellung des Wahlergebnifies zur Seite. Die Wahl ſelbſt ge 
jchehe durch perjönliche Uebergabe oder ſchriftliche Einſendung des eigenhändig 
unterzeichneten Wahlzettels. Zur gültigen Wahl jei die Abſtimmung von 
drei Viertheilen der Wahlberechtigten nothiwendig. Abſolute Stimmenmehrheit 
entidheide. Sei dieſe nicht erreicht, fo werde engere Wahl vorgenommen. Die 
Wahl konne ohne Angabe von Gründen abgelehnt werden, und jeder Gewählte 
fönne zu jeder Zeit die Reichsrathswurde miederlegen. Neuwahlen feien bei 
Erledigung einer Reichsrathsſtelle innerhalb vier Wochen anzuordnen. Durch 
Auflöfung der Kammer der Abgecrbneten erlöihe von ſelbſt aud bie de- 
tretungsbefugniß der gewählten Meichsräthe, und in diefem Ball babe 
Neuwahl ftattzufinden. 

Der letzte (ſechste) Geſetzentwurf endlich benennt die Fälle, welche bei Berechnung 
der Mehrheit, deren Begenwart zur Beſchlußfähigkeit der Kammer der Heichs- 
räthe erforderlich ift, nicht in Rechnung gezogen werden dürfen. 


18. San. (Heſſen). I Kammer: Die Regierung wirb wegen ber Vers 


22, 


25. 


ordnung bes Königs von Preußen vom 22. Dec. 1864 bez. Be 
freiung ber Offiziere von Communallaften interpellirt. Die Antwort 
geht dahin, der heſſiſche Bevollmächtigte verhanble eben barüber im 
Bunbesratbe. 


„» (Bayern). DO. Kammer: Die Regierung zicht ihre (im Aus: 
ſchuß ber Kammer weſenilich umgeſtaltete) Vorlage bez. Errichtung 
eines oberften Berwaltungsgerichtshofe® zurüd, um eine neue Vorlage 
zu machen, welche eine neue Organifation ber Berwaltungsrechtöpflege 
überhaupt bezwecke. 

„ (Bayern). Lull Sammer: Die Geſetzgebungsausſchüſſe beider 


einigen fi bez. ihrer “Differenzen über den Civilprozeßordnungs⸗ 
Entwurf bi8 auf die Stellung der Staatsanwaltichaft. 
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28. Jan. (Baden). Die Regierung leitet gegen ben Bisthumsverwefer 


3. 


Kübel wegen ber von ihm über den Bürgermeifter von Konftanz ver: 
bängten Ereommunication Unterfuhung ein, indem fie barin einen 
Mißbrauch feiner Gewalt erkennt, da Stromeyer wegen feines öffent: 
lien Verhaltens ale Beamter, nicht wegen feines privaten Wans 
dels als Katholik gemaßregelt worben jet. 


„ (Baden) In Mannheim wirb die Frage ber confeffionslofen 
Gemeindeſchule zur Entſcheidung gebracht und durch Abſtimmung ber 
verſchiedenen Confeſſionsverwandten zu Gunſten derſelben entſchieden. 


„ (Bayern). M. Komme: Der Ausſchuß lehnt mit den 
Stimmen derjenigen feiner Mitglieber, die ber Rechten und ber 
Mittelyartei angehören, alle Anträge auf Reviſion bes beftchenben 
Wahlgeſetzes und alle Petitionen auf Einführung bes allgemeinen, 
birecten und geheimen Stimmrechtes ab. Die Mitglieder ber Fori⸗ 
[chrittöpartei (Brater, Fiſcher und Gelbert) bleiben in der Minderheit. 


„ (Bürttemberg). Die Denunziationsangelegenheit gegen ben 
Biſchof von Rottenburg entbreint aufs neue 

durch eine angebli „actenmäßige* Darſtellung in den „Hifl. polit. Blättern“, 
bie aber von der anderen Seite für in vielen Punkten geradezu gefäljcht und 
überhaupt tendentids gefärbt erflärt wird. Der abgeſetzte Regen: Dr. Maft 
hat fi nad Rom begeben, wo er von der Eurie zuvorkommend aufgenommen 
und verwendet wurde. 


. Sehr. (Württemberg). Die neue Gerichtsverfaffung, ber neue 


Civil- und ber neue Etrafprozei treten mit dieſem Tage ins Leben. 


„ (Baben). Die Regierung erlüßt eine neue Verorbnung über 
bie weltliche Teier der Sonn: und Feiertage, welde biefe Feier 
weientlih einſchränkt. Der Bisthumsverwefer Kübel erläßt einen 
Hirtendrief, in dem er betont, baß jebt bie religidje Feier von ben 
Gläubigen nur um fo energijcher zu begeben fei, nicht ohne ben 
Seitenhieb, daß ber Staat ben Materialismus begünftige und bie 
Armen benachtheilige. 

„ (Württemberg). Nachdem eine Mahnung bes päpftlichen 
Nuntius in München vom 25. Auguft 1868 an ben greifen Biſchof 
bon Rottenburg, auf die Gründung eines „ächten“ Scminare im 
Sinne bes Tridentinums bedacht zu fein, und fo lange bas nicht 
ber Fall fei, wenigſtens bie nieberen Convicte in Ehingen und 
Rottweil im Sinne ber römiihen Curie zu reformiren und den 
Director bes höheren Konvicts in Tübingen, E. Rudgaber, durch 
eine geeignetere Perjönlichleit zu erjeßen, ohne Erfolg geblieben, 
befieblt nunmehr der Papft jelbit durch ein förmliches Breve bem 
Biſchof, den Convictsdirector Ruckgaber fofort zu entfernen unb tabelt 
ihn beftig wegen der Entfernung des (Denunzianten) Maft als 
Regens des biſchöfl. Seminars in Rottenburg: 
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I. Schreiben des papſtlichen Runtius: „... In Kurze 
will ich anführen, was zur Kenntniß des heiligen Stuhls gebracht wor- 
den ift, beſonders von jelbft in Würde flehenden Perfonen, welde zwar 
zur BDidcefe nicht gehören, gleichwohl aber eine volllommene Renntuik 
der Rottenburger Angelegenheiten befigen. Ich thue dieß mit größtem Bere 
gnügen, nicht nur damit Deine hochw. Herrlichkeit ertenne, durch weldde Er- 
wägung der h. Vater einzig geleitet war, als er den Entihluß faßte, Dir 
einen Coadjutor an die Eeite zu geben (in emittendo cansilio adsignendi 
Tibi Coadjutorem), fondern auch damit ich den Gegenfland bezeichne, auf 
weichen fi Deine Hirtenforgfalt zur größten Freude Sr. Heiligkeit richten 
onnte. 

„Was nun beſonders hervorzuheben iſt, bezieht ſich zunächſt auf den Zuſtand 
des Didceſanclerus und die gegenwärtige Erziehung der geiſtlichen Jugend. 
Niemand wird zwar anzweifeln, daß die weit größere Zahl der Prieſter jener 
Didceje ſitilich unbeſcholten, der Kirche anhängend, dem Gebet und der Frommig⸗ 
keit ergeben ſei, und daß es nicht wenige Seelſorger gibt, welche feine Mübe 
ſcheuen, um das Seelenheil ihrer Gemeinden zu fördern. Uber vom ganzen 
Klerus der Diöcefe kann dieſes Urtheil nicht gefällt werden. In einigen 
Gegenden befonders Oberſchwabens merten die Priefter vom Volle nicht 
hoch geihägt, und aus der Gewohnheit des Wirthshausbeſuchs, mit Hintan- 
jegung aller Scheu, entftanden schon wahre Aergerniffe, wie allgemein erzählt wird. 

„Es iſt nun aber zu bejorgen, daß foldye Hebelftände zunehmen, wenn nicht 
ein Heilmittel angewendet wird in Betreff der Erziehung und Bildung der 
geiftlihen Jugend. Ich rede nicht von den nievern Convicten in Ehingen 
und Rottweil, in welden die Jünglinge in den philologiſchen und andern 
Disciplinen wohl fortichreiten, jedoch im Neligionsunterricht und in der Liebe 
zur chriſtlichen Tugend nicht in gleigem Schritt ausgebilbet werben, und dieß 
bejonders durch die Schuld einiger Lehrer, welche theils den chriſtlichen Glaubens» 
wahrheiten die Zuftimmung verfagen, theils mehr zum Wergerniß als zum 
Vorbild find. Ich meine vor allem das höhere Gonvic in Tübingen, 
in welchem eigentlich die clericale Erziehung eingeprägt wird, und die Herzen 
der Jünglinge zum geiftlicden Leben vorbereitet werben. Es ift zwar bekannt, 
daß mehrere außerordentliche Fromme Uebungen vorgeſchrieben find, allein eben 
dort wird den Jünglingen eine ſolche und fo große Freiheit gelafien, und 
werden ſolche Mißbräuche geduldet, daB es ohne befondere göttliche Gnaden⸗ 
hilfe gleihfam unmöglidy ericheint, die wahre Yrömmigfeit zu pflegen, und 
jene Tugenden zu erwerben, welche die Zierde einer geiftlihen Verſammlung 
durchaus bilden müſſen. Es wird nämlich den Zöglingen geftattet mit andern, 
proteſtantiſchen, Schülern aufs freiefte zu verkehren, mit denſelben die öffent- 
lichen Wirthshäufer der Stadt zu befuchen, daſelbſt manchmal bis zur zehnten, 
ja elften Etunde der Naht zu bleiben, öffentliche Goncerte und andere weltliche 
Unterhaltungen zu bejuchen, oder zum Theil im Convict jelbft zu veranftalten; 
alles was fie wollen zu leſen ohne irgend eine Auswahl der Bücher ; der Lectüre 
von Zeitungen beftändig obazuliegen (assidue incumbere) und die Partei der 
fogenannten Xiberalen in Tirchlichen und politifchen Angelegenheiten zu ergreifen. 
Ich weiß nicht, ob es mit der Wahrheit durchaus übereinffimmt, was eine 
font ganz glaubmwürdige Perjon erzählte, daß nämlich Tübinger Gonvictoren, 
nach vorgängiger Erlaubniß des Directors, durch Geſang beim Gottesdienſt 
der Proteſtanten mitgewirkt haben. Und da nun die Rede auf den Director 
kommt, kann ich nicht umhin, einiges ſpeciell zu ſagen von dem hochw. Hrn. 
Emil Ruckgaber, einem ſonſt mit Talent und Liebe zur katholiſchen Sache be⸗ 
gabten Mann. Seine praltiſche und theoretiſche Erziehungsmethode kann 
durchaus in keiner Weile gebilligt und geduldet werben. Beſtrebt die en 
der Zöglinge zu gewinnen, gewöhnt gegen die fogenannte moderne Civilifation 
Rachficht zu Üben, eingenommen von Borurtheilen gegen den, wie er ſich 
einbildet, übertriebenen frommen Eifer, geftattet er den Zöglingen alles, fieht 
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in nichts eine Gefahr und mwillfährt den jugendlichen Wunſchen, ſich flügend 
auf den Grundſatz, daß ein feiter Charakter dann befonders ſich erprobe, wenn 
er in voller Freiheit ſich ſelbſt überlaflen wird. Dielen Laxismus oder prak⸗ 
tiſchen Liberalismus befräftigt ex Aeoretiſch in feinen Borlefungen über 
Paftoraltheologie, wo er die YJünglinge abjchredt von jenen frommen Schut- 
mitteln, welche von ihm Wusjchreitungen des frommen Eifers genannt werden, 
fo daß feine Borlefungen wie dazu gemacht ericheinen, um laue, eigenfinnige, 
dern eigenen Geift und Gutdunken mehr als billig folgende Beiftlihe heran» 
zubilden. Darin liegt e8, daB er gegen jene Nepetenten eine feindjelige Ges 
finnnng begt (animum infensum alit), weldhe diefem Larismus nicht zuſtim⸗ 
men, und daß er den einen und den andern ſchon abzutreten gezwungen hat. 

„Endlich entftehen noch andere und nicht unbebeutendere Gefahren für die 
Gonpictoren im philoſophiſchen Eurs, da faſt alle Profefioren diefer Facultät 
an der Uiniverfität Tübingen Proteftanten find. Zudem wird den Zöglingen 
geftattet, daß fie nach Belieben auch Barlefungen von Profefioren hören, von 
welchen bekannt ift, daß fie offene Feinde des chriftlichen Glaubens und jeder 
Religion find. 

„Das nun find die Hauptpunfte, andere von geringerer Bedeutung nicht 
zu erwähnen, weldde an den heil. Vater theils unmittelbar, theils mittelbar 
durch diefe apoſtoliſche Runtiatur über den Zuftand der Rottenburger Diöcefe 
berichtet wurden (que ad ‚Sanctissimum Patrem, sive immediate sive 
mediate, perhanc Apostolicam Nuntiaturam quoad statum Rottenburgensis 
Diwcesis delata an Es bedachte nun aber Se. Heiligkeit, Dir ſchon 
im Jahre 1857 in apoftoliihen Schreiben an Teine hochwürdigſte Herrlichkeit, 

emäß der Aufgabe feines Amts und der pflihtmäßigen Sorge für die ganze 

irche, Deiner Herrlichkeit nicht wenige Rathſchläge und auch Vorſchriften 
gegeben zu baben, welche fi auf die oben berührten Begenftände bezogen. 

a ©e. Heiligkeit nun ſah, daß jene Nachtheile nicht nur in feiner Weile 
gehoben worden find, ſondern ſogar noch größere Gefahren drohen; da Se. 
Heiligkeit auch mohl wahrnahm, wie groß und ſchwer die Schwierigkeiten find, 
welche Deine hochw. Herrlichkeit umgeben, und gegen melde fie zu kämpfen 
hat; da weiter Gr. Heiligkeit nicht unbelannt ift, daß andererjeitS die beften 
Glemente in Deiner Dideeſe felbft noch nicht fehlen, wo der Beift der katholiſchen 
Einheit wie in den übrigen Theilen Deutſchlands allgemein im gläubigen Volt 
neubelebt eriheint — jo hielt Se. Heiligkeit dafür, daß die Kräfte Deiner 
hochw. Herrlichteit, welche ſchon hochbejahrt und durch Förperlihe Schwächen 
entkräftet it (Amplitudinis Tus Reverendissim® state jam gravis et 
corporis infirmitatibus debilitate), zu jenem vielfeitigen Werft beſonders 
der Reform der geift Yugenderziehung nicht ganz ausreichen, und daß 
es deßwegen die befle Maßregel jei (optimum esse consilium ponendi ad 
latus), Deiner Herrlichkeit einen tüchtigen Geiſtlichen an die Seite zu ftellen, 
welcher Dich unterflüge (qui Te adjuver) und mit Dir wirfe zur Beileitigung 
der rricteiten und zur Reform aller genannten Punkte nach dem Geiſte 
der Kirche. 

„Ich Tann nicht glauben, daß Deine Herrlichkeit in dieſer Anordnung (diepo 
sitio) deß heil. Vaters eiwas anderes jehen Könnte als ein Zeichen der väter« 
Iichen Sorgfalt, melde er Dir und Deiner Dideefe mwiderfahren läßt. Und 
e8 wäre auch diefer Entihluß wegen Ernennung eines Coadjutors Deiner 
Herrlichkeit fogleih mitgetheilt worden nach Eintreffen der Antwort von Seiten 
der Staatsregierung, welche noch erwartet wird. 

„Bevor ich dieſes mein Schreiben fchließe, lann ich e8 nicht über mich bringen, 
daR ih als Mitbruder im Epillopat und als, mern auch unwürdiger, Ver⸗ 
treter des apoftolifchen Stuhls, e8 unterlafie den frommen Eifer Deiner Herr⸗ 
Iichfeit anzuregen, wenigſtens einige gegen die herrſchenden Mißbräuche der 
Didcefe ohne Verzug zu thun. Hier muß im erfter Reihe bie Reformation 
des Tübinger Eonvicts genannt werben, welde kaum flattfinden Tann, wenn 
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— ge Nector Ruckgaber eingeladen wird, um ein anderes 
amt 3 ten (nisl ad aliud implorandum munus invitetur). gr weiß 
Deine hochw. Herrlichkeit wohl, wie Iehr der Hl. Vater gewünfdht bat, daß, 
fo lang ein echtes Seminar nad dem Ginne des Tridentinums nicht errichtet 
fein wird, dieſem Mangel einigermaßen abgeholfen werde durch die Unorbuung, 
daß bie geiftlichen Sünglinge durch einen längern Zeitraum (etwa zwei Jahre) 
im Rottenburger Seminar verweilm. Die beften Berichte Tiefen über ben 
Seminarregens ein. Wenn glei nämlid berichtet wurde, daß Dr. wor 
mandmal vielleicht etwas ungelegen vorgehe und die Echwachen der Berfonen 
nicht genug ſchone, jo ſtimmen doch alle darliber überein, daß jene Deferte von 
geringer Bedeutung find, wenn es fih um die fo wichtige Sade der Bildung 
des Glerus handelt. Uebrigens wird durch die wichtigften Zeugniſſe berichtet, 
ad derjelbe (Maſt) dur Frömmigkeit und Religiofität ſich auszeichne, die 

Gleriter beranzubilden vollkommen verftehe, mit unerjchrodenem Eifer 
die "Gewohnheiten des weltlichen Lebens an den jungen Geifllidden corrigirt 
babe, und in leiner Stellung faft zwanzig Jahre hindurch der latholiſchen 
Sade viel nüge. Es iſt in der That zu bedauern, daß die Zeit zu kurz iſt, 
in welcher die geiftliden Sünglinge in dem genannten Seminar unter der 
Leitung jenes trefiliden Mannes (optimi viri) bleiben. 

„Ich Halte es daher für gewiß, hochgeehrter und hochwürdigſter Herr, daß 
es dem heil. Vater ganz lieb und angenehm ſein wird, wenn Du in dem aus⸗ 
—A— Sinn irgend eine Verbeſſerung wie immer einführen kannſt. 
Indem ich dieß mit Vertrauen von der Frommigkeit Deiner hochwürdigſten 
Herrlichkeit erwarte, u. |. f.“ 

II. Breve des Papſtes: „Deine drei Briefe vom 4. Sept, 9. und 
24. Oct. deß verfloffenen Jahres haben wir erhalten. In denjelben —— Du 
Die, ehrwürdiger Bruder, uns gegenüber zu rechtfertigen in Betreff der Ber- 
waltung Deiner Diöcefe und der Bildung des Clerus. Aber aus den glaub 
*88 Zeugniſſen haben wir, wahrlich zum nicht geringen Schmerz unſerer 
Seele, erfahren, daß noch vieles vermißt wird, was durchaus erforderlich if 
zur rechten Verwaltung jener Deiner Tidcefe, und zur Erziehung, Bildung 
und Disciplin des Clerus, und was Leine ganze bifhöflihe Eorge und Wach⸗ 
Tamteit im höchſten Grad "anfpredien muß. Du erinnerſt Di, ehrwürdiger 
Bruder! wie nachdrüdlich wir durch unſer Breve vom 22. und 80. Juni 1857 
Dir wieder und wieder eingeſchärft haben (Tibi inculcavimus), daß Du mit 
ganzer Kraft unaufhörlih Dir angelegen fein Lafieft, eine forgfältige Verwal⸗ 
tung jener Didcefe zu führen, für eine heilfame Bildung bes Clerus Eorge 
zu tragen, und deſſen Disciplin im guten Etand zu erhalten. Wir wollen 
aud vertrauen, dab Du die manderlei und ernfien Mahnungen (varia ac 
seria monita) teineſswegs vergefien haft, welche wir Dir in unfern bereits 
Sud en zwei Briefen und in wiederholten Inftructionen geben ließen: daß 

r das Hell der Deiner Hut anvertrauten Heerde auf das umfidtigfte 
vorjorgeft, und alle Pflichten eines guten Hirten auf das gewiffenhaftefte erfülleft. 
Nun aber mußten wir zur größten Betrübniß unferer Seele erfahren (summa 
animi nostri molestia agnoscere debuimus), daß in den geiftlihen Con⸗ 
victen jener Deiner Dibeeſe ein größerer Eifer völlig vermißt wird in allen 
jenen Puntten, welche die Mebung und Pflege der Religion und Froͤmmigkeit 
betreffen, und daß im Xübinger Convict viele Uebelſtände in der Lebensweiſe 
der Zdglinge, wie fie Elerilern durchaus nicht geziemen, überhand genommen 
—* wovon ſelbſt offentliche Blätter ſprechen. Ueberdieß hat der gegenwärtige 

—5 — in dem ſelben Tubinger Convict, der Prieſter Emil Ruckgaber, nicht nur 
eine Sorge um das geiſtliche Leben der Zöglinge, ſondern er ſcheut ſich auch 
Bern theilmeife ia theilweiſe x nicht genaue Lehren dorzutragen. Wie 
ſehr dieß der rechten Bildug von Clerikern widerſtreitet und ſchadet, und welch 
—* oße8 Verderben es den Clerikern ſelbſt und welchen Schaden es der Religion 
ereitet, verlennt gewiß Niemand, oder kann es nicht verlennen. Da wir aber 
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in keiner Weiſe zulafien Innen, daß eben der Priefter Emil Ruckgaber das 
Umt eimes Borfichers und Lehrers in demſelben Tübinger Convict länger 
fortführe, deßwegen legen wir Dir auf, und anbefehlen Dir (injungimus et 
mandamus Tibi), daß Du, foweit es auf Dich ankommt, ihn fofort von 
jenen Aemtern entfernft (ut statim amovens) und an feine Stelle einen an- 
deren geiftlihen Mann jegeft, welcher, in Religion, Frömmigkeit, Tugend bes 
währt und mit der heiljamen Lehre wohl verjehen, die Zöglinge des Tübinger 
Gonvicts zum geiftlichen Leben und zur geiftliden Disciplin forgfältig heran 
bilden, und ihnen die echte Lehre (germana doctriua) der katholiſchen Kirche 
mit Fleiß beibringen fol. 

„Run können wir aber Dir nicht verhehlen, daß wir mit großem Erflaunen 
erfüllt wurden, als uns die von Dir getroffene in der That unüberlegte Maß⸗ 
zegel (improvidum sane consilium) belannt wurde, daß Du aus dem Notten⸗ 
burger Seminar den geliebten Sohn, Prieſter Maft, verftößeft (ejiciendi), 
welcher, durch Religion und Unbeſcholtenheit bewährt, in demjelben Seminar 
das Amt des Rectors fleißig verwaltete, und im Ruhme ftand, daß er bie 
Lehre und die Rechte der katholiſchen Kirche und dieſes heil. Stuhls ent⸗ 
ſchloſſen wahre und vertheidige und die Zöglinge recht bilde (qui catholicse 
ecclesiw et hujus sancts Sedis doctrinam ac jura strenue tueri ao 
propugnare et alumnos recte instituere gloriebatur). Auch haſt Du 
nicht Bedenlen getragen, ehrw. Bruder, die Ehre desſelben Priefters ſtark zu 
verlegen (neque dubitasti ejusdem Presbyteri honorem vehementer lædere) 
und ihn beſonders bei Deinem Glerus zu verrufen (diffamare), Wir willen 
wohl, daß diek von Dir gegen diefen Prieſter geſchehen tft, weil Du falſchlich 
den Verdacht hegteft, daß derielbe etwas über Dich dn uns hinterbracht habe 
(eundem aliquid de Te ad nos detulisse), obwohl er felbft die niemals 
gethan hat. Deßwegen ımterlafle nicht ein ſolches Unrecht (injuriam), wie 
Du es dem Priefter Maft zugefügt haft, in angemefiener Art wieder gutzu- 
machen und für jeinen Ramen und guten Ruf zu forgen. Hier Tünnen wir 
nicht umhin, Did, nach der Pflicht unſeres oberfien apoftoliichen Amts, wiederum 
auch durch diefen Brief in dem Herren zu mahnen, aufzumuntern und aufs 
zurufen, daß Du alle Pflichten Deines fo gewichtigen bijchöflihen Amtes, 
worüber Du einft vor dem Fuürſten der Hirten ein firengfles Gericht zu bes 
ſtehen haben wirft, eifrig, Fromm und gewifienhaft erfülleft, daß Du befonders 
unjere beiden erwähnten Briefe an Dich ſtets vor Augen habeft, und alles 
das, was Dir in ihnen bezeichnet wurde, aufs genauefte ausführeft (accura- 
tissime exequaris), und Di bemüheft, das Heil und Wohl jener Deiner 
Dibeeſe zu fördern. Wir tragen uns kunftighin mit der Hoffnung, dab Du 
mit Hilfe der göttlichen Gnade dieſen unſern wiederholten Mahnungen und 
Unbefehlungen (monitis et mandatis) eifrig nadlommen wolle. Und in 
diefer Hoffnung ertheilen wir Dir ıc, x.“ 


6. Gebr. (Bayern.) Biſchof Heinrih von Paſſan bekämpft in einem 


Hirtendriefe die „Angriffe, welche fi neuerer Zeit gegen bas noch 
beftehenbe Recht, gegen bie beftehenden Geſetze und gegen bie bes 
ſtehende Obrigkeit richten.” 


„Unfere Heilige Religion bat von ihrem Unfang an die Wichtigkeit und 
Rothwendigleit der weltlihen Gefeggebung und der weltlichen Obrigfeit als 
eine unentbehrlide Schranke und Schutzwehr gegen Sünde und Verbrechen 
gebilligt, anerlannt und geheiligt. zlich unvereinbar mit den Pflichten 
eines wahren Ghriften iſt daher die in unferer Zeit Leider fo oft zu zug 
tretende unverantwertlidde und ſtrafwurdige Handlungsweiſe, die weltliche Ob⸗ 
rigleit und die weltlichen Gefege zu verböhnen, zu verfpotten, Tächerlich ober 
verhaft zu machen, zu ſchmähen, zu Täftern, oder denfelben in boshafter, hinter⸗ 
liſtiger oder gewaltthätiger, ungejeglicher Welle entgegenzutreten. Niemals, 
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Geliebteſte in Jeſu Chriſto! laſſet euch, aus was immer für einem Grunde, 
oder von wem immer, zu einer derartigen unerlaubten und ungejeglichen 
Handlungsweiſe verleiten oder verführen.“ 


41. Febr. (Bayern). I. Kammer: Der Militärausfhuß beſchließt Bei. 


der Militärjtrafprogch-Vorlage ber Negierung mit 5 gegen 4 Etim: | 


men bie Ueberweijung gemeiner Verbrechen und Vergehen von Militär: 
perfonen an bie Civilſtrafgerichte. Der Kriegsminifter erflärt bas 
Zuftandelommen des Militäritrafgefebes für unmöglid, falls bie 
Kammer einen ähnlichen Plenarbeſchluß fallen ſollte. 


"„ „GBaden.) Die Nonnen bes ohne Bewilligung des Etaars 
errichteten und baber von ber Negierung aufgehobenen Kloſters auf 
bem Lindenberg bei Freiburg werden polizeilih ausgewieſen. Die 
Friſt zur Räumung des Klojterd war am Abend vorher abgelaufen, 
und hatten fih die Schweitern geweigert, es freiwillig zu verlaflen. 


12. — 13. Fehr. (Bayern). I. Kammer: Debatte über bie Einführung 
bes allgemeinen geheimen birecten Wahlrechts. Dasſelbe wirb mit 
92 gegen 48 Etimmen abgelehnt. 


15.—17. Febr. (Bayern). II. Kammer: Generalbebatte über das Edul: 
geſetz. Referent des Ausſchuſſes: Abg. Gelbert. 
Die Regierung macht eine Vorlage bez. Einführung bes metriſchen 
Maßes und Gewichtes und verlangt einen Erebit von 4,765,000 fl. 
für Ginführung neuer Hinterlabungsgewehre (nah bem Werber’ 
ſchen Syſteme). 


16. „ (Bayern). Ein balbamtliher Artikel der A. A. Z. beſtreitet, 
daß „die Beſtrebung Bayernd wegen Erzielung eines Bündniſſes 
ber ſüddeutſchen Etaaten noch Feine formelle GSeitalt angenommen 
habe“ und fügt bei: 

„Was bis zum Herbſt 1867 fowohl zur Erzielung einer Bereinigung ber 
ſuddeutſchen Staaten unter fi, als ihrer nationalen Berbindung mit dem 
norddeutſchen Bunde gefchehen, davon gibt die Rede des WYürften ar Mi 
vom 8. October jenes Jahres fo weit Aufihluß, als dieß zuläfflg ik. Was 
jeitvem geſchah, darüber wird zur gehdrigen Zeit die nöthige Aufllärung nicht 
unterbleiben. Aber da8 muß ſchon jetzt bemerkt werden, daß ſowohl hinficht⸗ 
lich der Form, in welcher der im Urt. 2 der Nilolsburger Präliminarien 
vorgeſehene Verein der Staaten füdlih des Mains zu geftalten wäre, als aud 
hinfichtlich der Art, in welcher diefer Verein feine nationale Verbindung mit 
dem nordveutichen Bund zu fuchen hätte, den Beitrebungen des Fürſten Hohen⸗ 
lohe längft im Detail ausgearbeitete artikulirte Verfaffungsentwürfe zu Grunde 
liegen, und diefe Beitrebungen daher eine „formelle Geftalt" auch in diejer 
Hinficht allerdings angenommen haben,” 


418.—23. Gebr. (Bayern). I. Kammer: Epectalberathung bes Edul: 
gefebentwurfs. Dierfelbe wird mit manden Mobdiftcationen jchließlich 
ale Ganzes mit 114 gegen 26 Stimmen angenommen. 


18. Febr. 18. März, (Mürttemberg) Verſammlung ber erften 
württ, Landesſynode. 
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26. Sehr. (Bayern). Die I. Kammer nimmt ben neuen Civilprozeß 


28. 


mit 113 gegen 13 Etimmen an. . 


„ (Württemberg) Lanbesverfanmlung ber beutichen Partei 
in Geislingen. 


Diefelbe iſt von ca. 2000 Theilnehmern aus allen Theilen des Landes 
bejucht und beſchließt einftimmig eine Rejolution in 3 Punkten als Pro» 
gramm der Partei: I. bez. der nationalen Frage: „Die Landesverfamm« 
Iung der deutſchen Bartei erklärt im Anſchluß an ihre früheren Kundgebungen 
und in lebereinftimmung mit der großen Mehrheit des deutſchen Volles: 
Der Eintritt der ſuddeutſchen Staaten in den norbbeutichen Bund if der 
naturgemäße Weg zur Berwirllihung der lang erjehnten Einheit des 
Baterlande. In den freien Willen Sübdeutichlands ift es gelegt, dieſen 
Weg zu betreten; für die Regierungen iſt es dringende Pflicht, Verhandlungen 
hierüber zu eröffnen. Seine europäiſche Macht hat ein Recht, gegen die fort- 
fchreitende Einigung Deutſchlands Einſprache zu erheben. Drohungen des 
Auslands dürfen die Nation nicht aufhalten in der Arbeit für dieſes 
höchſte und berechtigte Ziel.“ II und ILI enthalten die Forderungen liberaler 
innerer Reformen. 


Anf. März. (Baden) Die päpftlie Curie verwirft bez. der Erzbiſchofs⸗ 


3 


10. 


wahl die Anſicht ber Kapitelsmehrheit, welche ſich im Sinne ber Re: 
gierung für Ergänzung der Candidatenliſte ausgeiproden hatte, indem 
fie fih auf das päpftlihde Breve vom 6. Juli 1868 beruft, wels 
ches dem Kapitel eine Ergänzung unterfagte. 

„» (Heffen). Die U. Kammer nimmt das Genoſſenſchaftégeſetz 
bes nordd. Bundes einftimmig für bas ganze Großherzogthum an. 


» (Bayern). Im der Pfalz entwidelt fi) eine Tebhafte Agitation 


für Aufhebung ber getrennten confeffionellen und Einführung von 
Communalſchulen. Der Bifhof von Speyer erläßt dagegen einen 
befonveren Hirtenbrief oßne viel Erfolg. 


„» (Bayern). Reiherath: Der zum Eorreferenten über den Schul⸗ 


gefeßentwurf bezeichnete DOberconfiftorial:Bräfident dv. Harleß ver: 
öffentliht „Vorbenerfungen® zu feinem Gorreferat, in denen er ſich 
von jeinem kirchlichen Standpunkte aus bereits entichieben gegen ben 


“Entwurf ausipridt. 


„ (Bayern). Die II. Kammer beſchließt bie Aufhebung ber 
Schuldhaft und ber Brobtare. 


„» (Bayern und Württemberg). Zuſammenkunft ber Dinifter 
Zürft Hohenlohe und Frhr. v. Varnbüler in Nördlingen. 


„ (Württemberg) In Folge des päpitlihen Vreve's vom 
4, Febr. bittet der Director des höhern kath. Convicts in Tübingen, 
E. Rudgaber, felbft um Enthebung von feiner Etelle unb wird 
vom Biſchof von Rottenburg auf eine Pfarrei verfegt. 

11 
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Rudgaber veripeibigt ſich durch eine Schriſt: „Die Diäcee Rottenburg und 
ihre Anlläger”: Die Schrift beleudstet das Treiben der Partei in Württem- 
berg, von weidger die Denunciation gegen den Biſchof von Rottenburg aus» 
ging, und diefer Partei innerhalb der katholiſchen Kirche überhaupt. Ser 
Berfofler dedit diefe Umtriebe ſchonungslos auf, und bezeichnet als den Haupt- 
denuncianten in Württemberg den eben deßhalb vom Biſchof von Rottenburg 
abgeiegten frühern Regens des Prieſterſeminars in Rottenburg Dr. Maft, der 
fi jegt in Rom befindet, wo man, wie der Berfafler im Borwort jagt, jeinen 
Klagen gegen ihn (Rudgaber) endgültigen Blauben geſchenkt hat. Er (Maft) 
treibe dieſes heimtüdische Geſchäft ſchon viele Jahre, und gehöre zu denen, 
welchen e3 überhaupt nicht lieb geweien, daß die wärttembergiihe Regierung 
fi durch die Eonvention vom 8. April 1857 wit dem tömiiden Stuhl ver- 
Rändigte, und daß der Gonflick poiſchen der Regierung und der katholiſchen 
Kirche nicht zum offenen feindfeligen Ausbruch kam wie in Baden. Als indeß 
die Convention von der zweiten Sammer verworfen worden, und das Geſet 
vom 30. Januar 1862 betreffend die Regelung des Berhältnifies der Staatö- 
gewalt zur katholiſchen Kirche an deſſen Stelle getreten, da ſei es wiederum Maft 
geweſen, der den gegen das Geje von der Eurie erhobenen Proteſt benützte, 
um nunmehr einen Conflict herbeizuführen. Dennoch ſei e3 der verſohnlichen 
Haltung der Regierung wie des Biſchofs und feines OrbinariatS gelungen, einen 
modus vivendi zu finden, bei welchen fich beide Theile wohl befanden und bis 
auf die Heutige Stunde wohl befänden. Allein das behagte dieſer Partei nicht; 
fie rechnete ſchon diefe Rachgiebigkeit dem Biſchof zum Berbredden an, und, 
wie fie Schon früber, von 1859 an, denfelben über die Art der Ausführung 
der Convention beipionirt und denunciirt hatte, fo geſchah es nun hinfichtlich 
der Ausführung des Geſetzes. 1859 hatte Maft beim Nuntius in München 
eine Denunciation angebracht, 1860 beim Garbinal Reiſach und diefen jelbft 
nah Rottenburg zu kommen veranlaßt, wo er aber den Stand der Dinge 
nicht fo ſchlimm fand als Maft ihn geihildert Hatte Im Frühjahr 1266 
wurde Profefior Dr. v. Kuhn, das Haupt der Tübinger Lehranſtalt, jegt lebens⸗ 
länglidhes Mitglied der Standesherren, wie e8 fcheine, direct in Rom demunciirt. 
Im Grühling 1868 endlich erfolgte die von Dr. Maft jelbft öffentlich zuge⸗ 
ftandene Denunciation des Tübinger Eonvicts bei der Nunciatur in Münden. Auch 
nah Mainz fol ein Anhänger Maſts in diefer Sache gefandt worden jein. 
Der Derfafler, der diejes alle und noch verjchiedeneß andere aufzählt, bemüht 
fi$ nun im einzelnen nachzuweiſen, daß alle Denunciationspunfte unbegründet, 
und die Zuftände in der Diöcefe Rottenburg ganz anders feien als Maft fie 
geichildert habe. 


10—17. März. (Heffen.) IL Kammer: Debatte über ben Militäretat: 


Es handelt fi) dabei vorwiegend um die Trage, welche auf dem vorigen 
Landtag bereit8 verneinend entichieden worden war: ob die Militäreonvention 
mit Preußen ofen verpflichte, die preußiſchen Gagenſätze einzuführen? Im 
Dinanzausihufle der Kanımer waren darüber wiederum verſchiedene Anfichten 
zu Tage getreten. Die Mehrheit will im allgemeinen — unter Nichtent⸗ 
ſcheidung der Principienfrage — die preußifchen Gagen bewilligen, und nur 
bei den ſpeciell beifiichen Einrichtungen Abſtriche machen; die Minderheit da- 
gegen votirt für die beifiihden Sagen unter Zujat des preußilchen Servis. 
Minifterpräfident v. Da lwigk hebt bei Beginn der Debatte hervor, daß die 
großh. Regierung die Convention in ber Bagenfrage für bindend erachte. Lie 
Bertragstreue ſei zu halten, Widerfland gegen den mädhtigen Mitcontrahenten 
bedenklih. dv. Biegeleben conftatirt dagegen, daß zur Zeit des Abſchluſſes 
der Militärconvention ſich weder Regierung noch Stände aller der Folgen be» 
wußt geweſen, die heute gefordert werden, und Zweifel daher unvermeidlich 
wären. In jolden Zweifelfällen fei aber wohl die Kammer am meiften dazu 
berufen, die Intereſſen des Landes zu vertreten, und das Interefſe des Landes 
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fei, möglihft zu fparen, um dem drohenden Deflcit zu begegnen. Dieſe Brlinde 
führten ihn zu dem Entfhluß, gegen die Bewilligung der preußiſchen Sagen 
zu flimmen, aber noch mehr daS Gerehtigleitsgefühl, indem er es für un 
gerecht halte, den Ungehörigen des Militärfiandes eine fo bedeutend größere 
Einnahme zu gewähren, als den in gleichem Alter und Range flehenden Civil⸗ 
bedienſteien. Dumont beftreitet, daß die Gonvention zur Berwilligung der 
preußiſchen Satze verpflichte, indem mit der beabfichtigten Einheit des nord⸗ 
deutichen Heeres die Webereinftimmung der Gagen und Löhne gar nicht zu- 
jammenhänge. In Heſſen ſeien glücklicherweiſe die Lebensverhältniffe billiger, 
als im andern Gebiet des Norbbundes, und es finde weder ein Avancement 
durch die ganze norbdeutiche Armee ftatt, noch ſei es geftattet, die heſſiſche 
Divifion außerhalb der Grenzen Hefiens zu verlegen. Dan möge nur bes 
denen, daß durch die Militärpenfiond-Ausgaben dem Land ſchon eine unge 
heure Laft erwüchſe; diejelben würden nach dem Berhältnik Preußens auf die 
Einwohnerzahl Hefiens berechnet 180,000 fl. betragen, in Wirklichkeit beliefen 
fih diejelben aber auf 300,000 fl., und er glaube beftimmt, daß nicht blos 
dienftliche, fondern auch politifche Gründe bei den maſſenhaften PBenfionirungen 
der letzten Zeit mitgewirkt hätten, da wohl mancher Offizier dageweien wäre, der 
fih der veränderten Sachlage aus politifcher Ueberzeugung nicht babe fügen 
wollen. Preußen werde nit das Opium auf fi) laden, die ſuddeutſchen Be⸗ 
völferungen bei der jehigen politischen Lage durch unerſchwingliche Anforderungen 
aufzureizen. Er appellire an die Ehrenhaftigkeit des Heifiichen Offiziercorps ſelbſt, 
daß es fich gegen die Ueberbürdung des Landes erklären und jelbft auf die 
hohen Gagen verzichten möge, damit nicht alle Eulturzwede den Militäraus- 
gaben zum Opfer fielen. Fink gibt zu beventen, daß der Erhöhung der 
Sagen aud eine Erhöhung der übrigen Beloldungen folgen müffe Zentgraf 
auf der anderen Seite fieht in dem abgejchlofienen Bertrag vie Verpflichtung 
zur Einführung der preußiſchen Antäge, trotz der Heſſen geblichenen ſelbſtän⸗ 
digen Verwaltung. v. Gagern beftreitet, das man einem Zwango von Seiten 
Preußens ausgeſetzt fei, und wenn man die Bagenerhöhung ablehne, jo werde 
die Regierung noch einmal Unterhandlungen anknüpfen, aber Niemand werde 
Hefien der Widerfpenftigkeit beſchuldigen. Selbft die badifche Kammer, die doch 
fo innig mit Preußen verbunden jein wolle, habe ausgeiprochen, daß es ben 
Berhältnifien in Süddeutſchland nicht entiprechend jei, die norbbeutfchen Gagen 
einzuführen. Hauptmann v. Herger macht darauf aufmerkſam, daß Baden 
niet im norddeutſchen Bund und fein Militär nicht ein Theil eines preußiſchen 
Armee⸗Corps je. Dernburg hält die vorliegende Frage für eine politifche, 
da e8 im Intereſſe der Einheit des norbbeutichen Heeres jei, die preußiſchen 
Gagen einzuführen. Kraft mahnt zum Nachgeben, da kein Richter da jei, 
der den Streit entſcheiden Tönne, ebenjo Mey, damit ein Conflict mit dem 
norddeutjhen Bunde vermieden werde, und e8 nicht ausfehe, als wolle Heſſen 
eine Spaltung aufrecht erhalten. Zudem werde Heflen doch in der Kürze in 
den norbbeutihen Bund eintreten. Minifter v. Dalmwigt gibt Meb zu 
bedenten, daß der von ihm gemünjchte Eintritt in den norbdeutichen Bund dem 
Lande an Matricularumlagen 730,000 fl. mehr als bisher often werde, und 
wolle man auch die Koften für die ſpecifiſch heffiſchen Einrichtungen abziehen, 
fo würden immer noch 600,000 fl. Mehrausgaben verbleiben. Goldmann 
verweift auf die Verwendung preußiſcher Offiziere in der heſſiſchen Divifion, 
melde die preußiichen Gagenſätze bezichen, und findet ſchon darin einen Grund 
für Bewilligung der Anforderungen. Außerdem jei die Kammer durch An⸗ 
nahme der Convention verpflichtet. Wernher fürdtet im Falle der Ab⸗ 
Iehnung Beſchlagnahme der Bierfteuer, Branntweinfteuer ꝛc. in Oberheſſen 
und behauptet zu willen, daß NRepreifivmaßregeln [yon vor der Thüre ftünden. 
Hallwads bittet. Diejenigen, welde für den Eintritt in den norddeutſchen 
Bund geflimmt haben, confequent zu bleiben und fi) nicht durch eine Partei, 
welche die Pläne Preußens durchkreuzen möchte, beirren zu laſſen. Wußerbem 
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bitte er, zubebenlen, ob der Moment dazu angethan fei, daß mädtige Preußen, 
weldges im Falle eines Krieges unfer einziger Schuß fet, zu reizen. v. Ga⸗ 
gern erwidert darauf, indem er zu bebenten gibt, ob es denn Preußen wohl 
anftehe, feinen Bundesgenofien um Lappalien willen, die zur Ginheit nichts 
beitragen, zu bebrüden. Die einzige ihm denkbare Folge fei die Kündigung 
der Militäreonvention. Dernburg fieht au hier Kräfte thätig, welde es 
auf einen Confliet mit Preußen abgejehen haben. v. Gagern glaubt, die 
Yeußerung auf fih beziehen zu müflen und erllärt fie für eine Berläumdung. 
Auf die VBerfiderung Dernburgs, daß er fein Mitglied der Kammer gemeint 
babe, nimmt auch er feine Erflärung zurück. Nach diefem Kleinen Zwiſchen⸗ 
fpiel wird nad weiteren längeren Bemerkungen die Bewilligung der preußiſchen 
Sagenfäge mit ſchwacher Majorität (23 gegen 22 Stimmen) abgelehnt. 

Über die Kammer reformirt fpäter dieſen Beſchlußg wieder. Nach bedeu⸗ 
tenden Abſtrichen, welde an dem Budget vorgenommen worden, ſiellt ſich 
dafielbe auf 3,054,560 fl. Die norddeutſchen Säte, pro Mann 225 Tülr., 
zu Grunde gelegt, würde das Budget 3,066,918 fl. beziffern. Ta nun für 
das oberheifiige Gontigent unter allen Umftänden 225 Thlr. pro Mann in 
die norbdeutiche Kriegstafie, aus welcher daffelbe befoldet wird, da Helen nur 
die Verwaltung hat, zu bezahlen find, jo ftellen die Abag. Wernherr und 
Rei den Antrag: „Als jährliche Ausgabe für Militärzwede in der 

eriode 18%, die Summe von 3,066,918 fl. 45 fr. zu vermwilligen, welche 
Summe der dur die Militärconvention bedungenen Contingentszahl der 
Triedensftärle von 7789 Mann, multiplicirt mit der Uverfionalfumme von 
225 Thlren. per Mann entipricht, jedoch unter der Beſchränkung, daß die Bes 
willigungen, reſp. Abftridde, der Kammer zu den Spezial⸗Etats der Militär- 
Ausgaben, ſoweit diejelben ſpeziell heſſiſche Einrichtungen betreffen, micht 
überjchritten werden dürfen.” Und als ob die Kammer vor den Eonfequenzen 
ihres früheren Beſchluſſes zurüdichrede, erhebt fie diefen Antrag mit 25 
gegen 22 Stimmen zum Beſchluß. Eine ausdrüdliche Erwähnung der 

agenerhöhung enthält der Beſchluß nicht, doch wird von ſämmtlichen 
Reonern der Mehrheit die Erklärung abgegeben, daß mit der Annahme 
des Antrags die Bewilligung der preußiſchen Sagen für diefe Finanzperiode 
ertbeilt fein folle. Das Kriegsminifterium (Dornfeiff) Ipricht feine Zuſtimmung 
hiezu aus; e8 wolle im Intereſſe des Landes, um diefem einen ſchweren Con⸗ 
fliet zu eriparen und die Divifton von dem jeitherigen proviſoriſchen Zuſtande 
zu befreien, mit der geringeren Summe außzulommen unternehmen. Die 
Minderheit (Dumont, dv. Bagern, Find, Edinger, George) hatte in erfler 
Linie Ublehnung des Antrags Wernher-Hofmann beantragt. Eventuell ſucht 
fie nun die Kammer zu einem erneuten Proteft gegen die aus der Gonvention 
abgeleitete Rechtsverbindlichkeit der Gagenerhöhung und zu einer ausdrücklichen 
Erklärung zu veranlaflen, daß die gewährte Baufhjunme nicht zur Gagen⸗ 
erhöhung beftimmt fei, fondern nur den Zwei babe, mit Rüdfiht auf die 
Neuheit der Berhältnifie dem Minifterium eine größere freiheit der Bewegung 
zu ermöglichen. In beiden Beziehungen erfolgt indefien Ablehnung der 
geftellten Anträge mit 25 gegen 22 Stimmen, während der weitere Antrag 
der Minderheit: die Regierung zu erjuchen, fi mit der tgl. preußiſchen Re⸗ 
gierung behufs einer Berftändigung über die verſchiedene Auslegung der 
Urt. 5 und 14 der Convention mit Rüdficht auf die ſtändiſchen Verhandlungen 
ins Benehmen zu ſetzen und nad) Maßgabe des Rejultats weilere Vorlage zn 
madıen, mit 26 gegen 21 Stimmen angenommen wird. Im Verhältniß zur 
urfprünglicheu Regierungsforderung enthält die Berwilligung der Bauſchſumme 
einen Abſtrich von 218,519 fl. 22 Er. per Jahr. Die Differenz zwiſchen den 
Unträgen der Mehrheit und der Minderheit war nach dem Schlußergebniß der 
Detailberathung auf 30,179 fl. herabgeſunken. 


11, März (Bayern). Die II Kammer ninımt ben Gefekentwurf über 
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bie Privatrechtsverhaͤlmiſſe der Genoſſenſchaften, ſowie ben über 
Actiengeſellſchaften einftimmig, ben Gefehesentwurf über bie privat: 
rechtliche Stellung von Vereinen gegen 14 Stimmen in ber Yaffung 
bes Ausſchuſſes (der im Genofienfchaftegejebe dasjenige bed nord⸗ 
beutichen Bundes feinem Antrage zu Grunbe gelegt hatte) an. 


12. März. (Bayern) Der Neiherath nimmt nach fünftägiger Bera⸗ 


16. 


19. 


20. 


22. 


23. 


thung das Gemeindegefeb an, nicht ohne weſentliche Abweichungen 
von den Beichlüffen ber II. Kammer. 

Der- Referent, Frhr. dv. Thüngen, hatte noch weiter gehende Abänderungen 
von den Beichläfien der II. Kammer beantragt, die ein Gemiſch an Begün⸗ 
fligung der Intereſſen der Großgrundbeſitzer (Ablöfung der Umlagenfreiheit 
der Standesherren und Uebergewicht der Stimmen ver Höchflbefteuerten) und 
derjenigen des Proletariat? (Aufhebung jeder Bürgeraufnahnıegebühr) dar⸗ 
fellten. Jene waren im Ausſchuß wenigſtens theilweiſe angenommen, dieje 
abgelehnt worden und ebenfo jegt vom Neichsrathe. Die Berathung des Hau- 
ſes war eine vielfach fehr vertworrene und ‚unklare, fo daß fi die Beichlüffe 
theilweife geradezu widerſprachen und in einer jpäteren Sigung wieder hatten 
zurädgenommen werben mäffen. 

"» (Bayern). Der Reichsrath ftimmt bez. bes Civilprozeſſes allen 
Beihlüffen der II. Kammer, auch denjenigen, über welde bisher 
noch Differenzen obmalteten, bei, nur um das Zuſtandekommen bes 
Geſetzes nit zu gefährden. 

» (Baden). Der Bisthumsverweier Kübel reiht beim Mann⸗ 
beimer Dberbofgeriht eine Beſchwerde gegen feine DVerjebung in 
Anflagezuftand wegen ber Stromeyer’fhen Ercommunicationsange: 
legenheit ein. 

» (Helfen) Die IL Kammer befäließt, auf ben Antrag ihres 
Ausſchuſſes zu dem Beihluffe vom 17. d. M. bez. Militäretat ben 
Zuſatz, die Bewilligung des Militärbudgets (und bie Annahme ber 
höheren preußiſchen Gagenjfäbe) von ber Annahme ber (bebeutend 
niebrigeren) preußiihen Penfionsjäte abhängig zu machen. 

„ (Bayern). Die I. Kammer nimmt das Wehrgelbgejeb, das 
auch bie Geiftlichen treffen fol, mit 85 gegen 40 Stimmen an. 

„ (Bayern). Die I. Kammer ftimmt in einigen Punkten ben 
Aenderungen bed Reichsraths im Gemeindegeſetzentwurfe bei, lehnt 
bagegen anbere ab. Bezüglich bed von ber Regierung verlangten 
unbebingten Beftätigungsrechtes der Bürgermeifter und rechtskundigen 
Magiftratsräthe wird ein VBermittlungsantrag angenommen, wonach 
bie Beftätigung von ber Regierung nur unter Angabe ber Orünbe 
verfagt werben barf. | 

» (Bayern). I. Kammer: Die Regierung macht bie angefün- 
digte Vorlage bez. Einführung eines oberiten Verwaltungsgerichte- 
hofes, reſp. neue Organifation ber gefammten Verwaltungsrecht: 
pflege. 

„ (Württemberg). Die Ergänzungswahlen zum Zollparlament 
fallen entfchieden antipreußifh aus. Hölber unterliegt in Ulm. 
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Anf. April. (Württemberg). Prinz Wilhelm, ber künftige Thron: 


4. 


folger, wird behufs feiner militäriihen Ausbildung einem preußiſchen 
Garderegiment zugetheilt. 

„ (Baden). Die bemofratii:großdeutihe unb bie ultramontane 
Partei geben fi die Hand, um burd eine allgemeine Agitation bie 
Einführung des allgemeinen birecten und geheimen Stimmrechts und 
zu biefem Ende bin bie Auflöjung bes gegenwärtigen und bie Ein: 
berufung eines außerorbentlien Landtags zu verlangen. Die beme: 
kratiſch großdeutſche Partei befchließt in einer Verſammlung zu Achern, 
bie Parteiorganijation weiter zu verfolgen. 


„ (Bayern). Die I, Kammer nimmt das Maß» und Gewichts: 
geſetz einftimmig an und befchließt, dem Kriegsminiſter für die Ein: 
führung neuer Hinterlabungsgewehre ftatt ber geforberten 4,765,000 
nur 1,100,000 fl. zu bewilligen. Der Antrag Böll’ und ver 
Tortjchrittspartei, vorerfi nur 770,000 fl. zu bewilligen unb fidy 
mit Preußen ind Benchmen zu feßen, ehe man eine volljtändige 
Neubewaffnung bes bayeriihen Heeres einführe, bleibt in ber 
Minderheit. 

„ Miebereräfifnung der am 31. Juli 1867 vertagten Vundes- 
liquibationscommiflion in Münden. 


» (Bayern). Eircularbepefhe bes YFürften Hohenlohe an die 
Sefandten bei ben verfchiedenen europäiſchen Mächten bez. des 
Concils: 

„Es läßt ſich gegenwärtig mit Beſtimmtheit amehmen, daß das von 
Seiner Heiligkeit dem Papſte Pius IX. ausgeſchriebene allgemeine Con⸗ 
cilium, wenn nicht unvorhergeſehene Ereignifie dazwiſchentreten, wirklich im 
Dezember ſtattfinden wird. Ohne Zweifel wird daſſelbe von einer ſehr 
großen Anzahl von Biſchöfen aus allen Welttheilen beſucht und zahl⸗ 
reicher werden, als irgend ein früheres, und wird alſo auch in der öffent⸗ 
lichen Meinung der katholiſchen Welt die hohe Bedeutung und das Anſehen, 
welches einem ocumeniſchen Concilium zukommt, entſchieden für ſich und ſeine 
Beſchlüſſe in Anſpruch nehmen. Daß das Concilium fi mit reinen Glau⸗ 
bensfragen, mit Gegenſtänden der reinen Theologie beſchäftigen werde, iſt nicht 
zu vermuthen, denn derartige Fragen, welche eine conciliariſche Erledigung 
erheiſchen, liegen gegenwärtig nicht vor. Die einzige dogmatiſche Materie, 
welche man, wie ich aus fidherer Quelle erfahre, in Rom dur das Concilium 
entichieden jehen möchte, und für welche gegenwärtig die Jeſuiten in alien, 
wie in Deutihland und anderwärtd agitiren, ift die Frage von der Unfehl- 
barkeit des Papſtes. Dieſe aber reicht weit über daS rein religiöfe Gebiet 
hinaus und if hochpolitiſcher Natur, da hiermit auch die Gewalt der Päpfte 
über alle Fürften und Völker (auch die getrennten) in weltlichen Dingen ent« 
fhieden und zum Glaubensjag erhoben wäre. If nun ſchon diefe höchſft 
wichtige und folgenreihe Trage ganz geeignet, die Aufmerkſamkeit aller Res 
gierungen, welche Latholifche Unterthanen haben, auf das Eoncil zu Ienten, fo 
muß ihr Intereſſe, richtiger ihre Beſorgniß, fich noch fteigern, wenn fie die 
bereits im ange befindligen Vorarbeiten und die Gliederung der für Diele 
in Rom gebildeten Ausihüfie ins Auge faflen. Unter dieſen Ausſchüſſen ift 
nämlich einer, welder fih bloß mit den ſiaatskirchlichen Materien zu befaflen 
hat. Es ift aljo ohne Zweifel die beftimmte Abſicht des romiſchen Hofes, 
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dur das Goncilium wenigftens einige Beſchluſſe über kirchlich⸗politiſche Ma- 
terien oder Fragen gemiſchter Natur feftftellen zu Tafien. Hierzu fommt, daß 
die von den römiichhen Jejuiten herausgegebene Zeitſchrift, die „Eiviltä catto⸗ 
Itca”, welder Pius IX. in einem eigenen Breve die Bedeutung eines officiöjen 
Drgans der Gurie zugeſprochen hat, es erft kürzlich als eine dem Goncilium 
zugedachte Aufgabe bezeichnet hat, die Berbammungs-Urtheile des päpftlichen 


Shyllabus vom 8. Deceniber 1864 in pofitive Beichlüffe oder conciliariſche 


Decrete zu verwandeln. Da dieje Artikel des Syllabus gegen mehrere wid 
tige Axiome des Staatslebens, wie es fi bei allen Eulturvöllern gefaltet 
bat, gerichtet find, jo entfiel für Die Regierungen die ernfte Frage: ob und in 
welcher Yorm fie theils die ihnen untergebenen Bilchöfe, theils jpäter das 
Goncil felbft hinzuweiſen hätten anf die Bebentligen Folgen, welche eine ſolche 
berechnete und principielle Zerrüttung der bisherigen Beziehungen von Staat 
und Kirche Herbeiführen müßte. Es entfleht ferner die Frage: ob es nicht 
zwedimäßig ericheine, daß die Regierungen gemeinſchafilich, etwa durch ihre in 
Nom befindlihen Vertreter, eine Berwahrung oder Proteflation gegen ſolche 
Beſchluffe einlegten, welche einfeitig, ohne Zuziehung der Vertreter der Staats 
gewalt, ohne jede vorhergehende Mittheilung, über ſtaatskirchliche ragen oder 
Gegenflände gemiſchter Ratur von dem Concilium gefaßt werden möchten. Es 
erſcheint mir unumgänglih ndthig, daß die betheiligten Regierungen gegen- 
feitiges Einverfländnig über dieſe ernfte Angelegenheit zu erzielen verfuchen. 
Ich babe bisher gewartet, ob nicht von einer oder der anderen Seite eine An⸗ 
regung außgehen werde; nachdem dies aber nicht geſchehen und die Zeit drängt, 
jehe ih mid veranlaßt, En. ... zu beauftragen, vorftehende Angelegenheit 
bei der Regierung, bei welcher ie beglaubigt find, zur Sprade zu bringen, 
um über deren Gefinnungen und Unfichten bezüglich dieſer wichtigen Sache 
Erkundigung einzuziehen. Ew.... wollen dabei der Erwägung vorgedadhter 
Kegierung die Frage unterftellen: ob nicht eine gemeinfame, wenn auch nicht 
collective Maßnahme der europäiichen Staaten und eine mehr oder minder 
identiiche Form zu ergreifen wäre, um ben tömijchen Hof über bie dem Goncil 
gegenüber von ihnen einzunehmende Haltung im Boraus nicht im Ungemifien 
zu laflen, und ob nicht etwa eine Eonferenz von Bertretern ſämmtlicher bes 
theiligter Regierungen als das geeignetfte Mittel erachtet werden fünnte, jene 
gemeinfame Haltung einer eingehenden Berathung zu unterziehen.“ 


Die Anregung Bayerns findet bei ben übrigen Regierungen 
Europa’s keinen Anklang. Die beiden in biefer Angelegenheit zu: 
naht maßgebenden Mächte, Frankreich und Oefterreih, lehnen ben 
Vorſchlag geradezu ab, indem fie pofitive Schritte vorerſt nicht für 
angezeigt erachten und es vorziehen, zuzumwarten. 


9. April. IL Kammer: Der Ausfhuß für bie Militärftrafgerihtsorbnung 


10. 


14. 


Yaßt feinen früheren Beichluß, die Aburtbeilung der gemeinen Ver: 
brechen zc. aller Militärs in gewöhnlichen Zeiten durch bie Civil⸗ 
gerichte zu verlangen, mit 5 gegen 4 Stinnmen wieber fallen. 


(Bayern). Der Reichsrath ſtimmt fehlieglih dem Gemeinbe: 
gefet nad den Beichlüffen der II. Kammer bei, jo daß Geſammt⸗ 
beſchluß erzielt ift. 

»„ (Bayern). Die I. Kammer gibt dem Reicherath bez. ber 
noch beftehenden Differenz bez. bes Armengefeßes ihrerjeits nad, jo 
daß auch darüber Geſammibeſchluß befteht. 


17. „ (Bayern). Die IL Kammer lehnt auch ben neuen Geſetzes⸗ 
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entwurf bez. Berwaltungegerichtsbarkeit mit 68 gegen 65 Gtim- 
men ab. 


18. Apr. (Württemberg). Neue Lanbesverfammlung ber Volkspartei 
in Stuttgart. 

Dieſelbe ift von ca. 400 Perfonen, Mitglievern der Bolksvereine und 
Delegirten aus allen Theilen des Landes, befuht. Die Tagesordnung bes 
ſchränkt fi auf die inneren ragen und wird von der Verſammlung beinahe 
einftimmtg eine „Erklärung der deutichen Bolfspartei in Württemberg” nad 
Antrag des Landescomité's gutgeheißen, in der eß heißt: „Auf der freiheit 
der Einzeinftanten beruht die einzige Hoffnung und Möglichkeit der Wieder⸗ 
berfiellung des mehr als je zerrifienen Baterlandes. In der freiheit der 
Einzelnftaaten Tiegt die ſtärkſte Gewähr genen äußere Vergewaltigung. Durch 
fie verftärkt fi) der Widerftand gegen die falfche Einheit, die im Ramen ber 
Sröhe und Ehre Deutihlands verlangt, zu Gunſten der Macht und Gewalt 
eines Herrſchergeſchlechtz ausgebeutet wird. Heute noch ohne gemeinfame 
Mat und Mittel von den Regierungen die fchöpferiiche That geſammideut⸗ 
ſcher Einigung oder au nur die Herftellung eins Sudbundes zu erziwin- 

en, welcher, geftügt auf Barlament und Bollsheer, den Anfang und 
rundſtein eines neuen Deutſchlands bilden fol, fordern wir die Genoflen 
der deutichen Bolkspartei zu raftlofer SreiheitSarbeit in den Ginzeluflaaten 
auf; gemeinfam im Glauben, gemeinfam im Wollen, daß nur aus der Frei⸗ 
heit die Einheit erfteht.“ | 
”» nr (Baden) Cine Verfammlung ber (national = liberalen) 
Dffenburger Partei in Pforzheim ſpricht ſich gleihfalld für Ein: 
führung bes allgemeinen und geheimen Stimmrechte aus, 

19—23. „ (Bayern). Reichsrath: Debatte über das Schulgeſetz. 
Neferent: Bilhof Dinkel von Augsburg, Gorreferent: Oberconfijto: 
rial:Präfibent v. Harleß. Die Anträge bed Ausſchuſſes ſtehen in 
ben wejentlihften Punkten in ſchroffem Gegenfab gegen bie Be: 
ſchlüſſe der IL Kammer. Das Geſetz mit ben fucceflive beichloffe: 
nenen Mobificationen wird ſchließlich als Ganzes mit allen gegen 
9 Stimmen angenommen und gebt io an bie II. Kammer zurüd. 


20. „ (Bayern). Die I. Kammer lehnt den Antrag, bie Einfüh: 
rung bes neuen Civilprozeſſes auf unbeſtimmte Zeit zu vertagen, 
ab, ebenfo denjenigen, die Einführung für bie Bfalz zu filtiren 
und nimmt bas Einführungsgefeg (für ben 1. Juli 1870) mit 
allen gegen 25 Stimmen an. | 

22. „ (Bayern). Neuerungen bee Biſchofs Eeneflrcy von Negens: 
burg Tei einem Beſuche in Schwandorf gelegentlih bes Empfangs 
der dortigen kal. Beamten. 

Nah der „Paflauer Ztg.“ ſagt der Biſchof wörtlid: „Wir Ulteamontane, 
wir Reactionäre, wie man uns nennt, können nit nadgeben. Die Gegen. 
fäge können nur durch Krieg und Revolution ausgeglichen werden. Friedliche 
Ausgleihung if nicht mehr möglich; wenn man fi) dic Köpfe blutig geftchen 
bat, wird man wieder zu Gott zurückkehren. Wer madt die weltlichen Ges 
ſetze? Wir beobachten fie nur, teil die Gewalt Hinter uns ficht, die ung 
zwingt. Die wahren Geſetze kommen nur ven Gott, jelbft die Fürſten ſind 
von Gotte$ Gnaden, und wenn fie diejes nicht mehr fein wollen, jo bin ih 
des Erſte, der die Throne umſtürzt.“ Darauf erklären katholiſche Wlätter 
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die Uugabe für eine grobe Entfellung, da der Biſchof fi gar nicht fo habe 
ausijprechen können. Die Ungelegenheit macht gewaltiges Aufſehen. Wuf der 
einen Seite wird behauptet, die Staatsanwaltſchaft Habe die Weilung erhalten, 
gegen den Biſchof ihre Pflicht zu thun, von der andern, fie habe feinerlei 
Urſache gefunden, fi mit dem handgreiflihen Bären bloßzuftelen. Darauf 
nun erllärt der erfte Staatsanwalt am Bezirksgericht Regensburg als „antt- 
liche Berichtigung‘: „Ich kam ein oder zwei Tage nad) der Amweſenheit des 
Biſchofs von Regensburg jelbft nad Schwandorf, wo mir von mehreren 
Berjonen, an deren Glaubwürdigkeit ſchon ihrer Stellung nad nicht im Ent⸗ 
fernteften zu zweifeln ift, ganz übereinftimmend erzählt wurde, daß der Biſchof 
von Regensburg ihnen gegenüber bei Gelegenheit einer Aufwartung unter 
Anderm geäußert habe: „dem traurigen Zuftande der Sirche könne nur durch 
Krieg oder Revolution abgeholfen werden, die Kirche anerkenne keine weltlichen 
Geſetze, und befolge fie nur, weil die Gewalt hinter ihr ftände, und weil man 
fie außerdem paden würde, die Kirche kenne nur göttliche Gejege und wenn 
der König aufhöre, von „Wottes Gnaden“ zu fein, jo wäre er (der Biſchof) 
der Erfle, der den Thron umftürzen würde." Wäre diefe Aeußerung ftatt in 
den Mauern des Pforrhofes „öffentli" gemacht worden, jo würde ich jofort 
die Kinleitung einer ftrafrechtlichen Unterſuchung nad Art. 118 des St. G. B. 
pfliätgemäß veranlakt haben, ohne daß es einer höhern Weilung, die bisher 
nicht erfolgte, bedürft hätte.” Gegen dieſe amtliche Berichtigung erflärt nun 
binwieder der Biſchof an feine Diöcefanen: „Durch diefe „Amtliche Berich⸗ 
tigung“ werden mir in Sägen, die fihtlih aus dem Zujammenbange der 
Unterredung gerifien find, und welche augenſcheinlich auf Unwahrbeit und Ente 
ſtellung beruhen, Behauptungen in den Mund gelegt, die, wie fie vorliegen, 
theils Außerft unverftändig, theils offenbare Irrlehren find. Ich berühre mit 
feiner Silbe weiter die erfteren; aber offenbare Irrlehren find folgende: 
1) daß „die Kirche keine weltlichen Gejege anerkenne“; 2) daß „die Kirche die 
weltlihen Gefeße nur befolge, weil die Bewalt hinter ihr ftände, und meil 
man fie außerdem paden würde‘; 3) daß „die Kirche nur göttliche Geſetze 
Tenne”. Indem dur die „Amtliche Beritigung” dieſe Sätze als meine 
wirklichen Aeußerungen bingeftellt werden, bin ich in der Deffentlichleit amtlich 
dreier Behauptungen bezidhtiget, welche gegen die heilige Schrift und gegen die 
allbekannte katholiſche Glaubens⸗ und Sittenlehre verftoken , weldhe von der 
katholiſchen Kirche mehrfach verworfen find, und welche ich ſelbſt in mehreren 
Dirtenbriefen vertworfen und befämpft babe. Der letzte Sat aber, der mir in 
den Mund gelegten Aeußerung läßt zudem, im Zufammenhalte mit den an- 
deren, eine Deutung zu, welche meine Treue gegen Se. Maj. den König zu 
verbäcdtigen geeignet ift, dem ih fie als Katholik und Biſchof doppelt ſchulde. 
Dieſe Bezihtigungen alle find fo arg und fo unglaublich, fie ftehen jo ſehr 
im Widerfprudde mit meinen allbefannten Bffentlicden Lehren und amtlichen 
Thun, daß eben deßhalb fchon gewiß fein treuer und verftändiger Katholit, 
am allerwenigften in meiner Didcefe, durch fie irre wird. Dennoch darf ich 
nicht ſchweigen. Es ift meine Amtsehre als Biſchof, meine Treue gegen die 
Kirche und den Landesfürften durch jene flaatBanmwaltliche Veröffentlichung bes 
troffen. Eine Bertheidigung gegen ſolche Bezihtigungen kann Niemand er« 
warten, aber einen öffentlichen Proteft fchulde ich meinem Amte. Ich protes 
fire alfo feierlich vor Bott." Die Angelegenheit findet aber damit noch kei⸗ 
neswegs ihre Erfedinung. Segen einen Artikel des „Straub. Tagblatts“ fieht 
fih der Etanttanwalt Kleinert in Regensburg veranlaßt zu Hagen, worauf 
der Redacteur durch Beichluß des niederbayeriichen Appellgerichts wegen Ver⸗ 
nehens der Amtsehrenbeleidigung vor das Schwurgericht in Straubing ver⸗ 
wiefen wird. Der Prozeß lemmt am 22. Zuli zur Verhandlung. Es find 
Tazu 8 Zeugen geladen, melde am 22. April dem Bilhof in Schwandorf 
ihre Aufwartung gemacht und feine Anſprache gehört hatten, wie es fcheint 
alle damals Anweſenden, mit Ausnahme des Biarzers von Schwandorf, deſſen 
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Vorladung als Entlaftungszeuge auf Begehren des Ungellagten wieder hatie 
zurüdgenommen werden müſſen. Auf die Ausfagen diefer Zeugen concentrirt 
fih das nterefie des ganzen Prozeſſes. Bon den 8 Zeugen nun ſprechen ſich 
5 entichieden dahin aus, daß der Biſchof fih in dem zuerft angegebenen Sinne 
und mit den zuerſt angegebenen Ausprüden geäußert babe, während die drei 
übrigen auch nicht das Gegentheil behaupten, ſondern lediglich erklären, es ſei 
möglich, daß dieſe Ausdrücke gebraucht worden ſeien, aber fie könnten ſich 
derſelben nicht mehr erinnern. 


22. April. (Baden). Das Oberhofgericht in Mannheim erklärt bie 


Anklage gegen den Bisthumsverweſer Kübel in ber Stromeyer'ſchen 
Ercommnicationsangelegenbeit für unftattbaft. 

Die Anklage ging dahin, durch die von ihm unterzeichneten Erlaſſe vom 
10. und 24. Dez. dv. J. dent Bürgermeifter Stromeyer in Conſtanz die kirch⸗ 
lihe Exrcommunication angedroht und dur Erlak vom 14. Januar d. J. 
ausgeſprochen zu haben, und zwar, um denlelben in feiner amtlichen Eigen⸗ 
haft zu Umishandlungen (in Bezug auf die Schulangelegenheiten) im ver» 
meintliden Intereſſe der katholiſchen Kirche zu nöthigen, oder wider jeinen 
Willen von diefem Intereſſe nachtheiligen Amtshandlungen innerhalb des er- 
wähnten Wirkungskreiſes, bez. von fernerer diesfälliger amtlicher Thätigkeit 
abzuhalten. Tas Urtheil ift im Weſentlichen folgendermaßen motivirt: 
Das Vergehen des Mißbrauchs der geiftlihen Amtsgewalt ift nad badiſchem 
Strafredht dem Verbrechen der öffentlichen Gcwaltthätigfeit glei zu achten, jo 
dab Zwecke, welde durch Gewalt oder Trohung mit Gewalt zu erreichen ge 
jucht werden, wegen de3 gleichen Einfluffes auf die Willensbeſtimmung ebenio 
ſtrafbar find, wenn fie durh Androhung und Bollzug kirchlicher Strafen er⸗ 
reicht werden follen. Tas Verbrechen der Gewaltthätigkeit wird aber dadurch 
begangen, daß obrigkeitlihe Perjonen zu der Erlafjung oder Zurücknahme 
einer Verfügung oder Anordnung, oder zu einer anderen Amtshandlung ge 
nöthigt oder wider ihren Willen davon abzuhalten gejucht werden; demzufolge 
wird der Thatbeftand dieſes Vergehend darin dharacterifirt, daß hierbei die 
Obrigkeit nicht als executive, jondern als anorbnende Behörde den Staats⸗ 
bürgern gegenübertritt, und daß diefelbe zu einer pofitiven Amtshandlung 
genöthigt, oder daß der Exiftenz einer Vorjchrift in den Weg getreten wird; 
hiernad gehört zum Thatbeftand diejes, wie des Vergehen des Amtsmiß⸗ 
braudes, daß dafjelbe gerichtet fei gegen die Amtshandlung einer obrigfeit- 
lichen Perſon, welche im Bereiche des betreffenden Gegenflandes den Staats» 
bürgern gegenüber eine dieje zur Nachachtung verpflichtende Anordnung zu 
treffen oder bindende Vorſchrift zu erlaflen befugt ıft. (Folgt nun eine Zu⸗ 
jammenftellung des hiftorifchen Hergangs der Ercommunication.) Hieraus 
ergebe fi: daß das Benehmen Stromeyerß in der Schul» und Stiftungsfadye 
zwar den erften Anlaß zum Ginjchreiten des Biſchofs gegeben, letzterer ſich 
hierbei jedoch zuerft auf eine Ermahnung beſchränkt und eine Kirchenſtrafe nicht 
angedroht habe; die weiteren Erlaſſe (wiederholte Ermahnungen und Bezeich⸗ 
nung der kirchlichen Folgen feines kirchenfeindlichen Benchmens) berühren die 
öffentliche Stellung Stromeyer's nicht, jondern gelten lediglich dem Katholiken 
Stromeyer, insbeſondere deſſen beharrlicher Weigerung, die Kirche zu hören. 
An der Hinweifung des die Egcommunication endlich außiprechenden Erlaſſes 
vom 14. Januar darauf, daß Stromeyer dabei mitgewirkt habe, katholiſche 
Stiftungen und Schulen der latholiſchen Verwendung zu entziehen, fei bie 
Thatſache, welche den Biſchof zuerſt zum Einſchreiten veranlaßt Habe, angege 
ben, nicht aber der Grund der Ercommunication, als folder jei vielmehr 
wiederholt Stromeyer's beharrliche Weigerung und die hierin liegende Ber- 
legung der katholiſchen Pflichten bezeichnet. Hiefür fei der Ausgang des Ber» 
fahrens gegen Brofeffor Brühe (dev erklärte, daß er fi) der kirchlichen Autos 
zität in kirchlichen Dingen füge, worauf die Gurie don Weiterem gegen ibn 
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abfkand) Beleg. Dem Bürgermeifter Stromeyer ſiehe weder für feine Per⸗ 
fon no Namens der von ihm präfidirten Gollegien zu, über die Frage der 
Volksſchule, oder die Verwaltung der Stiftungen eine enticgeidende Verfiigung 
zu treffen, diejelbe gehöre vielmehr in erfter Beziehung den hetheiligten Schul⸗ 
gemeinden, in zweiter den Staats⸗ und Kirchenbehörden, bez. den Gerichten. 
Etromeyer babe daher weder zu einer Amtshandlung genöthigt, noch von 
einer ſolchen abgehalten werden können. Somit erjcheine die Beſchwerde ber 
beiden Ungellagten gegen daß Verweiſungser kenniniß wegen des fehlenden 
—— als unbegründet und erfolge aus dieſen Gründen das freiſprechende 
enntniß. 


23. April. (Bayern). I. Kammer: Debatte über das Militärſtrafgeſetz⸗ 


26. 


bud, bie Militärftrafgerihtsorbnung und das Einführungsgejch. 

Die Debatte betrifft hauptſächlich den Art. 4 ter Strafgerichtsordnung. 
Untrag der Ausſchüfſe beider Kammern; Die Dffiziere und Soldaten 
der activen Armee auch bez. der gemeinen Verbrechen, Vergehen und Ueber⸗ 
tretungen der Militärftrafgerihtäbarkeit zu unterftellen und nur die Erſatz⸗ 
mannſchaften, Reſerviſten und Landwehrangehörigen den bürgerlichen ®erichten 
zu unterftellen bi3 zu dem Augenblid, wo fie mit Eintritt der Mobilifirung 
zur Dienftleiftung präfent fein. Antrag Volk will diefe lettere Beſtim⸗ 
mung auch auf die active Armee ausdehnen. 

Bei der Abſtimmung wird ber Antrag Völk abgelehnt, für den 
Ausihußantrag werben aber die nöthigen zwei Drittel Stimmen nit 
erreicht, ſohin iſt aud) er abgelehnt, und zwar ftimmen 87 für unb 47 
gegen den Ausjhußantrag, der ganze Geſetzentwurf aber wirb mit 
126 gegen 34 Etimmen angenommen, Gleiche Annahme finden 
das Militärftrafgefegbuch mit 87 gegen 46 Etimmen und das Gin: 
führungsgefeg mit 132 gegen 1 Etimme, 

„ (Heljen) Die I Kammer bewilligt in Uebereinjtimmung mit 
bem Beichlufje ber II. Kammer vom 17. März den Militäretat als 
Pauſchalſumme, do ohne bie am 19. März von jener noch beis 


. gefügte Bebingung bez. Penſionsgeſetz. 


„ (Bayern). Die U. Kammer gibt bez. der Militärftrafprogch- 
ordnung nah und concedirt mit der erforderlichen Zweidrittelmehr⸗ 
heit bie Ueberweifung aud ber gemeinen Verbrechen zc. der Offiziere 
und Eoldaten der activen Armee an bie Militärgerichte, jo daß 
auch über die neue Militärftrafrechtspflege Geſammtbeſchluß beider 
Kammern erzielt ift. 

Für Annahme des Gejetesentwurfs, das Petitionsredht des 
Landtags betr., ergeben jih nur 84 gegen 48 Etimmen, fomit 
nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit. Derſelbe ift aljo ab: 
gelchnt. 

Der Reichsrath lehnt bie Freigebung der Advocatur mit allen 
gegen 1 Etimme ab, 

„ Tie in Münden verfammelte Qundesliquidationsceommillion be⸗ 
ſchließt zunächſt die Feſtſtellung des gemeinſamen Feſtungsmaterials. 

(Bayern). U. Kammer: Debatte über das Schulgeſetz nad 
den Beihlüffen des Reichsraths. Der Antrag Jörgs, bie ganze 
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Angelegenheit zu vertagen, wirb abgelehnt umb befchlofien, bei 27 
von 63 Differenzpunkten zwiſchen beiden Kammern auf ben früheren 
Beſchlüſſen zu beharren. 

Unter denjenigen Punkten, in welchen die II. Kammer nadaibt, find die 
Art. 3 und 97 (Religionsunterriht und Zufammenfegung der Ortsſchulcom⸗ 
mifjion), wodurch die Kammer die letten Differenzen zwiſchen ihr und der 
StaatSregierung bejeitigt, jo daß wenigſtens zwiſchen diejen beiden Factoren 
der Geſetzgebung volle Uebereinftimmung erzielt ift. 

Der Reiherath befchließt auf ben Antrag ihres geiftlichen Refe⸗ 
ten — ohne auh nur in eine nochmalige artifelweile Berathung, 
wie es die Verfaſſung und bie Geſchäftsordnung verlangt, einzu: 
gehen — in Bauſch und Bogen, baß er bezüglid aller noch vor: 
handenen Differenzpunfte zwifchen ihn und ber II. Kammer, wie 
zwiſchen ihm und ber Staatsregierung auf feinen früheren Beſchlüſſen 
beharre. Das Schulgefes it bamit abgelehnt und gefallen. 


28. Apr. (Bayern). Schluß ber Ecfjion beider Kammern des Landtags. 


29. „ (Bayern). Landtagsabſchied bes Könige: 

.... Nachdem der Geiegentwurf, die Deckung der an die Krone Preußen 
zu leiftenden Kriegsloften-Entichäbigung betreffend, die Zuſtimmung der beiden 
Kammern erhalten bat, haben Wir denjelben als Geſetz janctioniri. Bei Zus 
flimmung zu diejen Belege haben die Kammern nachſtehende Wünjche durch 
Geſammtbeſchluß ausgeſprochen: 1) die Staatsregierung wolle für den Fall 
der Anlehensaufbringung auf dem Wege eines Sprozentigen Steueranlehens 
diejenigen Gemeinden mit der Anlage verſchonen, welche nad) dem Gutachten 
der einſchlägigen Kreisregierungen durch die SriegSereigniffe beionders gelitten 
haben; 2) diejelbe wolle dem bayeriichen Volke den gebotenen Fortſchritt in 
der Entwidelung der inneren flaatliden Einrichtungen, namentlich die Reform 
der Heeresverfafſung, eine geleliche Regelung des Schulweſens auf freifinni- 
ger Grundlage, ſowie die Sicherung voller Gewiſſensfreiheit gewähren und die 
ungeläumte Borlage der Entwürfe zu den ſocialen Gejeten anorbnen. In 
Anſehung des Wunjches zu Ziff, 1 war zu weiteren Einleitungen fein Anlaß 
gegeben, da zu einem Steueranichen nicht geichritten, fondern der zur Dedung 
der Kriegskoften⸗Entſchädigung nothwendige Bedarf durch andere im Gefehe 
von 4. September 1866 vorgejehene Finanzoperationen beſchafft worden if. 
Dem unter Ziff. 2 ausgeſprochenen Wunſche haben Wir inzwiſchen durch 
Borlage der bezüglichen Gejegentwürfe und durch fonflige Anordnungen ent- 
ſprochen. Bon den erfteren bat die Mehrzahl die Zuftimmung der beiden 
Kammern des Landtages und Unſere Sanction erhalten. Nur Unſer Beſtre⸗ 

. ben, dem Wunfche der beiden Kammern entipredhend, das Schulmeien auf frei 
finniger Grundlage gejeglih zu regeln und damit die Entwidlung lnferes 
Volles dur Erhöhung und Sicherung jeiner Bildung zu befördern, iſt zu 
Unjerem Bedauern von einem glücklichen Erfolge nicht begleitet geivefen. 
.... Indem Wir Unferen Lieben und Getreuen dieſen Abſchied ertheilen, 
bliden Wir mit Befriedigung auf die Ergebniffe der nunmehr zu Ende ge 
langten Sigungsperiode. Folgenſchwere, tiefwirkende Ereigniſſe find über Unſer 
geliebtes Land hingegangen, ſeitdem Wir mit Unſerer Entſchließung vom 
10. Mai 1866 die Landesvertretung zum Beginne der jetzt zum Abſchluſſe 
gediehenen Situngsperiove berufen haben. Die Landesvertretung bat Uns 
mit opferwilliger Hingebung beigeftanden, die Folgen, welche fi daraus ent- 
widelt haben, zu tragen, und die Geftaltungen, welche daraus hervorgegangen 
find, in der für unjer Königreich gebeihlichften Weile zu ordnen. Unſerer 
Iondesväterlidhen Wbficht, die innere Entwidlung des Rönigreiches nad allen 
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Richtungen zu fördern, iſt die Landesvertretung mit Bereitwilligkeit entgegen- 
nelommen, und eine Reihe wichtiger, eingreifender und wohlthätiger Gejege 
find unter ihrer verfafjungsmäßigen Mitwirkung zu Stande gebradht worden. 
Die aufopfernde Thätigkeit der Geſetzgebungsausſchüſſe beider Kammern ver- 
dient biebei linjere befondere Unerlennung. Wenn auch Einzelnes, deffen Ab⸗ 
ſchluß Wir in Iandesväterlidier Furſorge für das Wohl Unferes Landes zu 
wünſchen veranlaßt waren, nicht zu einer befriedigenden Loſung zu gelangen 
vermochte, jo find doch die Aufgaben, welche der gegenwärtig zu Ende gehende 
Landtag wirflic erledigt hat, fo umfaflender und bedeutender Ratur, wie fie 

- vor ihm no kaum ein Landtag zu Idjen berufen war. Wir ſehen darum 
auch mit zuverfihtlicher Hoffnung der Neugeftaltung und Befferung der inne» 
ren Berhältnifie entgegen, welche ſich aus den zu Stande gelommenen Geſetzen, 
insbejondere aus den Socialgefegen und aus der Civilprozeßordnung, in Bälde 
ergeben wird. Gerne erfennen wir dasjenige an, was die Landesvertretung 
zur Erhaltung der Ordnung und des Gleichgewichtes im Staatshaushalte 
beigetragen, und was fie gethan hat, un Unſeren Bemühungen, ſämmilichen 
Provinzen Unferes Konigreichs die zu ihrem Aufblühen erforderliche Vermeh⸗ 
rung wichtiger Verkehrsadern zu verichaffen, den Erfolg zu ſichern. Wir bes 
grüßen mit Freude die Orundlagen, welche unter treuer Beihilfe der Landes⸗ 
vertretung für die befiere Organifation linjeres Heeres, für die Erhöhung jeie 
ner Wehrfähigkeit und für die gejegliche Regelung ter Militärftrafrechtspflege 
gewonnen worden find. In demjenigen, was unter Miwirkung der Landes⸗ 
vertretung erreicht worden ift, jehen Wir eine erneute und erhöhte Burgſchaft 
für die rag a Unferes Königreiches, für die Erhaltung feiner Selbflän- 
digkeit und für die Erfüllung feines deutichen Berufes.” 


1. Mai. (Baden). Achtzig angefchene Männer ber katholiihen Partei 
erlaffen einen Aufruf „an das badiſche Boll”, worin fie die Tee 
gehren ber Partei neuerdings formuliren, bem Deinifterium Jolly 
ein enifiebenes Mißtrauensvotum entgegenjegen unb „al® einziges 
Mittel, um gefunbe politiſche Zuſtände wieder zu ſchaffen“, bie 
Auflöjung bes jeßigen und bie Einberufumg eines außerordentlichen 
Landtags auf Grundlage bes birecten und geheinien Wahlverfahrens 
verlangen: 


„Die Mehrzahl unferer Kammerabgeorbneten, welche noch auf dem ver- 
floſſenen Landtag die Politit des Minifteriums Mathy⸗Jolly in allen Theilen 
unterflügte, hat auf einmal ohne beiondere äußere Veranlaſſung fi zu dem 
Gefländnig genöthigt geſehen, daß die Haltung des großherzoglichen Staats⸗ 
minifleriums das Bolt nicht befriedige ... Seit dem Jahre 1860 iſt unfer 
Land mit confefjionellem Hader erfüllt. Beligiöje Fragen werben alljeitig in 
den Bordergrund gezogen, weil man wohl weiß, daß es ein leichtes iſt, durch 
Erregung confeflioneller Leidenjhaft die dem Volk unliebjamen politischen Ziele 
zu verdeden und um fo ficherer zu erreichen. Die Folge davon war, weil 
jeder Drud einen Gegenorud hervorbringt, das Entſtehen der katholiſchen 
Boltspartei, welche troß aller bei den Zollparlamentswahlen entwidelten bureau⸗ 
kratiſchen Beeinfluffung zum erftenmal dem In⸗ und Auslande beivieß, daß 
Bismark nicht Unrecht hatte, wenn er behauptete: „Die indirecten Wahlen 
find eine Fälſchung der Stimme der Nation!" Es .iſt ſeitdem nicht beffer ge⸗ 
worden!... Anftatt der Kirche ihre Selbfländigkeit zu gewähren und damit 
den Frieden zu fiern, womit die Geſehe vom Jahr 1860 motivirt wurden, 
dienen dieſe letzteren dazu, die Kirche zu Inechten und fie der Bureaufratie zu 
Vüßen zu legen. Die Schulfrage wurde zum Nachtheil der Freiheit der 
Eltern entſchieden — eine religiöfe Erziehung im Anſchluß an ihre Kirche if, 
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dem Prinzip der perfönlichen Gewiffensfreiheit zum Hohn, den badiſchen Bür⸗ 
gern gejehlih unmöglich gemadt. Anſtatt der Kirche freie Lebensluft zu ge⸗ 
ftatten und gleiches Recht für alle zu fchaifen, verweigert man ihr durd 
Ausnahmsgejetie den Schuß, den jeder PBrivatınann beanipruden fann. Vie 
Kirche ift unfrei in Bezug auf die Verwaltung ihres Vermögens, in der 
Beiekung ihrer Pfarreien, in der Belegung des erzbiichöflihen Stupls! Die 
Geiftlihen follen keine Staatsbeamten mehr jein, gleihwohl verlangt der 
Staat, der doch Feine religiöjen Intereſſen mehr fennt, von ihnen eine befon- 
dere Staatsprüfung. Die Thatfadhe der jüngften Tage, daß man uniern 
hochw. Bisthumsverweſer wegen treuer Pflihterfüllung feiner Kirche gegenüber 
zum Berbredder am Staat maden mollte, bewies aufs deutlichſte, welche Ge» 
finnungen gegen die Kirche und welche Unkenntniß katholiſcher Grundſätge und 
unſerer ſtrafrechtlichen Vorſchriften in dem Staatsminiſterium —— — 
Solchen Berhältnifien gegenüber muß Abhilfe geſchehen. Wir ſprechen mit 

den Worten unjeres hochw. Biſchofs deßhalb aus: „Wir halten die abfolute 
Trennung des Staats von der Kirche keineswegs für den normalen und für 
die menſchliche Geſellſchaft zuträglichften Zuftand , können aber, wenn der 
Etaat immer mehr feiner Pflichten und Berbindlichleiten gegen die Kirche ſich 
entledigt, nur darin eine Remedur finden, daß das Prinzip der Freiheit und 
Selbftändigkeit der Kirche nach allen Seiten hin conjequent durdgeführt wird”. 
Darum verlangen wir: 1) vollftändige Trennung der Kirche vom Staat! 
Reine Begünftigung für die Kirde außer der Anwendung der allgemeinen 
Srundjäße des Rechts und der fyreiheit, aber noch weniger Ausnahmsgeſetze, 
die jede freie Thätigkeit unmöglich maden. 2) Wir verlangen die vollftändige 
Treiheit der Kirche ihre Angelegenheiten jelbftändig zu ordnen — jelbfländige 
Verwaltung ihres Bermögens, jelbftändige freie Bejegung der kirchlichen 
Aemter. 3) Wir verlangen für die Bürger des Landes das unbeſchränkte 
Recht von der allgemeinen Vereinsfreiheit, wie für die politiſchen auch für die 
religiöſen Vereine freien Gebrauch zu machen. 4) Wir verlangen entſchiedene, 
redlich durchgeführte Schulfreiheit. Damit beſtreiten wir nicht der Staats⸗ 
regierung das Recht, den öffentlichen Unterricht zu beaufſichtigen, aber mir 
verlangen für die Bürger bie Freiheit, welche ihnen daS jetzige Schulgejetz 
raubt — die religidje Erziehung ihrer Kinder in Verbindung mit ihrer Kirche 
bewirken zu dürfen. Cine „StaatSerzichung”“ können wir nie zugeftchen, denn 
wie der „moderne Staat“ fi geftaltet, ift eine ſolche ftet8 eine Parteierziehung. 
Mit diefen Beſchwerden gehen die beklagenswerthen ſtaatlichen Berhältnine 
Hand in Hand. Und Hier find c8 ebenfomohl die materiellen Intereſſen 
als die freiheitlihen, melde das Bild des einft verherrlichten Muſter⸗ 
ftaat8 von ber duntelften. Kehrfcite jeigen. Indem wir an der Geftaltung 
eineß großen föberaliftiih geeinigten Deutihlands mit Einſchluß Oeſterreichs 
fethalten, und überzeugt find, daß der norbbeutihe Bund zur Berarmung 
des Vollks führt und deſſen Freiheit verkümmert, beſchränken wir uns hier 
anf die inneren badiſchen Zuſtände. Was iſt aus der Steuerkraft unſeres 
Landes geworden? Wie kann fie fortbeftehen, wenn Handel und Gewerbe 
ftoden, wenn unergiebige Ernten den Ertrag des Bodens jhmälern, wenn da3 
Srundeigentbum im Werthe herabfinkt? Und gleichwohl wurden die öffent- 
Iihen Laften gefteigert, beim Militär dur Vermehrung der Mannſchaft und 
dur Erhöhung der Dienftzeit, bei den Grundfteuern durch Zuſchläge auf die 
beftehenden und durd Einführung neuer drüdender Angaben. Die Politik 
von „Blut und Eijen* Sennt im Menden nur ein Object für den Militariö- 
mus und in feiner Thätigfeit nur eine Quelle für die Steuerſchraube. Ber- 
minderung des fichenden Heers, Herabſetzung der Dienftzeit, Einſchränkung im 
Etaatshaushalt und Uebergang zu einem gerechteren Steueriuftem find die 
einzigen Wege zur Entfernung der betreffenden Uebel. Auch die Freiheitlichen 
Inſtitutionen werden uns tägli mehr verlümmert und vorenthalten. Nir⸗ 
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gends Haben ſich die Phraſen derjenigen weniger bewährt, welche „durch die 
Einheit zur Freiheit” zu gelangen vorgeben; nirgends hat der „Opfermuth“ 
ſolche Hägliche Renctionszuftände geſchaffen, und flutt des freien, felbftverwal- 
tenden Bürgertbums die Allmacht einer durch ein total veraltete Staats⸗ 
dienergeie beionder8 gehegten Bureaufratie fo jehr ausgeprägt wie in Baden! 
Sm Baden berricht das Syftem des Stillſtandet, und eine anmaßende Clique 
jucht die Gebrechen, an denen der Staat leidet, zu vertufhen. Nur in Bezug 
auf dieje Geſellſchaft find die höhniſchen Worte des norbdeutichen Staatsmannes 
anwendbar, daß der Suüden Deutichlands um ein Menjchenalter in der Geifteß- 
eultur gegen Preußen zurüdfiche... Insbeſondere thut noth: 1) Er⸗ 
mäßigung de8 Staatsaufwands durch weile Sparfamleit, dur Verminderung 
der unerſchwinglichen Militärlaften, dur Bereinfahung der Verwaltung und 
dur Abänderung des Staatsdienergeſetzes; 2) Selbftvermaltung des Volks 
an Stelle der bisherigen bureaufratifchen Bevormundung ; 3) Bejeitigung der 
großen Ausſchüſſe in den ®emeinden und Einführung allgemeiner directer 
Wahlen für die Gemeindebeamten; 4) Reviſion des Vereins⸗ und Preßgeſetzes 
im freiheitliden Sinn, insbefondere Verweiſung aller Preßprozefie vor die 
Schwurgerichte; 5) Aufhebung der Standrechtsartikel 631a u. ff. des Straf- 
geſetzbuches. Die katholiſche Volkspartei erkennt al8 das einzige Mittel 
geſunde politifche Zuftände wieder zu ſchaffen: Auflöjung der jekigen Stände» 
verſammlung und Einberufung eines außerordentlicden Landtags zur Schaff- 
ung eines neuen Wahlgefetes auf Grundlage des directen geheimen Wahlver- 
fahrens. Die katholiſche Volkspartei ſpricht ferner aus, daß hauptſächlich das 
Miniſterium Jolly die Verantwortlichkeit für die Fortdauer und Steigerung 
der aufgeführten Mißſtände und Bedrängniſſe trägt, und hält fich deßhalb zu 
der Erflärung verpflichtet: daß daſſelbe das Vertrauen des badiſchen Volks 
nicht befigt. Die Erfüllung diejer Forderungen ift daB einzige Mittel, 
das durch Leidenſchaften und Unverftand bis ind Herz erfrantte engere Vater» 
land vom Berderben zu reiten.” 


3. Mai. (Württemberg). Der greife Biſchof von Rottenburg F 


T. 


zu allgemeinem Bebauern in Folge ber ihm wieberfahrenen Krän⸗ 
kungen und Anfehtungen. 


„ (Baden). Dem Aufruf und Programm ber Fatholiichen Partei 
vom 1. db. DM. folgt ber Aufruf ber bemofratifhegroßbeutichen Volkes 
partei ober, wie fie ſich jelber nennt, der „Wahlreformliga“ nebit 
dem Entwurfe einer Adreſſe an den Großherzog. 


Der Aufruf ift von 23 angefehenen Männern unterzeichnet, an 
der Spibe ſtehen die Großdeutſchen Graf Berlichingen und ber gewe⸗ 
fene Minifter v. Edelsheim und neben ihnen die Demokraten v. Feder, 
Venedey 2. Die Actenftüde lauten: | 

I. „Mitbürger! Die Lage des Landes ift eine ſolche geworden, daß 
alle Parteien die Unbaltbarkeit derfelben einfehen. Neben einer Militärlaft, 
die für die andern Zwecke des Staats feine genügenden Mittel übrig läßt, 
flieht eine Höhe der Steuern, die auf die Dauer nicht ertragen werden kann. 
Liegt es auch nicht in unjern Kräften, beftimmend in die Geftaltung der deut« 
ſchen Verhältniſſe einzugreifen, und dadurch einen Zuftand zu bejeitigen, der 
mit den Anfprücen des Volles auf Einheit und Freiheit heute noch im 
Widerſpruch fteht, fo find wir um fo dringender aufgefordert, unjer Streben 
auf den freiheitlihen Ausbau unferer inneren Staatseinridhtungen zu lenken, 
um dadurch neue unter allen Umſtänden ausdauernde Garantien für die bür« 
gerliche Freiheit und gegen Ueberbürdung zu gewinnen. Die Politit des feit 
den Greignifien des Jahres 1866 an der Spike der Geſchäfte fichenden Minis 
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ſteriums ift auf Ziele gerichtet, die den Anſchauungen und dem Gharalier um- 
ſeres Volks entfchieven mwiderftreben, deren Erreichung überdieß unter den 
gegebenen Berhältniffen unthunlid) war, und unter den Einwirkungen der zur 
Zeit maßgebenden Gabinetspolitit auf unbeflimmte Zeit unthunlid fein wird. 
Wohl ertennt und ſchätzt Badens Bolt die ungerreißbaren Bande, welche es 
an die andern Stänme des deutſchen Volkes knüpfen. Rur im Bercin mit 
ihnen Tönnen und wollen wir unſere Zulunft geftalten, aber wir wollen dick 
als freie Glieder einer großen Ration, nidt als willenlofe Werk⸗ 
zeuge eines herrſchenden Führers. Xroß alledem wurde der angeblich bevor» 
ftebende Anſchluß unſeres Landes und der übrigen ſüddeutſchen Staaten an 
den norbbeutichen Bund benübt, um die politiihe Reformarbeit des Jahres 
1860 zu unterbredgen, die Steuerfraft des Landes zu überbürden, und die 
Militärlaft auf eine Höhe zu fehrauben, welde ſelbſt in den bedrohlichſten 
Umftänden einer Steigerung kaum mehr fähig ift. Daß dieſe Politik gehand- 
habt und bis heute fortgejegt werden konnte, ja, daß man jelbft fidh in der 
Rage befand, deren große Anforderungen nur als einen Beginn der Opfer zu 
bezeichnen, die an das Volk zu beanſpruchen jeien, daran iſt in erfter Linie 
die Haltung unferer Bolfövertretung ſchuld — eine Haltung, deren Unrichtig⸗ 
feit neuerdings felbft von den Führern der Majorität der zweiten Kammer in 
hervorſtechender Weije anerkannt worden it! Im conftitutionellen Etaat rich⸗ 
tet fi die Politit des Diinifteriums nach der in den Kammern repräfentirten 
Stimme des Volles. Allein die im Jahre 1818 erlaffene, jett veraltete 
Wahlordnung ermöglicht unter den jetigen Berhältnifien keineswegs einen 
volitändigen und getreuen Ausdruck der Vollsmeinung. In öffentlichen und 
darum der Einwirkung einer übermächtigen Bureaufratie zugänglichen Wahlen 
werden die Mahlmänner gewählt, und diefe jelbfi gar häufig Einflüffen preis- 
gegeben, welche weniger in dem Intereſſe des Landes und Volles, als in ört⸗ 
lichen und in perfönlihen Rüdficgten ihren Uriprung haben. Eine freie un» 
abhängige Volksvertretung ift durch eine allgemeine directe und geheime Wahl 
bedingt. Verlangen wir daher die Wahlreforin! Vie Fortentwid. 
Yung unjeres Berfaffungslebens ift von ihr abhängig. Bon diefer Ueber- 
jeugung ausgehend, it am 11. v. M. eine Anzahl patriotiicder Männer aus 
verichiedenen Theilen des Landes in Achern zufammengetreten; fie bat zum 
Zweck der Durdführung der Wahlreform die Erlafjung einer Adreſſe an Ee. 
f. Hoheit den Großherzog, ſowie die Bildung einer das ganze Land umfaj- 
fenden Wahlreform-Liga beihloffen, und mit dent weiteren Vollzug einen 
gleichzeitig gewählten proviforifchen Centralausſchuß beauftragt. Derjelbe legt 
die Heute von ihm beichlofiene Adreſſe Hiermit vor. Mitbürger! Bereinict 
euch überall in größeren und Eleineren Kreifen zur eifrigen Mitwirkung bei 
dieſem Vorgehen. Wahrlich, es ift Zeit, daB Babens Bolt feine Meinung 
ausſpreche und vor aller Welt feinen Entihluß kund gebe, der in Wahrheit 
nichts anderes will, als deutjch und frei fein.“ 

II. Adreſſe: „Durchlauchtigſter Großherzog! Gnädigfter Fürft und Herr! 
Angefichts der ſchweren, von allen Seiten als unbaltbar betrachteten Lage des 
Landes wenden wir uns in ehrerbietigem Bertrauen an Em. k. H., um frei 
müthig auszuſprechen, was dem Baterlande noth thut. Die Haltung des gegen. 
wärtigen Minifteriums entbehrt der Zuftimmung des Landes. Die Unterftügung, 
welche die zweite Kammer in den legten Jahren der Regierung lieh, kann nicht 
als die Zuſtimmung des Landes angejchen werden, denn dieſe Kammer war 
nicht der wahre Ausdrud der Stimmung des Volkes. Urſache hievon ift die 
dermalige Wahlgejeßgebung, welche nicht geftattet, daß die dffentliche Meinung 
zue Geltung gelangt. In einer Kammer, gewählt von Wahlmännern in 
Ergänzungswahlen, die fi auf vier zweijährige Perioden vertheilen, wird nicht 
der Gedanke der Gegenwart, fondern der von vorübergegangenen Zeitabichnitten, 
und felbft diefer nur abgeihwädt, zur Erſcheinung gebracht — ein ſchwerer 
Mibftand in diefer wechſelvollen Zeit, noch ſchwerer durch die raſchen tief eins 
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greifenden Beränderungen, welche fi in berfelben vollgogen haben, und zu 
weldyen, als durchaus neuen Zuftänden, von neuen Standpuntten aus Stellung 
zu nehmen if. Zieht man noch in Betracht, daß bie Freiheit der Wahlen 
beengt, ja gefährdet ift durch die Deffentlichleit der Stimmgebung, jo liegt der 
zwiſchen der Vertretung und den Bertretenen herrichende bedenkliche Zwieſpalt 
in feinen Urſachen offen zu Tag. Auch wir wollen mit Ew. I, DH., daß die 
Sinigfeit erhalten werde, welche allein ſtark madt, daR das dffentliche Recht 
des Landes durch fie feine Weihe erhalte, und alle Theile des Banzen zu dem 
Einklang vereine, in welchem die geſetliche Freiheit ihre fegenbringende Kraft 
bewähren kann. Dieſe Einigkeit aber forvert einen ungetrübten Außsdruck der 
öffentlichen Meinung, einen freiem Austauſch derſelben zwijchen Fürſt und Volk. 
Ihn hemmen, heißt Uebel erzeugen und ins Innere zurüdorängen, welche die 
Grundlagen des Staats bedrohen. Durchdrungen von dein Bewußtjein diefer 
Uebelftände und der daraus entipringenden Gefahren, geleitet von dem patrio- 
tiſchen Streben nad Abhilfe, vertrauend auf die bewährte conflitutionelle Ges 
finnung Ew. }. H., geben wir der NRothwendigleit einer Abänderung ˖ unlerer 
Wahlgeſetzgebung Ausdruck, und fielen zu deren Verwirklichung die ehr» 
erbietige Bitte: Em. 2. H. wolle in verfafiungsmähiger Weile die jegigen 
Kammern auflöien und die fofortige Wahl eines neuen Landtags anordnen, 
um demijelben ein Berfaffungsgejeg, berubend auf den Principien des allge 
meinen und directen Wahlrechts und geheimer Stimingebung, vorzulegen.“ 


9. Mai. (Baden). Zur Unterftügung ihrer Yorberungen an bie Re: 


13. 


gierung ordnet die katholiſche Partei eine allgemeine Agitation und 
die Nbhaltung einer Reihe großer Volksverſammlungen an. Die 
erite findet in Bruchſal ftatt, andere folgen in Freiburg, Engen x. 
"„ (Heilen). Die IL Kammer ninmt das Militärpenfionsgejeß 
(nady ben weſentlich niebrigeren preuß. Normen) mit 31 gegen 
6 Stimmen an. 

„ (Baben) Der von ultramontaner und demokratiſcher Ceite 
eingeleiteten Agitation gegen ben Landtag jeken 131 angejchene 
Männer aus Mannheim als PVBertrauensvotum für bie Regierung 
und bic Pandtagsmajorität eine „Erklärung“ entgegen, ber alsbald 
ähnliche aus Karlsruhe, Heidelberg 2c. folgen. 

Die Erflärung der Mannheimer wendet fi zunächſt gegen die „ultra⸗ 
montane Partei, welde nun aud als politijche Partei aufzutreten ſich gend⸗ 
thigt erklärt.” „Wie darf dieſe Partei es wagen, über unjer Staatsleben ab⸗ 
zuurtheilen, fie, die zum ganzen gegenmärtigen Staats⸗ und Eulturleben in einem 
unverjöhnlicden Gegenfage fteht, fie, welche die edeliten Grundſätze, Ervungen⸗ 
Ihaften und Zielpuntte der modernen Gultur, wie es in der Encyelica geſche⸗ 
ben if, als verwerflich bezeichnet? Wie darf jie wagen, von „Verhöhnung 
des Princips der perfönlicden Gewiffensfreiheit” in einem Lande zu reden, mo 
Gleichſtellung aller religiäfen Belenntnifje nicht allein gejeglich feitgeitellt, ſon⸗ 
dern aud thatſächlich durchgeführt it? Wie kann fie die Stimme für poli- 
tiſche Freiheit erheben, während fie fonft überall, ſoweit fie die Macht in Hän⸗ 
den Hatte, in freiheitfeindlichen Sinne gewirkt hat? Wir weiſen daß als die 
Rundgebung einer cultur- und freiheitfeindliden Partei zurüd..." Zum 
zweiten: „EB Ser nit wahr, daß die Lage de3 Landes eine unhaltbare ift 
(wie die Wahlreformliga jagt). Ueberall herriche Ordnung, Ruhe; Gewerbe, 
Handel,. Landbau, Induſtrie gehen ihren Gang; freifinnige Inſtitutionen, wie 
faum anderswo; an der Rechtſprechung, an der Verwaltung nehmen die Bür⸗ 
ger Theil. Bereins- und Verſammlungsrecht im weitchten Umfang; liberale 
Behandlung der Preffe. Gänzlich grundlos ift, daß „die Politik unferes 
Minifteriums auf Ziele gerichtet fei, welche den Auſchauungen und dem Cha⸗ 
rakter unſeres Volles widerſtreben.“ „Unſer Bolt will eine nationale und 
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freifinnige Politik. Cine joldde befolgt unfere Regi „Unfer Bolt 
fordert aber audy unabweisbar die Errichtung des dent F ‚Che und 
Greiheit gegründeten Bundesftaates. Gerade diejes Ziel aber bat fi} uniere 
Regierung gejeit, alle ihre Beſtrebungen find darauf gerichtet. Erreichen und 
behaupten aber läßt e8 fi) nur, wenn die Ration in der Lage ifl, dem Au: 
Iande gegenüber dafür mit ihrer ganzen Sraft einzutreten. Die Bildung 
eined Rationalbeers ift darum die Aufgabe, weldje unter den gegenwärtium 
politiſchen Berhältnifien die nächſte und unerläßlichfte if. Die Opfer dafür 
find groß; aber fie nicht bringen wollen, hieße das Ziel und die Ehre der 
Nation preisgeben... Nach allem diefem mäflen wir der von den Ultramon- 
tanen und der fogenannten Wahlreformliga gemeinfam gefellten Forderung: 
„die Kammern aufzulöfen und zur Schaffung eines neuen Wahlgefeßes auf 
Grundlage des directen und geheimen Wahlverfahrens fofort einen aukeror- 
dentliden Landtag zu berufen“, entgegentreten. Wir leugnen die Dringlidfeit 
diejer Forderung, angefichts des beinahe innerhalb derfelben Friſt, welche die 
Auflöjfung und Neuberufung der Kammern erheifcht, ftattfindenden regel- und 
gejegmäßigen ZujammentrittS der Abgeordneten, wo überdieß dem Wolfe bei 
den bevorjtehenden Wahlen Gelegenheit gegeben ift, feinen Willen in Elarer 
und unzweideutiger Weile zu erfennen zu geben. Was aber die Wahlreform 
felbft betrifft, jo jehen wir von der Beurtheilung der Zweckmäßigkeit berjeiben, 
jowie von der Frage, ob fie unter den eben vorliegenden Berhältniffen in ber 
That einen reineren Ausbrud des Bollöwillens ermögliche, hier ganz ab. Wir 
fordern lediglich, daß deren Beurtheilung dem in Bälde ‚ordnungsmäßig zu⸗ 
ſammentretenden nächſten Landtag vorbehalten bleibe . 


22. Mai. (Bayern). Allgemeine Wahlen zum Lanbtag: die patriotiſche 


23. 


Rartei erringt mit 79 gegen 75 Gtimmen das Uebergewidt. 

Die proteftantifche Bevölkerung und die Städte, auch die mit ganz oder 
doch überwiegend katholiſcher Bevölkerung, voran die Hauptſtadt Munchen, 
wählen durchſchnittlich liberal, das katholiſche Landvolk dagegen faſt ausnahms- 
los patriotiſch. Nach den Provinzen iſt das Reſultat folgendes: 


Patrioten Liberale 
Oberbayern 19 7 
Niederbayern 19 — 
Oberpfalz 14 2 
Schwaben und Neuburg 13 6 
Kheinpfalz — 20 
Oberfranken 3 14 
Mittelfranken — 18 
Unterfranken 11 8 


79 75 

Die liberale Mittelpartei, die in der vorigen Kammer die große Majo—⸗ 

rität ausgemacht hatte, ift dabei auf 20 Mitglieder zuſammengeſchwunden. 
» (Baden). Große Lanbesverfammlung ber Liberalen in Offen⸗ 
burg. Gegenüber ber ultramontanen und bemofratifhen Agitation 
gegen bie Regierung und ben Landtag verftändigen fi bie eine 
Zeit lang getrennten Tractionen (der ſog. Offenburger und ber 
Regierung) wieder und beſchließen einmüthig eine Refolution, welche 
ber Regierung bie entſchiedene Unterftügung aller Liberalen zufagt, 
wofern fie deren Programm treu bleibe, und eine Abrefje an ben 
Großherzog: 

„Durchlauchtigſter Großherzog x. Die leidenſchaftlichen Angriffe, mit 
denen eine unternehmende und über bedeutende Hilfsmittel gebietende Partei 
in neuefter Zeit die höchften Güter unferes inneren Staatslebens bedroht und 
fich nit ſcheut, ihre ſelbſtſüchtigen Wünſche als Kundgebung der Ueberzeugung 
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des geſammten badiſchen Volles vor den Thron unſeres erhabenen Vandeß⸗ 
fürſten zu tragen, macht es auch uns zur Pflicht, unſern Ueberzeugungen vor 
Em. k. Hoh. einen offenen Ausdruck zu verleihen. Hiezu fühlen wir uns um 
jo mehr gedrängt, als mit dem Angriffe auf den Ausbau eines freiheitlichen 
Staatslebens ſich gleichzeitig das Streben verbindet, die Mafle des Volks irre 
zu machen in feinen Pflichten und Leiflungen für die Einheit und Sicherheit 
unjere8 gemeinjamen beutjchen Baterlandes. Em. k. Hoheit haben in dem 
gejegneten Jahre 1860 inmitten der begeifterien Rundgebungen Ihres Volles 
dem Baterlande eine neue Zeit gerechter und freifinniger Fortfchritte auf allen 
großen Gebieten des Staates verheigen und jenen erhabenen Worten ift in« 
zwijchen, in ftetigem Yortgange, wenn au in ſchwerem Singen mit wider⸗ 
ftrebenden Berbältnifien, die Verwirklichung gefolgt. Das badiſche Bolt, in 
feiner überwiegenden Mebrheit, kennt und Liebt jene hohen Güter, welche ihm 
durch die Weisheit eines hochfinnigen Fürſten, durch erleuchtete Staatsmänner 
und eine vaterlandsliebende Volksvertretung in Jahren zujammenftimmender 
Thätigleit verliehen worden find. Die Förderung, welche die Zuftände unferes 
Zandes in allen Kreifen geiftiger und materieller Intereſſen, vor Allem dur 
die belebende Berufung des Volkes felbjt zur Mitbejorgung der öffentlichen 
Angelegenheiten empfing, hat die Bürger Baden mit der tiefiten Ueberzeu- 
gung bejeelt, daß nur in der fraftvollen und ununterbrochenen Durdführung 
der begonnenen Reformen das Heil des Staates und das Gedeihen aller ſei⸗ 
ner Glieder begründet fein könne. Diejes Gefühl Hat felbft unjere Gegner, 
die ultramontanen Feinde jeder freiheitlihen Beitrebung, durchdrungen. Sie 
juchen in ihren neueiten Stundgebungen das Bolt irre zu leiten, indem fie in 
ihr Programm eine Reihe von Forderungen freifinniger Fortſchritte aufneh⸗ 
men. Das Beftreben, die minder mit diefen Dingen vertrauten Bolfstheile 
zu täuschen, muß und wird mißlingen, wenn die Öejeßgebung des Landes in 
bewährter, verfajjungsmäßiger Weife, ohne Aufihub, aber in umfichtiger Be⸗ 
rüdfihtigung der Verhältniſſe, diejenigen Fortſchritte vollzieht, welche für das 
Öffentlide Wohl dcs Landes heute als erjprieglih und dringend bezeichnet 
werden müſſen. Dit bejonderer Lebhaftigkeit wird der Ruf nah Einführung 
des allgemeinen Stimmrechtes mit directem und geheimen Wahlverfahren er» 
hoben und zugleich verlangt, daß dieje tiefeingreifende Veränderung der Ver⸗ 
faffung unter Auflöjung der gegenwärtigen Samınern einem außerordentlidhen 
Zandtage vorgelegt werden möge. Auch wir find der Meinung, daß einzelne 
Gebiete unferer Verfaffung, die fih, unter den früher beftandenen inzwiſchen 
geänderten Zuftänden, lange Zeit al3 cine Quelle des Gebeihens für das Land 
bewährt haben, einer zeitgemäßen Verbeſſerung unterzogen werben jollten, 
Hiezu rechnen wir eine Yortentwidlung der Wahlordnung im Sinne der Bes 
gründung de8 politischen Wahlrechtes auf der Grundlage des Staatsbürger⸗ 
rechtes und einer Begiinftigung der Unabhängigkeit der Wahlen durch Ein- 
führung eine8 geheimen Stimmoverfahrens. Ebenſo erachten wir e8 als ein 
zeitgemäßes Bebürfniß, daB durd eine verbeiferte Einrichtung der gegenwärti⸗ 
gen Wahlart, in Verbindung mit einer erheblichen Abkürzung der Dauer der 
Abgeordneten Mandate, dem unvermittelten Ausprude der Volksüberzeugung 
in der Vollsvertretung jede thunliche Förderung zu Theil werde. So jehr 
wir aber die beichleunigte Erreihung diejer Verbefierung, zur Bejeitigung der 
im Bolfe von Uebelwollenden verbreiteten Irrthümer, auch unferjeit3 wünfchen, 
fo glauben wir doch nicht, daß Gründe vorliegen, dicje Ziele in ungewöhn⸗ 
licher Weile unter Berlafjung der geordneten Bahnen zu erfirchen. Wir 
wünſchen um fo mehr, daß dieje Aufgaben der Thätigkeit de3 nächſt zuſammen⸗ 
tretenden orbentlicyen Landtages vorbehalten werden, al3 wir die Ueberzeugung 
hegen, dab die erwähnten Verfaſſungsreformen nicht einzeln für fi vollzogen 
werden können, jondern daß mit ihnen zugleich die wichtigen ragen einer 
Umbildung des Beſtandes der Erften Kammer nad den Anterefienkreijen der 
Gegenwart, die Verleihung des Rechtes der Initiative an die Volksvertretung 
12* 


180 


Die fübdentigen Staaten. 


und die Abkürzung ber beftehenden Wudgetperiode einer forgfältigen Prüfung 
unterzogen werben mäffen. Das unabläfiige Bemühen der Gegner des mo 
dernen Staates, auch in unjerm Lande den gehäffigen Zwiefpalt der Confeſſionen 
aufs Reue zuerregen und insbefondere daß verdienftvolle Streben um Hebung 
der ftaatliden Anftalten der Volksbildung als einen verberblichen Angriff auf 
die religidfen Webergeugungen des Volkes zu verbädhtigen, muß ums, nad den 
feit 1860 gemadten Erfahrungen, zu der Ueberzeugung führen, daß ein Sieg 
über dieſe Beftrebungen nur von der unverzögerten und abſchließenden Bollen- 
dung der im Wege der Gejekgebung begonnenen Ausſcheidung ftaatliher und 
firhlicher Befugnifie erwartet werden könne. Konigliche Hoheit! Wir Alle 
fühlen den ſchweren Ernfl der Zeit, in welcher Baden des Eegens einer ſtaat⸗ 
lihen Berbindung mit dent unter Preußens Führung im norbbeutichen Bunde 
geeinigten Xheile der deutichen Nation entbehrt, und dennoch alle unter dem 
Drude der herrſchenden Weltlage gefteigerten Pflichten trägt, welche unter kei⸗ 
nen Umfländen dem deutſchen Baterlande verfagt werden dürfen. Denn auf 
unter ungünftigen Berhältnifien wird das badiihe Bolt nimmermehr den 
Berlodungen einer Partei folgen, melde nit etwa den natürlichen Wunſch 
hegt, die Xaften des Landes für daB Heermeien auf daS Maß des durchaus 
NRothivendigen zu vermindern, fondern e8 vielmehr als patriotiiche Pflicht an⸗ 
preift, die Sache des Baterlandes, inmitten der ernften Gefahren der Gegen⸗ 
wart, der Wehrlofinkeit zu tiberliefern. Wir werden vertrauenspoll und un- 
erjgätterli der Yührung Ew. k. Hoheit folgen auf jenen Wegen der Pilicht 
und Ehre, welche uns mit Sicherheit zur erjehnten Einheit des nationalen 
deutfchen Staates binüberführen. Möge Em. k. Hob., wie im Jahre 1860, 
fo auch jet dem edeln und guten Geifte Ihres getreuen Volkes vertrauen und 
alle patriotifchen Kräfte zu Frewdigen: Zuſammenwirken in erneuter rüfliger 
Thätigkeit aufrufen auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens, welche der 
BVerbefierung noch bedürfen — dieſer erhabene Ruf wird, wie immer, einen 
gewaltigen Wiederhall im Lande finden und die Beſtimmung Badens, in 
furchtloſer Treue zur großen Sade de3 einheitlichen deutichen Staates zu 
Reden, wird im Herzen Ihres Bolfes eine mächtige und dauernde Stärkung 
empfangen.“ 


25. Mai. (Baden). Abſchluß eines militärijchen Freizügigfeitsvertrages 


26. 


mit dem nordd. Bunde. 


„ (Hefien). U. Kammer: Debatte über den Antrag ber Abgg. 
Goldmann u. Fink, die Heranziehung ber Militärperfonen zu ben 
Gommunalauflagen betr. 


Der Antrag hat die im Bunbesgejegblatt des nordd. Bundes veröffent⸗ 
lichte Verordnung zum Gegenftand, welche die Militärperfonen von der Heran⸗ 
ziehung zu Communalabgaben befreit, und ift dahin formulirt: die großh. 
Regierung zu erſuchen 1) mit aller Entſchiedenheit auf Zurücknahme der frag- 
lichen Verordnung hinzuwirken; 2) die Behörden anzuweiſen, der Verordnung 
vorerft feine Folge zu geben; 3) von diejer Weiſung an dic Behörden dem 
geebt. Kriegsminifterium zur Bedeutung der Offiziere ꝛc. Kenntni zu geben. 

ei der Berathung zeigt fich Feine Meinungsverjchiedenheit darüber, dag das 
Bundespräjidium weder nad) der Bundesverfafiung, noch nach der heſſiſchen 
Militärconvention zum Erlaß der gedachten VBerorbnung competent geweſen 
ſei. Es wird nur von Seiten der Abgg. Dernburg und Hoffmann darauf 
hingetwiefen, daß man fi darauf zu beichränten habe, alles aufzubieten, um 
die Zurüdnahme der Verordnung zu erwirten, während die weitergehenden 
Unträge des Ausſchuſſes einen unzuläffigen Act der Auflebnung und Selbft- 
hülfe gegen die Bundesgewalt enthielten. Yür die Anträge des Ausſchuſſet 
Ipreden die Abgg. Goldmann, Fink, Kraft, Dumont, Gurtmann und Wernher. 


Pie fühdentfgen Dianten. 181 


Bei der Abflimmung werden der Antrag sub 1 mit allen Stimmen, die 
Anträge sub 2 und 3 gegen eine Minderheit von nur 30 Stimmen an» 
genommen. 


29. Mai. (Bayern). Eircularbepefhe bes Fürften Hohenlohe über has 


Ergebniß der Landtagswahlen: 


Die Depeſche geht von der irrthümlichen Anfiht aus, daB ſich in der 
neuen Kammer 77 Efericale und 77 Liberale (ftatt 79 gegen 75) gegenüber- 
Reben würden und fährt dann fort: „Der Regierung konnte dieſes Reſultat 
nicht unerwartet fein; es ift eine bekannte Erfahrung im politifchen Leben, 
daß in erregten Zeiten und wenn ſich die Beitrebungen der Parteien in leiden» 
ſchaftlicher Weile gefteigert haben, ftet$ die Ertreme von einem gewifien äußer⸗ 
lichen Erfolg begleitet find, und diejenigen Parteien, welde mit Rube und 
Beionnenheit vorangehen wollen, für eine Zeit lang in dem Wahlkampfe in 
der Minderheit bleiben. Bei der großen Nührigfeit, insbefondere der clericalen 
Richtung, bei den bedeutenden Mitteln zur Agitation, über welche fie verfügt, 
wäre jogar ein Sieg diefer Partei keineswegs unmöglich geweſen und war ſo⸗ 
gar von verſchiedenen Seiten erwartet worden. Um jo mehr kann die Regie 
rung fi damit zufrieden erklären, daß es, ohngeachtet aller Anftrengungen, 
ihren Gegnern nicht gelungen ift, die Majorität in der Kammer zu erlangen, 
und aud felbft das gegenwärtige Refultat nur dadurch erreicht werden konnte, 
daß die antiliberale Richtung, um deren Sieg es fi im Echooße diejer Partei 
handelte, mittelft der vorgeihobenen Sorge für die Selbftändigteit der Krone 
und des Landes und mittelfi der wohlbenügten Abneigung der Mehrheit des 
Bolfes gegen eine Unterwerfung unter preußifhe Oberhoheit maskirt wurde. 
Die ausgeſprochene Anſchauung der liberwiegenden Mehrheit der Bevölkerung 
aber, nicht in den norddeutſchen Bund eintreten zu wollen, fann die Regierung 
nur als — wenn aud von den gegneriſchen Führern nicht beabfihtigte — 
Zuflimmung zu der von ihr biäher verfolgten Politik anſehen, denn gerade 
diejer Grundjag war «8, der Die äußere Politit Bayerns bisher leitete, und 
welchen zu verlafien das Minifterium weder Anlaß noch Neigung gehabt 
hätte. . . Ueberdieß Hat fich gezeigt, daß jedenfalls in den Städten und in 
einem großen Theile des Landes die clericale Richtung überhaupt feinen 
Boden bat. Unter diefen Umfländen ift dem gegenwärtigen Minifterium jein 
Verhalten ar vorgezeihnet. Dasſelbe hat Feine Beranlaflung, jo Lange 
Seine Majeftät der König ihm fein allerhöchſtes Vertrauen bewahrt, die Ge⸗ 
ſchäfte niederzulegen, und nod) viel weniger, eine andere als die bisherige 
Politik im Innern ſowohl als nah außen einzufchlagen. Was insbefondere 
die Geſetzgebung in inneren Angelegenheiten betrifft, jo tft allerdings bei der 
vorausſichtlich ſchwankenden Majorität zur Zeit ein weiteres Vorgehen in den 
Reformbeftrebungen nicht wohl thunlich; es ift dieß aber auch keineswegs 
nöthig. Denn e8 wird nur zum Belten des Landes dienen, wenn die vielen 
umfangreichen neuen Geſetze allmälig fi in dem focialen Leben einzubürgern 
Zeit haben, wenn eine Pauſe in der bisherigen Fruchtbarkeit der Legislatiou 
eintritt, wenn man eine Eonjolibirung der bisherigen Erfolge erwartet, ehe 
man mit Neuerungen vorangeht. Daß aber die bisherigen Errungenſchaften 
wieder aufgehoben würden und eine den Beſtrebungen der letzten Fahre ent» 
gegenarbeitende Strömung in der Geſetzgebung Pla greifen könnte, dazu 
reiht die Macht der clericalen Partei nicht aus; ganz abgejeben davon, daß 
fih jet ſchon Anzeichen finden, es werde ſich alsbald innerhalb dieſer 77 
elericalen Gewählten eine Scheidung vollziehen, indem bierunter eine große 
Anzahl wohldenkender, ruhiger und patriotiiher Männer zu zählen ift, welche 
—— geneigt ſein werden, die Zwecke der extremen Parteiführer mitzu⸗ 
verfolgen. ... * 


„ (Baden). Antwort des Großherzogs auf bie Adreſſe ber 
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liberalen Landesverſammlung in Offenburg durch Schreiben an ben 
Minifter Jolly: 

„Mit aufrichtiger Befriedigung empfing ich heute die Adreffe, welche die aus 
allen Theilen des Landes in Dffenburg verfammelten Männer am 23. Mai 
beſchloſſen haben. Indem ich Ihnen diejelbe zur Mittheilung an das Staat: 
minifterium überjende, beauftrage ich Sie den Unterzeichnern der Adreiſe aus- 
zuipredhen, wie dankbar ich die hingebende, thatkräftige Unterſtützung ichäre, 
welche fie, mit Hintanfegung jeder andern Rückficht, für die ungeſchwächte 
Hortführung der freifinnigen und nationalen Politit meiner Regierung ver» 
heißen. Ich füge darauf das Bertrauen: es werde, mit ber Kraft, welde die 
Eintracht verleiht, gelingen, mein Volk zu dem Ziele zu führen, das ich mir 
als höchſte Regentenaufgabe geftellt habe: ein freies Staatsleben im Sinner, 
ruhend auf der fihern Grundlage geiftiger Bildung und ſittlich-religiöſen 
Ernftes, und muthige, entichloffene Theilnahme an der nationalen Wiedergeburt 
Deutſchlands.“ 


Dagegen befiehlt der Großherzog, den Adreſſen der ultramontanen 
und ber demokratiſch-großdeutſchen Partei um Auflöſung bes Land⸗ 
tags nach dem Antrag des Miniſteriums keine Folge zu geben. 

Es find aus 123 Gemeinden ſolche Adreſſen eingelaufen. Die miniſterielle 
Beweisführung gegen dieſelben beruft ſich auf die an „Einftimmigleit gren- 
zende Zuftimmung beider Kammern zu der politiichen Richtung der Regierung,“ 
und verfichert, daß die „Freiheit der Kirchen in kirchlichen Angelegenheiten® 
volftändig gewahrt fei. Zu einer Auflöfung der Kammern fehle es an jedem 


° eonftitutionellen Grund. Es müßte, jo meint der Miniſter, zur Auflöfung 


aller Staatsordnung führen, wenn mit Außeradhtlaffung der verfaffungsmäßiaen 
Formen, in welchen allein in den Beſchlüſſen der Kammern, beziehungsmeite 
in den Wahlen zu ten Kammern, der politiihe Wille der Vlehrheit zum 
Ausdrud gelangt, die Willensömeinung einer größeren oder geringeren Zahl 
Einzelner als maßgebend betrachtet würde, die ohne Mandat, außer Zuſam⸗ 
menbang mit der Regierung, ohne im Befit des zu politiſchen Entihlüffen 
und Handlungen nothwendigen Material3 zu fein, unter dem Eindruck 
momentaner Stimmungen beftimmte politifhe Acte für wünſchenswerth oder 
nothwendig erklären. Im Uchrigen wird die fofortige Berufung eine neuen 
Landtags als einer thatjähhlichen Bedeutung entbehrend bezeichnet. Tie Aus 
arbeitung des Budgets fei bereit in Angriff genommen, und cbenjo zahl» 
reiche Gejegentwürfe jo meit vorbereitet, dag der Landtag Anfangs September 
zufammentreten könne. Ein fofort auszufchreibender neuer Landtag fünnte mit 
Rückſicht auf die für die Wahlen erforderliche Zeit nicht vor Anfang Auguft 
zuſammenkommen; e3 würden alfo höchftens vier Wochen gewonnen, „wogegen 
zum großen Nachtheil für die mit den Kammern zu erledigenden Geichäfte 
die jet begonnenen Vorarbeiten für die Vorlagen unterbrodden werten müßten.“ 
Unter diejen Vorlagen befinde fi aud ein Geſetzentwurf über Erweiterung 
des Wahlrechts zur zweiten Sammer, über melden in außerordentlider Seſſion, 
abgelondert von den Übrigen Vorlagen zu verhandeln, cin genügender Grund 
nicht vorliege. Aus allen diefen Gründen wird denn gefolgert, daß das Ber: 
langen der „katholiſchen Volkspartei“ keine Berüdfichtigung verdiene. 


10. Juni. (Baden). Beginn ber Mgitation für bie bevorſtehenden 


Landtagswahlen. Bisthumsperweier Kübel fordert bie katholiſchen 
Geiſtlichen auf, fid) daran lebhaft zu betbeiligen, indem er fic an 
ihre Beſchlüſſe v. 19. Dec. 1867 erinnert. 
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14. Juni. (Heffen). I. Kammer: Der Abg. Hoffmann interpellirt bie 


28. 


Regierung neuerdings wegen ber mit bem Biſchof von Mainz abge: 
ſchloſſenen Convention, 

da wiederholt behauptet werde, diejelbe ſei von der Regierung In einer 
anderen als der im Jahre 1860 der I. Kammer vorgelegten Yaflung von der 
Regierung acceptirt worden, nämlich in einer durch Bemerkungen des Papftes 
v. %. 1856 veranlaßten. 

Der Minifterpräfident v. Dalwigk antwortet, bie Uebereintunft 
fei nad der Faſſung von 1854 angenommen und ben Ständen 
(i. 3. 1860) vorgelegt worben, jpätere Verhandlungen ſeien erfolg- 
108 geblieben; bie Uebereinkunft fei bis 1866 in Wirkjamleit ge: 
weien unb bann aufgehoben worden. 

„ (Heflen). Eine Petition an den Großherzog für Eintritt in 
ben norbb. Bund wird von bemfelben nicht angenommen, 


» (Heflen). Die IL Kammer beidließt die Annahme bes norbd. 
Bundesgejeßes bez. metriſches Maß und Gewicht auch für ben füb: 
lihen Theil bes Landes. 


» (Württemberg). Der Profeffor ber Kirchengeſchichte an ber 
Univerfität Tübingen, Dr. Hefele, wird vom Domcapitel von Rotten⸗ 
burg einftinmig zum Biſchof ber Diöcefe gewählt. Die öffentliche 
Meinung ſchenkt der Wahl ungetheilten Beifall. Die römifche Turie 
kann gegen biejelbe nichts einwenden, obwohl fie nicht in ihrem 
Einne ift. 
„ (Baden) Ein Erlaß des Minifteriums bes Innern 
wiederholt jeine vom Gapitelß-Bitariat beftrittene alleinige Zuſtändigkeit 
über die Frage, ob der ercommunicirte Bürgermeifter Stromeyer nicht mehr 
gejehliches Mitglied der Tathofifdhen Stiftungscommilfionen fein dürfe. Auch 
wird der Rechner der kirchlichen Stiftungen in Sonftanz dafür verantwortlich 
gemacht, ferner Feine Zahlung zu leiften, wenn nicht dad Zahlungsdeeret vom 
Bürgermeiſter Stromeyer mitunterzeihnet und dadurch der Nachweis von 
deffen Mitwirkung bei dem bezüglichen Beſchluſſe der Stiftungsconmiffion 
erbracht erfcheine. 
„ (Heffen). O. Kammer: Der Abg. Hoffmann erflärt die Ant: 
wort des Miniſterpräſ. v. 14. Juni bez. Mainzer Convention für 
ungenügenb und trägt auf Vorlegung jänmtlicher Actenftüde an, 
indem es aus einen Briefe des Biſchofs Sletteler von 1866 und aus den 
beftimmten Behauptungen eines am Mainzer Seminar angeftellten Profejlors 
Bruck in feinem mit bifchöfl, Approbation erfchienenen Buche „die oberrhein. 
Kirchenprovinz" als im höchften Grade wahrſcheinlich herborgebe, daß die Auf⸗ 
hebung der Gonvention i. 3. 1866 nur eine jcheinbare geweien fei, daß fie 
vielmehr virtuell nach wie vor fortdaure. 


Der Antrag wird an eine Commiſſion gewieſen. 
» (Bayern) Fürſt Hohenlohe, von ben europ. Mächten in 
feiner Anregung zu einer Derftänbigung bez. bes bevorftchenben 
Concils nit unterftübt, wendet ſich nunmehr, indeß mit nicht viel 
größerem Erfolge, an die anderen ſüdd. Regierungen und an Preußen 
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und forbert fie zugleich auf, ſich von ben theol. und jurift. yacultäten 
ihrer Landesuniverfitäten Gutachten über folgende Fragen abgeben 
zu lafien: 

„1) Welche Abänderungen werben in ben bisherigen praktiſchen und theorc⸗ 
tiſchen Grundfägen über die Beziehungen der Fire zum Etaat eintreim 
müflen, wenn die Lehren des Syllabus und die Unfehlbarfeit des Papſtes aui 
dem nädjften Concil zum Dogma erhoben werden? 2) Werden fih die 
Kirchenrechtslehrer für verpflichtet erachten, die Lehre ven der göttlich ange» 
ordneten Herrihaft des Papites über die Monardien, als zur Glaubenslehre 
nehörig, für die Gewiſſen aller Ehriften als bindend zu erklären? 3) Merten 
ſich die Kirchenrechtslehrer für verpflichtet erachten die perjönlichen und realen 
Immunitäten des Clerus als juris divini, daher zur Glaubenslehre gehörig 
und für die Gewiſſen aller Ehriften bindend, zu erflärn? 4) Gibt es 
Kriterien, nad welchen zu beurtheilen ift ob die Anſprachen des Papfles ex 
cathedra dogmatifche Kraft haben, und daher für die Gewiſſen aller Ehriften 
bindend find, oder nicht, und welches find diefe Kriterien? 5) Melden Einflus 
werden Ausiprüce des Concils, wie fie in den vorhergehenden Punkten angc- 
deutet find, auf den Vollsunterricht haben ?* 


Die betr. Regierungen gehen auch auf die letztere Anregung nict 
ein, Dagegen richtet der Fürft die Aufforberung jeinerfeits an bie 
theol. und jurift. Facultäten der Univerfitäten Münden und Würz- 
burg. Die Gutachten, bie ſich theiltweile in Mehrheits⸗ und Minber: 
heitsgutachten fpalten, werben fpäter auch wirklich erftattet und ver: 
öffentlicht. 


1. Juli. (Baden). Der evangelijhe Brebigerverein erklärt fih nad 


„ 


eingehender Berathung für bie Einführung ber cobligatoriichen 
Givilebe. 

„ (Helfen). Die DO. Kammer befchließt ben fortwährend Iceren 
Derfprehungen ber Regierung gegenüber mit allen gegen 8 Etim: 
men, daß cd 

„dringendes Bedürfniß fei, die wiederholt gegebenen Zuſicherungen einer 

zeitgemäßen Aenderung der Berfafjung der evangel. Kirche endlich zur Erfül- 
lung zu bringen.“ 
„ Die in Münden verfammelte Bundesliquidations-Commiſſion 
einigt fig über die künftige Behandlung des gemeinfdyaftlich bleiben: 
ben Materials in ben Zeitungen Alm, Raftatt, Landau und Dlainz 
und ftellt die Vereinbarung in ciner allfeitig unterzeichneten Ueber⸗ 
einkunft feft. (Die Urkunden darüber werben am 14. Nuguft aus: 
getaufht und ebenjo nunnehr auch diejenigen über ben Vertrag 
vom 30. Oct. 1868 „bie Errichtung einer Feſtungscommiſſien 
betreffend.“) 

I. „Bertrag die Errichtung einer Feſtungscommiſſion be— 
trefiend v. 10. Oct. 1868. Se. Maj. der Stönig v. Bayern, Se. Mai. 
der König von Württemberg und Se. k. Hoheit der Großherzog von Baden 
haben beſchloſſen über Einjegung einer gemeinſamen Feſtungscommiſſion in 


Verhandlung zu treten, und haben zu diefem Wchufe mit Vollmacht verichen: 
Se Maj. der König von Bayern: Se. Durchl. den bayeriſchen Staatsnuinifter 


Die füdbentfigen Staaten. 185 


deßs Tal. Haufeß und des Aeußern Üürflen von beniobe Shtlingefürft, 
Se. Exc. den bayeriſchen Kriegsminifter sehen. v. Pranckh; Se Mai. 
König von Württemberg: Se. Exc. den Chef des E. württembergiicdhen — 
departements, Frhrn. v. Wagner, den k. wurttembergiſchen — Staats⸗ 
rath v. Scheurlen, den Oberſten und Generalſtabschef v. Sudow; Se. k. Hoh. 
der Großherzog von Baden: Se. Exe. den badiſchen Kriegsminifter, General« 
lieuienant v. Beyer, Se. Exc. den groß. bad. Gef. und bevollm. Min. am 
Hofe zu München, Geh. Rath v. Mohl, weile nad) vorgängiger Mittheilung 
der gegenicitia in Ordnung befundenen Vollmachten, vorbehaltlich der Ratifis 
cotion über folgende Artilel iübereingelonmen find: Art. 1. Bayern, Württem⸗ 
berg und Baden beftelien eine ſtändige Feſtungscommiſſion m.t jährlich wechſel⸗ 
den Sig in Nünden, Stuttgart und Karlsruhe. Ten Vorſitz führt vorläufig 
Bayern zunädft auf 3 Jahre. Urt. 2. Die Commiſſion befteht aus Vertretern 
der genannten drei Staaten. Jeder Staat kann mehrere Dlitglieder zu derjelben 
abordnten, doch kann für jeden einzelnen Staat nur je ein Botum abgegeben 
werden. Der Commiſſion wirb von den drei Regierungen das erforderliche technijche 
und abminiftrative Hülfsperſonal gemaänjam zugewieſen. Art. 3. Die Com⸗ 
milfton hat die Aufgabe, die Verwaltung des nemeinfamen Feftungsmaterials 
der dvormaligen Bundesfeftungen Ulm, Raftatt und Landau, die Feſtungs⸗ 
werte und Feſtungsgebäude dajelbft, überhaupt die Bertheidigungsfähigteit der 
genannten Feſtungen nad den allgemeinen militärischen und techniſchen An⸗ 
forderungen, das ſtrategiſche Verhältniß derjelben zu eimanver, jowie zu den 
übrigen deutihen Feſtungen und Veienfivanlagen, dann die Anlage neuer 
Feſtungen zu überwachen. Außerdem fällt in den Kreis ihrer Erwägung der 
Bau und die Unterhaltung, dann die Borforge für die militärische Venützung 
ſtrategiſch wichtiger Gijenbahnen und Straßen. Art. 4. Die Regierungen 
werben die Gommiffion über alle die Stärke der Defenfivanlagen verändernden 
Anordnungen, jomwie über die Frage der Erhaltung oder Beleitigung vorhan⸗ 
dener, wie Uber die Anlage neuer Befchtigungen, dann über die Erbauung 
neuer Eifenbahnen und militäriſch wichtiger Straßen vorher hören. Art. 5. 
Die Eommiffion inſpicirt periodifh obengenannte Feſtungen und die gemein» 
ſamen jonftigen Defenfivanlagen und erftattet den Regierungen Bericht über 
das Grgebnik ihrer Smipection. Die Commiſſion ift berechtigt und verpflichtet 
im ganzen Umfang ihres Wirkungskreiſes den Regierungen Borjchläge zu 
machen, wie fie ſich andererſeits über ihr zugehende Vorlagen der Regierungen 
gutachtlich zu äußern bat. Urt. 6. Die Commiſſion ift in ihrem Wirkung3- 
freife gegenüber den Regierungen berathende und vorichlagende Behörde. Bei 
divergirenden Anſichten ift jedes Votum den Wegierungen zur Vorlage zu 
bringen. Einftimmige und Mehrheitsvota der Commiifion werden von den 
Regierungen berüdfichtigt werden; im Falle dich nicht thunlich, wird die den 
Bollzug ablehnende Regierung den übrigen Wenierungen ihre Gründe mtit- 
teilen. Ueber Angelegenheiten ihrer innern Geſchäftsführung enticheidet Die 
Commiſſion durch Mehrheitsbeſchlüſſe. Art. 7. Die drei Regierungen erkennen 
die Nothwendigkeit des Zuſammenhangs des Defenſivſyſtems von Nord» und 
Süddeutſchland an, und verpflichten fi die Principien für die Wahrung 
diches Zuſammenhangs, fowie für dic Verwaltung des bisherigen geſammten 
Bundesfeitungsmaterials, in der demnächſt einzuberufenden Liquidations⸗ 
commiffion dem entipredhend zu regeln. Art. 8. Die mit der Krone Preußen 
geichloffenen Allianzverträge werden dur die Bildung und Wirkſamkeit diefer 
Gommijfton nicht berührt, und im Falle des Kriegs wird die Thätigkeit der 
Commiſſion juspendirt. Art. 9. Tie gegenwärtige Uebereinlunft Tann jeitens 
eine3 jeden der eontrahirenden Staaten gefündet werben, bleibt jedoch nad 
erfolgter Kündigung noch ein Jahr in Kraft. Art. 10. Soweit erforderlich 
behalten fih die contrahirenden Theile die Einholung der ſtändiſchen Zuſtim⸗ 
mung vor. Deſſen zur Urkunde haben die obengenannten Bevollmächtigten 
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biete nereinbarung in dreifacher Ausfertigung gezeichnet und ihre Siegel be⸗ 
ge 

II. Nord⸗-ſüddeutſche Vereinbarung über das beweglide 
Feſtungseigenthum v. 6. Juli 1869. „Vereinbarung zwiſchen dem norddent⸗ 
ſchen Bunde, Bayern, Württemberg, Baden und Heflen, die zufünftige Behandlung 
des gemeinfchaftlichen beweglichen Eigenthums in den vormaligen Bundesfeſtungen 
Mainz, Ulm, Raftatt und Landau betreffend, dd. Münden, 6. Zuli 130%. 
1. Eine Theilung des gemeinsamen Material8 der vormaligen Bundesfeſtungen 
Mainz, Ulm, Raftatt und Landau wird zur Zeit nicht beſchloſſen. Bielmet: 
ſoll dasfelbe, wie bisher, im gemeinihaftlicden Eigentum ſämmtlicher in der 
negenwärtigen Conferenz vertretener Staaten verbleiben und als foldhes ım 
Intereſſe des allgenieinen deutſchen Vertheidigungs⸗Syſtems verwaltet, erhalte: 
und ergänzt werden. 2. Das gemeinfame Material der Feſtungen Ulm, 
Maftatt und Landau wird von den betreffenden Territorial-Regierungen, das 
jenige in Mainz durch den norbdeutihen Bund verwaltet. 3. Die contra» 
hirenden Etaaten verpflichten fi, daß vorbezeichhnete Material nad Menge 
und Beichaffenheit, ſowie es durch die befonderen Schätzungscommiſſionen ır 
den Jahren 1866 und 1867 feftgeftellt wurde, zu erhalten und den in Frie⸗ 
denszeiten entfichenden Abgang zmwedentiprechend zu ergänzen. Die Koiten 
diefer Unterhaltung und Ergänzung übernehmen diejenigen Staaten, melden 
die Verwaltung übertragen iſt. A. In Gonjequenz der Gemeinfamfeit des 
beweglichen Feſtungsmaterials in den Feſtungen Mainz, Ulm, Raſtatt und 
Landau, und um ſich gegenjeitig von dem Zuftande dieſes Materials, von 
defien Verwaltung und von feiner Sicherftellung für den Zweck der Bertheidi- 
gung zu überzeugen, werden die in der Conferenz vertretenen-Staaten in jeder 
der genannten vier Feſtungen alljährlih, und zwar in der Regel im Monate 
September, cine Jnipieirung vornehmen lafien. 5. Diefe Inipicirungen wer» 
den durch eine beiondere Inipicirungseommiifion bewirkt, weldde zuſammen⸗ 
nelegt wird: a) für die Feſtungen Ulm, Raftatt und Landau aus: 1) einem 
Commiſſarius der jüddeutichen Fetungscommiffton, 2) dem preußiſchen MRilitär- 
bevollmädtigten am jeweiligen Site der füddeutichen Feſtungscommiſſion, 
3) einem jpeciell von dem norddeutſchen Bunde beauftragten höheren Offizier, 
4) in jeder Feſtung aus einem General oder Stabsoffizier als Bevollmäch⸗ 
tigten der XerritorialsRegierung, welder die Verwaltung des bezüglichen 
Heltungsmateriald übertragen ift, zur Leitung der Inſpicirung in loco, 
b) für die Feſtung Mainz aus: 1) einem höheren preußifchen Artillericoffizicr, 
2) einem höheren preußilchen Ingenieuroffizier, 3) einem Bevollmächtigten der 
drei jüddeutfchen Regierungen, über deſſen Commandirung dieje letzteren beion- 
dere Vereinbarungen treffen werden, 4) einem Commifjariu der ſüddeutichen 
Tellungscommilftion. So weit die unter a, 4 gegebene Beitimmung mit Nüd- 
fiht auf die militärischen Rangverhältniffe es geftattet, werden zu dieſer gegen- 
jeitigen Controle und Inſpicirung diefelben Perfönlichleiten defignirt, jo das 
alfo im Ganzen zu beflimmen wären: ein bayerijcher, ein württembergijcher, 
ein badiicher General oder Stabsoffizier, ein preußiicher höherer Artillerie 
offizier, ein preußifcher höherer Yngenieuroffizier, ein Commiffarius der ſüd⸗ 
deutichen Feltungscommilfion, ein preußiſcher Militärbevollmädtigter, Summa 
fieben. 6. Die Inſpicirung erfiredt fi auf: 1) Kenntniß der allgemeinen 
Berwaltungsergebnifle feit der vorjährigen Inſpicirung; biefür Seitens ber 
Teftungsbehörden Rapport an die Inſpicirungscommiſſion über Beftandesände- 
rungen dur Verbrauch, Verkauf oder jonfligen Abgang, beziehungsweiie 
dur Erfah oder Neuanſchaffungen, fo wie Über die in Bezug auf das gemein- 
jame Material vorgenommenen Arbeiten; hierbei allgemeine vergleihende Nach⸗ 
weijung des Sollftandes, des wirklichen Beitandes und der hieraus ſich ergeben- 
den Mehr: oder WMindervorräthe der wichtigeren Ausrüftungsgegenftände; 
2) Einfiht und Prüfung der Inventare an Ort und Stelle: Detailnachweifung ; 
3) Bergleih der Inventare mit dem wirklichen Veſtande nad Menge und 
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Beſchaffenheit; 4) Prüfung der Art der Verwahrung und Sicherſtellung der 
BDeftände für den Zwed der Bertheivigung. 7. Der großherzoglich heſſiſchen 
Negierung ſteht zur Wahrung ihres aus dem Miteigentyum fließenden Gone 
trolrechtes die Befugniß zu, einen Commiffarius zu den Inſpicirungen beizus 
erden. &. Nach vollendeter Inſpicirung in den Feſtungen treten die ſämmt⸗ 
lichen unter 5 genannten Offiziere zu einer Berathung der aus der Gemein⸗ 
famfeit des Eigenthums ſich ergebenden militärischen Angelegenheiten zufammen. 
Die Inſpicirungscommiſſion ertheilt über die Verwaltung und Sicerftellung 
des gemeinfamen Materials fpeciell für die einzelnen Feſtungen Decharge und 
tbeilt die commiffariih vereinbarten Wünſche und Anträge der betreffenden 
Regierung mit, weldde von ihrer Berfügung den Übrigen Regierungen Kennt» 
niß gibt. Die allgemeinen Verabredungen über die zufünftige Bchandlung des 
gemeinſchaftlichen Treftungsmaterials werden den betreffenden Regierungen zur 
weiteren Beranlafjung übergeben und die im Vorjahre ftattgehabte Ausfüh- 
rung conftatirt. 9. Damit der an dem jeweiligen Site der ſüddeutſchen 
Feſtungscommiſſion commandirte preußiſche Militärbevollmädhtigte, welcher den 
jährliden Control⸗Inſpicirungen des gemeinsamen Tyeitungsmaterial® der 
ſüddeutſchen Feftungen als ftändiner Commiſſarius beizumohnen beitimmt ift, 
zu tiefem Auftrage fich fortdauernd vorbereitet erhalten kann, wird demjelben 
von den Ergebnifien der Berhandlungen der fübdeutfchen Feſtungscommiſſion, 
welche daS gemeinsame bewegliche Eigenthum betreffen, Mittheilung gemacht 
werden. In allen Fällen, in welchen e8 fih um mefentlihe Aenderungen der 
Subftanz des gemeinjamen Freftungsinaterial handelt, jo wie bei fonftigen 
wichtigeren Fragen Über dasjelbe, wird der preußiſche Militärbevollmächtigte 
vorher gehört und kann er zu diefen Zwecke zu den Beratdungen der jüd« 
deutichen Feſtungscommiſfion beigezogen werden. 10. Bei denjenigen Tragen, 
welche fi auf die Wahrung des Zuſammenhanges des Defenſivſyſtems 
zwiſchen Nord- und Süddeutſchland beziehen, und in ſolchen Angelegenheiten, 
melde von wefentlichem Einfluſſe auf das geſammtdeutſche Bertheibigungsinftem 
find, werden die füddeutihen Regierungen vor Erledigung folder Gegenjtände 
die Anfichten des norbbeutichen Bundes, und zwar der Beichleunigung halber 
in der Regel unter Vermittlung der Militärbevollmäcdtigten hören. In To 
weit die füiddeutichen Regierungen den eima hierauf Seitens des nordbeutichen 
Bundes gemachten Rorjchlägen eine Folge zu geben nicht in der Zage fein 
jollten, werden ſie die Gründe hiefür dem norbdeutichen Bunde mittheilen. 
Analoges Verfahren findet durch den norbdeutihen Nund gegenüber den füd⸗ 
deutichen Regierungen ftatt.” Zuſatzprotokoll vom gleihen Tage: „Die gegen- 
wärtige Vereinbarung Tann Seitens eimer jeden der contrahirenden Regierungen 
gekündigt werden, bleibt jedoch nad) erfolgter Kündigung noch ein Yahr giltig. 
Alsdann treten die NRechtsverhältnifie jedes betheiligten Miteigenthlimers, wie 
folche vor Abſchluß dieſer Vereinbarung beftanden, wieder in Kraft.“ 


Ein officiöfer Nrtikel der A. A. 3. v. 28. Aug. „aus Nayern“ 
feßt das Ergebniß folgendermaßen ins Lit: 


„Rah den Ereignifien des Jahres 1866 mußte es als eine Hauptaufgabe 
der Politik der jüddeutichen Staaten erſcheinen, die Trage zu regeln, wie fie 
im all eines europäifchen Kriegs ſich zu ſchützen hätten. Anfänglich ſchien 
von Bayern das bequemſte Mittel fih jeder Gefahr zu entziehen gewählt 
werden zu wollen; es murde von ihm die Politik einer abjoluten Iſolirung, 
des reinen Zurüdziehens auf fich ſelbſt, des Ausnützens feiner vollen Souveränetät 
und der Sicherung der letztern etwa dur ſolche Neutralitätserflärungen 
proclamirt, wie fie Belgien und Die Schweiz geniehen. Aber abgejehen davon, 
dat da3 Betreten dieſes Mens Bayerns nationalem Beruf nicht entiprochen 
hätte, jo war aud) dieſem Berzicht auf jede Action im Kriegsfall durch die 
nit Preußen geſchlojſenen Aflianzverträge bereits präjudicirt. Sonad mußte 
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man eine andere Wahl treffen, und da boten fi) zuvorderſt zwei Wege ber: 
entweder fi) vollfländig unter die preußiſche Oberhoheit zu fielen, wie Diet 
die Staaten des norddeutihen Bundes gethan, oder aber, mit den ander 
jüddeufchen Staaten verbunden, durch erhöhte militäriihe Unftrengung de 
Verſuch zu unternehnen, fich ſelbſt zu vertheidigen. Während aber das erfc:: 
mit dem Willen der Mehrheit des jüddeutichen Volks offenbar im Widerſtren 
geweſen wäre, traten dem letztern Verſuch die eigenthämlichen Berhältnix 
Hellens, die Mißſtimmung, weldger ein ſolches Beftreben in Baden Hätte beges⸗ 
nen möäflen, und vor allem die Erwägung hindernd entgegen, daß ſelbſt m: 
Aufbietung aller Kräfte die vereinigten jüddeutfhen Staaten bei den gro 
artigen Dimenfionen der heutigen Sriegführung ihren Zweck wohl faım 
erreihen fünnten. Hieraus ergibt fi, daß auch für die Frageder Bertheiiinus 
Süddeutſchlands eine andere Löfung nicht vorlag als diejenige, welche Frrk 
Hohenlohe in feiner Nede vor der Abgeorbneetenlammer am 8. Od. 185: 
als die Richtung feiner Politit Überhaupt bezeichnete, und weldye, indem fie 
zugleich dem Anhalt der Nikolsburger Präliminarien entipriddt, allein cine 
rechtliche Grundlage für fih hat: Vereinigung der füddeutichen Staaten, um 
bierauf diefe Vereinigung in nationale Berbindung mit dem norbdeuticer 
Bunde zu ſetzen, denn nur hiedurch wird einerjeitS das nationale Intereſſe ge 
wahrt und doch die wohlberechtigte Selbftändigkeit der jüddeutſchen Staaten 
nicht verlegt. — Von dieſer Erwägung ausgehend, wurde, wie befannt, ım 
Jahr 1867 in Stuttgart eine Gonferenz der ſüddeutſchen Miniſter des Aus 
mwärtigen und des Kriegsdepartements gehalten, und dabei die innere Stärkung 
der Armeen und die Einführung gleihmäßiger Einritungen für diefelben 
beihlofien. Dich war der erfte Schritt, dem bereit im Becember desſelben 
Jahrs eine zweite Sonferenz der Kriegsminifter in Münden folgte, bei melde 
die Frage wegen der immobiliaren Beltandtheile der Feſtungen ſchon ins 
Auge gefaßt wurde. Nachdem dann zu Anfang 1868 die Damals verfammelten 
Landtage und der erftmalige Zujammentritt des Zollparlament3 einige Ber 
zögerung veranlaßt Hatten, begann im September desſelben Jahrs die dritte 
Conferenz, und in diefer wurde am 10. Oct. ein Bertrag über Errichtung 
einer Feſtungscommiſſion zu Stande gebradt. Der weſentliche Inhalt Dice: 
Vertrags läßt fih dahin zujammenfaffen, daß „Bayern, Württemberg un) 
Baden eine ftändige Feſtungscommiſſion beftellen, teren Sit jährlich zwiſchen 
München, Stuttgart und Karlsruhe wechjelte Wir heben diefe Beſtimmung 
ausdrüdli hervor, weil fie charalteriſtiſch ift für Die gegenwärtige Poli 
Bayerns, die nicht, wie ehedem, ein ſüddeutſches Protectorat anftrebt, fondern 
in echt föderativen Geifte die volle Gleichberechtigung der deutihen Südſtaaten 
anerkennt. Aufgabe der Gommilfion ift e8 die Bermaltung des gemeinjamen 
Seltungsmaterials von Ulm, Raſtatt und Landau, die Feſtungswerke und 
Treftungsgebäude daſelbſt, überhaupt die Bertheibigungsfähigteit der genannten 
Zeftungen nad) den allgemeinen militäriidden und techniichen Anforderungen, 
das ftrategiiche Verhältniß derjelben zu einander jowie zu den übrigen deutſchen 
Feſtungen und Defenfivanlagen, dann die Anlage neuer Feſtungen zu über 
wachen, außerdem den Bau und die Unterhaltung, dann die Borforge für 
militärifche Benutzung ſtrategiſch wichtiger Eifenbahnen und Straßen in Er: 
wägung zu’nehmen. In Folge deffen werden die genannten drei Regierungen 
über alle Anorbnungen, welche die Stärke der Defenfivanlagen verändern, jo 
wie über Fragen der Erhaltung oder Bejeitigung vorhandener wie über 
die Anlage neuer Befefligungen, dann über dic Erbauung neuer Eijenbahnen 
und militäriich wichtiger Straßen die Commiſſion vorher hören. — Nachdem 
in folder Weife eine Gemeinſamkeit ber ſüddeutſchen Staaten erreicht war 
und nachdem die contrahirenden Wegierungen anerkannt Hatten, daß eine 
definitive Regelung des Defenfivigftems Süppeutidhlands nur im Zuſammen⸗ 
hang mit jenem von NRorddeutichland erzielt werden könne, eridhien es thunlic 
und geboten daranzugehen, die nationale Verbindung, die Wahrung des er- 
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wähnten Zufammenhangs mit letzterm zu fuchen, und eß wurde vereinbart, 
hiefür im Verlaufe der Liquidationsverhandlungen über das vormalig gemein- 
jame bewegliche Bundeseigentyum Sorge zu tragen. Dieſe Objorge wurde 
denn au dur die am 6. Juli d. J. in der Liquidationscommilfion gefaßten 
Beſchluſſe erzielt; vorerft durch den Beſchluß: daß das Teitungsmaterial des 
frühern deutihen Bundes nicht getheilt oder verlauft, fondern im Intereſſe 
des allgemeinen deutſchen Bertheidigungsfyficms verwaltet, erhalten und er» 
gänzt werden jolle, und dann durch die weitere Anorbnung: daß in ſolchen 
Angelegenheiten, welche von wejentlidem Cinfluß auf das gefammideutiche 
Bertheidigungsigftem find, die ſüddeutſchen Regierungen die Unfichten des 
norddeutihen Bundes, und zwar in der Regel unter Vermittelung ver 
Militärbevollmädtigten (nämlicy entweder der ſüddeutſchen in Berlin oder der 
preußijchen bei den ſüddeutſchen Höfen) hören, und, infoweit fie darauf einzu- 
gehen nit in der Lage wären, die Gründe hiefür mittheilen. Das gleiche 
Berfahren wird der norbdeutihe Bund gegenüber Süddeutſchland beobachten. 
— Aus diefer Darftelung dürfte ſich der Unterſchied, zugleich aber aud der 
Zufammenhang von jelbft ergeben, der befteht zwiſchen der llebereinkunft, 
welde die ſüddeutſchen Staaten unter fi, und jener Vereinbarung, die fic ge» 
meinfam ſodann mit dem norddeuiſchen Bund und Heſſen getroffen haben. 
Es handelt fi zuerfi um einen Bertrag, durch welden Bayern, Württem⸗ 
berg und Baden fi eine Feſtungscommiſſion gaben, und dann um von den 
Hegierungen ratificirte Beichlüffe der Liquidationsconferenz, melde das Ber- 
Hältniß regeln, das zwiſchen dem Defenfivigften diefer Staaten und Nord⸗ 
deutihlands fortan befiehen foll. In dem Vertrag der Süpftaaten unter ſich 
ift die von ihnen zu errichtende Fchtungscommilfion cine jüddeutjche, natürlich 
nicht noch beſonders genannt; in den Beichlüfen der Liquidationsconferenz 
aber mußte an einzelnen Stellen, de8 Gegenjatzes halber, die den Süpftaaten 
für ih eigenthümliche Inſtitution als ſolche auch bezeichnet werden. Das 
Ergebniß wird nur von den äußerſten extremen Parteien getabelt werben 
tönnen, von jenen Parteien, denen entweder der preußiſche Einheitsflaat oder 
denen die volllommene nationale Zerfahrenheit Ziel ihrer Wünſche if. Wir 
unjererjeits erbliden in den oben commentirten Verträgen einen bebeutfamen 
Scäritt zur nationalen Einigung unter vollfier Wahrung der Souveränetät 
der Eingelftaaten.“ 


Die particulariftiih gefinnten ſüdd. Blätter find jedoch hiemit 
keineswegs ganz einverſtanden. Eines berfelben äußert fi dar⸗ 
über alſo: 


„Daß in diefer Vereinbarung Preußen den Lömenantheil gezogen bat, 
iſt einleuchtend. Man fieht vorweg nit ein, warum Preußen in der Com⸗ 
mijfion doppelt vertreten ift, einmal für fi und das andere Mal als „nord» 
deutſcher Bund”, defien militärifcher Repräjentant es if. Dadurch iſt, wenn 
aud der in Artikel 5 Ziffer 4 aufgeführte Bevollmächtigte der Territorial⸗ 
regierung „zur Leitung der Inſpicirung in loco” den übrigen Commiſſären 
gleichberechtigt fein jollte, Preußen in jedem einzelnen alle den jübbeutichen 
Regierungen gegenüber Stimmengleichheit eingeräumt, was nach) Sage der 
Berbältnifie virtuell nichts Anderes als das Uebergewicht bedeutet. Die in 
Artikel 10 getroffene Anordnung öffnet Preußen die Thüre zur weitgehendften 
Einmiſchung in die militärijhen Angelegenheiten der einzelnen füddeutichen 
Staaten.” Ferner: „Die Vereinbarung regelt eine jener „nationalen” Bezie⸗ 
bungen, über melde die Nilolsburger Präliminarien und der Prager Friedens⸗ 
vertrag die Vereinbarung dem norddeutſchen Bunde und ben ihrerjeits zu 
einem Bunde zu vereinigenden jübbeutichen Regierungen vorbehalten haben. 
Ein ſüddeutſcher Bund ift aber bisher nicht gebildet worden; die Vereinbarung 
ftebt aljo mit dem Prager Vertrag nit in Einklang. Dieß ift Die eine bes 
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denkliche Seite derjeiben. Die zweite befteht darın, daß, während bie Ber 
theidigungsfähigleit Süddeutſchland's ohne öfterreihiihe Handreihung eve 
ſehr problematiiche ift. durch diejes cinjeitige Abkommen der vercinzelten iu: 
deutichen Staaten mit Preußen die Kluft zwiſchen Sübbeutihland und Ecrir- 
reich, welche der Prager Friedensvertrag gerifien, noch vertieft und berc- 
Ueberbrüdung bei dem befannten, durch die neueiten Porgänge wieder im is 
greller Beleuchtung zur Anſchauung gebrachten Verhältnig Preußen's zu Oefterreich 
faft zur Unmöglichkeit gemacht wird.” Aber aud) in Preußen jpreihen fich die Mil: 
tärs jehr wenig befriedigt über die Vereinbarung aus. So meinen 3. ®. die 
preuß. „militär. Blätter“: „Unferer Anfiht nad ift diefe Uchereinkunft ais 
erfter Schritt auf der Bahn nationaler Bertheidigungseinridtungen nicht all u⸗ 
ho anzujchlagen. Eie trägt den Etcmpel des Compromiſſes an der time 
und zeugt keineswegs von voller Hingebung Süddeutihlands an die gemar.: 
jame Sade des Baterlanded. Zunächſt mußte Preußen offenbar, um überheur 
etwas zu Stande zu bringen, Mainz auf gleiche Linie mit den übrigen ji” 
deutjchen Feſtungen ftellen. Wird es dafür auch in der jüddentichen Feſtung-⸗ 
commiſſion vertreten jein? Die norddeutſch⸗preußiſchen Bevollmächtigten bei den 
jährlichen Feſtungsinſpicirungen können höchſtens als treibendes Agens na 
eine ähnliche Bedeutung haben, wie fie fie in der alten Bunbesfeitungscommitiica 
hatten. Dann ilt nidyt das ganze ſüddeutſche Feſtungswejen den Inſpicirungen 
unterworfen, jondern nur die früheren Bundesfeſtungen; Germersheim um) 
Sngolftadt bleiben ausgeſchloſſen; dieſe follen aljo einer ſpecifiſch⸗bayeriſchen 
Dertheidigung dienen. Endlich find die Soften der Initandhaltung der virr 
conventionellen Feſtungen (Mainz, Landau, Raftatt und Ulm) dem Zerritorial« 
ftaate überlafien. . . . Die Uebercintunft hat ihre ſchwachen Seiten und it 
weit davon entfernt, eine energiiche Action zur gemeinjamen Bertheidiauns 
zwiſchen Nord und Süd einzuleiten. Höchftens dient fie dazu, die gememjamen 
militäriihen Angelegenheiten wieder einigermaßen in Fluß zu bringen un) 
vor gänzlicher Erſtarrung zu ſchützen. Die Miſſion der gegenjeitigen Militär 
Bevollmädtigten bekommt einigen Halt und für friegerifche Zeiten ift dech 
wenigitens ein Organ da, da3 den nationalen Standpunkt bei der Defenſive 
wie bei der Offenſive zu vertreten die Beſtimmung hat." Andere Blätter be 
ftätigen «3, daß man in Preußen und vom militär. Ctandpunlt aus, deß 
auch der preuß. Siriegsminifter den Ergebnijien der langen Berathungen der 
Bundesliquidationscommilfion feine große Bedeutung Dbeilege, wollen ater 
aus verläfligen Qucllen willen, daß Graf Bismard ganz anderer Anjicht ie 
und daß diefer die „politiihe” Bedeutung der in München abgejchlofjenen 
Uebereintunft nicht unterſchätze, wie auch die bayeriſche Regierung der Anſicht 
zu fein ſcheine, dab ſehr weſentliche Beſtimmungen vereinbart wurden. 


6. Suli. (Heijen). DO. Kammer: Debatte über ben Antrag ber Cem: 


mijfion bez. Mainzer Convention: 

Der Ausſchuß beridtet bloß mündlich, daß Minifterpräftdent v. Dal 
wigk die in dem Antrage des Abg. Hoffmann erwähnten Aftenftüfe dem Aus⸗ 
ſchufſe, deſſen Situng u. 9. auch der Präfident der zweiten Kammer Dr. Buñ 
beimohnte, vorgelegt und über den Inhalt derjelben umfaſſende Mittheilung 
gemadt habe. Der Ausſchuß, aus Mitgliedern der verſchiedenen Parteien der 
Stammer beftehend, habe Hieraus einſtimmig vie Ueberzeugung geteonnen, daß 
über die animalversiones des Papſtes zu der Conveniion vom 23. Aug. 15H 
zwar von der Regierung mit dem Biſchof verhandelt worden, daß dieje Bere 
handlungen jedoch nicht zum Abſchluſſe gekommen jeien, Inden hiernad der 
Ausſchuß es als erwielen betrachte, das zur Zeit der Vorlegnng der Cons 
vention vom 23. Aug. 1854 an die Stände i. X. 1860 eine anderweite Con— 
vention nidyt vereinbart geweſen fei, beantrage er einſtimmig: Den Antrag des 
Abg. Hoffmann als dur die Ergebnifje der Ausſchußſitzung erledigt zu er. 
klären. Eine Mehrheit des Ausſchuſſes beantragt ferner: die großh. Regierung 
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um baldigfte Borlegung eines die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen 
Bereine im Staat orbnienden Geſetzenwurfs dringend zu erſuchen. Minifter- 
präfident v. Dalmigt läßt hierauf unter Verwahrung gegen ein Recht der 
Kammer, nicht zum Abſchluß gelangte Berhandlungen vorgelegt zu verlangen, 
aus dein Inhalt des am 20. September 1866 von der großherzoglichen Re» 
gierung an den Biſchof von Mainz gerichteten Schreibens auf den Wunſch 
des Abgeordneten Hoffmann verſchiedene Stellen verleien, aus denen hervor⸗ 
gebt, dat die großherzogliche Regierung fich bezüglich einzelner animadversiones 
des Papſtes zur Nachgiebigkeit bereit gezeigt, bezüglich anderer aber fi) ablehnend 
verhalten hatte, fo daß ein Abſchluß der Verhandlungen, beziehungsweije das 
Zuftandelommen einer neuen Eonvention, aus diefem Schreiben nicht zu fols 
gern if. Auf die Behauptung, daß die Eonvention von 1854 virtuell nod 
heute fortdauernd in Kraft beftehe, erwidert v. Dalwigk: daß die Convention 
in Wahrheit aufgehoben jei, und daß an ihre Stelle lediglich die Beftimmugen 
der Berfaffungsurfunde, der früheren Gejege und Veroronnngen getreten ſeien. 
Die Abgg. Hoffmann, Meg und Dernburg erklären ſich durch diefe Mit- 
theilungen bes Miniſters für in keiner Meile befriedigt, beflchen auf Borlegung 
der Alten an die Kammer, und richten wegen des Abſchluſſes der Convention 
und der hieraus für das Großherzogthum erwachſenen folgen eine Reihe von 
Angriffen gegen den Minifter. Kraft tritt für die Anträge des Ausſchuſſes 
ein und betont namentli die Nothwendigkeit einer vom Minifterpräfidenten 
im Laufe der Discuffion auch zugelagten Gefegesporlage zur Regelung des 
Berhältniffes zwiſchen Kirche und Staat. Dumont hält für diefe Geſetes⸗ 
vorlage den gegenwärtigen Zeitpunft, bei der vorhandenen Erregung aller 
confejfionellen Leidenſchaften, nicht geeignet; Met und feine Parteigenofjen er⸗ 
warten von einer gejeglichen Regelung der Angelegenheit unter dem gegen« 
wörtigen Minifterium nichts, während Hallwachs fie als den einzig mög⸗ 
lichen Weg bezeihne, um aus den religiöfen Wirren de8 GroßherzogthHums 
heraus zu kommen. Die Debatte nimmt vielfach einen höchſt erregten Verlauf, 
und die Abgeordneten Bade und v. Biegeleben finden ſich veranlaßt, die 
Angriffe gegen die katholiſche Kirche und ihre Einrichtungen als unberedhtigt 
zurüdzumeifen. Bei der Abflimmung wird der Hoffmannide Antrag mit 
28 gegen 13 Stimmen abgelehnt, der Antrag des Ausſchuſſes auf Vorlegung 
eineß Kirchengeſeßes per majora angenommen. 


18. Juli. (Baden). Die ultranontane und die national-liberale Partei 
erlafjen ihre Wahlaufrufe für die Landtagswahlen: 

1. Wahlaufruf der kath. Partei: „Was wir wollen, haben wir in 
unferm Aufruf vom 1. Wai d. J. ausgeſprochen. Wir wollen Selbftver- 
mwaltung des Bolfes an Stelle der jeitherigen bureaufratiiden Bevormundung. 
Wir mollen Aufhebung der Ausnahmsftrafgefege. Wir wollen Abſchaffung 
der großen Ausſchüſſe in den Gemeinden, directe und geheime Wahlen für 
die Gemeindebeamten, Bezirlöräthe, Kreis und Landtagsabgeorbneten. Wir 
wollen Verminderung des Beamten- und Soldatenheeres. Wir wollen, daß unjere 
Edhne nicht jo lange Zeit Soldaten fein und von uns unterftüßt werden müſſen, 
ftatt daß fie uns in der Arbeit helfen. Wir wollen nicht, daß unfere Soldaten 
bei einem Krieg außer Bands ziehen, wenn unfer Land ſchutzlos bleibt. Wir 
wollen, daß der Staatsaufwand nicht ftetS durch die Verpreußung und dur 
die Staatsbevormundung und Gentralifation gefteigert werde. Im Jahre 
1845 betrug der Staat3aufwand 9 Mill., im Sabre 1861 10 Mill., aber 
unter dem Minifterium Jolly im Jahre 1869 über 14 Mi. Gulden. Im 
Jahre 1845 beitrug der Militäraufmand nit ganz 2 Millionen, im Jahre 
1861 2,600,000 im Jahre 1869 unter dem Minifterium Jolly 4,870,000 fl., 
Wir wollen die Herftellung des Rechts und der Treiheit für Ulle — keine 
Barteiherrichaft. Wir wollen deshalb au für die Kirche keine Begünftigung. 
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Wir verlangen aber, da die allgemeinen Grundſätze des Rechts und der Fre 
beit auch auf die Stirhe angewendet werden. Wir wollen eleitigung te: 
ftaatliden Bcvormundung der Kirche und der religiöjen lleberzeugung. rt 
wollen unter den gegebenen Berhältnifien Trennung der ſtirche vom Etacı. 
Mir verlangen Religionsfreiheit für Alle, deßhalb vollftändige freiheit ber 
Kirche, die Kirchenämter zu bejeten, das confcifionelle Bermögen zu verwalten. 
von der allgemeinen Bereinsfreiheit Gebraud zu machen. Wir wollen fictı 
der theuren Staatsihuien die Freiheit, unjere Stinder nad unſerer Ueber 
zeugung zu erziehen — Unterridhtsfreiheit. Wir wollen, das der Schul⸗ un) 
Ktirchenſtreit nicht durch Gewalt, jondern durch Herftellung des Rechts gelö:: 
werde.” 

2. Wahlaufruf der lib. Partei: In erfier Neibe wird darin ber 
„deutſche“ und „nationale Standpunkt betont. „Unfertig und ſchwankend 
find die gegenwärtigen Zuflände im Süden Deuiichlands. Kein Machigedot 
des Auslandes darf und faun uns auf die Dauer verbieten, dem Staate beı- 
zutreten, den die Kraft und die Tapferkeit des preußiſchen Volles als die 
Grundlage der Wiedergeburt Teutſchlands fiegreih aufgerichtet hat. Tas 
Aufblühen dieſes Staate® und feine mächtige Stellung unter den Bölfern 
Europas wird aud den badischen Heimathlande Ehut und freudiges Ge— 
deihen fichern. Mit Zuperfiht dürfen wir der Zukunft entgegengeben, weil 
wir untrennbar verbunden fein werden mit den auffteigenden Geſchicken Deutid- 
lands, Allein in dem Ernſt diefer Tage darf uns die Wärme patriotifcder 
Gefühle noch keineswegs genügen. Es bedarf einer verftändnigvolien Würdi- 
gung der gegenwärtigen Lage und der Bereitwilfigleit zur pflichtgetreuen, 
außdauernden That. Das deutiche Volk, in feinem ſtets bewährten Sinne für 
ein friedliches Zuſammenleben mit anderen Nationen, hat es nicht verjchuldet, 
wenn die Bejorgnik vor ciner gewaltianen Umgeftaltung der ftaatlihen Ver⸗ 
hältnifje gleich einer drüdenden Laft fih über die Bölfer gelagert hat. Aber 
es wäre jchlaffe Sorglofigkeit oder verädhtliche Unterordnung unter einen fremden 
Willen, wenn nicht aud wir jede Fürſorge treffen wollten, da& in den Tagen 
der Gefahr auch das badiſche Boll, als cin wohlgeübter und gerüfteter Mit 
tämpfer, zur Fahne des deutihen Vaterlandes ftehen Lönne.” 


Ende Juli. (Bayern). Die Bewegung für Errichtung von Communal: 


ihulen, in der Pfalz fiegreih, fängt au, auch nad) Franken hinüber 
zu greifen, 


Ani. Aug. (Bayern) Der Frhr. Zaver v. Hafenbrädl unternimmt c$, 


20. 


24. 


26. 


in Niederbayern patriotiihe Bauernvereine zu grünben. 


„ (Bayern). Die liberale Partei in. ber Pfalz, die bisher zwar 
mit ber Sortjchrittspartei gegangen, aber bez. ber beutichen Frage 
eine Sonberjtelung eingenommen und fi& daher nicht mit ihr ver: 
ſchmolzen Hatte (darum bie bisherige „Vereinigte Linfe* der II. Kam: 
mer) beſchließt, fih mit ber Yortichrittspartei gänzlich zu vereinigen. 
» Baden) Allg. Landtagswahlen: Das Reſultat ift, daß 
bie bisherige Majorität diejelbe bleibt. Weder bie katholiſche noch 
die bemofratiihe Partei erringen nennenewerthe Erfolge. 

„ Die fübdeutiche Feſtungscommiſſion conftituirt ſich nad) dem Ver—⸗ 
trage v. 10. Oct. 1868 zu Münden. Bayern führt darin zunädjit 
ben Vorſitz. 
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— Yung. (Bayern). Der Erzbiihof von Bamberg macht einen Verſuch, 


12. 


feinem Clerus ben Befuh von Wirthshäuſern zc. gänzlih zu unters 
fagen und bie angehenden Elerifer durch Unterzeihnung eines dieß⸗ 
fälligen Reverſes bafür zu verpflichten, ftößt aber babei auf einen 
fehr entſchiedenen Widerſtand. 


Ä T. Sept. (Baden). Die Regierung greift fchließli in ber Ercoms 


municationsangelegenheit bes Bürgermeiftere Stromeyer in Konftanz 
ſehr energiſch durch. 

Seit der Excommunication des Bürgermeiſters Stromeher durch die erz⸗ 
biſchofliche Curie weigerten ſich die katholiſchen Geiſtlichen, denſelben als Mite 
glied des Stiftungsrathes anzuerkennen und zu den Sigungen beizuziehen. 
Run beauftragt aber das Miniflerium des Innern das Beirlsamt: „um 
einem abjoluten Stillſtehen der Geſchäfte der — wodurch 
nicht allein das Stiftungsvermögen, ſondern auch Rechte Dritter Schaden er⸗ 
leiden koͤnnten, vorzubeugen und den geſetzlichen Zuſtand auf fraglichen Gebiet 
zu fihern, beziehungsweije wieder Herzuftellen”, die Borftände der Stiftungs» 
commilfionen zu einer al8baldigen Anberaumung einer Sigung der Gollegien 
aufzufordern, wozu ſämmitliche Mitglieder einſchließlich Burgermeiſter Stro⸗ 
meyer einzuladen ſeien. Das Bezirksamt hatte unterm 4. entſprechende Auf⸗ 
forderung an die drei Pfarreien erlaſſen, unter der Androhung, daß, wenn 
der ordnungsgemäße Zuſtand nicht ſofort wieder hergeſtellt werde, die Re⸗ 
gierung ihrerſeits die erforderlichen Maßregeln zu dieſem Zwecke ergreifen 
würde. Da die verlangte Sitzung bis zum 7. d. M. nicht anderaumt war, 
hat nunmehr in Folge Ermächtigung des Miniſteriums der Amtsvorſtand 
als landesherrlicher Commiſſär den proviſoriſchen Vorſitz der katholiſchen drei 
Stiftungsſscommijfionen Ubernommen und wird denſelben mit allen Nechten und 
Befugnifien des Borfigenden jo lange führen, bis die derzeitigen Borflände 
dem Geſetze nachkommen zu wollen erklären. Die Stiftungsliften ber drei 
Pfarreien wurden noch am 7. d. M. in den Pfarrhöfen erhoben und im Amts 
haus niedergelegt; eine Sigung unter Zuzug des Bürgermeifters Stromeyer, 
wozu bie bisherigen geiftliden Borftände Einladung erhalten, it anberaumt; 
das Poſtamt iſt angewieſen, die Einläufe der Stiftungscommilfionen an bag 
Bezirksamt abzuliefern, die Rechner und Stiftungsactuare find von der Con⸗ 
fituirung des neuen Borfikes durch den landesherrlichen Commiſſär benach⸗ 
ritigt und haben ſich Tünftighin des direlten Verkehrs mit den geiftlichen 
Borfländen bei Vermeidung eigener Haftbarkeit zu enthalten. 

"» (Bayern). Die Volkspartei in Vayern hält in Nürnberg eine 
Landesverſammlung ab. 

Diejelbe if nicht fehr zahlreich befucht, indem fi nur ca. 100 Partei⸗ 
genofien eingefunven- haben, doch waren e8 vorige Jahr in Forchheim nur 
erft 40 geweien. Die Berfanmlung erflärt ſich wiederholt und aufs nad 
drucklichſte für das allgemeine directe und geheime Wahlrecht und beſchließt, 
den Beichlüfien des Eiſenacher demokratiſchen Urbeiter-Gongrefies fi bezuglich 
Art. 1-9 anzuſchließen, nicht aber Art. 10 (Staatserebit für Productiv⸗ 
genoſſenſchaften der Arbeiter), welche Frage offen bleiben folle und auf die 
nächfte Landesverſammlung zu verlegen fei. 

"» (Baden). Eröffnung des Landtags. Thronrebe bes Groß: 
herzogs: 

Dieſelbe fagt zunachſt von den nationalen Angelegenheiten und dem Heer⸗ 
weien: „In der nationalen Neugefaltung Deutihlands, welche bie Geſundheit 
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und das Gedeihen der deutſchen Einzelſtaaten bedingt, iR feit Ihrer Ickiea 
Tagung ein entſcheidender Schritt nicht geichehen. Ich freue mich aber der 
naben Beziehungen, welde zwiſchen meinem Sande und dem norddeutſchen 
Bunde beftehen, und gerne conflatire ich, Daß aus dem wachſenden nationalen 
Bewußtjein eine immer weitere und ftärlere Gemeinjamleit unter allen ben. 
{hen Staaten fih entwidelt. Dur Verträge, welhe Ihnen zur Kenntmiß⸗ 
nahme und, joweit nöthig, zur Zuſtimmung vorgelegt werden, ift die Hort. 
dauer des gemeinichaftlihen Gigentbums an den Material der ehemaligen 


. Bundesfeftungen Mainz, Ulm, Raftatt und Landau unter allen beiheiligien 


Staaten feftgeftellt; neben einer Seftungscommilfion if eine mit bem nord 
deutiden Bunde gemeinjfame Inſpicirungscommiſſion eingeridtet, und es iſt Vor⸗ 
forge getroffen worden, daß der Zuſammenhang des Beriheidigungzipfkem: 
von Nord» und Süddeutſchland, deſſen Nothwendigkeit alljeitig anerfannt ik, 
prattiih gewahrt werde. In der zweimaligen Berfammlung des Bunde 
rathes und des Barlamentes des Zollverein bat die Zujammengehörigfat 
aller deutſchen Staaten, wenn auch zunädft nur auf beichränttem Gebiet, in 
erfreulicher Meile ſich bethätigt. Wir dürfen gute Hoffnungen hegen von ber 
weiteren Entwidlung und Erartung diejeß jo ſegensreichen Bundes. Die ım 
Zollverein organifirte Gemeinfamteit des wirihſchaftlichen Lebens Deutichlands 
macht fi auch außerhalb desjelben geltend. Die Maß⸗ und Gewichtsord⸗ 
nung deß norddeutichen Bundes, über deren weſentlich unveränderte Annahme 
Ihnen eine Geſehesvorlage gemacht werden wird, und welder auch die übrigen 
jübdeutihen Staaten fih anſchließen, wird auf diefem Wege Geltung in ganz 
Deutſchland erlangen. Die dur den Zollverein abgeichlofienen Handel 
und Scifffahrtöverträge, die im Anſchluß an den norbdeutihen Bund verein. 
barten Boft» und Telegraphenverträge ftellen für wichtige Gebiete des Berlehrs- 
lebens die bier jo nothwendige Gemeinſamkeit ber. Mit Hilfe der von Ihnen 
gewährten Mittel, war meine Regierung, unterſtützt durch das Entgegenkommen 
und die Bereitwilligkeit der Bevölkerung, in Stande, die mit Ihnen verein 
barte Wehrverfafiung in Uebereinftimmung mit der des norbdeutichen Bundes 
ins Leben einzuführen. Stark im Wollen und Können vermögen meine braven 
Truppen in die Reihen der verbündeten norbd. Armee zur Bertheidigung des ge 
meinfamen Baterlandes mit Gleichberechtigung einzutreten. Unſere Heeres⸗ 
einrichtungen madten es möglid, mit dem norbdeutidhen Bunde einen Ihrer 
Zuflimmung zu unterbreitenden Vertrag über militäriſche Freizügigkeit abzu- 
ſchließen, welcher die Ableiftung der Wehrpflicht für die Einzelnen erleichtern 
wird, und durch melden die Einheit der deutichen Wehrfraft zu einem er- 
freuliden Ausdrud gelangt. Ich Hoffe und vertraue, die neu organifirte 
Mehrkraft meines Volkes wird nicht zu ernfler Verwendung gerufen werben. 
Sie werden aber darum nicht den nationalen Werth und die Unentbebrlidhkeit 
derjelben verfennen. Meine Regierung wird Ihnen zur Erhaltung des in 
patriotiſchem Geiſte Begonnenen die Verlängerung des Contingentgejeges zu⸗ 
nächſt auf zwei weitere Jahre vorjchlagen und die Bewilligung des thunlichſt 
verminderten Aufwandes beantragen, ohne welchen mein Armercorps nicht auf 
der mit Anftrengung erreichten Stufe kriegeriſcher Tüchtigkeit erhalten werden 
fann.” — Die Thronrede geht fodann zu den inneren Angelegenheiten über. 
Sie erwähnt die vorjährige SOjährige Verfaffungsfeier, vorzulegende Berfaffungs- 
änderungen, ferner eine Geſehesvorlage Über das Anklageverfahren bezüglich 
des in der vorigen Seffion vereinbarten Miniſterverantwortlichkeits⸗Geſetzes 
und eine Gejegesvorlage, wodurch die Aburtheilungen aller politiichen Bere 
brechen an die Schwurgerichte Übertragen werden. Fernere Geſetzesvorſchläge 
werden die obligatoriiche Eivilehe und bürgerliche Stanvesbeamtung, einen 
Nachtrag zu dem Unterrichtsgejege, die Vereinfachung des Organismus der 
Gemeindebehörben und die Erweiterung der Autonomie der Gemeinden, die Land» 
ftraßen, die Eiſenbahnen und Wafferbauten, eine Befegeßvorlage wegen Grün. 
dung einer Notenbank, ein dem norbbeutichen nadhgebildetes Belek fiber die 
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Grwerbi- und Wirthichafts-Benofienigaften betreffen. Die Thronrede ſchließt: 
„Richt ohne Sorgen jah ih in der legten Budgetperiode die Bedürfniſſe des 
Stantshaushaltes anwachſen. Die gefteigerten Laſten find aber von der Be⸗ 


. völleruug — id) erkenne es aufrichtig dankbar an — mit bewährter Hingebung 


für das öffentliche Wohl, und ic darf jagen, aud ohne Gefahr für das wirth- 
ſchaftliche Gedeihen des Landes getragen worden. Die dlonomifchen Verhalt⸗ 
niffe find in Bolge durchſchnittlich guter Erträgnifie zweier Jahre und durch 
den ausdauernden Fleiß der Bevollerung wieder im Wufblühen begriffen. 
Meine Regierung iR bemüht, den Staatsaufwand jo weit zu beichränfen, als 
es mit ben Aufgaben des Staateß irgend verträglich iſt. Das Staatsbudget 
iſt in diefem Sinne entworfen und wird ihnen zugleich vorfchlagen, die 
Weinaccife und das Weinohmgeld auf die früheren, niedrigeren Abgabejäge 
zurüdzuführen. Bertrauen wir auf bie friedliche Erreichung unferer Sick; 
mit ihr wird am ficherfien Erleichterung in den Anftrengungen eintreten, 

jet noch unvermeidlich find,“ 


. Eyt. (Württemberg). Perfaffungsfeft zur Feier bes fünfzig: 


jährigen Beſtehens der Lanbesverfaflung. 

Der König ladet auf diefen Tag ſämmtliche Abgeorönete zur kgl. Hof⸗ 
tafel ein. Der Redacteur des Beobachters“, der fih in Folge eines Preß⸗ 
prozeſſes auf der Feſtung befindet, erhält zu dieſem Behufe einen dreitägigen 
Urlaub. Die Abgeordneten der Bollspartei lehnen deßhalb die Einladung 
ab, weil fie eine Amneftie erwartet hätten, und die großdeutichen Abgeordneten 
thun es ebenfalls, ohne indeß der erwarteten Amneftie ausprüdlich zu erwähnen. 


„ (Babden). IH. Kammer: Der ultramentane Abg. Lindau jtellt 


noch vor ber Abreßbebatte feinen Antrag: 


a) die Staatsregierung aufzufordern, jofort dem Landtag einen Geſetzent⸗ 
wurf über Einführung des allgemeinen directen Wahlreht3 mit gehrimer 
Stimmabgabe vorzulegen, und h) die Sammer möge beſchließen, jofort nad 
Durchberathung dieſes Geſetzentwurfes an den Großherzog die Bitte um Auf⸗ 
löjung des Landtags und Einberufung eine8 andern auf Ornnd des neuen 
Wahlverfahrens gewählten zu richten. 

Die Motion wird, nachdem fie von ber Gegenjeite einer jcharfen 
Kritik untertoorfen worden ijt, an bie Commiſſion verwiejen. 

Die Regierung ihrerjeits beginnt, der Kammer eine Reihe der 
wichtigſten Vorlagen zu machen, welde die Eeifion zu einer ber er: 
folgreihften des Landtags zu machen geeignet find. 


» (Bayern). I Kammer: Prüfung der Wahlen. Bei ber Ab: 
ftimmung über die Giltigfeit der Mahlen in Schweinfurt ftimmen 
2 Abg. der patriotiihen Partei, die Tragmeite ber etwas jubtilen 
Abjtimmung nit richtig erfennend, mit der liberalen ‘Partei, wo⸗ 
durch jene Wahlen als beanftanbet erflärt werben und bie Patriot. 
Bartei 4 Etimmen verliert. 


„ (Payern). II Kammer: Mahl eines Präfidenten der Sammer: 
Ta in Folge ber Mahlbeanftandungen bie Stärke ber patriotifchen 
und die ber vereinigten liberalen Parteien gleihmäßig 71 beträgt, 
fo ergibt fid) feine Majorität; die vereinigten liberalen Parteien 
vereinigen ihre Etimmen auf Prof. Edel ven ber früheren Drittel: 
partei, bie Pairioten auf den Minift.-Nath Dr. Weis. 

13* 


196 


Die fübdeutfcgen Btanten. 


1. Oct. (Baben). L Kammer: Adreßdebatte. 


Der Adreßentwurf iR in Betreff der deutjchen Frage nur eine zufim- 


mende Umſchreibung der patriotifchen Worte der Thronrede und erflärt mi 


diefer „die nationale Einigung der füddeutfchen Staaten mit dem norddeutjche“ 


Bunde als eine Grundbedingung für die Sicherheit diefer Staaten, für tx 
Geſundheit und Wohlfahrt der ganzen deutſchen Ration, und für die frie= 
liche Entwidlung von Europa.” Am Schluſſe des betreffenden Abſatzes fast 


die Adreffe: „Der Mangel einer ganz Deutichland umfaffenden Drganifati:c: | 


ftellt fig aber bereit für die ſüddeutſchen Staaten ſehr empfindlih und auf 
die Dauer unleidlich heraus, ſeitdem uns die Alternative dfter ent 








daß wir entweder der Bortheile und Borzüge der geſetzgeberiſchen Reform 


in dem norddeutſchen Bunde entbehren und damit auf die Fortbildung eines 
gemeinfamen deutichen Nebts und auf den Zufammenhang des wirthicaft- 
lichen Xebens verzichten oder die norddeutſchen Bejege unverändert annehmen 
müffen, ohne bei deren Bearbeitung mitwirken zu dürfen.“ — 


Debatte: Staatsminifter Jolly veripridt, „daB die Regierung mi 


Feſtigkeit auf dem bisher eingefchlagenen Wege mweitergehen uub die natione.e 


Neugeſtaltung Deutſchlands befördern werde. Die Einigung des geſammten 
Deuiſchlands jei nit nur wünſchenswerth, fordern auch nothwendig, cinmal 
jur gemeinfamen innern Entwidlung Deutihlands und zur Befriedigung der 
gleichheitlichen deutſchen Intereſſen, ſodann um das Gedeihen der innern Ent. 
widlung in Baden zu fidhern, und endlih zur Erhaltung bes europäiicen 
Friedens. Seit den fetten zwei Jahren jet allerdings zur Erreihung Dieies 
Zicles ein entiheidender Schritt nicht geſchehen, aber es fei doch allenthaiben 
im Bolt die Ueberjeugung von der Rothmwendigkeit der nationalen Einigung 
Deutſchlands gewachſen, und fei e8 nunmehr die Aufgabe der Regierungen, 
in Gemeinſchaft mit den geſetzlichen Vertretern des Volles, den nationaler 
Sinn zu mweden, damit derjelbe im entſcheidenden Moment zur ®eltung lomme 
und, wenn bie Zeit zum Handeln herankomme, mit aller Energie gehandelt 





werden Eönne, und das Biel nicht noch einmal verfehlt werde. — Graf | 


v. Berlidingen iſt gegen die Adreſſe: Er freue fi, daß in den letzten 


ſchehen jei, denn er wünſche diejen Anſchluß nicht. Es wäre vielmehr Eeitens 
der Staatöregierung auf Bildung eines Südbundes der fübdeutichen Staaten 
hinzuwirken geweſen, welcher das Bindeglied zwiſchen Deflerreih und Breuken 
gebildet hätte, denn e8 könne ein dauernder Friede nicht beflehen, werm wir 

efterreich als Teind im Rüden hätten. Er erblide in dem Nordbund nur 
eine Berpreußung der anderen Staaten, Preußen allein ſei ſouverän, die an⸗ 
deren nur Bafallen, und für eine Hegemonie Preußens Tönne er nie ſtimmen, 
dagegen flimme er von Kerzen flir ein großes einiges Deutſchland. Auch bes 
ftehe in Baden eine große Abneigung gegen den Eintritt in den norddeuiſchen 
Bund und er proteflice gegen einen Tolden, Lege die Regierung einen dahin 
gehenden Vertrag vor, jo erkläre er dieſes Vorgehen der Regierung für einen 
Staatsftreid, da er die nach dem gegenwärtigen Wahlſyſtem zufammengefegten 
Kammern nicht als wirklie Bertretung des größten Theils des badiſchen 


Volks betrachten Tönne. Solle über eine etwaige derartige Borlage abgeftimmt 


werden, jo verlange er entweder andere Kammern, oder Bollabfiimmung; 
werde dann der Eintritt in den Rorbbund verlangt, fo ſtimme er lieber für 
vollftändige Annexion, als für ein ſolches Verhältniß, wie es der Zeit im 


norddeutſchen Bunde beſtehe. — Staatsrath Weigel betont dem Borredner | 


gegenüber das Recht Badens, in den norddeutſchen Bund einzutreten, und 
ſchließt: „Diejes unfer Recht will die Regierung realifiren, und fie möge es 
in dem ihr geeignet ſcheinenden Zeitpunkte Kun." Minifter des Aeußern 
v. Freydorf: „Es ift Angefichts wiederholter Kundgebungen wohl überflüffig, 
die Verfigerung zu wiederholen, daß wir fortan befttebt Ten werden, die na» 


zwei Jahren nicht viel zum Anſchluß Badens an den norbdeutichen Bund ge | 
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tionale Einigung des Südens mil dem Rorden Keutichlands zu verwirklichen. 
Wir werdens erreien. Wir haben in unferen Tagen gejehen, daß alien 
eine Rraffere Einigung fertig gebracht bat, als die, welche wir anftreben, einen 
Einheits⸗, nicht nur einen Bundesſtaat. Italien hat dies Ziel erreicht, unter 
Bührung eines Königs, der urfprünglich mur über 44 Mill. Einwohner herrichte; 
es hat dies Ziel erreicht, obgleich es fih für feine Beilrebungen nur auf das 
Necht der Rationalität berufen konnte. BDeutihland flieht an Macht und an 
nachhaltiger Kraft des Volkes nicht hinter Italien zurüd. Während Italien 
1000 Fahre rüdwärts niemals ein Einheits⸗ oder aud nur ein Bundesflaat 
war, kann fih Deutichland auf eine Geſchichte von 1000 Jahren berufen, in 
denen es ein deutfches Reid, dann einen Bundesftaat bildete. Während Italien, 
um zu feiner Einheit zu gelangen, den Büricher Bertrag verlegen mußte, fteben 
unjeren Beſtrebungen feine Verträge entgegen, vielmehr die neueften Verträge 
von NRifolsburg und Prag zur Seite, melde ausdrücklich von einer neuen 
Seftaltung des ganzen Deutſchlands, mit Ausſchluß Oeſterreichs, ſprechen und 
die nationale Einigung des Südens mit dem Norden Deutſchlands ausdrücklich 
in Ausficht nehmen. Ihre Worefie hat auf einen Mißſtand aufmerkſam ge⸗ 
macht, der, wenn er ſich empfindlicher zeigt, nicht nur uns, die wir ja fletß 
zu weiter gehenden Entgegenlommen bereit find, jondern auch die andern füd« 
deutſchen Staaten zu neuen Berfländigungen mit dem Norden nöthigen wird. 
Eine der begrüindetiten älteften, dringendften Forderungen des deutſchen Boltes 
iſt diejenige eines gemeinjchaftlichen Rechts, einer einheitlichen Gejeßgebung für 
ganz Deutihland. Die Forderung, erfimals vor Jahren in diefem Haufe 
geſtellt, Lehrte in den 30er und 40er Yahren fo dringend wieder, daß jelbft 
der Bundestag Hand anlegen und vermittelfi jchwerfälliger Commilfionsbe- 
rathungen, deren Ergebniß wieder von der Zuftimmung von 35 Pegierungen 
und noch mehr Kammern abhing, einige gemeinfchaftliche Geſetze ſchaffen mußte. 
Dies Geſetzgebungswerk jchreitet in den neu geſchaffenen, geieggeberiihen Dre 
ganen des norddeutſchen Bundes raſcher und energiſcher voran. Die füd« 
dDeutihen Staaten haben die Wahl, entweder ihre 8 Millionen Deutſche von 
der Wohlthat eines einheitlichen Rechts auszufcliegen, oder aber die Geſetze, 
fowie fie aus dem norddeutichen Bundesrath und Parlament hervorgegangen, 
ihren Ständen zur Zuflimmung vorzulegen. Das ift eine fehr Icheinbare 
Wahrung der Souveränetät, und man wird mohl über furz oder lang zu der 
Ueberzeugung kommen, daß e8 eine angemefjenere, ſouveränen Staaten wür⸗ 
Digere Stellung ift, diefe Geſeze im ertveiterten Bundesrath und Parlament 
zu berathen, ihre Intereſſen und Anſichten rechtzeitig geltend machen zu kön⸗ 
nen, Ratt dieſe Gefete, fo wie fie Norddeutſchland beichloffen hat, mit nur 
fcheinbarer Wahrung tes eigenen Geſetzgebungsrechts, pinaunehmen. Man 
will einen Sudbund gründen. Mit wem foll ich darüber ing Benehmen treten, 
nachdem fowohl Fürft Hohenlohe, der leitende Minifter in Bayern, wie der 
wilrttembergiſche Etaatsminifter Frhr. v. Varnbüler vor ihren Ständen und 
wit fehr guter Begründung fich gegen den Südbund ausgeſprochen, diefen für 
eine Unmoͤglichkeit erflärt haben? Wenn Hr. Graf Berlidiingen, ftatt ih nur 
im Allgemeinen an die noch nebelhafte Idee eines Sudbundes zu halten, 
einmal an Ausarbeitung eine Status ginge, würde er auch ſogleich auf bie 
Unausfüprbarfeit des Projects ftoßen. Es hat auch noch Niemand ein irgend 
reifbares Project eine? Sudbundes geliefert mit Ausnahme des „Stuttgarter 
eobachter8*, der hierüber interpellirt, erwiederte: Sein Recept ſei jehr einfach 
und wohlfeil, e8 koſte nur einige Kronen. Graf v. Berliingen will jeinen 
Sudbund zu einem Bindeglied zwiſchen Defterreich und dem nordeutſchen Bund 
maden. Alle Politiker, welche nad) Herftellung eines einheitliden mächtigen 
Deutſchlands ftrebten, erkannien vor Allem das Bebärfniß, den flörenden und 
ſchadlichen Dualismus zu entfernen. Dieß iſt 1866 durch endgiltiges Aus- 
iden Oeſterreichs aus Deutihland zum Keile beider Theile geſchehen. 
Wir werden nicht die Hand bieten zur Wiedereinführung des Dualismus in 
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Deutiäland. Dagegen ftand feit 1848 auf dem Programm aller berimga 
Batrioten, welde die deutiche Frage dur ein Yusicheiden Dcherreids vn 
dur Einigung der Übrigen deutſchen Etaaten unter Preußens Führung lite 
woäten, ein inniges Freundſchafts⸗ und Bundesperhälinik mit 
Dieß wird um fo eher zu Stande kommen, wenn die jühbeutihe Frage ex 
der Melt geichafft if. Schon heute aber wird jeder qute Deutſche jedes Fe 
chen einer freundichaftligen Annäherung zwiſchen Oeſterreich und Dem nc:. 
deutſchen Bunde mit freude begrüßen. Wenn wir einmal entſchlefſen fint. ı 
den norddeutſchen Bund einzutreten, und den Zeitpunft für geeignet belt 
it ber Weg, den wir zu gehen haben, durch Art. 79 der norbveutichen Bun: 
acte genau vorgezeichnet. Inzwiſchen haben wir niemals den Eintritt Vater 
in den norddeutſchen Bund als die einzige Formel der Löſung der nationele 
Trage hingeflellt, jondern ftets im Allgemeinen von einer nationalen Berb:: 
dung des Südens mit dem Norden Deutſchlands geiproden. Ein Brör- 
nad) jener Richtung hat nicht flattgefunden, fo oft auch die Zeitungen hie: 
reden. Graf v. Berliäingen glaubt, daß die Greigniffe von 1866 der © 
miſchung des Yuslandes in die deutſchen Angelegenheiten die Wege neck: 
hätten. Ich habe nichts von einer ſolchen Einmiſchung wahrgenommen, re: 
glaube, daß Deutſchland 50 Yahre rückwärts nicht in fo guter Berfaher: 
war, folde Einmiſchung abzuwehren, als eben feit 1866. Zwei gelegenti:& 
norddeutjche Noten fprechen fi mit hinreichender Klarheit gegen jede ham} 
Einmiſchung in die inneren Angelegenheiten Deutihlands aus. Graf v. Ta 
liingen will, wenn es fi einmal um Eintritt in den norbdeulfchen Pr-! 
handeln follte, daß Großherzogthum Tieber vollends von Preußen anne: 
ſehen. ch denke, es ift Sade des Großherzog, feiner Zeit zu beflimma 
welden Theil feiner Souveränetätsredhte er der Verwirklichung der nationala 
Einigung Deutihlands zum Opfer zu bringen für nöthig und für gut fintd 
Weiter werden wir um feinen Schritt gehen und eimaigen weiter gehenta 
Berfuchen politiiher Parteien mit aller Entſchiedenheit entnegentreten.“ 
Ueber das Berhältniß zwiſchen Staat und Kirche entipinnt fi eine k 
lebhafte Erörterung zwischen dem Bistyumsverweier Kübel und dem Minike: 
präfidenten. Biſchof Kübel bezieht fi) auf denjenigen Theil der Thron 
welcher von dem Berhältniß der Kirche zum Staate ſpricht, und zur Abgrer 
zung der beiderjeitigen Gebiete einen Gefekentwurf über Einführung der od 
ligatoriſchen Civilehe und einen foldden Über daß Stiftungsweien anftünd‘: 
Nach der allerh. Proclamation vom 7. April 1860 fei der Kirche ihre dei 
Selbftändigkeit zugeſichert, und er freue ſich darüber und unterflüge die Ab 
grenzung der Gebiete, aber e8 jollten feitens der Regierung drei Factoren ned 
berüdjichtigt werden, nämlich die Natur der Sache, das Recht der Kirche um 
die eingelebten Sitten und Gebräude. Im Hinblid auf diefe müffe von de 
Regierung dem jelbfländigen Verwalter der Kirche geftatte werben, bei dier 
Abgrenzung mitzuwirken, maß bisher nicht geſchehen fei, 3. 3. in GStiftunu: 
und Schulſachen. Gegen die Einführung der obligatorifchen Civilehe mi" 
er fich auch erflären, denn es fei dicjelbe nicht nothiwendig und werde vielisd 
Anftoß zu Mißhelligkeiten geben. Minifterpräfident Jolly: „Der Hr. Ei: 
thumsverweſer legt dem Staate wie der Kirdye gleichmäßig das Recht der Au 
tonomie bei, und behandelt demgemäß beide als in rechtlicher Beziehung er- 
ander vollkommen gleichgeſtellt. Das ift aber ein abfoluter Irrthum, gegen 
den und gegen defien jehr weit reichende Conſequenzen ich, fo lange ich die Ebrı 
haben werde, an der Spite der Geichäfte zu ftehen, mich flets auf das nad 
drüdlichfte erheben werde. Der Staat ift im Befig der Souveränetät, welde nca 
ihrem Begriff die oberfte rechtliche Gewalt if, die don niemanden abhäna! 
und welder unbedingt alles, was im Staat eriftirt, alfo aud die Kirche as 
äußere Unftalt, unterworfen ift. Der Kirche dagegen if nur für ihre Sphäre 
die Autonomie unter der Souveränetät des Staats zugeftanden. Die Sor⸗ 
veränetät ift ihrem Weſen nach eine rechtlich nicht befchräntte Gewalt, dageyc: 
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iR die Autonomie Ihrem Begriff nad) durch die über ihr Rehende Gouveränetät 
beiräntt. Es Tann aljo davon die Rede nicht fein, dab Staat und Kirche 
einander rechtlich gleichgeſtellt feien, und ich muß deßhalb auch gleich der erften 
praftiihen Folgerung wideripredhen, welde der Hr. Bisthumsverweſer aus 
feinem unrichtigen Borderfag abgeleitet hat. Ich kann nicht zugeben, daß die 
Beziehungen zwifchen Staat und Kirche in jedem einzelnen Fall nur mit Zus 
fimmung der Kirche beſtimmt werben können. Ich habe ſtets den Grundſatz 
befolgt, in allen ragen, welche die Kirche berühren, derfelben Gelegenheit zu 
geben, ihre Anſchauung und ihre Wunſche darzulegen, und ich habe es mir 
immer zur Pflicht gemacht, und werde es aud fortan thun, ihren Wünjchen 
jede thunliche Rüdficht zu fchenten, foweit die Geſetze und die Intereſſen des 
Staats es geftatten. Es ift aber unmdglich, die freie Entjchließung des Staats 
in allen Fällen, in welchen kirchliche intereffen berührt werden, von der Zus 
fiimmung der Kirche abhängig zu machen. Es würde dieß zu Bffentlichen Zu⸗ 
Händen führen, wie fie nur in mehr oder minder unklaren Borftellungen Ein» 
jenen vorjchweben, in der That und Wirklichkeit aber nie vorhanden waren, 
ſelbſt nicht während des Mittelalters. Damals war allerbings das Verhältniß 
zwiſchen Staat und Kirche ein anderes als jetzt, namentlich hatte die letztere vielfach 
in äußern Dingen eine Gewalt, die ihr jegt nicht mehr zukommt. Ter Grund 
davon liegt weientlih darin, daß es damals noch gar keinen Staat in unferm 
Sinne gab. Das ganze öffentliche Leben beiwegte ſich in zwei großen reifen, 
in den verſchiedenen weltlichen Herrichaften, die darnach rangen, Staaten zu 
werden, es aber noch nidyt waren, und in der Kirche, die als ſtarker, fertiger 
Drganismus daftand. Da war e8 ganz natürlih und mohlthätig, daß die 
Kirche auch mande Berhältniiie des Rechts ordnete, weil der Staat noch nidt 
da war. Ich Tann bier gleich ein im Augenblid für uns ganz praftiiches 
Beifpiel anführen. Die Ehegefeßgcebung ging im Mittelalter von der Kirche 
aus, und niemand wird beftreiten, daß e8 ein Verdienſt derjelben war, dieſes 
ungemein wichtige menjchliche Berhältnig auch rechtlich geordnet zu haben. 
Die Sachlage hat fih aber längft geändert. Der Staat hat längft die un. 
gemein feine und jchwierige privatrechtliche Materie des Eherechts, die Vor» 
ausjegungen, die rechtlichen Wirkungen, die Gültigkeit oder Ungültigleit, bie 
Wiederauflöfung der Che weit genauer und zweckmäßiger beflimmt, als es 
früher die Kirche vermochte. Das rein kirchliche Eherecht ift ſchon deßhalb 
in unfern Staaten nicht mehr anwendbar, weil in denjelben Angehörige ver- 
fchiedener Kirchen wohnen, weldhe die Ehe veriäieden behandeln. Der Hr. Bis⸗ 
thumsverweſer meint: bei der Schule fei die Kirche zu kurz gelommen; man 
tönne bier nicht von einer Grenzregulirung zwiſchen Staat und Kirche jpre- 
den, ſondern der Staat habe alles an fi) genommen und die Kirche von der 
Schule ganz ausgeichlofien. Ich halte es für meine Pflicht, diefen Sägen im 
Namen der Regierung auf das entſchiedenſte zu widerſprechen. Es ift that- 
ſächlich nicht richtig, daR der Staat die Kirche von der Schule ausgeihloffen 
Die Kirche hat fi ſelbſt von der Schule ausgeichloflen. In dem Geſetz 

ift ausdrücklich gejagt, daß in jeder Gemeinde der Pfarrer kraft Geſetzes Mit- 
glied des Ortsſchulraths ſei; das Geſetz bat aljo die Pfarrer nicht ausge⸗ 
ſchloſſen; ausgeichlofien wurden fie durch das Berbot der Eurie in freiburg, 
welche ihnen den von den Geſetz gemoliten Eintritt unterjagte. Ich habe nicht zu 
prüfen, ob dieß im Intereſſe der Kirche richtig gehandelt war ; ich nehme aber 
feinen Anftand, offen zu befennen, daß ich im Intereſſe der Schule‘ den Nicht. 
eintritt der Geiſtlichen beflage. Ich hätte gewünſcht, fie hätten in der Stellung, 
welche ihren daS Geſetz anweist, mit aller Hingebung für die religidfe Auf⸗ 
abe der Schule gewirkt. Von einem Ausſchluß durch den Staat kann Feine 
ede fein, und wenn die Kirche den jekigen Zuftand beflagt, fo hat fie fi 
denjelben lediglich zuzufchreiben. Und fie kann denfelben jeden Tag ändern; 
fobald die Eurie das Verbot zurücknimmt, fobald fie ſich dem Geſet fügt, fteht 
dem Eintritt der Pfarrer in den Ortsſchulrath, in welden fie durch das Geſet 
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berufen find, Yein Hinderniß im Weg.“ Weitere Ausführungen bes Minifers 
beziehen fi auf die Verwaltung des Kirchendermogens inden er behaupte, 
daß der Kirche im weiteften Umfang die Theilnahme ar biefer Berwaltung 
gefichert fei. Schliehlich lommt Hr. Jolly auf eine gegen das Miniſterium als ſolches 
gerichtete Aeußerung des Grafen Berliingen zurüd, indem er erflärt: „Wes 
die una offen gelafiene Wahl zwilchen einem Syſtem⸗ und Perfonemnedic 
betrifft, jo kann ih dem Hrn. Grafen verfidhern, daß, jo lange ich und meine 
HH. Eollegen die Geſchäfte der Regierung zu leiten haben, ein Syßemwechſcl 
ganz gewiß nicht eintreten wird. Eobald wir aber die Ueberzeugung gewinnen, 
daß daS von uns vertretene politifche Syſtem nicht mehr mit der Zuſſimmung 
des Landes. durchzuführen ift, oder daß feine Durdführung dem Lande zum 
Schaden gereichen würde, dann werden wir auß freier Entihliekung zurüd- 
trelen.” Der Handelsminifter v. Duſch fügt no ausdrücklich bei: er lese 
im Ramen des gefammten Staatsminifteriums gegen die Bemerkungen des 
Grafen Berlichingen Berwahrung ein, und das ganze Staatsminiflerium er- 
Häre fi für folidariich verbunden; e8 werde nur zufammen fliehen ober fallen. 


Auf. Det. Die nah dem am 10. Det. 1863 abgefchloffenen und am 


3. 


12. Auguft 1869 ratifizirt ausgewechſelten Vertrage zu beſtellende 
Seltungscommiflion infpicirt nunmehr bie vier vormaligen Bundcs⸗ 
feftungen Mainz, Ulm, Raftatt und Landau, zunähft Mainz, dann 
Landau, hierauf Raftatt und fchließlih Ulm bezüglich bes Zuftandee 
bes gemeinfamen Materials, deſſen Verwaltung und Sicherſtellung 
für ben Zwed ber Vertheidigung. 


„» (Bayern). U. Kammer: Da bei wieberbolten Wahlgängen 
für das Präfibium der Kammer immer 71 gegen 71 Stimmen 
ftchen, ſucht Fürſt Hohenlohe zwiſchen beiden Parteien gu vermit: 
ten, um wenigftens eine vorläufige Mahl zu ermöglihen und bie 
Auflöjung der Kammer mo möglich zu vermeiben. 


Seine Vorſchläge gehen von der Thatfadhe aus, daß fi der Conflikt zwi- 
fchen den beiden Kammerfractionen hauptſächlich deßhalb jo zugefpigt Hatte, 
weil einerfeits die patriotifhe Partei beim vollen Kammerbefland allerdings 
eine Mehrheit von etlichen Stimmen befefien, und wenn nit die Beanſtan⸗ 
dung ter Schweinfurter Wahlen in Mitte getreten wäre, die Beſetzung des 
Directoriums vollftändig in Händen gehabt hätte, daß aber andrerjeit3 bie 
vereinigten Liberalen Fractionen nicht nur factiſch und momentan die gleiche 
Stärke befäßen, ſondern hofften, bei einer Neuwahl in Schweinfurt zu fiegen 
und dadurch ihrerjeitS die Mehrheit zu erringen. Unter diefen Umſtänden 
ſchien der richtigfte Weg, um zu ciner Verſtändigung zu gelangen, der: die 
Wahl eines Directoriums zu ermöglichen, ohne hiebei der fpäteren Mehrheit 
zu präjudiciren. Da die Geſchäftßordnung ein proviſoriſches Directorium 
nicht fennt, jondern dafjelbe für die ganze Dauer der Kammer zu wählen if, 
fo een der Vorſchlag dahin: zwar diefe Wahl in der vorgefchriebenen Weiſe 
auch jet vorzunehmen, dabei aber im Wege gegenjeitiger Berabredung ven 
gewählten Mitgliedern die Pflicht aufzulegen, fofort zurüdzutreten, ſobald nad 
Gonftituirung der Kammer die Wahlreclamationen definitiv beſchieden und im 
Fall der Caſſation der einen oder andern die betreffende Nachwahl erfolgt fein 
würde. Zu dieſem Ende bin möge vorerft das Zoos für Weis oder für 
Edel entfcheiden, oder man ınöge ſich auf eine dritte Perjönlicgleit comproms 
mißweije verfländigen. 

Die patriotiſche Partei weigert fi, auf ben Vorſchlag einzugehen 
und erflärt: fie glaube barauf beftehen zu müſſen, das ganze Direc: 


Die füddentigen Biaaten. 201 


torium (Bureau) der Kammer allein zu bilden und an Minifterial: 
rath Dr. Weis feitzubalten, bagegen follten bei Beſetzung ber Aus⸗ 
ſchüſſe der liberalen Partei Eonceflionen gemadt werben. 


5. Od. (Baden). II. Kammer: Adreßdebatte. 


Adreßentwurf (von Lamey): „ . . . Wir Haben die Worte vernommen, 
welche zur Begrüßung des zur Löjung wichtiger Aufgaben berufenen Zanttans 
vom Throne geſprochen wurden. Es find Worte der Hoffnung für die gedeihliche 
freiheitlihe Entwidlung der Bollswohlfahrt in unferm theuern Heimathlande. 
Diele Hoffnung gilt vor allem dem Gelingen der nationalen Einigung Deutſch⸗ 
lands. War e8 bis jeht nicht möglich, fie im enticheidender Weile zu fördern, 
jo wächst doch die Erfenntniß ihrer Nothwendigleit in tem Herzen der dent⸗ 
ſchen Ration in dem Maß, als vor der Klarheit der Einſicht in die gefahr. 
drohenden Mängel eincs Eigenlebens der Heineren Staaten die Trübungen 
mehr und mehr verichwinden, welche diejes höochſte Endziel der nationalen 
Beſtrebungen da und dort verfchleicrten und noch umſchatten. Die zweite 
Kammer —* getreuen Stände ſteht feſt in der Ueberzeugung, daß die Neu⸗ 
geſtaltung Deutſchlands nur durch die Vereinigung der Staaten des Südens 
mit dem großen Nordbunde erfolgen kann. Mit vollem Vertrauen auf die 
bewaͤhrten deutſchen Geſinnungen und die Weisheit Eurer k. Hoheit erwarten 
wir und daS badiſche Volk mit uns den Zeitpunkt, in den es möglich fein 
wird, daß diefe hoffnungsreiche Einigung fi vollzieht. In diefer Geſinnung 
fönnen wir und der Pflege naher Beziehungen mit dem norddeutſchen Bunde 
nur lebhaft erfreuen. 

„Richt minder begrüßen wir e8, daß durch den Vertrag des norbdeutichen 
Bundes mit den Südftaaten Über da8 bewegliche Eigenthum der vormaligen 
Bundesfeftungen das Bedürfniß eines allgemeinen deutlichen Vertheidigungs⸗ 
ſyſtems und dadurch die Gemeinjamfeit der deutichen Mehrkraft zum Schutze 
Deutſchlands gegen äußere Geinde anerfannt iſt. Seitdem der deutſche Zoll« 
verein durch organische Einrichtungen umgeftaltet wurde, Hat das Zollparla- 
ment in zweimaliger Verſammlung getagt. Das deutiche Volt ift den Bera⸗ 
thungen diefer alle deutſchen Staaten umfaffenten, aber in ihrer Aufgabe 
eng begrenzten Vertretung mit großer Theilnahme gefolgt; fie legt Zeugniß 
dafür ab, daß die weitere Entwidlung und Erſtarkung dieſer Inftitution ihn 
ein ernſtes Anliegen if. Inzwiſchen wird die Herftellung gemeinfamer Normen 
für da8 Berfehrsleben in Deutihland gern unſere Anerfennung und Zuſtim⸗ 
mung finden. 

„Die bewährten Heereßeinrichtungen des norodeutichen Bundes find auch 
für unjere Truppen zur Geltung gelommen. Mit Stolz hören wir das 
Zengniß ausſprechen, das Eure k. Hoheit den Söhnen unſeres Landes ertheilt, 
welche für den Schuß des Vaterlandes die Waffen tragen. Es wird unfer 
ernfles Beſtreben fein, die erhöhte kriegeriſche Tüchtigkeit des badiſchen Heer⸗ 
örpers, innerhalb der Rüdfichten, welche die Schonung ter perjönlicden und 
finanziellen Kräfte de8 Landes fordern, ficher zu flellen. In dem Vertrag 
über militäriſche Freizügigkeit fehen wir mit Befriedigung die Rechte, welche 
ein deutſches Staatsbürgertfum gewährt, mindeflens auf dem Gebiete der 
Wehrpflicht ancrfannt. Die Vorlage zur Ordnung der Militärftrafrechtspflege 
wird, bie wir hoffen, einen verfafiungsmäßigen Abſchluß diefer Angelegenheit 


„Das badiihe Volt hat mit Eurer ek. Hoh. im verflofienen Jahr, unge 
achtet des Druds der Zeit, aufrichtig den zug gefeiert, welcher ihm vor 
50 Jahren die Verfafiung verlieh, deren reihe Segnungen es dankbar aner- 
fennt. Dem Herzen des Bolts ein theures Kleinod, wird fie auch Fünftighin 
die Fulle ihrer Früchte ausftreuen, je weniger fie fi der dur ben ritt 
der Zeit bedingten Weiterbildung ihrer Grundgedanken verſchließt, und je ins 
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niger und fräftiger daS Weſen und der Geift verfaffungsmähigen Lebens io 


wohl die Regierung als das Voll durchdringen. — Den uns verheißene 
wichtigen Geſetzvorlagen, welche die Berfafiung betreffen, werden wir, ebene 
wie denen, welde beſtimmt find, das Gemeindeleben zu erfrifchen mb dr 
Pflichten der Gemeinden im Armenweſen auf zeitgemäße Weife zu gefalten. 
und denjenigen, welche die Regelung des Öffentlichen Unterrichts vervollſtändigen 
die reiflichfie Prüfung zuwenden. — Mit Dank erkennen wir es an, daß burd 
weitere Borlagen, den Wunſchen der zweiten Sammer Ihrer getreuen Etänte 
eniiprechend, die Wirkſamkeit der Schwurgerichte auf alle politiidden Bergeha 
ausgedehnt, und die Folgerungen aus ter kirchlichen Gefekgebung des Yahıt 
1860 einem Abſchluß näher gebradyt werden follen, welder nicht bloß im 
Net und in der Pflicht des Staats liegt, jondern aud bei richtigen Ber- 
ftändnik den Intereſſen der Kirchen ſelbſt und ihrer freiheit entipridt. — 
Mit gewohnter Fürſorge wendet Ew. k. Hoheit den wirthſchaftlichen Zuſtänden 
Ihres Landes die verdiente Aufmerkſamkeit zu. Die Vervollſtändigung des 
Straßen⸗ und Eiſenbahnnetzes, durch die Mittel des Staats und ten Unler⸗ 
nehmungsgeiſt der Privaten erſtrebt, die Befriedigung eines Handelsbedürji⸗ 
niſſes durch ein Bankgeſch, eine fördernde Gejetzgebung für die in befruchten⸗ 
der Weile im Land aufftrebenden Wirthſchaftz⸗ und Erwerbsgenofienichaftes 
find, ebenjo wie die gejegliche Regelung der Waflerbenigung und der Edus 
für die Productionen der Fiſchzucht, Gegenftände der wichtigſten Bedeutung 
für die Öffentlihe Wohlfahrt, welche, wenn richtig gelöft, dem Lande reiche 
Früchte tragen werden. — Die Anforderungen, welche der Staatshaushe:t 
in der ablaufenden Budgetperiode machte, haben Ihre getreuen Stände geni- 
thigt, zu namhafter Erhöhung der Stenerlaft einzwwilligen, um jene Ordnunz 
der Staatsfinanzen zu erhalten, welche unſer Land ſtets ausgezeichnet bat. 
Die Bevölkerung hat dieje ihr aufgelcgten Opfer mit patriotiicher Hingebung 
gebracht. Mit Freude hören wir, daß die finanziellen Ergebnifje der beiden 
legten Budgetjiahre gänftig find, und nad dem Dafürhalten der Regierung 
Ew. k. Hoheit ermöglidden, die Steuerlaft, da wo fie am drüdendften erfunden 
wird, zu ermäßigen. ine forgfältige Prüfung des Staatshaushalts, thun- 
lichſte Sparſamkeit und Beichräntung auf die Bedürfnifſe, deren Befriedigung 
für die Wohlfahrt, den Schuß und die Ehre des Staats fih als unvermeid- 
lich ermeift, wird aber immer noch in beſonderem Grade die Pflicht der Bolt 
vertretung bleiben, um die nicht bloß durch das Staatsbudget, jondern auf 
durch die fonftige Geſetzgebung des Landes gefteigerten Laſten auf das min- 
defte Maß zurüdführen zu kömmen. Wir vertrauen darauf, daB wir bei 
diefem Beitreben einem gleichen Bemühen Seitens der Regierung Ew. Igl. 
Hoheit begegnen. 

„Mit dem Schute des Himmels hoffen wir auf die Grreigung jenes 
Biels, melches die Arbeiten, die Sorgen, die Opfer des deutichen Volks Te 
lange erftreben, ein geeinigtes, Fark und frei erblühendes Deutſchland. “ie 
Bollziehung der nationalen Einigung kann den Frieden nicht flören. Wie Fe 
ein unveräußerliches Recht des deutichen Volkes if, jo bedroht fie niemanden 
und ſchadigt niemanden. Nur Gewaltthat könnte fie zum Vorwand eines 
Angriffs nehmen, den wir nicht beforgen, den aber auch daS dentihe Boll 
nicht fürchtet. Möge Gott Em. k. Hoheit vergönnen, den Tag herbeizuführen, 
welcher das badiſche Bolt als freies und treues Blied des einigen Deutid- 
lands begrüßt!” , 

In der Debatte meflen fi} die Kräfte beider “Parteien, und dieſelbe wird 
in heftiger, aber ernfthafter und im ganzen würdiger Weile, ohne daB der 
Präfident zu einer Unterbrechung veranlaßt worben wäre, durchgeführt, wobei 
die zahlreich beſetzte Gallerie beiden Theilen der Kammer Beifall ſpendei. Tie 
heftigften Angriffe gegen die Regierung erfolgen durch die Mitglieder der 
tatholiſchen Volkspartei, welche glei bei Beginn der Sigung den Entwurf 
einer Gegenadreffe in dem Haufe veriheilen läßt. Diefelbe ſpricht fi für Er» 
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richtung eines Sübbundes, die Uuflöfung der Kammern und die Entlafiung 
der Minifter aus. Es heißt darın u. a.: 

„Solange daher nicht ein auf der Grundlage des allgemeinen Stimmrechts 
mit directem und geheimen Verfahren beruhendes Wahlgeſet eine weſenilich 
neue und wahre Bolfsvertretung geichaffen hat, müflen wir allen, aud ben 
font widtigften Vorlagen mit dem freimüthigen Belenntnik entgegentreten: 
daß wir von denfelben weſentliche Erfolge für die Wohlfahrt des Landes nicht 
erwarten, daß vielmehr eine künftige Volksvertretung gendthigt jein müßte, 
weſentliche Grundlagen jest zu ſchaffender Gefege geradezu wieder zu befeitigen. 
Dies gilt insbejondere von der beabfidytigten Abgrenzung des kirchlichen und 
ſtaatlichen Gebiets. Eine Bollendung ſolch großen Wertes lähßt fih nur er 
reichen durch aufrichtige und vollftändige Ausführung derjenigen Grundlähe, 
welde in der allerhöchften Proflamation Ew. k. Hoheit vom 7. April 1860 
ausgeſprochen find, und deren Nichtbefolgung von Seiten der Regierung den 
Frieden des Landes aufs tieffte geflört und ben volkerrechtlich garantirten Be⸗ 
Rand der katholiſchen Kirche, welcher mit demjenigen des badiſchen Staats ges 
ſchichtlich unzertrennbar verbunden ift, bereits ſchwer geſchädigt hat und nod 
ſchwerer zu jchädigen droht. Ew. k. Koh. getreues Volk athmet ſchwer unter 
dem Drud auferordentliger Laſten und Opfer für ein Ziel, welches das Volt 
nicht will! Die Geſchäfte des Landes werden geleitet von einer Regierung, 
welche daß Vertrauen des Volks nicht befigt!“ 

Nach der Berlefung und Begründung de Mehrheitsentwurfs durch den 
Berichterftatter Lamey ſpricht zunächſt Minifterpräfivent v. Jolly der Com⸗ 
miffion feinen Dank für die echt patriotifche Haltung der Adreſſe aus. Ueber⸗ 
gehend auf die für die nationale Sache zu bringenden Opfer, erklärt er, daß 
die Kräfte des Volls gefchont werden follen, und daß das nationale Streben 
feinen Etillftand im Innern verurjachen werde. Ben Entwurf der ultramon« 
tanen Gegenadreſſe berührend, hofft er, daß die katholiſchen Volksvertreter 
feine revolutionären Gedanken hegen; allein, wenn man einmal jeine jubjective 
Veberzeugung über die Berfafjung ftelle, fo fomme man auf eine fchiefe Ebene, 
die immer weiter abwärts führe. Kirsner ſuchte nachzuweiſen, daß der Ein⸗ 
tritt in den Nordbund das einzig realifirbare Einigungsproject fei. Hierauf 
verließt der erfte Redner der ultramontanen Cppofition, Baumftard, die er- 
wähnte Gegenadrefſe. Der Rebner verfpricht fi) zwar feine Annahme dieler Ge⸗ 
genadrefie, allein er meint, fie würde auch nicht unbeacdhtet bleiben vor dem 
Thron und würde Wiederhall finden bei Millionen von Süddeutſchen. Die 
Politik der Regierung fer eine ſtaatsrechtlich unerlaubte, denn fie führe zum 
Einheitsflaat; fie ſei aber auch eine unkiuge, denn Baden jei in der Meinung 
des Auslandes eine preußiſche Provinz, und im Innern wolle der Landmann 
lieber gleich ganz preußiih als nordbundleriſch fein; fie jet aber aud eine 
erfofgloje, denn Oeſterreich werde die Südſtaaten nicht aufgeben, fo lange e8 
eine Armee babe, Die preußiſche Monarchie habe eigentHümfiche Traditionen, 
fie wolle erobern und mwolle in Mitteleuropa einen Militär- und Kaſernenſtaat 
bilden, nicht aber ein heilige8 Reich deuticher Nation. Erfolglos fei Diele 
Politit aber auch in Berlin, denn es feien Noten gewechfelt worden, worin 
Baden mit dem Anerbieten feines Eintritts geradezu abgewieſen worden jei. 
Lie deutihe Bolitit der Regierung habe damit Fiasco gemadt. Der Süd- 
bund fei um weniger zu haben al8 um drei Kronen, wie der Stuttgarter 
„Beobachter“ meine: er koſte nur drei Minifterportefeuilles. Bei dem Süd⸗ 
bund wolle man aud nicht ftehen bleiben, er ſei nur Mittel zum Zweck. 
Dieſer Iektere fei das einige Deutſchland. Indem er hierauf auf die inneren 
Zuftände übergeht, berührt er vor allem das Verhäliniß zur Kirche. Das 
Minifterium haſſe die tatholifhe Kirche als culturfeindlihe Macht, e8 gebe 
aber keinen zweierlei Katholicismus, und mo fein Biſchof fei, da fei feine 
Kirche. Bon dem Nichterftande Badens wilje man im Auslande, wenn ein 
politiicher Prozeß in Baden verhandelt werde, bei der Zuſammenſetzung der 
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Nichtercollegien das Urtheil ſchon im Voraus. Jolly erflärt, daß er nicht 
nur nicht die Kirche, jondern nicht einmal die Tendenz in derjelben haffe, die 
er befämpfen müſſe; dieſe Tendenz ſei die einer Kaſte, welche danach ringe, 
ihren Willen zum Dogma zu erflären. Kiefer ſchildert die Entwidlung und 
Beitimmung des preußilchen Staates, der fih aus den traurigften Berhält- 
niſſen deutſchen Elends dur die Rührigkeit jeiner Bewohner und die Tüchtig⸗ 
Teit feiner Herrſcher zur nationalen Selbftändigleit emporgerungen habe. Der 
norddeutſche Bundesftant fei kein Einheitsftant und werde aud nit Dazu 
führen, aber das particulariftifhe Fürſtenthum müfle fi beugen vor der 
Macht der nationalen Idee. Die franzdfiiche Politit Habe den Sünbbund ein» 
geſchwärzt, und die Feindſchaft der Ultramontanen gegen den Nordbund rühre 
von dem Haß gegen den Proteftantismus und gegen die Souveränelät des 
Staats her; dieſe wolle die katholiſche Kirche nicht, weil fie ſich ſelbſt als 
fouverän betrachte. Das deutſche Volk aber werde wie das engliihe den Weg 
zum echten Gonfitutionalismus finden nicht im Particularismus, fondern da⸗ 
durch, daß es eine Nation werde. Auch freifinnig könne jene Partei nicht fein, 
denn dem Machtgebot des Prieflers, vor dem ſich alles demüthigen müſſe, ſei 
alles freie Streben verbaßt. Darum will er, obwohl Anhänger der birecten 
Wahlen, das jegige Wahlſyſtem nit zum Plaifie der Ulttamontanen ab» 
geändert haben. Die jegige ernfte GefeeSarbeit laſſe derartige Experimente 
nicht zu. Die deutiche Idee jet im Wachen begriffen, allein jene Partei fuche 
durh die Aufregung der nievrigften Triebe im Volke dafielbe von allen 
Opfern zurüdzubalten. Sollte ſchließlich eine franzöfiige oder öfterreichiiche 
Intrigue Deutihlands Einigung hintertreiben wollen, jo würde das beutide 
Volt wie 1813 fi erheben, und Badens Söhne würden in den Reihen der 
deutſchen Krieger zu fechten wiſſen. Lindau ſucht den Borwurf des natio- 
nalen Berraths, welchen man feiner Partei macht, zu widerlegen, beſchuſdigt 
im Oegentheil Preußen, im Jahr 1866 dur das Bündnik mit dem Ausland 
Deutichland geiprengt zu haben. Dem Südbund ftellen ſich Feine ernſtlichen 
Schwierigfeiten entgegen, wenn man ihn nur wolle Auf die Frage von Staat 
und Kirche Übergehend, meint er: der Staat fei nit die Summe des Rechts, 
der Bürger gehöre nicht dem Staat, fondern der Stant dem Bürger. Die fa» 
tHolifche Kirche befinde fich im Bertheidigungszuftand; wenn fie der Staat nicht 
ertragen könne, jo jei er nicht in Ordnung Der Minifter des Auswärtigen, 
v. Frey dorf, wendet fi gegen Baumflard, und erllärt: daß von der preu> 
Biihen Regierung feine Gewaltthat zu fürchten fei, indem diefelbe im Gegen⸗ 
theil den Süpftanten überfaffe, fi nad freiem Ermeflen für den Nordbund 
zu erflären. Einem etwaigen Drängen, preußifh zu werben, trete die Regie 
rung entjchieden entgegen. Deutſchland werde in Preußen aufgeben, fei eine 
unnüte, abgebraudte Phrafe, und an den von Baumflard erwähnten Roten 
abweifenden Inhalts ſei fein wahres Wort. Die nationale Politik Badens 
ſei aber auf nit ohne Erfolge, das beweifen die dem Haufe vorgelegten 
Verträge mit dem Norbbund; andererfeit3 fei auch daS ein Erfolg, daß dieſe 
Politik ein Hinderniß gegen antinationale Veitrebungen darbiete. Biſſing 
gibt dem Minifterium den Rath, abzulaſſen von feiner nationalen Politik, 
und erft den Streit zu ſchlichten, welcher zwilchen Kirche und Staat beftebe. 
Edhard ift froh, daß Jollh und nicht Bifing im Minifterium figt. Die 
von Biffing erwähnten Verfolgungen der Preſſe jeien verjchwindend gegen das, 
was die früher am Ruder geweſene ultramontane Partei gethan babe, und 
wenn man ein endgiltige8 Urtheil über die badiſchen Hauptparteien haben 
wolle, jo müfje man ein Bischen auf ihre Vergangenheit zurlidgehen. Hieran 
reiht Redner eine lange Aufzählung der ultramontanen Berfündigungen an 
der Einheit und Freiheit, und jchließt mit der Hoffnung, daß der Tag bald 
tonıme, wo Baden als ein freie und gejunde® Blied in den norpbeutichen 
Bund eintritt. MühHlhäußer, der einzige Vertreter der National-Gonjer- 
bafiven, ſtimmt in der Hauptfrage mit der Mehrheit det Hauſes überein, 
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wunſcht aber directe Wahl, und keine Trennung der Kirche vom Staat, fon» 
dern friedliche Auseinanderjegung, indem nur dadurch der Friede wiederher⸗ 
oeftellt werben koöͤnne. Roß hirt, der kühlfte Streiter im clericalen Lager, 
Ipricht gegen den Einheitsftaat, von dem die Eleinern nur Bafallen jeien, fowie 
gegen die Militärlaſt, welche Preußen brauche, Defterreich aber nicht, wenn 
e3 mit den Südflaaten in Verbindung fei. Er wülnnſcht im Innern directes 
Wahlrecht; das Bolt brauche keine Zwiſchenmänner mehr, auch die Wahlbezirke 
müßten anders werden. Vom Stiftungsweien ſprechend, fürchtet er, daß bei 
der Örenzberigtigung der Pfahl tief ins Fleiſch der Kirche gedrlidt werde; er 
warnt vor der salus publica, fie fei nad) Goethe der Herren eigener Geif. 
Zum Schluß kommt ein Vorwurf über den Inconftitutionalismus des Staais⸗ 
minifterß, den diejer Jofort energiſch zurückweiſt. Hufſchmidt wendet fi 
gegen den Borwurf der Gewaltthat, melde das neue Deutſchland geſchaffen 
babe, und gegen bie jogenannte Berpreußung; er billige nicht alles, was in 
Preußen geichehe, und das fogenannte firamme Regiment fage nicht Jeder⸗ 
mann zu. Die Abneigung gegen den Südbund wachſe, Defterreih fei im 
Augenblit kein Staat, fondern beftehe nur aus Reichshälften. Yür das directe 
Wahlrecht jei er au im Princip, bei ſolchen unfertigen Zuftänden halte er 
e8 aber für ein gewagtes Experiment. Der Minifter der Juſtiz, Obfirder, 
tritt hierauf gegen den Borwurf auf, welden Baumftard dem badiſchen Rich⸗ 
terftand gemacht Hatte, und erklärt diefen Vorwurf für grund« und bodenlos, 
worauf der ultramontane Redner erwidert, daß er nur eine Aeußerung des 
Auslandes referirt habe. Oblircher entgegnet, er hätte von ihm als Richter 
erwartet, daß er derartiges nicht öffentlich ausfage. Aehnliches muß Baum⸗ 
ftard von v. Freydorf hören, welcher ihm jehr erregt erklärt, ſolche grundlofe 
Berleumdungen hätte er mit Indignation zurüdweilen follen. Den Schluß 
der ultramontanen Redner bildet der FTatholiihe Delan Lender, mwelder 
vorzugsweiſe die kirchliche Frage behandelt, und fich beſonders gegen den 
Minifter Jolly als einen Hafer der Fatholifhen Kirche wendet. Yolly er- 
hebt fi Außerft aufgeregt gegen den Vorwurf des Haſſes gegen die Kirche; 
diefer ſei volfländig grundlos, und er erkenne hier das „Steiniget ihn“, er 
laſſe ſich dadurch aber nicht einſchüchtern, fondern werde nicht aufhören, die 
Tendenz innerhalb der Kirche zu belämpfen, welche den Willen des Priefter® 
zum Dogma erhebe. 

Bei der Abjtimmung wirb ber Oegenentwurf der Ultramontanen 
mit allen gegen die Stimmen der 4 Unterzeichner abgelehnt und 


ber Kommiflionsentwurf mit allen gegen 6 Stimmen angenommen, 


6. Och. (Bayern) I. Kammer: Da bei 7 fuccefliven Wahlgängen 


11. 


für das Präfibium ber Kammer immer 71 gegen 71 Stimmen 
ftehen, Bleibt ber Regierung nichts anderes übrig, ale bie Kammer 
aufzuldien und Neuwahlen anzuorbnen. 

„Schlußfitzung und Auflöfung der Vundesliquidationscommiſſion. 
„» (Baden). Die II. Kammer genehmigt ben militärifchen reis 
zügigfeitsvertrag mit bem norbbeutihen Bund gegen 3 Stimmen, 
bie I. Kammer einftimmig. 

Gommiffionsberict der IT. Kammer: „... Biel höher aber als 
die materielle Seite Schlägt Ihre Commiſſion die . politifche Bereutung des 
Uebereinlommens an, Wir erinnern an unfere Worefie, wo über den Vertrag 
geſagt ift, daß das deutihe Staatsbürgerrecht auf dem Gebiet der Wehrpflicht 
aneılannt wird und haben diefem zutreffenden Wort nur noch beizufügen, 
daß die Vereinbarung ebenjo, wie fie Außerlich unter den Soldaten augenfällig 
die Kameradſchaft darftellt, fie auch, worauf wir großes Gewicht legen, innere 
fi den Sinn und das Gefühl der nationalen Zufammengehörigleit heben 
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und mehren wird. Ihre Commiſſion begrüßt den Bertrag, welcher wenigſtens 
für die Ableiflung der Wehrpflicht die Mainlinie bejeitigt und in Bezug hie 
rauf die Gebiete Badens und des NRorbbunds in ein einziges verwandelt, als 
einen willlommenen Fortſchritt der nationalen Beſtrebung. Möge, und das 
ift der ernftlie und einftimmige Wunſch Ihrer Commiſſion, die Bereinbarung 
über die militärische reizügigfeit der verheißende Vorläufer und Berkfünbiger 
des erwarteten nahen Bejammteintritts in den großen Nordbund jein. Wir 
empfehlen Ihnen, und zwar eben jo gerne als dringend: Ihre Zuſtimmung 
zu dem Bertrag zu ertheilen“. 


12. Dct. (Bayern). Biſchof Heinrih von Paſſau erflärt fi gegen bas 


Gebahren und bie „Anmaßungen* der fog. kath. Vereine. 

Der Biſchof von PBaflau, der ſchon im vorigen Jahr an das erzbiichöfliche 
Drdinariet Munchen⸗Freiſing ein Schreiben ergeben ließ, in weldhem er mit 
der vollſten Enfhiedenheit gegen eine von den Geiſtlichen beſchloſſene Drgani- 
fation des katholiſchen Clerus proteftirte, |priht nunmehr in einer Zufchrift 
an das Gentralcomitd der katholiſchen Vereine Deutichlands, datırt vom 
12. October 1869, wieder in derfelben unummwundenen Weile feinen Willen 
und jeine Anſchauung über die Betheiligung der ihm unterjtehenden Geiſtlichen 
an den verjchiedenen Vereinen aus, Ten äugern Anlaß zu diefem letzten 
Scäriftftlüd gab die Anfrage des Domcapitulars Siegler, ob er die nuf ihn 
gefallene Wahl in das neuconftituirte Gentralcomite der Tatholiichen Bereine 
Deutihlands annehmen dürfe Dieſe wurde dem Domcapitular von feinem 
Biſchof verweigert, weil letzterer dem obenbezeichneten Vereine nur die Eigen- 
ſchaften eineß Privatvereins beilegen könne, und er fih aud nit im Etande 
fühle, in jeiner Didcefe einen von dem Gentralcomite, unter wa3 immer für 
einem Titel, zu wel immer für einen Zwed aufgeftellten Bevollmächtigten 
anzuerlennen, oder ihm irgend welde Befugniſſe in kirchlichen Fragen einzu- 
räumen. Denn einzig der Biſchof übe in feiner Diöceje das kirchliche Richter» 
amt und der Verein, welder ſich ſelbſt Machtvolllommenheiten beilege, lönme 
auf kirchlichem Gebiete nur Schaden und Verderben bringen. — Nachdem der 
Biſchof fo in der entſchiedenſten Sprache feine bilchöflichen Rechte gemahrt und 
ihre Verlegung als äußerſt gefährlih für das mahre Heil der Diöcele bes 
zeichnet bat, kommt er auf die katholiſchen Vereine jelbft zu reden, und 
fagt darüber in dem Schreiben: „Was die Beichlüffe der alljährlichen General» 
verſammlungen katholiſcher Vereine Deutihlands betrifft, jo ftellen ſie ja viel» 
fa nur die Anfihten — man kann nidt einmal jagen die Ueberzeugungen 
— eines Heinen Bruchtheiles der katholiſchen Bevöllerung Deutihlands dar; 
fie gehen hervor aus einem ſehr gemilchten Publitum und zwar unter ber 
Stimmung momentaner Aufregungen, wie dic bei den obwaltenden Berbält- 
nifien, unter den Eindrüden einer improvifirten Zujammentunft in Maffen 
wohl auch nicht ander möglid if. Was würde aus Kirche und Staat in 
den gegenwärtigen gefährlichen Zeitverhältnifien werden, wenn derartige, das 
"eben der Kirche und des Staates fo tief berührende Beichlüffe einer impros 
pifirten, dur den Zufall zuſammengewürfelten, in feiner Weile hierzu legi⸗ 
timirten und aus gar vielen Rüdfichten durchaus nicht competenten Verſamm⸗ 
lung auf irgend eine Weile zum Vollzug gebracht werden lönnten oder woll- 
ten?* Im weiteren Verlauf lommt der Biſchof auf die fogenannten Caſino's 
aljo zu ſprechen: „In Folge von Anregungen und Beſchlüſſen auf dem Ges 
biete fatholiicher Vereine und Berfanmlungen wurde Ende des Jahres 1865 
und mit Beginn des Jahres 1369 in der Diöceſe Paſſau (und liberal in 
Bayern) unter der ländlichen Bevölferung eine jchr große Anzahl von ſoge⸗ 
nannten Gafino’8 ohne das geringfte Willen, ohne alle Genehmigung und 
Butbeißung des Biſchofs, ja mit größter Verſchwiegenheit vor dem: 
felben gegründet, welche aber bald in jo ſchmählicher Weife ausarteten, daß 
fie aufgelöft werden mußten. Bei der diesjährigen katholiſchen Oeneralver« 


Pie füddentien Btanten, 207 


Sammlung in Düffelborf wurde der ganz zeitgemäße und dem wahren kirch⸗ 
lichen Inlereſſe entiprechende, von Brentano geftellte Antrag, der ſuddeutſchen 
Drefie eine größere Mäßigung und würdigere Haltung zu empfehlen — wo⸗ 
für ſich früher ſchon oberpirtlihe Stimmen erhoben hatten — in einer jo 
wegwerfenden Weile behandelt und in einer fo kränlenden Art zurückgewieſen, 
dat man fi) fragen muß, ob diejenigen, welche die Stimmenmehrheit in biejer 
Frage für fih hatten, der chriftlichen Grundſätze fih noch bewußt jeien, deren 
Beachtung für einen Ehriften im Kampfe mit einem jeden Gegner heilige 
Chriſtenpflicht ii! — Um jedoch diefer Abftimmung noch eine unzmweifelhafte 
Beiieglung aufzubräden, wurde von der Generalverfammlung als Weferent 
eine Perjönliyleit (Bucher, Befiger der „Donauzeitung”) beitellt, welche ber 
alleräußerften Richtung in Bezug auf die obenerwähnte Preßfrage angehört. 
Unter diefen Verhältnifſen ift e8 daher auch jo weit gelommen, daß ein gro« 
Ber Theil der fogen. katholifchen Prefie, weldher, vorzugsweile von hoben Gän« 
nern reich bezahlt, gewiflen Partei⸗Intereſſen dient, fi über jede kirchliche 
Autorität hinwegſetzt, welde fih nit dem aufgeftellten Barteiprogramme 
unterwirft. Wie tief ein Theil diejer fogenannten katholiſchen Preſſe 
gejunten ift, beweift eine erſt in neuefter Zeit auf dem Gebiete diejer Prefie 
eingetretene Thatjache, welche als ein Ereigniß bezeichnet werben muß und 
einer zulünftigen Erörterung und Beſprechung für jegt vorbehalten wird. Es 
ift eine befannte Thatſache, welche freche Verböhnungen, Beripottungen und 
Berleumdungen ſich gewilfe derartige Barteiblätter trog ihres katholiſchen 
Aushangeſchildes gegen den Biſchof von Paflau ſeit längerer Zeit erlaubt 
haben und erlauben. (Es find hier die Angriffe des „Wollsboten“, des 
„Baoterlandes* und der Donau⸗Zeitung“ gemeint.) Aber nicht jo bekannt 
ift e8, welche wahrhaft ſchreckliche Drohungen ichriftlich an den Biſchof 
gelangt find, mit der Aufforderung, fi der bezeichneten Partei gänzlich zu 
unterwerfen, und zwar unter Kundgebung gewijjer Zeichen, wie mar 
fie für diefen Zwed ihm befannt gegeben und feftgeftellt hat. Für jegt genüge 
dieſe Andeutung; aber unter gewiſſen Umftänden wird die Zeit kommen, in 
welcher ohne Rüdfiht auf Perſonen und Berhältnifje die nothwendigen Ent⸗ 
Hüllungen bezüglich derartiger grauenvoller Vorgänge gemacht werden müſſen. 
Dies nennt man heutzutage katholiſche Agitation, katholifde Bewegung! Arme 
beweinenswerthe katholiſche Kirche Deutichlands und Bayerns! Die wahnfinnige 
Parteiwuth Deiner vermeintlichen Gönner wird nicht ruhen, bis fie der katho⸗ 
liſchen Kirche Deutihlands und Bayerns das traurigfte Schickſal bereitet 
haben wird." 

16. Det. (Bayern). Der Rebdacteur ber „hiftorijhspolitiichen Blätter“, 
Sörg, offenbar die hervorragendſte Berfönlichleit ber patriotiichen 
Bartei in ber Abg.Kammer ſpricht fi) über bie Tendenz ber Partei 
in jenen Blättern folgendermaßen aus: 

„daß es fih gegenwärtig nicht mehr um einen Streit politiider Parteien 
über theoretiiche Syfleme, fondern um einen Befreiungstampf ſocialer Klafſen 
gegen die maßlofe Herrjudgt einer andern focialen Klaſſe handle. Nur dieſe 
Klafie befige und vertrete eine Doetrin. Die bayeriich-patriotiide Partei Bes 
fie und vertrete dagegen feine Doctrin, ja fie würde fehr in Berlegenheit 
fommen, wenn fie ein in die ſtaatsrechtlichen Einzelheiten eingebendes Pro⸗ 
gramm aufftellen ſollte. Sie wife nur jehr genau, was fie nicht wolle, und 
das fei gewiß ein bemerkensweriber Umſtand. Die patriotiihe Partei fe 
eigentlich die Reaction gegen den falfchen Weg, welchen jeit 1847 der baye⸗ 
riſche Staatswagen eingeihlagen babe. Die Gegner der Patrioten fühlten 
ganz richtig, wi die Oppofition der PBatrioten weit zurüd reihe. Seit dem 
Jahr 1847 habe eine Tyrembländerel der Perfonen und Doctrinen fidh einges 
ſchlichen, welche dem bayerifchen Volk in der Seele verhaßt ei. Als Trägerin 
diefer Tendenzen erſcheine eine ſociale Klaffe, welcher der Kosſsmopolitismus 
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im Blute liege, näamlich die WBourgeoifie, welche ihr ſtärkſteß Comingent aus 
der Beamtenſchaft ziehe. Der Kampf der Parteien in Bayern erſcheine daher 
als Reaction gegen die maßloſe Herrſchaft der Bourgeoiſie, oder des modernen 
Gebildes, welches aus der Auflöfung der alten bürgerlichen Corporationen in 
Bayern wie überall entitanden fei. Die alten hiftoriichen Stände hätten lange 
geſchlafen. Wollten fie nicht gänzlich erbrüdt werden, jo fei ihr Erwachen 
dringend an der Zeit, und ihre Auferfiehung fei endlich erfolgt, hauptſächlich 
in den bayerifchen Bauerndereinen, welche lediglich Bereinigungen der alten 
hiſtoriſchen Stände, nämlich des Fleinen Grundbefizes, des befeitigten großen 
Grundbeſitzes und des Elerus unter Hinzutritt einiger Refte des ehemaligen 
bürgerliden Mittelftandes jeien, zum Schuß ihrer eigenen Intereſſen und zur 
Bertheivigung der geſchichtlichen Traditionen des Landes,“ 


20. Det. (Bayern). Ein kgl. Nefcript feht die neuen Abgeordneten⸗ 


21. 


wahlen auf ben 25. November an unb verorbnet eine ziemlid 
eingreifendbe Beränberung der Wahlbezirke zu Gunſten der liberalen 
Partei. 

„CBaden). Die II. Kammer genehmigt die Feſtungevertraäge 
ber ſüddeutſchen Staaten vom 10. Oct. 1868 und von 6. Juli 
1869 (ſ. unt. 6. Juli): 

Der Commiſſionsbericht bedauert die vielfachen Abſchwächungen, ent⸗ 
ſcheidend für fie mar aber, daß Art. 10 als Ziel der deutſchen Feſtungsdefen⸗ 
five den Zuſammenhang zwiſchen Süd» und Rorddeutihland und ein geſammt⸗ 
deutfches Vertheidigungsſyſtem bezeichnet. Indem die Gommiffion Bericht⸗ 
erftatter Abg. Buſch) alfo zu dem Wunſche gelangt, das Gute, welches der 
Vertrag bietet, zu erhalten und daS weniger Gute wo möglich zu verbefiern, 
teilt fie den Antrag: 1) Die vorliegende Vereinbarung vom 6. Juli d. J. 
zu genehmigen und 2) zu Protokoll den Wunf zu erklären: die großer. 
Regierung möge beftrebt fein, nicht den völlig unentwidlungsfähigen füddeut- 
ſchen Sondervertrag vom 10. Oct. 1868, fondern die zwiſchen dem norbdeute 
ſchen Bunde und den Südftaaten abgeichlofiene Vereindarung vom 6. Zuli 
d. 3. in Bezug auf die Eompetenz und Mittel und Wege, welde den Vollzug 
fidern, thunlichſt zu ergänzen. 

In der Debatte gibt der Minifter des Aeußern, v. Freydorf, 
einen Ueberblid über die langwierigen und unerquidlihen Berhaudlungen, 
denen die Verträge und die Form, in der fie ſich präfentiren, ihr Dafein ver- 
danken. „Die (badiſche) Regierung, bemerkt der Minifter dabei, hat ihre Ab» 
fihten nur unvollſtändig erreicht, und ich lege dieſes Geſtändniß um fo offener 
und lieber ab, als e3 vielleicht in Württemberg dazu dient, die Verträge cher 
aud den dortigen Kammern annehmbar zu machen, Verträge, von denen id) 
eben doch glaube, daß fie aud in ihrer jetzigen Geftalt der Entwidlung der 
militärijchen Einrichtungen Deutichlande, namentlih der füddentihen Staaten 
förderlich fein, daß fie die Vertheidigungsfähigfeit Deutihlands erhöhen wer- 
den, und die ih als ein neues Pfand eines einheitlihen Zufammenwirkens 
aller deutichen Staaten im Sriegsfalle betrachte‘. Der Minifter erwähnt, dak 
die fraglichen Vereinbarungen der Initiative Bayerns zu danken, welches mit 
Audfigt auf dic veränderten Verhältniſſe Landau’s eine Auseinanderfehung in 
Betreff de8 gemeinfamen Weitungseigentyums wunſchte; gleichzeitig mit der 
Abficht der Berufung der Liquidationscommiſſſion ward der Gedanke der Er⸗ 
richtung einer ſuddeutſchen Militär und Feſtungscommiſſion angeregt. Baden 
wünfchte eine folde erft aus den Verhandlungen der Liquidationscommillion 
felbft hervorgehen zu jehen. Noch vor dem Zuſammentritt diejer vereinbarte 
aber Bayern und Württemberg den Entwurf einer ſüddeutſchen Commiſſion, 
und e8 wurde jo der Verſuch gemacht, die Berhandlungen über bie Ginfegung 
einer ſüddeutſchen Militärcommiffion und die wirkliche Gonflituirung diefer 
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Konmiffion der Berfammlung ver Liquidationseommiffion vorbergehen zu 
Ioffen. Das bapyeriih-wärttembergiiche Statut fette eine rein jüiddeutiche 
Militäreommiffion mit ausgedehnten Befugnifien, nad) dem Borbilde der 
Bundes-Rilitärcommiflion ein. Dem norddeutſchen Bunde maren keinerlei 
Befugniffe eingeräumt, von Deutſchland war nur in der Beitiinmung die Nede, 
daß die Eommiffion das jüddeutihe Vertheidigungsiuftem an fi, wie im 
Zufammenhange deffelben mit jenem des ganzen Deutihlands wahren und 
überwachen ſollte. Baden ging auf diefe Vorſchläge nicht ein, und im Ber- 
laufe der in Folge diefee Weigerung fortgeiponnenen Verhandlungen der 
füddeutihen Staaten fam dann ein Bertragsentiwurf unter diefen über eine 
jüddeutiche Feſtungscommiſſion zu Stande, wobei Baden durchſetzte, daß ein 
Antrag auf Liquidation und Theilung des Feſtungsmaterials oder des 
Werthes defjelben nicht weiter zu ftellen, ferner die Meberlafiung der Ver⸗ 
waltung des Materials in Ulm, Raftatt und Landau nicht an die ſüddeutſche 
Feſtungscommiſſion, jondern an die einzelnen Territorialftaaten zu beantragen 
beichloflen wurde, wogegen Baden auf weitere Verfolgung ſeines Antrags auf 
Einfegung einer unter dem Borfite Preußens aus jämmtlidhen deutichen 
Staaten zu bildenden Eommiffion verzichtete, jedoch wenigſtens durdiekte, daß 
in der Liquidationscommiflion eine mittelbare Betheiligung des norddeutichen 
Bundes an dem ſüddeutſchen Feſtungsweſen vereinbart werden jollte Die 
Art diefer Betheiligung des Nordens, wie fie ſchließlich durch die deutſch⸗ 
nationale Haltung Badens, Bayern und Württemberg abgerungen wurde, ent⸗ 
ſpricht, wie der Minifter v. Freydorf ausdrüdlich erklärt, allerdings nicht den 
urfprünglidden Intentionen der badischen Regierung, gleichwohl tröftet fich Diele 
für das Minder des in nationaler Beziehung von ihr Erreichten mit der 
moraliſchen Wirkung , welche das wirklich Errungene haben werde. Ber 
Minifter faßt das in den Verträgen Erreichte aljo zufammen: „Es ift 1) die 
Semeinfamleit des Materials der vormaligen WBundesfeftungen unter den 
deutihen Staaten als ein Ausgangspunlt für gemeinſchaftliche militärifche 
Einrichtungen gewahrt, eine Liquidation und Theilung dieſes Materials ab» 
gewendet. 2) Es ift nit etwa das bisher ‚gemeinichaftlihe Material in 
Mainz dem norddeutſchen Bunde, in den Yeftungen Landau, Ulm und Naftatt 
der Geſammtheit der jUddeutſchen Staaten zugefchieden, ſondern es bleibt das 
beiderfeitige Material in der Gemeinſchaft aller deutichen Staaten. 3) Auch 
die Berwaltung des gemeinjhaftlichen Materials ift nit etwa der jübdeute 
fen Fellungscommiflion; fondern demjenigen Staate überlafien, in deſſen 
Gebiet die betreffende Feſtung liegt. 4) Es ift der Zufammenhang de nord» 
und fübdentfchen Vertheidigungsſyſtems und die allfeitige Berückſichtigung die» 
ſes Zujammenhangs bleibend gewahrt. 5) Es ift eine beichräntte Beteiligung 
des norddeutichen Bundes an der füdbeutichen Teitungscommilfion, eine volle 
Betheiligung aller deutihen Staaten an der Inſpicirungſcommiſſion erreidht, 
deren Wirkſamkeit fih gleihmäßig auf Mainz und auf die drei füddeutjchen 
Feſtungen erſtreckt.“ Der Minifter findet ſich jedoch genäthigt, die Regierung 
ausdrücklich zu entſchuldigen dafür, daß fie den militäriſch⸗particulariſtiſchen 
Reigungen der Nachbarſtaaten, von ihrem nationalen Standpunkte abweichend, 
weit genug nadhgegeben habe, und ſchließt mit den Worten: „Der Vertrag 
vom 6. Zuli d. J. (betreff. die Inſpicirungscommiſſion) ift jo eben in red» 
lichem Bollzuge begriffen; wir müflen die Gegenleiftung, den Vertrag vom 
10. Oct. v. 3. (über die jüdveutiche Feſtungscommiſſion) eben fo ehrlich hal⸗ 
ten. Auch diefer Vertrag hält ſich nicht ganz, diefleit3 der Mainlinie, legt 
wenigfiens kleine Fußftege über den Main. Und abgefehen davon iſt aud 
eine miljtäriiche Gemeinſchaft mit den ſuddeutſchen Staaten anzuftreben und 
beforge ich feine Nachtheile von derſelben. Es wird aud in der ſuddeutſchen 
Tekungscommiffion der nationale Geift feine Ueberlegenheit über den particu- 
lariſtiſchen und es werden die anerkannt tüdhtigen und bewährten militäriſchen 
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Einrichtungen des norddeutihen Bundes ihre Ueberlegenheit über elwa noch 
davon abweichende jüddeutiche naturgemäß geltend machen.“ 


22. Oct. (Bayern). Erlaß des Miniftere bed Innern v. Hörmann 


bez. die Veränderung in ber Wahlkreiseintheilung für Die neuen 
Landtagswahlen und die Etellung der Negierung zu den Parteien: 

„Die fol. Staatsregierung erblidt in der angeordneten Neuwahl der Kem⸗ 
mer der Abgeordneten allerdings feine Appellation an das Volk; hiezu het 
fie feinen Anlaß, da fie befanntlih die Auflöfung der letzten Kammer nitt 
freimillig, nicht wegen einer in anderer Weile nicht lösbaren Berwidlung mit 
derjelben, jondern nothgedrungen und bloß deßhalb, weil die Kammer ter 
Abgeordneten fi nicht zu conftituiren vermochte, verfügt hat. Bon dieiem 
Standpunkte aus hatte fie daher auch feinen Anlaß, die Wahlbezirke zu än- 
dern, Die Erwägungen, welche die Etaatöregierung zu dieſem Schritte veren- 
laßten, lagen in der aus den Ergebniſſen der legten Landtagswahlen gewon⸗ 
nenen Üeberzeugung, daß diefelben die im Königreiche herrſchende politische 
Stimmung nit mit voller Richtigkeit wieberjpiegelten, im Gegentheile 
der einen politiichen Partei mehr Sike in der Abgeorpnetenlammer zugefallen 
waren, als ihr nad der fi) damals in den Abftimmungen der Bahlmänner 
im gefammten Rönigreiche, fowie in einzelnen Kreiſen ausdrüdenden Bollsftimme 
und insbefondere auh nad den Anſchauungen der zu einem felbfländicen 
politifhen Urtheile gelangten intelligenten Klaſſen gebührt hätte. Es iſt 
eine der Grundbedingungen des conftitutionellen Lebens, daß die Volksvertre⸗ 
tung die verſchiedenen politiihen Anfhauungen des Bolles im richtigen Ber» 
hältnifje repräfentire, und es mußte darum die königl. Staatsregierung es 
für ihre Pflicht eradhten, der Herſtellung diefes richtigen Verhältnifſes, jomeit 
es an ihr lag, die Bahn zu ebnen. Sie konnte dieſes, indem fie von dem 
ihre unzweifelhaft auftehenden Rechte, die Wahlbezirke zu ändern, Gebraud) 
machte; fie durfte ſolches auch deßhalb nicht unterlafen, weil fie die frühere 
Eintheilung der Wahlbezirke erft für die Wahl vom 20. Maid. 3. Feitge’etit 
hatte. War fie damals mider eigene Abficht theilmeife zu einer künſtlichen 
Gintheilung der Wahlbezirke gefommen, fo war es ihre Aufgabe, die damals 
eingetretene Mangelhaftigkeit zu bejeitigen, nicht fie mit übel angebradter 
Conſequenz feitzuhalten. Bon diefer Verpflichtung konnte fie aud der Gedanke 
nicht befreien, daß bei der jet beichloffenen neuen Eintheilung möglicherweiie 
die fogen. patriotifhe Partei einige Sike in der Kammer der Abgeord⸗ 
neten verlieren und daher die neue Eintheilung als ein Act der Feindjeligkeit 
gegen dieſe Partei aufgefaßt werden fönne. Die k. Staatsregierung ift ſich 
wohl bewußt, daß fid) unter der jogenannten patriotiihen Partei eine Menge 
Männer befinden, welche von unzweifelbafter Treue und Anhänglichkeit an 
Se. Maj. den König und das Töniglidde Haus bejeelt, gleichzeitig Anhänger 
einer gefunden conititutionellen Entwidlung und einer dur Vorurtheile 
unbeirrten Fortbildung der inneren Verbältniffe, gleihwohl aber durch Miß⸗ 
verftändniffe und entftellende Durlegungen dazu gebradt worden find, gegen 
die Staatsregierung, weldhe in dem Sinne auf derfelben Grundlage handelt, 
als Re, gleich ihnen, redlich bemüht ift, die Selbftändigleit des Königreiches zu 
wahren, ohne Bayernd Beruf in Deutichland außer Acht zu laflen, in eine 
offene gegnertiche Stellung zu gerathen. Wenn folden Männern durch die 
neue Bezirkseintheilung der Zutritt in die Kammer der Abgeorbnneten erichwert 
werden würde, fo fönnte die Tönigl. StaatSregierung ſolches nur bedauern, da 
dieje Kräfte bei näherer ſelbſtiger Kenntnißnahme von den politiichen Ereig⸗ 
nifien und Borlommniffen in Bälde von manden vorgefaßten Anſchauungen 
zurüdtommen und das Streben der Lönigl. Staatsregierung, für des Landes 
Wohl nad jeder Richtung wirtiam zu fein, entichieden, wenn aud, vielleicht 
mit zeitweifer Verſchiedenheit der Aufjaflung über NRäthlichleit und Dringlich⸗ 
feit der hiezu erforderligen Mittel, unterftiigen würden. Leider find aber die 
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oben bezeichneten Elemente in der ſogenannien patriotiihen Partei zur Zeit 
nicht die herrſchenden und führenden, fondern die beberriegten und geführten. 
Die Herrihaft befindet fi no in der Hand der Extreme, welche, wie bie 
Aeußerungen der Führer und der von ihnen gebegten Preffe ungweideutig 
darthun, son ganz anderen Tendenzen erfüllt find. Mit deren vorgegebenem 
Batriotismus fteht das Beſtreben, bei jeder Gelegenheit das Anſehen bes 
Thrones, die Seltung der Staatsregierung und ihrer Organe, die Achtung 
por dem Geſetze — diefe Grundlage jedes georäneten Staatslebens — zu 
untergraben, im grellften, aber vollitändig charakieriſtiſchen Widerſpruch. In 
der Abneigung der k. Staatsregierung, ultra⸗kirchlichen Beſtrebungen nachzu⸗ 
geben, deren Realifirung den inneren Frieden im Lande vernichten und den 
verfafjungsmäßigen Rechten der Krone und de3 Staates zu nahe treten müßte, 
judhen und finden diefe Extreme den Vorwand, im Volke die Anſchauung zu 
verbreiten, daß die k. Staatöregierung die Religion mißachte und verfolge und 
die Angriffe, weile zum Leidweſen der Staatsregierung in den Tagblättern 
anderer Parteien gegen kirchliche Inftitutionen erhoben werden, jelbft hervor⸗ 
rufe. Um fih einen möglihft großen Anhang zu verichaffen, ſchmeicheln die⸗ 
jelben der Unwiſſenheit, dem Borurtheile und dem Eigennutze und erklären 
ohne Auswahl den Krieg allen denjenigen bedeutiamen und für des Landes 
Entwidlung förderlihen Geſetzen, welde im lebten Decennium unter der aller» 
hödjiten Sanction St. Majeflät des Königs und unter Mitwirkung ber beiden 
Kammern des Landtages zu Stande gelonımen find. Sie verſprechen, an deren 
Stelle Befleres zu ſehen, unbelimmert darum, ob fie nad den Bedürfniſſen 
des Landes und gegenüber den Erfahrungen der Wiffenfhaft und Praxis ihr 
Beripredhen zu halten im Stande find. Die k. Staatöregierung erkennt e8 als 
ihre durch die Rüdficht auf das Landeswohl gebotene Schuldigfeit, diefen Extre⸗ 
men mit ihrer eigenthümlichen Mifyung von ultra⸗kirchlichen und dema- 
gogiſchen Tendenzen mit allen geſetzlichen Mitteln entgegenzutreten, und fie 
kann e8 nur als ein Glüd für das Land anjehen, wenn die von ihr verfügte 
Aenderung der Wahlbezirke dazu beitragen jollte, das politiſche Uebergewicht 
diefer Extreme und der von ihr beberrichten Kreiſe fernzuhalten. Sie kann es 
daher auch nur mit Freude und Genugthuung begrüßen, wenn in Folge der 
Reuwahlen die Tiberalen Parteien die Wajorität in der Ramıner der Abge- 
ordneten wieder gewinnen follten, Steht fie aud nicht mit allen Forderungen 
derjelben im Einklange, wird fie insbejondere den Standpunkt, welchen fie in 
Wahrung der Selbftändigleit Bayern's jederzeit treu feitgehalten hat, aud 
fünftig mit Kraft einnehmen und durdführen, jo muß fie es doch al3 ihre 
dringendfte und nädjftliegende Aufgabe erachten, in Vereine mit den liberalen 
Parteien der Herrihaft der früher geſchilderten Ertreme vorzubeugen. Schlimm 
ftünde es wahrlid um Bayern, wenn lediglich die Alternative beftünde, ent⸗ 
weder defien Selbftändigkeit gefährdet oder defien gedeihliche innere Entwidlung 
aeftört und an deren Stelle die Verwirklichung ultralirchlich⸗demagogiſcher 
Tendenzen gejett zu ſehen. Someit ift e3 glücklicherweiſe noch nicht gekommen, 
und die Krifis, welche, in Folge des Barteigetriches und insbeſondere der 
agitatoriſchen Thätigkeit einer dern deutſchen Geiſte von jeher feindlich gegen» 
überftehenden Auffafjung, Über Bayern hereingebroden ift, wird mit Gottes 
Hilfe überwunden werden, wenn die Staatsregierung und ihre Organe, wenn 
die einfichtspollen Beftandtheile des Volkes ihre Schuldigkeit thun.“ 

29. Oct. (Baden). IL Kammer: Berathung ber von der Regierung 
vorgefhlagenen Xerfaffungsveränderungen und ber ven ber Commijlion 
beantragten Modificativnen: 

Art. I. $ 36 der Berfafiung wird aufgehoben und durd folgende Be 
ſtimmung erſetzt: „Alle übrigen Staatsbürger, welche das 25. Lebensiahr 
zurüdgelegt und in dem Wahlbezirk ihren Wohnfit haben, find — vorbehalt« 
lich der bejonderen gejeglihen Ausnahmen — bei der Wahl der Wahlmänner 
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Rimmfähig und wählbar.” Art. IT. 8 37 wird dahin abgeändert: „Zum 
Abgeordneten kann ohne Rüdjiht auf Wohnort ernannt werden, jeder Staatk 
bürger, welcher das 30. Lebensjahr vollendet hat und die Wählbarkeit zum 
Wahlmann befigt." Art. III. Im $ 40 wird eingeidaltet: „Wenn ein durd 
Wahl ernanntes Mitglied einer Kammer ein befoldetes Staatsamt annimmt, 
oder im Staatsdienft in ein Amt eintritt, mit welchem ein höherer Rang oder | 
ein höherer Behalt verbunden ift, jo verliert es Sig und Stimme in ber 
Kammer, und kann feine Stelle in derfelben nur durch neue Wahl wieder er- 
langen.” Urt. IV. In 8 45 der Berfaflung werden die Worte: „Die zweite 
Kammer wählt für die Präfidentenftelle drei Gandidaten, wovon der Groß» 
herzog für die Dauer der Verfammlung einen beflätigt“ durch folgende Ber 
fimmung erſetzt: „Die zweite Kammer wählt felbft ihren Präfidenten. “ 
Art. V. 8 65 erhält folgenden Zufag: „Das Recht, Gefege vorzuſchlagen 
fteht dem Großherzog jowie jeder Kammer zu." Art. VI. Die 88 70, 71, 
72, 73 der Berfaffung werden aufgehoben und durch folgende Bellimmung 
erjegt: „Die Annahme eines Bejegentwurfs ſowie die Ablehnung eines landes» | 
herrlichen Geſetzvorſchlags Tönnen in jeder Kammer, fofern nicht eine Bor- 
berathung in einem befonderen Ausſchuß flattgefunden hat, nur auf Grund 
einer zweimaligen durch eine Zwiſchenzeit von mindeflens drei Tagen getrenn- 
ten Berathung und Abflimmung erfolgen. Ein von der einen Sammer an 
die andere gebrachter Befegentwurf oder Borfchlag irgend einer Art fan, wenn 
er nicht Yinanzgegenftände betrifft, mit Verbeſſerungsvorſchlägen an die andere 
Kammer yurüdgegeben werden.” (Die Gommilfion beantragt bier folgende 
Anderung: „Die Annahme eines Geſetzentwurfs, ſowie die Ablehnung eines 
Iandesherrlichen Geſetzvorſchlags tönnen in jeder Kammer fowohl nad ge⸗ 
ſchehener Borberatbung in einem befondern Ausſchuß, als aud ohne ſolche 
erfolgen, Ietteres aber nur auf Grund einer ziweimaligen :c.”) Art. VII, Im 
8 74 lautet der zweite Abjag künftig: „Die Stimmenzahl und das Berfahren 
bei den von den Kammern vorzunehmenden Wahlen wird neben der in 8 51 
der Berfaffungsurkfunde enthaltenen Vorſchrift durch die Geſchäftsordnunges 
geregelt.” (Hier beantragt die Commiſſion flatt „neben“ zu fegen „unbeichadet.”) 
Art. VOII. 8 76 der Berfaffung wird durch folgende Veſtimmung erſetzt: 
„Die Minifter und Mitglieder des Staatöminifteriums und großh. Commiſſarien 
haben jederzeit bei dffentlicher und geheimer Sigung der Kammern und aller 
Ausſchüfſe Zutritt und müſſen bei allen Discuffionen gehört werben, wenn fie 
e8 verlangen.” (Statt defien beantragt die Commiffion folgende Faſſung: „Die 
Minifter zc. haben jederzeit bei öffentlicher und geheimer Sigung der Kammern 
Zutritt und müflen ꝛc.“ mit folgendem Zujag: „Wenn eine Borberathung in 
einem befonderen Ausſchuß flattfinvet, fo treten zur vorläufigen Erörterung 
der Entwürfe die landesherrlichen Gommiffarien mit den ſtändiſchen Ausſchuffen 
zuſammen, fo oft es ꝛ⁊c.“ 


Die eingehendſte Berathung wird der Wahlreform gewidmet. 
Bon demobkratiſcher (Feder) und ultramontaner Seite (Lindau, 
Baumſtarck, Roßhirt) wird auf Einführung des vollſtändigen allg. 
und directen Wahlrechts gedrungen. Dasſelbe wird jedoch gegen 
etwa 12 Stimmen abgelehnt und von ber Mehrheit zwar das allge: 
meine unb geheime Wahlrecht aboptirt, aber ber inbirecte Mahl: 
modus feitgehalten. 


— Dec. (Helfen). Nachdem ber König von Preußen im Eommer bie 


heſſiſche Divifion injpicirt hatte, trifft ber preußiſche Generalabjutant 
v. Treskow in Darmftabt ein, worauf wieber eine Reihe von Penfio⸗ 
nirungen im Militär ftattfinben. 
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2, Nov. (Baben). Die ID. Kammer nimmt bie Ausbehnung ber 
ſchwurgerichtlichen Competenz auch auf polit. und Preßvergeben an. 


4, „ (Bayern). Der bisherige Gefandte in Rom, Dr. v. Sigmund, 
wirb abberufen und nad bem Haag verjegt und in Rom durch ben 
Srafen von Taufffirchen, bisher in St. Petersburg, erfekt. 

13. „ (Baden). Die L Kammer nimmt bie Berfaffungsänberungen, 
einichlieglih ber Wahlreform, nah ben Beihlüffen ber II. Kammer 
einſtimmig an. 

16.—17. Nov. (Baden). Die I. Kammer nimmt die Einführung ber 
obligatorifhen Eivilehe und ber bürgerliden Etanbesbeamtung mit 
allen gegen 6 Stimmen (5 ultramontane und 1 proteft.) an. 


24. „ (Bayern). Die von ber Regierung einberufene Gymnaſial⸗ 
reform: &ommilfion erflärt fih einftimmig für Aufhebung ber con⸗ 
fefjionellen Trennung bes Geſchichtsunterrichts. 


25. „ (Bayern). Allgemeine Landtagswahlen. Trotz ber veränber: 
ten Wabhlfreiseintheilung erringen bie Patrioten doch wieder ba® 
Uebergewiht und zwar noch eine Stimme mehr als hei ben letz⸗ 
ten Wahlen, 80 gegen 74. Tie Mittelpartei ſchwindet noch mehr 


zufammen. 
Refultat nach den Provinzen: 
Batrioten Liberale 

Oberbayern 19 7 
Niederbayern 18 1 
Oberpfalz 16 — 
Schwaben und Neuburg 13 6 
Rheinpfalz — 20 
Oberfranken 4 13 
Mittelfranken — 18 
Unterfranken 10 9 

80 74 


26. „ (Bayern). Das Minifterium bietet in Folge des Ausgangs 
ter Landtagswahlen dem Könige feine Entlafjung an. 


3. Tec. (Baden). Die IL Kammer nimmt das Genoſſenſchaftégeſetz 
und das Geſetz über das Berfahren bei Minifteranllagen (nad ber 
Faſſung der L Kammer) an. 


„ nn (Heffen) Die N. Kammer bebarrt gegenüber ber I. Kammer, 
bie fih von den brei Beichlüffen ber II. Kammer v. 26. Mai bez. 
Befreiung ber DÖffiziere von ben Communalauflagen durch das 
Präſidium bes norbd. Bundes nur dem erften angefchloflen, ben 
zweiten und britten bagegen abgelchnt batte, mit entihiebener Mehr: 
heit auch auf biefen nah bem Antrage bes Auſchuſſes. 


Die großh. Regierungscommiljär erflärt ſich gegen den Ausſchuß⸗ 
antrag, da bei der gegenwärtigen Sachlage die ganze Angelegenheit bis zum 
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Buftandelowinen eines Bundesgeleges am Beten beruhen bleibe. Bolhbard: 
Ber, wie er, dem Grundſatz huldige, daß verfafiungswidbrige Berorbnnungen 
nicht zu befolgen feien, müfle für den Ausſchußantrag flimmen. Gurtmann: 
Man mühe ohne Rückſicht auf die Felgen auf dem Recht beſtehen. Dern⸗ 
burg: Das Recht ſei im Fragefalle zweifelhaft; er wolle feinen Gonflilt mit 
der Bundesgewalt und flimme darum gegen den Ausſchußantrag. Gold 
mann: Auch einem etwaigen Reichägelets Über die vorliegende Frage müßten 
wir uns nit unterwerfen, da die Competenz des Reichstags auf die Com⸗ 
munaffteuer ſich nicht erftrede. Es ſei endlich an der Zeit, mit dent ſächfiſchen 
Zandtage zu jagen: „Bis hierher und nicht weiter.“ Kraft: der norbbeutide 
Bund fei fein Ginheitsftaat, ſondern ein Bundesſtaat, deffen Competenz in dem 
Bundehvertrage feine Grenze finde. Edinger: Ternburg babe überfehen, daß 
der Reichstag jelber die Legalität der Verordnung beftritten babe. 


4. Dee. (Baden). Die I Kammer ftimmt der Einführung ber obliga⸗ 


5. 


9. 


toriſchen Eivilehe und der bürgerl. Standesbeamtung auch ihrer⸗ 
ſeits bei. 

„ (Bayern) Die Generalſhnode ber Pfalz nimmt ben neuen 
Katchismus mit 49 gegen 13 Stimmen an, wodurch diefer Streit 
befeitigt wirb. 

„» (Bayern) Der König nimmt bie Entlaſſung ber Miniſter 
des Innern und bes Eultus, v. Hörmann und v. Greſſer an, ver: 
weigert dagegen diejenige der übrigen Miniſter. Tie Wicderbeſetzung 
ber erledigten Miniſterien bildet einige Schwierigkeit, vorerſt wird 
nur für proviferiihe Vertretung geſorgt. 


„14. Te. (Baben). I. Kammer: Berathung des neuen Ge: 


20. 


" 


meindegeſetzes. Die Vorlage ber Regierung erleidet cingreifende 
Veränderungen, namentlid wird das Beitätigungsredht ber Itegierung 
für die Wahl ber Bürgermeifter und das Dreiklaſſenſyſtem für bie 
Mahl der Gemeinderäthe befeitigt und das Geſetz ſchließlich trotzdem 
mit allen gegen 1 Etimme angenommen (von ber I. Kammer indeß 
jpäter abgelehnt, reip. mobificirt). 
» Bayern). Tie beiden erledigten Minijterien werben befinitiv 
wieber bejeßt, bas bes Innern burdy ben DMinifterialrath v. Braun, 
das bes Cultus und Unterrichts durch ten Miniſter v. Lutz, der es 
zu feinen bisherigen, der Yuftiz, mit übernimmt. Die patriotiſche 
Bartei iſt danıit keineswegs bejriebigt. 
„ (Württemberg). Der neue Biſchof von Rottenburg, Dr. von 
Hefele, Teijtet im geh. Rathe den Eid in bie Hände des Könige. 
Nah der Beeidigung wendet fi der König an den Bildhof mit den 
Worten: „Ih komme Ihnen im volliten Vertrauen entgegen und rechne auf 
Ihren Beiftand, um unter dem Schute der Vorjehung den Frieden aufrecht 
zu erhalten zwiſchen den Gonfeifionen, zwiſchen Kirche und Staat, zum dauern» 
den Glüde Württembergs." Auf diefe Anrede erwiderte der Biſchof, nad 
dem er betont, daß er nur ungern feinen Boften als afademifcher Lehrer mit 
jeinem neuen dornenvollen und verantwortungsreihen Berufe vertauiht und 
legteren nur im Hinblid auf die eigenthümlichen Berhältniffe der Diöcefe, die 
einftimmige Wahl und den Beifall, den diejelbe bei Glerus, Bolf und Fürft 
gefunden, übernommen habe, Bolgendes: „Ich fühle mich nicht bloß durch den 
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feierlichen, eben geleiftelen Eid verpflichtet, fondern zugleich aud) durch innere 
Neigung gedrungen, nad Kräften den Frieden zu wahren im Innern der 
Diöcefe. und den Frieden zwilden Staat und Kirche. Dabei lebe ich der freu- 
digen Uebergeugung, daB bei den hochherzigen Befinnungen Euer Igl. Majeftät 
und den erleuchteten Prinzipien Ihrer Regierung die Erhaltung dieſes Frie⸗ 
dens nicht allzujchwer fein werde. Sollten aber fchwere Zeiten fomnıen und 
drohende Wollen fi zufanmenziehen, jo werde ih mich mit meinen Bitten 
und Sorgen vertrauensvol an daS landesväterlide Herz Eurer Majeftät 
wenden. Genehmigen endlid Höchftviefelben, daB ich mit dem Ausdrud der 
tiefften Ehrfurcht und gewiſſenhaften Gehorfams zugleich auch die Verſicherung 
treuer Anhänglichleit vor Euer kgl. Majeftät niederlege.” 


21. Dee. (Baden). Die IL. Kammer nimnt das Militärbubget ohne 


mejentlihe Abftrihe und die Verlängerung des Gontingentgejches 


auf 2 weitere Jahre mit allen gegen die 5 ultramont. Stimmen an. 
» (Bayern). Eine kgl. Verordnung ſpricht die Auflöfung ber 
bisherigen Landwehr, gegen bie fo vicle Klagen bejtanden, aus. 

»„ (Württemberg). In Yolge einiger Neuwahlen zählt nunmehr 
Die vereinigte Linke (Volkspartei und greßteutibe Demokraten) 
36 Etimmen b. 5. genau bie Hälfte ter zweiten Kammer und fait 
zwei Drittel aller direct gewählten Abgeorbneten, wenn von ben 
verfajlungsmäßig in ber Kammer fikenden (ſog. privilegirten) Ber: 
tretern des Adels oder der Ritterſchaft und der Geiſtlichkeit abge: 
jchen wird. 





IT. 
Oeſterreichiſch-⸗ Ungariſche Monarchie. 


4. San. (Oeſterreich). Der clericale „Vollsfreund“ wird wegen 


" 


Mittheilung eines päpftl. Echreibend an ben wegen Prefvergeben 
verurtbeilten Redacteur bes „Tyroler Volksblattes“ mit Beſchlag 
belegt. 


„ (Ungarn: Croatien). Für das Commando in der croatiſchen 
Landwehr wird die croatiſche Sprache zugeſtanden. 


„ (Ungarn). Das Heveſer Comitat wird nun ſchon zum dritten 
Male unter einen k. Commiſſär geſtellt. 


„ODeſterreich). Reichsrath, Abg.Haus: Die Regierung legt 
Geſetzesentwürfe bez. die Erwerbsſteuer und die Einführung einer 
Perſonal-Einkommenſteuer vor. 


Damit liegen nun die angeländigten vier Geſetzeßentwürfe über Grund⸗ 
feuer, Gebäudeſteuer, Erwerbsfteuer und Berfonal»-Eintommenfteuer vor, alſo 
der ganze Plan des Finanzminiſters Vreftel zur Reform der direrten Eteuern 
in Oeſterreich. 


„ Minifter Graf Taaffe beantwortet eine SInterpellation wegen 
Dalmatien dahin, 


dag Dalmatien als Entihädigung für abgetretene Länder und zwar in 
gleiher Stellung wie die Übrigen Königreiche und Länder an Deflerreich ge> 
tommen ei. Die Beſtimmung des ungariſch⸗croatiſchen Ausgleichs, daR Tal⸗ 
matien zum croatiſchen Territorium gehöre, enthalte lediglich einen Anſpruch 
Croatiens und ſcheine nur aufgenommen worden zu ſein, um Croatien die 
Zuficherung zu geben, daß Ungarn bei der Gellendmachung dieſer Anſprüche 
ihm feine Berwendung werde angeteihen laſſen. Die Berbindung Dalmatiens 
mit Gisleithanien habe in der Februar⸗ mie in der Decemberverfafiung ihre 
verfafiungsmäßige Beflegelung erhalten und für den Fall, daß von anderer 
Seite Verſuche gemacht werden jollten, die croatiſchen Anfprücde der Verwirk⸗ 
fung näher zu bringen, möge die Berfiherung genügen, daß das Minis 
fterium die Incorporirung Dalmatiens nicht als eine Angelegenheit betrachte, 
welche zur endgiltigen Regelung nur des Einvernehmens Dalmatiens bedürfe. 
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15. Jan. (Ungarn). Agitation für die bevorftehenden Landtagswahlen. 
Bebeutjiame Wahlrebe bes Miinifterpräf. Grafen Anbrafiy als ans 
bidat in ©. 9. Ujhely: 


Nicht wolle er errungene Erfolge vor der zahlreich verfammelten Wahlerſchaft 
aufzählen, ex beienne vielmehr, daß ex fühle, es ſei noch fehr wenig geichehen. 
Doch führe der Redner die Worte eines Führers der Oppofition an, welder 
ertlärte: daß vor drei Jahren, wo er fih um einen Sig im ungariſchen 
Reichstag beworben, Ungarn unter dem Drud der Eroberung und Redisver- 
wirfung als dfterreihifhe Provinz abjolut regiert worben, jet dagegen feine 
Berfafiung und jein verantwortliches Minifterium, Steuerbe illigung, jelbftän- 
dige Yurisdiction, freie Preffe, neues Leben in Handel und Smdufitie befitze. 
Sogar die Oppoſition erkenne dieſe erfreulichen Reſultate an. Freilich gebe 
es Gegner der Regierung, welche die Vortheile ohne die Vaſten erreicht 
wiffen wollten. Allein ein Gleichniß werde die Sachlage erläutern. Zehn 
Sperlinge figen auf dem Dade. Es jchiekt jemand zwei derjelben herunter, 
die übrigen acht bleiben aber nicht fiten, fondern fliegen davon. Nicht 
die an der Spite der Regierung Stehenden, fährt der Redner fort, haben die 
günftige Lage geichaffen, fondern das Syftem hat e8 gethan, nach welchem 
regiert wird. Wie ift diefes in Zukunft zu erhalten? Die Sicherung des par» 
lamentariihen Syſtems hängt nicht bloß vom Fuürſten und denjenigen ab, 
welche zeitweilig an der Negierung ftehen, ſondern auch von der Oppofition. 
Das parlamentariſche Syſtem if nur dann gelichert, wenn die Oppofition ein 
Programın hat welches fie, werm fie zur Regierung gelangt, auch durchführen 
fann. Was will die jegige Oppofition? Was fie will, das weiß niemand, und 
das ift unzweifelhaft ein großer Uebelſtand für eine Partei, welche bei den 
Wahlen mit allen Kräften die Mehrheit für fi zu erlangen jucht; wir wiſſen 
aber ungefähr was fie nicht will: fie will nicht die Delegation, fie will nicht 
das gemeinfame Minifterium. Kann nach ſolchem Programm regiert werden } 
Die Oppofition wid, indem fie die Delegation zu befeitigen ftrebt, die unga⸗ 
riſche Berfaflung — ih ſiehe nicht an es auszuſprechen — ihrer färkiten 
Garantie berauben. Die Delegation iſt die natürlichſte Art der Berührung 
zwiſchen zwei Staaten besjelben Fürften, welche gemeinjame Intereſſen haben, 
eine gemeinfame Gejeßgebung aber nicht Haben können. Die Delegation iſt 
eine internationale Gommilfion, welche auf paritätifcher Grundlage über die 
gemeinfamen Angelegenheiten — und nur über diefe — verfügt. Als ſolche 

ewährt fie der Nation viel mehr Garantie als die Berührung im Wege der 

iplomatie oder der Minifterien zu bieten im Stande wäre; da fie feine Ge⸗ 
fege bieten kann, jo kann fie nicht zu einem Parlamente werden, ſondern fie 
behält den Charakter der internationalen Berührung, wie dieß die Erfahrung 
Ion bewieſen hat. Ich halte die Delegation für eine Inftitution, 
welde berufen ıft in Zukunft aud) andern Ländern als Vorbild 
zu dienen. Ich würde fie meinerfeit3 auch mit jedem andern Lande, welches 
mit und jeßt oder in Zulunft gemeinjame defenfive und Handelßinterefien hätte, 
unter der Bedingung gleicher Laften und gleicher Rechte einzugehen bereit 
fein. Wenn jemand fagt: „Die Beringungen der Inſtitution find für uns 
nicht günftig,” fo erwiedere ih ihm: Wir zahlen gegenwärtig zu den gemein- 
jamen Koften 30 Procent und genießen jo viel Rechte wie diejenigen welche 
70 Procent zahlen. Wenn daher die Feinde Ungarns die Delegationsinftitution 
angreifen würden, fo könnte ich dieß begreifen, wenn aber die ungarifche 
Dppofition fie bejeitigen will, jo muß ich entweder glauben, e& ſei ihr nicht 
ernft damit, oder die Oppofition tele fi) auf ein Niveau, auf welchem die 
Ureinwohner Amerila’s fanden als fie zuerft mit den weißen fremden in 
Berührung kamen, und das Gofd, deſſen Werth fie nicht fannten, zum Taufche 
für die Spiegel brachten, in denen fle ſich ſehen konnten. Uebrigens ift es das 
charalteriſtiſche Moment in der Sache, dag die Inftitution der Delegationen 
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gleich unpopulär ift bei den Wiener Gentraliften, bei den öberalifien, bei der 
ungarifchen Oppofition. Die zweite Inftitution welche die Oppoſition bejeitigen 
will, Ift das gemeinfame Minifterium. Die Cppofition felbft gibt zu daß die 
geſammte Monardie Sr, Majeftät nur cine auswärtige Vertretung haben 
fann. Es lann an einem und demfelben Hofe nicht ein Öfterreichiicher und cin 
ungarilcder Gefandter wirken, denn entweder müßten beide dieſelben Inſtruc⸗ 
tionen haben, und dann ift einer von beiden überfläffig, oder fie hätten ver- 
ſchiedene Infiructionen, und dann würden fie einander paralyfirn. Schweden 
und Norwegen, wo der Dualiemus aufs ſchärffte ausgebrüdt if, haben nur 
eine auswärtige Vertretung, und es kann dieß auch nicht ander fein, weil 
nad eonflitutionellen Begriffen, fo ift e8 au in England, ver Geſandte nicht 
das Land, fondern den Fürſten vertritt, deſſen Aufgabe es if, daS Land vor 
dem Yuslande zu perjonificiren. Wenn nun aber die auswärtige Vertretumg 
gemeinſam ift, jo muß auch der Minifter des Auswärtigen gemeinjam jein. 
Da der gemeinfame Minifter des Aeußern nicht den beiden Reichsvertretungen 
verantwortlidh ſein kann von denen die eine in Pefth, die andere in Wien tagt, 
welche zufammengenommen aus vier Häufern beftehen, Ungarn aber ein Gen» 
tralparlament nicht will: fo müßte man entweder auf die Berantwortlichkecit 
verzichten, oder e& werden das gemeinfame Minifterium und die reichStäglichen 
Sommiffionen der Delegationen nothwendig, welchen das Miniſterium verant- 
wortli jein muß. Dieſe beiden Punkte des Programms unſerer Oppofition 
find daher entſchieden nicht gut, ihre befte Eigenichaft iſt, dag fie unmöglich 
find. — Die zweite Frage ift die: ob die Oppofition, wenn fie troß alledem bei 
den Wahlen die Majorität erhielte, auf Grund diefes Programms regierung:- 
fähig würde? Nad Jahrhundert alten Eonflicten und Wirren ift es gelungen 
eine Vereinigung zu Stande zu bringen, welche der gegenfeitigen Beziehung 
der Staaten als beiderſeits anerkannte Grundlage dient, zugleich aber bie 
Gtellung des gemeinfamen Fürften gegenüber beiden Theilen fichert, indem fie 
den Weg bezeichnet, auf welchem der Kaifer von Oeſterreich forthin mit dem 
König von Ungarn mit mehr in MWiderftreit gerathen kann. Slönnte nun 
wohl der gemeinfame Herrſcher zur Grundlage des Kegierungsſyſtems ein 
Programm annehmen, welches alle dieje Fefiſtellungen bedroht oder umflärzt, 
aber nicht auch zugleich fähig ift Garantie dafür zu bieten, daß eine neue 


Berfaffung zu Stande fommen wird? Ich frage: was würde Ungarn jagen, 


wenn jenſeits der Leitha dur Wahlen eine jolde Bartei die Majorität er- 
langte, welde im Einklang mit der Anſicht der ungariſchen Oppofition, daß der 
gegenwärtige Ausgleich nicht gut jei, an defien Stelle die Durchführung eines 
andern Syſtems, beijpielsweile der Webruarverfafiung oder einer ähnlichen 
Eonception, als Programm aufftelt, und wenn dann Se. Mai. als Railer 
von Defterreih aus diejer Partei feine Regierung bilden würde? Würde dann 
nicht jedermann in diefem Lande jagen, daB diefeß Borgehen des Kaiſers von 
Defterreich die Berfaflung der Länder des Königs von Ungarn bevrobe? Was 
aber in der einen Richtung gilt, das gilt au in der andern; das fordert die 
Barität. Lie Hauptbebingung parlamentarifher Begierungsform ift daher 
hier wie jenfeitS der Leitha die gegenfeitige Aufrechterhaltung der auf dem 
Wege der Vereinbarung angenommenen Geſetze. Heißt es jet: „Weile den 
gütlihen Ausgleich zurüd, und führe den Prozeß — weiter!" fo iſt Das ein 
Rath, welchen Advecaten zu geben pflegen, die keine Beſchäftigung haben; aber 
ih glaube, daß ihn die Nation, melde nicht nad dem Prozeß, jondern nad 
ihrem Befit verlangt hat, nit annehmen wird. Man jagt: wir hätten bie 
Unabhängigleit des Landes aufgegeben. Die Regierung bat von der Unab⸗ 
hängigkeit Ungarns nichts aufgeopfert, und iſt hiezu aud nie aufgefordert 
worden ; aber eines tat fie fi ſteis vor Augen gehalten, und das iſt, daß 
Se. Maj. neben der ungariſchen Krone aud jeine anderen Königreidhe und 
Länder befigen könne. Ohne dieje Rüdficht wäre natürlich nie jene gegenieitige 
Berirauen zu Stande gelommen, welches ſchon jekt zu ſo vielen großen Reſul⸗ 
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taten geführt hat. Daß aber die Regierung an dieſem Geſichtspunkt feſthalte, 
das forderte von ihr die aus der pragmatiſchen Sanction fließende Pflicht, 
forderte — wenn auch diefe nie eriftirt hätte — vor allem Ungarns eigenes 
Intereſſe. Man jagt: wir hätten die gemeinfamen Angelegenheiten erfunden, 
und hiedurch die Einihmelzung Ungarns vorbereitet. Ungarn hat gemeinjame 
Angelegenheiten mit ter Geſammmonarchie fiets gehabt. Der Unterſchied ift 
nur der, daß über diejelben vor 1867 andere ohne und gegen uns verfilgtett, 
während wir jegt im Bereine mit denjenigen verfügen, die es gleichfalls bes 
trifft. Auch die Berlafiung von 1848 hat die nemeinfamen Angelegenheiten 
anerlannt und die Ueberwachung derjelben dem Miniſter am allerh. Hoflager 
übertragen. Das find die Worte des Geſetzes, aber es hat verfäumt dafür zu 
jorgen, daß er feiner Etimme auch Gewicht verichaffen könne; man hätte den 
Miniſter am aller. Hoflager entireder mit dem Rechte des Veto bekleiden 
müſſen, und dann ftand uns das Schickſal Polens bevor, oder er hätte die 
gemeinjamen Angelegenheiten des Landes ohne Veto verireten, und dann wäre 
das Reſultat zweifellos die vollftändige Unterordnung Ungarns geweſen. Tieje 
Züde des 1848er Gejeties hat der Geſehartikel 12 vom Jahr 1867 ausge⸗ 
fülkt, indem er die Delegation errichtete. — Es wird weiter behauptet: wir hätte 
die ungariihe Armee aufgegeben. Hierauf erwiedere ih: daß wir die unga— 
riſche Armee nicht aufgeben konnten, ſchon deßhalb nicht, weil fie nicht criftirt 
hat. Es haben ungariiche Infanterie und Gavallerieregimenter exiftirt, dieſe 
egiltiren auch jet, ja fie find durch Artillerie und andere techniſche Corps, 
welche bisher nicht exijtirten, vermehrt worden. Die 1867er Öejetjgebung hat 
eine gemeinfame Armee und neben derjelben cine nationale ungariſche Honved⸗ 
armee errichtet, und hierin jehr recht gethan. Tenn während die beiden großen 
Nachbarſtaaten Arnıcen von 1,400,000 und 1,200,000 Mann beſitzen, hätte 
die Trennung der gemeinſamen Armee in zwei bejondere Armeen jo viel bes 
deutet als die gefammte Monardie und mit ihr Ungarn der größten Gefahr 
außzufegen. Staaten, welde an Geld und Wehrkraft jo ſtark oder ftärker find 
al3 die Nahbarftanten, organifirten ihre Militärkraft, und folche welche 
ſchwächer find als jene, die fie umgeben, vereinigen ſich miteinander zu dem 
Zwed daß ihre gemeinfamen Wehrträfte ausreichen, und organifiren fie fo, 
wie fie fein müflen, un dem Zweck zu entſprechen. In der jüngften Zeit ift 
dieß zwilchen vielen, aud der Dynaftie nad abgefonderten Staaten geichehen; 
bei uns gefhah es fchon längſt, weil dieß eine der Haupturſachen der Ent» 
ſtehung der pragmatiichen Sanction war. Taraus aber, daß eine Nation mit 
einer andern gemeinfam ihre Wehrfraft organifirt, folgt nicht, daß fie ihre 
ſtaatsrechtliche Eriftenz aufgebe, wohl aber kann daraus, daß fie dieß, obwohl 
fie ſchwächer ift als andere mächtige Rachbarftanten, aus Rüdfichten der Eifer⸗ 
ſucht zu thun unterläßt, Ieicht folgen, daß fie nit nur ihre Staatlidhkeit, ſon⸗ 
dern auch den Staat jelbft verliert. — Noch gibt es eine Anklage, aus der ein 
Theil der Oppofition fi ein Banner gemadt, und dieſe lautet: 1848 ſei 
nicht wiederhergeftellt, 1548 müſſe wiederhergeftellt werden. Dieſe Anklage ift 
noch leerer als dic übrigen. Im Jahr 1843 find in jehr vielen Staaten 
Europa’ neue Berfafjungen entftanden; ich weiß feinen einzigen, wo diejelben 
noch heut auch nur in ihren Hauptzügen beftünden. Ungarn ift der einzige 
Staat, wo jeder wejentlihe Punkt der 184°er Verfaſſung mwiederhergeftellt ift. 
Was abgeändert wurde, das hat die Nation abgeändert, weil es Konflicte 
berporrief. In einem gewiſſen Sinn jedoch gebe ich zu, daß 1848 nicht wieder» 
bergeftellt ifi. Ja wohl! 1848 ift nicht wiederhergeftellt ; denn Sichenbürgern gc» 
bietet derzeit nicht Jancu, jondern das verfajjungsinäßig gebrauchte Geietz, 
welches die Union endgültig durchführte, 1843 ift nicht wiederhergeftellt, denn 
Groatien iſt nicht eim großes feindlihes Lager mehr, fondern das treue und 
befriedigte Bruderland Ungarns. 1848 ift nicht wiederhergeitellt, denn Fiume 
halten nicht aufftändige croatiſche Schaaren beſetzt, ſondern es iſt mit freier 
Zuftimmung Croatiens als gejondertes Gebiet der ungarifhen Krone erflärt 
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worden. 1848 iſt nicht wiederhergeſtellt, denn die Rationalitäten-TFrage, welde 
man damals mit Knütteln und Genen entzwei zu hauen begann, Bat bas 
Geſetz auf der Brundlage der Billigkeit und Brüderlichkeit gelbſt. 1848 iſ 
nicht wieberhergeftellt, denn die Deputation unſeres Reichstags pilgert nicht 
mehr zum NReichörath, um bon dort abgewielen zu werden, ſondern Delegatio- 
nen entſcheiden auf gemeinfam angenoımmener Grundlage über die gemein⸗ 
famen Angelegenheiten. 1848 ift nicht wieberhergeftellt, denn die zu errichtende 
Honvedarmee wird nit mehr in die Lage kommen gegen die Urmee zu 
kämpfen, ſondern wird, wenn e& fein muß, mit diefer im Berein Ungarn und 
die Monarchie gegen eventuelle Angriffe ſchützen. 1848 ift nicht wiederbergeftelit, 
denn die unmögliche Stellung des bevollmächtigten Palatins, welcher ein Hod- 
berziger Prinz zum Opfer gefallen, hat aufgehört, und an ihrer Statt fudt 

das Töniglihe Paar alljährlih jene freude, welde glüdlihen Fürſten der 
Anblick ihrer glüdlihen Völker gewährt. Wünjchen wohl diejenigen, welche das 
unveränderte 1848 zu ihrem Bofungsworte machen, von all dem das Gegen» 
tHeil? Ich glaube das nicht, und kann e& nicht glauben. ... Die Regierung, 
beziehungsweife Ihr geweſener Abgeordneter, ich jelbft, habe nur daS einzige 
Berdienft, daß ich als Rath der Krone nie anders als fo geiprodden: Herr! 
Vertraue der ungariſchen Nation! Wenn fie einmal einen Ausgleich eingeht, 
fo hält fie ihn aud, wie fie mit Zähigkeit ihre avitiichen Rechte geforbert. 
Ich bin überzeugt, daß die Wähler der Ration diefen Glauben beftärten werben. 


17. Jan. (Defterreid: Trieſt). Auch im Dorfe Servola wird eine 


18. 


19. 


20. 


ſlavoniſche Kitalnica gegründet und damit ber lebte Ring an ben 
jlavifhen Gürtel geknüpft, der die Stadt einſchließt. 

„ (Ungarn). Die Oppofition hält in Beith eine Lanbeöverfamm: 
Iung ab, die indeß behufs der Verftänbigung für bie Landtagswahlen 
nur eine fcheinbare, Feine wirkliche Verftändigung zwiſchen ber Linfen 
und ber äußerften Linken zu Stande bringt. 

» (Ungarn). Cämmtlihe Mitglieber des neugewählten Municipal: 
ratbes von Fiume finb Unioniften db. 5. für Anſchluß an Ungarn. 


» (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Grocholski und Genoffen 
interpelliven bez. ber galiziſchen Lanbtage-Rejolution: 


Die Interpellation beginnt damit, daß fie den vollen Wortlaut der bes 

tannten Nefolution als einen „in der Sitzung vom 24. September v. 3. auf 
Grund des 8 19 der Landesgeiekgebung geftellten Antrag“ bezeichnet, und 
fährt dann fort: „Da dieler am 8. Oktober v. 3. an die hohe Regierung 
geleitete Antrag gewifie Aenderungen allgemein geltender Geſetze bezwedit, wozu 
nach der bevorftehenden Verfafjung die Zuftimmung des Reichsrathes erforder- 
lich ift, fo erlauben ſich die Unterzeichneten die Anfrage: wann die hohe Re- 
gierung gedenke, diejen Antrag des galiziſchen Landtages zur verfaffungsmäßi- 
gen Behandlung vorzulegen?” Die Interpellation if von ſämmilichen galt 
ziſchen Abgeordneten unterjchrieben. Ber Präfident erflärt, er werde biejelbe 
an das Minifterium leiten. _ 
„ (Defterreih). Das Wiener Oberlandesgeriht verwirft bie 
Berufung des Biſchofs Rubigier von Linz (megen feines Hirten: 
briefes vom 7.—12. Sept. 1868) und beftätigt den Verweiſungs- 
beihluß bes Landgerichts in Linz wegen Verbrechens ber Störung 
ber öffentlichen Ruhe durch denſelben. 


Der Art. XIV des Concordats, der die Bifchöfe von der ſtaatlichen Juris⸗ 
diction eximirte, wird in ben (Erwägungen des Oberlanvesgeridhts überein- 
flimmend mit der Öffentlichen Meinung für dabingefallen betrachtet. 
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22. Jan. (Deſter r eich). Reichsrath, Abg.⸗-Haus: Miniſter Giskra be: 


23. 


25. 


26. 


27. 


antwortet die Interpellation bes Abg. Grocholski, wegen Vorlage 
bes Beſchluſſes des galiziſchen Landtags im Reichsrath, dahin: daß 
die Regierung nicht in der Lage ſei, dieß zu thun, weil ſie nach 
ber Verfaſſung eine Verpflichtung hiezu nicht anzuerkennen vermöge, 
und andrerſeits nach der Geſchäftsordnung nur ſelbſtändige Anträge 
durch Reichsrathsmitglieder oder Regierungsvorlagen eingebracht wer⸗ 
den können. 


„ (Defterreid). Die Regierung ernennt auf einmal 20 neue 
lebenslänglide Mitglieder des Herrenhauſes. 

Der nächſte Zweck dabei if, dem Gefet über Einführung der Geſchwornen⸗ 
gerichte für Preßvergehen, das vom Abg.-Haus angenommen wurde, auch im 
Herrenhauſe die Zuftimmung zu fihern. Durch dieſen fo wie die früheren 
Pairsigübe ift das Herrenhaus aus einer Adelskammer überwiegend eine 
notable Regierungslammer geworden und ihre Widerſtandskraft gegen die Re 
gierung unzweifelhaft im Innerſten gebrochen. 

„ Der Raifer nimmt das Grebitiv des von ber proviforifchen Mes 
gierung beglaubigten jpanifhen Geſandten entgegen. Legitimiftijche 
Bedenken haben kein Gewicht mehr. 

„ODeſterre ich). Reichsrath, Abg.-Haus: Der nad dem Aus: 
gleih mit Ungarn und ber Annahıne ber Decemberverfaflung gebildete 
große alle liberalen Fractionen zur Unterftüßung des Bürgermini⸗ 
fteriums umfaffende Klub tritt bereits wieder in das Stabium ber 
Zerfegung: Rechbauer bildet einen neuen „Klub der Linken.“ 

„ (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Der Abg. Ziemialkowski 
und Genoffen fielen ben Antrag, bie Negierung aufzuforbern, bie 
vom galiziihen Lanbtage gefaßte Nefolution ben Reichsrathe zur 
verfaffungsmäßigen Behandlung vorzulegen. 

„ (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Der confeffionelle Aus: 
ſchluß beichlieht, ven von feinem Subeomite ihm vorgelegten Entwurf 
für Einführung ber obligatorifhen Civilehe zur Grundlage feiner 
Beratbungen anzunehmen. 

Minifter Herbft erfärt fih gegen die im Entwurf angenommene Trennbar⸗ 
feit der Ehe und daß er daher gegenüber dem Inſtitut der obligatorischen 
Civilehe erft dann Stellung nehmen könne, wenn die Trage der Trennbarleit 
oder Untrennbarfeit vorher entjchieden ſei. Uebrigens werde durch die Einführung 
der obligatorifchen Givilehe nichts weientlich Reue geichaffen, indem auch gegen» 
mwärtig die geiftlichen und weltlichen Ehefchliegungsorgane im Namen des Staates 
fungiren und daher auch ſchon durch die jetzt geltende Ehegeſetzgebung aner⸗ 
kannt ſei, daß der Staat die Ehe als Givilact gelten laſſe und bloß die Ein⸗ 
ſegnung berfelben als kirchliche Function betrachte. Das Brincip der Civilehe 
fönne demnach von der Regierung ſchon nad dem gegenwärtigen Stande 
der Geſetzgebung nicht befämpft werden. In Betreff der im Geſetzentwurfe 
für den Ehefhliegungsact und für die Führung der Cheregifter vorgefchlagenen 
Drgane ſpricht er fih dahin aus, daß allerdings die Bezirfsrichter als geeignete 
Drgane betrachtet werden können, daß jedoch der Zuwachs einer fo beträcht⸗ 
lichen neuen Geichäftslaft für diefelben bedenklich erſcheinen und zu Schiwierig« 
keiten führen dürfte Schließlich bemerkt der Minifter, dab feiner Meinung 
nach das Sub-Eomits fi von dem confeiftonellen Stanbpuntte nit volllom⸗ 
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28. 


30. 
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men emancıpirt babe, indem es die in Deſterreich nur für einige Eonfeilionen 
zuläffige Ehetrennung auch auf die katholiſche Gonfeifion ausdehnen will und 
hiedurch fi die confejfionellen Anfchauungen der erfteren angeeignet, jedoch die 
Chetrennung wieder weſentlich erſchwert habe, und fomit durch jeine Borili:e 
weder dic Proteſtanten und Jiraeliten befriedigen, noch den Katholiken ein wi.» 
fommenes Geſchenk bringen werde. Minifter Hasner ſpricht ſich gleichiaus 
gegen die Trennbarleit der Ehe aus, die dem Volksbewußtſein nicht entiprche 
und meint überdieß noch, daß ſelbſt in der odligatoriſchen Eivilehe eim Zwanz 
gelegen fei, der den liberalen Anjchauungen nidyt ganz entiprede. 


„ (Defterreid). Minifter Giskra erbält das Großkreuz bir 
italienifhen Krone als Vertreter des öſterr. Liberalismus. 


„ (DOefterreid). Reichsrath, Abg.- Haus: Juſtizminiſter Herdſt 
beantwortet cine Interpellation bez. der fortbauernten Function ber 
geiftlihen Ehegerichte dahin: 

„Es haben im ganzen Gebiete der im Neihsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder nur jene Gerichte ausſchließlich die Gerichtsbarkeit in Ehejaden 
auszuüben, welche durch die ſtaatlichen Geſetze als competent bezeichnet werden. 
Die Regierung hat dieſe einzig zuläjfige Auffafjung aud den biſchöflichen Or⸗ 
dinariaten gegenüber zur Geltung gebradt. Das verfaflungsmähige Necht 
jeder Kirche, ihre inneren Angelegenheiten ſelbſt zu ordnen, kann dadurd gel» 
tend gemacht werden, das die Geiſtlichen für den Gewiffensbereih nur pro foro 
interno geltende Berfügungen treifen dürfen. Es iſt der Regierung nicht be» 
fannt geworden, daß don irgend ciner Seite verſucht worden wäre, fi eine 
ftaatliche Gerichtsbarkeit anzumaßen. Wohl iſt es vorgelommen, daß einige 
Ordinariate troß der weſentlich veränderten Aufgabe ſich doch derſelben Formen 
und deſſelben Verfahrens bedienten, wie zur Zeit ihrer ungeſchmälerten Ehe⸗ 
gerichtsbarkeit, indem ſie in die Formulare bloß die Worie: „Für den Ge 
wiſſensbereich“ einſchalteten. Die Lenntniß des Ehegeſetzes iſt theils durch die 
amtlichen Publikationen, theils durch die Preſſe ſoweit verbreitet worden, daß 
ſich kaum Leute finden werden, welche ſich in Eheſachen an die Ordinariote 
wenden, wenn fie nicht einem Drange ihres Gewiſſens folgen zu müſſen glauben. 
Sole Perjonen aber daran zu hindern, hat die Regierung fein Necht, ohne 
einen unerlaubten Gewiſſenszwang auszuüben. Wenn aber der Fall einträte, 
dab von Seite eines Ordinariats die dem Staate zuftehende Jurisdiction pra= 
tendirt, oder die Irreführung der Bevöllerung angeftreht würde, jo würde die 
Regierung nit ſäumen, ſolchen ftaatSgefährlichen Veftrebungen entgegenzu⸗ 
treten und, injoweit die Handhabung der beftehenden Geſetze nit ausreichen 
follte, die entiprechenden Geſetzesvorlagen einzuhringen.* 


„ (Defterreidh). Reihsratb: Das Herrenhaus ertheilt dem vom 
Abg.:Haus Tängft angenommenen Sefegentwurfe bez. Einführung der 
Geſchwornengerichte für Preßvergehen nunmehr ſeine Zujtimmunng. 

Tas Abg.-Haus beſchließt nah ciner im Namen ter Iegierung 
gemachten Erklärung Giskra's, daß der Antrag der Polen vom 26. 
d. M. cinem Ausihufie zur Verichterſtattung zugewieſen Werben 
fönne, faft einſtimmig, ihn dem Verfaſſungsausſchuß zu übermeiten, 
ber zuerjt darüber berathen möge, auf welche Art die Reſelutien 
des galiziihen Landtags an das Haus gebracht werben könne. 

Tas Haus ift offenbar nicht beſonders nencigt, bald an das Meritoriſme 
der Sache zu gelangen, während die polniſche irraction ihrerjeit3 von der öffent: 
fihen Meinung Galiziens gedrängt wird, vorwärts zu gehen, mehr als ihr 
lieb iſt und als fic ſobald durchzuſetzen hoſfen kann, jo dab fie in einer eigens 


eſteereich Angern. 223 


thumlich ſchicfen Stellung erſcheint. Man muß ſich hiebei erinnern, daß ſchon 
im Herbſt 1867, als die Decemberverfaſſung berathen wurde, in Galizien eine 
kleine, aber energifche Bartei exiftirte, die gegen den Eintritt der polnijchen 
Abgeordneten in den Neichsrath agitirte. Die Mehrheit entichied damals im 
entgegengejetsten Sinne, weil fie fi der Hoffnung hingab — und die Anmejen- 
heit des Grafen Potozfi im Minifterium beftärkte dieſelbe in ihrer Hoffnung 
— durch Anſchluß an die Regierung ſpäter gewiſſe Eoncefjionen in Bezug auf 
die Autonomie Saliziens zu erhalten. Die galizifche Kaijerreile follte eine 
Art Belohnung für die eorrecten Sefinnungen fein und Gelegenheit geben, die 
betreffenden Wilnjhe vor den Thron zu bringen, die nun freilich derart und 
in folder Dienge vorgebradt wurden, daß darob die Reiſe der Majeftäten 
aufgegeben ward. Noch einmal fiegte im Herbft die gemäßigte Partei, dichmal 
jedod nur, um aus Rüdjicht für das Kaiſerhaus die Turchbringung des Mehr: 
gejehes und aus Rüdficht für Ungarn die Delegationen möglih zu madıen. 
Jetzt aber, fo jagen die galiziſchen Blätter einftimmig, fei es mit der Politik 
des Zumartend zu Ende, die Deputirten mögen jehen, daß die Forderungen 
de3 Landes berüdfichtigt werben; und jo haben diefelben nun hinter fich die 
öffentlide Meinung des Landes, welche vorwärt3 drängt, und vor fich den 
Reichſsrath, der höchſt unmillig an die polnische Frage herantritt. Erreichen 
fie nichts, fo wird fie die Volksſtimme in Oalizien zurüdberufen und zum Aus» 
tritt aus dem Reichſsrath zwingen, fo jchr auch cinige Abgeordnete dagegen 
fein mögen; diefer letzteren Eventualität möchte der Reichsrath und das Minis 
Rerium doc auch gern vorbeugen, da die Sache unangenehme Folgen haben 
tönnte; andererjeitö aber zieht die Behandlung der polniihen Frage aud) die 
der czechiichen nad fi, und damit die Frage der Verfafjungsrevifion. Auch 
die polniihen Abgeordneten würden den Reichsrath nicht gern verlaflen; ſie 
haben als die einzige in ſich einige Fraetion desſelben eine bedeutende Rolle 
geipielt und in vielen Fragen den Ausſchlag gegeben, und doch könnten fie 
wieder dem Drängen ihrer Landsleute auf die Länge nicht widerftehen, da fie 
fi gegenüber ihrem Landtag nicht jo unabhängig fühlen, wie 3. B. dic Ab⸗ 
geordneten Niederöflerreichd, die den Antrag ihres Landtags auf Einführung 
directer Wahlen zum Reichsrath bis dahin ruhig Haben ſchlafen Lafjen. 


— San. (Defterreidh). Während es bisher nur vereinzelt vorkam, 


daß ein Fatholiiher Pfarrer ſich weigerte, eine Notb:Eivilche, wie 
fie das Geſetz geftattet, in die Kirchenregifter einzutragen, bat in bem 
Öeneralvicariat NTorarlberg und in der Diöcefe Linz ber gefammte 
Clerus eine Eollectiv-Eingabe unterzeichnet, 

welche in erfter Reihe um die Zurücknahme der betreffenden Verfügung, weıl 
das Gewiſſen des Seelſorgers vergewaltigend, nur „erſucht,“ daran aber bie 
„mit allem Ernf und aller Entfchiedenheit“ abgegebene beftimmte Erklärung 
ſchließt: der Glerus werde „fih nie und nimmermehr einer unkirchlichen Mas 
trifelführung unterziehen." Die Regierung ertheilt auf die Eingabe feine Ant» 
wort, jcheint dagegen ziemlich einverftanden damit, die Frage der Einführung 
der obligatorifchen Eivilehe im confeifionellen Ausſchuß zu verichleppen, wozu 
diefer durch die Vermiſchung diejer Trage mit derjenigen der Trennbarkeit der 
Ehe Anlaß gegeben hat. 
„» Tie officiöfen Blätter und Correfponbenten (das Preßbureau bes 
Neihslanzlers) erflären fich neuerdings mit großem Eifer gegen bie 
Zuläffigfeit des Kintritts einer oder aller fübd. Staaten in ben 
norbbeutihen Bund, 

„da befanntlich die nationale Bereinigung derfelben mit dem norbdeutichen 

Bund dur Art, 4 des Prager Friedens von einer vorhergehenden Vereini« 
gung der fübd. Staaten (dem Sudbunde) abhängig gemadt jei.“ 
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1. Febr. Theilung der Geſtüte zwiſchen ben beiden Reihehälften. Die— 
ſelbe erfolgt rein geographiſch und demgemäß entſchieden zum Bor: 
theile Ungarns und zum Nachtheile Oeſterreichs; jenem wird ein 
Werth von ca. 16, dieſem nur von 5 Mill. Gulden zugeichieben. 


„» « (Ungarn: Groatien). Der ungarijch:croatiide Miniſter Bedelevic 
übernimmt in Peſth die Gefchäfte des croatiihen Hofkanzlers. 


—  .„ (Defterreid). An der Wiener Börje herrſcht ein wahres Epe: 
eulationsfieber in Actienunternehmungen aller Art. Nur ber flcinere 
Theil derjelden faßt ſolide Schöpfungen ind Auge und entſpricht 
einem wirklichen Webürfniffe, während es kei der Mehrzahl fait 
augenjcheinlih nur auf Gründerprämien und Verwaltungsraths-Tan⸗ 
tiemen abgejeben ijt. 


3. „ (Ungarn). Joraelitiſcher Kongreß: Zwei Drittel der orthoberen 
Mitglieder desjelben verlafien während ter Generalbebatte über bas 
Semeinde-Organijationsjtatut tobend und lärmend ben Saal. 


v„ u Defterreid). Neihörath: Tas Abg.-Haus nimmt ben Geſetz⸗ 
entiwurf über die Organijation bes Reichsgerichts an. 


4, „ (Defterreid). Reichsrath, Abg.:Haus: Ter Verfaſſungsausſchuß 
beſchließt bez. ber galiziſchen Lanbtagsrejolution 

mit allen gegen die Stimme Ziemialkowski's, daß nad) den gegemmwärtigen 
Geſetzen die Regierung nicht verpflichtet fei, Anträge der Landtage dem Hanuſe 
zur verfaffungsmäßigen Behandlung mitzutheilen. 

Minifter Giskra erklärt, daß die Regierung unter diefer Bedingung die 
Reiolution dem Ausichufie vorzulegen bereit fei, wenn dieſer fie jchrifilich dazu 
auffordere. Der Ausichuß beichlicht darauf hin, vom Abg.⸗Haus die Erlaub- 
niß einzubolen, über die galiziſche Refolution in merito Bericht zu erflatten 
und Anträge zu ftellen. 

Die Minifter Giskra und Breftel nehmen an den Debatten des Yusfchufles 
lebhaften Antheil, namentlid gegen die von den Polen behauptete Pflicht 
der Megierung, alle Anträge der Zandtage ohne weiteres an den Reichsrath 
zu leiten. Breſtel macht den Gefihtspunkt geltend, daß — von der bisher 
unangefocdhtenen Praris ganz abgeſehen — die Statuirung einer Pflicht des 
Reichsraths, fi mit jedem Antrag eines Landtags zu beichäftigen, die Stel- 
lung der Landtage vollftändig verrüden würde; Giskra betont, neben der 
beiläufigen Bemerkung, daß fonft die Landtage es fein würden, welche die 
Agenden des Reichsraths beftimmten, vor allen Dingen, daß jeder Landtags» 
beichluß erft der Zuſtimmung der Krone bedürfe, und daß die Krone dieſes 
ihr Zuftimmungsredt in den in Rede ftehenden Fällen dadurd übe, dab die 
Regierung frei beurtheile, ob der eine oder der andere Landtagsbeſchluß dem 
Reichsrath mitzutheilen fei, oder nicht. 

7. Sehr. (Ungarn). Rumänen: und Ecrben:Conjerenz in Temeswar. 
Diefelbe ift von ctwa 150 Numänen und erben, unter welchen 
auch Diiletice, bejucht. 

Auf Antrag Alexander Mocjonyi’s werden folgende Bunfte als Programm 
für die Rationalitäten angenommen: Solidarität der nichtmagyariſchen Ratio 
nalitäten, ein Rationalitätengefeg auf Grundlage des Minoritäts-Klaborats; 
Union mit Siebenbürgen auf Grundlage der Deelaration Macellariu’3 und 
Benofien; Belämpfung des 12. Gefehartilel? vom Jahr 1867; Regelung der 
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eroatiſchen Frage im Sinne der Nichtunioniſten; Municipien auf demokratiſcher 
Grundlage. Rationalitäten-Abgeorbnete bilden im Reichstag eine beſondere 
Bartei und einen befondern Club. Schließlich wird eine Refolulion gegen 
magparenfeindliche Inſinuationen gefaßt. 


10. Febr. (Defterreih). Die nieberöfterreihiichen Reichsrathsabgeordneten 


13. 


16. 


18, 


19. 


20. 


treten zu einer Beiprehung zufammen, um nunmehr aud bem Be: 
fehluffe des nieberöfterr. Landtags betr. die Cinführung birecter 
Reichsrathswahlen Rechnung zu tragen. 

Minifter Berger, der ebenfalls erſchienen ift, gibt indeffen fo befriedigende 

GErllärungen ab, daB die Berfammlung beſchließt, vorläufig fein Preſſions⸗ 
mittel zu benügen und die Initiative der Regierung abzuwarten. Wie 
Dr. Berger erklärt, bat die Regierung die auf die Reichsrathswahlen 
bezüglihen Borlagen theils ſchon vollendet, theils der Bollendung nahe 
gebradt. Die eine diefer Borlagen bezieht fih auf die Vermehrung ber 
Zahl der Reichßrathß⸗Abgeordneten, die andere betrifft die Einführung facul⸗ 
tativer directer Neichſsrathzwahlen. Dieſe letztere Vorlage fei jo zu verftehen, 
daß es dem Ermeſſen der einzelnen Ränder überlafien bliebe, direct oder durch 
den Landtag zu wählen. 
„ Defterreid). Die amtliche Kung bringt bie Mittheilung, 
daß die von ben Landtagen in Dalmatien, Böhmen, Salzburg, 
Kärnthen, Borarlberg, Steiermark, Görz, Iſtrien und ber Bukowina 
beſchloſſenen Geſetze über die Schulauffit die kaiſerliche Sanction 
erhalten haben, fowie eine Verordnung, in welder das Eultusmini: 
fterium für die übrigen Gebiete, alfo für Nieder: und Ober: 
öfterreih, Krain, Mähren, Schlefien, Tyrol und Trieft, jene Schul: 
auffiht proviforifh regelt und zwar im Sinne ber abgelehnten 
Borlage. . 

Die fanctionirten Geſetze find diejenigen, welche der Geiftlichleit die von ber 
Regierung verlangte Stellung einräumten; die Geſetze dagegen, weldje den 
Geiſtlichen im Ortsſchulrathe keine Stimme gewährten, fowie die in anderer 
Richtung radical abweichenden Gelege des Tyroler und des Krainer Landtags 
wurden nicht beftätigt. 

„ (Defterreih). Reichsrath: Das Abgeorbnetenhaus weiſt bie 
galiziſche Refolution nunmehr dem Verfaſſungsausſchuß zu meris 
torifher Behanblung zu. 

„. (Ungarn). Die vorläufige Entſcheidung erfter Inſtanz im 
Prozeſſe Karageorgiewic wegen Theilnabme an ber Ermorbung bes 
Fürſten Michael von Serbien geht dahin: 

der Gerichtshof erkennt das vorhandene Material als rechtlich genügend an, 
um die in Borunterfuhung geweienen Fürft Karageorgiewic, Triffovitih, Rand» 
Kovitjch wegen des Verbrechens der Theilnahme an der Ermordung des Für⸗ 
fien von Gerbien in Anklageſtand zu verjegen. Sämmtliche Angeklagte melden 
Berufung an. . 

„ (Defterreih). Der Auftizminifter richtet an bie Länderchefs 
einen Erlaß gegen bie geiftlihen Chegerichte, 

in dem er diefelben auffordert, die Ordinariate anzumeifen, fi Ausübung 
ihrer ihnen nur filr den Gewifiensbereich zuftehenden Verfügungsgewalt jede 
Form zu vermeiden, als ob ihnen no immer eine Gerichtsbarkeit in Che 
ſachen zuflände und zwar unter Strafandrohung. 


CODeſterre ich). Reichsrath, Abg.Haus: Der Bubgetausihuß 
15 
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beſchließt, die Regierung aufzuforbern, in Fällen verfaflungefeint- 
licher Agitationen oder gejeßwibriger Renitenz von Mitgliebern des 
Elerus mit Verminderung, Sparung ober Entziehung der aus Re 
ligionsfonds oder aus Staatszufhüffen fließenden Perfonaleinkünften 
vorzugehen, und ferner, bie ehemöglichſte Auflöfung bes mit ben 
PP. Sefuiten bez. ber Beſorgung bes theologifhen Unterrichts an 
der Univerfität Innsbruck beſtehenden Verhältnifies anzuftreben. Der 
Unterrihtsminifter erflärt fi mit beiden Forberungen einverftan- 
ben, bez. der erfteren namentlih in Betreff bes Biſchofs Rubigier 
von Linz. 


23. Febr. (Ungarn). Schluß bes iſraelitiſchen Congreſſes in Peſth durch 


26. 


ben Eultusminiiter Baron Eötvös. Die vom Eongreffe beſchloſſenen 
Entwürfe einer Gemeinde-Organifation fowie eines Schulſtatuts 
(weldyes Rabbiner-Seminare einführt) follen dem nächſten ungariſchen 
Reichstage zur Verhandlung überwieſen werben. Bon ber orthobren 
Minorität find in der Schlußfigung nur noch 26 Mitglieber an- 
weſend. 

» (Defterreid). Der clericale Landedausſchuß von Tyrol und 
ebenſo ber liberale Landesausſchuß von Oberöſterreich lehnen bie 
Mitwirkung bez. des octroyirten Schulaufſichtsgeſetzes ab. 
„ODeſterre ich). Das Miniſterium legt die beabſichtigte Reform 
der Wahl des Reichsraths wieder zurück. 

„ (Ungarn). Fortgang der Wahlagitation. Koloſſale Wahl: 
prügeleien. 


1. März. (Defterreih). Die Biſchöfe conferiren in Wien unter bem 


2. 


# 


7. 


Dorfige des Cardinals Rauſcher über bie Frage, ob ſich bie Kirche 
an ben neuen Volksſchul-Aufſichtsbehörden betheiligen folle oder nicht. 
Es ift feine Einigung zu erzielen und wird befdloffen, bie Ent: 
fheidung dem Ermefjen der verſchiedenen Orbinariate zu überlaffen. 
„ (Defterreid). Reichsrath, Aba.-Haus: Die Regierung legt 
demſelben ben Entwurf eines Volksſchulgeſetzes vor. 

Dasjelbe enthält nah den Beſtimmungen der Dezemberverfafiung nur die 
allgemeinen Grundzüge für die Organijation der Volksſchule, deren weitere 
Ausführung den einzelnen Kronländern zufteht. 

(Ungarn). Der Kaiſer unb bie SKaiferin treten ben Beſuch 
Groatiens an. Der Hofitaat ber Kaiſerin ift jebt völlig ungariſch. 
(Ungarn). ine Conferenz ber fiebenbürgiihen Rumänen 
beichließt, an den Wahlen für den Peſther Landtag fi nicht zu 
betheiligen. 


8—11. „ (Defterreih). Reichsrath, Abg.Haus: Berathung bes 


Bubgets für wie baenders Änteref 
Die Debatte ift nicht befonders intereffant, weil die eigentlich poli 
Banilligungen dem Geichäftstreife der Delegationen anheimfallen u x eg 
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treffenden Summen in das Budget ber beiden Reichshälften einfach und unab⸗ 
änderlich eingeftellt werden. Rur das Budget des Eult- und Unterrichts⸗ 
minifteriums gibt zu einigen heftigen Zwijchendebatten Anlaß. Gegen den 
heftigen Widerfiand des Tyrolers P. Greuter wird der Antrag des Ausſchuſ⸗ 
jes, daB Einkommen des Biſchofs von Linz, das aus dem Neligiondfond und 
aus Staatsgütern ca. 45,000 G. beträgt, auf die normalmäßige Dotation 
don immerhin reichlich 12,000 G. herabzufegen, mit größter Majorität an- 
genommen. 


10. März. (Ungarn). Beginn ber allgemeinen Landtagswahlen. 


14. 


„» Das Namensfeft bes Königs von Italien gibt zu einem telegra: 
graphiſchen Austausch der wärmiten Sreunbichaftsbezeugungen zwiſchen 
ben beiden Souveränen Anlaß. Bei dem Feſte im Hotel ber ita⸗ 
lieniigen Geſandtſchaft erfcheinen zum erften Mal jeit 1859 und 
auf bejonderen Befehl des Kaijers ſämmtliche in Wien anweſende 
Erzberzoge, ſowie bie Minifter. 


15—16. „ (Defterreid). Reichsrath, Abg.:Haus: Debatte über bas 


Landwehrgeſetz. 

Der Antrag Skene's, über daſſelbe ohne weiteres zur Tagesordnung über⸗ 
zugehen, wird nach mehrſtündiger Debatte einſtimmig verworfen, ebenſo aber 
auch der Antrag der flavrihen Föderaliſten, dieſelbe nad Kronländern zu or» 
ganifiren, mit 81 gegen 59 Stimmen und dagegen die Regierungsporlage nad) 
den Anträgen des Ausſchuſſes mit 75 gegen 61 Stimmen angenommen. 
Demnad ift die Landwehr der öfterreichiichen Reichshälfte Feine nationale 
Miliz wie in der ungariſchen, fondern lediglich eine zweite Reſerve. Diejelbe 
bildet einen Theil der bewaffneten Macht und ift im Kriege zur Unterftügung 
des ftehenden Heeres und zur inneren Bertheibigung, im Frieden ausnahms⸗ 
weiſe au zur Aufredthaltung der inneren Sicherheit und Ordnung berufen. 
Ihre Linberufung und Mobilmadung erfolgt in allen Fällen nur auf Befehl 
des Kaiſers und unter Gegenzeichnung des verantwortlihen Randesvertheidis 
gung3minifters. Eine Berwendung der Landwehr außerhalb de Geſammt⸗ 
umfangs der im Reichsrath vertretenen Länder (alfo auch eine Berwendung in 
Ungarn) bedarf eines befondern Reichsrathsbeſchluſſes; nur wenn Gefahr im 
Berzug und der Reichsrath nicht verfammelt ift, kann dieſelbe unter Beob⸗ 
achtung der Beltimmungen des betreffenden Staatögrundgefehes von der Re 
gierung einfeitig verfllgt werden. Die Landmehr, aus 79 Bataillonen und 
aus je 1 oder 2 Escadronen für jeden Ergänzungäbezirt eines Cavallerie⸗ 
regiments beftehend, die mit länderweiſe fortlaufenden Nummern nad) dem 
Land und nah dem Hauptort ihre Ergänzungsbereidhes benannt und den 
Bataillonen und Escadronen der Linie möglichft gleich formirt werden — 
Tyrol und Vorarlberg behalten daneben ihre bisherige Landesvertheidigung 
— ergänzt fih dur die Einreihung der Reſervemänner nach vollendeter 
Ziniendienftpfliht und der mehr als 30 Jahr alten zur Erjagreferne Bor- 
gemerften, durch die unmittelbare Eintheilung Wehrpflicgtiger, welche in der 
Zinie nicht verwendet worden, und duch jolde TFreimillige, weldde ihrer Stel» 
lungspflicht Genüge geleiftet, nicht landmwehrpflichtig, aber noch dienfttauglich 
find; die Dienftpfliht der erften und dritten Kategorie dauert zwei Jahre, der 
zweiten Kategorie zwölf Jahre. Die General» und Militärcommandanten find 
zugleich Landwehrcommandanten für die Landwehrkörper ihres Bereichs. Offiziere 
und Mannſchaft ſind ſchon im Frieden im Stand und in der Evidenz zu 
führen, und es beſteht zu dieſem Zweck im Hauptorte jedes Bataillonsbezirkes 
ein Stamm von einem Hauptmann, vier Feldwebeln, vier Landwehrmännern 
und einem Büchſenmacher. Die Landwehrinfanterie hält — immer nad) der 
Ernte — alle zwei Jahre 14tägige VBataillonsübungen mit Betheiligung an 

15* 
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den größeren Uebungen der Linie, ſonſt 14tägige Compagnie⸗Uebungen; die 
Gavallerie, weil nur aus gedienten ten beitebend, hält feine Uebungen 
Die Landwehroffiziere, den Offizieren der Linie in allem und jedem glad- 
geitellt, werden zunädft den Offizieren des Penfionsftandes, den mit Beibehal- 
tung des Militärcharakters quittirten Offizieren oder geeigneten Landwehr⸗ 
Unteroffigieren entnommen; fpäter ergänzen fie fih durch den Uebertritt von 
Linienoffigieren, durch die Zutheilung von Reerve-Dffizieren und durch ſtufen⸗ 
weile Beförderung innerhalb der Landwehr nad den für die Linie beſtehende 
Orundjägen. Commandoſprache und Fahne find genau wie in der Lime, 
ebenjo die Chargenabzeichen, die Ausräftung und die Bewaffnung; Farbe und 
Form der Belleivung flellt das Minifterium im Verordnungswege fe. Li: 
fijiere und Mannſchaft haben nur während ihrer Dienſtleiſtung Anſpruch auf 
Gebühren, die dann aber den Gebühren der Linie vollfländig entiprechen; die 
im Dienft invalid Gewordenen und die Wittwen und Waiſen Gefallener ge 
nießen ebenfalls. alle Begünftigungen der Linie. Die Koften der Landwehr 
werden im Frieden in das Budget des Landesvertheidigungsminiſteriums, im 
Krieg in das Budget des Reichskriegsminiſteriums eingeflellt. Außerhalb des 
activen Dienftes ſtehen Offiziere und Mannſchaft ſowohl in ihren bürgerlichen 
Berhältniffen, als in Straf» und Polizeiangelegenheiten nur unter den Givil- 
erihten und Behörden. Die Landwehr gehört im Uebrigen ganz in den 

irkungsſkreis des Landesvertheidigungsminifters, und nad) defien Anhörung 
ernennt der Kaiſer für die rein militärijchen Verfügungen einen General zum 
Landwehr⸗Obercommandanten. 


17. März, (Ungarn). Eine miniſterielle Verordnung ernennt ben pro: 


19. 


vijorifhen Sachſengrafen Moriz Conrad, ber am 8. Februar 1868 
an die Stelle bes noch von ber ſächſiſchen Rationsuniverfität ernann-: 
ten und von ber Peſther Regierung abberufenen Nationsgraien 
Schmidt geſetzt morben war, befinitivo zum Haupt des Sachſen⸗ 
landes. 

Die Sachſen erachten, daß damit ihrer Municipalverfaſſung das Todes- 
urtheil geſprochen ſei. Dit der Ernenung des Nationsgrafen dur den Mi⸗ 
nifter ift der Nationsuniverfität jeve Einwirkung’ auf die Erecutive genommen; 
die Geſchäftsordnung derfelben unterliegt der minifterielen Genehmigung, 
ebenio die Geftattung der Deffentlichleit der Sigungen; der ungariide Spra- 
chenzwang wird über alle jächfiihen Mepräfentationen erfiredt; alle Beamten 
follen neu gewählt werden, aber fie werben bes Bildungsnachweiſes entbunden, 
natürlih um den Comitatsadel hineinzufhmuggeln, denn die Legislative wird 
vorausfichtlid das Recht der Beamten-Ernennung dem Miniſterium geben; 
die im Sachſenland wohnenden Rumänen werden durch einen hoben Steuer: 
cenfus von den Wahlen zu den Repräjentationen und Municipien ausgefchlof- 
fen, wodurd fie gegen die allein mwahlfähigen Sachſen erbittert und dieſe 
augen [deinlid zum Schladhtopfer für einen künftigen Racenlampf geweiht 
wür 


„Beſuch des Kaifers in Triefl. Der König von Italien Täßt ihn 
burch einen befonbern Abgeorbneten, ben General bella Rocca mit 
einem eigenhänbigen Schreiben begrüßen. Der Kaiſer ſchickt feiner: 
feitö den General Döring nad Florenz, um fih für bie Freund⸗ 
lichleit zu bedanken. Die öffentlihen Blätter ſprechen fofort von 
einer Allianz zwiſchen Defterreih und Stalien; von beiben Seiten 
wird jedoch verfichert, daß bavon Feine Nebe ſei. 

„ (DOefterreih) Reichsrath. Das Abg.-Haus lehnt das von 
ber Regierung vorgelegte Lanbfturmgejeß mit 76 gegen 50 St. ab. 
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* 24. Marz. (Ungarn) Wahlkampf in Peſth: Die Deakiſten erliegen 
in ber Stadt wenigſtens halb — der Miniſter Gorove fällt durch 
— im Comitat ganz. 
27. , Mit Rückficht auf bie Stellung bes veranwwortlichen Kriegs⸗ 
ü minifters enthebt der Kailer ben Erzherzog Albrecht von der Stelle 
eines Armeeobercommanbanten und ernennt ihm zum Generalin: 
fpector der Armee. 
. „ Die Generalconfulate in Belgrad, Bularefi und Kairo werben 
zu biplomatifchen Agentien erhoben. 
”» nr Üngarn) Refultat der nunmehr bis auf einige Nachwahlen 
vollendeten Landtagswahlen: 

Die Deakpartei ift noch einmal ſiegreich geblieben mit 60 oder mit Zus 
rechnung der croatijhen Deputirten mit 90 Stimmen, aber die Oppofition 
hat immerhin circa 50 Stimmen gewonnen und zählt flatt circa 120 jekt 
drca 170 Stimmen. Bedenklich für die Deakpartei erſcheint e8 namentlich, 
daß ihre Majorität in den eigentlich magyariſchen Gomitaten nur mehr 5 bis 
10 Stimmen beträgt und ‚daß fie ihr flarkes Ueberwiegen nur den nicht⸗ 


magyarijhen Nationalitäten in Siebenbürgen und dem nörblicden Ungarn ſo⸗ 
wie Croatien verdankt. 


4. April. Depeſche des Reichskanzlers an die Vertreter Oeſterreichs in 
München und Stuttgart über das Verhältniß der öſterr. Politik 
zur deutſchen, ſpeciell zu der Frage eines Südbundes. 

Die Depeſche enthãlt keinerlei neue Geſichtspunkte, Oeſterreich hat nichts 
gegen einen Suüdbund einzuwenden, „wünjdt ihn vielleicht”, will aber ſelbſt 
den Schein vermeiden, zu demſelben Anftoß zu geben. 

13. „ Der Kaifer verleiht dem König von Stalien das Großkreuz bes 
Stephans⸗Ordens, dem Kronprinzen das golbene Vließ. 

„— 2. „ Oeſterreich). Reichsrath, Ag. Haus: Berathung bes 
Geſetzesentwurfs bez. Reform der Grundſteuer. Derfelbe wirb 
ſchließlich ohne wefentlihe Aenberungen nah ber PBorlage bes 
Tinanzminifterd angenommen. 

16. „ (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Die Regierung bringt 
einen Gejebesentwurf zur Regelung bes Eherechts ber Difjidenten 
ein, wodurch ber Einführung ber allg. Eivilehe neuerdings ausge⸗ 
wichen wird. 

17. u ODeſterreich). Der bisher nur proviſoriſche Minifterpräfibent 
Graf Taaffe wirb mit Zuftimmung fämmtliher Miniſter befinitiv 
als folder ernannt. 

19. „ ODeſterreich). Reiherath, Abg⸗Haus: Der Verfaſſungsausſchuß 
beſchließt bez. ber galiziihen Nefolutionen, 


nad) den Grundſatze alle diejenigen, aber auch nur Diejenigen Soneeffionen 
zu machen, ‚neide weder die beftehende Verfafſung noch den Einheitögedanten 
alteriren, den Uebergang der Gemeindegejeßgebung an den Sandtag, die Aus⸗ 
ſcheidung einer Quote aus dem Reichsfonds zur freien Verfügung des Landtags, 
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namentlich aber den wichtigſten Theil (Punkt 8) der Forderung der Pole, 
die veraniwertlide Landesregierung und den Landesminiſter im Rathe ver 
Krone (und zwar diefen Punkt mit allen gegen die Stimmen der Polen) abju: 
Iehnen, und bloß in der Ueberweiſung der Handelskammer⸗Geſetzgebung avi 
Entipregung der Forderungen Galiziens anzutragen. 

Gleichzeitig Hat das Subcomit6 bes Ausichufles bez. der ihm ven 
diefem überwiefenen Trage einer Wahlreform bes Reichsrathe feine 
Berathungen zu Ende geführt und befchließt, dem Plenun bes Aus: 
ſchuſſes den Antrag vorzulegen: bie Zahl ber Mitglieder des Abge⸗ 
orbnetenhaufes auf bas Doppelte (von 203 auf 406) zu vermehren 
und bie dadurch zuwachſenden neuen Abgeorbneten, aber audy nur 
bieje, aus birecten Wahlen hervorgehen zu laſſen. 


20. April (Ofterreih: Trieſt). Die Neuwahlen bes Stabtraths find in 


21. 


ber Stadt ausſchließlich im Sinne ber italienifch:gefinnten Progreſſe⸗ 
Partei, im Territorium bagegen ausſchließlich floveniih ausgefallen. 
Der neue Stabtrath tritt zufammen: von 54 Mitgliedern gehören 
48 ber Partei der Stalianiffimi, 6 den Slovenen an. Bon ben 6 
flovenifhen Wahlen werben 5 fofort für ungültig erflärt. 


„ (Defterreid). Der Biſchof Rudigier von Linz weigert fid, 
ber Borlabung des weltlichen Gerichts Folge zu leiften unter Be: 
ziebung theils auf das Concordat theild auf eine [pezielle Weiſung 
bes Papites. 

„  (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Wahl in bie Dele- 
gation. Die Polen wählen mit. 


„—24 „ ODeſterreich). Reichsſsrath, Abg.Haus: Debatte über 


22. 


bas Volksſchulgeſetz. 

Die Anträge auf Zurückweiſung desjelben an den Ausſchuß und auf Ueber- 
gang zur Tagesordnung werden nad) einer glänzenden Rede bes Unterrichts- 
minifter mit großer Mehrheit abgelehnt. Bei Beginn der Sperialdebatte des 
Bollsichulgeleges erklären die Polen, Slovenen und Tyroler unter Wahrung 
des verfaffungsmäßigen Standpunkte, fi der Abſtimmung zu enthalten. 
Der Bräfident erklärt, infofern das Geſetz verfaffungsmäßig zu Stande gebradt 
werde, die Verwahrung nicht anzunehmen. Die Polen, Elericalen, Slovenen 
und Tyroler verlaffen die Sigung. Kurze Unterbredung. Specialdebatte. 

Schließlich wird das Geſetz mit unweſentlichen Mobificationen 
mit 111 gegen 4 Stimmen angenommen. 

„ODeſterreich: Böhmen). Der Kaiſer beſtätigt die vom Land» 
tag beſchloſſene Trennung des Polytechnikums in Prag in eine 
deutſche und eine czechiſche Abtheilung. 

„ (Ungarn). Die Regierung hebt das Klauſenburger Guber⸗ 
nium in Siebenbürgen ganz auf. In Eiebenbürgen beſteht aljo 
fortan, im Gegenfage gegen Eroatien, feine Hoflanzlei, Fein Land: 
tag, Fein Gubernium mehr; basjelbe ijt Ungarn gänzlich einverleibt. 


»„ (Ungarn). Eröffnung bes neugewählten Landtags. Thronrede 
bes Kaijere. 


— — 
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Die von Yufizminifier Horvath verfaßte Thronrede iſt ſehr unten rei. 
Die bezeichnendſten Stellen, welche die Aufgabe des Landtags zujammenfaflen, 
lauten: „Für das Schickſal der Nation bilden die günftigen ſtaatsrechtlichen 
Berbältniffe nur eine und zwar an fi unzulänglice Gewähr: die hauptſäch⸗ 
lie und enticheidende Garantie, ohne welche auch das günftigfle ſtaatsrecht⸗ 
liche Verhältniß keine bleibenden Erfolge bieten kann, liegt in der inneren 
Entwidlungstraft der Ration ſelbſt. Die Entwilung diefer Lebenskraft Hängt 
von den Reformen im Innern ab. Diek iſt das Gebiet, welches Ihnen die 
Sintereffen des Landes augeroiejen haben. Ihr Beruf ift e8: die gejammte 
Kraft der Ration raſch und entichieven auf das große Werk der inneren Um» 
geſtaltung hinzulenlen; die durch die Ereigniffe verurjachten Berfäumniffe nach⸗ 
zuholen; mit jenen Traditionen der Vergangenheit, welde dem zeitgemäßen 

Tortfhritt im Wege Reben, zu bredden, die Einrichtungen des Nandes dem 
Beifte der Zeit und den Bebürfnifien der neuen Zuftände entipredhend umzu⸗ 
geftalten; in jeder Richtung das moralische und materielle Gewicht der Nation 
zu erhöhen, damit fie die Stellung, welde fie auf den neugeoroneten ſtaats⸗ 
rechtlichen Grundlagen in der Reihe der Staaten eingenommen, als einer der 
Hüter und Yactoren der weitlihen Eultur würdig auszufüllen vermöge. (Hier 
folgt die ausführlie Aufzählung der nöthigen Reformen). ... . Sie ftehen 
allen Schwierigkeiten einer wichtigen Uebergangsperiode gegenüber. "Aufzugeben 
von den Traditionen der Vergangenheit alles was unbaltbar geworden, und 
gleichzeitig die den neuen Ideen entiprechenden Ynftitutionen zu ſchaffen: Diele 
doppelte und untrennbare Aufgabe ift e8, mit der Sie zu fämpfen haben. 
Tiefe Läuterung der Berbältnifie erheiſch viele Mühe und Zeit, und bie 
Schwierigkeiten der Ausführung werden nicht nur durch das übermäßige Feſt⸗ 
halten an den Erinnerungen der Vergangenheit, welches auch das nicht mehr 
Rebensfähige vertheidigt und biedurch die neuen Schöpfungen hemmt, jondern 
andererſeits auch durch die Ueberſtürzung vermehrt, welche mit den Umjtänden 
nicht reinen will, und das Feld auf dem gebaut werben follte, leicht mit 
Trümmern überdet und unzugänglid macht.“ 


Dberhaus: Der Präfident betont in ber Cröffnungsfitung bie 
Reform des Oberhauſes und fpridt bie Hoffnung aus, basjelbe 
werde auch dieſe Reform unterflügen. 


28. April. (Defterreih: Böhme). Die Regierung bebt bie am 


10. Oct. 1868 über Prag und bie Umgegend verhängten Aus: 
nahmsmaßregeln wieder auf. Diefelben haben irgend welde Sinnes⸗ 
änderung ber czechiſchen Partei nicht erzielt. Die czechiſchen Journale 
Ihlagen fogleidh wieber den alten Ton an. 


„ (Defterreid). Reichsrath, Abg.:Haus: Der Verfaflungs: 
ausihuß befchließt im weſentlichen nad ben Anträgen feines Cub: 
comite, bem Haufe den Antrag zu unterbreiten, bie Regierung zur 
Borlegung eines Geſetzesentwurfs aufzuforbern, woburd die Mit: 
glieber des Abgeorbnietenhaufes wo möglih um das Toppelte ver: 
mehrt werben follen, bie Trage birecter Wahlen und Kürzung ber 
Wahlperioden aber der Regierung zur Würdigung zu empfehlen. 

n Differenzen mit Preußen wegen Beröffentligung einer aufs 
gefangenen Depeihe Bismarcks von 1866 bez. Annerionen‘ durch 
ben Bericht bes öſterreichiſchen Generalſtabs über ben Krieg jenes 
Jahres (j. Preußen). 
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Oeſterreiche am Berliner Hofe bez. der franzg.sbelgifhen Eiſenbahn⸗ 
frage: 
der Reutralität find wır 
leihfatis "nicht der Meinung, dab fe t fie —* ——— hegt ir das 
diefer Neutralität eine größere Achtung als wir, und wir wllnichen 
lebhaft, daß fie unter allen Umftänden geahrt werbe. Indeſſen iſt die Bor⸗ 
ausſicht wohl geſtattet, daß die Proclamirung dieſes Princips nicht immer zu 
deſſen Vertheidigung ausreichen wird. Belgien erachtet es für nothwendig, vor⸗ 
fichtshalber eine ziemlich beträchtliche Armee zu erhalten, obgleich, ſtreng ge 
nommen, ein neutraler Staat dieſer —* entbehren konnte. Yımerhalb 
dieſer Gedankenordnung verharrend, ſchiene es mir von Nuten, ſich für alle 
Falle des Wohlwollens eines Nachbarſtaats zu verſichern, der vermöge feiner 
Macht wie feiner geographiſchen Lage der gefährlichfte Feind oder die trenche 
Stüge der belgiſchen Nation und ihrer Neutralität werden Tann. 
Reben zwiſchen Frankreich und Belgien in Unfehung der Sprade, der te 
des Handels und der Indbuftrie jo viele Bande, daS e8 ganz natürlich wäre, 
wenn legteres (Belgien) in erflerem (frankreich) eine Stüge juchte, ohne Deh- 
halb feiner davon ganz verſchiedenen und unabhängigen politifchen Eriftenz 
das geringfle zu vergeben.” 


Die gelammte europäifhe Preſſe ift barüber einig, bie zum 
minbeften® zweibeutige Haltung bes öſterr. Reichelanzlers in biefer 
Trage einer ſcharfen Kritik zu unterwerfen. 


1. Mai. (Ungarn). Die IL Kammer conftituirt fih. Die Dealpartei 


behauptet ihr bisherige Uebergewicht und wählt mit 246 gegen 
143 Stimmen Somflh zum Präfibenten. 


„ (Defterreih). Reichrath, Abg-Haus: nimmt für bie. dies⸗ 
feitige Neihshälfte ober Kisleithanien die Bezeichnung ale Laiſer 
thum Oeſterreich an; 
da die Monerqhie officiell als — zunger: Monarchie erſcheine und 

Ungarn ſeinerſeits officiell nur einen König und nicht einen Kaiſer kenne, ſo 
Eönne füglich ein Zweifel nicht beſtehen, ah, wie die Bftliche Halfte das Konig⸗ 
rei Ungarn, fo wie weſtliche das Kaiſerthum Deſterreich bil 
„ (Defterreid). Nachdem ber Biſchof von Linz jr ich wieberbolt 
geweigert, ber Vorladung bes weltlihen Gerichtes Folge zu leiften, 
wirb berjelbe polizeilih vor basfelbe gebracht, nachdem er folgenden 
Proteft unterzeichnet bat: 

Ich erfläre Die mit Bezug auf meine bereitö abgegebenen früheren 
Brotefie, baf ich die Competenz des k. k. Landesgerichtes in Sachen meines 

8 (welcher die Civilehe als unfittliche Handlung eflärt, und daher 

rein lirchlicher Natur if) um fo weniger anerfennen dann, als der Artitel XIV 
des noch vor Bott und meinen Gewiſſen beftehenden Concordats feftfegt, vor 
peiden De Gerichte Biſchofe fich zu verantworten haben. Ich kann johin vor dem 
f. k. Landesgericht nicht nur bieferwegen, ſondern auch einer päpflliden An⸗ 
orbnung willen freiwillig nicht erſcheinen, werde aber der phyſiſchen Gewalt 
weichen, proteftire dagegen und madıe diejenigen, weldhe die Anwendung der- 
felben angeordnet, ſowie jene welche gekommen ſind, um dieſelbe auszuführen, 
für die Folgen verantwortlich.“ 
„ (Deiterreid). Reichsrath, Abg.Haus: erlebigt bie fchon jo 
lange ſchwebende Trage ber Nactragsconvention zum englifchen 


— — ._ 


— — _ 
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Handelsvertrage ſchließlich nach den Anträgen des Ausichufles burch 
Eompromik, indem England im Wefentlihen biejelben Vortheile 
eingeräumt werben, wie. bem beutfchen Zollverein. 

Der Finanzminifter erflärt, daß mit der Finalifirung dieſer Angelegenheit 
Die Iegte bindende Verpflichtung erlöfche, welche betreffs der Führung der 
Handels⸗ und Zollpolitit als ein Ueberkommniß der Bergangenheit auf bie 
gegenwärtige Regierung übergegangen fei und daß diefe Regierung von nun 
freie Hand habe, in Zolls und Handelsſachen in voller Uebereinfliimmung 
mit den Wünſchen und Anſchauungen der Reichs vertretung vorzugehen (d. 5. 
mehr im Sinne eines gemäßigten Schutzzollſyſtems als, wie der frühere 
Sandeläminifter Wüllerstorf anftrebte, in demjenigen des vollen Freihandels⸗ 
princips). 


Mai. (Defterreih: Tyrol). Eine Katholikenverſammlung in Schlan⸗ 


ders wirb wegen aufreizenber Neben vom landesfürſtlichen Commiſſär 
für gefchloffen erklärt, worauf biefer von fanatifirten Bauern mißs 
handelt wird, 


» (Defterreid). Reichsrath: Das Herrenhaus nimmt das Volle: 
fdulgefeg unverändert nad den Beichlüfien bes Abg.-Hauſes an. 


»„ (Defterreih). Reichsrath, Abg.Haus: Das Haus ift mit 
bem Bräfibenten barüber einverfianden, daß Angefihts bes nahen 
Schluſſes der Seſſion die galizifhe Refolution, die Frage der Wahl: 
reform bes Reichsraths, die Ermwerbiteuerreforin, bie Trage ber Ein: 
führung der obligatorifden Civilehe zc. 2c. nicht mehr zur Verband: 
lung kommen fönnen. 


„ (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Erklärung bes Abg. 
Graf Botodi Namens ſämmtlicher Abgeordneten der polnifchen Fraction: 


„Bei der Feſtſtellung der letzten Tagesorbnung wurde Seitens deß Präfi- 
diums eine Erflärung abgegeben, die uns ganz unvorbereitet getroffen hat. 
Gine Reihe von Gegenftänden, unter welchen aud die Beſchlüſſe des galizifchen 
Landtages enthalten find, werden zur Berathbung nit mehr fommen. Der 
Herr Präfident hat nämlich erklärt, er köͤnne e8 der Würde des Haufes nicht 
entiprechend halten, in dem allerlegten Augenblide gemichtige ragen in Bes. 
rathung zu ziehen und unter dem Drude der legten Stunden über fie zu 
enticheiden. In unſerer fpeciellen Frage müflen wir diefe Ueberzeugung um 
fo mehr theilen, als ſchon früher unfererjeit3 und namentlid von meinem 
Gollegen Nitter v. Grocholsti derfelbe Gedanke in feinen urgirenden Inter⸗ 
pellationen ausgeſprochen worden if. Damals, meine Herren, war e8 eine 
Warnung, die jedoch unbeachtet geblieben ift, jeht ift es zu dem eigentlichen 
Ausdrude der Situation heraufgewachſen; es ift die eigentliche Antwort, die 
dem galiziſchen Landtage Seitens des Reichſsrathes gegeben wird; es ift end⸗ 
lich das Schlußwort, welches wir Delegirte dieſes Landes demſelben Über⸗ 
bringen follen. Gegenüber alſo dem Landtage eines großen Kronlandes, meldheß, 
auf dem verfafjungsmäßigen Boden verbleibend, in der Ausübung der ihm zu» 
ſtehenden Rechte die Bedürfniſſe des Landes und feine Wünſche redlich und 
offen dem Reichstag unterbreitet hat, gegenüber einer Frage, die vom Beginn 
der Selfion die Öffentlide Meinung beſchäftigte, und endlich nad allen laut 
außgeiprocdhenen Verfiherungen, daß gerechte Forderungen ihre Befriedigung 
finden werden, fobald die neue Verfafjung als gemeinſchaftlicher Boden und 
Ausgangspuntt angenommen werden wird, fiellt fi nunmehr heraus, daß 
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in einer nahezu 6 Donate dauernden Seſſion des hohen Reichſraihes Im 


Zeit. vorhanden war, um die Beichlüfie des galiziſchen Landtages einer ir 
rathung zu unterziehen. Theilt man, wie wir es thun, die lleberzeugum. 
daß es für das Wohl Aller, ſowie im Intereſſe der Monarchie unſere cf: 
und, ich möchte jagen, die wichtigfte Aufgabe ift, mit Vermeidung eines jede 
neuen Umſturzes auf dem Wege der freien Discuifion zu einer billigen, :» 
rechten VBerföhnung aller Interefien Oeſterreichs an gelangen; bat man ‘a 
Slauben, wie wir diefen Glauben haben, daß die politiiche Freiheit eineriex. 
andererſeits aber das von allen Ländern gemeinschaftlich und tief gefühlte &- 
dürfniß der Erhaltung des Reiches genügende Kräfte find, um alle Schwieriz⸗ 
feiten, wie groß fie immer fein mögen, zu löfen, jo wird man mit tm 
ernflen Vorwurfe Jenen begegnen müfen, melde die Berantwortlichkeit für de 
heutige Situation zu tragen haben, Jenen, die bei dieſem erften gemachte 
Verſuche, auf dem legalen, offenen, redlichen Wege zu einer Berfländigung ;- 
fommen, dieſe Wendung den Vorgängen gegeben haben. Wir wollen gerı 
zugeben, und mir erkennen es, e& find Biele in diefem Hohen Hauje, bie en 
verföhnendes Vorgehen als wünjchenswerth eradhten. Das aber war mi 
genügend, und die Thatjache bleibt fo, wie ich fie gefchildert habe. Die Felg 
der eingeſchlagenen Politik find leicht zu erjehen. Der Ipftematiihen Oppoſtt:e 
gegen die neuen Zuftände wird dadurd eine neue Kraft gegeben. Zen Be 
ftrebungen aber, auf der frieblichen Bahn der Entwidlung nad und nad ızı 
Regelung der Verbältnifie zu fommen, werden nit nur große Schwierigkenc 
in den Weg gelegt, jondern es wird ihnen gewilfermaßen der Boden entzogen 
Ein ſolches Reſultat können wir nur tief beflagen, und Sie werden verfiche 


und es jogar als gerecht anjehen, daß in dem Augenblicke, wo alle uni 


entgegengelegten Bemühungen fi als erfolglo8 bewiefen, wir die Pilik 
haben, vor Ihnen, vor der öffentlihen Meinung, fowie dor unjerem eigenca 
Bande zu erklären, daß die Berantwortlichkeit für die jegt gejchaffene Eituatie: 
keineswegs uns treffen kann.“ 


„ (Defterreih: Tyrol). Bei den Ergänzungswahlen für bie 


Communalvertretung von Innsbruck erliegen die Tyeubal-Elerifalen 
vollſtändig, jo daß fie auch nicht einen einzigen ihrer Candidaten burh 
zubringen vermögen und in ber Communalvertretung neben 31 Lı 


beralen fortan nur noch 5 @lericale fiken. 

„ (Defterreid). Reichsrath: Schlußfigung beider Häufer. 

„ (Defterreid). Schluß ber Reichsrathsſeſſfion. Xhronrebe bes 
Kaiſers: 

„As Sie, Meinem Rufe folgend, vor zwei Jahren ſich verſammelten, lag 
das Reich von Erfehütterungen danieder, die es kurz zuvor mit ſchwerer Wucht 
getroffen Hatten. Ihrer erprobten Einſicht, Gerechtigkeit und patriotiſchen Hin- 
gebung empfahl Ich damals die Geſchicke des Weiche, und Ich darf es heute 
Mir zur Befriedigung, Ihnen zur Anerkennung ausſprechen, daß Sie den von 
Mir in Sie gefegten Hoffnungen im vollften Umfange gerecht geworden find. 
Eine neue Ordnung der Dinge galt e8 zu gründen. Die verfaffungsmäßigen 
Rechte der im Reichſsrathe vertretenen Königreiche und Länder follten auf ge 
fetzliher Grundlage neuerlich georbnet, die politiſchen Rechte der Staatsbürger 
arundgefetlich feftgeftellt, daS Verhältniß jener Königreiche und Länder zu Meinen 
Rändern der ungarifchen Krone in bindender Vereinbarung geregelt und, bei 
aller verfaffungsmäßigen Selbftändigfeit der beiden Ländercomplege, die Macht⸗ 
ftellung der Gefammt-Monardhie gefräftigt werden. Sie haben mit redlichem 
Eifer, mit aufopfernder Selbftverleugnung beigetragen, dieſes große Werk zu 
vollbringen. Eine Berfafiung, außgeftattet mit allen conftitutionellen Bürg- 
haften und dadurch weiterer Entwidlung fähig, einige die im Reichsrathe 
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vertretenen Rönigreihe und 2änder, denen fie in Verbindung mit den Landes⸗ 
ordnungen meiten Spielraum für autonome Selbfiverwaltung gewährt. Die 
Etaatögrundgefege fidern den Staatsbürgern ein reiches Maß politiiher und 
bürgerlicher Freiheit. Zwiſchen den im Reichsrathe vertretenen Königreichen 
und Ländern und den Kändern Meiner ungariſchen Krone getroffene Berein- 
barungen und darauf gegründete gefegliche Feftftellungen haben die gemeinjamen 
Beziehungen und Angelegenheiten der beiden Ländergruppen geordnet. Die 
in beiden Reichshälften nad übereinftimmenden Grundſätzen vollendete, die alls 
gemeine Wehrpflicht verwirklichende Wehrverfaſſung hat nit nur das Band 
der Einheit um die Monardie fefter geſchlungen, ſondern auch ihre Macht⸗ 
ftellung gehoben. Dies und die freundfchaftlichen Beziehungen zu den anderen 
Mächten verbürgen die Erhaltung und dauernde Sicherung de3 Friedens, deſſen 
das Reich zu feiner inneren Wohlfahrt unabweislich bedarf. Große Anforde 
rungen erwuchſen durch die Geſchicke und durch die Lage der Monardie an 
Die Steuerfraft der Völker. Nur mit deren äußerſter Anipannung ift es den 
vereinten Bemühungen der Reichsvertretung und Meiner Regierung gelungen, 
in jene Wege einzulenten, auf melden fich eine geiunde Geftaltung der Staat» 
finanzen erhoffen läßt. Die Beihränfung des Staatshaushalts in allen Zweigen 
auf daS firengfte Maß des Bebürfnifies, die angebahnte durchgreifende Reform 
des gejammten Eyftem der direften Steuern in Verbindung mit dem mirth- 
jchaftlichen Aufſchwunge, welchen die durch freie Institutionen entfeflelte Kapitals⸗ 
und Arbeitskraft auf allen Gebieten der Production entmidelt, eröffnen die 
Ausfiht in eine Zulunft, welche bei einer billigeren Bertheilung der Steuerlaft 
die empfindlichen Opfer wird verjchmerzen laſſen, die zu ihrer Begründung 
gebracht werden mußten. Weich aber ift die Eaat, die Sie, geehrte Herren, 
in der abgelaufenen Seſſion für jene Zukunft auf allen Gebieten der Scjet- 
gebung ausgeftreut haben. In Ausführung der Staatsgrundgefege geht das 
neue Inftitut des Reichsgerichtes Schon demnächſt feiner Verwirklichung entgegen. 
Damit wird eine bei Gompetenzconflicten und in ftreitigen Fällen des öffent» 
Iichen Rechtes bisher beitandene empfindliche Lücke ausgefüllt, für nicht privat» 
rechtliche Anſprüche der einzelnen Königreihe und Länder ein Gerichtöftand 
geihaffen und den einzelnen Staatsbürgern die Möglichkeit geboten, die ihnen 
durch die Berfafjung gewährleifteten politiichen Rechte nöthigenfalls jelbft durch 
den Ausiprud eines oberften richterlihen Tribunal8 zu wahren. Zahlreiche 
Suftisgefege haben mit der Verwirklichung weitgehender Reformen im Sinne 
der Verfafiungsgefege begonnen. Die Schmurgerichte treten demnächſt für 
Preßſachen in Thätigkeit, und obgleih die Vollendung eineß neuen Struf- 
gejegbuches bei den jo vielen wichtigen Arbeiten, welche in der abgelaufenen 
Seifion Ihre Kräfte in Anſpruch nahmen, noch nit möglih war, wurden 
doch die von der Humanität und von der Wiſſenſchaft dringend gebotenen Re 
formen in der Strafgejeßgebung eingeführt. Die grundgefetlih ausgeiprochene 
Unabhängigkeit der Richter wurde durd ein diefem Grundſatze conformes Gejet; 
über die Visciplinarbehandlung fihergeftellt, und es wird dieſes Gele in Ver» 
bindung mit der volfftändig durchgeführten Trennung der Rechtspflege von 
der Verwaltung das Anſehen der Gerichte erhöhen und das Vertrauen in die 
Unbefangenheit ihrer Sprüche kräftigen. Die Militärgerichtsbarfeit wurde 
auf Strafjahen beſchränkt, und ihr auch Hiebei, unter Beachtung der unab⸗ 
weißlichen Anforderungen der militärifhen Tieciplin, die engfte Grenze gezogen. 
Die neue Advokatenordnung eröffnet dem Talente und dem Wiſſen die freiefte 
Bahn. Durd die vor Kurzem in Wirffamleit getretene Concursordnung wird 
den Bedürfniſſen der Gejchäftsmelt in längft erjehnter Weife entſprochen. Die 
Schuldhaft als Erecutionsmitttel wurde bejeitigt, und durch die Aufhebung 
der Wuchergejeße die Bemegung des Kapitals und die besjelben bebürftige 
Production von veralteten Schranken befreit. Die Gründung neuer Fidei⸗ 
commifle wurde unter die Chhut der gefehgebenden Gewalt geftellt, die Frei⸗ 
theilbarfeit von Grund und Boden wejentlich erleichtert. Das Lehenband 
wird allgemein der Ablöfung zugeführt; die Erbfolge in Bauerngütern wird 
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bald überall jene des all bürgerlichen Rechtes ſein. Eine große Krik 
anderer Geſetze erledigte A der mannigfachſten Art auf dem Gebieie de 
Juſtiz und der Berwaltung, des Handels und der Finanzen. Die Berwaltes; 
wurde wmejentlich vereinfacht, für die Berbeflerung des Looſes der Staatsbeamin 
und Diener haben Sie gethan, was bei den heutigen beengten Yinanzzufänte 
bes Staates geichehen konnte. . .. Das Geieg Über die Gewerbegerichte wirt 
auch bei uns eine Inſtitution ſchaffen bie fi) in anderen Landern bewahrt 
e8 bezeichnet zugleich einen erfreulihen Anfang der Legislation im Interche 
der arbeitenden Klaſſen der Bevdlterung. Sie haben auch den höheren, da 
fittlihen und geiftigen Interefien der von Ahnen vertretenen Bevölkerung Ihr 
Sorge zugeivendet. Die in den StaatSgrundgelegen ausgeſprochene gleide Bo 
rechtigung der Angehörigen aller anerfannten Gonfeifionen im Staate erhiei | 
durch das Geſetz über die interconfeifionellen Berhältniffe concereten Auſsdrud 
Mit Beachtung der Grenzen der kirchlichen und weltlichen Gewalt wurbe da: 
bürgerlide Eherecht wieder hergeftellt und erweitert. Das Berhältui de 
Säule zur Kirche wurde, ohne den mohlthätigen Einfluß der letzteren zu 
ſchmälern, in einer den wichtigen Aufgaben des BollSunterrichtt zufagenden 
Weiſe geordnet, Ich hege die Erwartung, daß diefe geſetzlichen Anordnunge 
fih als dauernde Grundlage eines friedlichen, einflängigen Waltens des Staates 
und der Kirche bewähren werden. Zugleich ſpreche id} bie zuverſichtliche Heh- 
nung aus, daß die verjüngte Volksſchule, melde durch das joeben von Mir 
Sanctionirie Schulgeſetz auf die der heutigen Bildung entſprechende Höhe ge 
hoben werden fol, dem Baterlande jene Fülle von Willen und Können bieten 
wird, welche nach dem Zeugniſſe der Geſchichte die ſicherſte Grundlage der Mat 
und des MWohlftandes der Staaten und Volker bilde, Wenn Sy, geehrte 
Herren, nun am Schlufie einer zweijährigen Sitzungsperiode ben weiten Kreis 
Ihrer angeftrengten Thätigleit noch einmal im Geiſte überſchauen, dann wir! 
Sie das Bewußtſein treu und redlich geübter Pflicht erfüllen, und Ihnen neu 
Kraft zu den großen Aufgaben verleihen, die Ihrer noch harren und zu dern 
Löſung Ich Ste wieder berufen werde. Ich wünſche aber und hoffe, daß dann 
auch Diejenigen, die fi heute dem gemeinjamen Werle und ber ae ar 
Arbeit noch entziehen, fih mit Ihnen an beiden betheiligen. Oeſterreich jell 
die große Heimath jein, die alle feine verſchiedenen Völker, in welder Zunge fie 
auch ſprechen, mit gleicher Gerechtigkeit, mit gleichem Wohlwollen, mit gleicher 
Pflege ihrer Intereſſen und ihrer Eigenthümlickeiten zu umfangen berufen 
if. Die Verfafſung ift der Boden, auf welchem diejeß Ziel zu erreichen ik, 
und auf demjelben wird bie Berfländigung unter den Böllern, deflen bin Ich 
gewiß, erfolgen, weil fie erfolgen muß, weil nur Deſterreich es if, das alla 
jeinen Volkern Schuß, Freiheit und Bewahrung ihrer Selbfländigkeit und 
Eigenart bietet.“ 





15. Mai. Oeſterreich Tehnt bie Anregung Bayern® „ob nicht zum Schutze 


ber modernen Staatsprincipien vorbeugende Maßregeln, wie 3. 2. 
Abmahnungen an bie Biſchöfe der einzelnen Länder ober Proteſta⸗ 
tionen in Rom, ins Auge zu faflen jeien, unb ob es nidht für an: 
gejeigt gehalten werde, ein Einverftänbniß über berariige, wern nicht 
collective, doch möglichft identiſche Schritte durch gemeinfame Be: 
rathungen, vielleicht felbft durch eine Con ferenz von Vertretern ſämmi⸗ 
liher betheiligten Regierungen berbeizufübren,* jeinerfeits, gleid 
Frankreich, ab: 


. Steht e8 nun aber als allgemeine Regel feft, daß den anerkannten 
Religionsgeiellidjaften in ihren inneren Lebensäußerungen, fo lange dieſe nid 
mit dem ſtaatlichen Standpunkt collidiren, die vollſte Freiheit gelaffen werben 
mulſſe, jo hat die kaiſ. und königl. Regierung in der Sachlage, wie fie ſich 


Geſterreich⸗ Angarn. 237 


bis heute darftellt. keine genügenden Motive des Rechts oder der Opportunität 
zu erbliden vermodt, um ſchon jegt dem an fich fo beadhtenswerthen Vorſchlag 
der k. bayer. Kegierung Folge zu geben. — Ueber den Verlauf des Concils 
Lönnen namlich dermalen nur Vermuthungen, mehr oder weniger wahrjdein- 
fcheinliche, aufgeftellt werden. Nicht einmal über das Programm der Bes 
rathungsgegenflände des Goncils find andere officielle Aufſchlüſſe als die über⸗ 
ſichtlichen Andeutungen der päpftlichen Einberufungsbulle vorhanden. Das 
Gebiet der wirkli rein dogmatiihen Tragen wird ohnehin niemand dem 
allgemeinen Kirchenrath ftreitig machen wollen. Was aber die ſtaaiskirchlichen 
Angelegenheiten, jowie diejenigen Materien betrifft, welche mit der Eonfelfion 
zugleich daß bürgerliche Recht berühren, jo lüßt ſich heute ſchwerlich ſchon ein 
Urtheil darüber gewinnen, ob die Gefahr vorhanden fei, daß die in diefem 
Bereich ſeither hevorgetretenen Begenfäge durch die Berhandlungen und Bes 
ſchlüſſe des Concils noch geſchärft und zu größerer Gefährlichkeit für die Ruhe 
der Staaten gefteigert werden könnten. Wir können daB Borhandenjein einer 


.ſolchen Gefahr weder beftätigen noch in Abrede ftellen. Doch dürfte im allge 


meinen faum vorausfegen fein, daß die Biſchöfe der Latholiichen Welt, die der 
großen Mehrzahl nad in Kändern mit polllommen fäcularifirter Gefeßgebung 
leben und wirken müſſen, nicht eine genaue Kenntniß der praktiſchen Noth⸗ 
wendigfeiten unjeres Zeitalter nad Rom mitbringen jollten. Und wenn die 
Erwartung beredhtigt ift, daß es dem Zwei der Erhaltung des Friedens 
zwiſchen Staat und Kirche an Wortführern unter den Prälaten des Concils 
nicht fehlen werde, jo liegt e8 nicht im Intereſſe der Regierungen, dieje Stimmen 
als von Stantswegen patronifirt erjcheinen zu laflen, und dadurch in ihrer 
Autorität zu beeinträdtigen. Es läßt fih ferner dermalen noch nicht erkennen, 
wie die päpſtliche Eurie, welche in der jetzigen Weltlage die Präcedentien frü⸗ 
herer Jahrhunderte in Bezug auf die Theilnahme der weltlichen Fürſten an 
den Eoncilien nicht wird erneuern fünnen noch wollen, gegenüber den Regie 
rungen hinſichtlich derjenigen Verhandlungsgegenftände fih zu verhalten gebentt, 
in welden die Beſchlüſſe des Concils nicht ohne ſtaatliche Anerkennung zur 
Ausführung gelangen Lönnten. Nach unferer Auffaffung find aber die Regie 
rungen volllommen in der age, die in diefer Richtung etwa erforderlich wer⸗ 
denden Schritte des Kirchenregiments abzuwarten. — Würde demnächſt das 
verfammelte Concil fi wirklich anfchiden, in die Rechtsſphäre der Staatäge- 
walt überzugreifen, oder würden fi beſtimmte Indicien für eine derartige 
Abſicht in authentifcher Weiſe heraußftellen, dann wäre auch nach der Anficht 
der kaiſ. und königl. Regierung der Wall ficher nicht auszuſchließen, daß neben 
den abwehrenden und abmahnenden Schritten der einzelnen Staaten auch ge 
meinfame Berathungen der Sabinette zum Zweck übereinftimmender Wahrung 
der Stantshoheitsreihte ih als nöthig oder nüglich erweiſen fönnten. Dagegen 
vermögen wir nicht dafür zu flimmen, daß der bloßen Präjumtion möglicher 
Eingriffe in diefe Rechte die Thatjache einer diplomatiſchen Conferenz entgegen⸗ 
geftelt und dadurch — abgejehen von der erhöhten Schwierigkeit auf fo un» 
ficherem Grunde zu feſten Einverftändniffen zu gelangen — vielleicht der Schein 
einer beabfigtigten Gontrole und Beſchränkung der Freiheit der katholiſchen 
Kirche hervorgerufen und die Spannung der Gemüther ohne Roth vermehrt 
werben Tönnte. . . .* 


16. Mai. (Defterreidh: Tyrol). Der kath. Zweigvercin in Schlanbers 


17. 
20, 


wird von ber Statthalterei für aufgelöst erklärt. 
„ODeſterreich: Krain). Großer ſloveniſcher Tabor in Wiſchmarje. 


„ —3. Juni. (Ungarn). Landtag: Adreßdebatte bes Unterhauſes. 
Es Tiegen demfelben vier verſchiedene Entwürfe vor. Derjenige 
ber Deakpartei wird ſchließlich mit 255 gegen 142 St. angenommen. 
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23. Mai. (Krain) Deutſche Turner werben auf einem Ausfluge von 


24. 


29. 


Laibach aus von ſloveniſchen Bauern ohne alle Veranlafjung über: 
fallen und mißhanbelt. 

„ Auf den F.M.L. Grafen Creneville erfolgt in Livorno, wo fi 
berjelbe ohne Rüdjiht auf die Erinnerungen von 1849 öffentlid 
zeigt, ein Wttentat, durch welches berfelbe verwundet, der ihn be: 
gleitende öſterr. Conſul Inghirami getöbtet wird. Der Thäter ent: 
fommt und bie von ber ital. Regierung angehobene Unterfucdhung 
führt zu keinem Reſultat. 

„ (BDefterreid: Galizien). ine Minifterialverorbnung erhebt 
bie polnijche Sprache, ftatt ber beutfchen mie bisher, zur Amteſprache 
ber Behörden. 

Im allgemeinen haben ſämmitliche galizifche Behörden, welde unter den 
Minifterien des Innern, des Handels, der Finanzen, der öffentlichen Sicherheit 
und des Aderbaues ftehen, ſowie die Gerichte und der Tandesihulrath im 
internen Dienft und Verkehr fich lediglich der polniſchen Sprade zu bedienen. 
Nur find bei den öffentlichen Kaſſen diejenigen Ucten, welche zur Controle oder 
zur Zuſammenſtellung periodiſcher Nachweile dienen, deutſch zu führen, deutic 
bleibt aud) dieinnere Verwaltung und Manipulation des Poſt⸗ und Telegraphen- 
weſens, ſowie der unmittelbar unter dem Minifterium ftehenden ftaatlichen In⸗ 
duftrie-Stabliffements; dic Gerichte endlih haben „nad Thunlichkeit,” wo die 
Ausfertigung in einer anderen als der polniiden Sprade erfolgte, aud Vor⸗ 
trag und Berathung in derfelben Sprache zu halten. Für die Verwaltungs», 
Unterrichts» und Eicherheitäbehörden, ſowie für die Gerichte tritt die Verord⸗ 
nung mit dem 1. Oct. d. 3. in Wirkfamfeit, für die übrigen Acmter und 
Ipeziell für die Steuerbehörden ift fie binnen drei Jahren durdyuführen. Für 
den Verfehr der galiziihen Behörden mit den Militärbehörden — aud in 
Galizien jelbft —, mit den Gentralftellen und mit allen nichtgalizifchen Be⸗ 
hörden wird aud in Zukunft die deutſche Sprache die Amtsſprache bleiben. 
„ Ein Erlaß des Minijteriums des Innern glaubt nochmala, 
und zwar mit ausbrüdlicher Verufung auf dießfällige wieberbolte 
Entideidungen bes oberjten Gerichtshefs, den Länderhefs in Cr: 
innerung bringen zu follen, daß das den von einem meltliben We: 
richt verurtheilten Geiftlihen nad Art. 14 des Concordts rückſichtlich 
ber ihnen anzumeiienden Straforte eingeräumte Vorrecht nad Inhalt 
des Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen Rechte ber Staatsbürger 
als erlofhen zu erachten fei, und daß ſich die Länderchefs mithin 
fortan jeder Einflußnahme auf die nunmehr lebiglih ben Gerichten 
zuftehende Verfügung über ben SHaftort zu enthalten haben. 


4. Juni. (Ungarn). Landtag: Die Regierung legt bem Unterbaufe 


8. 


11. 


einen Gejebentwurf betr. Regelung ber Gerichte erjter Inſtanz vor. 
„ (Ungarn). Pandtag: Das Unterhaus wählt in die Teelegation 
ausſchließlich Deaktiten, nachdem ber Deakklub beſchloſſen, feine Oppo— 
ſitionsmitglieder zuzulaſſen. 

„ODeſter reich: Böhmen). In der Nähe des Polizeigebäudes 
von Prag explodirt eine mit Eiſen und Blei gefüllte Petarde, obne 
jedoch großen Schaden zu erzielen. Der Urheber, ein czechiſcher 





12. 


21. 
24. 


2. 
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Arbeiter, wird ergriffen und es wird bei demſelben außer Vorräthen 
von Pulver, Blei ꝛc. auch eine geheime Druckerei vorgefunden. 


Suni. (Defterreih). Das Linzer Landbesgeriht befchließt die An- 


Flage gegen ben Biſchof Rudigier von Linz wegen Verbrechens 
öffentlicher Rubeftörung. 

„ (Deferreih). Das Reichsgericht conſtituirt fich. 

„ (Ungarn) Eröffnung bes Katholiken-Congreſſes in Peſth 
durch den Primas Simor. Das von ihm ausgearbeitete und vom 
Bultminifter Edtnds bejtätigte Wahlftatut hat bem Clerus von vorne 
herein das entihiebene Uebergewicht vollftändig gefichert. 


Juli. Depefhe des Reichskanzlers Graf Beuft an ben öſterreichiſchen 


Botihafter in Rom, in welder ber Stanbpunft ber Regierung 
ber römiſchen Curie und dem öſterreichiſchen Epijcopat gegenüber 
neuerdings einläßlich dargelegt wirb: 

„Während der erften Zeit Ihres Aufenthalts in Rom waren Sie mehrere 
Male in der Lage eine verjöhnlichere Stimmung der Curie gegenüber der 
Tail. und kgl. Regierung conftatiren zu können. Mehrere Anzeichen geftatte- 
ten Em. Excellenz die Annahme, daß der heil. Vater, ebenfo wie feine erften 
Näthe, die Lage der öfterreihiich-ungarifchen Monarchie und die Urſachen jener 
beflagenswerthen Differenzen, welche im Laufe des Jahres 1868 entjtanden 
mwaren, gerechter zu beurtheilen anfingen. Mit aufrichtiger Genugthuung 
Haben wir diefe Symptome zur Senntniß genommen, und uns bemüht, durd) 
unjere Haltung die Entwidlung jener Strömung, die Em. Excellenz uns fig» 
nalifirten, zu fördern. Nah ihren letzten Berichten jedoch ift eine Art Still 
Stand in der fortichreitenden Verbefierung unferer Beziehungen zum HL. Stuhl 
eingetreten. Ein Borlommniß der jüngften Zeit — der Linzer Zwiſchenfall 
— hat vor Allem dazu beigetragen, die alte Empfindlichkeit wieder zu erre⸗ 
gen, und neue Miktrauen gegen die Abfichten der Tail. und kgl. Regierung 
wachzurufen. Ih babe Em. Ercellenz bereits die nöthigen Informationen 
übermittelt, um Sie in die Lage zu verjeßen, den oben citirten fpeciellen Fall 
auf den richtigen Thatbeftand zurüdführen zu können. Ich halte es aber nicht 
für übderflüffig, bei diejer Gelegenheit weiter zurüdzugreifen, und hier von 
einem allgemeinen Geſichtspunkt die Urſachen unjerer Schwierigkeiten mit dem 
heil. Stuhl zu prüfen. Diefe Unterfuhung wird uns vielleiht das Mittel 
finden laſſen, wenn aud nicht zu einer Verftändigung, doch menigftens dahin 
zu gelangen, daß wir einige der Hinderniſſe, die fi) der Herftellung eines be= 
friedigenden Standes der Verhältniſſe entgegenjegen auf dieſe Weiſe bejeitigen. 

„Bor allem ſcheint e8 mir unerläßlid, einen Rüdblid auf die Bergangen- 
heit zu werfen, wenn wir und ander8 über die Thatfadhen, die fih in der 
Gegenwart ereignet haben, genaue Rechenſchaft geben wollen. 

„Sn der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts trat in allen civilifir- 
ten Staaten das fidhtbare Beſtreben hervor, die weltliche Gewalt von ihrer 
Abhängigkeit von der kirchlichen Macht zu befreien. Auch Oeſterreich konnte 
fh der Einwirkung diefer ebenjo flarlen, als außgebreiteten Bewegung nicht 
entziehen. Daraus entitand das allgemein unter dem Namen des Joſephi⸗ 
nismus befannte Syftem. Dieſe Bezeichnung ift jevoh in den Augen der 
Geſchichte nicht vollftändig gerechtfertigt, da Kaiſer Joſeph, um aufrichtig zu 
fein, dieſes Syſtem nicht ſchuf, wenn er auch unbedingt der emergilchfte Ver⸗ 
treter deffelben war, und es vielleicht in einer die beabfichtigten Grenzen weit 
überjchreitenden Weife zur Anwendung bradte. Die Wahrheit legt uns bie 
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Pflicht auf, anzuerkennen, daß dieſer von den beſten Intentionen befeelte Bis 
narch fi nur den von der erhabenen Kaiferin Therefia, und ſelbſt von dem 
Bater derjelben, Karl VI., in die Regierung eingeführten Grundſätzen cm» 
formirte, wenn er fie au nad) größerem Maßftab inder Praxis zur Anwendung 
brachte. Dem ſtürmiſchen Aufſchwung des Regime’s Joſephs 11. Tolgte, wie 
dieß häufig bei Bervegungen, die night Maß zu halten willen, zu geſchehen 
pflegt, eine Art von Reaction. Unter den Kailern Leopold II. und Franz 1. 
wurden die Geſetze ihrer Borgänger in der Pıaris weientlich gemildert, und 
diefe Monarchen beftrebten fi, auf viefe Weile befiere Beziehungen zur Kirche 
herzuftellen, ohne im Banzen das Princip der faatlichen Aufficht über die 
kirchlichen Angelegenheiten erfhüttern zu laſſen. Dieſes Princip entiprad 
aber auch in der That zu vollkommen der autokratiſchen und bureaufratiihen 
Bafis, auf welcher die Regierung der Öfterreichiichen Länder damals berubte, 
al3 daß man es hätte wagen bürfen, diefen Grundftein aus dem Gebäude 
heraußzureißen. Man konnte jedoch nicht in Abrede ftellen, daß fi die öfter- 
reichiſche Geſezgebung jener Epoche in einem grellen Wideriprud mit gewiſſen 
Dogmen der latholiſchen Kirche befand. Die hieraus refultirenden Schwierig⸗ 
feiten wurden immer läftiger und empfindlicher in der Praxis, nachdem in 
Folge des Gölner Conflikts die katholiſche Idee in ganz Deutichland einen 
neuen Aufihwung genommen hatte. Bor allem war es der Staatskanzler 
Fürft Metterni, welcher in den letten Jahren der Regierung Franz I. um 
während der ganzen Regierung Ferdinand 1. laut erflärte: die Dinge könn⸗ 
ten länger nicht fo bleiben, und man müfje fid) beftreben, mit der katholiſchen 
Kirche auf dem Gebiete der Principien Frieden zu fchließen. Der Fürft 
machte zahlreiche Berjudhe, die ihm zur Seite fehenden StaatSmänner für 
feine Ideen zu gewinnen, und fie dahın zu beflimmen, daß fie zu einem billi- 
gen Ausgleich mit Ron ihre Einwilligung gäben, aber feine Bemühungen 
Icheiterten immer an einer Oppofition, welche zu jener Zeit felbR unter gewiſſen 
tirhlichen Würdenträgern, die im Geifte jenes Syſtems der ſtaatlichen Ober⸗ 
auflicht erzogen worden waren, die mächtigſte Stüße fand. 

„Dieje wichtige Frage blieb fomit in der Schmebe, bis die Bewegung des 
Jahrs 1848 ausbrach. Bon dem Moment an, in weldem man in alle 
Ephären des Öffentlichen Lebens das Princip der Greiheit der Bewegung ein- 
führen wollte, wurde es unmöglich, die katholiſche Kirche allein am Gängel- 
bande behalten zu wollen. Mit der Einſetzung eines wie immer geflalteten 
eonftitutionellen Regiments mußte das Syftem der flaatliden Allmadt der 
Kirche gegenüber von ſelbſt fallen. Dieſe Thatfache und die in der Lage der 
Dinge eingetretene Veränderung wurden von den damals am Giaatäruder 
ftehenden Männern nicht verfannt. Als das von dem fogen. conftituirenden 
Kremſierer Reichstag verfuchte Werk geſcheitert war, enthielt die ſodann erlaj- 
a octropirte Verfaffung vom 4. März 1849 im Gegenfag zu allen bis zu 
ener Zeit überlommenen Traditionen die ausprüdliche Anerkennung des Prin- 
eips der freiheit der katholiſchen Kirche. Es ift demnach eine unbeftreitbare 
hiſtoriſche Thatſache, daß die Katholiten in Defterreih dem conflitutionellen 
Princip allein e8 danken, daß fie von den beunruhigenden Schranken befreit 
wurden, welche der oft in jehr ausgedehnten Maß gelibte Einfluß des Staats 
auf kirchliche Angelegenheiten ihren Ueberzeugungen zog. Wan hätte fig an 
diefen Umftand in Rom erinnern follen, als man in einer Wllocution, deren 
Wirkung wir heute noch bedauern, unfere Verfafjung zum Gegenfland einer jo 
beißenden (acrimonieuse) Berurtheilung made. 

„&3 war eine ſchwierige, der edelften Geiſter würdige Aufgabe, bie in ber 
Berfafiung des Jahrs 1249 nievergelegten Keime zur Entwidlung zu bringen. 
Um diefen Zwed zu erreichen, mußte man zwiſchen zwei Wegen wählen. Man 
hatte die Möglichkeit: 

1) entweder die beftehenvden Geſetze und Verordnungen, die fi der neuen 
Ordnung der Dinge nicht anpaflen ließen, auf demielben Wege zu befeitigen, 
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auf wel fie entflanden waren, d. i. dur einfache Wusäbung der legis⸗ 
lativen Gewalt; oder 

2) mit dem hi. Stuhl ein förmliches Uebereinkommen, beifpielsweile ein 
Eoncordat abzujchließen, welches den beabfichtigten Reformen den Charakter 
eines zweijeitig verbindlichen Acis geben ſollte. 

„Es ſteht außer Zweifel, daß die erftere Urt des Borgebens nicht nur 
einfacher, ſondern auch den conſtitutionellen Principien entſprechender geweſen 
wäre. Denn in der That ſchließen dieſe, bei aller Anerlennung der öffentlichen 
Theilung der Gewalten zwiſchen dem Monarchen und den Bertretungsförpern 
der Nation, jede Einflußnahme einer fremden Gewalt auf Angelegenheiten, 
welche in das Gebiet der innern Geſetzgebung fallen, völlig aus. Dieß ift 
aud der Grund, auß weldem in faſt allen Fällen, in welchen zwiſchen Rom 
und conftitutionell regierten Staaten Concordate abgefchlofien wurden, daB ge» 
troffene Uebereinlommen mittel jpecieller Berorpnungen, die von der in voller 
Machtfulle und Unabhängigkeit handelnden geſeggebenden Gewalt erlafien wur⸗ 
den, in Wirkſamkeit trat. Oft wurden jene Berordnungen, wie die organi⸗ 
ſchen Artikel“ in Frankreich, in einem ganz andern Geiſt abgefaßt, als jener 
war, der bei den Arrangements obgewaltet hatte, die nun durch die erwähn⸗ 
ten Berorönungen zur Ausführung gebradht werden jollten, und mit denen 
fie nur mittel einer einigermaßen gezwungenen Auslegung in Einklang ge= 
bradt werden konnten. Im Unfang dien man in Defterreih die Wahrheit 
der von mir fo eben ausgeſprochenen Anfchauungen anzuertennen. Man ord⸗ 
nete zuerft durch Verordnungen, von denen einige noch gegenwärtig in Kraft 
fteben, die neuen Beziehungen, die zwiſchen Staat und Kirche bergeftellt 
werden jollten; in demfelben Berhältniß jebod, als man fi von der Idee 
nad) conftttutionellen Formen zu regieren entfernte, vollzog ſich aud ein Wech⸗ 
jel der Anſchauungen, und man ſchlug andere Wege ein. 

„Es iſt poſitiv, daß ſelbſt in jener Zeit, in welchem Migr. Rauſcher, der 
damals nur Biſchoſ von Lavant war, mit jener Miffion betraut wurde, welche 
zur Anbahnung des Concordats führte, die kaiſ. Regierung noch nicht daran 
dachte, eine Transaction von einer ſolchen Bedeutung abzuſchließen. In jenem 
deizunn beabſichtigte die Regierung nichts mehr, als mit dem heil. Stuhl 

Betreff der Ehegeſetzgebung zu einer Berfländigung zu gelangen. Nur 
—** und nach Maßgabe der darauffolgenden langwierigen Verhandlun⸗ 
gen gelangte man zur Zuſammenſtellung jenes ausgedehnten Stoffes, welcher 
den Gegenftand bes Concordats bildete. 

„Es ift nicht unfere Abficht, uns hier in eine eingehende Kritit jenes Alts 
einzulaffen. Wie jedes menſchliche Werl trägt es den Stempel der Zeit, in 
der es entitand. Im Jahre 1855 war Defterreih ein ſtraff centralifirter, von 
einer abjoluten Macht regierter Staat. Ein einziger Wille machte daſelbſt 
das Belek, und er war feiner andern Eontrole unterworfen als jener, melde 
die momentanen Einflüfle der Lage ausübten. Wan darf fi nicht wundern, 
wenn das Oberhaupt der katholiſchen Ehriftenheit in feinen Verhandlungen 
mit einer derart conflituirten Regierung feinen Getreuen in Oeſterreich nicht 
nur eine Stellung zu Ichaffen juchte, welche fie vor einer beläftigenden Bevor⸗ 
mundung der Burenufratie ſicherte, ſondern fi) auch beftrebte, für die Kirche 
alle jene Privilegien zu erlangen, welche ihr nad) den Beſchluſſen des Triden⸗ 
tiner Concils innerhalb jenes gleichfalls auf dem Princip des Privilegiums 
begründeten Feudalſtaats gebührten, die aber im modernen Staat jeit mehr 
als einem Yahrhundert die Berechtigung des Beflehens eingebüßt haben. Wie 
ih ſchon oben bemerkte, muß man ſich immer, um zur richtigen Beurtheilung 
der Entfiehung und Tragweite des Concordais zu gelangen, die in Folge der 
1848er GEreignifje herrſchenden centraliſtiſchen Ideen vergegenwärtigen — Bes 
firebungen, die heute noch zahlreiche Anhänger zählen, und die zu jener Zeit, 
in der Hoffnung, die Eentralifation durch eine verftärkte Goncentrirung kirch⸗ 
licher Macht zu nerftärken, ih zu einer Theilung herbeiließen, welche, weit 
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entfernt fie zu Träftigen, fie vielmehr ſchwächen mußte. So laſſen ſich Y: 
damals von der Gurie errungenen Erfolge erklären. In der That willig 
der heil. Stuhl in einige Eonceffionen an bie weltliche Mat, die des Wer⸗ 
thes nicht entbehren, den man aber auch in Rom in außgiebiger Weile gei- 
tend zu maden wußte In die Zahl derjelben gehört aud) das Recht der 
Ernennung zur Mehrzahl der hohen kirchlichen Würden. Uber neben dieſen 
Beltimmungen enthält das Concordat eine Reihe anderer, welche ben Epiſcopet 
und dem Glerus überhaupt eine Ausnahmsftellung fihern und Ddiefelben ben 
Stantögejegen entziehen. Man muB ſchließlich feithalten, daß das Concor det 
in ſeiner Ganzheit nichts weniger als in jenem Geiſt abgefaßt war, welder 
die Verfaſſung des Jahrs 1849 dictirt hatte, daß es dagegen weit mehr dem 
Gedanken einer herrſchenden Religion, einer Urt von Siaatsreligion, entiprad. 
die im Widerſpruche zu allen modernen Ideen von conftitutioneller Freiheit 
ſteht. Diefe Mängel der dur das Concordat geihaffenen Lage traten noch 
Ihärfer bald hierauf bei der Publication des Chegejeges hervor. Dieſes ent- 
hielt Beitimmungen, deren praktiſche Anwendung oft harte und vegaloriide 
Wirkungen hervortreten ließ. Auch ſah man von dieſem YAugenblid an, wie 
der ſchlechte Eindruck, den der Abſchluß des Concordats überhaupt auf die 
dſterreichiſche Bevölkerung geübt hatte, immer mehr und mehr bedeutend zu- 
nahm, Jener Act — weit entfernt als eine unparteiiihe Verwirklichung des 
im Jahr 1849 inauguririen Grundfages der freien Kirde im freien Steat 
betradhtet werden zu können — wurde nur zum ausſchließlichen Bortheil einer 
der beiden Parteien und unter Bedingungen abgefhlofien, die mit dem Beſtand 
einer gewiſſen Regierungsform in Oeſterreich aufs innigfte verknüpft waren. 
Zarin lag der Hauptfehler und die Schwäde eines Werkes, befien Beitand 
ſelbſt ſchon in jenem Augenblide bedroht jein mußte, in welddem die Lage, ın 
deren Erwägung es geichaffen worden war, eine Aenderung erfuhr. Diele 
Wahrheit machte ſich auch bei der Wiederherftellung bes conftitutionellen Regime's 
in Oeſterreich ſofort geltend. Schon in den Jahren 1862 und 1863 ſehen 
wir in Rom einen öſterreichiſchen Unterhändler mit der Aufgabe betraut, 
wejentlihe Uenderungen des Concordats zu erreichen. Unglüdjeligerweife blie⸗ 
ben die an jene Unterhandlungen gelnüpften Hoffnungen illuſoriſch, trotzdem 
daß man fie ſicherlich im Geiſte vollſtändigſter Mäßigung angebahnt hatte. 
„Dieſer Zuſtand der Dinge ſchleppte ſich ſo mühſam bis zu den Ereig⸗ 
niſſen des Jahrs 1866 fort, melde die Frage der Beziehungkn des Gtaats 
zur Kirche in eine neue Phaje treten ließen. In den Augen eineß jeden wah⸗ 
ren Patrioten war es klar, daß der Beſtand des Staats nur durch eine 
vollftändige Regeneration deſſelben mittelft der außgevehnteften conftitutionellen 
Treiheiten geficdert werden konnte. Die Begünftigung der freien Entwidlung 
aller lebendigen Kräfte der Ration wurde demgemäß der leitende Gedanke der 
Regierung. Dan muß e8 bedauern, daß der öſterreichiſche Epifcopat und die 
von ihm an den bl. Stuhl gejandten Berichte nicht jener unwiderſtehlich trei- 
benden Kraft Rechnung trugen, welche ben in Defterreich eniftandenen Umſchlag 
bewirkte. Diejes Ueberjehen ließ auch in Rom mehr als eine irrige Auflaj- 
fung entftehen. Hätten die Organe der Kirche begriffen, daß Angeſichts einer 
totalen Syftemänderung — der Frucht einer gebieteriihen Nothwendigkeit — 
es fich nicht mehr darum handeln Zonnte, fruchtloje Verſuche zur Rettung 
hinfällig germordener Privilegien zu machen, jondern daß es vielmehr ihre 
Aufgabe jein mußte, der neuen Ordnung der Dinge jo weit als nur mög- 
lich cine Wendung zum Vortheil der Kirche zu geben — wie dieß 3. B. der 
beigiiche Clerus wohl begriffen, als er die Verfaſſung des Jahrs 1831 accep- 
tirte — fie hätten dann ſicherlich den projecirten Reformen nicht jenen hals⸗ 
ftarrigen Widerftand entgegengefegt, der ihnen den Borwurf einbrachte, Gegner 
der conftitutionellen Organijation der Monardie zu fein. Diejer Vorwurf 
ift e8, der heute die Stellung des Glerus jo jchwierig macht, und der, zum 
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großen Bedauern der k. und k. Regierung, oft an fich unwichtige und bloß 
einfache Detailfragen betreffende Meinungsverſchiedenheiten verbittert. 

„Das Vorausgeſchickte erklärt es auch theilweife, wie es kam, daß die 
Intervention des hl. Stuhles bedauerlicherweile mehr ala einmal den Conflict 
verihärfen konnte, anftatt ihn zu mildern. Wir mollen übrigens hier Rie- 
manden anflagen. Unfer einziger Zweck ift, unparteiſch die Lage zu prüfen 
und die Sonde in die Wunde zu führen, um, wenn irgend möglid, ein 
Mittel zu ihrer Heilung zu finden. Wir fuden vor Allem zu verföhnen und 
würden uns glücklich jchägen, wenn es uns gelänge, zwiſchen beiden Theilen, 
3 ſchon nicht befriedigende, ſo doch wenigſtens erträgliche Beziehungen her⸗ 
zuſtellen. 

„Wie wir ſchon oben bemerkten, war die Aufrechthaltung des Concordats, 
in jenem Sinne, in welchem es im Jahre 1855 abgeſchloſſen worden war, 
für die k. und f. Regierung die abſoluteſte Unmöglichkeit geworden. Es iſt 
nugtzlos, gegen eine jo unwiderlegliche Thatſache die landläufigen Argumente 
Hervorzuholen, nad) welchen man bald den zweifeitig bindenden Charakter 
jener Vereinbarung anführte, bald von den mit der Leitung der Staats⸗ 
geichäfte betrauten Perjönlichkeiten einzelne für alles, was geichehen war, ver- 
antwortlih madte. Don dem Yugenblid an, in weldem dur Wiederher⸗ 
ftelung der Verfaffung in Ungarn jenes ganze Sand, ohne fi in Oppofition 
zu jeinem Epiſcopat zu ftellen, ſich weigerte, die Giltigleit des Concordats an⸗ 
zuerfennen, war es auch unmöglich geworben, den entgegengelekten Sag in der 
Weſthälfte des Reichs, in welcher die Agitation gegen das Concordat in weit 
größerm Umfang herriähte, aufrechtzuerhalten. Selbft ein aus den ausge⸗ 
prägteften Führern der jogen. clericalen oder reartionären Partei zufammen«- 
geſetztes Minifterium wäre ebenjowenig, wie bie heute thatfählih am Staats⸗ 
ruder fiehenden Männer im Stande geweien, in dieſer Richtung die Lage der 
Dinge zu ändern. 

„So Ihmerzlih es aud für den römifchen Hof jein möge, diefe Worte 
* zu mäffen, jo können wir ihm doch nicht folgende Wahrheiten ver⸗ 

eblen: 

„Die weſentlichſten Bellimmungen des Goncordat3 find in Oeſterreich 
unausführbar geworden; die privilegirte Stellung, welde dieſer Act dem 
Clerus einräumte, kann ihm nicht länger verbleiben, und würde ihm in Zus 
funft nur ſchaden; ſchließlich iſt es illuſoriſch, zu hoffen, daß diefe Sad 
Lage Mur vorübergehend jei und durch einen Minifterwechfel mobificirt wer⸗ 
den Tönnte. 

„Der 8. und k. Regierung fällt es nicht im entfernteften bei, mit der Kirche 
Streit zu ſuchen; fie wünſcht im Gegentheil nichts jehnliher als eine Der- 
ftändigung. Sie hat inmitten der Schwierigkeiten, mit denen fie zu fämpfen 
bat, ihre Ruhe und Unparteilichkeit auch nicht einen Augenblick verläugnet. 
Sie hat allen Parteien Rathihläge der Klugheit und Mäßigung gegeben, 
und ſtets darauf geachtet, fich die Möglichkeit, beſſere Beziehungen zur Eurie 
in Zufunft herzuftellen, vorzubehalten. 

„Ten Beweis für das Vorermähnte mag man in der zweifachen Thatſache 
finden, daß die k. und f. Regierung fi jorgfältigft enthielt, über die Rechts⸗ 
beftändigleit des Concordats in feiner Grenze fi auszuſprechen, und daß fie 
gerade in jenen fyragen, welde in Rom die größte Aufregung verurſachten, 
d. i. in den beirefj8 der Ehe und Schule zur Durchführung gebradgten Re⸗ 
formen, eine große Zurüdhaltung bewies. Wenn man zugibt, daß die Ber» 
hältnifie, jowie Grundfäte, teren Annahme dieje herbeigeführt Hatten, es der 
Regierung nicht geftatteten, fih auf den ausſchließlichen Standpunft des katho⸗ 
liſchen Staat3 zu ftchen, und daß fie im Gegentheil verpflichtet war, ihre 
geſetzgeberiſche Tätigkeit mit dem Grundfat der Gleichheit der Eulte vor dem 
Geſeh in Einklang zu bringen, fo muß man dem faiferlihen Gabinet die 
Gerechtigleit widerfahren Lafjen, anzuerkennen, daß «3 nad Kräften bemüht 
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war, die katholiſchen Intereſſen zu fchonen. Was die Ehegeſetze betrifft, jo iſt 
jevem befannt, daß eine ſehr einflußreiche Fraction unjerer Repräfentatiz- 
körper fih zu Bunften der Einführung der obligatorifchen Givilehe ausjprach. 
Selbft viele, die jener Partei angehören, die am meiften von Fatholijchen 
Seen durchdrungen ift, waren der Anſicht, daß mit diefer Inſtitution das 
einzige Mittel geboten fei, die Schwierigleiten zu löjen, und Gonflicte mit der 
Kirche zu vermeiden. Nichtsdeſtoweniger ſprachen fich Autoritäten, denen die 
Regierung Rechnung tragen zu müfjen glaubte, in entgegengelegtem Sinne 
dahin aus, daß der Notheivilehe der Vorzug zu geben jei. Richt weil die 
Regierung dieſe Anficht theilte, bat fie fih für das in dem chen erwähnten 
Geiſt gefaßte Geſetz erklärt; fie war jedoch, nad allem, was geſchehen mar, 
um fo peinlicher überrafcht, als fie ſah, wie der Epijcopat in Birtenbriefen 
und mit andern Kundgebungen einen Kampf begann, der bebauerlicdermeite 
Ergebniffe, wie den Vorfall mit dem Biſchof von Linz im Gefolge haben 
mußte. Was das Schulgejeg betrifft, jo muß vor Allem bemerkt werben, 
daß die neuen gefeglichen Beitimmungen die Entftehung und den Beſtand von 
Schulen mit confefiionellem Charakter geftatten. Der tatholijche Elerus kann, 
in demfelben Maße wie die Laienwelt, von diefen Beſtimmungen Gebraud 
machen, und aus denjelben für den katholiſchen Glauben koſtbare Bortheile 
ziehen. Wirft man einen Blick auf die unter ähnlichen Umftänden in Sranf- 
rei, Belgien und den Rheinprovinzen erzielten Refultate, zieht man überbiek 
noch die reichen Hilfsmittel, über welche der Epifcopat in Oeſterreich verfügt, 
in Betracht, fo muß man ftaunen, daß er ſich nicht fofort und mit Lebhaftig⸗ 
keit aller jener Erleichterungen bemächtigte, die ihm in dieſer Richtung geboten 
worden waren. Sie würben fiherlih der Fire die Möglichkeit bieten, ſich 
einen derartigen Einfluß zu fichern, der fie fiir den mit der Aufhebung ihrer 
privilegirten Stellung erlittenen Berluft reichlich entihädigen würde. Wollte 
man jedoch felbft diefe und ähnliche Bortheile nicht in Rechnung ziehen, To 
bleibt es nichtsdeſtoweniger unbeftreitbar, daß die neue Unterriditsgefehgebung 
durchaus nicht in einem der katholiſchen Kirche fyftematiich feindfeligen @eift 
abgefaßt if. Es ift richtig, daß dieſelbe fchärfer den Untheil feftftellt, ben 
der Staat an der Auffiht Uber die Schule zu nehmen bat, und daß fie Die 
directe Einflußnahme des Clerus auf feinen eigentlichen Reffort, den Religions» 
unterriät, einſchränkt; es hängt aber nur vom Clerus ab, fi durd eine ge 
ſchickte Haltung einen weſentlichen Einfluß namentlich auf die Volksſchulen zu 
fichern. Dean hat den letztern keineswegs, wie oft mit Unrecht behauptet wird, 
ihren confeffionellen Charakter vollftändig genommen; man Hat nur ihre fort- 
ſchreitende Entwidlung und Verbeſſerung fichergeftellt, indem man gleichzeitig 
den Bedingungen einer gefunden Moral jorgfältigfte Rechnung trug. 

„Wir glauben mit firenger Unparteilichleit das Bild deſſen, was bisher 
hier geſchah, entworfen zu haben. Es bleibt ung nur noch eine Frage zu 
unterfuchen übrig: 

„If eine Verfländigung zwiſchen der gegenwärtigen k. u. k. Regierung 
und dem heil. Stuhle mögli, injolange beide auf bo verihiedenen Stand» 
punkten Reben und in jo wichtigen principiellen Fragen außeinandergeben? 
Wir zögern nicht, diefe Frage bejahend zu beantworten, bemerfen jedoch, daß 
dieß allerdings nur dann möglich fei, wenn zunädft eine Bedingung erfüllt 
wird, Man muß fi vor Allem in Rom entichließen, Defterrei nicht als 
ein Land zu betrachten, daß ausſchließlich dazu beftimmt fei, den Anſchauungen 
des heil, Stuhles zu Willen zu fein, man muß in der {Folge die Öfterreichiich- 
ungariihe Monarchie mit den modernen conftitutionellen Staaten in eine Xinie 
ftellen, und demgemäß von ber E. und k. Regierung nicht verlangen, daß fie 
fh Zumuthungen füge, die man an Länder wie Frankreich und Belgien zu 
ftellen nicht denken würde, meil man im Voraus wüßte, daß derartige Ans 
ſpruche dort nur eine Zurüdweifung erfahren und den heil. Stuhl zwmedios 
comprommitticen wärden. Was in andern Ländern gefchehen Eonnte, ohne. 
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deßhalb einen Brud mit Rom herbeizuführen, muß aud in Deflerreih mög- 
lich fein. Dies if die erſte Brundregel, von welder Regierung wie Boll nicht 
abzumeichen . feſt entſchloſſen find. Ich verbchle mir nicht, daß wohl no 
einige Zeit verftreihen wird, bevor man in Rom diefe Wahrheit joweit aner⸗ 
tennt, um aus ihr irgendweldden Nutzen ziehen zu lünnen Man wird es 
vielleicht dort vorziehen, noch zu zaudern, fi” auf dem Terrain gewiſſer for⸗ 
meller Rechtspunkie zu bewegen und gegen das, was man den Bruch einge 
gangener Berbinvlichleiten nennt, zu proteſtiren. Man kann ohne Zweifel auf 
diefe Weile den Kampf verlängern und der k. und k. Regierung manche 
Berlegenheiten bereiten; man wird aber in noch weit höherm Grabe hiedurch 
die Intereſſen der tatholifchen Kirche in der öſterreichiſch⸗ ungariſchen Monarchie 
ſchadigen. Schlieklid wird man fid doch ben bittern Lehren der Erfahrung 
fügen und zu jenem Ausgangspunkt zurüdiehren müflen, den 9 weiter oben 
als den einzigen, vernünftigerweiſe annehmbaren bezeichnet habe. 

„Würde es demgemäß nicht vorzuziehen ſein, ſchor von jett an einen 
energifchen Entihlug zu faflen und fo die k. und k. Regierung in die Lage zu 
verfegen, der Kirche jenen vollen Genuß der Rechte und Freiheiten einzuräumen, 
deren fie bedarf, um ihre göttlihde Miffion zu erfüllen und die ihr fodann 
niemand ftreitig machen würde? Die Berfaflung vom Dezember 1867, gegen 
welche der heil. Stuhl fo laut feine Stimme erhoben bat, enthält alle jene 
Beitimmungen, die im Jahre 1849 in Rom mit wahrer Freude aufgenom⸗ 
men, und die von allen öfterreihiihen Katholiken als ein Hirtenbrief, der fie 
aus dem Joch des —— erlöfte, begrüßt wurden. Die drei großen 
Boftulate der katholiſchen Ki 

1) die Freiheit des Beten der Bilchöfe mit dem hl. Stuhl; 

2) die Freiheit des Verkehrs der Biſchöfe mit ihren Diöcefanen in Glau⸗ 
bensſachen, und jchließlich 

3) der Schuk und 4 Erhaltung der Kirchengüter: 
fie find in der öfterreihiich-ungariihen Monardie gegenwärtig gewährt und 
mit verfafiungsmäßigen Bürgſchaften umgeben. 

„Wenn dieſer in unſere Verfafſung gelegte Keim bis jetzt noch keine fo 
alüdlichen Früchte trug, als man zu erwarten beredhtigt war, jo Liegt die 
Schuld hievon ausſchließlich in dem bedauerlichen Einfluß jener Boreingenom- 
menheit, welde auf eincm faljchen Weg verharren madt, wenn man fid 
unglüdfeligerweife auf demjelben verrannt bat, anftatt einen andern und bei- 
feren Ausweg zu ſuchen. Die Schwierigkeiten, auf welche das Concordat ſtieß, 
beweifen feineswegs, dab die freiheit ber katholiſchen Kirche in unjerm Lande 
nicht gedeihen Tünne. Möge man fi nur — id wieberhole es — nidt dar» 
über täufchen, und e8 wohl anerkennen, daß wir von einer wahren freiheit 
des Handelns, und nicht von der Aufrechthaltung von Doctrinen zu ſprechen 
beabfihtigen, die mit der Entwidlung deß Staat unvereinbarli find, und 
deren Wert in Zukunft jelbft in den Augen des römiſchen Hofs nur ein 
problematiſcher fein kann. Würden die Bemühungen der katholiſchen Kirche 
fi in dieſer Richtung beivegen, jo würde die Regierung fich beeilen, ihren 
Wanſchen entgegenzufommen ; fie würde es als ihre heilige Pflicht erachten, 
die Kirche in der Erfüllung ihrer Aufgabe zu unterflügen, und alle Hinder⸗ 
niſſe und Borurtheile, die ihre Action hemmen, zu befeitigen. Bei der gegen- 
wärtigen Lage der Dinge dagegen ift die Regierung im Gegentheil in ihren 
beften Intentionen lahm gelegt, und fie muß Zuſchauerin eines Kampfes 
bleiben, der, möge fein Ende wie immer beichaffen jein, in keinem Falle heil» 
fame Folgen haben kann. 

„Eine Aenderung in der Haltung des dſterreichiſchen Epiſcopats wäre der 
erfte wünidhenswerthe Säritt zur Berbefierung der Lage. Wir glauben uns 
nicht zu täufchen, wenn wir annehmen, daß die Bilchöfe ſelbſt in mehr als 
einer ——— in der Würdigung der Verhältnifie verſchiedener Meinung 
find. Wir jehen unter ihnen einige, die ihren Sympathien nad zur politiichen 
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—— — und fi oft in ihrer officiellen Stellung zu Geärittn 
binveiken laſſen, is ihrem eigenen Intereſſe abträglidg erachten 
Andere wieder, in ** ee egaltirt, führen durd ihre Uebertrei⸗ 
bungen viele Nachtheile herbei, ohne dab man deßhalb die Aufrichtigkeit ihrer 
Ueberzeugung oder die Loyalität ihrer Abfichten in Zweifel ziehen Törnte. 
Mit dieſen beiden Fractionen des Epiſcopats wird es ohne Zweifel ſchwicet: 
fein, zu einer Berftändigung zu gelangen. Dagegen haben wir beredticte 
Gründe zur Annahme, daß der größte Theil der Biſchöſe nunmehr bereits 
begreift, daß niit dem Veharren auf dem Weg eine unverſöhnlichen Wider: 
Handes man zu feinem guten Neultat gelangen könne. Wenn die Haltung 
diejer Prälaten noch nicht offen eine ähnliche Ueberzeugung erfennen läßt, ſo 
liegt der Grund bievon zunächſt in ihrem gewiß jehr berechtigten Wunſche. 
jene Meinungsverichiedenheiten nicht zu entichleiern, und weiter darin, daß fie 
fürdten deSavouirt zu werden. Wir glauben uns nicht zu täufchen, wenn 
wir behaupten, daß mehrere Biſchöfe ſich glüdlich ſchäßzen würden, könnten he 
fid mit Ehren von einer täglich unhaltbarer werdenden Etellung zurüdzicehen. 
Einige unter ihnen — e8 find dieß die hervorragendften — find viel zu Ichr 
aufgellärt, um nicht die Nothwendigkeit zu begreifen, zur reiten Zeit jene 
geeigneten Maßnahmen zu treffen, die der Kirche in Defterreih den Frieden 
wieder geben, und die unberechenbaren Folgen, melde die Yortdauer des jetzigen 
Conflicis nach fi ziehen müßte, befeitigen würden. 

„Wil man in Rom die Augen nicht vor der Wirklichkeit verichließen, wei⸗ 
gert man fi dort nicht, die Sttuation im wahren Lichte zu betrachten, jo wird 
man fi dor allem dahin entſcheiden müſſen, der gemäßigten Fraction des 
Öfterreihifchen Epiſcopates in wirffamer Weile eine Unterftügung zu bieten. 
Den heil. Stuhl dahin zu bringen, daß er dieje Ideen und dieje Ueberzeugung 
fich eigen macht, muß die Hauptaufgabe jedes guten Patrioten bilden, dem 
die Berhältnifie e8 möglich maden, jeine Stimme mit Ausfigt auf eimigen 
Erfolg in Rom zu erheben. Dieß it auch das Ziel, auf weldes Em. Excellen; 
mit allen Mitteln hinwirten wollen, und indem ich, wie ich foeben gethan, ein 
genaues Bild der Situation und der Urſachen, auß denen fie hervorgegangen 
und der Mittel zu ihrer Beſeitigung entwerfe, hoffe ich einige nützliche Tate 
an die Hand gegeben zu haben. 

„Wollen Sie bei Sr. Em. dem Hrn. Carbinal-Stantsjecretär die hier ent 
widelten Anſichten zur Geltung bringen, und laſſen Sie fein Mittel unver: 
ſucht, um dem heil. Bater und feinen erften Räthen jene Geſichtspunkte, die 

im der vorliegenden Depeſche enthalten find, zugänglich zu machen.“ 


5.6. Juli. (Defterreih: Böhmen). Die Ezehen feiern bemonftrativ 


den Geburtstag von Huf. 


6. Juli. (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Schluß der Verhandlungen 


über bie Juſtizreform und Annahme bes erſten ber von ber Re: 
gierung vorgelegten Geſetzentwürfe darüber mit 203 gegen 156 Et. 
» Der Reihstanzler Graf Beuft fieht ſich veranlaßt, in einer Dep. 
nad Dresden feine Dep. vom 1. Mai bez. der belgiſch-franzöſiſchen 
Differenz, indem er felber eingefteht, daß fie vielfah „im Licht eines 
ber franzöfiichen Regierung geleifteten und mit ihr abgefarteten Liebes: 
bienftes erſchienen fei”, zu rechtfertigen, nicht ohne Seitenhiebe auf 
(preußifhe) „Infinuationen” zu Gunften einer folgen Auffaffung: 

. Nichts Tann falfcher fein, als bie Unterftellung, daß wir auf Be 
trieb Franireic⸗ einen Druck auf die belgiſche Regierung hätten ausüben 


wollen, . Durd eine volllommen unbefangene, vertrauliche und mehr per- 
ſönliche Miltheuun meiner Anſichten an einen belgiſchen Staatsmann glaubte 
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ich den miereffen unferer Friedenspolitik nützen zu Tönnen. Meine ſehr 
entichiedene Meinung nämlih war, daß die belgifhe Regierung nicht wohl 
daran thun würde, ihren Streit mit Frantrei Über materielle Ipnterefien zu 
ſehr auf das politiiche Feld zu Übertragen, und in Anſprüchen, die fi auf 
die Entwidlung der Gommunicationsanftalten beziehen, eine um jeden Preis 
zu vermeidende Gefahr flir ihre Selbftändigleit zu erbliden. Nicht zum erften- 
male bei diefem Anlaß hielt ich dafür, daß ein ſchwächerer Staat gegenüber 
dem mächtigen Nachbar gerade dann in die entidhiedenfte Abhängigkeit und 
Unfreiheit gerathe, wenn er feine abftracte Gleichberechtigung in einer die na» 
türlihe Entwidlung der Berlehrszuftände hemmenden Richtung geltend mache. 
Er gewährt hierdurch der ftärleren Macht einen geradezu erbrüdenden Bortheil. 
Weiß er ih dagegen mit Anforderungen, die den vorhandenen Verkehrsbedürf⸗ 
nifien entgegenlommen, zurechtzufinden, jo wird er um jo mehr die Fähigkeit 
freier Selbitbeftimmung fih bewahren, wenn es auf Verteidigung feiner po» 
litijſchen Exiſtenn und Unabhängigkeit anlommt. Ba id diefe Worte nad 
Dresden richte, wird es mir erlaubt fein zu befennen, daß meine jächftichen 
Erfahrungen in diejeen Punkt vielleicht nicht ohne Einfluß auf meine Bes 
trahtungsweife geblieben find. Warum hätte ic) nicht das Beifpiel anführen 
follen, daß alle Condeicendenzen in Saden de3 Zollvereins Sadjen und fo 
viele andere Zollvereinsftanten nit abgehalten haben, im Jahre 1866 fidh 
gegen Preußen zu enticheiven? Man muß jehr eingenommen jein, wenn man 
glauben will: ich habe diejes Beiſpiel angeführt, um der belgiſchen Regierung, 
dereg Verhältniß zu Frankreich demjenigen der deutſchen Staaten zu Preußen 
fo wenig ähnlich ift, den Abſchluß einer Zollunion mit Frankreich anzurathen. 
Noch ſchlimmer irrt man, wenn man wähnt, die Unabhängigkeit und Neus 
tralität Belgiens habe von un8 geopfert werden mollen. Wir wiſſen nidt, oD je 
die Compenſationsfragen auftauden werden, melde die unvermeidliche Folge 
eine Abiorption Belgiens dur Frankreich fein würden, aber ficherlih werben 
nicht wis die Verwegenheit haben, den Anftoß zu Gombinationen zu geben, mit 
welden vie äußerſte Gefährdung der Interefien unferer Monardjie wie des 
europäilchen Friedens verbunden fein würde. . . .” 

„ Zujammentritt ber beiden Delegationen in Wien. Die Re 
gierung legt benjelben ein Nothbuch und bas Budget für bie ge: 
meinfamen Angelegenheiten für 1870 vor. 

Nah diefer Borlage erfordert das Minifterium des Aeußern 4,102,496 fl., 
um 80,944 fl. weniger als im laufenden Jahr. Das Kriegsminifterium ver- 
langt für das Heer im Orbinarium 74,986,000 fl., um 5,203,308 fl. mehr 
als für 1869; im außerordentlichen Erforverniffe4,761,000 fl. gegen 4,739,681 fl. 
des Jahrs 1869. Für die Marine ift das Ordinarium mit 7,400,852 fl. (um 
60,280 fl. geringer), das Ertraordinarium mit 3,793,000 fl. (um 2,508,972 fl. 
höher) veranlagt. Der Bejammtbetrag für Heer und Marine ſteht aljo 
mit 90,940,852 fl. um 7,673,319 f. höher als für 1869. Das Finanz⸗ 
minifterium braudt für 1870 die Summe von 1,750,360 fl. — ein Mehr 
bon 50,265 fl. Der oberfte Rechnungshof beziffert jein Budget mit 104,095 fl., 
ebenfalls Höher um 2145 fl. Die Gefammtjumme der gemeinfamen Aus» 
gaben des Jahrs 1870 beträgt alſo 96,897,803 fl. Zur Bebedung find zu⸗ 
nächſt die Zollgefälls⸗Ueberſchüfſe, welche im Bergleihe mit dem Jahr 1869 
um 3,017,000 fl. höher veranichlagt find, mit 10,944,000 fl. beftinnmt, wos 
nad durch Beiträge zu bededen erübrigen 85,953,803 fl. Hievon entfallen 
auf die im Reichsrathe vertretenen SKönigreiche und Länder 70 Procent oder 
60,167,662 fl., auf die Länder der ungariiden Krone 30 Procent oder 
25,786,141 fl. Ein Bergleich der beiden Yahre 1869 und 1870 zeigt, daß 
das zu bevedende Budget für das Yahr 1870 mit 4,627,985 fl. höher bes 
ziffert ericheint. — Das gemeinfame Krieg5minifterium wird Übrigens 
in die Nothwendigkeit verjegt fein, von den Delegationen, neben der Bewilli⸗ 
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gung der Gelbmitttel für die Erhaltung des im Jahr 1870, and meh 
die Bebedung des unabweislich gewordenen Mehraufmandes im Jahr 1% 
und die Gewährung eines Nachtragscredits für die Berwaltungsperiode 1%%2 
in Anſpruch zu nehmen, deifen Höhe fih auf 3,790,000 ff. bezifferu bärfır. 


12. Juli, (Defterreid). Biſchof Rudigier von Linz wirb vom Schwur- 
gerihte in Linz wegen feines am 12, Eept. 1868 confitcirtea 
Hirtenbriefes des verſuchten Verbrechens ber Etörung ber öffentlihen 
Ruhe einftimmig für ſchuldig erflärt und vom Gerichte zum Kerle 
von 42 “Tagen und zum Erſatz ber Strafloften verurtheilt. ' 

Der Biſchof ift nicht erfchienen und bat fein Fernbleiben durch feinen 
eigenen kirchlichen Standpunkt und dadurch entihuldigt, daß ihm das Er- 
fcheinen bei den Verhandlungen von feinen kirchlichen Oberen unterjagt 
worden fei. 

13. „ (Defterreid). Der Kaijer begnabigt den verurtheilten Biſchef 
Rudigier von Linz, ohne erft ein Geſuch besjelben abzuwarten. 


14. „ (Ungarn). Der ferbifge Kirchencongreß ſcheitert ſchon in jeiner 
zweiten Eitung gelegentlih ber Frage ber Dotation der Geiſtlichkeit. 
Segenfeitige Beſchuldigungen und beleibigenbe Angriffe auf ben ver: 
figenden Patriarchen, ber, da alles burdeinander wogt unb tobt, 
bie Eigung aufhebt. 36 Abgg. ter Rechten und des Gentrums, 
darunter 4 Biſchöfe, legen ihr Mandat nieber, wodurch ber Congreß 
beſchlußunfähig wirb und von felbit aufhört. 


21. „ (Defterreih). Im Folge ciner anonymen Anzeige bringt 
eine Gerichtscommiſſion unter geiftliger Aſſiſtenz in bas Earmelite 
rinnen:Kllofter in Krakau 

und findet bafelbft eine Nonne Ramens Barbara Ubryk, welde feit 21 
Jahren in einer finftern cloafenähnlicden Zelle eingeiperrt war. Dieſelbe ſieht ſehr 
verwildert aus, if faſt nadt und überdieß Halb wahnfinnig. —— Galecli 
erſcheint als päpfl, Delegat im Klofter, überhäuft im erfin Moment Yebtiffin 
und Ronnen mit den beftigften Borwärfen und fragt fie, ob fie Sehnen oder 
Furien fein. Der Biſchof dankt dem Unterfugungsridter für fein tactvolles 
und energijches Benehmen und juspendirt den Klofterbeichtvater. In Sralan 
erregt die Entdeckung allgemeine Empörung und heftige Leidenſchaft gegen 
diefes Klofter und die Klöfter überhaupt, die militäriſch gegen Exceſſe geſchützt 
werden müflen. Großes Aufiehen in ganz Guropa und vielfadde Bemühungen, 
den Borfall aufs färkfte gegen die Klöfter auszubeuten. 

23. „ Defterreid. Delegation: Debatte des Finanzausfhufles derfelben 
über bie auswärtigen Angelegenheiten und Auslafjungen bes Neiche: 
kanzlers, befonbers auch über bas Verhältniß zu Preußen. 


26. „ Ungariſche Delegation: Debatte bes Finanzausſchuſſes über bie 
auswärtigen Angelegenheiten und weitere Auslaſſungen bes Reichs: 
kanzlers Veuſt barüber. 

27. „ (Defterreid: Tyrol). An die Stelle bes verſtorbenen cleri⸗ 


calen Haßlwanters wird ber Tiberale Grebner zum Sanbesbaupt: 
mann von Tyrol ernannt. 
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6. Aug. Ungariſche Delegation: Debatte über bie auswärtigen Angelegen⸗ 


7. 


10. 


beiten und neue Auslaſſungen bes Reichskanzlers. 


ODeſter reich). Die Miniſterien des Cultus, des Innern und 
der Juſtiz erlaſſen in Folge der Vorfälle in Krakau (21. Juli) 
gemeinſam eine Verordnung betr. die auf Anordnung ihrer geiſtlichen 
Oberen in Haft befindlichen Weltgeiſtlichen und Regularen: 

„Der Grundſatz, welcher in der Verordnung des Miniſters für Cultus und 
Unterricht vom 7. Juni 1869, betreffend den Vollzug biſchöflicher Erkenntniſſe, 
welche auf Einſchließung eines Prieſters in eine geiſtliche Correctionsanſtalt 
lauten, ausgeſprochen iſt, findet auf ſämmtliche Regularen beiderlei Geſchlechtes 
Anwendung, jo daß keine einer regularen Communität angehörige Perfon, 
welde aus was immer für einer Urjache auf Anordnung der betreffenden 
Dberen in Haft gehalten ift, wider ihren Willen darin zurüdgehalten werden 
kann. Da jedoh auch gegenüber jenen Berjonen des Weltprichter- und Orbens- 
Randes, welche fi) der über fie von ihren Obern verhängten Haft freiwillig 
unterziehen, die Rückſichten der Menſchlichkeit und Gejundheitspflege nicht außer 
Acht gelafien werden dürfen, find dem Minifter für Eultus und Unterridt 
Berzeicänifle der in freiwilliger Haft thatſächlich fi befindenden Weltpriefter 
und NRegularen mit Angabe des Namens, der Zeit, jeit wann die Haft dauert, 
der Zeit, auf wie lange fie verhängt wurde, der Beſchaffenheit des Haftlofales 
in Beziehung auf Größe, Kicht, Luft und Einrichtung, dann der Verpflegung 
ungefäumt vorzulegen und künftig bei neu eintretenden Fällen fofort zu er» 
gänzen. Sollten die Bilchdfe es nicht übernehmen, ſolche Verzeichniſſe bezitglich 
des Säfular- und Regular » Elerus ihrer Didcefe anzulegen und mit aus⸗ 
reihenden Garantien für die Vollftändigfeit derfelben und die Nichtigkeit aller 
darın enthaltenen Angaben den Nänderchef3 zu übermachen, jo haben die Bezirks⸗ 
hauptmänner die erwähnten Berzeichnifle, jofern fie die Weltpriefter betreffen, 
ſelbſt anzufertigen, hinſichtlich der Negularen aber fie von den Borftänden der 
einzelnen Gonvente und Eongregationen unmittelbar abzufordern, eingehend 
zu prüfen und zu verifiziren und ehethunlichſt vorzulegen. Diefe Verordnung 
ift jedem in einem religiöfen Orden oder eine foldhe Eongregation neu ein- 
tretenden Mitgliede vor Ablegung der Gellibde mitzutheilen und der Nachweis 
hierüber in jedem einzelnen Walle dem Landeschef vorzulegen.“ 


„ (Defterreid: Talmatin). Eine Minifterialverorbnung orbnet 
bie Vorarbeiten für die Stellung ber Landwehr in den Bezirken 
Cattaro und Rayufa, wie in fämmtlihen übrigen Kronländern, an, 
„Oeſterreichiſche Delegation: Debatte über bic auswärtigen An: 
gelegenbeiten und nochmalige Nuslafjungen bes Reichskanzlers. 


„ (Defterreid: Oberdſterreich). Tidcefanverfammlung ber kath. 
Dereine Oberöfterreihs, an ber fih Biſchof Rubigier, eine Anzahl 
Mitglieder der heben Arijtofratie und ca. 200 Fricfter der Diöceſe 
beteiligen. Flammende Rede bes Biſchofs gegen bie confeffionellen 
Geſetze vom Mai und Dec. 1868. 


„ (Defterreih: Böhmen). In Folge ber Ausicgreibung ber Neu: 
wahlen in ben Landtag (an bie Stelle ber fog. Teclaranten) erläßt 
ber GStatthaltereileiter, F. M.L. Koller, ein Umlaufſchreiben an bie 
Bezirkshauptmannſchaften, 

worin er, im Ruckblick anf die bellagenkwerthe Thätigkeit einer verblen⸗ 
beten Partei⸗Agitation, die Beſorgniß ausipricgt, dab in manchen Wahlbe⸗ 
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zirken ein Theil der Wähler von dem Wahlredhte nicht den dem Beil de 
Berfafiung entipredenden Gebrauch machen, fondern gegentheilig eıne Eden 
wahl vornehmen, und feine Stimme auf einen Tandidaten vereinigen werk, 
von welchem e8 im vorhinein feftfiehe, da er an den Grundjätzen der be 
kannten Declaration der im vorigen Jahre dem Landtag fern gebliehern 
Abgeordneten feithalte, und demnad von dem Mandate nidgt den in ta 
Sandesordnung vorgejehenen Gebrauch machen, jondern fih dem Landtag jr. 
halten werde. Der Etatthaltereileiter weist demnach die Bezirtsbehörden cr: | 
„Öffentlih oder im Privatverlehr, aber ſtets ofien und unummwunden und en 
eine der Regierung und der Behörden würdige Weiſe“ dahin zu fireben, dei 
die wahlberechtigte Bevölkerung nur Männer in den Zandtage wähle. welde 
die Wahlbezirfe wirklich zu vertreten entichloffen find, nicht aber ſolche, weice 
ihre Aufgabe darin fuchen, ihre Gommittenten um deren Bertretung im Lan 
tage zu bringen. Die amtlihe „Prager Ztg." gibt dazu folgenden Erz: 
mentar: „Die Regierung möchte Dlänner gewählt jehen, welche das, mas fie 
als ihr Recht erftreben, dur Compromiſſe auf legalem Weg und in ten ie 
galen Vertretungskörpern zu erreichen ſuchen, mögen fie in ihren politiit:: 
Anfichten fonft welcyer Richtung immer Huldigen. Nicht um die Unterdrüdun 
eine Stammes, nit um die Contumacirung der böhmiſchen Nation, jondera 
um die Verftändigung, um die offene, ehrliche, allfeitige Verftändigung handle 
es fih ihr.“ 

Dagegen definirt ſelbſt das Organ der Jung⸗Czechen die Narodny Lim 
die ſtaatsrechtliche Grundlage der Ezechen ſehr beftimmt folgendermaßen: „Wir 
verftehen unter den gegenwärtigen Grundlagen des Reichs daS ungarische Geſet über 
die gemeinjamen Angelegenheiten, jedoch nicht die Decemberverfafiung; das heist 
die gegenwärtigen Örundlagen fügen fi auf die Einrichtung der Telegationer 
als den Ungelpunft der beiden Reichshälften. Dieſe Einrihtung der Deu⸗ 
gationen erfennen aud) wir Czechen an; es ift und nie eingefallen, ihre Jer⸗ 
ftörung zu verlangen, jo lange der ungariſche Etaat fih daran hält. Nict 
um eine Zerflörung der Delegationen und eine Guspenfion der ungariichen 
Berfaflung, jondern um eine andere Einrichtung Eisleithaniens als die gegen- 
wärtige handelt es fi." — Ueber die Grundlagen eines anzuftrebenden „Aus: 
gleihs* mit Böhmen äußern fi die „N. L.“ aljo: „Wir baber uns fe: 
die Sache jo vorgeftellt, daß eine zweifache Berhandlung unternommen wer- 
den muß: die eine mit der Krone Über die flaatSrechtlicde Stellung der Krme 
Böhmen im Reiche (recte in Eisleithanien), und dann auf diefer Grundlage 
mit den deutihen Bertrauensmännern über die Durdführung und Sicher⸗ 
ftellung einer volllommenen nationalen Gleichberechtigung zwiſchen beiden Na⸗ 
tionalitäten in unferen Ländern.“ 


12. Aug. Die öfter. Delegation ftreiht im Bubget für 1870 bie beiden 
in Anſatz gebrachten Donausftriegebampfer und ebenſo ben in Anja 
gebraten Zuſchuß zur Verwaltung ber Militärgrenze von 1,100,000 fl., 
um in bie ganze Frage ber Militärgrenze bez. ihrer Ueberführung 
in bie Civilvermaltung und bez. ihrer Einverleibung in eine ber beiden 
Neihshälften Klarheit zu bringen. Der Reichskanzler erklärt, baf 
über bie Frage Verhandlungen zwiſchen ben brei Minifterien bereits 
ſchweben. 

Bis jetzt gehört die Militärgrenze zu keiner der beiden NReichshälften, ſon⸗ 
dern flieht direct und in allen Beziehungen unter dem Reichäfriegsminifterum. 
Diefelbe wurde unter Maria Therefia aus dem allgemeinen Reichsverband aus» 

eichieden und behufs Bildung eines politifchen, militärifchen und ſanitätiſchen 
tenzcordons mit einer ganz eigenthümlichen Militärverfaflung ausgeſtatiet. 
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Daß diefes Inftitut ſich in feiner gegenwärtigen Geſtalt längft überlebt Hat, 
gilt als ausgemadt. Die Türkengefahr, wegen welder die Grenze in längft 
verſchollenen Zeiten eingerichtet worden, ift verſchwunden. Die Hälfte der Land» 
marfe, welche bewacht werden joll, berührt heute nicht mehr einmal ſeibſtändig 
ottomaniſches Bebiet, ſondern civilifirtere Vafallenftaaten, jener Theil aber, wel⸗ 
her Bosnien und der Herzogewina gegenliberliegt, hat von türkiihen Einfällen 
ebenjowenig zu bejorgen, wie die langgedehnte dalmatiniſche Tandgrenze, die 
eines jpeciellen militäriiden Schuges entbehrt. Tie läftige Peſt⸗Contumaz ift 
glücklich bejeitigt und der ganze „Örenzdienft" im eigentliden Sinne des 
Worte reduzirt fi auf die Functionen einer Zollwade, die mit einem ge- 
tingeren Aufwande von Mitteln ebenjo gut verjehen werden kann. Die Ber- 
theidiger der Militärgrenze haben auch längft ihre Argumente nicht mehr auf 
die Nothwendigkeit eines Schutzes gegen die türkischen Nachbarn bafirt, fondern 
auf die militärijche Leiftungsfähigkeit diefer Solvaten-Colonien, die vierzehn 
Regimenter, im Bedarfsfalle gegen 60,000 Dann ftellen und doc das Budget 
wenig belaften. Indeß wurden aud dieſe Vertheidigungsgrlinde gerade von 
Fachmännern ernftlich angefochten. Dieſelben mollten die faltiſche Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Grenze im großen Kriege lange nicht jo body angefchlagen wiſſen, 
wie die Berechnung auf dem Papiere fie verzeichnet. Thatſache ift, daß im 
let;ten Kriege nur zwei Regimenter an den Kämpfen in Stalien ſelbſt theil- 
nahmen und die übrigen Grenzer, welche mobil gemadt wurden, nur zu 
Bernijonsdienften an der adriatiihen Küfte verwendet wurden; ebenfo bekannt 
ift e8, daß man während des franzöſiſch⸗italieniſchen Krieges von betheiligter 
Eeite ganz eigenthünnliche Urtheile über die Schlagfertigkeit diefer Landwehren 
zu hören befam, Dagegen lieferte die Militärgrenge bisher das Material 
für die Zwecke der Reaction; in volfswirthichaftlicher Beziehung ift das Land 
hinter der Keiftungsfähigkeit feiner Hilfsquellen bedeutend zurüdgeblieben. So 
entfteht nun die Yrage, wen die Militärgrenze zufalle, wenn man die Regi⸗ 
menter auflöft und eine Givilverwaltung einführt. Die Magyaren verlangen 
fie für Ungarn, und das läßt fi kaum leugnen, daß fie geographiſch, ethno⸗ 
graphiſch und hiſtoriſch zur öſtlichen Neichshälfte gehört. Allein Oeſterreich ift 
nicht geneigt, daS Gebiet ohne weitere fahren zu laflen, da es den Rechtstitel 
Ungarns nit ohne weiteres anzuerkennen vermag und namentlich vorausſieht, 
daß der Militärgrenze nur zu bald auch Dalmatien folgen könnte, auf der 
e8 zu verzichten keineswegs geneigt ift, jedenfalls aber verlangt es für die 
Militärgrenze von Ungarn eine Entſchädigung, in erfter Linie bez. der jähr- 
lichen Quote für die gemeinjanten Angelegenheiten, eventuell auch bez. des 
jährlichen Veitrags zu den Intereſſen der Staatsſchuld. 


12.—20. Aug. Oeſterreichiſche Delegation: Schluß-Berathungen über das 
orbentlidhe und außerordentlihe Militärbubget. 


15. „ Der Reichskanzler beftreitet in einer Depeſche nad Berlin in 
Ermieberung auf biejenige des preuß. Unterjtaatsjecretärs v. Thile - 
v. 4. d. M. (ſ. Preußen) dieſem das Recht, ihn über Aeußerungen 
in ben Delegationen, bie ihm die Zeitungen in ben Mund legen, 
zur Rebe zu jtellen und fügt bei: 

„Iſt es jedoch der Wunſch der k. preuß. Reg., über die Trage, ob und in 
welcher Weile in den lettverflofienen Jahren von hiefiger ſowohl als von 
Seite der k. preuß. Regierung ein von der anderen Seite vielleiht verlanntes 
Entgegentommen flattgefunden habe, einen Schriftenwechlel zu eröffnen, fo 
werden wir dazu gerne die Hand bieten.“ 

„» u» Ter Minifterratd bringt zwiſchen ben Regierungen der beiben 
Reichshälften, im Einverftändniffe mit ben Führern beiber Dele⸗ 
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gationen, eine vorläufige Vereinbarung über bie Militärgrenze zz 
Etande. Diefelbe fol nicht auf einmal, fonbern nur nad und nes 
aufgelöft, und bie daraus rejultirende Beitragspfliht an bie gemein: 
famen Ausgaben zwiſchen beiden Regierungen geregelt werben. 


26. Aug. Ungarifhe Telegation: Berathungen über das orke: 
liche und außerordentliche Militärbubget. 


Beide Delegationen hatten dieſes Jahr dem Militärbudget und ber Frage. 
ob und wie weit fi) dasſelbe ermäßigen laſſe, ganz befondere Aufmerkjamie: 
gewidmet. Der Kriegsminifter hatte für 1870 für Herr und Marine zufam- 
men die Summe von 90,940,000 fl. verlangt, gegen die für 1869 bewilligte. 
aber wieder nicht eingehaltne Summe von 83,267,000 fl. Bon obiaer 
Sunme entfallen 79,747,000 fl. für das Heer (gegen 74,517,000 von 1269 
und 71,919,000 von 1868). Der Reſt von 11,193,000 fl. für die Marine, 
gegen 8,750,000 von 1869. In diefer Ziffer von 90,940,000 fl. iſt die vor: 
geſchlagene Sagenerhöhung ſämmtlicher Offiziere ii Betrag von 3,300,000 7 
mit inbegriffen, andererjeitS aber die Ziffer der eigenen Einnahmen der Krieg“ 
verwaltung im Betrag von 8,214,000 fl. weggelaffen. Der Löwenentheil au 
der Debatte über das Kriegsbudget fiel dieſes Jahr unftreitig der öflerreichuichen 
Delegation zu. Die einzelnen Poften des Budgets wurden in derjelben fo cin» 
gehend und mit jo viel Fachkenntniß beſprochen, die Anſätze derart durch⸗ 
gejiebt, daß die ungarische Delegation, die das Budget faſt vierzehn Tage 
fpäter in Verhandlung nahm, nichts befiereß thun konnte, ala die von de 
andern Delegation feitgeftellten Anjäge nabegu anzunehmen. Borerfi hatte 
die ungariſche Delegation eine Art parlamentariſchen Strike's aufgeführt, in⸗ 
dem fie nicht früher an die Prüfung de Budgets ging, als bis die Frege 
der Militärgrenze einer Löfung zugeführt war. Nachdem aber die kaiſerlichen 
Handſchreiben in Sachen der Militärgrenze erfloffen waren, erledigte dieſelbe 
raſch das Budget, wobei fie fi, wie auch in früheren Jahren, ſtets freigebiger 
gegen das Kriegsminiſterium zeigte, als die Delegation der weſtlichen Reichs⸗ 
hälfte. Im dieſer batte fi der Finanzausſchuß in eine Mehrheit und in 
eine Minderheit geipalten. Jene wollte das Budget um 5,882,000 fl., dide 
gar um 8 Millionen reduciren. Maßgebend für den Ausſchuß war das 
Expoſé, welches Yinanzminifter Breftel Über den Stand des cisleithaniſchen 
Haushalt3 abgegeben hatte. Es war darin für 1870 ein unbebedites Deficit 
von 4 Mill. als wahrfjheinlich angegeben worden, welches durch den Abſtrich 
der Mehrheit eingebradt werben folltee Die Minderheit mit Rechbauer an 
der Spige konnte ſich mit diefer Anſchauung nicht befreunden, da es für die 
felbe außer dem eingeftandenen Deficit von 4 Mill. no ein zweites Befict 
von mehr al8 20 Mil. gibt, das zwar fir 1870 aus gemeinfchaftlicen 
Nctivreften und durch Verkäufe von Staatseigenthum gebedt ift, aber für 
1871 um fo mehr in Betracht gezogen werden muß, als beide oben genannte 
Quellen dann verfiegt fein werden. Der Hinweis aber auf die bevorfichente 
Steuerreform wurde für unftatthaft erklärt, da eine Reform, die 20 Mill. 
Mehrerträgniß liefern fol, kurz gelagt, nur eine Steuererböhung zu fiscalifchen 
Zwecken fei. Nah Anfiht der Minderheit mußte ſchon jetzt an Erſparungen 
im Haushalt der Armee gedacht werben, unbeſchadet natürlih der Krieg 
tüchtigkeit derfelben. Rechnet man, hoch gegriffen, die Retto-Einnahmen der 
weftlichen Reichſshälfte zu 275 Millionen, fo brauchen Givilvermaltung und 
Staatsihuld hievon 235 Millionen, jo daß für die gemeinfamen Ausgaben 
bloß 40 Millionen übrig bleiben, während die Quote für das Kriegsbudget 
ſchon allein 54 Millionen beitragen würde. Die Mehrheit der Commiffion 
tonnte mit ihren Anträgen nicht durchdringen, zumal benfelben jedes Syſtem 
fehlte; aber aud der Minderheit gelang e8 nur theilweife. Wenn fich das 
Urmeebudget im großen derart eintheilt, daß 50 Mill. für die Erhaltung ber 
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Soldaten und 33 Mill. für die Leitung und Verwaltung des Heerßs ausge⸗ 
geben werden, jo könne e8 keinem Zweifel unterliegen, daß letzterer Poften 
einer Reduction fähig und bebärftig if. Es wurde auch in den Delegationen 
wiederholt hingewieſen, daB in der Armee noch immer eine über den Bedarf 
große Anzahl von hohen Commandanten egiftirt (Militär- und General⸗Com⸗ 
wmandanten, Snfpectorate), daß diefe, jomie auch das Kriegsminiſterium jelbft mit 
einer übermäßigen Unzahl von Offizieren zur Bejorgung der Dienftaefchäfte 
dotirt find, und dab der Geſchäftsgang trogdem, und gerade weil zwiſchen 
Minifterium und Regiment eine Reihe von Zwiſchenſtellen eingefchoben, im 
hödften Grade ſchleppend ift. Beide Delegationen konnten fi) der Erkenntniß 
nicht verichlieken, daß die materielle Lage der Offiziere einer Verbefierung ber 
dürftig je. Der Antrag des Kriegsminiſteriums betreffend die Gagenerhöhung 
Jjämmtlicher Offiziere, wurde jedoch nur bis einjchlieglih zum Major anges 
nommen. Die Gagenerhöhung der höhern Offiziere wurde von beiden Dele- 
gationen abgelehnt. Bon einer Erhöhung der Löhnungen der Mannſchaft 
war faum ernſtlich die Rede, obgleich diefelben ebenfalls außer allem Berhält- 
niß zu den gegenwärtigen Lebensbedürfnifien fichen. Bon ſpecieller Wichtig- 
Zeit war für die Delegationen, bejonderd vom Standpunkt des Gonftitutionalis» 
mus, die Trage der vom Kriegsminifter verlangten Nachtragscredite. Der Kriegs⸗ 
minifter hatte das Budget von 1868 überjhritten, und um 2,700,000 fl. mehr 
ausgegeben, als votirt war, ebenſo fonnte ex mit der für 1869 angewieſenen 
Summe das Auslangen nicht finden. Um die Mehrausgabe für 1868 zu 
deden, hatte er den in feinen Händen befindlichen Stellvertretungsfonds ange⸗ 
griffen, und verlangte nun die Indemnität biefür, refp. den Erfah der Summe 
zu Ounften des Fonds. Es ift begreiflih, daR in den Delegationen harte Worte 
über diefe Gebahrung fielen. Tie Art und Weiſe, wie der Sriegäminifter 
vorgegangen War, ift nach conftitutionellen Begriffen ganz und gar unftatte 
haft, das Budget pro 1868 war überdieß ein Paufchalbudget geweſen, jo daß 
die Differenz in einem Titel den Kriegsminiſter hätte anſpornen jollen, dies 
felbe dur Eriparnifie in andern Titeln und Virements von dorther zu deden. 
Auch für das Budget von 1869 hatte der Kriegsminifter ein ausgedehntes 
Birementsreiht erhalten, und dennod nirgends Eriparnifie erzielt, die Dele⸗ 
gation hingegen mit der Forderung eines Rachtragscredits don 3,790,000 fl. 
überrafcht. Sir die von vielen Seiten angefeindeten Delegationen war die 
Sade um fo peinlicher, als die zweijährigen Mehrausgaben gerade das ver» 
fhlangen, was die Delegirten bei Prüfung der zwei Budgets abgejchlagen 
und worauf fie flet3 als ein greifbares Refultat ihrer Thätigkeit hingewieſen 
hatten. In beiden Jahren waren eß außer einer namhaften Erhöhung der 
Zahl der penfionirten Offiziere — verurfacht 1868 dur tie erft damals in 
den definitiven Penfionsftand getretenen verwundeten Offiziere aus den Feld⸗ 
zügen 1866, im jahre 1869 aber hauptſächlich durch die Uebernahme der 
ehemals kaiſerlichen, 1848 in die Honvedarmee übergetretenen Offiziere auf 
dem gemeinschaftlichen Penfionsftand — vorzüglich die abnormen Preiſe der 
Lebensmittel, welche nach der Motivirung des SKriegsminifterd die Mehraus⸗ 
gaben erflären jollten. Die Ertheilung der Indemnität für 1868 wurde 
trogdem nur bis zur Borlage der Schlußrechnung aufgeſchoben, was eine 
Formſache ift, für 1869 aber der Rachtragseredit im Betrag von 3,790,000 fi. 
bewilligt. Das Ganze begleitete eine ſehr beſcheidene Aufforderung: der 
Kriegsminifter möge künftighin bei der Gebahrung mit den bemilligten Gel⸗ 
dern die Pofitionen des Finanzgeſetzes bei firenger Verantwortung einhalten, 
was denn aud der Bertreter des Kriegsminifteriums in der ungarifchen Dele⸗ 
gation hoch und heilig verſprach. Beide Delegationen ſprachen den Wunſch 
aus: das Kriegsminiſterium möge den Stellvertretungs- und andere Fleinere 
in feinen Händen befindliche Fonds in die Verwaltung des Finanzminifteriums 
übergeben. Diefer Wunſch ift, bei dem Umftand, daß dergleichen Fonds aud) 
fünftighin, wie dießmal, das Kriegsminifkerium zu Mehrausgaben verleiten 
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tönnten, fo berechtigt, daß Parlamente denſelben als Beſchluß ausgeiproden 
hätten. Die Delegationen mußten die Empfindlichkeit des Kriegsminifters 
Ionen, da fie die Verantwortlichkeit für eine eventuelle Diinifterfrifis niemals 
auf fih nehmen können. Im Marinebudbget waren die beantragten Pofitionen 
mit geringen Abſtrichen genehmigt worden, nur für bie 6 Panzerſchiffe vie 
nach den bereit8 den vorjährigen Delegationen vorgelegt geweſenen Flottenplan 
neu erbaut werben follten, hatte die Öfterreichiiche Delegation für diefeß Jahr 
bloß 1 Million ftatt der verlangten 2,760,000 fl. bemilligen wollen, eine Ziffer, 
die von Admiral TegettHoff ala zu gering befämpft, auf Antrag der unga- 
riſchen Delegation auch auf 1,600,000 fl. erhöht wurde. Das Kriegsbudget 
wurde, nachdem man die differirenten Anſätze ausgeglichen hatte, ſchließlich 
feitgeftellt in 75,664,357 fl. für die SLandarmcee (Drdinarium 71,845,-57, 
Ertraord, 3,818,500) und 9,833,265 für die Marine (Ordinarium 7,373,312, 
Ertraord. 2,459,953), zufammen daher in 85,497,622 fl. für daß gejammte 
Kriegsweſen. Vergleicht man dieie Ziffer mit der urſprünglichen Forderung 
des Kriegsminifters von 90,940,000 fl., jo fieht man, daR es den Delegatio⸗ 
nen gelungen war, einen Abſtrich von nahe 54 Millionen zu erzielen. 


417. Ang. (Defterreid: Galizien). Das Pandesgeriht beſchließt eine 


19. 


20. 


Unterfuhung gegen bie Oberin des Carmeliterinnen-Kloſters in 
Krakau wegen ber Behandlung der Barbara Ubryk, welcher Beſchluß 
vom Oberlandesgericht beftätigt wird, 


„ (DOefterteid: Zrieft). Die’ bisherige (ſlaviſche) Territorialmiliz 
wird zur großen Befriedigung ber italieniihen Partei in ber Stadt 
von der Regierung aufgelöft. 


„ Der Kaijer verfügt durch Haudſchreiben an den Reichskriegs 
minijter bie Auflöjung ber beiden Warasdiner, jo wie ber 11. und 
12. Comp. des Szluiner Regiment:8 und der Comnwnitäten Zengg 
und Gifjet, und die Ueberführung in die betreffende (d. h. wohl 
eroatiihe) Givilverwaltung, unter Borbchalt ber verfaflungsmäßigen 
Erledigung durch die Regierungen beider Reichshälften. 


„ (Defterreid). Erlaß des WMinijteriums des Innern an bie 
Länderchefs über die Verminderung ber Zahl ber Yeiertage: 

‚Das Staatsgrundgefeg vom 27. December 1867 über die allgemeinen 
Rechte der Staatshürger, gewährleiftet einerjeit in Artikel XV. jeder geſetzlich 
anerfannten Kirche und Religionsgejellichaft, das Necht zur ſelbſtändigen Ordnung 
und Verwaltung ihrer inneren Angelegenheiten; andererjeits ſpricht es in 
Artikel XIV. den Grundfat aus, daß Niemand zu einer lirchlichen Handlung 
oder zur Theilnahme an einer kirchlichen Teierlichfeit gezwungen werden fann. 
Nun muß zwar die Feſtſtellung der kirchlichen Feſttage zu den inneren Ange 
heiten der: einzelnen Kirchen und Religionsgejellidaiten gezählt werden, welche 
der ftantliden Einwirkung entrüdt find; allein diefe autonome Gebahrung Ter 
Kirchen und Religionsgejellichaften ift für das bürgerliche Leben nicht bindend, 
da die Heiligung diejer kirchlichen Tyeittage zu denjenigen Handlungen gehört, 
zu weldien Niemand gezwungen oder mit anderen Morten von den Organen 
der Regierung angehalten werden kann. Es liegt daher gänzlich in den Gr» 
mefjen der einzelnen jelbftändigen Perſonen, ob fie die Feſttage ihrer Kirche 
oder Neligionsgejellichaft begehen wollen oder nicht, und es find dieſelben nur 
Hinfichtlih der öffentliden Arbeit an Sonntagen und anderer den Haupt⸗ 
gottesdienft ftörenden, in der Nähe des Gotieshaufes vorlommenden Hand⸗ 
Jungen durch Art. 13 des Geſehes vom 25. Mai 1868 über die intercon« 
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feifionellen Verhältniſſe der Staatsbürger beſchränkt. Bei dieſem Stande der 
Geſetzgebung ift ver Regierung, fo fehr fie vom volkswirthſchaftlichen Geſichts⸗ 
punkte aus wunſchen muß, bag die in übermäßiger Zahl beftehenden Feiertage 
im eigenen Iniereſſe der Bevölkerung möglihft beſchränkt werden, eine directe 
imperative Einwirlung auf Verminderung und beziehungsweije Abſchaffung 
der Feiertage nicht geftattel, und eb muß vorzüglid der durch Belehrung 
moͤglichſt zu förbernden Einfiht der Bevölkerung überlafien werben, den 
erh der Arbeit ſchätzen zu lernen und ſich überflüffiger Feiertage zu ent- 
halten.” 


26. Aug. (Oefterreih: Böhmen). Bon 89 Bezirken bes Lanbes ver: 


28. 


30. 


weigern doch nur 3 die Wohlen ber Lehrer in die neuen Bezirke: 
ſchulräthe trog ber heftigen Agitation ber Ultra⸗Czechen, auch ſelbſt 
in dieſer Trage ber Regierung gegenüberzutreten. 

„ (Ungarn). Der oberfte Gerichtshof beftätigt den Beſchluß 
erfter Inſtanz, ben Fürſten Alex. Karageorgierwic wegen Betheiligung 
an ber Ermordung des Fürſten Michael von Gerbien in Anklage: 
zuſtand zu feßen, beichließt dagegen, ihn gegen Caution auf freien 
Fuß zu ſtellen. 

„Erſte gemeinſchaftliche Sitzung ber beiden Delegationen behufs 
Abſtimmung vermittelſt Durchzählung über diejenigen Differenz: 
punkte, über welche eine Einigung zwiſchen ben getrennten Dele⸗ 
gationen nicht möglich war. Die Anträge der öſterr. Delegation 
bleiben in der Minderheit. 

Zum Vorfitzenden wird durch das Loos der Präſident der ungariſchen 
Delegation, Graf Mailath, beſtimmt. Die zwei unerledigt gebliebenen Fragen 
beziehen fich auf die Einſtellung der Einkommenſteuer des Lloyd und auf die 
Bewilligung von 400,000 fl. für Donausfriegsdampfboote. In beiden Punk⸗ 
ten wird die öfterr. Delegation „überſtimmt“, indem die Ungarn compact 
auftreten, die öfterr. Delegation dagegen von den Polen, den Tyrolern und 
einigen Herrenhausmitgliedern im Stiche gelafien wird. Die Frage bez. des 
Lloyd wird mit 64 gegen 34, diejenige der Donau-Monitord mit 59 gegen 
31 Stimmen im Sinne der Ungarn entiieden. 


3—5. Sept. Dritter allgemeiner öſterreichiſch- ungariſcher LXehrertag 


in Graz. 

Dur denjelben wird neuerdings conjtatirt, daß das Verlangen nad) vol⸗ 
liger Emancipation der Schule von der Kirche ein allgemeines iſt. Die guien 
Eigenſchaften des Hasner'ſchen Bolksichulgejeges werden anerkannt, aber man 
verſchweigt auch nicht, daß daffelbe noch nicht allen berechtigten {Forderungen 
entipredhe. Sehr entſchieden wird die bisherige „Katechismusleierei” verur- 
teilt; Aufgabe der Lehrer ſei e8, dur die Heranbildung der Jugend zu 
wahrer Sittlihleit und Humanität ſowohl dem confefiionellen als dem natios 
nalen Hader entgegenzuarbeiten. Daß den Lehrern aud in materieller Be⸗ 
jiehung eine würdigere Stellung vericafft werden müſſe, wird beſonders her» 
vorgehoben. Der Meßnerdienſt müſſe ganz aufhören; der Organiftene und 
CHordienft Lönne gegen bejondere Belohnung beibehalten werden. Tür bie 
Unterlehrer fei der Dinimalgehalt auf 400 und für die Oberlehrer auf 600 fi. 
feftzufegen. Die Beitimmung des Volksſchulgeſehes, daß nad) örtlichen Ver⸗ 
hältniffen auch unter 800 fl. berabgegangen werden bürfe, wird für unzu⸗ 
läffig erklärt. Wenn ber Kriegsminifter ſtets darauf poche, das er fo und fo 
viele Millionen für die Armee braude, jo möge auch einmal der Unterrichts⸗ 
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bie Erforderniſſe für die Schulen mindeſtens 

die Kaſernen. Director Lederer aus Bert 

eier Erklärung an, mdem er binzufügt: es Sei jehr zu bedauern, 
& es m Ungarn mod viele inben gebe, die ihren Schweinehirten viel 
heiter honsriren als ihren Lehrer. Uns Ungarn und Croatien ſind über 
250 Lehrer anmeiend, und ım ihrem Kamen gibt Hr. Stauffer die Berfide 
rung: „Wo es gilt, die Freiheit der Schule und die Freiheit der Lehrer zu 
vertheidigen. da werden Sie uns Ungarn fiet3 an Ihrer Seite finden. 
Der iritte öferradgiiche Lehrertag zählt 1200 ZTheilnchmer; der vierte jcH 
et 1371 Kaıfinden, da im nädfien Jahre der allgemeine deutiche Lehrertag 

in Wien jujammentritt. 

4. Spt. (Oſeſte rreich: Böhmen), Die Hußfeier in Prag unb ar 
anteren Urten geftaltet ſich mehr antideutſch als anticlerical. 

9. (Defterreid). Allmählige Eröffnung der Landtag. Die baxpt: 
jadlidhite Verlage der Regierung beſteht in Volkoſchulgeſetzentwürfen 
auf Gruntlage bes ron beiten Häuiern des Reichsraths angenom: 
menen Volkeſchulgeſeze und der barin vorgezeihneten allgemeinen 
Grundzũge. — Der Winifter des Innern richtet ein Runbjchreiben 
an tie Stattbalter, in welchem er biejelben auffordert, dahin zu 
wirken, baß bie Landtage fi über bic Frage ber bdirecten Reiche: 
tagswahlen äußern. 

Aus dem Schreiben geht unverlennbar der Wunſch hervor, daß e8 den 
Intentionen des Minifters entipräde, wen die Landtage die directe Wahl 
befürworten würden; doch liegt ihm weniger an dem allgemeinen Princip, als 
daren, daß die diegbezüglichen WHeukerungen der Landtage in genau prägifir« 
ten Formulirungen ergehen. Ber Winifter weit im Eingange darauf hin, 
wie die Fragen der directen Wahlen in das Abgeorinetenhaus und der Ber» 
mehrung der Abgeordneten nicht bloß im Reichärath jelbft und in einigen Land» 
tagen, jondern namentlih aud in der Preffe angeregt und lebhaft beiprochen 
worden feien, wie aber die Regierung bereitS im Verfaffungsausſchuſſe des 
Abgeorbnetenhaufes bei der bezüglichen Berhandlung mit Nüdfiht darauf, daß 
die von dem Subcomite de3 Ausſchuſſes in diejer Richtung geftellten Anträge 
mehr oder weniger die Rechte der Landtage berührten, fih dahin ausgeſprochen 
habe, e8 jei wünjchenswerth, hierüber zunächft die Meinungen der Lanbtage 
zu hören. Gr wiederholt ſodann diefen Wunſch und fährt fort: „Bei der 
Erörterung der einfchlägigen Fragen ift es aber darum zu thun, daß fie nicht 
durch Schlagwörter oder allgemeine Säte erledigt werden, jondern daß fie im 
Einzelnen erwogen und die Details derfelben in ihrer Tragweite bei den be 
treffenden Beichlüfien im Auge behalten werden. Diefe ragen laffen fidh im 
Nachſtehenden formuliren: 1) Iſt die Einführung direeter (unmittelbarer) 
Wahlen der Reichſsrathsabgeordneten im Intereſſe der Berfafiung gelegen ? 
2) Im bejahenden alle, ſoll an die Stelle der Entjendung der verfafjungs- 
mäßigen Zahl von Landtagsmitgliedern in das Abgeordnetenhaus des Reichs⸗ 
rathes die directe Wahl von Abgeordneten durch die Bevölkerung treten? 
8) Sollen dieje directen Wahlen durch die Bevölkerung überhaupt oder nad 
den einzelnen Gebieten, Städten und Körperichaften Play greifen? 4) Wird 
die Vermehrung der Dlitgliever des Abgeordnetenhauſes des Reichſsrathes über 
die dermal verfaffungsmätige Zahl von 203 als notwendig oder dod als 
zweckmäßig und wiünjchenswerth erkannt? 5) Im bejahenden alle, foll die 
Zahl der Reichſsrathsabgeordneten verdoppelt, um die Hälfte oder in welchem 
Maße fonft vermehrt werden? 6) In welcher Weile foll, wenn man fidh nicht 
für direete Wahlen ausjpricht, der Zuwäͤchs an Abgeordneten in den Reichs. 
rath aufgebracht werden ? Aus der Mitte des Landtages überhaupt oder mit 
Befthaltung der Gruppenwahl? Wie joll im letteren Falle die Austheilung 


10 


11. 
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geſchehen, namenilich außer dem Falle der Verdoppelung, in jenen Gruppen, 
aus deren Landtagsmitgliedern nur Ein Abgeordneter oder ſonſt eine ungerade 
Zahl in den Reichſsrath zu wählen iſt? 7) Welche Functionsdauer iſt für 
die Mitglieder des Haufes der Abgeordneten des Reichsrathes Feitzufegen? Ich 
beebre mid, Euer ıc. angelegentliähft zu erſuchen, jobald diefer Gegenſtand 
auf den Antrag einzelner Abgeoroneten, oder durch den Landesausſchuß zu 
einer gejchäftlicden Behandlung gelangt, die ich wiederholt als ſehr wunſchens⸗ 
werth bezeiche, fei e8 durch Antheilnahme an Gomilsberathungen, dahin zu 
wirten, daß die in obigen Tragen erwähnten Geſichtspunkte im Auge behalten 
werden und mit Hinblid auf diefelben die weitere Erledigung des Gegen⸗ 
ftandes erfolge.” 


. Sıpt. (Defterreih: Dalmatien). 5—600 bewaffnete Zupaner ers 


iheinen am Site des Gemeindeamted ber Zupa und erklären, fi 
ber Ausdehnung bes neuen Landwehrgeſetzes aud auf bie Zuppa 
nit fügen zu mollen. 

„ (DOefterreid: Dalmatien. Die in Cattaro verfammelten Vor: 
ſteher aller Gemeinden ber Zupa bevorworten bie von ber Gtatt: 
halterei geforberte Friſt von 5 Monaten für Kinführung ber 
Landivehr. 


„ (Defterreih: Böhmen), Das czehifhe Wahlcomit6 in Prag 
für die bevorftehenden Landtagswahlen (an die Etelle ber fog. De: 
claranten, deren Mandate vom Landtag für erlofhen erklärt worden 
waren) richtet ein Wahlmanifeft an das „Bolt von Böhmen“: 
Das Schriftſtück ift ſehr bombaſtiſch abgefaßt. Im Eingang wird der 
Standpunkt der Declaranten des vorigen Landtags folgendermaßen bezeichnet: 
„Als am 20. October 1860 Se. Maj. unjer gegenwärtiger flönig das Diplom 
als unabänderlicdes Staatsgrundgeleg herausgab und den einheitlichen ſtaats⸗ 
rechtlichen Aufbau feiner Monardie unternahm, erkannte er feierlich für feine 
Regentenpflicht, das gegenfeitige Berhältniß feiner Königreihe und Länder, 
ihre hiſtoriſchen Rechte und Erinnerungen, fowie die Rechtsanſchauungen und 
Rechtsanſprüche der Völler zu achten, indem er gleichzeitig gelobte, fortan nur 
im Einverftändniffe mit feinen Völkern auf Grund vollftändiger Gleichberech⸗ 
tigung und mit Hilfe ihrer geſetzlich conftituirten Vertretungen zu herrichen. 
Aud du, Boll von Böhmen, entjendeteft damals Männer deined Vertrauens 
in den Landtag, welche, obwohl fie glei Anfangs Proteft einlegten gegen 
die neu octroyirte Wahlordnung, die nach ihrer Anficht in gleicher Weile die 
nationale Gleichberechtigung wie die überkommenen, auf den allerhöchften Att 
vom 8. April 1848 bafirten PVerfafjungsverhältniffe ſchädigte, dennody mit 
wahrer Selbfiverleugnung ihre Bereitwilligleit erklärten, im Ginvernehmen 
mit den anderen Böllern zur gedeihlichen Durdführung einer einheitlichen 
Drganijation des Reichs beizutragen, mofern diefelbe nur nicht die ſtaatsrecht⸗ 
liche Selbftändigfeit und hiſtoriſche Autonomie der in demjelben vereinigten 
Königreihe und Länder einſchränlen würde. ALS jevod eine folde Organi⸗ 
jation nicht gelang und von anderen Seiten angeſtrebt wurde, die böhmiſche 
Nationalität im eigenen Baterland und im ganzen Reich einer unbegründeten 
Hegemonie des deutichen Elements unterzuordnnen, nachdem fich die vieljährigen 
Bemühungen, eine Verbeſſerung der Wahlordnung durchzuſetzen, als fruchtlos 
erwieſen, nachdem die Männer deine Vertrauens beforgen mußten, die Krone 
Bohmens, gewiß nicht minder glorreich und wichtig, als die Krone Ungarns, 
könnte endlich der ererbten Selbſtändigkeit, und zwar in einer bisher nicht das 
geweſenen Iegislatorijhen und ſtaatsrechtlichen Eentralijation des ſich nenbils 
denden cisleithaniſchen Staats, verluftig werden, da gaben fie ihrer Ueber⸗ 
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zeugung im Proteſt vom 13. April 1867 und weiter in der Declaratim 
vom 22. Auguft 1868 Ausorud. Deine Abgeordneten waren bemüht, durch 
diefe Erflärung das Staatsrecht der Krone Bohmens, die Autonomie des 
glorreihen Königreichs Böhmen und die Gleichberechtigung ihrer Rationalität 
nach Kräften zu wahren; zu wiederholten Malen erboten fie fich, dießfalls zu 
unterhandeln, denn fie waren ſtets bedacht. die Macht und Integrität des 
Reichs zu erhalten, und hielten die Berftändigung mit ihren deutfchen Lands⸗ 
leuten auf ®rund wahrer Gleichberechtigung ſtets für ihre vornehmſte Pflicht; 
freilich, daS Net, das der Krone Böhmen als hiftorijch-politifcher Individua- 
Ittät zukommt, das ebenſowohl natürliche als pofitive Recht anf jeine Eigen- 
eriftenz und eigene Legislative, haben ſie niemals bintangegeben. Als ihnen 
endlich auch dieje koſtbaren Güter bedroht erſchienen, da verzichteten fie licher 
auf die Theilnahme an der Bertretung des Reiches jowohl, als tes Landes 
Böhmen, fo lange diefe auf den gegenwärtigen ©rundlagen und auf der 
jegigen Competenz beruhen werde; denn die Abgeordneten böhmiſcher Ratio 
nalität hielten dafür, daß in diejen beiden, insbefondere mit Rückficht auf die 
ererbte Verfafiung, auf die vorangegangenen Willenserllärungen bes Herrichers 
und die allerhöchften Berfprehungen des Monarden, das Staatsrecht, die 
Autonomie und die böhmifhe Nationalität beeinträchtigt werden.” Im Fol⸗ 
genden wird alädann behauptet: Se. Maj. der Kaiſer oder, wie das Manifeſt 
bebarrlih jagt, „unfer gegenwärtiger König”, babe zwar die Wbficht, die 
böhmifchen Rechtsanſprüche zu achten, aber eine im Hinblid auf die Endreſul⸗ 
tote ihrer Beftrebungen durchaus unöfterreidhifche, jedoch durch Unterflügung 
feiler Journale mädtige und ihre finanziellen Einflüffe zu Zweden der natio» 
nalen Kegemonie rückfichtslos ausnügende Partei babe fi der öffentlichen 
Meinung in der Reſidenz bemädhtigt, jei bemüht, enticheivenden Einfluß auf 
die Schickſale des böhmischen Volkes zu nehmen, und beftrebe fi, das König⸗ 
reih Böhmen in ein nie dageweſenes Gebilde einzufügen, welches nadh ber 
Ueberzeugung der böhmischen Abgeordneten mittelft der unabwendbar wach⸗ 
fenden Macht der Berhältniffe endlich nit nur die böhmiſche Rationalität 
und die Autonomie des Landes, fondern auch die Souveränetät des Herrichers 
ernftlich gefährden fönntee Ob und inwiefern es den jegigen Räthen der Krone 
gelungen, ſich dem Einflufie folder Tendenzen zu entziehen, darüber werde 
feinerzeit die unparteiifche Geſchichte entſcheiden. Mittlerweile jei aus den Organen 
der gegenwärtigen nichtungariſchen Minifter zu erjehen, daß dieſe glauben oder 
mwenigfiens behaupten, das böhmifche Volk in feiner Mehrheit verdamme die 
bisherige Handlungsweiſe feiner Vertreter und Vertrauensmänner. Durch 
diefen Zwieſpalt zwiſchen der gelemimten Bertretung des ganzen böhmijchen 
Bolfs und den gegenwärtigen Räthen der Krone für die nichtungariſchen Län⸗ 
der fei offenbar au im Gemüthe Sr. Maj. des Königs der Zweifel rege 
geworden, ob die Abgeordneten böhmiſcher Rationalität in ihrem Protefte und 
in ihrer Declaration der politifchen Ueberzeugung ihrer ganzen Ration ge 
treuen Ausprud gegeben. Daher fordern die HH. Palazky, Rieger, Slad⸗ 
kowsky und Gonjorten das „Boll von Böhmen” auf, daß an den beiden 
Wahltagen (22. und 24. Sept.) Jeder vor feinem König, vor feinem Bolte, 
vor der ganzen Monardie, ja vor der geſammten gebildeten Welt feine poli⸗ 
tiſche Ueberzeugung, feinen Willen ausſpreche. „Boll von Böhmen, werm du 
dir getrauft, mit reinem Gewiſſen alfo zu handeln, gehe hin und verleugne 
deine Abgeordneten. Wer aber die Handlungsweiſe feiner Bertrauensmänner 
billigt, der laſſe fi weder durch Ueberredung noch durd Gewinn und Furt 
verleiten, im entscheidenden Augenblick feine Ueberzeugung zu verleugnen, der 
gebe und fpreche diefelbe vor der Wahlurne aus, als ganzer Mann, als ehr⸗ 
liher Bürger, als treuer Böhme.“ 


15—16. Sept. (Deſt er reich: Gteiermart). Katholikentag in Graz. 


Es haben ſich zu demjelben wohl 2000 ein den, i 
befieben diefelben zu einem Dritthei aus ein a — —* 
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einer Anzahl feudal gefinnter Adeliger, fait ausichließlich aus Landleuten, die 
von ihren Pfarrern herbeigeführt worden find. Die Redner, die ausichlieh- 
fi dem Clerus und dem Übel angehören, betonen in manmigfaltigker Weiſe, 
daß nur das conjervative Brincip Defterreich glücklich machen könne, en 
ein Sieg des Liberalismus die Zerftörung des EtantSverbandeß zur Folge 
haben müßte; wenn die herrichenden Zuftände fortdauerten, jo würden bie 
deutichen Kronländer Oeſterreichs ſchließlich eine Beute der deuiſchen Republik, 
die ſlaviſchen eine Beute Rußlands, der Thron käme zu Fall, die Dynaſtie 
würde verjagt. Ganz befonder8 wird darauf —— alles aufzubieten, 
um in den politiſchen Vertretungskoörpern die Mehrheit zu erlangen und zu 
dieſem Zwede den möglichften Einfluß auf die Wahlen anzuftreben. „Wenn 
wir in bdielem Sinne handeln — meint ein Redner — dann machen wir 
Katholiken uns in zwei Jahren eine Berfafjung nad unjerem Sinne.“ 
22. Sept. Der Reichekanzler Beuft geht nah Stuttgart, Vaden⸗ 
Baden und bis Duchy, wo der rufliihe Staatokanzler Yürft 
Gortſchakoff weil. Die öffentlide Meinung knüpft daran fofort 
bie Combination einer durchgreifenden Aenderung in den auewärtigen 
Beziehungen Deiterreihs, bie fih nur in ſehr beſchränktem Maße 
bejtätigt. 
„ (DOefterreid: Tyrol), Prozeß gegen P. Greuter wegen einer 
in einer katholiſchen Verſammlung am 27. Eept. 1868 in Hippach 
im Ober:Zillerthal gehaltenen Rebe. Der Etaatsanwalt trägt auf 
7 Monate ſchweren Kerkers, mit je einem Yafltag in der Woche 
ftatt der Eijen, an. Der Gerichtshof ſpricht den Angeklagten frei. 
Die Anklage lautet auf das Verbrechen der Maieftätsbeleidigung und der 
Störung der Öffentlihen Ruhe. Greuter hatte in der Einleitung zu einem 
auf den Kaiſer ausgebrachten Toaft das Zuftandelommen der in letter Zeit 
erigienenen „bellagenswerthen" Gejege beiprehend, die Behauptung aufgeftellt, 
der Kaiſer habe dieje Ceſetze nicht freiwillig unterjchrieben, die „Rätde der 
Krone” hätten ihn vielmehr unter Androhung der Revolution dazu gezwun⸗ 
gen, fie zu unterzeichnen. Der Sailer habe feine Schuld daran, jondern das 
Bolt, das joldde Vertreter gewählt habe. Dafielbe müfje daher Sorge tragen, 
daß in Zukunft keine folgen NRäthe mehr gewählt würden. j 
„ (Defterrei: Tyrol), Verſammlung ber deutſchen Naturfors 
jder in Innsbruck. 


„ (Deiterreid: Dalmatien. Die Bevölkerung beſchließt cine 
Petition an ben Kaijer mit brei Begehren, vor allem gegen Aus: 
behnung bes neuen Landwehrgejeßes auch auf Talmatien, 

„ (Defterreidh: Böhme). Schluß der Ergänzungswahlen in ben 
Zandtag an bie Stelle der fog. Declaranten, beren Mandate für 
erlojhen cerflärt worben Maren. - 

Sämmtliche Wahlen find — mit Ausnahme eine einzigen ſprachlich ge» 
miſchten Bezirkes — überall wieder auf die vom czechiſchen Wahlcomite em⸗ 
pfohlenen Unterzeichner der Declaration gegen die Giltigkeit des Landtags 
nad dem beftehenden Wahlgeſetze und gegen die Biltigkeit der Reichſverfaſſung 
oder auf entigiedene Gefinnungsgenofien derjelben gefallen, jelbft in der Alt⸗ 
ftadt Prag, wo trog des ftarfen und einflußreihen deutihen ElementS in der⸗ 
jelben die Mehrheit der czechiſchen Candidaten jogar von 32 auf 161 Stim- 
men geftiegen iſt. In den gemiſchten Bezirken bildeten die Deutſchen Überall 
nur eine größere oder geringere Minderheit, in den reim czechiſchen Bezirken 
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betrug die Minderheit ſogar meiſt nur 20 —30, ober flieg doch hochſtens auf 
40 bis 70 Stimmen, je nach der Zahl der im Bezirke domicilirten Beamter 
und Penſioniſten. 

— Sept. Graf Trautmannsdorff kehrt auf feinen Botſchafterpoſten nad 
Nom zurüd, 

Bezüglich der Informationen, welche er zu feiner Inſtruction in Wien er- 
halten, wollen die Blätter wifien, Graf Beuft habe in feinen Unterredungen 
mit dem Botfchafter wiederholt betont, er halte eine aufrichtige Berjöhnung, 
reſp. Verftändigung mit der päpftlidden Gurie für „höchft wünfcdhenswerth‘, 
und die f. k. Regierung müſſe hiezu freudigft die Hand bieten, jobald fte fich 
die Ueberzeugung verſchafft haben werde, dak Rom mit vollendeten Thatſachen 
zu rechnen verſtehe. Belonders aber möge Graf Trautmannsporff der römir 
ſchen Regierung gegenüber hervorheben, daR daB cisleithaniſche Minifkerium 
die Aufhebung des Eoncorbate® aus eigener Initiative nicht anfireben, aber 
einem dießbezüglichen Beſchluſſe der Reichsvertretung, der unter den obmwalten- 
den Berhältnifien ein höchſt wahrſcheinlicher jei, ſich keineswegs widerſetzen 
koͤnne und werde.“ 

— „ (Defterreih: Böhmen, Die Ausichreitungen ber czechiſchen 
Preſſe überfteigen nachgerade alles Maß, ba fie fih volllommen 
ftraffrei fühlt. Die von ber Regierung gegen fie angehobenen 
Preßprozeſſe werden von ben ezechiſchen Geſchwornen ohne eine ein: 
zige Ausnahme mit Freiſprechungen beantwortet und zwar unter 
turbulenter Heiterkeit bes anweſenden czechiſchen Auditoriums. 


3. Det. (Defterrei). Die Regierung entzieht dem Biſchof Rubigier 
von Linz die ihm bisher gewährten Zufhüfle aus Staatsfonds und 
fett ihn auf feinen geſetzlichen Gehalt von immerhin reichlid 
12,000 fl. herab. 

6—9. „ Beſuch bed Kronprinzgen von Preußen in Wien, auf feiner 
Reife zur Eröffnung des Suezcanals. Die Kailerin kommt von 
Dfen nah Wien, um ihn zu begrüßen. 

7., (Defterreid: Dalmatin, 45 Mann Militär ziehen ohne 
Dffenfive nad dem Fort Dragali, um die bortige Feine Befagung 
zu verftärfen; fie werben angegriffen unb ber Commanbant ber 
Abtheilung ermordet. Der Bruch mit ber Regierung ift bamit 
eingetreten. 

9. „ (Ungarn). Katholikencongreß in Peſth: Berathung eines befi- 
nitiven Wabljtatute. Da das vom Primas Simor erlaffene und vom 
Eultusminifter beftätigte proviforiiche Wahlftatut ben clerical Gefinn: 
ten bie Majorität zum Voraus gefichert hat, unterliegen bie Libe⸗ 
ralen in jeber Abjtimmung. 

„„ODeſterreich: Dalmatien, Die Regierung verhängt ben Aus: 

nabhmezuftand über Dalmatien und trifft Maßregeln, bie bortigen 

fehr geringen Streitkräfte angemefjen zu verftärten. 

„ (Defterreid). In den Blättern taucht zuerit bie bee eines 

foͤderaliſtiſchen Minifteriums Taaffe, Berger und Potozki, unter 

ber Uegibe bes Reichskanzlers, auf. 





Orhrrreig-Angarn. 261 


15. Dich. (Defterreih: Dalmatien). Die Infurgenten umzingeln bas 


18. 


30. 


Fort Dragali ober Dragagl und das Dlodhaus Cerkvice; bie Be: 
jagungen halten feit. 

„ (Defterreidh: Dalmatien). Beginn ber Operationen im Großen 
gegen bie Infurgenten unter ber Leitung bes Etattbaltere FMR. 
Magner. Eine vollftändige Sciffsescadre und 18 Bataillone find 
dahin beordert, aber noch nicht ganz vollitänbig eingetroffen. 


» (Defterreid: Dalmatien). Die Inſurgenten überfallen bas 
Fort Stanjevid und bebroben bie Stabt Yubua. 


„ (Ungarn) Baron Wenkheim erhält als Minifter des Innern 
feine Entlaflung und wird durch Rajner erjekt. 


» (Defterreid: Dalmatin). Gen. Auersperg wird zum Com: 
manbanten ber Militärftreitfräfte im Bezirke Cattaro ernannt, und 
demſelben bie gejammte vollziehende Gewalt im Xereiche ber polis 
tiſchen und polizeilihen Verwaltung zur felbjtändigen Ausübung 
übertragen, fo baß alle Organe ber öffentlihen Verwaltung ihm 
untergeorbnet find, und er in den genannten Zweigen ber Verwal: 
tung die Vefugniſſe bes Lanbeschefs zu üben bat. Die Verordnung 
wird als eine Art Mißtrauenspotum gegen ben Etatthalter FML. 
Wagner betrachtet. 

n (Defterreid: Dalmatien). Die Entfeßung bes Forts Dragali 
it mißlungen und damit die ganze am 18. d. M. unternommene 
Operation gegen bie Inſurgenten. Die Truppen ziehen fidh wieder 
zurück. 

„Der Kaiſer trifft in Begleitung bes Reichskanzlers auf ſeiner 
Reife zur Eröfinung bes Suezkanals zuerft zu einem Befuche bes 
Sultans in Konjtantinopel ein. 

„ (Defterreid: Dalmatin). Der Reichskanzler ſchließt in Kon: 
ftantinopel rine Convention mit ber Türkei ab, behufs gemeinfamer 
Operationen gegen die Anfurgenten in Dalmatien. Zweideutige 
Haltung Montenegro'8; die offiziellen Blätter erklären indeß, daß 
Die Regierung Urſache habe, mit der perjönlichen Haltung bes Fürften 
zufrieden zu fein. 


5. Nov. Abſchluß eines Vertrags mit der Türkei über bie Bebingungen 


des Erwerbs von Orunbeigentfum in derſelben durch Angehörige 
bes Kaiſerſtaats. 

„» (Defterreid: Dalmatien). Die Zupa unterwirft ſich bem 
Commandanten ber Streitlräfte ber Regierung wirbers.: ;. 


„» nn (Ungarn). Landtag, Unterhaus: ‚nimmf. nunmehre auch das 


zweite der ihm von ber Regierung bargelegien Iuſtiüggeſetze (über 
Berjeßung und Penfionirung ;der Michter). con: und beſchließt Ab: 
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ſcheffeng ber Prügelftrafe. Der Beſchluß ſcheitert indeß zunädk 


am Miberiprude bes Oberhauſes. 


Irany trägt auf Verfündigung voller Religionsfreibeit an. Ter 
Eultisminifter Edtods ftellt eine bießfällige Borlage ber Regierung 
in Ausficht. 


9. Nov, (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Schluß des Debatte über bie 


Bankfrage. Frage bes oberſten Rechnungshofes. 


„ (Defterreig). Schluß der lebten noch verjammelten Land⸗ 
tage. Reſultate berjelben: 


Miederöfterreichifher Landtag: Reichſsrathswahl-Reformfrage: 
Dr. Granitſch und Gen. tragen auf directe Neichsratbswehlen an. Kick 
Trage wird an einen Ausſchuß gewieien, in defien Ramen Kopp als Bericht⸗ 
erflatter folgende Unträge vorlegt: „I. Die Einführung direrter Wahlen 
der Reichſbraths⸗Abgeordneten iſt entichieden im Intereſſe der Berfaffung ge 
legen, ja fie ift eine Bedingung der Erhaltung und Fortentwidlung derfelben; 
2. an die Stelle der Entfenbung der verfafiungsmäßigen Zahl von Landtags 
mitgliedern in das Abgeordnetenhaus des Reichsrathes, joll die directe Wahl 
von Abgeordneten durch die Bevölkerung treten; 3. die directen Wahlen haben 
dur die Bevölkerung überhaupt ftattzufinden, 4. wenn directe Wahlen aus 
ber Bevölkerung überhaupt augenblidli nit durchführbar fein follten, jo 
wären die birecten Wahlen nad) den vier Hauptgruppen des Großgrundbeſitzes, 
der Handelsfammern, der Städte und der Landgemeinden mit Bejeitigung der 
Unterabtheilungen unter Bildung arrondirter Wahlfreife in den beiden legten 
Gruppen einzuführen; 5. die Zahl der Reichsraths-Abgeorbneten ift zu vers 
boppeln; 6. bei vdieſer Berboppelung ift keinesfalls die Stimmenzahl tes 


Großgrundbeflges zu erhöhen, 7. die Vermehrung der Abgeorbneienzahl if 


ohne Einführung directer Wahlen eine ungenügende und ſchwer durchſührbare 
Reformniaßregel; 8. ſollte eine ſolche Vermehrung dennoch durchgeführt wer- 
den, jo müßte mindeſtens die Wahl der die bisherige Zahl der Abgeordneten 
überfleigenden Mitglieder aus dem ganzen Landtage ohne Rüdfiht auf Gruppen 
erfolgen; 9. ein Reichswahlgeſetz ift zu erlaflen, durch weldhes jeder Etaats- 
bürger der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Nänder, welcher die 
Bedingungen der Wahlfähigleit in fi vereinigt, als in allen Wahlbezirien 
für den Reichſsrath wahlfähig erflärt wird, und durch welches ferner die ein» 
zelnen Wahlbezirke ſtaatsgrundgeſetzlich feftgefeht werden; 10. für die Mit» 
lieder des Haufe der Abgeordneten des Neichsrathes if eine dreijährige 
Functionsdauer feftzufegen." Die Debatte darüber erregt befondereß Interefie, 
da man annimmt, daß die Anträge und Beſchlüſſe im Wefentlichen mit den 
Sintentionen des Minifters des Innern übereinflimmten, der an den Ausſchuß⸗ 
verhandlungen theilgenommen hat und die beten Stügen feiner Politif im 
nieberöfterreichifchen Landtage hat. Der Antragfteller Dr. Gran itſch beleud» 
tet zunächſt in ſcharfen ZUgen die Mängel der beftehenden Reichſsrathsverfaſſung. 
„Der Reihsrath hat ein Recht zu leben, er ift die rechtlich conflituirte Ver⸗ 
tretungstörperfdhaft, er ift die legale Mepräjentanz, minbeftens eines großen 
und fhwerwiegenden Bölferbruchtheiles in der Böllerfamilie Oeſterreichs; er 
bat daher ein formaleß und ein materielles Necht zum Leben, und diejeß wird 
ihm alljährlich von dem einen oder anderen Zandtage beſtritten. Wir müffen 
daher dahin traten, daß wir diefem Rechte zu leben aud bie Fähigkeit, die 
Macht zu leben verleihen. Warum vereinigt nun ber Reichsrath, wie er heute 
conftituirt if, nicht die Exiſtenzbedingungen in fh? Es find drei Momente, 
welche durchſchlagend find, um zu erklären, daß bie Eriftenzbebingungen heute 
nicht bei dem Reichſrathe find. Er ift zunächſt fein Parlament; er if nur 
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ein Landtagßaußſchuß, eine Berfanmlung von Lanbiagsausichäffen. Der 
Reihsratd nad feiner heutigen Zujammenfegung ift der directe Ublämmling 
jener biftorifchen Bereinigungen von Landtansausihüfen, wie fie in der Ges 
ſchichte Oeſterreichs ſchon feit dem 16. Jahrhunderte vorlommen. Es if zwar 
heute gegliederter, conftituirter, er ift eine regelrechte Körperichaft, aber deßhalb 
ift er feinem Charakter nad) nicht von jenen Landiagsausfchüfien unterfchieden, 
weil trog alledem das Schwergewicht auch heute noch in den Landiagen ruht. 
KNuht aber das Schwergewicht in den Landtagen, dann muß ih jagen, daß 
der Reichsrath gleichſam alljährlich erſt geichaffen wird. Es if alljährlich die 
Trage, ob diefer Reichsrath wiederum zufammentreten werde, und es hängt 
von der Schöpferlaune eines einzelnen Landtages ab, ob diejer Reichärath 
nicht in einem Jahre ungelchaffen bleiben fol. Es ift daher nothwendig, die⸗ 
fen Reichsrath, der heute nur ein Landtagsausſchuß if, zu einem Parlament, 
d. 5. zu einer aus der Bevölkerung direct gewählten Vertretung zu machen, 
und von entlegenen biftoriiden Vorausſetzungen loszuldſen; denn nur dann 
it mit dem Rechte zu leben, auch die Macht zu leben vereinigt. ALS zweiten 
Geſichtspunkt führe ih an, daß der Neichsrath nicht der Ausdrud der legten 
Entwidlungsphafe ‚unferer Berfaffung if. Das Octoberbiplom, welches aud 
heute noch der Ausgangspunkt der reichgräthlichen Organiftrung ift, ift weient- 
lich unter ungariſchem Einfluffe zu Stande gelommen. Und aud die Schöpfer 
der ebruarverfafiung hätten niemals den Reihsrath auf die Landiage auf- 
gebaut, wenn nit damals die Rüdfihten auf Ungarn maßgebend geweſen 
wären. Damals eradhtete man es als unmöglich, dieſes Königreich in anderer 
Weiſe zur Gefammtvertretung heranzuziehen, als dadurch, dag man den 
Zandtagen die Beſchickung des Reichärathes übergab. Ohne dieje Borausjegung 
hätten wir beute ganz wie im Sabre 1843 einen von allen Rändern und 
Böllern beſchickten Reichstag. Im Jahre 1867 hat fich diejſes Verhältniß ges 
ändert. Der Ausgleich ift vollgogen worden. Die Urſache, welche die indirecten 
Reihsratbswahlen, die Wahlen aus den SLandtagen, bei der urſprünglichen 
Schaffung der Berfaffung beftinnmte, iſt entfallen, und man darf fagen, der 
Neichörath ift heute eine Wirkung ohne Urſache. Der dritte Geſichtspunlt ift 
der, daß der Reichsſsrath gar nicht in der Lage if, die ihm drohenden Gefahren 
zu befteben. Es ift uns Ullen im Gedächtniſſe, wie der Staatäftreih vom 
Jahre 1865 den Reichsrath binwegfegte, und wie der Pulsichlag der Bevöl⸗ 
ferung nad diefem in daB Leben der Bevöllerung einjchneidenden Ereigniſſe 
kaum erregter war als vor demſelben. Was ift die Urſache einer ſolchen Er⸗ 
ſcheinung, daß man eine Reichävertretung wie mit einem Schwamme binweg- 
wilden konnte, ohne daß die tieffle Erregung, die tieffte Erſchütterung ben 
ganzen Staat ergriffen hat? Die Urſache iſt die, daß der Reichſrath in keinem 
engen Zuſammenhange mit der Bevdlkerung geftanden, daß ſich nicht fefte 
Bertrauensfäden zwijchen ibm und der Vendlterung geiponnen hatten, welche, 
wenn fie gewaltſam zerrifien werden, den nanzen Körper zuden machen. 
Solche Ereigniffe find vor einer geſchichtlichen Wiederholung nicht ſicher. Wir 
mäflen daher aud) aus diefem Gefichtspuntte wünjchen, den Neichsrath fähig 
zu maden, allen Gefahren zu trogen, und ihm die Eriftenzbedingung ber 
direrten Wahlen fchaffen.” Im weiteren Berlaufe wendet ſich der Redner gegen 
das fi in mehreren Randtagen geltend machende Beſtreben, gleichzeitig mit 
der Verwandlung des Reichsſsraths in ein Bollshaus das Herrenhaus zu 
reformiren und durd eine Länderlammer zu erſetzen. Gr erflärt dieß Projekt 
für einen höchſt bebenflichen und unlösbaren Widerſpruch mit der eben beab«» 
fistigten Lostrenmung der Landtage vom Reichsrathe. „In der Länderlammer 
if das füberalifiiche Element verwirklicht. Die alljährlige Gefahr, daß das 
Abgeordnetenhaus des Reichsrathes nicht zufammentritt, ift dann einfach in 
das Oberbaus verlegt; e8 hat eben gar nichts als eine Berwandlung ſtatige⸗ 
funden, und wir haben in der Zukunft flatt der Gefahr, dab das Unterhaus 
nicht zuſammentriit, die Befahr, daß das Oberhaus nicht zufammentritt, und 
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was wird die Folge davon ſein? Wenn wir eine Länderkammer conſtituiren 
dann verlegen wir das Schwergewicht bei den weitgehenden ſöderaliſtiſchen 
Neigungen in die Xänderfammer, und wenn dieje nicht zuſammentritt, denn 
wird man jagen: des Bollshaus kann beiälieken, aber die Zandtage, bie 
eigentlichen Vertreter der Königreiche und Länder, haben den Beichlüfien ihre 
Zuftimmung nicht gegeben. Will man überhaupt compenfiren, dann mäüſſen 
wir vor Allem den jeßt in der Abgeordnetenkammer vertretenen Großgrund⸗ 
beſitz im Herrenhauje entihädigen." Redner Ichliekt mit den Worten: „Rehm 
Sie unjere Anträge an, und Sie werden nicht bloß die Berfaflung gegen die 
Ungrifie ihrer Gegner fügen, nein, Sie werden, wenn endlich einmal bie 
Baſis eines. direlt gewählten Volkshauſes hergeſtellt ift, die Möglichkeit offen 
haben, die Wünfche anderer Bollsftämme zu befriedigen und auf diefe Urt 
den Bölkerfrieden berzuftellen. Graf Spiegel erklärt fih für eine Ausbchmung 
der Berfafjungsänderung auf da3 Herrenhaus und überhaupt für eine Ber- 
fafjungsrevifion. Er wünſche nit den Töderalismus, doc) möge man den 
Eigenthümlichkeiten der verjhiebenen Länder in der Reichsvertretung Raum 
geben. Demgemäß ftelle er folgenten Gegenantrag: „Im Erwägung, daß 
das Necht der Königreihe und Länder, die Wahlen in den Reichsſsrath vorzu- 
nehmen, ein verfafiungsmäßiges ift, daß ſowohl die Einführung direkter 
Reichſsrathswahlen, wie eine die Eigenthümlichkeiten der Königreiche und Länder 
gemwährleiftende Vertretung derſelben in gleicher Weiſe die freiheitliche Entwiil⸗ 
lung der Berfaflung und die für das Gedeihen des Reiches unerläßlihe Ye 
friedigung der einzelnen Theile fördert, und dab eine Reform fih nit nın 
auf das Abgeordnetenhaus zu beſchränken hätte, ſpricht der Landtag feine 
Meberzeugung aus, daß eine Wahlreform nur mit einer gleichzeitig anzubah⸗ 
nenden Reviſion der Berfafiung beichloflen werden möge, und fordert bie 
Regierung auf, im verfaffungsmäßigen Wege die geeigneten Mittel zu er- 
geaten. “ Im gleichen Sinne ſpricht fih vd. Mende aus, Er will durch ein 

änderhaus die Autonomie der einzelnen Länder gewahrt wiflen. Kopp: Tas 
fortwährende Erperimentiren mit der Berfafiung jei zu gefährlih; er Idnne 
daher nicht für die vom Grafen Spiegel beantragte Revifton der Berfaffung 
ftimmen. Ganz anders verbalte e& fi mit dem Ausſchußantrage; diejer be 
zwede nur die ortentwidlung der Verfafſung. Die gänzlide Umänderung 
der Verfafſung biete nur den Feinden derfelben eine Handhabe zu ihrem 
Sturze. Das Mittel, ihnen die Waffe zu entreißen, find die directen Wahlen. 
Merden die directen Wahlen eingeführt, jo müſſen auch die Feinde der Ber 
fafjung Farbe befennen und erklären, ob fie ein Oeſterreich oder ein Czechien, 
ein Polen und ein Rumänien wollen, Das Oberhaus möge zur Ifte aus 
Ernannten der Regierung und zur Hälfte aus Abgeorbneten der länder bes 
fichen. Eine jo geartete Zufammenfcgung des Oberhauſes werde auch Jene 
für die directen Wahlen gewinnen, welche diefem Princip bisher feindlich ent- 
negenfichen. Mit einer bloßen Reform des Unterbaufes fei nichts gethan, in» 
folange das Oberhaus als ein Bleigewidht an den Füßen bes Liberalismus 
hänge. Steudel bedauert, daß nicht alle Staatsbürger das Wahlrecht be» 
fiten. Unter dieſen Umfländen ‚möge man fi nit wundern, wem jeng 
Millionen, welche rechtlos find, einem Umfturze mit Freuden entgegenfehen, 
das Bolt würde die Uuflöjung und Neuwahl bes Reichsrathes mit Freuden 
begrüßen. Volksthumliche Männer gebe e8 ja ohnedieß nicht im Abgeorbneten- 
hauje, denn es enibehre beinahe jedes vollsthümlichen Elementes. (Oborufe. 
Der Landmarſchall ruft den Redner zur Ordnung). Der Volksgeiſt ſei jo 
erfchlafft, daß die Einführung der directen Wahlen nicht belebend auf ihn 
wirkten werde. Es fei nicht möglich, die directen Reichſsrathswahlen, ohne die 
Rechte der Tandtage zu verlegen, einzuführen. Sei dieß möglich, fo ſei auf 
die Einberufung eines conftituirenden Reichſsrathes zur Wbänderung der jett 
beftehenden Verfafſung ohne Rechtsbruch möglich. Er werde jetzt feinen Antrag 
flellen, doch auch nicht für die Ausſchußanträge ſtimmen. KRuranda: Wenn 
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man radical von einem weitgehenden demokratiſchen Standpunkte zu Werke 
gebt, jo muß man den Antrag flellen: wir brauchen die erfle Kammer nidt. 
Aber die Hälfte der Krone, die Hälfte den Ländern und weder der Krone nod 
den Ländern ihr Net zu laſſen, und mit jenem Körper vielleicht wieder Er» 
perimente vornehmen, deren Rejultate ebenjowenig gefichert find, mie fie heute 
geſichert find, das ift ein ganz unpraktiſcher Vorſchlag. Was die Umwandlung 
der Reichſsrathskammer in eine Länderkammer betrifft, jo würden Sie, wenn 
Sie zwiihen da Volkshaus, das Sie wählen laſſen wollen, und zwiſchen den 
Monarchen eine Länderfammer jeken, gerade jener freiheitlichen Idee, von der 
fie ausgehen, entgegenhandeln, fie würden die directen Wahlen beinahe an⸗ 
nulliren, denn fie würden dem Volkshauſe einen großen Rivalen ſchaffen: das 
gegenwärtige Abgeordnetenhaus. Redner warnt davor, an Stelle eineß auf- 
getlärten und verfafjungsfreundlichen Herrenhaufes ein anderes Haus zu fehen, 
Defien Tendenz man noch gar nicht kenne. Wenn man glaube, durch eine 
Zänderflammer den Frieden in Oeſterreich berjuftellen, fo täufche man fid, 
man habe noch nie den Ruf nad einer Länderkammer aus den Kreifen der 
nationalen Oppofition gehört. „Die directen Wahlen haben, wie alle Nach⸗ 
ridten, die aus Böhmen und Mähren einlaufen, berichten, alle Ausfiht, im 
Reichsrathe durchzugehen. Ich kann noch nicht mit Beftimmtheit von einer 
Bweibrittel-Majorität ſprechen; aber daB große Landtage, die in der vorigen 
Ecffion dagegen waren, heute dafür gewonnen find, ift pofitiv. Wenn wir 
die directen Wahlen bier votiren, wie andere Zandtage, jo ift e8 möglich, daß 
fie bis Neujahr oder März den Reichsrath pajfiren. Wenn wir aber daran 
die Revifion des Herrenhaufes knüpfen, dann können wir Jahre lang warten, 
bis wir directe Wahlen befommen. Denn das find Fragen, die nicht nur bei uns 
eine Zweibrittel-Majorität brauchen, ſondern auch den: Herrenhaufe, defien Tod wir 
bier decretiren, und der Krone vorgelegt werden müſſen — der Krone, der wir ihr Er⸗ 
nennungsrecht rauben“. In der Spezialdebatte werden Punkt 3 u. 4 zufammen be⸗ 
rathen. Frhr. v. Tint i beantragt directe Wahlen mit Beibehaltung de8 Gruppen⸗ 
foftem8, und glaubt fi als Mitglied aus der Öruppe des Großgrundbeſitzes ganz 
beſonders hiezu berufen. Dem Großgrundbefig ſei allerdings in der dermaligen 
Wahlordnung ein Privilegium eingeräumt — ein Privilegium, das wohl⸗ 
verdient und höchſt werthvoll jei. Es komme aber nicht darauf an, wer ein 
PBrivilegium befikt, jondern warum er «8 befitt. Begünfligungen können, 
man müßte ſich denn ein iveales Staatengebilde denken, nie bejeitigt werden, 
fie find auch dann beredtigt, wenn ihnen Begenleiftungen entſprechen. So 
fei das Privilegium der Intelligenz in allen Gemeindewahlordnungen anerkannt, 
und mit Recht, weil die Intelligenz das wichtigſte Förderungsmittel des con⸗ 
flitutionellen Staats fei. Auch von dem Großgrundbeſitz könne Wehnliches ges 
fagt werden. Seine Vertreter haben fi namentlih im Abgeordnetenhaus 
nie den liberalen Beftrebungen abhold gezeigt. Redner beantragt an Stelle 
der Punkte 3 und 4 zu ſubſtituiren: „Die directen Wahlen werden auß den 
vier Hauptgruppen Großgrundbeſitz, Handelsfammer, Städte, Landgemeinden 
mit Befeitigung der arrondirten Wahlkreiſe und Unterabtheilungen in den 
beiden legten Gruppen vorgenumneen." Frhr. v. Sommaruga ſpricht fi 
aus rein praltiihen Argumenten gegen die Beibehaltung des Gruppenſyſtems 
ohne jene der Unterabiheilungen aus, und beantragt: das Land Oeſterreich 
unter der Enns habe in Zukunft fünf Abgeordnete aus dem Großgrundbeſitz, 
einen aus der Handelsfammer, einen für Wien und achtzehn Abgeordnete aus 
dem flachen Land, und zwar aus den achtzehn politiichen Bezirken durch directe 
Wahl in die Reichövertretung zu ſchicken. Schilder beantragt zu Punkt 3 
den Zufag: „Die diresten Wahlen haben nad den Orundfäßen des allge 
meinen Stimmredhts mit geheimer Abftimmung ftattzufinden.” Winter» 
ftein verfiert, daß die Hanvelsfammern für den freieften, unbeirrteſten 
Wahlmodus feien; dasjelbe beitätigt Springer mit Nüdfiht auf die Sands 
gemeinden. Berichterſtatter Dr. Kopp gibt ein kurzes Reums über den 
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Stand ber Debatte. Bei der Abſtimmung wirb der Antrag Tinti mit 34 
Stimmen abgelehnt. Kür den Schilcher'ſchen Antrag erheben fig uur zwei 
Abgeordnete. Ueber Punkt 6 kommt eine Iebhafte Debatte in Fluß. Ser 
Antrag des Ausſchuſſes: „Die Anzahl der Abgeorbneten aus dem Sroßgrund- 
befit und den Handelskammern joll jedoch nicht verdoppelt werben,” wirb ab⸗ 
nelehnt, und daher Punkt 6 geftridyen. Mit diefer einzigen, allerdings wid- 
tigen, Ausnahme werden die Anträge des Ausſchufſes unverändert angenommen. 

Revifion der Landesordnung und der Landtogswahlord- 
nung. Ter Ausihuß beantragt, von der Reviſion der crfleren, da es noth- 
wendig jei, daß man die Kraft aller Veſtrebungen auf die Durchführung ber 
Mahlreform für den Reichsrath concentrire, für jest abzujehen und dieſelbe 
bi3 nad) der Xoßlöjung ter Reihäverfafjung auß der unnatürliden Verbin⸗ 
dung nit den Sandesverfaffungen zu vertagen. Bezügli ter Landiagswabl- 
ordnung beantragt der Ausihuß mehrere Aenderungen, darunter Herabfegung 
des Wahlcenſus auf die Hälfte des bisherigen Eteuerfages und Einführung 
der geheimen und ſchriftlichen Stimmabgabe. Die Unträge werden mit ber 
Modification, daß alle bei den Gemeindewahlen Beredtigten auch bei ten 
Wahlen zum Landtag berehtigt fein follen, genehmigt. 

Sähulaufjigtsgejeg: Das vom Landtag in feiner vorigen Seſſion 
beichloffene Echulauffiähtsgejeg hatte die kaiſerliche Sandion nit erhalten, 
weil fi darin der Landtag gegen die geiftlihen Birilftimmen im Orts. und 
Bezirksſchulrathe entihieven hatte und es der freien Wahl der Gemeindepver- 
tretungen überlaffen wiflen wollte, Geifllihe als Gemeindeglieder in die Schul⸗ 
räthe zu entjenden oder nidht. Um nun das Zuftandelommen des Geſetzes zu er- 
möglichen, beantragt der Schulausſchuß des Landtags, fich zwar gegen den Eintritt 
der Ortsjeeliorger als Vertreter der Kirche in den Ortsichulrath, aber für 
Berufung des Neligionslehrers als Lehrers in den Ortsſchulrath auszuſprechen. 
Die Debatte ift eine ſehr erregte. Dr. Oranitich ftelli ten Antrag auf Weglaſ⸗ 
fung dieſes Paſſus, und Dr. Eduard Kopp nimmt Anlaß, um in einer mit 
aropem Schwunge gehaltenen Rede die Annahme diejes Antrages zu befürworten. 
Er wendet fi im Laufe feiner Ausführungen an ten in feiner Eigemihait als 
Zandtagsabgeorbnieter anmweienden Minifter Gisfra, um ihn vor einem Palte 
mit der ultramontanen Partei zu warnen und in beinahe drohenden Worten 
demjelben ein „Diene Telel* zuzurufen. Giskra ſcheint ungewiß, ob er ant- 
worten ſolle. Plögli Ipringt er in großer Errregung mit Oftentation von 
feinem Site auf und verläßt demonflrativ den Saal Die Tebatte wird 
hierauf unter fteter Unruhe fortgejegt. Als fie fih zu ihrem Ende neigt, 
ericheint Giskra wieder und fpricht mit vem Regierungsperireter, Etatthalterei- 
Leiter vd. Weber einige Worte, worauf diefer fofort, den Referenten unier- 
breddend, im Namen der Negierung die Erflärung abgibt, daß das Geick, 
wenn der Granitſch'ſche Antrag ameptirt würde, abermals nicht die kaiſerliche 
Sanetion erhalten werde. Unter Spannung erfolgte die Abſtimmung und 
zwar namentlih; das Reſultat derſelben belebt in der Annahme deß ver⸗ 
bängnißvollen Granitſch'ſchen Antrages mit 31 gegen 24 Stimmen, jo daß 
aljo die Virilſtimme wieder eliminirt if. 

Boltsihulgefeg: Dasſelbe wird im Weientlichen nad ber Borlage 
der Regierung angenommen. Die Berathung des Geſetzes führt jedoch zu 
einem Bruch zwiſchen den Abgeordneten aus dem flachen Bande und denen 
der Hauptſtadi. Die erfteren nämlich, welde die Majorität Bilden, wiſſen in 
das Gejeh eine Beftimmung aufzunehmen, wonach die eine gewiffe Höhe über- 
fleigenden Koften für Erridtung von Bezirksſchulen auf den Landesfonds 
übernommen werden follen; durch diefe Bellimmung wird nad der Anſicht 
der Wiener Abgeordneten der Landesfonds zu Bunften der ländlichen Bezirks⸗ 
fonds und auf Koften der Stadt Wien, welche nahezu % der Steuern von 
Niederöfterreich zahlt, ungebührlich belaftet. Die Verfiimmung erreicht ſchnell 
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eine ſolche Hohe, daß die Wiener Deputirten für die Reichsunmittelbarfeit ber 
Stadt Wien agitiren. 

Landtag von Oberöfterreih: Frage der Reihsrathsreform: Es 
wird beichtoffen, die Regierung aufzufordern, daß fie in der nächſten Reichsraths⸗ 
feifton einen Befegentwurf über directe Wahlen in den Reichsrath einbringe. 
Die Zahl der aus den Ländern in das Abgeordnetenhaus zu entjendenven 
Abgeordneten fei jo zır vermehren, daß auf je 50,000 Einwohner ein Abges 
ordneter entfällt, Der Landtag Spricht ſich weiter für unmittelbare Wahl, ge» 
beime Abftimmuna, Aufhebung der bisherigen Gruppen, vierjährige Mandats⸗ 
dauer aus und verzichtet anf das ihm zuftehende Recht der Entſendung von Abge⸗ 
ordneten in den Neichsrath, wenn das Abgeordnetenhaus directe Wahlen bes 
ſchließe. — Schul aufſichtzgeſeß: Das vom Landtage im vorigen Jahr 
beichlofiene Geſetz Hatte die kaiſerliche Sanction nit erhalten und die Frage 
fommt daher neuerdings zur Behandlung. Biſchof Rudigier benügt die Belegen» 
heit, um gegen die Giltigkeit des Gejetes v. 25. Mai 1868 und in Folge deffen aud 
gegen den zur Berathung unterftellten Entwurf Verwahrung einzulegen. 
Tas Geſetz vom 25. Mat v. J. fei nicht die oberfle Norm, es ſei ein Staats⸗ 
geſetz, welches ten göttlichen Geſehen nicht entipreche, und dürfe daher nicht 
befolgt werden. Tas ganze Ehriftentyum falle durch das Auffichtsrecht des 
Staates. Das Schulgeſey ſtehe au im Widerſpruch mit einem höheren welt« 
lichen Geſeze, es verlegte das Goncordat. Der Papit babe den Bilchöfen die 
Estſcheidung der Frage anheimgegeben, ob es nothwendig fei, auf da Schul⸗ 
geſetz einzugeben oder nicht; der Biſchef von Briren habe demgemäß dem 
Elerus die Theilnahme an den neuen Schulhehörden verboten, und aud der 
Elerus von Oheröfterreih werde ſich nicht betheiligen. Dan möge eine Ber« 
einigung mit dem heil. Stuhle anftreben, der heil. Stuhl fei fehr zugänglid). 
(Broße Heiterkeit.) Man fomme zu Teinem Frieden zwiſchen Kirche und Staat, 
wenn folde Gefete ohne Nüdfiht auf das Soncordat angenonımen würden. 
Er beantrage daher, „die Regierung folle einen neuen Geſetzentwurf mit Bes 
rüdfihtigung des Concordates oder einer neuen Vereinbarung mit dem heili⸗ 
gen Stuhle vorlegen.” Darauf erwidert unter großem Beifall der Verſamm⸗ 
lung der Statthalter: „Zie Rede, die wir eben Lörten, tritt auß ben 
Grenzen, welche negchen find. Die Tandtage find durch das Geſetz berufen, 
niht um zu demoliren, jondern um zu bauen, und jedes Mitglied ift ver⸗ 
pflichtet, mitzuarbeiten. Der Biſchof bat gejagt, er müfle als Biſchof fo 
Iprechen, der heiline Vater habe freigeftellt, in daB Gele einzugehen. Die 
Pflicht eines Biſchoſs verlangt aber nicht jene Sprache, wie wir fie eben ver» 
nommen haben. Mit diefer jo weit gehenden Cppofition flieht der Biſchof 
ollein da, und ich bedauere, daR durch diefe Oppofition das Zuftendelommen 
des Gejeties erſchwert wird; aber unmöglich wird es nit gemacht. Man 
fol nicht fuchen, die Regierung weiter zu drängen. Es ift nicht möglich, auf 
die Auslaffungen des Biſchofs weiter einzugeben, und ich erſuche das hohe 
Haus, diefe Auslafiurigen nicht zu beridfihtigen und zur Epezialbebatte über⸗ 
zugeben.” Tas Haus entipricht dieſem Anfuden. In der Spezialbebatte 
fommt Dr. Siquly nehmals darauf zurück und entgegnet dem Biſchof: Es 


„. werde gelagt, die Schulgeſetze widerſtritten der Religion; es fei aber nicht 


jede. Biichofsftimme aud Gottes Stimme. Eine Vereinbarung mit tem päpſt⸗ 
Iihen Stuhl wolle man? Dan möge do das NRothbuch leſen und werde 
finden, daß alle dieghezüglihen Bemühungen erfolglos geblieben fein. „Wir 
wollen die Religion in der Eule und überall. Man beklagt fi), daß der 
Glerus aus der Schule gewielen werde, und andererſeits will der Clerus nicht 
eintreten. Tas kommt daher, weil man nicht fein will, wo man gleichberech⸗ 
tigt iſt, und nur dort fein will, wo man herrſchen kann.“ Schließlich beglüd- 
wünjcht er das Land, aus dem Munde des Regierungsvertreterß foldde Aeuße⸗ 
rungen, wie eben heute, gehört zu haben. Der Antrag des Biſchofs Rudigier 
wird abgelehnt und die Vorlage dießmal im Wejentlihen angenommen. — 
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Der Landtag beauftragt ferner den Landeßausihuk mit der Worbereitung 
eines Geſetzes über die Eontrole der Verwaltung des Kirchen- und Pfränden 
vermögend. Außerdem erllärt er, daß der Koribefland des Concordates 
mit dem Landeswohl unvereinbar jei, und beichließt, an das Abgeordnetenhaus 
den Antrag zu ftellen: dasfelbe wolle auß eigener Initiative die Aufhebung 
des Concordats veranlafien. . 
Landtag von Steyermark: Reihsrathsreformfrage: Nah zwei⸗ 
tägiger Debatte, in welcher fi) Rechbauer für ein direft gewähltes Abgeordneten 
haus und flatt des Herrenhauſes für eine Länderfammer, Kaijerfeld dagegen 
gegen die letztere Inſtitution ausſpricht, enticheidet auch der Landtag gegen 
Rechbauer und beichließt folgende Erklärung: „Die gegenwärtige Zuſammen⸗ 
jetung des Reichsſsrathes ift unvereinbar mit den Bedingungen des conftitutionelim 
und parlamentarifchen Syftems und flantsrechtlich bedenklich; der Landtag ſpricht 
ſich daher für die Einführung directer Wahlen in den Reichsrath aus, jo daß auf 
je 50,000 Einwohner Ein Abgeordneter entfalle, von denen ein Drittel un 
mittelbar von den Städten und Märkten, die übrigen aber mit Beibehaltung 
de8 Syſtems der Wahlmänner von der übrigen Bepölferung gewählt werten 
ſollen. Der Landtag erklärt fich ferner für eine höchftens vierjährige Mandats- 
dauer, ſowie dafür, das zur Wählbarkeit die öfterreigifhe Staatsbürgerſchaft 
genüge Für den Fall, dak das Abgeorbnetenhaus die directen Wahlen in 
den Weichörath beichließe, erklärt der Landtag den Paragraph 16 der Landes⸗ 
ordrrung, jo weit er die Entjendung von Abgeoroneten in den Reichsrath be 
trifft, für aufgehoben. Der Landesausſchuß wird beauftragt, diefe Beichlüne 
dem Minifterium zur weiteren Verfügung mitzutheilen.” In der De—⸗ 
batte fpricht fih Kaiſerfeld aufs entichievenfte gegen den Föderalismus 
und dagegen für eine gewifle Gentralifirung mit dem Deuiſchthum als 
Mittelpunft aus: In der beftchenden Berfaffung, fagt er, feien die großen 
Principien des Einheitsftante® und der Föderation in jehr unflarer Meiie 
verquidt. Diefer Tehler im Organismus werde von beiden Parteim cr- 
fannt, die eine wolle ihn aber durch Ausbildung des föderaliftiichen Ele 
ments, d. 5. durch eine weitere Zeriplitterung, die andere durch eine Con⸗ 
centration der Kräfte des Staates bejeitigen. Der Föderalismus fei eine 
Unmöglichkeit, denn er wäre nicht allein der Anfang vom Ende, jondern er 
wäre bereit das Ende „Was mollen die Deutichen in Oeſterreich? Jeder 
Staat erhält dur eine Nationalität ein beſtimmtes Gepräge. Ueberall bat 
fih eine Nation die Oberherrſchaft über die anderen errungen. Das zeigt fi 
namentlih in Rußland, diefem Idol gewiſſer Politiker. Auch in England 
ift dDieß der Fall. Die Deutſchen wollen aljo, daß ihre Sprade die Staat 
ſprache ſei. Kein Staat kann ohne eine ſolche beftehen, nicht einmal das freie 
Amerika. Sie wollen, daß deutihe Sprade und Bildung nirgends ausge 
ſchloſſen werde, weil mit fieben Spraden zu regieren unmöglich if. Weiter 
wollen Sie den ſtaatsrechtlichen Verband zwiſchen allen Deutichen in Weſt⸗Oeſter⸗ 
reich nicht zerriſſen ſehen, nicht von gehäfligen Majoritäten unterbrüdt werben. 
Selbft der Föderalismus ift das Streben, einzelnen Rationalitäten in getwwifien 
Neichstheilen eine Hegemonie zu geben. Was ich bier ausipredhe, iR ein Ratur- 
gejeg für ganz DOefterreich, das mit diefem ftebt und fällt. Man wirft uns 
vor, daß wir über Oeſterreich hinaus bliden; ich aber fage: Heute gibt es 
feine Defterreiher in Defterreih außer den Deutichen. Ber Töberalismus 
fann nicht zur Geltung fommen, weil ihn auch die Ungarn in ihrem eigenen 
Intereſſe nicht wollen dürfen. Er wäre aud für Ungarn der Anfang vom 
Ende.” — In Folge eines Antrags des Frhrn. v. Hammer-Purgftall auf 
gänzliche Aufhebung des Eoncordats wird beicloflen: „Inden ber Land- 
tag jeine Ueberzeugung ausſpricht, daB das mit dem Patente vom 5. Ro» 
vember 1855 als Geſetz kundgemachte Uebereinkommen mit dem heiligen Stuble 
vom 18. Auguſt 1855 (Concordat) mit den unveräußerliden Souveränetätß- 
rechten des Staates unvereinbar und deſſen Rüdwirkung auf das Sand von 





Gekrrieig-Angern. 269 


den nachtheiligſten Folgen it, Rellt der Landtag an die Regierung das Er⸗ 
fuchen, ehemöglichſt den Entwurf eines Geſetzes dem Reichsrathe zur verfaj- 
fungsmäßigen Behandlung vorzulegen, durch welche jene Patent, infofern 
defien Beſtimmungen nicht bereit8 durd) die Staatögrundgejeke und die auf 
verfoflungsmäßigern Wege erlafienen Geſetze aufgehoben find, aufgehoben und 
die in dieſem Patente beriührten Gegenftände, injoweit fie zur flaatlichen 
Gefehgebung gehören, verfafjungsmäßig geregelt werben.” Die Eompetenz des 
Landtages zu dieſem Antrage wird aus der Landesordnung nachgewieſen, 
welche dieſem das Recht zur Aeußerung über die Rückwirkung der Gelege auf 
das Land verleiht. Der Stovenenführer Herman bridt indeß eine Lanze für 
das Eoncordat, bejhuldigt die Deutichen, daß nur fie das Eoncordat angreifen, 
während das politiſch gereiftere Volk der Slaven die richtige Erfenntniß der 
wohlthätigen folgen des Concordats gegenüber der vernichtenden Omnipotenz 
des Staats befiße, und beantragt Uebergang zur Tagesordnung. Nach einer 
glänzenden Antwort Rechbauer's ninmt der Landtag mit allen gegen Herman's 
Stimme, den fogar die beiden anderen im Haufe anmeflenden Slovenen im 
Stiche Taffen, den Ausſchußantrag an. — Gegen den Schluß des Landtags 
verſuchen die jlovenijhen Mitglieder des Landtags, aufgeſtachelt durch die 
Erfolge ihrer Nationalen in rain, aud in Graz eine färoffere Stellung 
einzunehmen: fünf derfelben erflären geradezu, fi an den weiteren Berhands 
ungen nicht mehr betheiligen zu können. Der Landtag erklärt jeboch ohne 
Berzug dieſes Benehmen für Iandesverfaflungs- und gejhäftsorbnungsmwidrig 
und beſchließt demgemäß, diefe Mitglieder aufzufordern, entweder an den Ver» 
bandlungen fofort wieder theilgunehmen oder ihre Mandate nieberzulegen. 


Zandtag von Karntben. Frage der Reihsrathsreform: Der 
Landtag erklärt fih für Einführung directer Reichsrathswahlen, Verdoppelung 
der Zahl der Abgeordneten, Abkürzung der Wahlperiode und Zuſammenſetzung 
de8 Herrenhaufes durch Abgeordnete der Landtage. — Frage einer Res 
form der Landesverfafjung: es wird befchloffen, die Regierung zu er- 
ſuchen, eine Reform der Landesordnung und der Landeswahlorbnung im 
Sinne ausgedehnterer activer und pafliver Wahlfähigkeit und mit Bejeitigung 
des Gruppenſyſtems vorzubereiten. 


Der Landtag von Krain erklärt fih für die Gleichberechtigung der flo» 
venifden Sprade in den Gymnaſien und für die Errichtung einer ſloveniſchen 
Rehtsacademie in Laibach, ſowie, gegen den Widerſpruch des Negierungsver- 
treter8, für obligatorifche (ftatt der bisherigen freimilligen) Ginführung der 
ſloveniſchen Sprade in der Volksſchule und in allen Aemtern der Regierung. 
Der zu Vorſchlägen über eine Revifion der Staatsgrundgeſetze gewählte Ausſchuß 
beantragt die Abänderung der Berfafjung im Sinne einer erweiterten 
Zänderautonomie; Yuftiz, Cultus, Unterricht und die ganze Landesverwaltung 
jollen aus der Gompetenz des Reichſsrathes ausgefdhieden werden und den Lande 
tagen zufallen, die Länder follen Gruppen nah Maßgabe des hiftorifchen 
Rechtes, der Volksabſitammung und materieller oder finanzieller Verhältniſſe 
bilden. Die Regierung kommt einem diefen Vorſchlägen entſprechenden Bes 

luſſe und den dafür bereits in Ausficht genommenen Demonftrationen ſlove⸗ 
niſcher Maſſen nur dadurch zuvor, daß fie den Lanbesftatthalter telegraphiſch 
anweiſt, die Sefſion unverzüglich zu jchließen, was am 22. Oct. geichieht. 

Der Landtag von Salzburg erklärt fih in der Reihsrathsreform- 
frage mit großer Majorität für die Einführung directer Wahlen zum Reichs- 
rath unter Beibehaltung der beftehenden nterefiengruppen aus, für Vermeh⸗ 
rung der Abgeorbnetenzahl auf dad Doppelte, für eine vierjährine Mandats⸗ 
dauer, geheime Abftimmung und Ausdehnung der pafliven Wahlfähigteit auf 
alle in einem der Länder der dieſſeitigen Reichs hälfte Wahlberechtigten und 
erHlärt für den all der Einführung directer Wahlen alle entgegenſtehenden 
Beftimmungen der Vandesorbnung für aufgehoben, 
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Der Landtag von Vorarlberg erklärt ſich in der Reichsraths⸗ 
reformfrage für diejelbe mit Beibehaltung der Gruppen und Wblürzun; 


der Mandatsdauer und nimmt die Vorlage der Regierung bez. Boll: 
ſchulg eſetz ohue weientlide Modificationen an. 

Kandtag von Tyrol: Frage der Neihsratbsreform: Der Aus 
ſchuß bringt ein Majoritäts- und ein Minoritätsvotum ein. Der Beride 
erftatter der Mehrheit, Frhr. v. Giovanelli, ftellt den Antrag: daß Über dieie 
Trage zur Tagesordnung übergegangen werde, weil durd die neuen Reh 
rathswahlen die ftaatsrechtlihe Vedeutung und Exiſtenz Tyrols verlegt, un: 
das Land in feinen vorzüglichiten politiicden Rechten geſchädigt werde. Der 


Berichterftatter der Minderheit, Dr. Harum, ftellt den Antrag: der Landic; 


möge fi für die Herbeiführung der directen Wahl der Reihärathsahgerr> 
in dem Sinn ausjprechen, daß dieje nicht vom Landtag gewählt werden. Nech 
einer langen Debatte, an welcher fi die tüchtigſten Redner beider Parteien 
betheifigen, wird bei namentlicher Abſtimmung der Antrag der Minderheit 
mit 33 (clerienlen) gegen 21 (liberale) Stimmen abgelehnt und dagegen be 
Majoritätsantrag angenommen. — Shulauffihtsgeieh: Da das im 


vorigen Jahr von der clericalen Mehrheit beſchloſſene Beleg vom Kaifer nicht 


beftätigt worden war, fo bringt die Regierung die Borlage nochmals ein. 
Der Landtag beihließt, die Regierungsvorlage diegmal zwar zu acceptiren, 
aber daran zwei Bedingungen zu Inüpfen, nämlich, daß die drei Landes 
biihdfe (von Salzburg, Briren und Trimt) im Landesſchulrathe Über die 
Einführung der Schulbücher zu entſcheiden haben und außerdem bez. der Anftel- 








lung jener Lehrer, deren „religiödsfittliches Verhalten ihrer Anſchauung nad | 


nicht correct ift”, ein Veto erhalten. Da die Regierung auf dieſe Bedingun⸗ 
gen, welche zu der Abſicht der Vorlage, die Volksſchule von clericaler Bevor⸗ 
mundung zu emancipiren, in directem Gegenſatze fteht, natürlich nicht eingehen 
wird, jo fann auch diejes Geſetz als abgelehnt betrachtet werten. Ueber da3 
Volksſchulgeſetz (be3. Regelung der Errichtung, der Erhaltung und des 


Beſuchs der Volksſchulen) wird nad dem Antrage des Ausihufies einfah zur 
Tagesordnung gejchritten. — Die Geſetzesvorlage bez. der Kandespverther | 


digung ruft eine bejonders erregte Debatte hervor. Tyrol genießt nämlich 
von der neuen Wehrorganifation bedeutende Ausnahmen in Bezug auf du 
allgemeine Wehrpfliht und die Landwehr, inden e3 nur ein SLaijerjäger- 
Regiment ftellt und nur einen Landſturm bejist. Es handelte ih nun um 
die Feitftelung einer ausnahmsweiſen Tienjtleiftung der nicht in das Kaijer- 
jäger-Regiment eingercihten Landesihügen außerhalb des Landes (Tyrols,, 
wenn diejes jelbit in keiner Weiſe bedroht if. Die Regierung will in dieiem 
Tal die Landesſchützen durch Deeret des Kaiſers virwenden können. Vie cl» 
ricale Majorität beantragt indeß die fragliche Verwendung der Landesſjchützen 
„nur nach vorhergegangener Zuftimmung des Landtags zuzugeftehen“, die libe⸗ 
tale Minorität, daß im fraglichen Yalle ein Theil der Landesihüten, höchſtens 
bis zur Hälfte, ausnahmsweiſe und auf befonderen Aufruf des Kaiſers außer: 
halb des Landes verwendet werden koͤnne. Der Führer der Liberalen, Prof. 
Darum, betont, daß der Landtag dur Ablehnung der nur billigen Border 
rung der Regierung Gefahr laufe, feine bisherige ausnahmsweile Begünfti- 
gung mit Recht zu verlieren, da vom Rechtsſtandpunkte nichts entgegenflehe, 
wenn die Regierung das auf Tyrol nad feiner Bevölkerungszahl entfallende 
volle Eontingent fordere, d. h. 21,000 Mann ftatt der bisherigen blog 
10,000 Raiferjägern. Der Statthalter v. Lafjer erllärt: Wenn Oefterreich fällt. 
fallt auch Tyrol; die faiferl. Regierung habe alles zugeftanden, was fie, ohne 
die Pflichten gegen das Neih und die ührigen Provinzen zu verlegen, habe 
zugeftehen können. Wenn nun diefes MWohlwollen nit mit Tank, jontern 
mit Zurüdweifung der billigften Anforderungen beantwortet werde, jo ſei die 
ein Beweis, tie meit die übrigen Kronländer auf Tyrol rechnen können. Tie 
Regierung müſſe in der Haltung der Majorität eine Herausforderung er⸗ 
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bliden. Die Untwort werde fie nicht ſchuldig bleiben; fie werde wohl Mittel 
finden, die Wehrkraft des Landes Tyrol für das Rei heranzuziehen. Bei 
namentlicer Abfimmung wird die Vorlage der Regierung jedoch trokdem 
abgelehnt und der clericale Antrag mit 31 gegen 21 Stimmen zum Beſchluß 
erhoben. — Das Haupigewidt der Thätigfeit des Landtags fällt auf den 
Berſuch der clericalen Majorität, fi von der Dezemberverfalffung geradezu 
Iosjufagen und gegen diefelbe eine ähnliche Stellung wie die czechiſchen Decla- 
ranten Böhmens und Mährens einzunehmen. Zu diefem Zwede wird bald 
nad Eröffnung des Landtags der Antrag eingebracht, „ein Gomits von 
5 Mitgliedern aus dem Haufe zu wählen, welches, mit Rüdfidht auf die bes 
reits im Jahr 1867 an den Kaiſer gerichtete Adreſſe und die in derfelben be⸗ 
zeichnete Verwahrung der Landesrechte, die Stellung des Landes gegenüber 
den feither erichienenen Gejegen zu prüfen und die zur Erhaltung der provin⸗ 
zielen Selbftändigleit geeigneten Maßregeln zu beantragen habe." Die cleri» 
cale Mehrheit genehmigt jofort den Autrag und beitellt das Comité, mit voll 
Rändigem Ausſchluß der Minderheit, aus lauter Glericalen, worunter auch 
P. Greuter. Diefes Eomits bringt nun den Antrag auf Erlaß einer De⸗ 
claration ein, welche wörtlich aljo lautet: 1) Die Berfafiungsgefege vom 
21. Degember 1867 find unvereinbarli mit dem Öffentlichen Rechte und ber 
Raatsrechtlihen Stellung Tyrols und führen in ihrer weiteren Entwidlung 
zur Vernichtung der politiichen Eriftenz des Landes; 2) der Landtag Tpricht 
feine Ueberzeugung aus, daß der Reichsrath nicht berechtigt if, über die Lan⸗ 
desrechte Tyrols, über jeine Stellung zur Gelammtmonardie, über feine 
Selbfländigkeit und ſtaatsrechtliche Bedeutung ohne Zufiimmung des Landes 
endgiltig zu entſcheiden; 3) der Landtag bat in der an Se. Majeftlät am 
1. März 1867 gerichteten Adreſſe die Verwahrung der Landesrechte aus» 
geſprochen und wiederholt heute diefe Berwahrung gegen die feither erſchienenen 
Geſetze und will die öffentlichen Gerechtſame Tyrols als eich jelbftändigen 
Teiles der Geſammtmonarchie aufrecht erhalten willen; 4) der Landtag, in 
Unterordnung unter den Landesfürften und den Kaiſer, nimmt das Recht der 
Geſetzgebung in allen Angelegenheiten in Aniprud, deren gemeinfame Behand» 
lung zur Erhaltung und Förderung der Einheit und Macht der Geſammt⸗ 
monardie nicht nothmendig ift; 5) daß Land Tyrol fordert insbelondere als 
fein Recht, daß die Geſetze in Schul- und Eheſachen mit den Gefeken der ka⸗ 
tholiichen Kirche nicht in Widerſpruch ſeien; 6) Tyrol ift bereit, zur Regelung 
der ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der Monardie auf Grundlage des mit kaiſer⸗ 
lichem Diplom vom 20. October 1860 erlaflenen Staatsgrundgeſetzes mitiels 
gemeinfamer Beratung mitzuwirken.” Der Antrag führt zu einer äußerft 
higigen Debatte. Der Statthalter Lafer weiſt die Unfehlbarkeit des jeder 
pofitiven und rechtlichen Grundlage entbehrenden Antrags, den er als form» 
und gegenftand8los bezeichnet, in eindringlicher Rede nad. Da die Annahme 
defielben feiten® der clericalen Yandtagsmehrheit jedoch von vorneherein nicht 
zweifelhaft ift, jo fordert er vor der Abftimmung den Landeshauptmann auf, 
den Landiag im Ramen St. Majeftät zu ſchließen, „um der Agitation nach 
außen hin durch einen Beſchluß im Sinne des Antrags nicht einen weiteren 
Anhaltspunkt zu geben”. (29. Oct.) 

Landtag won Wöhmen: Der Statthaltereileiter FMEL. v. Koller eröffnet 
den Landtag am 80. Sept., das Feſthalten an der Verfafſung betonend. 
Sämmtlidhe czechiſche Abgeordnete, ſowie die Bilchdfe fehlen, der Erzbiſchof 
hot e8 auch abgelehnt, die üblihe Meſſe zu leſen. Der Landtag if wie Schon 
voriges Jahr auch ohne die Ezechen beichlukfähig. Die nicht erichienenen czechie 
chen Decloranten (e8 find deren dieſes Jahr 84, im vorigen Jahr waren 
ihrer nur 71) werden ihrer Mandate für verluftig erflärt (28. Od.) — 
Bezuglich der Neihsrathswahlreform wird (37. Och.) mit allen gegen 
4 Stimmen (von denen aber 3 ſich für eine noch weiter gehende Reform er» 
Härten) beilofien: „Der VLandiag empfiehlt der Regierung, im berfaffungs- 
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mäßigen Wege dahin zu wirken, daß die Mitglieder des Abgeorbnnetenhani: 
unmittelbar dur die Landtagswahlberechtigten der Gruppen, jebod un: 
Aufredythaltung des Syſtems der Wahlmänner für die Landgemeinden ge 
wählt, die Zahl dieſer Abgeordneten für jede der Gruppen verdoppelt, die arf 
die einzelnen Gruppen der Stadt und Landbezirke entfallende verdoppelte Zch: 
der Abgeordneten auf Kleinere, innerhalb diefer Gruppen zu bildende Wahl⸗ 
bezirfe zwedimäßig vertheilt werde und daß bei den unmittelbaren Rat! 
für den Reichſsrath die geheime Abflimmung dur Stimmzettel Plah greift. 
Der Landtag eradtet es für zweckmäßig, die jetzt auf ſechs Jahre Feftgeftelte 
Mandatsdauer der Abgeordneten beizubehalten.” Drei Tage fpäter (30. Da.) 
bejhließt der Landtag auf den Antrag des Führers der Berfaffungspartei 
Dr. Schmeykal eine Adreſſe an den Kaifer, melde die fegensreide Ei 
wirkung der neuen StaatSgrundgejete, die der Landtag als Bürgichaft für 
den Beftand und die Machtſtellung des Reichs aufgefakt habe, betont, und 
dann, auf das ablehnende Berhalten der czechiſchen Bevölkerung des König» 
reih8 gegenüber der neuen Ordnung übergehend, wie folgt fortfährt: „er 
augenſcheinlich günftigen, die fchönfte Zukunft der Kraft und Macht des Gan- 
zen und feiner Theile verheikenden Geftaltung der dffentliden Verhältnife 
gegenüber müſſen wir mit aufridgtigem Schmerze den grundſätzlichen Zwieſrolt 
der Meinungen beklagen, welcher, hervorgerufen dur eine vom giltigen Ge 
fee abweichende Auffafiung der rechtlichen Stellung de3 Königreihes Böhmen 
zum Reiche und geſchärft durch die verſchiedene Stammesart, im Lande beficht. 
Wir beflagen dieſen Zwieſpalt un fo tiefer, als die Anhänger jener Auffai- 
ung, melde für das Königreih Böhmen ein befonderes Staatsrecht und als 
deilen Folge ein der Stellung Ungarns gleiches Maß von Eelbftändigfeit in 
Anipruch nimmt, fi von den beftehenden Staatsgrundgefchen abwenden, gegen 
diefelben und ihre Gonjequenzen anfämpfen und ihre Theilnahme an grund 
geſetzlich gewährleiſteten öffentlihen Thätigkeiten, inSbejondere der Reichs⸗ und 
Zandesvertretung, verfagen. Der Landtag des Königreihs aber, feithaltend 
an dem allein geltenden Rechte und an der durd die pragmatiide Sanction 
befiegelten und über allen Wechjel der Zufälligkeiten und Meinungen geftellten 
Untrennbarkeit Oefterreihs, vermag weder in den früheren Landeordnungen 
und Privilegien, no in dem Batente vom 8. April 1848 die Begründung 
eines giltigen Staatsrechtes des ſönigreichs Böhmen und die Berechtigung zu 
einer Sonderftellung defjelben gegenüber dem Reiche außerhalb des Rahmens 
der beftehenden Verfaffung zu erblicken. ... Allein auch abgefehen vom mans 
gelnden Rechte, fönnen wir uns der Bejorgnik vor jenen ernſten Rachtheilen 
und Gefahren nicht verfchliehen, welche eine fogenannte ſtaatsrechtliche Sonde 
rung Böhmens für das Neih und für Böhmen unabwendbar im Gefolge 
haben müßte. An die Stelle der Einheit und Macht des Reiches, welche der 
Zandtag ſtets als Bedingungen des Gedeihens von Böhmen anerlannte, mükte 
mit jener politif hen Sonderung ein Zuftand der Zerflüftung und Schwäche 
treten, welcher um fo gefährlicher fich ermeifen würde, als mit ihm zugleich 
die Verrüdung der jeßt ermöglichten gleichberedtigten Stellung beider Bolts- 
ftämme deß Landes eintreten würde. Der Landtag erkennt es daher für jeine 
Pflicht, vor den Stufen des Throns audzufprechen, daß er an den Staatsgrund⸗ 
gelegen al8 den allein giltigen Grundfeften des öffentlichen Rechtes des Reiches 
und des Königreiches Böhmen feithalten und unverbrüchlich feithalten werde. 
An diefer Meberzeugung hoffen wir zuverfichtlih, daß, was immer dieſes bes 
flehende Verfaffungsrecht gefährden oder mindern könnte, von Eurer WMajeftät 
nicht werde zugelaffen werden. Auf dem Rechtsboden unferer Berfafiun: 
allein, welche allen Nationalitäten Oeſterreichs eine gleich freie Stätte bietet, 
innerhalb derjelben und in ihrem Geifte vermögen wir nur die Beilegung des 
berrichenden Widerftreiteß der Meinungen zu ſuchen und in gerechter, dauern- 
der Weile zu finden.” Der Landtag wird hierauf geichlofien. 

RZandtag von Mähren: Auch hier find die czechiſchen Declaranten nicht 
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im Sandtage erſchienen und werben deßhalb gleich wie in Böhmen ihrer 
Mandate für verluftig erllärt. Der Landtag Ipricht fih bez. der Reichs⸗ 
rathsreform für eine directe Wahl des Reichſsraihs und fiir Vermehrung 
der Abgeorbnetengahl aus und genehmigt die ihm von der Regierung vor- 
gelegten Schulgefegentwürfe, indem er dem Neligionslehrer eine Virilſtimme 
im Oberſchulrath einräumt, jedoch nur nach vorheriger Beeidigung auf die 
Staatögrundgejeke. | 

Der Landtag von Schleften erflärt fi bez. der Reichſrathswahl⸗ 
reform für directe Wahlen und für Vermehrung der AUbgeorbnetenzahl, jedoch 
unter Beibehaltung des Gruppenſyſtemz. Das Vollsſchulg eſetz wird nad 
der Borlage angenommen und dabei ein Antrag auf Aufhebung des Schul⸗ 
geldes abgelehnt. 

Landtag von Galizien: Derfelbe erregt unter allen Landtagen das 
größte Interefie, da die von demfelben am 24. Sept. v. J. beichoffene, vom 
Neichsrath nicht zurückgewieſene, aber unerledigt gelaffene Rejolution von 
den jämmtligen unzufrienenen Nationalitäten Oeſterreichs als der Bahnbrecher 
für die Befrierigung ihrer Wunſche und die Ginführung des Föderalismus 
betrachtet wird. Bon vorneherein laſſen ſich im Landtage — abgejehen von 
der rutheniſchen Fraction — drei Parteien unterfcheiden, die entſchieden demo⸗ 
kratiſche unter Smolla, die jog. Refolutioniftenpartei, der ſich alle entſchieden 
ariftofratiichen Elemente angeſchloſſen haben, unter Zybliekiewicz und Anderen, 
und endlid die gemäßigte der Regierung am nädhften ftehende unter Ziemial⸗ 
kowsti; die Rejolutioniftenpartei ift die zahlreichfte, befiat jedoch nur in Ber 
bindung mit irgend einer der anderen die Majorität. Raum ift der Landtag 
zujammengetreten, jo fell! Smolla den föberaliftiicden Antrag, den Reichsrath 
nicht weiter zu beſchicken. Der Antrag wird indeß abgelehnt, doch erringen 
die ſog. Refolutioniften in Berbindung mit der Partei der Gemäßigten den 
Sieg nur mit 57 gegen 54 Stimmen. Blei darauf trifft jedoch die Partei 
der Bemäßigten ein harter Schlag, indem es Smolka und den Demofraten 
gelingt, die Wiederwahl ihres Führers Ziemialkowsli's und mehrerer feiner 
Anhaänger, die ihre Mandate niedergelegt hatten, um fi freiwillig einer Neu⸗ 
wahl zu unterziehen, in Lemberg zu vereiteln. Darauf jchlägt der Landtags⸗ 
ausihuß vor, die Erneuerung der vorjährigen Nejolution zu beichließen und 
zugleih eine Adrefile an die Krone zu richten, deren Schwerpunft in dem 
Baflus gipfelt: daß, „wie die Polen fi bis jekt von feiner Form des conſti⸗ 
tutionellen Lebens in Defterreih ausgeſchloſſen hatten, fie fich auch gegenwärtig 
von demjelben nicht ausichließen werben, in der Hoffnung bezüglich der weſent⸗ 
lichſten Bebürfniffe ihres Landes vor Teinem unveränderlichen und abgeſchloſſe⸗ 
nen Geſetzbuch zu fliehen.” Es follte dieß eine ſchwache Andeutung der joge- 
nannten bedingten Reichsrathsbeſchickung fein, d. h. lediglich um die Refolution 
im Reichßrath durchzuſehen und denfelben jofort zu verlaſſen, wenn dieß nicht 
möglich fein jollte. Die Debatte dauert vier volle Tage. Die Regierung übt 
dabei zu Bunften gemäßigter Beſchlüſſe einen gewifien Drud aus, indem fie 
deutli zu verfiehen gibt, daß fie für den Fall rein föderaler Beſchlüfſe den 
Landtag auflöfen und directe Wahlen anorunen würde. Auch Graf Wodzizki 
warnt vor der Provocirung direeter Wahlen, fpricht aber fon für einen 
Durch partielle Compromiſſe mit den einzelnen Ländern berzuftellenden Foͤdera⸗ 
Iismuß, den er auch in der Worefie zum Ausdruck zu bringen beantragt. 
Trotz der Unterflügung der gefammten hohen Ariftofratie: der Fürften Sapieha, 
Sanguszlo und Czartoryski, der Grafen Boslonsti und Tarnowski, die fich 
fanımtlih zum Föderalismus belennen — au Zybliekiewiez jagt unter großer 
Smiation, er ſei Föderaliſt — wird das Amendement Wodzizki's dennoch 
verworfen. Die gemäßigtere Anficht fiegt, und Eommilfionsantrag und Adreſſe 
werben unverändert angenommen; nur ein ſcharfer Paſſus gegen den Gentra- 
Iismus, „der, wie ſchon oft, aud jegt wieder das Reich immer mehr zerrüttel, 
anftatt es zu confolibiren“, wird als vom Ausſchuß felbft beantragt in bie 
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Adreſſe eingefügt. Trotzdem iſt aber die Beſchikung des Reichſtraths dere 
Galizien noch nicht geſichert. Von den 38 Reichbrathsabgg. desfelben be 
17 ihre Demiffion eingegeben, um den Landtag in dieſer Frage vöollig ireꝛ 
Sand zu lafien. Der Landtag weigert fi au der Wahl nidht, aber ie-- 
nad den erften Wahlen erklären die Gemwählten, die Wahl ihrerſeits nicht c- 
nehmen zu lönnen. Erſt da der Statihaltereileiter v. Poffinger Denfelben r-: 
den Führern der verſchiedenen Parteien nochmals auf's entidiedenfle «r!.:- 
die Regierung würde, wenn die Reichſsrathswahlen nit zu Etante lür- 
keinen Augenblid oanftehen, den Landtag aufzulöfen und birecte Wahlen ar:.- 
ordnen, befinnen fi die Gewählten eineß andern und nehmen |hlicklid :: 
Wahl doch an, worauf denn aud die übrigen Wohlen ohne Widerftand ec. 
gen. — Bon weſentlicher Bedeutung ift die während al’ dieſer Berhantler:r 
zu Tage getretene Veränderung in der Stellung der Ruthenen, die, fre*r 
entichiedene Anhänger der Regierung gegen die Polen, fih nunmehr dire 
zu nähern ſuchen. Dieſelben tragen auf Gleichberechtigung der rutbeniicn 
Sprade an und ihr Führer erllärt bei diefer Gelegenheit jehr beftimrt' 
„Rah außen ſolle der Unterſchied der Nationalität gar nıdyt bervortretc. 
Das jolivariihe Auftreten aller Galizier im Weichsrathe werde neben tem 
gleichen Auftreten der Ezechen, Mähren, Tproler und Elovenen gewiß we 
dazu beitragen, daß Oeſterreich von feiner bisherigen deutihen Politil abetde 
und eine Öfterreihifäje Politik treibe, weldde nicht das Wohl eines Stamrıc. 
fondern der ganzen Monarchie bezwede.* Die Polen gehen unter dien Ur- 
ftänden auf den Antrag ein und es wird beichloffen, einen Rationa litätenau!- 
ſchuß behufs Befriedigung der Ruthenen niederzujegen (der freilich bis zur 
Schluß des Landtags und auch jpäter bis Ende des Jahres fi zu beffimmtr 
Anträgen im Sinne der Ruthenen zu vereinigen mit vermodt hat). — 
Während der Landtagsfeifion kommt ein Schreiben ber Statthalterei zur Ver⸗ 
leſung, wonach das im vorigen Sabre beſchloſſene Geſeg wegen Einführun 
der polniſchen Sprade an den Univerfitäten in Lemberg und Krakea⸗ 
nicht Janctionirt worden ift, weil dasfelbe die Gompetenz des Landtages üfe- 
ſchreite. Jedoch gibt diefes Schreiben zugleich die Zufidderung, dab die Rezie⸗ 
rung beſchloſſen habe, die Univerfität Krakau volltändig zu polonifiren ur: 
an der Univerfität Lemberg neben ben deutſchen auch polniſche und rutheniide 
Vorträge halten zu laffen, und daher die eingeführten Lehrflühle dieſer Ar 
zu vermehren und zu ftabilifiren. 

Der Landtag der Bukowing erflärt bez. der Neihsratbsreform 
frage die directen Wahlen zum Reichſrath für unnöthig und unzwedimäf::, 
ſpricht fih dagegen für Verdoppelung der Abgeordnetenzahl, Wahl derſelter 
aus den ganzen Landtagen (ohne —— und dreijährige Mandat⸗ 
dauer aus. Auf eine Berathung des Boltsihulgejeges läbt ſich der 
Landtag nicht ein, bevor die rechtliche und finanzielle Stellung der griech 
orientalifchen Kirche zu den Schulen geregelt ſei. Endli wird troß entidir 
dener Einſprache des Landespräfidenten die Gleichſtellung der deutichen und ber 
rumäniſchen Sprade für die Landtagsverhandlungen beichlofien. 

Der Landtag von Goͤrz erklärt fih bez. der Reihsratbsreform 
gegen directe Wahlen und beichließt bezüglich feiner eigenen Verhandlunger 
die Gleichſtellung der italieniihen und jlonenifhen Sprade, jo daß jeder 
Redner nach freier Wahl fich diefer oder jener Sprache bebienen darf; vie 
Randtagsprotofolle jollen in beiden Spraden geführt werben. 

Ser Randtag von Trieſt beichliekt, in der Reihsrathsreform 
frage dem Ausſchußantrag gemäß, die Wiederholung feiner Ion im Bor 
jahre ausgeſprochenen Wunſche: Ausführung der Grundrechte, Abſchaffung ver 
widerjprechdenden früheren Gelege und Berorbnungen, Einführung der italieni- 
ſchen Sprade als ausſchließlicher Amtsſprache. Beſetzung der Aemter mit 
Nationalen, Einführung eines durchaus öͤffentlichen und mündlichen Gerichts 
verfahrens, Aufhebung des Concordates und Einleitung einer Verhandlung, 
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woburd die Berfaffungsgefehe einverflännli mit der Vertretung von Trieſt 
in Einklang mit den biftoriihen Rechten der Stadt gebracht werden ſollen. 
Außerdem fordert der Landtag einftimmig die Regierung auf, ein Geſetz ein» 
zubringen, wodurch ſämmtliche Klöfter für Möndde und Rommen aufgehoben 
und ihre Güter zu Gunſten der Unterrichts- und Wohlthätigkeitsanftalten des 
betreffenden Kronlandes eingezogen werden. Weiter ſpricht ſich der Landtag 
zwar für eine Berboppelung der Zahl der Neichßrathßabgeordneten und Ber- 
fürzung ihrer Funktionsdauer, aber gegen directe Wahlen zum Reichsrath 
aus, da diefer Wahlmodus die im Gctoberbiplom Tiegenden autonomen 
Nechte gänzlich vernichten und die Verfafſung untergraben werde; die Ein» 
führung directer Wahlen fei lediglich ein Beitreben der Deutichen, welche durch 
diejelbe ihre Hegemonie in Cisleithanien beizubehalten und noch zu verflärten 
gedäditen. 

Der Landtag von Dalmatien beſchließt, bevor er in die michtigeren 
Fragen auch nur eingetreten if, fih im Folge der Inſurrektion in Gattaro, 
und mit Rüdfiht auf die „drohende Haltung der nationalen Minorität“, 
ſelber zu vertagen. 


Nov. (Defterreih: Dalmatien). General NAuersperg unternimmt 


einen combinirten Angriff auf die Crivoscie. 

„ODeſterreich: Dalmatien). Der Angriff auf bie Crivoscie ift 
gefcheitert, die Truppen müfjen fi wieber zurüdziehen und für ben 
Winter alle Operationen eingeftellt werben. 

„ (Defterreih: Galizien). Die Unterfuhung gegen bie Vor⸗ 
fteherin des Carmeliterinnen⸗Kloſters in Krakau wegen ber Behand: 
lung ber Barbara Ubryk wirb eingeftellt. 


„ (Ungarn). Landtag. Das Unterhaus nimmt auch das britte 
ber ihm vorgelegten Juſtizgeſetze an. 

„ (Deflerreid: Dalmatien). F. M.L. Rodich, ein geborner Eroate, 
wirb anftatt bes Gen. Auersperg zum Commandanien ber Streit: 
kräfte gegen bie Inſurgenten ernannt. 

„ODeſterreich). Tas Reichsgericht hat ſich conftituirt und fällt 
fein erftes Urtbeil. Biſchof Rudigier von Linz recurrirt an basjelbe 
wegen bes ihm entzogenen Genuſſes ber beiden Religionsfondsgüter 
und entſchließt fi, vorerfi nit zum Concil nah Rom zu geben, 
um biefe Angelegenheit zu betreiben. 

„ (Defterreid: Böhmen). Mehr ale 200 Vertreter Feiner 
beutiher Städte und Landgemeinden erlaflen Auftimmungsabrefien 
zu ber Adreſſe des böhmiihen Lanbtage. Bei ben Gemeinberathe: 
wahlen in Prag erleiten bie Deutfchen eine totale Nieberlage. 


„ (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Die Regierung legt demjelben 
ben Entwurf eines Geſetzes „über bie freie Ausübung der Religion 
und die Gleichberechtigung der Confejfionen* vor. 

Dasselbe regelt im Weſentlichen folaende Punkte: 1) Jedermann kann 
feinen Glauben frei befennen und demſelben, unter Beobachtung der Landes» 
geſetze, äußerlih Ausprud geben. Niemand darf daber an der Ausübung 
einer religidjen Handlung, melde keinem Gejege widerſpricht, gehindert werden, 
nod zur Ausübung einer Handlung gezwungen werden, welche feinem Glauben 
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widerſtreitet. 2) Die Ausubung der politiſchen und bürgerlichen Nechte if vo 
dem Glaubensbekenniniß unabhängig. 3) Die Religion kann Riemanden ku 
bürgerlichen Pflichten oder der Gompetenz der bürgerlichen Gerichte enthete 
4) Die Velenner einer Religion Tonnen ſich zu einer religiöfen Gorporat= 
oder Kirche vereinigen und ıhre Kirchenautonomie leiten. 5) Wahrung ke 
Oberauffiäht des Staates in Bezug der Kirchen. 6) Die Kirchen find gleich 
Rellt unter einander und in ihren Berhältnifien zum Staate. 7) Freier Uebe⸗ 
tritt. 8) Facultative Eivilehe, in Bezug auf welche ein Specialgefeg in Ausi= 
geftellt wird. 9) Verfügung liber die Religion der Kinder: die Knaben folsr 
der Religion des Vaters, die Töchter der der Mutter. 10) Einführung te 
Gipilftandsregifter neben der kirchlichen Matrifel. 11) Eivil-Friedhöfe nee 
denen der Confeſſionen. 


— Nov. Gegen 30 ber bebeutenbiten Communen ber Militärgrenze pre 


1. Dec. Da bie beabfichtigte Zufammenktunft des Kaiſers bei Gelesen: 


teſtiren gegen bie beabfichtigte ſtückweiſe Auflöfung berfelben, reir. 


gegen bie von ihnen gefürdtete Magyarifirung. 


beit feiner Ruckkehyr aus dem Orient mit bem König von Stalien 
durch bie Krankheit bes letzteren vereitelt worben ift, geht ber Reihe: 
Tanzler Graf Beuft zur Begrüßung bes Könige nad Florenz. 


„» (Defterreid). Die Frage einer Reviſion ber December: 
Berfaffung im Sinne größerer Autonomie ber einzelnen Kronländer 
reſp. in entſchieden föberaliftifcher Richtung tritt immer mehr in ven 
Vordergrund. Dr. X. Fiſchhof veröffentlicht feine ſchon feit Längerer 
Zeit angekündigte Stubie „Defterreih und bie Bürgihaften feine 
Beſtandes“. 

Fiſchhof iſt Foderaliſt und gibt fein Glaubensbekenntniß in folgende 
Worten: „Defterreih, wo kein Bollsfamm mädtig genug ift, um die andern 
zu unterwerfen und dem Stante fein nationales Gepräge aufzubräden, we 
vielmehr die Völker einander das Gleichgewicht halten und jedes derfelben cm 
wichtiger Factor des öffentlichen Lebens ift — dieſes Deflerreih wird burd 
fein eigenftes Intereſſe darauf hingewieſen, allen Nationalitäten gleich gerech 
zu fein.” Fiſchhof ſpricht fich für eine bundesſtaatliche Conſtituirung Oeſter⸗ 
reichs aus, gleich der der Schweiz und Nordamerika's. Er empfiehlt ferner 
die Zufammenberufung eineß Gentral-Porlaments, die Errichtung einer Central⸗ 
Executive, jedod unter Beibehaltung einer voliftändigen, dem Nationalbewuft- 
ein entſprechenden Autonomie der Provinzen. Schließlich fordert er Die dent- 
hen Defterreicher auf, die Jnitiative zu einer ſolchen Berftändigung zu er 
greifen. — Das Materielle des von ihn aufgeftellten Reformplans Takt ſich 
dahin zufammenfaflen, dag Fiſchhof, in Erwägung, daß die Gemeinde dir 
Wurzel des Staats ift, den Rationalitätenftaat auf die mit erweitertem Mad 
Treife verjehene und vor allem national möglichſt zu arrondirenden Beziris 
gemeinde bafict, die allerdings wieder, wenn nöthig, zur leichteren Manipu⸗ 
Iirung der überwielenen Ugenven, mehrere Ortsgemeinden in ſich faflen Lanz. 
Zunähft der Bezirksgemeinde ftehen die Landtage, mit zumeifi nad) Analogie 
der Kremfierer Berfafiung erweiterter Gompetenziphäre. Diefe hätten in Iprad- 
lich gemifchten Ländern wohl gemeinfam au berathen; jedoch gejondert in na⸗ 
tionalen Eurien zu flimmen, fo daß nur jene Gejege als janctionirt zu betrachten 
wären, für melde die Mehrheit in jeder Eurie geflimmt hat. Das Unter 
Haus des Reichsraths recrutirt fih aus allgemeinen, directen Voltswahlen, 
das Oberhaus wird als Zänderfammer fupponirt, ebenfalls analog den Srem- 
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fierer Entwurf, Was nun die —— dieſes ſtaatrechtlichen Projerts 
betrifft, jo meint Fiſchhof, daß ber Ausgleich vorerſt auf außerparlamenta- 
riſchem Wege, in einer freien Gonferenz der hervorragenden Männer beider 


2. Dec. (Ungarn). Banbtag, Unterhaus: Fünftägige Debatte über ben 


4. 


6. 


10. 


11. 


13. 


Staatsrechnungshof. Sieg Lonyay's. 
„Der Kaiſer trifft von feiner Orientreiſe wieder in Trieſt ein 
unb bort mit ber Kaiferin zufammen. Die Kaijerin gebt von ba 
nah Rom zum Wochenbett ihrer Echweiter, ber Ex⸗-Königin von 
Menpel, der Kaifer wieder nah Wien. 
„ (Ungarn). Landtag. Das Unterhaus befchlicht einftimmig bie 
Abſchaffung des Zeitungsſtempels unb verwirft bie vorgeichlagene 
Inſeratenſteuer. 
„ (Defterreid). Es finden täglich Minifterratbsfigungen unter 
bem Borfibe bes Kailers ftatt, um bie Thronrebe fir bie bevor: 
ftebende Eröffnung bes Reichsraths feftzufeßen. Zwiſchen ben Mi: 
nijtern ift eine tiefe Epaltung über bie Frage eines Ausgleichs mit 
ben Polen, Czechen zc. refp. über bie Frage einer Reviſion ber Der: 
faffung und über bie Frage birecter Wahlen für den Reichsrath 
eingetreten. Auf ber einen Eeite ſtehen bie Minifter Giskra, Herbft, 
Hasner, Breitel und Plener, auf ber andern bie Minifter Taaffe, 
Berger und Potozli. Die Thronrede kommt ſchließlich durch Com⸗ 
promiß zu Stande, indem bie entſcheidenden Fragen vorerſt in sus- 
penso bleiben. 
„ (Defterreid). Eröffnungsfißung beiber Häufer bes Reiche: 
raths. Im Herrenhaufe bezeichnet der Präfident Fürft Carlos Auers⸗ 
perg in feiner Eröfinungsrebe den Schutz ber Berfaflung als bie 
oberfte Aufgabe bes Reicheraths und betont bie Nachtheile fortge- 
feßter Schwankungen; höchſte Pflicht fei nunmehr Ausdauer. 
n„ (Defterreid: Balmatin). Der Statthalter F. M.L. Wagner 
gibt feine Demiſſion ein. 
„ (Defterreid). Eröffnung bes Reichsraths. Xhronrebe bes 
Kaiſers: 

„Geehrte Herren des Reichſsraths! Indem ich Sie heute neuerdings um 
mich verſammle, heiße ich Sie herzlich willkommen. Es geſchieht dieß mit 
jener Genugthuung, welche mir der Rückblick auf Ihre von Satristifchem Geiſte 


befeelte erfolgreiche Thätigleit der abgelaufenen Seffion gewährt, und mit 
jenem Bertrauen, auf welches Sie durch diefelbe einen gerechten Anſpruch er- 
worben haben. Unleugbar if die fortichreitende Entiwidlung, welche das durch 
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die Borfehung meiner Obhut anvertraute Rei) auf Brunblage der verfaffungs 

mäßigen Inſtitutionen nach allen Richtungen bin erfahren hat; aber jo fetr 
auch das anertennende Urtheil, weldes ſtaatsmänniſche Einſicht daheim un! 
auswärts biejer Entwidlung zollt, geeignet ift, den Muth und das Bertrauen 
für die Erfüllung einer großen Pflicht zu ftärken, jo groß find doch die Aut. 
gaben, welde nod zu löjen find. Der Durdführung des Wehrgejſetzes h:ı 
in einem Theile des Reiches die Bevölkerung bewaffneten Widerftand entgegen⸗ 
geſegt. Er Hat zur Berhängung von Yusnahmemaßregein genöthigt, üter 
welche Ihnen meine Negierung bie verfafjungsmäßige Vorlage machen wird. 
Ich beilage die Verirrung, welche hierzu Beranlafjung gegeben bat, auf Des 
Xieffte, und indem ic) hofie, daß ihr ein, baldiges Ziel gejekt wird, habe ıc 
meine Regierung beauftragt, die traurigen Folgen derfelben, fobald der geiz» 
lihe Zuftand wieder bergeftellt fein wird, nad Kräften zu milden. Sie wcı- 
den mannigfaden Anlaß haben, das Werk ber Gejeßgebung weiter zu führen, 
und an einer Reihe von Vorlagen über die widhtigften Zweige der Rechtspflege 
und der Verwaltung, welche Ihrer Berathung theils in der legten Eeificn 
übergeben wurden theils übergeben werden, denſelben Geiſt des wort 
fchritteß wie der Mäßigung und der Einfiht in die eigenthümlicdhen Ber- 
bältniffe und wirthſchaftlichen Beblirfnifie des Reiches zu bewähren, wel⸗ 
her Ihre bisherigen Schritte auf dem Wege ber Geiehgebung geleitet bat. 


Es gilt aber weiter, nicht bloß dieſem Schaffen, jondern auch feinen Grund 


lagen in der Verfafjung ſelbſt jene allgemeine und thatſächliche Anerkernung zu 
erwerben, weldhe ihnen noch zu meinem lebhaften Bedauern von mandıer 
Seite verfagt wird. Haben fi aus den feitherigen Erfahrungen Yenderun: 
gen an der Verfaſſung als wünſchenswerth herausgeſtellt, 
ſo iſt der Weg in der Verfafſung ſelbſt geboten. Die meiſten Ver⸗ 
tretungen meiner Königreiche und Länder haben ſich mit jenen Fragen, welche 
fi) auf die Wahl in den Reichsrath beziehen, eingehend beichäftigt. Meine 
Regierung wird dem Reichsrathe Hierüber Mittheilung maden und 
ihn in die Lage jegen, die jeinem Wirkungskreiſe guftehenden 
Beihläffe zu faſſen. Wird in Beziehung auf diefe Frage die wünſchens⸗ 
werthe Webereintunft erzielt, fo Tan auch mit um fo mehr Zuverficht der 
Loſung auf die Berfaffung abzielender Fragen entgegengeiehen werben. Wenn 
aber die Form der Berfaffung jeder Art von Anſchauungen und Wunjchen in Be 
iehung auf ihre Weiterbildung und Freiheiten Raum zur Geltendmachung gewährt, 
# find denjelben allerdings in dem Weſen des Reiches nachmehrals einer Rich— 
tung Grenzengezogen. Richt ohne die jorgfamfte Rüdjicht auf Die befonderen 
Berhältniffe der Königreiche und Ränder und deren bereihtigtes Verlangen, dieie 
in jelbfländiger Weile zu ordnen, ift die Verfaffung geſchlofſen worden. Ich 
erwarte, daß die Abficht, diefem Verlangen engere Grenzen zu ziehen, als es 
die Kraft und Macht des Reiches nad innen und außen gebieteriich erfortert, 
dem allfeitigen Wunſche ber Verfländigung nit in den Weg treten werde: 
aber ich beſorge aud nicht, es Tönnte dieß geſchehen durch die Abficht, fie auf 
Koften und Gefahr für das Reich zu erweitern. Ich bin gewiß, daß alle 
meine Volker fi mit mir in der Veberzeugung einigen, dab der Ruhm einer 
ehrwurdigen Vergangenheit nur dur klare Erkenntniß der Gegenwart er- 
neuert, durch ein Verkennen berjelben nur gu leicht verbuntelt werden Eönne. 
Ich ſchöpfe auch in dieſer Beziehung meine zuverſichtliche Hoffnung aus jenen 
patriotifchen Gefinnungen, anf welche ich glei) meinen Vorfahren noch niemals 
vergebens vertraut habe. Ich jchöpfe fie aus der Erwägung, daB jene Gc- 
finnung, welche an der Wohlfahrt des Reiches als der Bedingung des wahren 
Sintereffeß der Königreiche und Länder mit treuer Ueberzeugung fefthält, aud) 
die Bereinigung wiberftzebender Abfidsten ficher herbeiführen werde und müfle. 
Freudig werde ih es begrüßen, wenn dieje meine Erwartungen ih erfüllen, 
wenn meinen Abfichten, Die von aufrichtiger Liebe für alle meine Böller ge» 
leitet find, die richtige Einſicht in das eigene Intereſſe und das gleiche warme 
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Gefuhl der Pflicht für Wohlfahrt und Ruhm bes Reiches enigegenfommien. 
Es war mir erfreuli, Sie bei der Heimkehr vom einer größeren Reiſe zu bes 
grüßen, welche ich jüngft, und zwar in Ränder unternommen habe, mit denen 
einen regen und wachſenden Verlehr zu unterhalten vorzugsweile wir berufen 
find. Mit Genugthuung ſpreche ich es aus, dab ih Überall warmen Sym⸗ 
patbien für unjer Baterland und defien Zulunft begegnete. Gin den Unter⸗ 
nebmungsgeift und die Beharrlichkeit feiner Lirheber ehrendes Werl, an deflen 
Einweihung ich mich betheiligte, verjpricht in feiner Entwidlung unferem Handel 
und unjerer Induſtrie ein neues Gebiet für jene fortichreitende und jchaffende 
Thätigkett, deren Wörderung id Ihrer jorgfältigften Erwägung empfehle. 
Es ift dieß eine Aufgabe, welcher Alle, die dazu berufen find, um jo unge» 
ſtörter ſich hingeben dürfen, als die fricdlide Lage nad außen in unzwei⸗ 
deutiger Weiſe dazu auffordert und unjere Beziehungen nad) allen Seiten und 
aud) da, wo vorübergehende Erfcheinungen fie zu trüben fchienen, eine freund» 
Iihe und beruhigende Geftaltung gewonnen haben. Unterjtüht von dieſen be⸗ 
friedigenden Verhältniffen, jehe ich der Zukunft feften Muthes entgegen und 
erwarte, daß er aud Sie, geehrte Herren, bei Ihrem Wirken bejeelen und 
glüdlih zum Ziele führen werde.“ 


Große Arbeiterbemonftration unmittelbar vor dem Abgeorbneten: 
bauje und drohende Petition an das Minifteriunt. 


Die Demonftration entipricht dem Beichluffe einer Vollsverſammlung vom 
1.9 M. Im allen Fabriken und Werkitätten flellen die Arbeiter demgemäß 
am 13. die Arbeit ein und verfammmeln fih auf dem Sofjephftädter Parades 
plaße gegenüber dem Abgeordnetenhaufe, um dem Miniſterpräſidenten Grafen 
Taaffe durd eine Deputation eine Petition überreichen zu laflen. Gegen 
10,000 Arbeiter bilden auf dem freien Play einen großen ſtreis, in weldem 
Ordner die Ruhe aufrecht erhalten. Die Maurer auf den Bauplägen, welche 
bis 11 Uhr ihrer Arbeit obgelegen waren, paden um diefe Zeit, wie auf ein 
gegebenes Zeichen, ihre Werkzeuge zuſammen und fchließen fi den Verſam⸗ 
melten an. Um 712 Uhr erfeinen die Ardeiterführer, darunter der Lafjal« 
leaner Hartung und Lehrer Leidersdorf. Ein Arbeiter Schönfeld und Har⸗ 
tung, von ihrer Umgebung auf die Schultern gehoben, halten kurze Ans 
ſprachen, worauf man die Deputation an den Minifterpräfidenten wählt. &8 
werden für diefelbe 11 Arbeiter beftimmt, als ihr Führer Hartung. Aus 
Anlaß diefer Arbeiter-Temonftration if die gefammte Reſerve der Sicherheits» 
wache in der Nähe des Schauplakes erſchienen; daB Abgeordnetenhaus durch 
20 Sicherheitswachmänner bejett. Die Scenerie macht einen eigenthümlichen 
Eindrud: der große freie Plag ift in der Mitte von einem taufendköpfigen Carro 
der Arbeiter bejegt, ringsum eine zahllofe Menihenmenge Die Arbeiter- 
Betition lautet: „Beſtimmt durch das entichiedene Auftreten der großen Volks⸗ 
maffen, welche heute am Gröffnungstage des Reichsrathes erichienen find, um 
den fo oft in Berfammlungen und durch Petitionen ausgeſprochenen Forderun⸗ 
gen mehr Rahdrud zu geben, haben die Unterfertigten beſchloſſen: Das Mi⸗ 
nifterium zu erſuchen, im Intereſſe der Wohlfahrt des öfterreichiichen Volkes 
dahin zu wirden, daß bei Beginn der Reichsrathsjeifion das unbeichräntte Coa⸗ 
litionsrecht bewilligt und das Geſetz über die Zwangs⸗Genoſſenſchaften befeitigt 
werde; daß ferner noch im Laufe dieſer Seffion dem Reichsrathe Vorlagen 
gemacht werden, bezüglich der Herftellung des völlig freien Vereins⸗ und Ver⸗ 
fammlungsrecdhtes, der abfoluten Vreßfreiheit und der Einführung des gleichen 
und directen Wahlrechts. Wir unterlaifen hiebei nicht, das Miniflerium daran 
zu erinnern, daß das Volt Bürgſchaften verlangt für den {Frieden und 
bie Freiheit, und zwar die Beleitigung der flehenden Heere durch die Einführung 
der allgemeinen Bollsbemaffnung. Sollten die erwähnten Forderungen in 
diefer Reichsrathsſeſſion nicht berüidfichtigt werden, jo dürfte es möglich fein, 
daB das Bolt wiederholt und in größeren Maſſen erſcheint, um jeinen 
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Willen kundzugeben.“ Der Minifierpräfident Graf Taaffe empfängt eine De⸗ 
putation von nur drei Mitgliedern und verſpricht. die vorgebradgten WBüriche 
der Arbeiter dem Minifterratbe vorzulegen. Die Ordnung wird nicht geſtört. 
Treili bat die Polizei, nachdem gütlide Mahnungen an die Haufen zum 
Auseinandergeben nichts fruchteten, darauf verzichtet, von ihrem Recht, die 


zur Zeit einer Reichsrathsſejfion ungefehlihe Anfammlung auseinander zu 
treiben, verzichtet. 


14. Dec. (Defterreih). Reichsrath, Abgeordnetenhaus: Die Regierung | 

bringt ein, Geſetz betreffend den Briefihub und ein Geſetz betreffend 
bie Scalitiongfreiheit der Arbeiter, der Finanzminifter ein Geſetz ein 
betreffenb bie Forterhebung ber Steuern bie März 1870 und ben 
Staatsporanihlag für 1870, 

nach weldem die Ausgaben 320,700,000 fl., die Einnahmen 295,000,000 I. 
befragen. Der Minifter rechtfertigt die Erhöhung der Ausgaben gegen 
das Borjahr um 21,300,000 fl. durch die vermehrten Ausgaben für Eifen- 
bahn-Subventionen und daB Mehrerfordernik für die Landwehr u. ſ. w. Tas 
Deficit fol durd) erhöhte ordentliche Mehreinnahmen, ferner durch deu Ber- 
fauf von Staatsgütern im Betrag von 7 Millionen, dann aus den YAdie 
reften im Betrag von 2 Millionen, endlih aus den Gaflarefien von 3 Mi 
— werden, daß auch in dieſem Jahr Creditoperationen nicht nöthig 
werden. 

Das Haus wählt Kaiſerfeld wieder zum Präfibenten, v. Hopfen 
und Groß zu Bicepräfidenten. Kaijerfeld nimmt vom Bräfidenten: 
ſtuhle mit folgender Rede Befitz: 

„Die Parteien — fährt der Redner nad einigen einleitenden Worten, 
weldhe den Ernſt der Lage betonen, fort — die Parteien, welche vielgeflaltiger 
als irgendwo den inneren Frieden unfereß Reichs trüben, fie find weder be 
fiegt noch find fie verjöhnt, und manches, was geſchah, hat nur dazu beige 
tragen, verwirrend und Hoffnung erwedend den Wiberftand zu ſtärken, welchen 
die Berfaffung findet. ragen, welche von tief einſchneidender, vielleicht von 
entj&geivender Bedeutung für den Entwidlungsgang unferer Berfafiung find, 
und welche in der vorigen Seifion ihre Erledigung nicht finden konnten, yochen 
wieder an die Pforten dieſes Haufe und fordern mit verftärttem Ruf ihre 
Löfung. . . Berfaffungen find ja nicht das Merk eines Schöpfungstages, fie 
find immer und überall in ihrer Jugendzeit der Gegenfland heftiger Angriffe, 
der Gegenfland von Kämpfen und muthiger Vertheidigung geweſen, fie find 
in ihrer Fortbildung und Fortentwicklung aber auch immer nur daS Ergeb» 
niß einer bebarrlidhen und unverbrofienen Arbeit — einer Arbeit, welde an 
das anfnüpft, was fie bereits befikt, und was fie eben deßhalb, um als Aus⸗ 
nangspunft für weiteres zu dienen, forgfältig feftzubalten jucht; einer Wrbeit, 
welche nicht dadurch neue und größere Schwierigkeiten ſchafft, daß fie heute 
das wieder auftrennt, was fie geftern mühjlam zujammengewoben hat; einer 
Urbeit, welche e8 daher zu vermeiden verfieht, ruhelos zwiſchen Syſtemen und 
zwiſchen Begenjägen hin⸗ und herzuſchaukeln. Darin, daB dieſe Arbeit im 
Ihren Händen liegt, und in der Klugheit, welche forgfältig ihre eigenen Kräfte 
mißt, welche ſich bemüht, diefe Kräfte zu jammeln und zu flärlen, und welche 
dann nachdrücklich verfolgt, wofür ihre Kräfte ausreihden — in dieler Klug⸗ 
heit, welche Sie üben werden, erblide ich eine Bürgſchaft für die richtige Lö» 
fung mander ſchwierigen Fragen. Daß aber diefe Arbeit Ihren Händen nidt 
entgleite, daß wünſche ich im Intereſſe der dauernden Befeſtigung dieſes Reichs, 
das ich vor Verſuchen beſchützt ſehen möchte, welche vielleicht nur damit enden 
müßten, die Rolle der Unzufriedenen zu vertauſchen.“ 


Veide Käufer beſchließen, Abrefcommiffionen zu wählen, um ſich 
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in Antwortabreffen an ben Thron über bie Lage auszufpredden und 
Klarheit in biefelbe zu bringen. 


15. Dee. (Defterreih). Die Spaltung im Minifterium ift eine un⸗ 


18. 


beilbare geworben und geftaltet fi zu voller Miniſterkriſis. 


„ (Defterreih). Reichsrath, Abg.-Haus: Tie Polen bringen 
bereit8 bie Reſolution des galiz. Landtags wieder ein, 
„ (Defterreid). Die Majorität bes Minifteriums, Giskra, 
Herbft, Hasner, Plener und Breftel, Taffen dem Kaiſer durch ben 
Miniiterpräf. Grafen Taaffe eine Denkſchrift über bie Lage bes 
Reiches überreichen. 

Denkſchrift der Mehrheit der Minifter: „Euer Maj. haben in 


ber am 10. d. M. unter dem a. 5. Borfige abgehaltenen Minifter-Eonferenz 


Allerhoͤchſtihre Regierung zu beauftragen geruht: Eurer Moj. in beftimmier 
und audführlicher Weiſe die Mittel und Wege anzugeben, welche eine Ber» 
Rändigung in Beziehung auf die Berfafiung und fohin eine Vervollſtändi⸗ 
gung der Meichövertretung herbeizuführen geeignet wären, auf daß die Ichtere 
endlich zu einer Wahrheit werte, und haben fi johin Euer Majeftät Aller- 
höchſtihre Entſchließungen vorzubehalten erklärt. 

„Dielen a. 5. Auftrage entipredhend, erlauben fich die gehorjamft Gefer⸗ 
tigten in aller Unterthänigfeit, aber aud mit jener Offenheit, welche ihnen bie 
vielfach verworrene Sachlage Eurer Majeität gegenüber zur dringenden Pflicht 
macht, ihren Standpunkt ausführlich darzulegen, auf dat Euer Maj. zu cr- 
meſſen geruhen mögen, ob und inwieweit Allerhöchftifr Minifterium in der 
Rage fei, Bürgſchaften für die Erreihung des von Eurer Majeftät gewünjchten 
Bieles zu bieten. 

„Sie müflen voranididen, daß fie ihren Standpunkt ſeit dem Momente, 
in welhem Euer Majeftät fie in Allerhöcftibren Rath zu berufen geruht 
haben, unverrüct feitgehalten haben. Auch heute noch find fie der Ueberzeu⸗ 
gung, daß der ſchwierigen Lage gegenüber, in weldhe die Monarchie allerdings 
dur die ſich gegenjeitig widerſtrebenden Richtungen ihrer Theile verjekt ift, 
doch nichts erübrigt, als mit Beifeitelafiung aller problematiichen oder gefähr- 
lichen Projecte den mindeftens relativ richtigften Weg mit Geduld und jener 
Ausdauer weiter zu wandeln, teren Mangel jo jehr geeignet iſt, Mißtrauen 
gegen die Etaatöverwaltung hervorzurufen und dasfelbe zu vergrößern. Gerade. 
die Schwierigkeit diefer Lage geftattet es nicht, ihre Erfolge mit Sicherheit zu 
verbürgen; am allerwenigften aber geftattet fie, eine folche Bürgſchaft für einen 
raſchen Erfolg abzugeben. Die volllommene Weberzeugung jedoch, daß das 
Einſchlagen jede anderen Weges einen günftigeren Erfolg auch nur in Aus 
fit zu nehmen unbedingt nicht geitattet, genügt ihnen, um das Verharren 
auf dem bisherigen als eine Pflicht zu betrachten. 

„Um dies zu begründen, müflen fi die gehorfamft Unterzeichneten geftat- 
ten, zunächft nochmals Eurer Majeftät gegenüber die Gründe, welche für ihren 
politiihen Standpunkt, jowie diejenigen darzulegen, welche gegen jenen ihrer 
Gegner ſprechen. Die gehorfamft LUnterzeichneten betrachten die derzeit in 
Kraft ſtehende Verfaſſung als das Refultat einer Reihe von Compromiſſen, 
welde mit dem föderaliftiihen Standpunkte abgeſchloſſen worden find. Hat 
die VBerfafjung vom Jahre 1867 Unvollkommenheiten, fo liegen fie für eine 
unbefangene Beurteilung doch nicht in den zu enge gezogenen Örenzen der 
Zänder- Autonomie. Ohne jedoch jelbft auch in dieſem Vetrachte der Discujfion 
über einzelne ragen in Beziehung auf eine möglihe Correctur flarrfinnigen 
Widerſtand entgegenzufegen, müſſen doch die gehorſamſt Unterzeichneten mit 
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voller Entſchiedenheit behaupten, daß ein weſentliches Licberfcgreiten ber im ver 
Berfofiung vom Jahre 1867 gegebenen Länder-Autonomie die einheitliche 
Kraft des Reiches auf Koſten von Forderungen gefährden müßte, welche, weder 
im pofitiven Rechte, noch in reellen Bebürfnifien gegründet, eben deßhalb ihren 
Grund nur in Tendenzen haben können, welchem das Intereſſe dei Reiches 
wideripricht. 

„Bei folder Auffaffung konnte für die gehorſamſt Linterzeichneten die 
Beantwortung der Trage: ob der beflagenswerthen Thatſache gegenüber, daß 
diefe Verfafjung von einem großen Theile des Reiches in ihren Grundlagen 
befämpft wird und in Folge deflen die Reichsſsvertretung eine unvollfländige if 
— der Kampf für diejelbe aufgegeben oder aber mit Entichiedenheit und Ber 
ſonnenheit fortgeführt werden müſſe, feine zweifelhafte fein. Daß diefer Wider- 
ftand nit in kurzer Friit, daß er nur allmälig und fchrittweile gebeugt wer- 
den fünne — und aud dies nur, wein die volllommenfte Einheit der Action 
der Negierung allen extremen orderungen die Hoffnung ihrer Realifitung be 
nimmt, darüber freilich konnten fie fih nie einer Täuſchung hingeben. In 
dicfer Richtung wurde die Frage der Abänderung de Wahlmobus für den 
Neihsrath in Anregung gebracht. Allerdings eine Aenderung der Berfaffung ; 
allein eine auf legalem Wege angebahnte Aenderung mit den Zwecke, den 
Reichsrath zu flärken, und infolange und injoweit die Berfaffung in ihren 
Srundlagen Angriffen ausgelegt ift, diefen Angriffen gegenüber in jeiner Exi⸗ 
ſtenz und Wirkſamkeit unabjängiger zu maden. Wie diefe Aenderung der 
Verfaſſung in dem Standpuntte der auf Grund diefer Berfaffung inftituirten 
Regierung und in der Ffritiihen Lage, in welche die erſtere durch ihre Be 
kämpfung gebracht worden ift, ihre volle Rechtfertigung findet, jo liegt wohl 
nicht8 weniger als Inconſequenz, vielmehr nur die nothwendigſte Gonfjequenz 
darin, wenn dieſe Regierung andererjeit8 Projecte zur Abänderung der Ber: 
fafjung befämpft, welche diefer Intention auf das directeſte entgegentreten. 
Gleichwohl Hat die Regierung Eurer Majeftät auch diefe Frage nur mit aller 
Borfiht in die Hand genommen. Sie hat für die zu gewärtigenden Acuße⸗ 
rungen der Landtage die maßgebenden Geſichtspunkte fi gegenwärtig zu halten 
geſucht, und fie wird Diele Frage mit den Mitgliedern des Reichsrathes bes 
iprechen, ehe fie in Beziehung auf dieſelbe einen definitiven Entſchluß faßt. 
Sie wird Eurer Majeftät keine Anträge unterbreiten, welche den verfafſungs⸗ 
mäßigen Boden verlaffen, und fie wird, für melden Antrag fie ih aud 
iließlich einigen möge, denfelben einem zweifelhaften Schidfale in den Ber- 
handlungen und Beichlüfien des Reichsrathes nicht ausjeken. 

„Dagegen aber müſſen ſich die gehorjamft Unterzeichneten andererjeits allen 
denjenigen Brojecten, welche auf eine veränderte ftaatsrehtlige Stellung 
der Königreihe und Länder zum Weiche abzielen, beharrlich widerfegen. In 
Beziehung auf Balizien könnte eine Politit gedadyt werden, welche in ber 
Gewährung einer felbftändigen Stellung dieſes SKronlandes freie und darum 
fräftigere Hand für die Beſiegung der andermweitigen Schwierigkeiten des 
Reiches zu gewinnen ſuchte. Kine ſolche Politik aber müßte ſich mit der 
Gonjequenz vertraut maden, daß eine Provocation Rußlands eine fernere 
Verbindung Baliziens mit Delterreih ernftlih in Frage ftellen könnte Saum 
aber wäre zu erwarten, daß ſelbſt mit den weiteſtgehenden Gonceiflonen, na- 
mentlih wenn fle einfeitig für Galizien außgeiprocden wären, die Parteien 
befriedigt werden Fönnten. Dagegen würden diejelben den Widerfland in 
anderen Ländern nothwendig verflärken, weil die Regierung dem Vorwurfe 
nicht entgehen würde, verſchiedene Ränder nad) verſchiedenem Maße verfafjungs- 
mäßigen Rechtes zu behandeln. Ohne debhalb in wirklich individuellen Ver⸗ 
hältniffen begründete Auforderungen der adminiftrativen Ordnung in Galizien 
im vornbinein ablehnen zu wollen, glauben doch die gehorfamft Unterzeichneten 
darüber Hinaus, au Galizien gegenüber, eine fefte und ablehnende Bolitik 
umjomehr allein befürworten zu Lönnen, alß die Lage des Landes, die Gefahr, 
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in der ſich die exeluſiv polnifchen Forderungen den übrigen Rationalitäten des⸗ 
ſelben gegenüber befinden, die Gefahr, in welche Galizien gerathen müßte, 
wenn es die Kraft und den Willen des Reiches, es nach Außen zu ſchützen, 
auf eine zu harte Probe ftellen wollte, von dem befonnenen Theile der Bevöl⸗ 
kerung jelbft begriffen werden muß. 

„Mehr indeß noch als diefe Frage bat diejenige der fogenannten ſtaats⸗ 
rechtlichen Oppofition in Böhmen der Begierung Schwierigfeiten bereitet. 
Die gehorfamft Unterzeichneten waren ſich über deren Bedeutung, aber ebenjo- 
fehr über deren Weſen und die aus demfelben folgenden Gebote für die 
Regierung feinen Augenblid unklar. Die Kluft zwiſchen der Berfaffung und 
der fogenannten Declaration, von weldher die Oppofition bis zum beutigen 
Tage auch nicht Einen Schritt weit gewichen ift, haben jie vom Anfange an 
für eine unausfüllbare betrachtet. Nichts, was im Kreiſe der Regierung jelbit 
in der Richtung zur Sprache kam, um diejelbe auszufüllen, hat irgend eine 
greifbare Handhabe dazu geboten; Alles, was außerhalb desjelben zu dieſem 
Zwecke in der Preffe und durch perjönliche Vermittlungsverſuche geſchah, hat 
jedesmal nur zu dem fläglichften Mißlingen geführt, aber auch jedesmal die 
zur Befiegung eines ſolchen Miderftandes unerläßlide Kraft der Regierung, 
um ein Weſeniliches geſchwächt, diejenige des Widerftandes jelbft aber nutzlos 
geftärtt — ein Stand der Dinge, welder bis in die Anfänge der Thätigkeit 
der jetjigen Regierung zurüdreicht und e3 unmöglich gemacht hat, zu erproben, 
welchen Erfolg das fefte und ruhige Beharren einer in fih einigen Stants- 
verwaltung auf den Boden der Berfaflung erzielen Tann. Bei alledem aber 
hat Niemand das Programm der Gegner für annchmbar erkannt; ebenjomwenig 
haben diefe jelbft die Hand zur Verftändigung geboten, oder haben diejenigen, 
weiche biejelbe in die Hand nehmen zu müſſen eradteten, ein Programm zu 
Tage gefördert, weldhes au nur in ihrem eigenen Kreiſe al3 durchführbar, 
viel weniger al3 geeignet hätte betradjtet werden können, von den Gegnern 
angenommen zu werben. Bei dieſem Mangel jedes greifbaren Ausgangs⸗ 
punttes einer politiihen Action erreichte man nichts, als daß die Öffentliche 
Meinung in die ganz faliche Bahn der Annahme gebracht wurde, als wider⸗ 
fege fih ein Theil der Regierung halsftarrig dem Gedanken der Verjöhnung 
und praftiiher Schritte, welche zu derfelben führen könnten, und daß bon 
einer Seite her, von welcher e8 am wenigften zu erwarten ftand, ein Sturm 
gegen dicjelbe hervorgerufen und mit allen Mitteln der Preß-Agitation wach⸗ 
gehalten wurde, der ihre Etellung bereits nahezu unbaltbar gemacht hat (vom 
Keihstanzler). Und doch kann fi eine Negierung wohl nie mehr in ihrem 
Rechte fühlen, als wenn fie einen feften, wenngleich ſchwer zu vertheidigenden 
Boden iniolange nicht verläßt, als ihr nicht auf einem anderen ein klares Ziel 
und verläfliche Diittel zu deſſen Crreihung gezeigt werden. 

„Eine Abweichung von ten Grundlagen des bisher eingehaltenen Eyftems, 
welche die gegneriichen Parteien zu befriedigen vermöchte, ift den gehorjamft 
Gefertigten überhaupt nur unter folgenden drei Borausjegungen ver. 
ftändlih: entweder in der Abjicht, an die Stelle der heutigen Berfafiung 
ein föderaliftiiches Syſtem zu ſetzen; oder in der Abficht, mit Conceljionen, 
welche nody nicht der Föderalismus ſelbſt find, aber die Macht in jene Hände 
legen, in welchen fie zum Töderalismus führen muß, über denjelben gleich» 
wohl hinauszulommen; oder endlid in der Erwartung, man werde durch 
die zu machenden Eoncejfionen über die Schwierigkeiten des Augenblickes hin⸗ 
überfommen, in der Folge aber die entfeilelten Mächte wieder in die noth- 
wendigen Grenzen bannen können. Den erften Standpunkt halten die gehor» 
ſamſt Unterzeihneten für einen der Monarchie abjolut verberblichen, den 
zweiten für eine bedauerliche Selbittäufhung; den dritten für ein gewagtes 
Spiel, welches die Lage der Monarchie nicht geitattet. 

„Wenn der Föderalismus nit ganz und ehrlich durchgeführt würde, 
wäre dem Kampfe mit den nationalen Beitrebungen fein Ziel gelegt. Ganz 
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und ehrlich durchgeführt aber wäre er nicht nur eine Anfopferung ber Bin 
täten in den einzelnen Ländern zu Bunften eines particulariſtiſchen Strebens, 
welches jelbft in den Zeiten höchfter Gefahr nad Kußen feine —— des 
Zuſammenwirkens böte; er würde nicht einmal vorübergehend den Frieden im 
Innern berftellen. Dem e8 träte dann lebigli an die Stelle des gegenwär- 
tigen Zuflandes eine neue Regierung mit einer neuen Oppofition. ZBenn es 
aber in Defterreich nad) feinen eigenthümlichen Berhältnifien keine eigentlichen 
Mojoritäten, fondern nur je nad) der Frage des Tages wechleinde Summen 
von Minoritäten gibt, fo hätte dann die Regierung jene Minorität gegen fi, 
welde an geiftiger und materieller Eultur die ſtärkſte und durch die politiichen 
Berhältnifie des Stammeß, dem fie angehört, die bedenklichſte wäre — die 
deutſche. Die Abfiht aber, Die ohnehin bereits kunſtlich gefleigerte Macht der 


föberaliftiihen Elemente in einer fpäteren Zeit wieder einzubämmen, liefe dar- 


auf hinaus, eine ſchwere Aufgabe erſt dann Löjen zu wollen, nachdem man bie 
eigene Kraft zu ihrer Lofung gebrochen hat. 

„Erſcheint nun in allen drei Richtungen der Nachweis gegeben, dab man 
fi) mit denjelben nur auf eine gefährliche ober verberblide Bahn begibt, fo 
fönnen audy die gehorfamft Oeferiipten feinen der concreten Borjchläge accep- 
tiren, welche über den modus procedendi dort und da aufgelaudt find und 
welche ihnen zu beweiſen ſcheinen, daß man entiveber die Tragweite derſelben 
nicht überfieht oder aber eine Gonfequenz acceptirt, welche zu acceptiren die ge» 
horſamſt Unterzeichneten nie mit ihrer patriotifchen Ueberzeugung für vereinbar 
halten könnten. Eine Auflöfung des böhmischen Landtages hat feinen Sinn, 
außer wenn fie von einer Regierung erfolgt, weldye die heutige Majorität dei 
jelben zu verrüden die Abfiht Hat, um hiedurch den gegnerühen Tendenzen 
zum Siege zu verhelfen. Diejes Ziel mag dann vielleicht erreicht werben, weil 
fi ein Theil des verfaffungsfreundlicen Großgrundbefites aus Unmillen über 
die Unftetigfeit der Öffentlichen Zuſtände zurüdziehen würde. Die Regierung 
aber würde in diejem Galle wie in dem anderen einer von manden Geiten 
projeetirten Rotablen-Berfammlung zum Behufe der Verfändigung einfach in 
die folgende Lage kommen: Entweder das Wefultat derjelben ift feines, und 
dann war fie überflüjfig, oder es entipricht den Wunſchen der Gegner nicht, 
dann war fie abermals nußloß, oder endlich es entipricht denfelben, dann muß 
fie die Regierung belämpfen. Denn ein diefen Wünfchen entiprecdhendes und 
gleichwohl für die Regierung acceptables Reſultat bebarf dieſes Apparates 
nit, e3 braucht nur ausgeſprochen zu werden und die normalen Wege zur 
Berftändigung über dasſelbe reichen volllommen aus. Eine Regierung, wi 
auf diefem Standpunkte fteht, Tann die Hand nicht bieten zu Wegen, über 
deren Reſultat fie fih nur ſelbſt täuſchen müßte, wenn fie nicht gejonnen A 
Andere durch diefelben zu tauſchen. Sie Tann dies umfoweniger, als für Be⸗ 
ftrebungen, melde nicht auf die Negation der Berfafiung und eine Abänderung 
der flaatsrechtlihen Grundlagen, ſondern auf eine Berkänbigung über die 
Bedürfnifie und Wunſche des Landes gerichtet find, der legale Weg durch bie 
Theilnahme an der verfaffungsmäßigen Xhätigfeit im — Landtage 
und im Reichsrathe eröffnet if. So feſt die Unterzeicäneten von 
dem eben Gejagten überzeugt find, To geftehen fie gleichwohl zu, daß in fo 
großen und ſchwierigen politiiden ragen eine Verſchiedenheit der Anſchauun⸗ 
gen möglich ift und beachtenswerthe Grunde für fih haben kann. Worliber 
aber nad) ihrer Ueberzeugung eine Verſchiedenheit ber Anſichten nicht 53 
kann, das tft dies, daß in keinem Staate, am wenigſten in 
Leitung ber Öffentlichen Angelegenheiten ohne bie ernfleften Gefahren den Händen 
einer Regierung anvertraut bleiben Tann, welche nicht in ihren Gliedern über 
den einzuſchlagenden Weg volllommen einig iſt und vor Allem nach Außen 
bin als einig erſcheint. Denn hiedurch muß ihre Autorität fortſchreitend unter⸗ 
graben werden, ohne daß bie Laſt ber Verantwortung für Mißerfolge, welche 
bei einer geiheilten oder geſchwaͤchten Action "unvermeidlich find, von ihr abge 
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wälzt werden Tann. Die Schwierigkeiten, welche jede Regierung in Defterreich 
zu überwinden bat, müfjen pflihtgemäß übernommen werden. Aber die gehor- 
famft Unterzeichneten find der Ueberzgeugung, daß jenes Maß von Schwierig⸗ 
feiten, welches fih ihnen heute entgegenftellt, nicht beflehen würde, wenn bie 
Regierung mit einheitlider Kraft ihren Weg zu verfolgen in der Rage ge- 
weien wäre. Diefe Schwierigkeiten find heute jo weit angewachſen, daß nur 
noch aus dem ernfteften Pflichtgefühle der Muth zu ihrer weiteren Belämpfung 
geihöpft werden kann. Über er kann e8 nur, wenn ihn das Bewußtſein bes 
gleitet, ungeläpmt mit der ganzen, ohnehin begrenzten Macht an viefelbe 
heranzutreten, melde die conftitutionellen Einrichtungen der Regierung zu 
handhaben geftatten. 

„Die gehorjamft Unterzeichneten find überzeugt, daß die Erkenntniß dieſer 
Wahrheit auch Eure Majeftät in Allerhöchſtihrer Weisheit beſtimmt hat, die 
Aufforderung an die Regierung zu richten, durch ein Klare Programm dieſem 
Zuftande ein Ende zu machen. Die gehorſamſt Gefertigten konnten nur mit 
der vorliegenden Darlegung diefer a. h. Aufforderung entiprecdhen. Sie können 
daran nur die allerunterthänigfte Bitte Inüpfen: Geruhen Eure Majeftät 
das Allerhdchſtdenſelben geeignet Erjcheinende zu verfügen, auf daß die ferneren 
Geſchicke des Reiches einem ungetheilt wirkenden, des Taiferlihen Vertrauens 
fich erfreuenden Körper der Räthe Eurer Majeftät übertragen werden, und 
zu dieſem Behufe über da8 ihren Händen übertragene Amt allergnädigft zu 
verfügen. Die gnädige Huld, mit welcher Euer Majeftät dem offenen Aus⸗ 
drude ihrer Ueberzeugung und ihres Pflichtgefühles ſtets Gehör zu ſchenken 
gerubt haben, läßt fie hoffen, dab Euer Majeftät auch diefe Bitte, welche ber 
Ioyalften Abſicht entipringt, nicht ungnädig entgegenzunehmen geruhen werben.“ 


21. Dee. (Defterreid). Reichsrath. Das Abg.-Haus vertagt ſich bis zum 


22. 


23. 


24, 


17. Januar und verzichtet alfo darauf, auf bie ſchwebende Miniſter 
frifis einen entſcheidenden Einfluß zu nehmen, | 


„ODeſterreich). Neun Urbeiterführer, bie Leiter ber Demonftras 
tion v. 13. d. M., werben verhaftet. 


„ (Ungarn). Broviforifhe Einigung mit Eroatien bei. Fiume's: 


Fiume erhält einen Gouverneur, der auf Vorſchlag des ungariſchen 
Minifterpräfiventen vom König ernannt wird. Die gemeinfamen Angelegen- 
heiten Fiume's werben, gleich jenen die Groatien mit Ungarn gemeinfam bat, 
auf dem ungarifchen Reichstag entichieven. Mit Bezug auf innere Verwaltung 
ſteht Fiume unter der eroatifchen Landesregierung und dem croatifchen Lande 
tag; nebenbei ift aber Fiume eine jo ausgedehnte Municipalautonomie gewähr- 
leiftet, daß die Abhängigkeit von Agram lediglih zu einer Formſache wird, 
um den eroatifchen Anſprüchen in diefer Art gerecht zu werden. Bekanntlich 
wünfdht Fiume den birecten Anſchluß an Ungarn, der jedoch, bei der gart- 
nädigteit, mit welder die Groaten ihre Anſprüche auf die Einverleibung 
Fiume's in Groatien fefthalten, in emer einfachen Form nicht durchführbar 
gewejen in jo daß Fiume ſtaatsrechtlich eine Zwitterſtellung angewiejen wer- 
mußte. 


„ (Ungarn). Landtag. Das Oberhaus tritt ſchließlich ber Abſchaf⸗ 
fung ber Prügelſtrafe doch noch bei. 

„ (Defterreih). In Folge Aufforderung des Kaiſers fehen 
bie drei Minifter ber Minderheit, Taaffe, Berger und Potozki ihre 
gegentheilige Anfiht gegen das Memoire der Mehrheit vom 
48, December gleichfalls in einer einläßlichen Denkſchrift auseinander, 
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Denkſchrift der Minderheit der Minifter: „Indem diechrfurdis- 
voNft unterzeiääneten drei Minifter, dem allerh. Auftrage Eurer Maj. entipre 
hend, darangcehen, über daß von der Majorität der Regierung Eurer Mai. 
vorgelegte Programm ihre Meinung abzugeben und johin ihren eigenen 
Standpunkt in Beziehung auf die zu befolgende Politit darzulegen und zu 
begründen, erlauben fich diejelben, zunächſt einige Thatjahen zu conflatiren, 
welde für die Beurtheilung der ſchwierigen Lage, in welche die Regierung 
Eurer Maj. gerathen ift, fowie für die Behandlung jede nur von einem 
Theile der Regierung in diefem Yugenblide aufgeitellten Programms nicht 
ganz unerheblich fein dürften. 

„Die weſentliche, das Minifterium in zwei Parteien fpaltende Differenz 
entftand bei den Berathungen über die Wahlreform. Die Mehrheit der 
Minifter wollte die Wahlreform unbedingt durdygeführt wiflen; die ehrfurdts- 
vollſt unterzeicäneten drei Minifter hingegen konnten fi für eine Wahlreform 
nur unter der Bedingung enticheiden, wenn mit ihr zugleid andermeitige 
Schritte verbunten würden, melche geeignet wären, auf verfaffungsmäßigem 
Wege eine Verftändigung mit der außerhalb ter verfafiunggmäßigen Wirt. 
famteit verharrenden Oppofition herbeizuführen. Bei den Berathungen über 
die Wahlreform erhielt jedoch Leine der von einzelnen Miniſtern vorgeſchlagenen 
Modalitäten diefer Reform die Majorität, jo daß die Berathungen über die 
Mahlreform vorderhand geradezu refultatlos blieben. Die Berathung über die 
MWahlreform wurde ſonach auf cinen fpätern Zeitpuntt vertagt, und damit entfiel 
aud vorläufig die mit ihr in Verbindung gebradte Frage der Verſtändigung 
mit der fogenannten nationalen Oppofition. In diefer Phaſe des Waffen⸗ 
ftilftandes ging die Regierung Eurer Maj. an die Berathung und Feftftellung 
der Thronrcde, wobei daß einmüthine Teftrchen aller Minifter war, bes 
zugli der oben berührten, das Minifterium in zwei Parteien ſpaltenden 
Tragen nach keiner Seite ein Präjudiz zu fchaften. Die in dieſem Einne 
entworfene Thronrede wurde johin in den unter dem allerh. Vorfitze Eurer 
Maj. abgehaltenen Miniiterconferenzen vom 10. und 12. December dv. 2%. 
definitiv feitgeftellt und von Eurer Maj. Alterhöchlt genehmigt. Es war mm 
im Beginne der unter dem allerh. Vorfige Eurer Maj. am 10. Tec. d. 2. 
abgehaltenen Minifterconferenz, daß Euer Mai. an dag Gejammtminifterium 
die allerh. Aufforderung zu richten gerubten, „fi alsbald und eingehend mit 
der Trage zu beichäftigen, welde Schritte zu geſchehen hätten, die es ermög- 
lichen würden, daß eine Verfländigung mit den bieher außerhalb der Verfaſ⸗ 
fung ſtehenden Parteien dahin erfolge, damit tie Berfafjung durch die alliei- 
tige Ücceptirung und Petheiligung an der Durchführung derjelben eine Wahr⸗ 
heit werde". Euer Maj. gerubten, damit die allerh. Aufforderung zu ver» 
binden, „daß die Sache während der Meihnaditeferien des Reichſsrathes zur 
allerh. Sthlußfaſſung in der Weife vorbereitet werde, daB ein detaillirtes 
Programm über daB Vorgehen in diefer Angelegenheit in allen eventuellen 
Stadien und Eonfequenzen derjelben in Vorlage tomıne*. Gegen diefe allerb. 
Aufträge Eurer Maj. an das Gefammtminiftertum wurde von feiner Seite 
irgend ein Bedenken erhoben, vielmehr gleih darauf die Schlußberathung der 
Thronrede vorgenommen und in der Stkung vom 12. Dec. d. J. mit der 
einftimmigen Annahme der Thronrede definitiv beendigt. 

„Na diefen Vorgängen durften es die ehrfurchtsvollſt unterzeichneten drei 
Minifter wohl etwas befremdend finten, als fie ſchon nad menigen Tagen 
aus der von den fünf übrigen Miniftern an Euer Maj. gerichteten, ihr Res 
gierungsprogramm darftellenden Eingabe nom 18. Tecember d. J. enmahmen, 
daß dieſe Ichtere in Vollziehung des von Eurer Maj. am 10. December d. J. 
an das Gejammtminifterium gerichteten Auftrages vorgelegt wurde. Tenn 
das nur von fünf Miniftern mit Ignorirung der anderen drei Minifter auf- 
geitellte und feinem Inhalte nad) den Intentionen des allerh. Auftrages Eurer 
Maj. vom 10. Tecember d. J. kaum entſprechende Programm kann wohl 





Geherreigeingern. 287 


ſchwerlich als die Ausführung des erwähnten, an das Belammiminifterium 
gerichteten allech. Auftrage8 Eurer Maj. gelten. ber auch ebenjo über- 
rafchend war e8 für die ehrfurchtsvollſt unterzeichneten drei Minifter, daß die 
erwähnten fünf Minifter ſchon fünf Tage nach der Thronrede fi von dem Pro- 
ramm diejer legieren loszujagen und Eurer Maj. ein bievon abweichendes 
Brogramm zur allerh. Genehmigung vorzulegen für gut fanden. Nad der 
unmaßgebliden Auffaffung der ehrfurdtspollft unterzeichneten Minifter batte 
die zwiſchen allen Minifiern im Wege des Compromiſſes vereinbarte und 
von Eurer Maj. allerh. genehmigte Thronrede mindeftens biß zu dem Zeit. 
punfte als das Progranım der Regierung zu gelten, in welchem der Reichs⸗ 
rath durch feine an Eurer Maj. gerichteten allerunterthänigften Adreſſen über 
jenes Programm ſein Verdict abgegeben haben würde. Vor diefem Zeitpuntte 
ein mit dem Programm der Thronrede nicht harmonirendes neues Programm 
aufftellen, Heißt nach unferer beicheidenen Meinung die Thronrehe preisgeben. 
Und infoferne ein folder, wohl nicht als conflitutioneh zu bezeicänender Bor» 
gang gar nur von einer fyraction des Minifteriums ausgeht und ten Zweck 
hat, no vor dem Votum der Vertreiungsklörper über daS Programm der 
Thronrede eine Veränderung in der Regierung Eurer Mai. herbeizuführen, 
dürfte der von der Majorität des Minifteriums gemadte Schritt auch als en 
mit den berfömmliden parlamentariihen Uebungen nicht übereinftinnmender 
angeſehen werden. Wir enthalten uns übrigens, auf die weiteren Unzulömms 
lichkeiten hinzuweiſen, welche der offen erklärte Bruch der Regierung und die 
Breisgebung ihres in der Thronrede vereinbarten proviſoriſchen Programms 
unvermeidlich) zur Folge haben müfien. Ein fo draftiider Vorgang wie der 
eben beleuchtete wäre wohl nur dann zu rechtfertigen, wenn er zur Abwenbung 
dringender Gefahr unvermeidlich erſchiene und wenn er zugleich Mittel von 
unzweifelhaft rettender Kraft böte. Aber nicht nur waltet eine folche augen» 
blillihe Gefahr für den Staat, welche zu überſtürzend haftiger Aufftellung 
eines neuen Regierungßpregramnig nöthigte, nit ob, fontern es iſt auch das 
von den fünf Miniftern der Majorität formulirte Programm nad der Ans 
—— der ehrfurchtsvollſt unterzeichneten drei Miniſter von ſehr zweifelhaf⸗ 
tem e. 

„Allerdings lönnte man das Programm der fünf Minifter der Majorität 
nicht einmal ein neueß nennen, wenn es wirklich nur in dem Berharren auf 
„dem bisherigen Wege”, welchen fie als „den relativ richtigften” bezeichnen, 
beflände. Boch nur zu bald werden die eigenen mahnenden Worte: „daß mit 
Beieitelaffung aller problematiichen oder gefährlichen Projecte” auf dem bisherigen 
Wege „mit Geduld und Ausdauer weiter zu wandeln fei”, vergefien, und es 
wird ein neuer Weg empfohlen, von welchem mit allem Grunde gejagt werden 
darf, daß er ein „problematiiher und gefährlicher fei”. Das Programm der 
Majorität des Minifteriums befürwortet nämlih eine „Abänderung des 
Wahlmodus für den Neichsrath”. Wir wollen den Widerſpruch nit allzu 
ſtark betonen, der darin liegt, daß in demſelben Athemzuge das Beharren auf 
dem bisherigen Wege ald daS richtigſte Regierungsprogramm hingeſtellt und doch 
gleih darauf eine jo eingreifende Berfaffungsänderung wie die Wahlreform 
empfohlen wird. Wir mifien-aud nicht, was damit gemeint fein jol, werm 
zur Motivirung diejer Berfaffungsänderung mit vielem Nahdrude gejagt wird: 
„Allerdings eine Aenderung der Berfafiung, allein eine auf Iegalem Wege 
angebahnte”. Denn aud die ehrfurdispollft Unterzeichneten haben nie einem 
anderen als dem „legalen”, dem verfaffungsmäßigen Were das Wort geredet. 

„An ein Regierungöprogramm darf man wohl unftreitig die beiden Anfor⸗ 
derungen ftellen, daß es beftimmt und ausführbar fi. Wenn nun ber 
Schwerpunkt des Programmes der Majorität in der von ihr bebormorteten 
Wahlreform ruht, dann mußte fie die lettere nicht als ein Problem hinftellen, 
das ſelbſt erft zu Löfen ift, fondern fie mußte die, mindeftens in den weſent⸗ 
Jichften Zügen ausgeführte Wahlreform zum Ausgange ihrer Vorſchläge mas 
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den, weil nur von einem im Detail Mar vorliegenden Reformpreiecde ei⸗ 
Schluß auf die erwarteten Erfolge und fomit auf den Werth des ganjrz 
Brogramms möglih if. Ein Programm aber, defien Kern fi ſelbſt als ea 
ungelöfle Problem darftellt, darf wohl mit Fug und Necht als ein „proble 
matiſches Project” bezeichnet werden. Die Berfiherungen, daß die Majorität 
des Minifteriums, ehe fie Über die Trage der Wahlreform einen definitiven 
Beſchluß faßt, fih mit den Mitglievern des Neichsrathes beipredhen und die 
geftellten Anträge nicht einem zweifelhaften Schidjale in den Berhandlungen 
und Beichlüffen des Reichſraths ausjegen werde, find wahrli zu bürftiger 
Natur, als daß fie dem ganz und gar in der Luft fhwebenden WBahireform- 
project irgend einen Halt zu leihen vermöcdten. Wenn übrigens bie Miniker 
der Majporität auch hier wieder Anlaß nehmen, zu erflären, daß fie Eurer 
Majeftät keine Anträge unterbreiten werden, welche den verfaffungsmähigen 
Boden verlafien, jo mag die Verfiherung an diefer Stelle allerbings durch 
die Erinnerung an die Thatfadhe gerechtfertigt fein, dak nicht alle Mitglieder 
der Majorität bei den Berhandlungen über die Wahlreform im Miniſter⸗ 
—**— verfaſſungsmäßigen Rechte der Landtage geziemend beachten zum wol- 
en ſchienen. 

„Die ehrfurchtsvollſt unterzeichneten drei Miniſter der Minorität mühe: 
aber das auf dem noch ungelöften Probleme einer unbeſtimmten Wahlreorm 
beruhende Programm der Majorität auch als ein gefährliches Project erflären. 
Mit aneriennenswerther Offenheit ſprechen es die Miniſter der WMajorität aus, 
daß fie bei der Durchführung der heute noch ihnen ſelbſt ganz unflaren 
Wahlreform den doppelten Zwed verfolgen, einerfeits die fi von der verfai⸗ 
fungsmäßigen Mitwirkung ausſchließende Oppofition „allmählig und ſchritt⸗ 
weile zu beugen” und andererjeits „den Reichsrath zu ſtärken und ben Un 
oriffen der Oppofition gegenüber in jeiner Eriftenz und Wirffamleit unabhan- 
giger zu machen”. Daß die durchgeführte Wahlreform für fi allein auf die 

ppofition nicht den mindeften jänftigenden Einfluß üben, ja daß der Beriud 
der Wahlreform für ſich allein ſelbſt jene Yraction der nationalen Oppofition 
in ihrem Widerftande fchärfen wird, welche bisher ihre Mitwirkung im 
Reihsrathe nicht verlagte, wird kaum ernſtlich beftritten werden wollen. In 
der ohne Zugeſtändniſſe an die nationale Oppofition durchgeführten Wahlreform 
erblidt die nationale Oppofition nur die Verwirklichung deutſcher Unter⸗ 
drüdungsgelüfte. Die, wenn aud) ganz unbegründete Borausjegung dieier 
Iegteren wird genügen, um die nationale und feparatiftiide Oppofttion nod 
mehr aufzuſtacheln. Zuletzt werden die in ihren Erwartungen unbefriedigten 
Bolen endlich dennod den Reichsſsrath verlafien und damit das Aufßerfte ihnen 
zu Gebote ftehende Preflionsmittel verſuchen. Ihr Aufbrud wird das Signal 
für die Siovenen und Tyroler geben, und verlaffen und veröbdet wird nicht 
die volle Vertretung der Wefthälfte des Neiches, fondern die beutiche Partei 
im Abgeoronetenhaufe tagen. Wenig wird e8 ihr nüßen, daß fie fi etwa 
der Zahl nad verdoppelt hat; fie wird doch nicht die Volker der Weſthälfte 
des Reiches, fie wird einzig und allein nur die gefügige deutiche Regierungs- 
partei vertreten; denn eine befruditende Oppofition würde dieſem Rumpfpar- 
Iamente zum tödtlichen Verderben gereihen. In einer ſolchen unvermeidlich 
zur völligen Gtagnation führenden Geitaltung der Volksvertretung eine Gtär- 
fung des Reichsraths erbliden zu wollen, wäre doch eiwas allzu janguinifd. 
Die Unwendung des Nothwahlgeſetzes aber würde theils zu einer doch noch Tüden- 
haften, theils zu einer dem verfafjungsmäßigen Grunddaralter des Reichs⸗ 
raihes wiberftreitenden Vertretung führen und könnte eben deßhalb in keinem 
Talle als ein dauernde Auskunftsmittel angefehen werden. Und mit welchen 
Mitteln gedenkt wohl die Majorität des Minifleriums den Widerſtand der 
Gehen „allmählig und fchrittweife* zu beugen? Das Programm der Majo- 
rität ſchweigt darliber, und wir begreifen dieſes Schweigen. Schon einmal, 
und zwar noch che don irgend einer Seite Berfländigungsperfuche gemacht 


Veſterreit· Angarn. 289 


worden waren, ſah ſich die Negierung gendthigt, zur Berbängung von Aus⸗ 
nabmsmaßregeln zu jchreiten, welche die Lage in jeder Beziehung nur er- 
Ichwerten und verjchlimmerten. Die Majorität des Minifteriums erhebt den 
Borwurf, daß durch die angeflellten Vermitilungsverſuche die Kraft der Re⸗ 
gierung geſchwächt worden jei, und daß man eb unmöglih gemadt hat, zu 
erproben, weldhen Erfolg das fele und ruhige Beharren einer in fi einigen 
Staatsverwaltung auf dem Boden der Berfafiung erzielen kann. Die ehr 
furchtsvollſt Unterzeichneten aber dürfen aus ihrer Erfahrung und Veberzeu- 
gung enigegnen, daß die Regierung ſchon längft wieder zur Verhängung von 
Ausnahmsmaßregeln gehängt worden wäre, wenn nicht die angebahnte Ver⸗ 
ftändigung, deren „Lägliches Miklingen“ in diefem Augenblide wenigftens noch 
nicht behauptet werden darf, durch den Einfluß der maßgebenden Perjönlich- 
feiten zu einiger Mäßigung geführt hätte. Iſt aber erft das Programm der 
Majorität des Minifteriums eine Wahrheit geworden, dann wird es micht 
lange währen und die wieder heftiger und kühner bervortretenden Ausichreis 
tungen werden abermals zur Sujpendirung der verfaffungsmähigen Rechte 
nöthigen. Oder glaubt die Majorität des Minifteriums, mit Preffreibeit, 
Bereind- und Verſammlungsrecht und den feine Schuld entdeddenden czechiſchen 
Geſchwornen „allmählig und fehrithveife* den fort und fort zunehmenden und 
immer unverföhnlier anwachſenden Widerftand beugen zu können? Und wer 
vermag die Bürgichaft dafür zu bieten, daß die Berhängung de8 Yusnahms«- 
zuftandes fih nicht auch noch in anderen Provinzen als nothmenbig heraus» 
Rellen wird? Und woher ſchöpft die Majorität der Regierung die Gewißheit, 
daß ihr die äußeren Berhälinifie des Staates die lange Muße gewähren wer⸗ 
den, um den „Weg der Gebuld und Ausdauer weiter zu wandeln“ und ben 
Widerfland „allmälig und ſchritiweiſe“ zu beugen } 

„Die ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten müflen e8 als eine weientlidde Lücke 
in den Ausführungen der Majorität bezeichnen, daß ſich die letztere der Er- 
mwägung der unmittelbaren und fernen Gonfequenzen ihres Programms völlig 
entzieht. Zr diefen empfindlichen Mangel dürfte es kaum tröftende Beruhi⸗ 
gung gewähren, wenn, wiewohl allerdings richtig, darauf hingewieſen wird, 
dab die Schwierigkeit der Lage es nicht geftatte, Erfolge mit Sicherheit zu 
verbürgen, am allerwenigjten aber eine ſolche Bürgſchaft für einen raſchen Erfolg 
abzugeben. Die nächſten Eonfequenzen und die lekten Erfolge find chen ver⸗ 
ſchiedene Dinge; aber die porausfichtlichen nächften Conſequenzen jcheinen gerade 
dem Programme der Majorität gegenüber klar anzudeuten, daß es von dem 
gehofiten ſchließlichen Erfolge faum gekrönt werben dürfte. Fur die ehrfurdts« 
vollſt Unterzeichneten gebricht es daher an allen Momenten, weldye geeignet 
wären, ihnen zu dem Programm der Majorität Bertrauen einzuflößen. Dazu 
fommt aber noch die Erwägung, daß es uns ſcheinen will, als ob das Pro⸗ 
gramm der Majorität der Regierung nicht auch von der Majorität der Be⸗ 
völlerung acceptirt würde. Zwar auf die Maiorität des Reichsrathes in fei- 
ner gegenwärtigen Zujammenfegung mag die Majorität des Minifteriums mit 
Sicherheit zählen können. Ob aber and) nur diefe Mujorität eine jehr bedeu⸗ 
tende fein wird, fleht denn doch noch in Frage. Wenigſtens if in dem Sub⸗ 
comit& des Adrek-Ausichufles des Abgeordnetenhauſes die Majorität nicht auf 
dem Gtandpunfte des Programms der NRegierungs-Majorität, und im Adreß⸗ 
ausſchuſſe ſelbſt dürften fich die Stimmen nad den Richtungen der beiden 
Sractionen der Negierung mit acht gegen fieben Stimmen genenüberftehen. 
Säßen aber alle jene Abgeordneten im Haufe, welche fih von demjelben fern- 
halten, dann wäre die Majorität wohl unzweifelhaft für diejenige Anſchauung, 
welche eine Berfländigung mit der nationalen Oppofition wilnicht, und in noch 
höherem Maße würde diefer Erfolg dur einen Appel an die Wähler zu 
Tage treten. Mit diefen Bemerkungen glauben aber die ehrfurchtsvollſt 
Unterzeichneten auch bereit3 die Richtung angedeutet zu haben, in welcher, auf 
Rreng verfaffungsmähigen Wege und auch mit-einiger Vorausficht auf Er⸗ 
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folg, jene Ziele anzuſtreben wären, in deren Nothwendigkeit die Schwierigle 
der gegenwärtigen Situation wurzeln. Schon aus dem, was wir über :c: 
Programm der Majorität des Minifteriums zu bemerfen uns ehrfurdt:::”” 
erlaubten, geht hervor, daß wir die Rage des Reiches, wie fie fidh in der L-- 
fertigleit der verfaffungsmäßigen Zuftände feiner Weſthälfte, ın der Rai . 
größerer Leidenſchaftlichkeit anwachſenden nationalen Oppofition und ke 'e 
Unzuverläfiigleit dauernder frieblicder äußerer Verhältniſſe darſtellt, als rx 
bedenkliche betradgten müflen. Wir find nit der Meinung, dab nad ce 





jüngften Vorgängen jelbft eine abjolute Stabilität, aljo auch der Berzidt e:i | 


die Wahlreform, e8 mögli machen würde, den bisherigen Weg „mit Geduld 
und Ausdauer weiter zu wandeln‘. Wir glauben aber auch anbererfeit dar 
gethan zu haben, daß die ohne Bewerkſtelligung eines Berftändniffes mit der 


nationalen Oppofition iſolirt durdägeführte Wahlreform diefe Oppofition nit: 
beugen, jondern Träftigen, den Reichsrath nicht ſtärken, jondern feiner allmi!: | 





Iigen Selbftauflöfung entgegenführen würde. Wir halten die abjolute Gem: 


ſchaft der Verfaffungspartei Aber die gejammte nationale Oppofition für dur 


aus unausführbar; gerade die verfaflungsmäßigen fyreiheiten, deren fh cıd 
die Oppofition erfreut, werben nothwendig zur Entziehung derfelben, zer: . 


Ausnahmszuftende und lettlih zur offenen Auflehnung führen. Es ka 
endlich nicht unbeadhtet bleiben, daß die Discufiion der Verfaffungsfrage \t:r 
duch die Nefulution des galiziihen Landtag unvermeidlich geworden it 


Und wenn aud die Majorität des Minifteriums nur von einigen, die Ber 


fafung ſelbſt nicht berührenden abminiftrativen Zugeſtändniſſen wiffen will, io 
wird gerade dieſer letztere Umſtand die Discuffion nur um jo lebhafter un 
um fo leidenichaftlicher geftalten, je mehr die galigiichen Abgeordneten ven 
den allzumweit gehenden gefährlichen Forderungen der Reiolution ablaffen, da⸗ 
gegen aber mit bloß abminiftrativen Zugeftändniffen fi vorausfichtlich nicht 
begnügen würden. 

„Angefichts diefer Perjpective halten es die ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten 
für ihre patriotifche Pflicht, auszuſprechen, daß die Herbeiführung einer Ber- 
ftändigung mit der gefammten nationalen Oppojition und N: 
Heranzichung diefer letteren zu gemeinfamer verfafiungsmäßiger Wirkſamken 
als die dringendfte Angelegenheit der Regierung Eurer Maj. anzufeben un) 
zu behandeln fein dürfte Auch die unterzeichnete treugehorſamſte Minoritet 
ftimmt mit der Majorität darin überein, daß eine Aenderung der Wahlarirte 
bezüglich der Abgeordneten in den Reichſsrath jehr münfchenswerih erſcheme. 
Die ehrfurchtsvollſt unterzeichnete Minorität ift aber aus den umfländlich dar⸗ 
nelegten Gründen der Meinung, daß bie gehofften wohlthätigen Folgen der 
MWahlreform nur dann zu erwarten find, wenn mit ihr zugleich jene Yente 
rungen de8 Grundgeſetzes über die Reichſsvertretung zu Stande kommen, welche 
der nationalen Oppofition nad ihren Anſchauungen die Betheiligung an der 
gemeinfamen verfafiungsmäßigen Wirkſamkeit mögli machen. Die ehrfurdt:- 
vollſt Unterzeichneten find aber auch weit entfernt davon, zur Serbeiführung 
des BVerftändniffes mit der nationalen Oppofition einen anderen als den lega⸗ 
len, den ftreng verfaffungsmäßigen Weg zu empfehlen. Rod weit mehr als 
hei der Wahlreform, bezüglich deren die Competenz der Landtage nicht igno- 
rirt werden Tann und darf, fallen alle Aenderungen an der Reichsverfaſſung, 
ingbeiondere an dem hier zunächſt in Betracht Tommenden Grundgeſege über 
die Reichsſsvertretung, in bie ausſchließliche und volle Gompelenz des Reichs⸗ 
rathes. Ya die ehrfurdtspolift Unterzeichneten möchten, belehrt durch die un⸗ 
angenehme Erfahrung, welde die Regierung mit der Bchragung der 17 Land⸗ 
tage über die Wahlreform machte, auch nicht einmal eine bloße gutachtliche 
Befragung der Sandtage im Sinne der Landesorbnungen bevorworten. Rur 
indem der Reichſrath es ift, der über Aenderungen an ber Verfaffung ent» 
fcgeidet, wird allen föderaliſtiſchen Ausſchreitungen, allen Selbſtandigkeiiſgeinſten 
einzelner Lander, welche aud) wir ablehnen, eine gebieteriſche Schranke gezogen. 
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Sqhon die beabſichtigte Wahlreform allein würbe es, wegen der Bedeutung 
derjelben an fih und nad) ähnlichen Präcedenzfällen in anderen conftitutionellen 
Staaten, vollftändig reitfertigen, daß zur Durdführung diefes hochwichtigen 
Actes und bei der jowohl dem Neichsrathe, als auch den Landtagen dießfalls 
zuſtehenden Gompeten; ſowohl die Zandiage, als aud das Abge⸗ 
ordnetenhaus des Neihsrathes erneuert würden. Um fo mehr ge- 
boten erjcheint jedoch dieje Erneuerung dann, wenn bie Aenderung der Berfafjung 
nicht bloß auf das Wahljyftem beſchränkt bleiben joll. Sie wird aber vollends 
dem gegenwärtigen Reichsrathe gegenüber, der unvollfländig und jeder über 
die Wahlreform hinausgehenden Berfafjungsänderung abgeneigt ift, fchlechter- 
dings unvermeidlich, einerſeits als in dem gegenwärtigen falle volllommen 
gerechtfertigter Appell an die Bevöllerung felbft, andererjeits als ein Mittel, 
um die biöher fyerngebliebenen zum Eintritt in den Reichſsrath zu bewegen. 
Denn wird der nah Auflöfung des jebigen Neichsratbes und aller Landtage 
fofort einzuberufende ordentliche Reichſrath mit der folennen Erflärung 
einberufen, daß vor Allem die Reform der Wahlgejeke und die zur allgemeinen 
Durdführung der Berfafiung als nöthig erlannten Aenderungen derfelben die 
vorzugsweijen Berhandlungsgegenftände bilden werden, dann darf nad der durch 
viele Informationen gewonnenen Üeberzeugung der ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten 
und bei jonft zwedmätigem Vorgehen der Regierung dem Jujammentritt 
des vollen Reihsrathes mit ziemlicher Gewißheit entgegen gejehen werden. 
Die Denkſchrift der Majorität weift nun zwar auf die Unannehmbarfeit der 
czechiſchen Declaration, jowie darauf hin, daß von ezechiſcher Seite die Hand 
zur Berfländigung bisher nicht geboten wurde. Dagegen erlauben ſich jedoch die 
ehrfurdtsvollft unterzeichneten Mitglieder der Minorität zu erwidern, daß die 
erorbitanten Forderungen, welche im leidenſchaftlichen Kampfe der Parteien 
und unter dem Einflufle der zum Theile bis zum tiefften Haſſe gefteigerten 
perjönlichen Antipathien erhoben werden, kein Maß flir die gegenfeitigen Zu« 
geftändnifje bieten, deren Gewährung bei einer friedlichen, vom Beifte und dem 
Willen zur Berftändigung angebahnten Vereinbarung angehofft werben darf. 
Denn das aud von der nationalen Oppofition durchwegs anerkannte Intereſſe 
aller Bolleftämme Oeſterreichs an deſſen Erhaltung wird, beſonders bei gleich» 
zeitiger Betheiligung der Abgeordneten aller Yänder und Stämme an den 
Verhandlungen im Neichsrathe, jedes etwa noch auftauchende Sondergelüfte 
in beſcheidene, der Einheit und Macht des Ganzen nicht abträgliche Grenzen 
einſchränken. Die Denkſchrift des Majorität fpricht ferner von dem „Läglichen 
Mißlingen” aller bisher angeftellten „Ausgleichsverfuche” und meint, daB die 
jenigen, welche „die Veritändigung in die Hand nehmen zu müſſen erachteten, 
fein Programm zu Tage gefördert haben, welches auch nur in ihrem eigenen 
Kreije al8 durchführbar, viel weniger als geeignet hätte betrachtet werden fün- 
nen, von den Gegnern angenommen zu werben.” 

„Bon eigentlichen Ausgleichsverſuchen kann wohl firenge genommen über- 
haupt nicht, fondern eß kann nur von Annäherungdverfuden geſprochen wer⸗ 
den, die in der That nicht ohne gute Wirkung waren. Ueber einen „Außs 
glei” konnten einzelne Perjonen, welches immer ihre Stellung fein möge, 
einfach Ion darum nicht verhandeln, weil fie fi) wohl bewußt waren, daß 
der „Ausgleich“ nur auf verfaffungsmäßigem Wege erfolgen könne, und auf 
diejen die demſelben mwiderftrebende Oppofition hinzuleiten, mußte „daB vor⸗ 
züglichfte Ziel aller Bermittlungsverfude” fen. Schon aus diefem Grunde 
erklärt es ji, warum bisher aud von Aufftellung eines den Ausgleich feinem 
Inhalte nach ſchon jetzt präcis definirenden Programms feine Rede jein Tonnte. 
Wenn die Minorität beziiglich des Ausgleiches noch Fein materielle Programm 
aufgeftellt hat, fo darf fie der Majorität entgegen, daß dieſe ſich wiederholt 
in feierlien, den Minifterratbß-Brotocollen beiliegenden Erflärungen gegen 
jeden Ausgleih ausgeiproden und damit die Minorität doch gewiß nicht zur 
Aufftellung eines Programms über den Ausgleich aufgefordert und ermuntert 
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hat. Hat die Minorität bisher die Aufſtellung des materiellen UusgleidhSprogram- 
mes unterlaffen, fo befindet fie fih nur in gleicher Lage mit der Majorität, welde 
bezüglich der Waplreform, die doch den Mittelpunkt ihrer nächſten Regierungsartioa 
bilden fol, ein Programm erft in der Zukunft zu finden hofft. Die gleiche Hoffnung 
dürfen aber die ehrfurchtsvollſt Unterzeicgneten auch bezüglich einer eventuellen 
Vorlage über den Ausgleich an den einzuberufenden neugewählten 
Neichsrath ausſprechen, obgleich es die ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten bevünten 
will, daß e8 doc noch leichter fein dürfte, teo der verwirrenden Gutachten ber 
Zandtage eine Vorlage über die Wahlreform zu Stande zu bringen. Gleichwohl 
wird e8 bei ernfilihem und redlichem Willen zur Verſtändigung nicht ummög- 
lich fein, trog der galizifhen Relolution und der czechiſchen Declaration eine 
Borlage zn erzielen, weile als Ausgangspunkt der Discujfion 
dienen und angenommen werden wird, und auß welder im Reichtßrathe 
felbR das eigentlide Programm erſt erwadien fann, wie es ja im 
Grunde auch bei der Berathung der Dezemberverfaffung der Fall wer. Der 
zu erzielende Ausgleich foll ja ein Gompromiß afler Länder und Stämme 
Weſt⸗Defterreichs fein; er kann aljo auch nur durch fie ſelbſt und beziehungs- 
weile durch ihre Vertreter vereinbart werden — ein Geſichts ‚ der bei ber 
Wahlreform gewiß nicht geltend gemadt werden kann. Die ehrfurdtsvolit 
Unterzeigneten verkennen übrigens die Schwierigleiten nicht, welche bezüglich 
eines fireng conftitutionellen Borganges bei der UAuflöfung des gegenwärtigen 
Neichſsrathes in diefem Wugenblide obwalten. Rod liegt von dieſem Reich— 
rath in diefer Seffion feine Kundgebung vor, welde feine Auflöjung aus ir- 
gend einem Grunde redhtfertigen könnte. Der correcte Borgang erheiſcht es, 
die Antwort des Neichsrathes auf die Thronreve abzuwarten. Wllein durch 
das neue Programm der Majorität, in welchem dielelbe von dem Programme 
der Thronrede zurldtrat, wurde eine neue ſchwierige Lage erzeugt. Vie 
Majorität der Wegierung, welche auch die Majorität deS gegenwärtigen 
Neichtrathes Für fih Haben dürfte, ſteht nun dem Reichsrathe gegenüber nicht 
mehr für die Thronrede ein. Es kann die den Reichsrath bereihtigen, bei 
feiner Antwort gleichfalls von der Borausfegung auszugeben, daß das 

gramm der Chromrede Ullerhöchftenorts aufgegeben ſei. Die ehrfurchtsvollſt 
unterzeichnete Minorität kann unter diefen Umſtänden die der Adreh⸗ 
debatten und die Richtung der Adreſſen des Reichsrathes er ermeſſen; fie 
wäre aber auch nicht in der Rage, hierauf irgend einen Einfluß zu nehmen 
und zu üben. Die ehrfurchtsvollſt unterzeichnete Minorität glaubt Daher, dag 
vorläufig die allergnädigfte Enthebung der ehrfurchtsvolſſt Unterzeichneten von 
ihren Aemtern den Weg zu dem meiteren, fireng conftitutioneflen Borgange 
ebnen und erleichtern wird. Die ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten ſtellen hienach 
die allerunterthänigfte Bitte: Euer Majeflät mögen die auf ber innigften 
Veberzeugung und dem patriotifeften Gefühle der ehrfurchtsvollſt Umier⸗ 
zeichneten begründete Darlegung, welche diefelben in Folge des allerh. Befehls 
Eurer Majeſtät hiemit zu unterbreiten wagen, huldvollſt entgegenzunchmen 


allergnädigſt geruhen.” 


26. Dec. (Defterreih: Dalmatien). inzelne Wbiheilungen ber Sn: 


28. 


furgenten fangen an, fich zu unterwerfen, aber freilich nur gegen 
Gewährung vollftändiger Amneſtie. 
„ (Defterreid). Die bandelspolitifgen Unterkanblungen mit 
England finden endlich ihren Abſchluß, indem biefes bie Beſchlüſſe 
bes Reichsrathe annimmt. Die Nachtragsconvention zum Handels⸗ 
vertrag wird nunmehr unterzeichnet. 





IIL 


Außerdeuntſche Staaten. 


1. Bortugal. 


2. San. Eröffnung ber Seffion der Eortes. Thronrebe bes Könige. 


4. 


26. 


„ I. Kammer: Die Wahl des Bureau fällt gegen die Regierung 
aus. Tas Minifterium bietet in Folge davon dem König feine 
Entlaffung an. 

„Oporto und Liffabon ſprechen fih für das Minifterium und gegen 
die Oppofition aus. 

„ IL Kammer: Das neugewählte Bureau ber Kammer tritt wieder 
zurüd. 

„ Das Minifterium bleibt wieder. 

„ Der König löst die Kammern auf und orbnet Neumahlen an. 


Febr. Die Preſſe verwirft entſchieden und einflimmig bie Idee einer 


iberiſchen Union. 
„ Ein kgl. Deeret hebt die Sclaverei in ben- Eolonien auf. 


19. März. Ein kgl. Decret verändert bie Zahl ber Abgeordneten zur 


Deputirtenfammer: ftatt aus 179 fol dieſelbe in Zukunft blos aus 
107 Mitgliedern beftehen. 

„ Eine Bollsverfammlung in Liffabon erflärt fich gegen das neue 
Wahlgeſetz. 


11. April. Die Neuwahlen für die Deputirtenkammer ergeben eine große 


18. 


26. 


Mehrheit für die Regierung. 
„Gerüchte von Militäraufſtänden. Die Regierung trifft Maß—⸗ 
regeln dagegen. Einige kleinere Meutereien werden unterdrückt. 


„ Eröffnung der neuen Kammer. Thronrede bes Königs, nament⸗ 
lich über die Lage der Finanzen. 
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9. Mai. Ein Aufſtandeverſuch des Militärs ſchlägt fehl. 

11. „ IL Kammer: einflimmige Antwortsabreffe. 

18, „ Die IL Kammer ertbeilt dem Minifterium für feine Mafregdı 
feit der Auflöfung ber Kammer Indemnität. Die Regierung legt ba: 
felben neue Finanzmaßregeln vor, Diejelben finden bei ber Kamma 
eine ziemlich ſchlechte Aufnahme. 







12. Juni. König Ferdinand läßt fi zur linken Hanb trauen. 
— Juli. Fortwährende Miniſterkriſis. 


10. Aug. Die L Kammer ertheilt dem Dinifterium mit 25 gegen 13 
Stimmen ein Mißtrauensvotum, Das Minifterium gibt feine Ent 
laſſung und mobifizirt fi in Folge davon. 

26. „ Schluß ber Kammern. Thronrede bes Königs. 


7. Dec. Demonftrationen für und gegen Salbanha. Befürdtungen vor 
einem Militäraufftand. 

10. „ Der König nimmt die Entlafjung Salbanha’s ale Geſandten in 
Rom an. | | 


2. Spanien. 


25. Yan. Der Gouverneur von Burgos, ber auf Befehl ber proviſoriſchen 


27. 


Regierung ein Inventar der Archive und bes Schabes ber Kathebrale 
aufnehmen will, wird von fanatifirten Maſſen mit Dolchſtichen er: 
morbet. Die Freiwilligen ftelen die Ordnung her und ber Militär: 
commandant verhängt ben Belagerungszuftand über die Stabt. Es 
wird gerichtliche Unterfuchung eingeleitet. 

„ — 2. Febr. In Madrid entſteht in Folge der Ereignifje in 
Burgos eine große Aufregung gegen ben Nuntius. Derfelbe ftellt 
fih unter den Schutz ber franz. Geſandtſchaft; das ganze biplomatifche 
Corps nimmt fi feiner an. Gegenüber ein Maflentundgebung für 
religiäfe Freiheit erklärt die provif. Regierung, biefelbe ſei thatjädh- 
lich hergeſtellt, die rechtliche Feſtſetzung berfelben müfle aber ben 
Cortes vorbehalten bleiben. Der Nuntius kehrt feierlih in bie 
Nuntiatur zurüd. 


11. Febr. Eröffnung der conftituirenden Cortes. 


12, 


25. 


„Cortes: Der monardifhe Demokrat, Rivero, Bürgermeilter von 
Madrid, wird mit 168 Stimmen gegen 50, bie auf ben Republi: 
kaner Orenſe fallen, zum Präfidenten gewählt. 

„ Die Cortes beſchließen mit 180 gegen 62 Stimmen, ber proviſ. 
Negierung ihren Dank auszufprehen unb ernennen Serrano auch 
fernerhin zum Haupt ber proviſoriſchen Regierung. Derfelbe betätigt 
alle bisherigen Minifter in ihren Funktionen. 


3. März. Die Cortes wählen einen Ausihuß von 15 Mitgliebern, um 


11, 


ben Entwurf einer neuen Verfaſſung auszuarbeiten, Olozaga wirb 
zum Präfidenten besfelben gewählt. 

„Cortes: Die Regierung verlangt von ihnen bie Bewilligung zu 
einer neuen Anleihe von 1000 Mill. R. ba von ber vorjährigen nur 
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ber geringere Theil hatte untergebradht werben Tönnen. Die Oppe | 


fition beantragt, bie bevorftchende Rekrutirung zu verfchieben, unter: 
liegt aber mit 69 gegen 182 Stimmen. 


17.—18. März. In Xerez gibt die Confcription zu einem Aufftanb Anlaß 
Derfelbe wird vom Militär erſt nach einem zweitägigen Straßen: 
tampf bewältigt. Um ähnlichen Ausbrüchen zuvorzukommen, wird 
in Madrid und einer Reihe anderer großer Stäbte von ben Ge 
meinbebehörben befchloffen, bie vom Loos Getroffenen aus öffentlichen 
Mitteln loszukaufen. 

21. „ In Madrid wird eine proteftantifche Kapelle öͤffentlich und feier: 
lich eingeweiht. 

24. „ Die Corte8 nehmen das ihnen von ber Regierung vorgelegte 
Gontingentsgeich bez. Aushebung von 25,000 Mann Rekruten für 
1869 mit 139 gegen 48 Stimmen an. 

28. „ Auch in Ecvilla wirb eine proteftantifhe Kapelle eröffnet. 

30. „ Die Corte genehmigen bie von ber Regierung geforderte neue 
Anleihe von 1000 Mil. R. mit 168 gegen 49 Stimmen. Ter 
Verfaffungsausihuß bringt bereits ben Eutwurf einer neuem Ber: 
faflung ein. 

Derjelbe ſpricht die individuelle Freiheit, die Unverleglichleit der Wohnung 
und der Eorreipondenz aus. Jeder Richter oder Beamter, welcher dieie 
Rechte verlett, verfällt einer Strafe zum Bortheil des gekränkten Bürgers. 
Die Berfaffung führt das allgemeine Stimmredt, die Freiheit der Rede, der 
Prefie, der Verſammlungen, der Aflociation und des Petitionsrechtes ein. Die 
öffentlichen Verfammlungen follen PolizeiReglement$ unterworfen fein. Tu 
Berjammlungen im Freien jollen nur am Tage geflattet fein, das Petition 
recht darf von feiner bewaffneten Macht ausgeibt werden. Die Nation ver 
pflichtet fi, den katholiſchen Cultus und die katholiſche Geiſtlichleit aufredt 
zu erhalten. Die öffentliche und private Ausübung der anderen Bekenntnife 
wird allen in Spanien wohnhaften Ausländern ohne andere Schranken als 
die allgemeinen Regeln der Moral und des Rechts gewährleifte Wenn 
Spanier fi zu einer andern als der katholiſchen Religion befennen, fo find 
die vorfiehenden Beitimmungen auf fie anwendbar. Der Unterricht fol fra 
fein. Die Verfaſſung beftätigt die Breiheit der Riederlafiung und der Induſtrie 
für die Ausländer mit Ausnahme der Gewerbe, welde ein Fähigkeitszeu gniß 
erheiſchen. Die öffentlichen Beamten ftehen unter der ordentlichen Gerichtsbar⸗ 
teit, ohne daß eine vorgängige Ermädtigung nöthig wäre. Die Regierung 
form ift die Monarchie. Die gefeßgebende Gewalt fteht bei den Gorteß, die 
Initiative bei den Gortes und bei der Krone. Die Cortes beftehen aus einem 
auf 3 Jahre gewählten Congreß und einem auf 12 Jahre gewählten Senat. 
Der Senat wird je um das Biertel feiner Mitglieder erneuert. Der König 
beruft, jußpendirt und Iäft die Gortes auf Die Sefflonen dauern 4 Monate 
Die Senatoren werden von den Provinzial» Deputationen ernannt, denen eine 
dem Sechstel der Zahl der Munizipalräthe entſprechende Zahl von Wählern 
beigejellt wird. Dieje Wähler werden durch allgemeines Stimmredt ernannt. 
Die Bedingungen der Wählbarfeit für den Senat find folgende: man muk 
Spanier, 40 Jahre alt, im Genuß der bürgerlihen Rechte fein und gewiñe 
Aemter, namentlich die des Präfidenten des Gongrefies oder eines Minifters 
verjehen haben. Wählbar find aud die dreißig höcfibefteuerten Grundbefiter 
und die zwanzig höcjftbefteuerten Induſtriellen jeder Provinz. Die Bedingen- 
gen der Wahlbarkeit für den Congreß find folgende: Spanier, 25 Jahr alt, 
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Im Genuß der bürgerlicden Rechte fein. Der König iſt unverletzlich, die Mini⸗ 
fter find verantwortlid. Auf jede Provinz entfallen vier Senatoren und auf 
je 40,000 Seelen ein Deputirter. Der König befist das Recht des Kriegs; er 
kann die Gortes einmal in jeder Legislatur fuspendicen, doch müffen die Cor⸗ 
tes olljährlid 4 Monate tagen. Im Fall der Auflöfung müflen die Wähler 
Binnen 3 Monaten einberufen werden. Der König bedarf der Ermächtigung 
der Kammern, um Landesgebiet zu verpfänden, abzutreten, zu vertauichen 
oder um Gebiete zu annectiren, um fremde Truppen nad Spanien zu laſſen, 
um Allianz und Kandelsverträge zu ratificiren, nm allgemeine Amneftieen 
zu gewähren, um fih zu verheirathen und die Heirath des Thronerben zu er» 
mädtigen, endlich um abzudanken. Der Thron ift exrbli in der Reihenfolge 
der Primogenitur. Im Falle des Erlöjchens der Dynaftie haben die Cortes 
eine neue Mahl zu treiin. Im alle der Unfähigkeit des Königs, der Bacanz 
des Thrones oder der Minderjährigkeit ernennen die Cortes eine Negentichaft 
einer Perſon oder von drei oder von fünf Mitgliedern. Der Vormund des 
minderjährigen Königs wird durch Teitament beftimmt. Die Minifter können 
den Cortes nur dann beimohnen, wenn fie einem der beiden Körper angehören. 
Der Congreß Hagt fie an, der Senat urtheilt fie ab. Die Regierung ber 
überfeeiiden Provinzen ſoll modificirt werden, fobald ihre Abgeorbneten in 
den Gortes tagen werden. Deränderungen an der Berfafjung werden auf die 
Snitiative der Corte und des König vorgenommen; fie erheiſchen die Auf⸗ 
löfung de8 Gongrefies und des Senats und allgemeine Wahlen. 


4. April. Die proviforiihe Regierung beſchließt, die Krone dem König 
Terbinand von Portugal anzubieten und den Prüfibenten bes Ber: 
faſſungsausſchuſſes Olozaga perfönlih behufs Unterhandlungen nad 
Liffabon abzufenden. 

6. „ Die Million Olozaga's nah Liffabon unterbleibt. König Ferbi: 
nand lehnt durch ben portugieſiſchen Gefandten in Madrid bie ihm 
zugebadite Krone auf's beftimmtefte ab und zwar in wenig verbinds 
liher Weiſe. 

Eortes: Beginn ber Debatten über ben vorgelegten Entwurf 
einer neuen Verfaflung. 


15. „ Cortes: Schluß ber Oeneralbebatte über ben Berfaffungsentwurf 
und Beginn ber Cpecialbebatte. 


18. „ Die Cortes bevollmädtigten ben Marineminifter Topete in Folge 
ber ſchlimmen Nachrichten aus Cuba zu neuen Flottenrüftungen und 
zu fuccefliver Abſendung aller Kriegsſchiffe nad ber gefährbeten 
Eolonie. 

24. „ Cortes: Ein Antrag, ale Bourbonen von vornherein vom Throne 
auszufchließen, wirb mit großer Majorität abgelehnt. 

26. „ — 5. Mai. Corte: Debatte über Art. 20 unb 21 des Ber: 
fafjungsentwurfs. 

Diefelben Iauten nah dem Entwurfe: „Die Nation verpflichtet ſich den 
Eultus und die Geiftlihen ver katholiſchen Religion zu unterhalten. Die 
dffentlihe oder private Ausübung eines jeden andern Gultus ift allen in 


Spanien wohnenden Fremden gewährleiftet, ohne weitere Beſchränkung als 
die der allgemeinen Regeln der Moral und des Rechts. Wenn einige Spanier 
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u einer andern Beli als der beiennen follien, 
—* auf 14 die in dem Do ergehenben 4 —— —58 


Die " Dypfiien ſucht durch verfhiebene Amenbements eine wel | 
ausgebehntere Gewiffensfreiheit zu fichern und eine Trennung zw: 
[hen Staat und Kirche wenigftens anzubahnen. Diefelben werben 
jedoch ſämmtlich verworfen unb bie Artikel in ber Faffung ber 
Commiffion mit 164 gegen 4 Stimmen angenommen. | 


411. Mai. Eortes: Verfaffungsberatbung: Ein Amendement Garribe's zu | 


14.—20. „ Cortes: Debatte über Art. 33 des DVerfaffungsentwurfe, 


25. 


für die RR Ausihüffe für die — für die 
und den Staat werden gebildet werden. Die Lokal⸗Ausſchüſſe werden an —* 
Orte, diejenig nn die Gerichtsbezirke an den Bororten der Partei, bie Pre 


Art. 28, bie Sclaverei als formell abgeſchafft zu erflären, twirt | 
von ber Mehrheit abgelehnt. | 


ber bie Monarchie au für bie Zukunft ale die Verfaflungeform 
Spaniens anertennt. Die Oppofition unterliegt mit allen Geger 
anträgen und ber Artikel wird fohließlih mit 214 gegen 71 Etim- 
men angenommen. Die republikaniſchen Abgeorbneten treten nad 
biefer Entſcheidung nit aus, nehmen aber an ben weiteren Pe 


ratbungen keinen Theil mehr, bie nun fo ziemlih im Sturmidritt 


vor fih geben. 


„ Die republitanifhen Vertreter ber elf Provinzen ber alten Krone 


von Arragonien ſchließen ben fog. Pacto de Tortofa, ber bie vepul 
kaniſchen Kräfte jener Provinzen einigen unb bie Grundlage ber 
fünftigen Foöderativ⸗Republik Bilden foll. 
Rah mehrtägigen Berathungen in Tortofe haben die republifaniichen Uxs- 
ſchüfſſe Barcelona’s, Tarragona's, Lerida's, Balencia’s, Gaflellon’s, 3, 
Saragoſſa's Huekca’s und der Balearen folgende vier Buntte feſtgeſetzi 
„1) Die in Tortofe vereinigten Bürger beichließen, die allen Provinzen Urre- 
gonien, Eatalonien, Valencia, einihlektid der Balearen, follen für Alles, was 
fa auf die Haltung der republilanifhen Partei begeht, a für die Sade 


der Revolution verbindet und vereinigt bleiben, ohne daß fie ſich Deiiwegen 


irgendiwie von dem übrigen Spanien trennen wollen. 2) y gleicher Weiſe er» 
!lären fie, daß die Siegierungsform, die fie für Spanien verlangen, die demo 


Tratifche föderative Republik mit allen ihren rechtlichen und natürlichen Folgen 
jet. $) Die Partei der demofatiichen Foderativ⸗Republilk der —— Bro 


pinzen wird in folgender Form ihre Organiſation ergänzen: 


vinzial-Ausihüffe in den Sauptorten ber z Srobingen, die Staats-WMusichüfie in 
Barcelona, Balencia und Garagofia errichtet nerben und beziehungsweik 
Catalonien, Valencia und Urragonien vertreten. Der Provinzial⸗Ausſchuß der 
Balearen wird fi mit dem Staatzausſchuß Tataloniens verkändigen. 4) Sie 
erklären, daß fie «8 nit für — halten, an die materielle Gewalt zu 

appellicen, wegen des bloßen Umfandes daß die conflituirenden Gortes bie 
Monarchie beichlieken, wofern nicht in der Folge die von der September-Bevo- 
Iution verfündigten Orundfäge verlegt werden; aber in der Ueberzeugung von 
den Uebeln, welche die Monarchie unvermeidlich hervorbringen muß, lehnen fe 
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jede Verantwortung für die durch die Errichtung derſelben veranlaßten Uebel 
ab.” Dieſe vier Punkte find von einem erläuternden Manifeſt begleitet. 


26. Mai. Tie Cortes haben den DBerfafjungsentwurf nunmehr gänzlich 
durchberathen, jo daß nur nod die Generalabſtimmung ausftcht. 


1. uni. Cortes: Schließlihe Abftimmung über bie neue Verfaffung 
als Ganzes. Diefelbe wird mit 214 gegen 56 Etimmen ange: 
nommen. 

2. u Der Generalitatihalter Euba’s, Gen. Dulce, verläßt die Anfel, 
von ten von ber Regierung bewaffneten fpanijchen Freiwilligen 
vertrichen. 


Dulce zeigt die Ereignifle der Regierung felber Durch folgendes Telegramm an: 
„Nächtliche Infurreetion, vorbereitet durch die Freiwilligen; fein Soldat für 
MWiderftand; kein Offizier feiner Fahne treu. Eine Deputation der Freiwilligen 
bat fih mir vorgeftellt, um mich zur Berzichtleiftung auf das Commando zu 
beftimmen, und ich habe nachgeben müſſen. General Espinar wurde ausge⸗ 
rufen. Möge Caballero de Rodas ſchleunig mit 2000 Mann kommen.“ 


4. , Reopublikaniſche Delegirte Anbalufiens, Eftremaburas, Alicantes 
und Murcias unterzeichnen einen bem Pact von Tortofa ähnlichen 
Höberativpertrag. 

6. „ Feierliche Verfünbigung ber neuen Verfaſſung. Dieſelbe wirb 
von der vollziehenden Gewalt beſchworen, bagegen nicht von ben 
Eortesmitgliedern, um einen Austritt ber republifaniihen Abgeord⸗ 
neten zu vermeiden. | 

8. „ Cortes: Da noch Fein König gefunden ift, legt Dlozaga Namens 
bes Verfaſſungsausſchuſſes ben Entwurf eines Regentſchaftsgeſetzes vor. 


10. „ Der Herzog von Meontpenfier anerkennt von Liffabon aus bie 
neue Verfaſſung burch eine befondere Erklärung an bie proviſoriſche 
Regierung. 

Sen. Eaballero de Robas geht als neuer Generalſtatthalter nach 
Euba ab. 

11.—15. „ Corte: Debatte über das Regentſchaftsgeſetz. Dasfelbe 
wird angenommen und Serrano mit 193 gegen 45 Stimmen zum 
Regenten ernannt. 

14. „ Der Herzog von Meontpenfier Tehrt nunmehr von Liffabon nad 
Spanien zurüd und nimmt feinen flänbigen Wohnfig wieder wie 
früher in Sevilla. 

18. „ Serrano leiftet vor den Cortes ben Eid als Regent und modi⸗ 
fieirt das Minifterium, an befien Spite jedoch Prim als Minifter: 
präfident und Kriegsminifter bleibt. 


Anf. Juli. Der Kronprätendent Don Carlos gibt in einem von ben 
Blättern veröffeniliäten Brief an, feinen Bruder, Don Alfonfo, zum 
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erftenmal feinen vermeintlichen Rechtsanſprüchen auf ben Thre 
Spaniens dffentlihen Ausdrud, und verbreitet fih barin über Re 
gentenpflichten unb das was ber fpanijhen Regierung am mit: 
noththue. Die Hauptgebanken bes fehr umfangreihen Actenitü 
find folgenbe: 


„Don Carlos ift Fein bloßer Prätendent: feiner Auffaſſung nad if itr 
die Krone durch das Recht der Geburt zugefallen, er wünſcht eS Daher bar 
die Liebe des Volks beftätigt zu jehen. Dahingegen will er fich ganz kinr 
Bolf weihen, e3 retten oder für dasfelbe fein Leben bingeben. Fern if itz 
der Gedanke, bloßer Partei⸗König fein zu wollen, dieß verträgt ſich aud ec: 
nicht mit dem Begriff „Majeftät;" er muß und will König aller CS parır 
jelbft der ihm gegneriichen fein, denn ein König kennt feine Feinde. WR. 
jhredt ihn einigermaßen die Größe feined Vorhabens, doch er zählt auf de 
Beihülfe der Landesvertretung; unter Mitwirkung diefer verſpricht er der 
Land ein- für allemal eine wahrhaft ſpaniſche Berfaflung. Die alten Inſtr⸗ 
tionen bat man umgeftoßen, und dur neuaußgelonnene erjeßt, allein diri 
zeigten ſich nicht als lebensfähig. Eine Fitanen-Arbeit wartet feiner: der focicl: 
und politifche Wiederaufbau Spaniens; derjelbe kann nur die im Berlauf vır 
Sahrhunderten bewährt befundenen Grundlagen haben. Das Land dürſtet uch 
Gerechtigkeit, e8 verlangt nad einer ſtarken Regierung, darnach daß dem Gr: 
jeß vollite Achtung verichafft werde. Auch will Spanien feinen Glauben nid: 
verunglimpfen laſſen; glüdlih im Beſitz der katholiſchen Wahrheit, fühl: es, 
daß die Kirche frei fein müſſe, wenn anders fie ihre göttlide Aufgabe erfüllen 
folle; deßhalb ift Spanien entſchloſſen, um jeden Preis die fatholijche Einher. 
dos Symbol feines Ruhms, die Seele feiner Geſetze, daS heilige Band, weldes 
alle feine Söhne umſchlingt, zu erhalten. Die eingegangenen Goncordate müis 
fen pflichtſchuldigſt beobachtet werden. Das ſpaniſche Bolt liebt und Hat vca 
jeher die Decentralifation geliebt. Während der revolutionäre Geift die has 
fiichen Provinzen auf gleihen Fuß mit dem übrigen Epanien bringen rill. 
wünſcht Don Carlos, daß alle andern Provinzen chenjo freie Einrichtunge 
befiten, wie das glückliche und edle Baskenland. Er ıft für die „berechtigten 
Eigenthümlichleiten.” Er geht beftändig damit um, feinem heißgeliebten Spanten 
die Freiheit zu geben, welche es nur dem Namen nad kennt: die Freibat 


nämlic), die eine Tochter des Evangeliums ift, nicht den Liberalismus, der 


Ausflug der Reform; kurz jene Freiheit, welche die Herrſchaft des Geſetzes it. 
wenn dieſes letztere mit dem natürlichen, wie mit dem göttlichen Recht überein- 
fimmt. „Wir Königsjöhne,” fährt Don Carlos fort, „willen, daß die Bölter 
nicht für die Könige, wohl aber die Könige für die Völker da find; daß ein 
König der rechtſchaffenſte und edelfigefinnte Mann feine Landes jein mur, 
daß es für einen König rühmlich ift, Vater der Armen und der Schwachen 
zu beißen. Was die Finanzlage anbelangt, jo ift fie Höchft bedrohlich. ver 
Bankerott fteht vor der Thür; vielleicht ift er nicht mehr zu vermeiden, joviel 
iR aber gewiß, daß dieß nur durch die Dazwiſchenkunft eines Icgitimen Königs 
thunlich. Ein fefter Wille verrichtet Wunder. Tie Großen, der König jelbt, 
müffen mit dem Beiſpiel eingeſchränkter Lebensweiſe vorangehen, die Zahl ver 
Minifterien, der Provinzen und der Angeſtellten muß verringert, die Berion!- 
tung gebeflert, dem Aderbau, Gewerbe und Handel aufgeholfen werden.“ Ws 
Gegner der Handelsfreiheit, die aud in Branfreih wenig Anklang finde, un) 
felbft in den Vereinigten Staaten nit beftehe, ſucht Don Carlos das Keil 
der ſpaniſchen Induftrie in Schugzöllen und in mögliditer Enthaltung des 
Verbrauchs ausländiſcher Erzeugnifie. Dem Bolfe jagen, daß es ſouverän ici. 
heiße es iäuſchen; nichtsdeſtoweniger ſei die Perſon eines Beitlers jo heilız 
als die eines Großen, und daS Geſetz müſſe die Hütten wie die Paläfte te 
fhügen, gegen jede Unbill feitens der Großen und Reihen von Armen und 
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Schwachen angerufen werden koͤnnen, letzteres überhaupt der Gegenſtand bes 
Sonderer Fürjorge fein, und jedem Talent der Weg zu den höchſten Würden 
offen fliehen. Einer chriſtlichen Monarchie jei dieß alles leichter ala 300 Heinen 
Souberänen, die fih in geräufchvollen Berfammlungen herumzanten. „Worin 
anders“, jchließt der Prätendent, „könnte das Glück eines chriſtlichen Königs 
beftehen als in der Liebe des Volks? Bei diefer meiner Denkweiſe folge ich 
Abrigens nur den Traditionen der alten und ruhmreichen ſpaniſchen Monardie ; 
meine angebormen Rechte an die Krone legen mir eine heilige Verpflichtung 
auf: ich übernehme die Berantwortlichkeit, und tradte nah dem Ruhm in 
Der Folgezeit ein guter König genannt zu werden. Bitte, mein Bruder, dba 
Dir das Glüd beihieden, in der Armee unſeres glorreihen oberften Kirchen⸗ 
Hirten zu dienen, diejen geiftliden König, für Spanien und für mid um 
einen apoſtoliſchen Segen. Gott nehme did in feine Obhut. Dein Bruder 
Carlos.” 

Juli. Angefihts einer fi offenbar vorbereitenden carliſtiſchen Schild: 
erhebung werben zahlreiche Anhänger bes Prätenbenten in verjchiedenen 
Theilen bes Landes verhaftet. 


„Auch für Oalizien und Afturien vereinbaren unb unterzeichnen 
die Republilaner einen Föderationsvertrag; ebenſo für Kaftilien ꝛc. 


16. Zuli. Die Cortes vertagen fih bis zum 1. October. 


18. 


21. 


n» Ausbruch der längit vorbereiteten carliftiichen Inſurrection in 

verſchiedenen Theilen des Landes. An der Epite der Garliften: 
banden ftehen vielfach Pfarrer. Der Prätendent jelber befindet 
ſich auf ſpaniſchem Boben. 


„ Der Regent Eerrano verkündet durch Decret thatſächlich den 
Kriegszuftand für ganz Epanien. 

Das Deeret lautet: „Art. 1. Die Öouperneure der Provinzen werden un⸗ 
verzügli in die Amtsblätter daß Gejeg vom 17. April 1821 einrüden laſſen, 
welches von den Berfolgungen handelt, die in Saden directer Verſchwörung 
mit bewaffneter Hand gegen die innere oder äußere Sicherheit des Staats, fo» 
wie gegen die Diebe und Straßenräuber anzuordnen find. Gleichzeitig mit 
der Bekanntmachung dieſes Geſetzes haben fie zur Anzeige zu bringen, daß 
dafjelbe eventuell zu fofortiger und firenger Bollziehung fommen wird. Art. 2, 
In jeder Provinz, mo die PBrovinzialregierung Kenntniß erhält von der Exiftenz 
von bewaffneten Banden oder Zujammenrottungen in feindfeliger Abficht, durch 
welche entweder die Verfaſſung des Staats oder das Eigenthum und die Sicher» 
heit der Einwohner bedroht würden, ſoll diejelbe ohne Verzug das Bando 
(die Proclamation) in Umlauf jegen, welches Artikel 4 des Gefeges vom 
21. Upril 1821 vorjchreibt. Art. 3. Indem den Brovinzialgouverneuren an⸗ 
empfohlen wird, allen Fragen der üffentliden Ordnung den Vorrang einzu⸗ 
räumen, haben fie die geeigneten Verfügungen zu treffen, daß ihnen die Al⸗ 
kaden (Bürgermeifter), ſowie die Agenten der Staatsbehörden von jedem Umftande 
Rechenſchaft geben, welcher die öffentliche Ordnung ftören könnte, und fie haben 
diejenigen unter ihnen ihres Amtes zu entheben, welche fich in diefem Dienft 
nadläffig zeigen. Art. 4. Auf Einladung der Gouperneure der Provinzen 
werden die Alfaden aller Orte Liſten von allen Bürgern anfertigen, welche 
Waffen irgend welder Gattung bejiten, ohne unter die „Preiwilligen der 
Freiheit“ eingereiht zu fein, und fie werden die nöthigen Maßregeln treffen, 
um Compagnien zu organifiren, mit denen fie den Behörden und der Gen⸗ 
darmerie augenblidliche Hilfe gegen die Störer des öffentlichen Tyriedens zu 
Ieiften vermögen. Art. 5. Die Triedensrichter find in ihren Bezirken befugt, 
Hausfucdhungen anzuorbnen, jei es um das Borhandenfein eineß corpus delicti 
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gegen einen der Schuld Berbädhtigen fehtzuftellen, fei e8 um den Berbadht der 
Gendarmen, der Wunicipalbehörben oder der zur Feſtnehmung von Nage- 
ſchuldigten beauftragten Freiwilligen oder Militärperfonen aufzuflären. Urt. 6. 
Die Ermädtigung zur Hausfuhung wird vom Friedensrichter auf Reguiftion 
obengenannter Beamten und unter protokollariſcher Aufnahme der Motize, 
auf denen die Anklage beruht, ausgefertigt. Vie Hausfuhung darf micht jur 
Nachzeit ftattfinden, die Ermächtigung dazu kann nur in dem alle verweigert 
werden, wo die Anklage augenjceinlih aller Begründung entbeurt. Urt. 7. 
Sollte der Friedensrichter abweſend oder durch Krankheit abgehalten fein, is 
hat man fi ſogleich an feinen gefeglichen Stellvertreter zu wenden. Urt 8. 
Die Behörden, ihre Agenten, ſowie die Gendarmerie können, wenn fie in der 
Verfolgung von Unruheftiftern begriffen find, welche den beivaffneten Banden 
angehören und auf der That ertappt warden, ohne gerichtliche Auterifation 
und in bloßer Vollziehung des Art. 5 der Gonftitution in die Wohnung des 
Schuldigen eindringen, aber lediglich um deflen Feſtnehmung zu bewirken. 
Wenn fi diefer in eine freinde Wohnung flüchtet, jo wird man auf Grund 
des bereit angezogenen Artikels zu einer einfaden an den Hausbeſitger ge 
richteten Requiſition fchreiten. Art. 9. Jeder Act von Muth, Energie und 
Patriotismuß, möge er von einer Bchörde, einem der Armee, der Gendarmerie 
oder den fyreiwilligen angebörigen Individium, von einem Givilbeamten oder 
einer Brivatperjon ausgegangen fein, fol der Regierung auf tefegraphiidhen 
Wege mitgeteilt werden, um jeine augenblidlie Belohnung zu erhalten.“ 

Der dem Decret vorausgeſchickte motivirende Beriht des Miniſters 
des Innern erflärt, daß die Regierung die Lage des Landes für eine fehr 
ernfte halt. In diefem Bericht wird zupörderft die lobenswerthe Haltung an- 
erfannt, welche das ſpaniſche Volk feit der September-Revolution bewiejen 
habe, darauf aber der in neuefter Zeit getriebene Mißbrauch mit der durch 
die Verfaflung gewährten Freiheit, welche man mit der Straflofigfeit für Un⸗ 
thaten und gefährlige Wühlereien vermwechfele, geſchildert. „So ift ein uner- 
träglicher Zuftand dauernder Verſchwörung geichaffen, fo find aufrüähreriice 
Anichläge ins Werk gefegt worden, die, wenn auch ohnmädhtig in ſich zer- 
follend, doch den friedlichen Genuß der durch die Ummwälzung erworbenen Gr» 
rungenſchafien verfümmern, die öffentliche Ordnung flören und Aber Spanien 
wieder daß trofllofe Schaufpiel eines Burgerkrieges heraufzubeſchwören drohen. 
Boſewichter maden fi in dem Wahre, daß die Bangmuth der Megierung 
Schwäche jei, jene Lage zu Rute, um Ausichreitungen und Prevelthaten zu 
begehen, als ob diefelben nach dem neuen und weilen Grundgeſete Spaniens 
geftattet jeien. Daher entipringen obne Zweifel die kürzlich in Malaga gr- 
Ichehenen Verbrechen, die Bildung von Räuberbanden in Sevilla und Ulicante, 
die jchändliche Zerftörung von Poſtwagen auf den Straßen Efiremaburas, der 
vandaliſche Veberfall in den Bädern von Fuenſanta in der Provinz Ciudad- 
Real, die meuchleriſche Ermordung des Burgermeiſters von Santa Eruz de 
Gampezu, der gewaltiame Tod eines Schöffen und die Verlegung zweier an- 
derer Mitglieder deB Gemeinderaths von Benquerenzia und noch viele fonftige 
Frevel gegen Hab’ und Leben, welche unter den ehrenwertben Bürgern, die 
ruhig unter dem Schutze der Geſege zu leben wunſchen, Aufregung und 
Schrecken verbreiten.” Die Regierung findet fi daher gendthigt, außeror⸗ 
dentliche Sicherheitsmaßregeln zu ergreifen, „ohne jedoch die Unverleglicteit 
der Wohnung, die Freiheit des Bürgers zu gefährden, ohne in die Freiheit 
der Breffe und der frievfichen Vereinigung einen Eingriff zu thun.“ Rirgend- 
wo wird in dem Bericht eine beſtimmte Partei genannt, gegen welche der 
Staat fih zu fügen habe; daher laſſen fi die Vorſchriften eben fo gut 
gegen republitaniihe Ausſchreitungen ammenden, wie gegen Garlifien umd Iſa⸗ 
beilinen oder wie endlich gegen XBegelagerer, Räuber, Rreidier und ſon⸗ 
Riges Geſindel aller Urt. 
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Die gefemmie likani des Landes erklärt dien Deeret Ser⸗ 
rano’s für eine — — neuen Berfofiung. 


e Juli. Die carliftifhe Inſurrection ift vollftänbig gefcheitert. Es 


iſt den Garliften nicht gelungen, ſich eines auch nur irgenbiwie bes 


feftigten Plate zu bemädtigen unb fi in bemfelben feftzuieken, 
um von bort aus größere Operationen zu wagen, Die gerftreuten Banden 
werben dagegen von ben Regierungẽtruppen ohne große Mühe ge 
iprengt. Der Prätendent felber kehrt wieber über bie Grenze nad 
Frankreich zurüd, 


5. Aug. Decret bes Regenten Serrano gegen bie Theilnahme ber Geiſt⸗ 


lichkeit an dem geſcheiterten Verſuch einer carliſtiſchen Inſurrection. 
Art. 1. Die jehr ehrwürdigen Erzbiſchdöſe und Biſchöfe jollen eingeladen 
werden, wie ich dieß jetzt thue, der Regierung unverzüglich eine genau: Liſte 
aller der Geiſtlichen ihrer reſpectiven Dideeſen einzureichen, welche bie 
benen fie zugetheilt find, verlafien daben, um die von den eine Cor- 
geihaffene Ordnung zu befämpfen. Urt. 2. Dan wird die jehr ——— digen 
— und —*— ebenfalls auffordern, ſogleich nachdem fie Kenntniß von 
dem gegenwärtigen Decret erhalten haben und ohne dab ein Aufſchub oder 
eine Ausrede zuläffig wäre, die Tanonifchen und dffentliden Maßregeln willen 
zu laſſen, welde fie gegen die Entfernung der Priefter ergriffen daten, „niit 
ein um fie zu beftrafen, fondern auch um den ſehr großen Scandal 
gut zu machen, der burch ein ſo — es und treuloſes Benehmen —8* 
gerufen worden it. In Erwartung itiheilungen, welde dieſerhalb von 
den Prälaten bei dem Minifter — — einlaufen werden, behält Die 
Regierung vor, die Verfügungen zu treffen, die fie für nothwendig erachten 
Urt. 8. Da e8 —*— iſt, daß viele Mitglieder des Elerus die ein» 
—* Gemuͤther gegen die von den Cortes votirten Geſetze und Entſcheidun⸗ 
gen, ſowie gegen bie von mir zu deren Ausführung ausgehenden Befehle auf 
reizen, jo haben die ſehr ehrwürdigen Erzbiihöfe und Biſchöfe und alle geiſt⸗ 
lien Behörden innerhalb einer fireng einzubaltenden Frift von acht Tagen 
in ihren Sprengeln einen Hirtenbrief cirenlicen zu laſſen, um ihre Pfarr- 
finder zu ermahnen, den eingelegten Vehbrden zu gehorden. Die Prälaten 
geben, ohne einen Uugenblid zu verlieren, Abſchrift ihres Hirtenbriefes an das 
eeretarint des Juſtizminiſteriums einzufenden. Urt. 4 Man wird die jehr 
ehrwürdigen Erzbiichdfe und Bilchöfe ra an Ahr 4: notoriſch 


— und zum Halten der Beichte zu entziehen. Art. 5 erung 
wird den Gorteß vom gegenwärtigen Decret Rechenſchaft ablegen. 

Tie Erzbiihöfe und Biſchöfe entiprechen bem Derret nur tbeils 
weile. 


9. Sept. Ein Deeret des Miniſterraths beſtimmt: 


1) Wird an ſechs Erzbiſchoöfe und at —— ilsefe “ n Rund 
ſchreiben erlaffen, mittelft defien der N BBoblgeiallen 
erkennung dafür ausipricht, daß — lien Borftände dur —E 
—— der Dispoſitionen des Decreis vom 5. Ang, zur Wiederherſtellung 
der Bffentlidden Ordnung beigetragen haben. 2) Die Erklärungen von zwei 
——— und elf Biſchoſen gehen an den Staatsrath, damit derſelbe über 
den Brad der in denfelben liegenden Renitenzen, ſowie aud darüber Gutachten 
abgebe, ob diejelben mit Pre. t auf die Beſtimmungen der Eonftitution die 
Erhebung einer eriminellen Anklage vor dem oberften Berichtshof geieklich in» 
volviren, oder nicht. 8) Die antwortlicken Zuſchriften des Cardinal⸗Erzbi⸗ 


20 
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ſchofs von Santiago und der Bilchöfe non Urgel und Otma gehen fofori sı 
den Staatsprocurator, um gegen biefelben unter ftricter Einhaltung ber go 
jeglichen Beſtimmungen einzujchreiten. 

13. Eept. Nach dem jo vollſtändigen Scheitern des carliftifhen Infurrectiene: 
verſuchs fieht fi) ber Prätendent veranlagt, ben Heinen Hof, ben er 
in Paris gebildet hatte, wieber aufzuldien. 

19. „ Spanien lehnt Unterhanblungen mit den Verein. Staaten Er. 
Euba’s ab. 

22. „ An Tarragona erhebt ein Volkshaufe, ber ben republifaniiker 
General Pierrad begleitet, Banner mit verfafjungswibrigen In: 
fhriften. Der Secretär, der fie bejeitigen laſſen will, wirb getöbtet. 
In Folge bavon wird gegen Pierrab ein Haftbefehl erlafien, kie 
republ, Clubs werben aufgelöst und bie Freiwilligen ber jyreikat 
entwaffnet. 

24, Die Regierung beſchließt, republikaniſche Kundgebungen als ver: 
faffungstwibrig fortan nicht mehr zu bulden und bie Urheber ven 
Unruben fireng zu beftrafen. 

26. „ Ein republifaniiger Aufitandsverfuh in Barcelona wirb von 
ben Truppen raſch unterbrüdt. 

27. „In Mabrid werben alle Clubs unb polit. Vereine verboten. 


28. „ Der Regent und ber Minifterratb einigen fi), ben Cortes bie 
Throncanbidatur bes Herzogs v. Genua vorzufchlagen. 


1. Oct. Wieberzufammentritt ber Cortes. Die Regierung legt ihnen 
fofort da8 Teeret Serrano's vom 21. Juli bez. Euspenbirung ber 
conftitutionellen Garantien zur Genehmigung vor. 

3.—5. „ Sn Gatalonien und Andaluſien tauden republikaniſche 
Vanden auf. 

6. „ Die Corte genehmigen, nachdem bie republ. Abgeordneten 
jämmtlih den Eaal unter Proteft verlaflen haben, einflimmig tat 
vom Regenten erlaffene Decret bez. Aufhebung ber conftitutionellen 
Garantien. Die republ. Abgeorbneten nehmen an ben Eikungen 
vorerft keinen Theil mehr. 

7. „ Ad in Saragoſſa bricht ein republifanifcher Aufftanb aus, wird 
aber vom Militär gleichfalls unterbrüdt. 

9. — 16., Ausbruch eines republ. Aufftandes in Valencia. Derfelbe 
fann vom Militär nicht fofort bewältigt werben und nimmt große 
TDimenfionen an. Es müflen ſtarke Streitfräfte berbeigezogen wer: 
den. Eine Anzahl republ. Abgeorbneter beibeiligt fi am Aufſtande. 
Andere, wie namentlih Caftelar, fuchen auszuweichen und fprechen 
fih weder für noch gegen ben Aufftand aus. Derjelbe wirb fchlich: 
li mit großer Anftrengung unterbrüdt. 


19. „ Die Cortes ſprechen, in Abweſenheit ber republ. Wbgeorbneten, 
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ber Armee, ber Marine und ben trengebliebenen freiwilligen ihren 
Dank aus und befchließen, gegen 17 republ, Abgeorbneie, bie fi 
bem republ. Aufitande angeichloffen haben, gerichtliche Verfolgung 
einzuleiten. 

21. Oct. Der republ. Aufſtand ift vollſtändig bewältigt, bie Ruhe überall 
wieber hergeftellt. 

28. „ Throncanbibaturfrage: Die unioniftifhen Abgeorbneten ſprechen 
fih in einer Parteiverfannlung alle bis auf zwei gegen bie Can⸗ 
bibatur bes Herzogs v. Genua aus, bie Brogrefliften und Demokraten 
bagegen mit 102 Stimmen für ihn, nur 2 für ben Herzog von 
Meontpeniier. Es werben weitere Stimmen für beide geworben. 
Diejenigen für ten Herzog von Genua fteigen bis Ende bes Mo: 
nats auf 128, biejenigen für Montpenfier auf 52. Es wirb für 
beide weiter geworben. 

29. „ Cortes: Der Finanzminifter Arbannaz legt benjelben das Bubget 
für 18%, vor Das Budget für 18%, Hatte ein Deficit von 
82,956,200 Escudos aufzuweifen. Das jebige fol bagegen „ee 
koſte was es wolle” ins Gleichgewicht gebracht werben. Der Mi: 
nifter fchlägt zu biefem Ende hin eine Reihe von Tinanzmaßregeln vor. 


4. Rov. Die Minifter Silbela und Arbannaz begehren und erhalten 
ihre Entlaſſung unb werben burd bie HH. Martos und Figuerola 
erfeßt. In Folge ber ven ber Regierung unterftähten Throncan⸗ 
bidatur tritt aud ber Marineminiiter Topete, ber fich jeberzeit aufs 
entihiedenfte für nr serige bes Herzogs von Montpenfler auge: 
ſprochen bat, zurüd 

13. „ Cortes: Der neue Finanzminifter erklärt, bas von feinem Ver: 
gänger für 18'Y, eingebradite Budget nur theilmeile übernehmen 
zu können. 


Mitte Nov. Die Ausfichten ber Throncanbibatur bes Herzogs dv. Genua 
beginnen fih zu mindern. Gegenüber ben Widerftande ber Unio⸗ 
niften unb ber Republikaner ift es fehr zweifelhaft, daß in ben 
Cortes eine Zweibrittelmajorität für biefelbe zu Stande gebracht 
werben Tünne. 


22, „ Cortes: Prim legt denſelben einen Gefebentwurf vor, ber bie 
Negierung für 1870 zur Aushebung von 80,000 Rekruten ermädtigt. 


24. „ Cortes: Die Regierung legt benfelben ben Entwurf ciner Ver: 
fafjung für Portorico vor: biefelbe gewährt ber Jnſel vollftänbige 
Religionsfreibeit, behält dagegen vorerft die Eclanerei noch bei und 
verbietet jebe Discujfion bes DVerbältniffes zum Mutterlande, 

27. „ Cortes: Die republikaniſchen Abgeorbneten treten wieber ein, was 
fie durch ein fchr umfangreiches Manifeft motiviren. 

20 * 
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Die Cortes beſchließen, einen nicht unbebeutenben Theil ber 
Krongüter zu verkaufen. 


80, Nov. Berichte aus Florenz melden, daß ber König Bictor Gmame, | 


ber Anfangs ganz gegen bie Xhroncanbibatur bes Herzogs ver 
Genua geweſen war und nur durch die Kaiferin Eugenie, auf ihrer 
Durdreife zur Eröffnung bes Suezcanals für biejelbe gewonnen 
worben war, zwar nod für biefelbe fei, aber ber Mutter bes Her: 
3098, bie offen und entſchieden bagegen ift, keinerlei Gewalt an: 
tbun wolle, 


10. Dee. Eortes: Ein Antrag Prime, den in ben Jahren 1866—67 


15. 


18. 


29. 


emigrirten Offizieren ben verlorenen Solb für bie Zeit ihrer Ab— 
wejenheit nachträglich zu vergüten, wirb mit 105 gegen 75 Etim: 
men abgelehnt. 
„ Die Eortes befchliegen nach bem Antrage ber Regierung, bie in 
Folge ber carliftiiden Inſurrection und ber republ. Aufſtände [us 
penbirten conftitutionellen Garantien wieber herzuftellen und ſetzen 
eine Unterfuhungscommilfion nieber, um bie Entfrembung ber ron: 
juwelen durch bie Königinnen Ehriftine und Iſabella im Vetrage von 
ca. 78 Mil. R. zu conftatiren. 
„ Eortes: Prim ſpricht fich gelegentlih voller Hoffnung für bie 
Throncanbibatur bes Herzogs von Genua, aber auch wenn fie fid 
nicht verwirklichen follte, jebenfalls für bie Monardyie aus und erklärt 
fi wie ſchon wieberbolt neuerbinge gegen jebe bee einer Rückkehr 
ber Bourbonen und gegen bie Errichtung einer Republik. 

Vorlage eines Geſetzesentwurfes bez. Einführung ber Civilehe. 
„» Die Regierung erhält vom fpanifhen Gefanbten in Florenz bie 
beftimmte Nachricht, daß König Victor Emanuel gegenüber bem be 
barrlihen Widerftanb ber Herzogin von Genua gegen bie Thron; 
canbibatur ihres Sohnes Thomas feine Genehmigung berjelben 
ſchließlich nicht ertheilen koͤnne. 
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4. Ran. Der neue Mayor von Cork in Irland iſt ein entſchiebener Fenier 


9, 


412. 


und verweigert zuerit ben vorgeichriebenen Amtseid zu leiften, be: 
quemt fih aber ſchließlich doch dazu. Die ganze Stabt iſt in 
größter Aufregung. 
„ (Oftindien). Die Refte ber Erpebition werben aus bem 
Hazaralande abberufen. Lorb Mayo, ber neue Vicelönig, landet in 
Calcutta und übernimmt feine Functionen. Der abtretende Vice: 
könig Sir Kohn Lawrence ergreift bie Gelegenheit bei einem ihm 
gegebenen Abſchiedsbankette, um fi Über feine und Englands bis⸗ 
herige Politik Ri Mittelafiene öffentlich auszufpredhen: 

„Ich habe alle Borgänge in jenen fernen Landſchaften ſcharf beobachte. 

Allerdings babe is mich eniichloffen geftemmt gegen jeden Vorſchlag, der mir 
die ‚nbobeittiiße Regierung zu activen Einwirkung in Mittelafien fort- 

zureißen fchien. Sollte es gehöehen, folange die Umflände bie bisherigen bleiben, 
* wäre es meines Erachtens ein arger Mißgriff; denn ein folder Egritt 
würde uns früber oder Ipäter in geindfeligteiten verwideln, entweder mit den 
centr atiſchen Völkern, oder mit ihren Feinden; wahrfcheintieh mit beiden. 
Unfere e Bolitit iR, jolche Verwicklungen zu vermeiden, unfere Macht 
in Indien zu concentriren, dem indiſchen Volle die möglid befte Regierung 
zu geben, unfere Berwaltung zugleich wohlfeil und lchtig einzurichten, und 
uns fo in dem weiten Reiche ſtark und geachtet zu machen. Un der 
grenze mäflen wir beionders ſtark und gerüftet fein, ohne jedoch uns in die 
Inweren Uni der anwohnrenden Bebirgsftämme einzumifchen, ausgenommen, 
wo es zur Wahrung der Ruhe und Sicherheit nötbig wird. Stehen wir, 
ohne einen ji —X Finanzen verderblichen Krieg zu proosciren, an unſern 

jo kbonnen wir jedem een mit 

ee ae die Prag Pr iaen wir Agenten in Bänder, deren 
Regierung roh und deren Bendllerung —* und 73 iſt, fo Ki 
wir diefelben der Mikhandlung aus, melde wir dann, wie damals in ® 
tan, mit Baffengewalt beftrafen müffen, Darum bin id gegen folge Unter- 
nehmungen. 
„Verſammlung ber Engliſh⸗Church-Union: Die Ritualiiten treten 
ſehr entſchieden auf gegen bie Entſcheidung des richterlichen Ausſchuſſes 
des Oberhauſes wider fie und ſehen Reſolutionen dagegen durch, 
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bie einer thatſächlichen Auflehnung gleihlommen. Die Regierung 
nimmt von bem Vorgang feine Notiz. 


14. San. Cardinal Eullen und mehrere irländifhe katholiſche Piichöfe 
erflären die Aufhebung ber irifchen proteftantiihen Staatskirche für 
unerlaßlich und alle allfälligen Eonpromißverjuche für verwerflich. 

„ u Der neue Minifter bes Auswärtigen, Lord Clarendon, ſchließt 
mit dem Geſandten ber norbamerifanifchen Union, Reverby Johnſon, 
einen neuen Vertrag (f. 23. Nov. 1868) bez. Befeitigung ber Mia: 
bamafrage ab, der der Union nod mehr entgegenkommt: 

Das in fieben Artikeln abgefahte Document beflimmt im Weſentlichen 
die Ernennung von zwei Gommifjären von beiden Geiten zur Schlichtung der 
Rreitigen Anſprüche. Bei DMeinungsverichiedenheit enticheivet ein von ver 
Eommiffion gewählter Unperteiiiger. Kann ınan fid Über defien Wahl nidt 
einigen, jo wird für jeden einzelnen Yall ein Unparteiiſcher durchs Loos ge 
Kal Gegen die Entſcheidung befielben gilt kein Appell. Die ſämmtlichen 

maſſen in zwei Jahren erwogen und erledigt fein, und die etwa 
ang en Geldſummen Find binnen 18 Monaten, vom Datum der Ent 
Meldung on, ohne Intereſſen zu zahlen. 

16. „ (Oftindien) Schir Ali, der neue Beherrſcher von Afgbani- 
ftan, hält feinen Triumpheinzug in Kabul. 

27. „ Bankett in Gloceſter. Die Liberalen feiern babei eine Art 
Siegesfeft über das Refultat der letzten Parlamentswahlen. Dir. 
Lowe, ber neue Schahkanzler, entwidelt das Programm der Re 
jerun 
s a 3 erſten Punkt deffelben bezeichnet er volle Gerechtigkeit rar Irland, 
Gleihferung afler Confeſſionen dur Abſchaffung der iriihen S 
und Gingiehung ihrer Güter, fowie durch vollländige Befreiung der he See 


Der zweite Punkt fei die Aufrechthaltung bes Friedens. Lowe glaubt ver⸗ 


—E das nicht nur den Wunſch hege, den Frieden zu erhalten, - 
dern auch den Willen babe, die einzige Politil, welche zu diefem Ziele führer 
Tann, beharrlich zu verfolgen. Die Ueukerungen bezüglich der Erhaltung des 
Friedens führen ihn zur Erllärung über beabfichtigte Reductionen in Heer 
und Flotte. Als Teitendes Princip bei den vorzunehmenden Beränderungen 
bezeichnet er die Erreichung der größten Tüchtigleit Für möglich geringe 
Roften durch Adldfung des Ueberflüffigen zumd Goncentrirung bes Uebrigen 
dort, wo man es gebraude. So werde man die Armee mehr in England 
zufammenzieben als bisher und für die Flotte weniger Werſte unterhalten 
und bie da —— Ausgaben vermindern und befier verwerthen. Im 
werde man das Minſterium und ſeine Pläne erfi nach einiger Zeit 
und zwar nach feinen Früchten beurtbeilen können. 


— „ Lord Ruflel richtet einen britten Brief über bie iriſche Kirchen⸗ 


- frage an Hrn. Chic. Fortescue. 
Die drei Briefe bezeichnen den Foriſchritt der öffentlichen Meinung in die 
fer Frage. In feinem erften Brief verlangte er: daß das iriſche Kircdenver- 
mögen zwifchen den beſtehenden größeren Religions gemeinihaften, den Katholiken, 
Anglitanern und Presbpterianern, je nach der Ropfzahl gleichmäßig verteilt 
und je gewilfermahen drei Staatalirchen in Irland gegrändet wksden. Der zweite 
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ſcharfte allen Mitgliedern der Liberalen Partei ein, daß fie, da ſich num einmal 
Die Mehrheit im Unterhaus und die öffentliche Meinung in Irland für gänz- 
Iihe Aufhebung der Staatskirche ausgeſprochen, als echte Liberale ihre per» 
fönlihen Anfihten und Wunſche der Gefammtheit unterordnen, und Hrn. 
Gladſtone, den er förmlih als feinen Nachfolger in der Parteiführung em⸗ 
pfahl, thatkräftig unterflügen müßten, wie er felb in gutem Glauben thun 
würde, obgleich er die Durchführung feiner eigenen Vorſchläge lieber geichen 
hätte, Im dritten, einer umfangreihen Vroſchüre, gebt Lord Wuffel wieder 
einen Schritt weiter, indem er einen förmlichen Plan zur Aufhebung der 
Staatsfirhe entwirft, und feine Anfichten über die zwedmäßigfte Bermendung 
der einzuziehenden Kirchenrevennen entwidelt. 


1. Schr. AZufammentritt der ſog. Convocation, bes geiftlihen Parlaments, 


16. 


in England, Für Irland bat die Regierung ben Aujammeniritt 
berfelben verboten. 

„ Tie öffentlihe Meinung ijt bereits außer Zweifel barüber, daß 
bie neue Regierung ben feſten Entihluß gefaßt bat, Englands 
Armee⸗ und Ylottenbeftand, was aud bie jeweilige Politit ber 
übrigen Welt fein möge, weſentlich zu vermindern. 

Der erſte große Schritt ift die Reduction der Befagungen in den Colonien. 
Bereits feien nad Canada und einigen anderen Krondependenzen Depeichen 
abgegangen mit der Anzeige, daß binnen zwei oder drei Jahren alle känig- 
Iihen Truppen aus der Colonie zurüdgezogen werden follen, und daß daher 
diefer felbf die Pflicht zufallen werde, für ihre Verteidigung vorzuforgen. 
Die Eolonien zeigten fi ungemein eifrig, das Recht vollitändiger Selbft- 
regierung zu erlangen, und man bat fie ihnen ohne Widerftrchen gewährt; 
aber nın müſſen fie aud gefaßt fein, die Folgen zu tragen, nämlid, daß 
das Band zwiſchen Eolonie und Wutterland ein fehr Ioderes geworden ift, 
und daß das Mutterland es ablehnt, Opfer für Colonien zu bringen, die 
ihrerfeits jede Opferwilligfeit für jenes ablehnen. 

» Die Nahridten aus den Verein. Staaten, welde die Verwer⸗ 
fung bes mit Johnſon abgeſchloſſenen Vertrags bez. Befcitigung ber 
Alabamafrage in fichere Ausfit ftellen, rufen in England eine 
große Aufregung hervor. Die öffentliche Meinung ijt barüber 
einig, daß England bereit8 bis zum Aeußerſten nachgegeben habe 
unb legt ben feften Entſchluß dar, nicht weiter zu gehen felbit auf 
alle Gefahr Hin. 

„ Eröffnung der Parlamentsfeflion. Die Thronrebe (durch eine 
tgl. Commiſſion) Tautet bez. ber irischen Kirchenfrage noch jehr 
unbeftimmt : 

u... Die kirchlichen Einrichtungen Irlands werben binnen kurzer Friſt 
unter Ihre Berückfichtigung gebracht werden, und die geießgeberiiche Thätigkeit, 
weldhe zu deren fchließlicher Feſtſtellung nothwendig ift, wird die größten An- 
forderungen an die Weisheit des Parlaments fielen. Ich bin überzeugt, daß 
Sie in der Fortführung des Werks Ihr Augenmerk auf jedes von ihm etwa 
betroffene und berechtigte Intereſſe richten werden und daß Sie fi dur das 
befländige Ziel werben leiten laflen: die Wohlfahrt der Religion durch die 
Grundfäge gleihmäßiger Gerechtigkeit zu fördern, das ungetheilte Gefühl und 
die Anrechte Irlands auf die Seite der Treue und des Geſetes zu bringen, 
das Andenken fräbern Haderß zu verwilden und die Sympathien eines Liebe» 
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vollen Wolts zu pflegen. Im jeder Ungelegenbeit von biſentlichem Jmiereie, 
und beionbers in einer jo bedeutenden, fiche ih zu Bott dem Wllmäcdtigen, 
daß er nie aufböre, tt Berathungen zu leiten, und daB er fie zu einen 
glucklichen Schluffe „‘ 

23. Sehr. Die Megierung begnabigt eine große Anzahl ber gefangenen 
Tenier, aber nit alle. Die Rückkehr der Begnabigten gibt iz 
Irland vielfach Gelegenheit zu feinbfeligen Demonftrationen gegen 
Englanb. 

25. „ Unterhaus: Die Regierung bringt eine Bill ein für Abſchaffung 
ber perſoͤnlichen Steuerzahlung als Bebingung bes Wahlrechts. 

26. „ Unterhaus: Gladſtone erklärt, daß die Menierung nicht beabfid- 
tige, in biefem Jahr noch eine iriihe Pachtbill einzubringen. 

27. u Die Eonvocation (geiftlihes Parlament) richtet bez ber irilden 
Kirchenfrage eine Adreſſe an bie Königin. 


Das Oberhaus der Convocation des geifllihen Parlaments bat Das vom 
Unterbaufe derjelben beantragte Amendement zur Adreſſe au die Königin ver 
worfen, in welchem diefe dringend erſucht wurde, jeder in die Rechte der iri⸗ 
ſchen Kirche eingreifenden Maßregel ihre Genehmigung zu verveigern. Gtatt 
dein wird ein Amendement des Biſchofs von U:rford einflimmig ange 
nommen, weldes jagt: daB die Convocation den im Parlament vorzuſchla⸗ 
genden Maßregeln mit ernften Bejorgnifien entgegenjehe, und die zuderfüdgtiide 
gefmuns hege, daß — immitten des Streits der politiiden Parteien — die 

ntereflen des wahren Blaubens und die gerechten Anſprüche der reformirten 
Kirche nicht aus den Augen gelaflen werben. 


4. März. Unterhaus: Glabftone legt feine Bil bez. Entitantlihung usb 
Entbotirung (Disendowment und Disestablishment) ber iriſchen pro: 
teſtantiſchen Staatskirche vor unb begründet fie in ciner breiftün: 
bigen Rebe: 

Gladſtone's Plan if nad der Borlage im Welentliden folgender: Die 
Entbotirung (disendowment) der iriſchen Kirche ſoll gleich nad der Annahme 
der minifteriellen Maßregel eintreten. Sobald die Bill Geſetz wird, geht alles 
Eigenthum des Kireninftituts — Gotteshäufer, Pfarrhäuſer, Pfarrländereien 
und Zehntengefälle — über in die Hände einer nad der Bill zu ernenmenben 
Sommiffion, welche die Einkünfte den vorhandenen Pfründinhabern auf deren 
Lebensdauer auszuzahlen hat. Hoffentlih werden zwiſchen dem Durdg 
der BIN und einem zweiten Datum, als welches der 1. Januar 1871 anzw 
nehmen fein mag, der Glerus und die Laienſchaft der iriſchen Kirche aus ſich 
felbft eine Rerveriäeft zur Berwaltung ihrer Kinftigen Episcopallirdde organi⸗ 
irt haben. Die Königin im Gonjeil wird N: die Bill ermädtigt, eim 
olche Abrperſchaft anzuerkennen, vorausgefeht, daß fie ſich wirklich repräfentatin 
erweiſt. Ueber Urt und Weiſe der Laientheilnahme dabei ſpricht GBladfton 
fich nicht näher aus. Bis zu dem beſagten 1. Januar 1871 wird dann auf 
die förmliche Abſchaffung der Kirche (disestablishment) in Kraft treten. 
Mittlerweile, d. 5. zwiſchen der parlamentarifen Annahme der Ucte und dem 
1. Yan. 1871, werden in Erledigung kommende Pfründen in herlömmlicer 
Weiſe beſetzt, präfentirte Biſchdfe von der Krone approbirt, und ſolche Bifchdſe 
erhalten von der neuen Commiſſion die üblichen Smolumente ihrer Stellen, 
jedoch nur proviſoriſch, und bis zum Eintritt des har 1871, wo dann ihre 
Salarirung von der Commiſſion anfatt der als Gtaatsanftalt erlofchenen 
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irche zu übernehmen iſt. Um 1. Yan. 1871 hören die Iriihen Biſchbſe auf, 
im Haufe der Lords zu figen, bie iriſchen Kirchengerichtshöfe (ecclesiasticel 
courts) haben keine Sunctionen mehr, und die Geſetze der iriſchen Kirche geben 
ans Reichtſtatuten in bloße Uebereinkommniſſe einer freiwilligen Gorporation 
über... JM fo die Aufhebung der Kirche vollendet, fo beginnt dann die 
Ausführung der Entdotirung. Privatftiftungen, d.h. Dotirungen aus PBrivat- 
quellen feit dem Jahr 1660, werden der neuen Rirchencommilfion (gover- 
ning body) überwieſen. In der Benusung befindliche Gotteshäujer gehen 
über an diefelbe Corporation, und bezüglich einiger Dutend Kirchen, die als 
Rationalmonumente zu betrachten find, wie die St. Patriciuskirche in Dublin, 
fol die neue Gommiffion ermädtigt werden, eine Heine Summe zu ihrer 
Unterhaltung auszumwerfen. Daſſelbe geichieht mit den Pfarrhäulern (glebe 
houses), Das jetige Einkommen der Geiſtlichkeit erwächſt aus Grundzinſen, 
directen Felderträgniſſen und Zehnten. Letztere werden fogleih an bie neue 
Gommiffion verwielen, welche die entſprechenden jährlichen Zahlungen an die 
Geiſtlichen zu leiften hat. Ueberhaupt kann diefe Commiſſion als der Liqui« 
dationsausfhuk für das bisherige Kirdhengut betrachtet werden. Der bisher 
von den nordiriſchen Presbyterianern unter dem Namen eine® Regium donum 
genofiene Staatsbeitrag wird fürs erfte fortbezogen, fpäter aber in analoger 
Weile umgewandelt, und die Staatsdotirung für das katholiſche Prieſter⸗ 
feminar Maynooth wird, nach vierzehnjähriger Berechnung, für die Profefjoren 
deſſelben capitalifirt.... Wenn nun die Kirchenabſchafſung und die Entdotirung 
vollzogen find, was follen die Liquidatoren mit dem in ihrer Hand befindlichen 
Kichengut anfangen? Sie werden ermädtigt, beichränkte Zandparcellen — 
eiwa 10 Morgen auf jede Pfarrei — zu billiger Schägung zu verlaufen, 
wobei die bisherigen Pächter das Borlaufsrecht und eine 22jährige Zahlungs- 
frit haben follen. Die Zehntenabgabe fol nah 45 Yahren ganz aufhören. 
Schlieglih wird die Commiſſion, nach Gladſtone's Berechnung, ein Capital 
von nahebei 8 Millionen Pf. St. in Händen haben, mit einem Jahresertrag 
von 811,000 Bf. St. Diefe Summen gedenkt die Regierung zu verwenden 
auf Werke der Barmherzigfeit für ganz land, Unterftügung bei Unglücks⸗ 
fällen, für welche das Armengejeß nichts vorgeſehen hat, Unterhaltung von 
Blinden-, Taubſtummen⸗, Irrenanftalten, Ammenſchulen, Srafichaftsipitälern zc., 
jo daß namentlich die jet jehr ſchwer auf die ärmeren Pädterfamilien drü⸗ 
denden Grafiaftslaften erleichtert werden ſollen. Disraeli erflärt mit 
Entichiedenheit nochmals den Proteſt der Oppofition gegen Prineip wie Ein» 
zelheiten der Bill, bezeichnet Trennung der Kirche vom Staat als politilchen 
Irrthum und Einziehung der Büter zu weltlichen Zwecken als einfade Con⸗ 
fiscation, und räth ſchließlich feinen politiſchen Freunden, fich jeht nicht der 
BIN zu widerjegen, fondern ihren Widerftand für die zweite Leſung aufzus 
fparen. Die Bi wird darauf ohne Widerftand zum erftien Mal gelefen und 
die zweite Leſung auf den 18. März angelekt. 
enn man die umfangreiche, bis zur Unverftändlichkeit mit Details über- 
ladene BIN, welche „eine Liberale, prompte und endgiltige" Loſung der irijchen 
Rirchenfrage dur „vollftändiges Disestablishment und Disendowment° 
bewirten foll, ihrer nebenſächlichen, aber als Hauptſache vorgeſchobenen Einzel⸗ 
eiten und ihres verwirrenden officiellen Wortihwalls und die Rede Glad⸗ 
one’8 ihres rebneriihen und dialectiſchen Beiwerks entlleivet, jo ift der 
langen Rede furzer Sinn in dem folgenden Sat enthalten: Das Geſammt⸗ 
eigenthum der anglicaniſchen Kirche in Irland beträgt, mit Ausihluß von 
Kirchen- uud Pfarreigebäuden, troß der ſchlechten Verwaltung, bis jett immer 
noch 16,500,000 Pfd. St., davon foll fie 6,650,000 Pfd. St. mit allen 
Kirchen. Pfarr und Schulgebäuden behalten, und den Weft von nahezu 
10 Mil. Pfd. St. herausgeben, damit diefer zum Tleineren Theil (2 Mil. 
Did. St.) den Katholifen und den Presbpterianern zu gut fomme, und zum 
größern Theil für unkirchliche Wohlthätigkeitsanftalten, Aſyle für Blinde und 
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iuterefie i 
wendet werde. Das iſt der Kern; alles andere iR Nebenſache beſchönigende 
Wortflauberei, mehr oder weniger aufrichtine S 

Das Disendowment trägt jomit den Gharalter eines neuen Endowmer: 
an fi, und die Bill adoptirt in der Suche den belannten Plan Lord Mufeis. 
Nur beabfichtigte diejer, den Katholiten uud Diffiventen mehr zu geben, m 
den Unglicanern weniger zu lafien; jein Plan war daher der billigere, libe 
talere, dem Grundjag der NReligionsgleichgeit entſprechendere. Auch fo iR * 
Maßregel ein großartiger Act der Gerechtigkeit, und bezeichnet nicht nur eine 
radicalen Bruch mit der Politik, welche England in der Vergangenheit gegr 
Irland befolgt bat, fondern aud einen jehr bedeutenden WYorticäritt auf ber 
Wege der Toleranz, Uber nad den thatſächlichen Vorlagen der Bill mri 
man behaupten: daß fie die durch die Macht der Eroberer geflörte lirchlich 
Bleichheit in Irland nicht wiederherftellt, daß fie die Anglicaner nicht mit der 
übrigen Gonfeflionen, und namentlih nicht mit den Katholiken, melde die 
große Mehrheit der Bevölferung bilden, auf diefelbe Grundlage der Fremil. 
ligleit und Selbfthilfe ſetzt, dab fie drüdende und ungerechte Privilegien ter 
bisherigen Staatskirche nicht aufhebt, fondern nur mildert, und dab die Tım- 
nung der Kirche vom Staate nur Schein und feine Wirklichkeit iſt. Hr. 
Gladſtone und namentlih Hr. Bright dürfen dieß nicht eingeflehen, und ver 
wahren fi auch auf das nachdrücklichſte gegen eine ſolche Yuffaffung ; aber 
Thatſachen wiegen ſchwerer als Worte. Dem foffliden Inhalte der Borlage 
gemäß haben wir es nidht mit einer Aufhebung, jondern mit einer Dlilderung 
der ſtaatskirchlichen Privilegien zu thun, mit einem Compromiß, deſſen Gin 
zeinheiten mit großem Geihid in der 63 Paragraphen enthaltenden und 
23 Drudjeiten füllenden Bill ausgearbeitet und mit bevundernswiärdiger 
Dialektik in der Gladſtone'ſchen Rede den Anſchaungen und der YHusdruds 
weile der Liberalen Partei angepaßt find, während fie durch ihren Anhalt den 
Alarm der Eonjervativen beſchwichtigen und ſelbſt den kirchlichen Fanatikern 
als der beſtmögliche Handel erjcheinen müflen. Das Endowment wirb aller 
dings auf indirectem Wege bewirkt, aber für alle praktiſchen Bwede bleibt Des 
Reſultat dagjelbe Die neu zu bildende Kirche erhält 1) den Genuß der 
tirchlichen Gebäude, 2) alle rein proteftantiihen Vermächtmiſſe jeit 1660, und 
3) die Verwaltung und den Beſitz der fogen. life Interests. Ride follen 
nämlich) nad) dem Wunſche des betreffenden Pfründenbefigers capıtalifirt und 
mit einer runden Eumme abbezahlt werben können. Wenn der „regierente 
Körper“ und die Synode e8 verlangen, wie fie natürlich thun werben, jo muß 
dieje Kapitalifation nah dem Verhältniß von 14 für 1 erfolgen, und das 
Gopital wird dem „governing body“, d.h. der Kirche, Überwiefen, um dar- 
aus die Gehalte der Geiftlihen und Beamten zu beftreiten. Die neue Kirche, 
deren Anhänger in Irland wenig mehr als % Million beitragen, beginnt ta- 
ber ihre neue Laufbahn mit einem fundirten Kapital von 6,650,000 Pir. 
&t., und fließt die reichte Klafie der Bevollerung ein, welche burd die 
tihlicden Sporteln und freiwilligen Opfergaben die verfügbaren Fonds beträdt- 
li zu fchwellen vermag. Wo in der Welt, mit Ausnahme von Englens 
ſelbſt, gibt es heute noch eine Kirche, die reicher wäre? Die Einziehung ber 
zablreihen Pfründen, welde ohne Gemeinde beſtehen und genofien werden, 
muß und wird die der reformirten anglicaniſchen Kirdde in Irland zur Ber- 
fügung geftellten Mittel noch bebeutend vergrößern. Bon den 2,000,000 Bir. 
Et., welche zur Zefriedigung der den Presbpterianern und den Katholiken 
zuftehenden Anſprüche“ ausgelegt find, erhalten jene als Erſat für die bis- 
ber unter dem Namen „Regium donum‘ geleiſtetete Staatsunterſtütung 
von 50,000 Pf. St. des Jahrs ungefähr zwei Drittel, und die Katholiken 
ols Wequivalent für den bisherigen Staattzuſchuß zu dem Fonds des Priefter- 
jeminars von Maynooih ein Drittel, 
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3. Mär, Unterhaus: Ein Antrag Fawceetts, bie unausweichlichen unb 


4. 


erlaubten Wahlloften bei Parlamentswahlen Tünftig nicht wie bisher 
ben Candidaten zu überlafien, ſondern aus Staatsmitteln zu beftrei- 
ten, um fo ben Zutritt zum Parlament zu erleichtern, wirb mit 168 
gegen 165 Stimmen abgelehnt. 

„ Tas Unterhaus bewilligt auf ben Antrag des Schahlanzlers 
nach nachträglich 3,600,000 Pfd. für ben abyſſiniſchen Feldzug, 
befien Geſammtkoſten nunmehr 8,600,000 Pfd. betragen. Die 
öffentlihe Weeinung erhält dadurch ein neues Moment für ihr Ur: 
theil über bie finanzielle Wirthſchaft der abgetretenen Torpregierung. 


8— 11. „ Unterhaus: Vorlegung des Militär: und Marinebubgets. 


13. 
15. 


Dad Marinebudget weiſt gegen das Borjahr eine Verminderung bon 
957,357 Pfr. nad, wovon etwa die Hälfte an Löhnung und Berpflegung 
von (überflüfigen) Mannichaften, der Reſt an verigiedenen Marineetabliffements 
erjpart werden fol. Das Militärbudget zeigt eine Erſparniß von 
1,225,500 Pfd., die durch Zuridziehung von Truppen aus den Golonien und 
Dur Reduction der beftehenden Cadres erzielt werben fol, 

„ Turd ben Nüdtritt ihres Präfidenten, des Hrn. Beales, löſt 
fi die Reform⸗Liga thatfächlich auf. 

„ Unterhaus: Die von ber Regierung vorgelegte Bill bez. der fun: 
birten Schulen wird an cinen Sonderausſchuß gewieſen. 


185—24, „ Unterhaus: Tebatte über die iriihe Kirchenbill. Neben 


27. 


von Glabftone, Bright, Disraeli, Eir Roundel Palmer, Lowe, 
Diefelbe wird ſchließlich mit 368 gegen 250 Stimmen zur zweiten 
Lejung zugelaffen. 

„ (DOftindien). Darbar zu Ambalah zwiihen dem Bicelönig 
Lord Mayo und Sir Ali von Afghaniitan. 


8. April. Unterhaus: Der Schabfanzler Hr. Lowe legt das Vudget für 


1870 ver und erörtert in einer mehr als zweiltündigen Rede bie 
Tinanzlage des Reihe. Statt bes allgemein erwarteten Deficits 
ſchließt das Budget zu großer Ueberraihung bes Hauſes mit cinem 
Veberjhuß und mit Vorſchlägen zu neuer Ermäßigung ciner Reihe 
von Eteuern. 

Die neue liberale Regierung hat die Berwaltung mit den von der Tory⸗ 
regierung ihr zurüdgelafienen Teficit von 3,600,000 Bid. für den abyfiini« 
hen Krieg übernommen. Sie beginnt ihre Budgeioperationen mit diefem 
beträchtlichen Deficit, und endet mit einem Ueberſchuß von mehr als 400,000 
Pfd. Et., nachdem fle die Steuerlaft um 3,060,000 Pfd. St. erleichtert hat, 
wovon 2,940,000 Pfr. St. noch in das laufende Jahr fallen. Die Jahres» 
einnahme beträgt in dem Boranichlag, der correcter zu fein verſpricht als der 
des Torpichatzlanzlers, 72,865,000 Pfd., und die Ausgabe mit Ausſchluß der 
abyſſiniſchen Echuld 68,223,000 Pfd. St., To daß ein Ueberſchuß von 4,632,000 
Pd. St. vorhanden wäre, wenn daB Deficit für den abyſſiniſchen Krieg nicht 
gededt werden müßte Dieſer koſtet, wie Hr. Lowe verfichert, mindeftens 
9 MU Pfr. St., eine Kapitalauslage, die kaum im Verhältniß fteht mit 
dem Erfolge. Gleichwohl ſieht fih der Schagfanzler durch die „heroiſchen 
Anftrengungen” der HH. Ehilders und Cardwell, welche in den Budgets für 
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Armee und Wlotte eine Eriparung von 333 ©&t. bewirklen. ws 
durd) einige Sinanzoperationen, deren Ber er Tür bie Rirglerumg im — 


Sefanmtheit beanſprucht, in den Stand 8 * bie unter dem obwmeallien 
Umftänden großartige Steuerermäßigung zu beantragen. Unflatt die Ei 
tommenftener zu arhdhen, wie befürchtet wurde, be, ermäßigt er fe um 1 Pam 
vom Pfr. Et. Die Feueraſſecuranzſteuer, deren Abſchaffung ſchon oft von 
gebens beantragt wurde, wird ganz abgeſchafft. Die außerordentliche Eiener, 
welche von den Cabs und Lohnfuhrwerken bisher erhoben wurde, wird glei 
falls aufgehoben, Der Kornzoll, der immer no 1 Sh. vom Quarter &e 
treide beträgt, und auch in dieſer Ermäßigung jährlich 200, 000 Pre. Ei 
beträgt, wird abgeſchafft. Das „Wiener Bier“ bildet zum erftenmal m 
tem in der Finanzdarlegung des Schatzkanzlers. Die Baper vom anSlär 


Die 8 000000 Pro. ©t., welche diefe Steuermäßigung eima an wird, pr 
der Schatzkanzler in einer Mobdification der Stenereintreibung. Dieſe ſoll verem 
fat und centralifirt werden. Die Einlommenfleuer und die assessed tazeı 
(Bandhaus- und Yuzusfteuern) wurden bis jeht in drei Jahreßraien vom ben 


doch in a gefühlt und williger gebradt werden, * eine directe Eching 
aben. 

Gegenüber der Stimmung des Haufes weiß Disracli kein Ver 
gegen bie Vorlage beizubringen und Hr. Hunt, ber abgetretent 
Finanzminifter, erhebt fih nur, um ſich gegen bie feiner Finanz⸗ 
verwaltung gemadten Vorwürfe zu rechtfertigen. Die öffentliche 
Meinung ift befriedigt und hofft, daß es ber Gladſtone'ſchen Ber: 
waltung bald wieder gelingen werbe, Orbmung in bie von ben 
Tories zerrütteten Finanzen zu bringen. 


9, Apr, Oberbaus: Lorb Ruſſel ftellt den Antrag auf Einführung lebens: 


10. 


13. 


länglidher Pairien neben ben erblichen. 


„ Die Hubfonsbays&ompagnie nimmt bie Abtretung ihrer Terri⸗ 
torialrechte an Canada an. 


— 7. Mat. Unterbaus: Comitee:Berathung der Bill für Ab: 
ichafieus der proteſtantiſchen iriſchen Staatokirche. Die Bill ach 
nit ganz unbefhäbigt, aber in ben Hauptpunkten bo nad ber 
Vorlage Gladſtone's burd. 

Zu Unfang der Berathung wird der Antrag NRewdegate’s, die Bi gäny 
lich zu verwerfen, mit 855 gegen 229, ein Antrag racii 8, der iriiden 
Rice ihren flaatliden Charaker zu belaffen, mit 844 gegen 128, und en 
weiterer Antrag Disraeli’s, die Entftaatlihung wenigftens bis 1872 hinaus 
zuſchieben, mit 801 gegen 194 Stimmen abgelehnt und am Schluſſe die den 
Tories widerwärtigfte Glaufel, die Zuſcheidung eines Kapitals an die iriſchen 
er ne für das Gollegium in Maynooth mit 318 gegen 192 Stimmen 
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9. April. Brandrede bes fenifh gefinnten Bürgermeiftere Sullivan 


von Gorf. 


4. Mai. Unterhaus: Die Regierung bringt eine Bill ein auf Abſetzung 


1. 


©. 


des fenifchen Bürgermeifters von Corl. 

„ Unterhaus: Da ber fenifh gefinnte Bürgermeifter von Cork 
erklärt, freiwillig zurüdtreien zu wollen, wird bie Bill für Abſetzung 
befielben auf vier Wochen zurüdgeftellt. 

„ Motley trifft als neuer Vertreter der norbamerifanifhen Union 
an Etelle des von Grant abberufenen Rev. Johnſon ein. Seine 
Snftructionen geben dahin, die Alabamafrage, nachdem ter Senat 
ber Union ben Bertrag mit England vom 14. Januar d. J. ver: 
worfen, feinerfeitS ruhen zu lafien, im übrigen aber mit England 
freundlige Beziehungen zu pflegen. 


Juni. Oberhaus: Der Antrag Ruſſel's auf Ereirung Tebenslänglicher 


Peers paſſirt die Committee, doch ſollen im ganzen nur 28, jährlich 
nur 2 berartige Site creirt werben. 

„ Dberbaus: Eine Berfammlung ber toryſtiſchen Peers beſchließt 
auf den Vorſchlag Korb Derby’s, die trifhe Kirchenbill fo mie fie 
aus dem Unterbaufe bernorgegangen, zu verwerfen. Lord Ealisbury 
und einige anbere gemäßigtere Lords rathen vergebens bavon ab, bie 
öffentlide Meinung burd einen fo verzweifelten Echritt gemwaltfam 
gegen das Oberhaus in bie Schranten zu rufen. 

m Unterhaus: Glabftone wirb Bei feinem Eintritt in das Haus 
von bdemfelben mit Tautem unb Tangbauerndem Zuruf — ale Des 
monftration gegen bie Velleität ber toryſtiſchen Mehrheit bes Obers 
hauſes — empfangen. 


14—18. „ DOberhaus: Generalvebatte über bie irifche Kirchenbill. Dies 


felbe wird fchlieplih mit 179 gegen 146 Stimmen zur zweiten 
Lefung zugelaflen und gebt alfo in Committee, 
„ Gewaltige Agitation für und gegen bie iriſche Kirchenbill. 

Sn Mancheſter ſprechen auf einem Monfire Meeting zumeiſt Orangiften 
und von Irland herübergelommene Geiftliche mit vielen giftigen Verfönlichleiten 

en den Judas m. ſ. w. Gladſtone. Anderſeits ift es bereits außer Zweifel, 

xy wenn das Oberhaus die Bill wirklich verwirft, die kaum aufgelöfte Reform⸗ 
Liga mächtiger als je wieder auferfichen wird, während die Keform⸗Union, 
die unter einem Kauptquartier in Mandhefter 800400 Zweigvereine in den 
Provinzen bat, ohnehin unberfehrt fortbeftebt und fich bereits zu regen be⸗ 
ginni. Brioßt richtet in den-Times einen offenen Brief an feine Wähler in 
Birmingham, in denen er fi ſehr ſcharf über die Haltung der Peerie auß⸗ 
ipriht und ganz unumwunden erflärt, daß diefelbe dam h ihren Untergang 
vorbereiten dürfte. 


19. Juni. Oberhaus: Lorb Cairns interpellirt die Regierung über ben 


burd bie Zeitungen veröffentlichten brobenden Brief Brights und 
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fragt, ob berfelbe echt fei und ob bie Regierung bie Ynkdkı 
beffelben zu ben ihrigen made. Lord Granville erflärt, die Re 
gierung lehne jede Abficht einer Einſchüchterung bes Oberhanid 
ab; Bright bebauere aufrictig bie in dem Brief gebrauchten Ist 
brüde. 


29. Juni. Oberhaus: Beginn ber Committee⸗Berathung ber iriſchen Kr 


80. 


chenbill. 

Es bildet ſich eine Urt Coalition pwiſchen liberalen und cowferbaiite 
Peers, durch welche jene ſich verpflichten, der neuen anglicaniſchen Kirche = 
Irland einen größeren Antheil am Vermdgen der bisherigen Staatslirche p 
fihern, dieſe dagegen alles aufbieten wollen, um bie widerftrebende Maſe de 
Torypeers für das ſog. eoncurrent endowment d.h. dafür zu immen, dei 
auch den Ratholifen und Presbuterianern ein verhältnikmäkiger Untheil a 
Kirchen, Pfarrwohnungen und Ländereien zugeſchieden werde, da Die Dun 
tät des Hauſes offenbar dafür noch eher zu gewinnen ee als dafür, dei, 
wie Gladſtone und die Bill wollen, der Ueberſchuß des 
wohlthätige, aber nicht Tirchlihe Zwecke, wie zu —* von — 
ſern und Grafſchaftshoſpitälern u. dgl. verwendet werde 


„Gladſtone ergreift die Oelegenheit bes Sorbmapor-Banteits, zu 
den Veftrebungen bes Oberhauſes gegenüber aufs entichiebenfte ;u 
erflären, baß bie Regierung zwar allen Religiondgemeinicaften 
gerecht zu werden wünſche, aber nicht gewillt fei, ben Ueberiduf 
bes Kirchenvermögens zum DBortheil einer Kirchengemeinſchaft zu 
beriwenben. 


3. Juli. Oberbaus: Gommittee-Beratbung ber iriſchen Kirchenbill: 


6. 


Die Eoalition liberaler unb coniervativer Peers, um bie Mair: 
rität zu einem billigen Compromiß zu vermögen, erweiſt fi ale 
machtlos: 

Lord Salisbury's Amendement, welches der zukünftigen anglicaniſches 
Kirchengemeinſchaft Kirchen, Predigerwohnungen und Glebe⸗Landereien ohne 
alle Entſchädigung zufichert, wird mit der Mehrheit von 213 gegen die 
lächerlich kleine Regierungsminderheit von 69 Stimmen angenommen: aber 
die Erwartung, daß nun auch Bilchöfe und conſervative Lords für das Amen⸗ 


dement des Herzogs von Cleveland, welches diefelben Bortheile auf Katholiten | 
nicht: 


und Presbyterianer übertragen wiſſen will, ſtimmen würden, erfüllt 
nur 113 ftimmten dafür und 146 Dagegen. 


„ Unterhaus: Die Regierung beantragt bie Uebernabme jämmt: 
licher Telegrapbenlinien für den Staat. 


„ Oberbaus: Committee-Berathung ber iriſchen Kirchenbill: Ti 


_—— 





Haus beſchließt mit 160 gegen 90 Stimmen, daß bie Verfügung 


über bie Ueberſchüſſe bes iriichen Kirchenvermögens nicht ſchon jetzt 
beftimmt, ſondern verfhoben werben ſoll. Schluß ber Committer 
berathung über bie irifche Kirdyenbill. 

Veberblidt man das Rejultat, fo hat die Bill fehr weſentliche Aenderungen 


erlitten. Urfiprünglich follten die iri 8 € der Bildois 
Ban des —— follen bi Baar ae Kr Rinde Sn die er 
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wohnungen und zugehörigen Ländereien mit der Berpfliätung, die darauf rue 

den Laſten gu übernehmen. Die von Elifabetb und Jalob I verliehenen 

dereien in Nord⸗Irland (Ulfter) follten eingezogen, und der ganze Leber» 
Schuß den Urmen Irlands zugemwendet werden. Alle diefe Beſtimmungen 
wurden ohne weitereß geſtrichen. Durch verfchiedene Amendements haben bie 
Zords gegen 5,000,000 Pf. St. vom Ueberſchuß der iriſchen Kirche wieder 
zugeiprodden, und der ſtark eingefhrumpfte Reſt fol — das war das lekte 
Amendement — vorderhand gar nicht zu beftimmten Zwecken angewiefen wer- 
den. Im Hintergrund lautet bei diefer Entſcheidung die Abſicht, den Ueber- 
jchuß zwiſchen Unglicanern, Ratholiten und Presbyterianern zu vertheilen, 
und den erfleren dabei den Löwenantheil zugumenden. Daß das Haus der 
Gemeinen die aljo zugeftugte und gründlich veränderte Bill nicht annehmen 
wird, fteht fofort außer allem Zweifel. 


9. Zuli. Tas Oberhaus verwirft den Antrag Ruſſels auf Schaffung lebens⸗ 


10. 


12. 


längliher Pairien ſchließlich doch noch mit 106 gegen 73 Stimmen, 
Lord Cairns motivirt fein ablehnenbes Votum ganz offen damit, daß 
er fürdte, eine Annahme des Antrags merbe die Zufammenjebung 
bes Oberhauſes zum Gegenftande der Discujfion im Volkshauſe 
maden und baß er bas für gefährlich halte. 

„ Die Reform:Union kündigt eine Reihe großer Vollsverfanmlungen 
gegen bie Verſtümmelung der iriſchen Kirchenbill durch das Ober: 
baus an; in London wirb eine Meonftre:Demonftration ber Arbeiter: 
klaſſen vorbereitet u. f. w. 

„ Dberbaus: Dritte Lefung ber iriſchen Kirchenbil. Das Haus 
findet angeſichts der Öffentlihen Meinung body für gut, bei biefer 
Gelegenheit einige feiner anftößigften Beſchlüſſe wieder zurüdzuneh: 
men unb früher abgelehnte Eonceffionen nunmehr zuzugeſtehen. 
Leidenſchafiliche Rede und Proteft bes Grafen Derby gegen alle 
Conceſſionen unb gegen bie ganze Bill. 

Mit 108 gegen 82 Stimmen wird die früher eingefligte Bellimmung, 
daß die iriſchen Biſchofe ihre Sitze im Oberbaufe, jo lange fie leben, noch bes 
halten follen, wieder geſtrichen und namentlich das zuerſt verworfene Amen» 
dement des fog. concurrent endowment (die gleihmäßige Bepfründung ber 
iriſchen GBeiftlichleit aller Belenntniffe) nunmehr mit 121 gegen 114 (worunter 
die Führer der Gonfervativen Lord Derby und Lord Cairns) Stimmen an 
genommen. 

Proteſt Derby’3 und 46 anderer Peers gegen die Bil: „Wir fimmen 
damit nicht überein, 1) weil diefe Bi, zum erftenmal jeit Gründung der 
britiſchen Monardie, in Bezug auf Irland den in leinem andern Band Europa’s 
anerlannten Grundſatz einer gänzliden Trennung des Staats von der Unter» 
fügung irgendeiner Religionsforn einführt; 2 weil die Annahme vieles 
Princips für Irland nit umbin kann, große Aufmunterung den Wbfichten 
derjenigen zu geben, welche die Ausdehnung desielben auf das ganze König⸗ 
reich wunſchen; 8) weil es eine gewaltiame GErftredung der Parlamentsmadt 
if, eine Dotirung zurüdzunehmen, die von ihm für alle Zeit gemacht worden; 
noch mehr, Eigenthum zu confisciren, das durch lange Verjährung und vers 
möge eines vom Parlament unabhängigen Rechtstitels bejefien wurde; 4) weil, 
wenn dieſes letztere Princip ſchon in Bezug auf Privateigentbum mohlbegründet 
ift, e8 dieſes noch mehr ift bei foldem Eigenthum, das feierli für Zwecke 
der Religion und des Gottesdienfteß bejeite aeieh! worden ; 5) weil die in diefer 
BIN verjuchte Geſetzgebung dahin Führt, das Bertrauen in alles Eigenthum 





320 


Unglanl, 
zu eriüttern, und befonders das Vertrauen in ſolches Eigenthum, welqhes 
auf einem Parlamentstitel beruht, der bisher als der " = 


unangrei 
allen betrachtet wurde; 6) weil es unmboglich ˖iſt, eine entſtaatlichte uub m» 
pfründete, nur noch durd das Band einer freiwilligen Genofenichaft zuisume- 
gehaltene Kirche auf einen Fuß der Gleichheit zu flellen mit der volllommmn 
rganifation der romiſchen Kirche, durch welche, namentlich in Irland, Yes 
Laienvolk der Briefterichaft, die Priefter den Biihöfen ganz untermwürfig ge 
madt find, während die Biſchöfe ſelbſt der uncontrolirten Autorität eine 
fremden Machthabers gehordhen; 7) weil dieſe Bill als eine ſchwere Ulngeredtig 
teit empfunden werden wird von den Proteflanten Irlands, welche durch ik 
iriſches Parlament ihre politiſche Selbftändigkeit aufgaben vermöge eines Ber 
trags, defien Grundbedingung die größere Sicherheit der proteftantiichen Stantt- 
firhe war; 8) weil, während diefe Maßregel dahin abzielt, die bisheriger 
fefteften Anhänger des britifchen Throns und der britiichen Werfaffung zu 
entfremben, fie denjenigen großen Theil der römiſch⸗katholiſchen Wenäfkferum 
in Irland, der weitere und fehr verfchiedene Zwecke und vor allem die endlice 








Emaneipation der britiſchen Zegislatur im Auge hat, nicht verfühnen, geſchucige 


denn befriedigen wird.“ 
Durch die Ietten Beſchlüfſe des Oberhaufes ift die Tage weientlich veren- 


fat. Namentlich verliert der Veſchluß: daß der Ueberſchuß des Sirchenver 


mögens einftweilen Teine Verwendung finden, fondern zur Berfügung ve 
Parlaments gehalten werden joll — alle practifche Bedeutung ; denn nad Durdh⸗ 
führung des concurrent endowment wird eben nichts übrig bleiben. Ter 
nun noch auszugleidende — voraußgeiekt, daß Regierung und U 
majorität daß concurrent endowment annehmen — Zwieſpalt zwiſchen den 
Beichlüffen der beiden Häufer ift lediglich eine Frage von Pfunden und Schiliingen. 
Sollen die 44 bis 5 Millionen, welche die Oberhausmajorität der anglicaniiden 
Kirche noch als Reifegeld mit auf die neue Laufbahn zu geben wünſcht, diekr 
verbleiben, oder ſoll zu den uriprünglichen Beftimmungen ber Bill zurüdgeganges, 
oder ver lordlichen Forderung ein mäßiges Eompromißgebot vom Unterhauje gegen⸗ 
übergeftellt werden ? Der gute Wille zur Berfländigung wird vorzugsweile vor 
der Entſcheidung der Regierung abhängen. Wenn diefe auf ihrem Wideriprad 
gegen die Verwendung des Ueberſchuſſes zu jeder Art von kirchlichen Bweden 
bebarrt, fo ift nicht auf ein baldiges Ende bes Couflicis zu rechnen. Giab 
ftone ift allerdings Fark genug, um das Oberhaus zum Nachgeben zu zwingen 
und die ganze BIN in ihrer urſprünglichen Geſtalt wieberherzuftellen; aber 
die Debatten haben eb doch Kar gemacht, daß er ſich einen einflugreichen Theil 
feiner Partei enifremden würde, wenn er bie Sache ohne principielle Nöthigung 
auf die Epige triebe. 


45. Juli. Die Wgitation gegen bie Beſchlüſſe bes Oberhauſes im ber 


16. 


iriſchen Kirchenfrage bat in wenigen Tagen bereits großartige und 
für das Oberhaus unzweifelhaft ſehr gefährlihe Dimenfionen an 
genommen. 

Die „Reform des Oberhaufes" wird fichtlih immer allgemeiner und mil 
wachlendem Nachdruck verlangt. ine Petition der Bewohner von Glasgow 


jagt: „Wir verlangen, daß die Übelsfammer als jolde aufhöre zu exiſtiren 


und daß eine Zufammenjegung für die erfle Kammer gefunden werde, bw 
mit den wahren Intereſſen der Nation im innigen Zuſammenhang Rebe.“ 

„ Unterhaus: Debatte über bie vom Oberhaus zurüdgelangte iriſche 
Kirchenbill. Gladſtone trägt darauf an, bie brei widtigften Medi⸗ 
ficationen bes Oberhaufes (bie größere Dotirung ber neuen anglı- 
caniſchen Kirche — das fog. concurrent endowment ber Preobyterianer 
und Katboliten — unb bie Verſchiebung einer Verfügung bez. det 


19.% 


20. 


23. 
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Ueberfchuffee) abzulehnen und nur unweſentliche, bie Gelbfrage nicht 
berüßrende Augeitändnifje zu maden und das Haus flimmt ihm 
mit großen Mehrheiten (bis zu 124 Stimmen, bie jebody bei ber 
Abftimmung gegen das concurrent endowment auf 72 herabfintt) bei. 
uli. Tas Oberhaus lehnt bie vom Unterhaus befhlofiene Aufhebung 
ber religiöjen Beichränkungen an ben ilniverfitäten in zweiter Leſung 
mit 91 gegen 54 Stimmen ab. 


„ Dberbaus: Lord Granville beantragt Namens ber Regierung bie 
Annahme der vom Unterhauje reamenbirten iriſchen Kirchenbill. Das 
Haus beſchließt jevoh mit 173 gegen 95 Stimmen an feiner amen⸗ 
dirten Einleitung (Nichtentſcheidung über den Ueberſchuß) feftzubalten. - 
Lord Granville bittet um Vertagung behufs Verathung mit. feinen 
Collegen. 

Der Conflici mit dem Unterhauſe iſt damit erklärt und derſelbe ſcheint 
fehr ernſte Folgen haben zu ſollen, da einzelne Mitglieder der Regierung offen 
erklärt hatten, daß in einem foldhen Yal das Parlament vertagt, der bereits 
begonnenen Agitation freier Lauf gelaffen und die Bill in verſchärfter Geſtalt 
einer außerordentlichen Herbfiieifion vorgelegt werden jolle. 

„Dicveraeli bringt ein Compromiß zwiſchen Lorb Cairns als dem 
Führer der toryſtiſchen Mehrheit des Oberhauſes und bem Mini: 
ſterium bez. der iriſchen Kirchenbill zu Stande. 

Die Regierung gibt der neuen anglicaniſchen Kirche in Irland noch gegen 
8 Millionen Pſd. St. mehr, jo daß dieſe mit einem capitaliſtrten Vermögen 
von 12 Mil. Pfd. St. ihre neue Laufbahn beginnt, und mit ihren 600,000 
Anhängern fi als die reichſte Religionsgemeinjchaft der Welt betrachten darf; 
die Regierung verzichtet ferner auf die fofortige Verwendung des Ueberſchufſes, 
und behält diefe der parlamentarifhen Berfügung vor. Dagegen gibt Lord 
Cairns im Ramen feiner Anhänger das concurrent endowment preis und 
an pe Gonceifionen, welche zur Durchführung der fo verflümmelten Bill 

ig find, 

Dberhaus: Lord Cairns legt das Compromiß vor, bie Lorbe 
Eanarvon, Salisbury und Ruſſel unterflügen es und das Haus 
erflärt fih damit einverſtanden. 


„» Das Unterhaus nimmt bad vom Oberhaus genehmigte Coms 
promiß in ber iriſchen Kirchenfrage gleichfalls, ohne namentlihe Ab: 
ſtimmung, an. Der brobende Eonflict ift befeitigt. 

» Das Unterhaus verwirft bie Abſchaffung der Tobesitrafe mit 
118 gegen 58 Stimmen. 


7. Aug. Das Oberhaus und Unterhaus haben ben Ankauf fämmtlidyer 


9. 


Zelegrapbenlinien durch ben Staat beſchloſſen. 
„ Das Oberhaus verwirft bie fchottifhe Schulbill mit 55 gegen 
43 Stimmen. 

Die Bill Hatte ihre parlamentariſche Laufbahn im Oberhaus begonnen, 
war bier jedoch dermaßen verftünmelt worden, daß ihr Verfaffer, der Herzog 
v. Argyll, fie nicht ferner anerlennen wollte Gleichwohl wurde der Geſetzes⸗ 
vorſchlag in das Unterhaus gehracht und bier, auf Betrieb ber ſchottiſchen 
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11, Aug. Schluß der Parlamentsſeſſion: Thronrebe durch Fol. Cemmiftie: 


England. 


Parlamentsmitgliever, wieder in integrum reftituirt. Ser Grundſatz der ie 
Ienntnißlofen Schule, der zum erſtenmal verfuchsweile in Schottland durdse: 


führt werden ſollte, erjcheint jedoch den Lords als jo bedenkliche Präcede; 


daß fie die amendirte Wi kurzerhand verwerfen. 


„... % Mai. anerkennt mit lebhafter Genngthuung den rafloien Er 
und Fleiß, womit Ihr die mühlamen Arbeiten des Jahrs gefördert b:hı 


Lei dem Acte zur Aufhebung der irischen Etanislirhe habt Ihr die m 


ſchiedenen Rüdfichten, die bei Eröfinung der Eeifion Eurer Erwägung empick.e 
worden, ſorgſam in Auge behalten. J. Maj. Iebt der Hoffnung, das m.: 
diefer wichtigen Maßregel künftig gedenken wird als eines bündigen Baur: 
von dem eifrigften Etreben des Parlamenis, bei der Geſezgebung für jetz: 
der drei Königreiche auf die beſonderen Umfſtände wohl Acht zu haben, vr! 
alle Interefien und Beftandtheile der Nation nach den Grundjägen unperteiiktr: 
Geredtigfeit zu behandeln. 3. Maj. hegt die fefte Zuverficht, daß dieſes Orr 





das Merk des Friedens in Irland fördern und dazu beilragen werde, ei: 
dortigen Vollsklaſſen in jener brüderlichen Eintracht mit ihren englifchen ur: 


ſchottiſchen Mituntertfanen zu einigen, welche je und allegeit die Gauptgul: | 


der Kraft für diefes ausgedehnte Reich bilden. . „* 


— Sept. Neue Ngitation ber Fenier in Irland. 


23. 


Set. Lorb Derby }. Die Torypartei verliert in ihm ihren aner: 


fannten Führer. 

„Die iriſche Hochkirche iſt bamit beſchäftigt, ſich, nachdem fie kie 
Eigenſchaft einer Staatskirche verloren hat, auf neuer Grundlage 
als unabhängiger Körper zu conftituiren. 

„ An Irland find Amneftie:Mectings für die nod nit amneſtirten 
Fenier und Meetings in Sachen ber Landfrage überall an ber 
Tagesordnung. In den Pächterverfanmlungen wird meift für per: 
manente Pachtverträge agitirt. 


8 Nov. Der Beſuch des Königs und der Königin ber Belgier geftaltt 


23. 


27. 


fih dur die Aufnahme berfelben Seitens bes engliihen Volkes 
zu einer Art Temonftration und zu einem politiiden Creigniß. 

„ In Tipperary (Irland) wirb ber gefangene Fenier Roſſa ins 
Unterhaus gewählt. 


Dec, Die Regierung fieht fi vorſichtshalber veranlagt, Angeſicht 


einer beabfihtigten orangiftiihen Demonftration ben Belagerunge: 
zuftand in einem Theile der Grafihaft Lonbonderry (Irland) zu 
proclamiren, 

„ In Rancafhire (England) werden Verſuche von Feniern, bie 
Maffendepots zu überfallen, vereitelt. 

„ Die Regierung veröffentlicht einen neuen Depeſchenwechſel mit 
der norbamerif. Union bez. ber Alabamafrage. Beide Regierungen 
wahren ihren früheren Etandpunft, Feine macht Ausgleihsvorfchläge. 








4. Frankreich. 


1. Zan. Der Kaifer antwortet bem Bureau bed gefehgebenben Körpers 


11. 


auf feine Glückwünſche: 

„Mit jedem Jahr wird die Mitwirkung des gefegebenden Körpers uner- 
läßlicher, um in Frankreich die wahre Freiheit zu begründen, die nur gedeihen 
kann durch die Achtung vor dem Geſet und die gerechte Abwägung der öffent⸗ 
lichen Gewalten“. 


„ Frankreich Tabet bie Großmächte telegraphiih zur Beſchickung 
ber vereinbarten Konferenz in Paris behufs friedliher Löſung der 
griechiſch-iürkiſchen Streitigkeit ein. 

„Zuſammentritt der europäiſchen Conferenz in Paris behufs Löſung 
ber griechiſch-türkiſchen Differenz. 

„ Tas Amtsblatt veröffentlicht den Bericht des Finanzminiſters 
Magne an ben Kaifer über die Finanzlage bes Reichs und das 
Budget für 1870. 

Der Bericht erdrtert nad) einander das Unlehen von 429 Mil. Fr. von 
1868, den Stand der ſchwebenden Schuld, das orbentlie und da3 außer- 
ordentlihe Budget für 1870 und jchließlid das Amortifirungsbudget und 
findet die Tage der Finanzen in allen diejen Beziehungen jehr befriedigend. 
Das Anlehen von 1868 habe zwar nit vermodt, „unsere Finanzſchwierig⸗ 
fetten augenblidlid in einen blühenden Finanzzuſtand umzuwandeln, aber 
doch geftattet, die Vergangenheit zu Ligquidiren* ; die ſchwebende Schuld hofft 
der Minifter auf 700 Mill, berabmindern zu können, d. h. auf die Durch⸗ 
fchnittsziffer feit 28 Fahren und ihre niedrigfte Ziffer jeit 17 Jahren; das 
Budget für 1870 zeigt nach ihm eine Einnahme von Fr. 1,736,667,933 und 
eine Ausgabe von Fr. 1,650,000,248, alfo einen Ueberſchuß von Fr. 86,607,145, 
welcher Ueberihuß hinreiche, um alle Eredite des außerordentlicden Budgets 
zu deden. Der Bericht ſchließt dahin: „Dieſes ift die Lage. Wir wollen und 
dürfen die Bortheile derielben nicht übertreiben; allein wenn man nod nicht 
bis zu dem Grade des Gedeihens gelangt ift, welchen wir anftreben und den 
wir wünſchen, fo ift c8 dagegen mur gerecht, anzueriennen, daß fie auf dem 
Wege des Fortſchritis zum Beſſern ift”. 

„ Xie in Paris verfammelte Conferenz der Großmächte cinigt ſich 
über eine Teclaration an Griedenland, bie nah einigem Bedenken 
21* 


924 Yrankreig. 


au von dem Vertreter ber Pforte unterzeichnet wirb und ber mw 
chiſchen Regierung durch einen bejonberen Abgeſandten zuge: 
werben fol (f. allg. Chronik). | 


18. Yan, Eröffnung ber Kammern. Thronrebe dee Kaiſers: 

„Die Rede, welche ich bei der jährlichen Eröffnung der Seffion ex E: 
richte, ift der aufrichtige Ausdrud des Gedankens, welder meine Henblasza 
leitet, um freimüthig der Nation vor ben großen Körperihaften des Exsent 
den Gang der Regierung darzulegen, — ift die Pflicht des verantwortlae: 
Chefs eines freien Landes. nie Aufgabe ‚ welche wir mitjammen übernoume 
haben, ift eine ſchwierige; es ift in der That nicht leicht, auf einem dark ' | 
viele Revolutionen aufgemüßl ten Boden eine Regierung aufzurichten, Bu | 
von den Bebürfnifien ihrer Zeit binlänglich durchdrungen ift, um afle Wer. 
thaten der Freiheit fi) zu eigen zu maden, und welde ſtark genug iR, 
ſelbſt die Ausschreitungen der Freiheit zu ertragen. Die beiden in Yhrz 
legten Seſſionen votirten Belege, welche den Zweck hatten, das Prinip I de: 
freien Dißcuſſion zu entwickeln, haben zwei Wirkungen hervorgebracht, wei: 
zu conftatiren nüglic erſcheint. Einerſeits haben bie Preſſe und bie Sffentliden 
Verſammlungen in geroiffen Mittelkreiſen eine Tünftliche Aufregung umb Jiea 
und Leidenichaften heruorgerufen, welche man für erlofchen hielt. Andererſes 
aber hat die Nation, unempfindlich gegenüber den heftigſten Aufreizungen zr 
auf meine eltigfeit, die Ordnung aufrecht zu erhalten, zählend, ſich ihr 
Glauben an die Zukunft nicht erſchüttern lafien. Bemerlenswerthes Sum 
treffen! Ye mehr fi abenteuernde und auf Umſturz bedachte Geifter bemä) 
ten, die Öffentliche Ruhe zu ftören, defto tiefer wurde Diele Ruhe. Die Handel⸗ 
thätigleit gewann wieder eine fruchtbringende Lebhaftigkeit, die öffentliche 
Einnahmen vermehrten ſich beträchtlich, die Renten gewannen an Güderkeit, 
und die Mehrzahl der Nachwahlen zum geieggebenden Körper brachte mem 
Regierung eine neue Stüge. Das WMilitärgejek und die dur Ihren Patrı- 
tismus beiwilligten Hilfsmittel haben dazu beigetragen, das Bertrauen ie 
Bolfes in den Frieden zu befeiligen, und in dem geredjten Gefühle feines 
Stolzes hat es eine wirkliche Genugthuung an dem Tage empfunden, we di 
das Bewußtfein gewann, daß es in der Lage ſei, allen Eventualitäten die 
Etirne zu bieten. Die Land» und Seemadt, far conftituirt, find auf der 
Briedensfuße. Der unter den Fahnen aufrehterhaltene Effectivbeſtand über 
ſchreitet nicht denjenigen anderer Regierungen, aber unjere verpollfommmele 
Bewaffnung, unfere gefüllten Arjenale und Magazine, unfere gelibten Nefernen, 
die mobile Rationalgarde, im Begriffe organifirt zu werden, die umgeRaltek 
Flotte, unfere feften Pläge im guten Zuſtande — geben unferer Macht au 
unerläßliche Entfaltung. Das ſtete Ziel meiner Anftrengungen iR erreidt 
Die militäriihen Hilfsmittel a find in Zukunft auf der Höhe ſeiner 
Beitimmungen in der Welt. Im diefer age vermögen wir, laut unſeren 
Wunſch, den Drieden aufredht zu halten, kundzugeben; es Liegt feine Schwäde 
darin, dieß zu fagen, wenn man zur Bertheidigung der Ehre und der Una 
bängigfeit des Landes bereit ift. Unſere Beziehungen zu ben fremden Mäder 
find die freunnfchaftlichften. Die Revolution, welche jenfeits der Pyrenten 
außgebrochen ift, hat unfere guien Berhältniffe zu Spanien nicht geändert un 
die Gonferenz, welche joeben Rattgehabt Hat, um einen im Orient drohenden 
Conflikt zu erfliden, ift ein großer Alt, defien Widtigleit wir anertenune 
muſſen. Die Conferenz geht ihrem Ende entgegen und alle Bevollmachtigte 
find über die Principien einverftanden, welche geeignet find, eine Annäherung 
zwiſchen Griechenland und der Türkei —* hren. — Wenn alſo, wie iqh 
die feſte Hoffnung hege, nichts den allgemeinen Einklang ſtört, wird «8 un 
vergönnt jein, viele beabſichtigte Berbefferungen zu verwirklichen, und werden | 
wir bemüht fein, alle die praftiihen ragen zu Idfen, welde von der lan» 
wirthſchaftlichen Enquete aufgeworfen worden find. Die öffentlichen Urbeitn 
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find in entſprechender Weiſe dotirt; die Bizinalwege find im Bau begriffen; 
der Unterricht in allen feinen Stufen erhält nad mie vor eine glückliche Ent- 
faltung und wir fönmen, Dank der zeitweifen Erhöhung der Einnahmen, bald 
alle unfere Sorgfalt auf die Berminderung der öffentlichen Laften richten. 
Der Uugenblid nähert fih, wo, zum dritten Male feit der Gründung des 
Kaiſerreichs, der geſetzgebende Körper fi durch die Wahlen erneuern wird, 
und, eine bißher unerhörte Sache, er wird jedesmal die feinem Mandate geſetz⸗ 
lich beſtimmte Grenze erreicht haben. Diefe Negelmäßigkeit in der Geſetz⸗ 
gebung ift der Eintradht zu danken, die immer unter uns beftanden hat, und 
dem Bertrauen, welches mir die Ausübung des allgemeinen Stimmredhtes 
einflößt. Die Bollsmafien find ausdauernd in ihrem @lauben, wie in ihrer 
Anhänglickeit, und wenn edle Leidenichaften fie zu erheben vermögen, fo regen 
Sophismus und Berläumdung kaum ihre Oberflähe auf. Geftübt durch 
Ihre Zufimmung und Ihre Beihilfe bin ich feſt entichloffen, in dem Wege 
zu verharren, den ich mir vorgezeichnet Habe, d. 5. jeden wahrhaften Fori⸗ 
Schritt anzunehmen, aber zugleich auch außerhalb aller Discuſſion die Grund⸗ 
lagen der GEonftitution, welche das nationale Botum vor jedem Angriffe ſicher⸗ 
geftellt hat, zu erhalten. „Man erlennt den Baum an den Früchten, melde 
er trägt”, jagt da8 Evangelium; wohlan, wenn man einen Rückblick auf die 
Vergangenheit wirft, wo ift die Regierung, welche Frankreich 17 Jahre der 
Nude und ftet3 wachſender Wohlfahrt gegeben hat? Gewiß, jede Regierung 
ift dem Irrthume unterworfen und das Glück lächelt nicht allen Unterneh⸗ 
mungen; allein, was meine Stärfe ausmacht, das ift, daß die Ration nicht 
in Untenntniß darüber ift, daB ich feit zwanzig Jahren feinen einzigen Ge⸗ 
danken gehegt, nicht eine Handlung vollbracht habe, welche zum Beweggrunde 
nicht die Intereſſen und die Größe Frankreichs gehabt hätte. Tyrankreich weiß 
ebenjowohl, daß ich der Erfte geweien bin, der eine. ſtrenge Eontrole in der 
Tührung der Geſchäfte gewollt, daß ih aus dieſem Grunde die Befugniife 
der berathenden Berfammlungen vermehrt babe, überzeugt, daß die wahre 
Stüße einer Regierung in der Unabhängigleit und der Baterlandgliebe der 
großen Staatskörperſchaften Liegt. Diefe Seffion wird neue Dienſte denjenigen 
binzufügen, welde Sie dem Sande bereits geleifiet haben. Bald wird die 
Ration in ihren Comitien die Politit gutheißen, welche wir befolgt haben. 
Sie wird abermals duch ihre Wahlen fundgeben, daß fie feine Revolution, 
jondern daß fie die Geſchicke Frankreichs auf die innige Verbindung der Macht 
und der Freiheit flügen will”. 


20. San. Ein kaiſerliches Decret ernennt die Minifter bes Innern und 


25. 


27. 


der Juſtiz zu Regierungscommiffären für die ganze Dauer ber 
Eeffion bes geleßgebenden Körpers, die übrigen Minifter nur für 
bie Berathung des Budgets. 

„ Der Staatsrat enticheibet dafür, daß in Zukunft die Yubgets 
von Paris und Lyon alljährlih dem geſetzgeb. Körper zur Geneh⸗ 
migung vorgelegt werben jollen. 

„ Die Sournaliftentribüne wird im Gitungsfaale des geſetzgeb. 
Körpers wieberher geftellt. 


„—283 „ Geſetzgeb. Körper: Die Bureaur laſſen die Snterpellation 


Benoift (Rechte) über den Mißbrauch des Verſammlungsrechtes zu, 
weifen dagegen biejenigen Bethmonts (Linte) und Buffets (linkes 
Centrum) zurüd. Debatte barüber. 

In zwei Bureau waren die Stimmen getheilt und es entſteht nun die frage, 
ob in denjelben nochmals abgeflimmt werben ſolle. Rouher erllärt fi mit 
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30. San. Generalverfammlung ber Pereire'ihen SocietE immobiliere. 


31. 


Frankrei. 


größter Energie dagegen, da er die Baudin'ſche Uffaire nit zur Sprache 
gebracht wiflen will, und ergreift nicht weniger als fünfmal das Wort. Tir 
Mehrheit ſcheint zweifelhaft zu fein und der PBräjident, Hr. Echneiter, Hinter- 
treibt, trog des fortwährenden Zumwinfens des Staatsıninifters, einfach zer 
Tagesordnung Überzugehen, die namentliche Abftimmung nit, fondern ver 
anlaßt fie. Dabei ficgt Rouber, aber nur mit 114 gegen 102 Stimmen. 
unter welchen Ietteren jogar niehrere Kammerherren des Kaiſers. Rouber ık 
offenbar der Majorität nicht mehr ganz ficher. 








Unter großem Tumult und unter Proteſt ber Minderhcit wird ber 
Vertrag mit ben Pereires, wonach fie ber Gefclihaft binnen 
10 Jahren ca. 31 Millionen zurüdzuerftatten baben, ven einer 
Mehrheit genehmigt. Der Beſchluß muß erit nod ben Nctionären | 
bes Credit mobilier unterbreitet werben, bie über die Verſchmelzunz 
mit der Immobiliere abzuftimmen haben. 

Auch mit jenen 31 Mill. bleibt das Actiencapital verloren und ıf em 
großer Theil der Obligationen ungedeckt. Dagegen verzichten die Actionäre 
auf jede weitere gerichtliche Verfolgung der Percires und möüffen fogar für | 
alle früheren und noch fommenden Beruriheilungen haften. Die ganze Eom- 
bination it dem Liquidator Graf Germinyg von Rouher aufgebrungen 
worden. 


„ Die Oftbahngefeligaft jchließt drei Conventionen ab wegen 
Vebernahme folgender belgiſcher und helländijcher Eiſenbahnen mit 
Ausdehnung ber franzöfiihen Subvention ber Zinjengarantie auch 
auf dieſe nicht:franzöfiichen Linien: 

1) der fog. Großlugemburgerbahn von Arlon nad Brüffel; 2) der ſog 
Luttich⸗ Limburgerbahn von Ans durch Haflelt bis zur holländiſchen Gränze; 
8) von der holländiſchen Grenze bis Rotterdam mit einem Theil der Rotter- 
damer Eijenbahnftation, 


Die öffentliche Meinung erkennt tarin alsbald ben eriten 
Schritt einer thatſächlichen Annerion Belgiens vermittelt der mate 
ricllen Intereſſen. 


„Geſetzgeb. Körper: Differenz zwiſchen dem Ausſchuß beflelben 
und dem Staatsrath bez. der Behandlung der Pariſer Municipal: 
frage. 

Erfterer Hatte im vorigen Jahr als Material zur Prüfung tes Vertrags 
zwiichen dem Präfecten und ber Bodencrevitanftalt die Vorlage des gefammten 
Räbtifhen Budgets begehrt, da aber hiedurch Hrn. v. Haußmann die Pforte 
zu dem von ihm ſelbſt gewünichten perfönlicden Erſcheinen vor der Kammer 
geöffnet würde, fo bat der eiferfüchtige Hr. Rouher den Staatsrath veranlaßtı, 
hiezu das Unteramendement zu ftellen, daß auch das außerordentliche Budget 
der Stadt Lyon der Kammer zur Durchficht Überwiefen werten joll. In die 
ſem alle folle ein ganz neues Gapitel: „Verwaltung der beiden Hauptſtädte“, 
geihaffen und Hr. v. Haußmann umgangen werden; der Ausſchuß if aber 
damit nicht einverftanden, und macht geltend, daB eine Berathung des Lyoner 
Budgets dur den gejeßgebenden Körper von niemandem verlangt worden 
und aud feine Rothwendigkeit fei. 








1. Gebr. Geſetzgeb. Körper: Debatte über bie Interpellation ber Rechten 
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bez. Mißbrauch bes Hffentlihen Verſammlungsrechts. Die Linke 
ſchweigt und fo verläuft bie Debatte im Sande. 

Eenat: Hr. v. Maupas kündigt eine Interpellation an bez. ber 
Angriffe der Preffe auf ben Kaifer. 


1—2. Febr. (Algier). NAufitand einiger Araberftämme zwijhen Ge: 


4. 


ryville und Laghuat. Derfelbe wirb vom Oberſten Bonis raid 
bewältigt. Die Chaffepots thun auch gegen bie Araber Wunder. 

„ Die Regierung läßt den Termin für Kündigung bes Handels- 
vertrage mit England ablaufen, ohne von ihren Rechte, wie bie 
Schubzöllner verlangt hatten, Gebrauch zu maden. 


„ Senat: Debatte über bie Interpellation Maupas. 

Hr. v. Maupas, eines der vorzüglichften Werkzeuge des Staatsſtreichs, 
überrafcht das Haus und die öffentlihe Meinung damit, daß er nicht etwa 
Wiederabihaffung des im vorigen Jahre bejchloffenen Preßgeſetzes, gegen das 
er geftinimt hatte, verlangt, jondern den Kaiſer durch Einführung der Minifter- 
verantwortlichkeit den eingerifienen Angriffen entzogen wiſſen will. Er erblidt 
ſchon in der Minifterveränderung vom 17. Dez. die Beitrebung der Regie- 
rung, eine größere Gleichartigkeit (homogeneite) ins Minijterium zu bringen, 
denn vordem habe man nur Minijter, ſeitdem aber ein Minifterium gehabt 
mit einem wirflicden Präfidenten, der damit beauftragt fei, bei jeder wichtigen 
Belegenheit das Gewicht jeines Talents und jeiner leitenden Autorität geltend 
zu machen. Bei diefer Gelegenheit vom Bräfidenten unterbrochen, der ihm 
vorwirft, daß feine Vermuthung der Berfajjung zuwider jei, und daß es eines 
Senatus-Eonfults bedürfe, nm verantwortliche Dinifter zu ſchaffen, beruft ſich 
Hr. v. Maupas auf das von ihm gewählte Wort „homogeneite“, weldyes 
nur ein Einverfländniß, nicht aber eine Solidarität in ſich ichließe, Er will 
int Interefie der Regierung ein Miitelding zwiſchen der abfoluten Unverants 
wortlichteit der Minifter und dem von der Oppofition verlangten verantiworts 
lien Minifterium, und er will dieß gerade, um die Regierung vor Angriffen 
zu ſchützen, die fie ſouſt bedrohen würden. Er weiſt auf die allgemeinen 
Wahlen für den gejeigebenden Körper hin, und meint: man würde der Op⸗ 
pofition ihr bauptjächliches Argument des Angriffs benehmen, wenn man dieje 
Frage der minifteriellen Berantwortlichteit in dem von ihm vorgeſchlagenen 
Sinne bejeitige. Andere Senatoren erklären die Anregung für eine offenbare 
Berfaffungsverlegung. Schlieklih ſpricht fih auch Rouher dagegen aus, 
beruft fih auf die Gefchichte der NReitauration und der Juli⸗Monarchie, unt 
die Minifterverantwortlichleit zurüdzumeiien und erflärt fih zugleih gegen 
alle Maßregeln, die auf ein ſolches Ziel binwirkten. Die Kammer geht dar» 
auf über die Interpellation zur Tagesordnung. 

n Geſetzgeb. Körper: Die Commiſſion bringt ihren Supplementar: 
beriht (Du Miral) über den Vertrag ber Stabt Paris mit dem 
Credit foncier ein. Die Commiſſion bat ſchließlich dem Staatsrath 


nachgegeben. 

Art. 1. Der zwiſchen der Stadt Paris und der Gefelliaft des Credit 
foncier, in Gemäßheit des Beichluffes des Gemeinderaths vom 2. Dec. 1867, 
abgeſchloſſene Vertrag wird genehmigt, mit der Mobdification, daß die Rück⸗ 
zahlung der Summe von 398,440,040 Br. 24 Cent., welche die Stadt ſchul⸗ 
det und welche durch die dem Credit foncier cedirten Rentenſcheine repräfent rt 
it, auf 40 Jahre, ftatt auf 60, vertheilt werden wird, vermittelfi Zahlung 
bei jedem Semefter, für Capital und Anterefien von 11,820,047 Fr. 5 Gent. 
Die Halbjährlichen Zahlungen werden an jedem 81. Yuli und jedem 81. J an. 
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Rattfinden. Zugleich wird genehmigt ber, in Bemäßheit des Beidhlufies des Be 
meinderaths v. 10. Juli 1868, zwiſchen der Etabt Paris und dem Credit foneier 
abgeichlofiene Bertrag, zum Zwed der an den betreffenden Verfalltagen zu leiften- 
ten Sahlung: 1) der anderweitigen Berbindlichfeiien, welde die Etabt geam 
verichiedene Gonceffionäre von Arbeiten im Velaufe von 54.,502,965 Fr. 25 Et. 
übernemmen bat; 2) der Anlaufspreife von Immobilien im Belauſe ven 
12,642,190 Fr. 43 Eent.; 8) der Zinfen, welche jene zwei Eummen, die eimm 
Geſammtbetrag von 67,835,155 Fr. 68 Gent. ergeben, vem 31. Jen. 1°t9 
abtragen werden. Die Rüdzahlung an den Credit foncier diefer Eumme 
ven 67,835,155 Gr. 68 Gent. erfolgt in 39 Jahren vermittelt 78 Halbjähr- 
licher Bahlungen von je 2,018,319 Fr. 5 Gent., von denn tie erfe em 
81. Juli 1869 zu leiften if. Art. 2 (nen). In Zulunft wird Das aufrı- 
ordentliche Budget der Stadt Paris zunähft ven dem Municipalratb bewilligt 
und dann durch ein Geſetz genehmigt werden. Die entgiltige Regelung viries 
Budgets wird in berfelben Form ſtattfinden. Art. 3 (neun). Die m 
vorhergehenden Artilel enthaltmen Beftimmungen find auf die Etat Deun 
anwendbar. 

Aus den dem geſetzgebenden Körper vorgelegten Tecumenten über die 
Etadt Paris geht hervor, daß bis 1848 Peris jährlih nur 50 Mil cm 
nahm und dabei Eriparnifie madte. 1858 betrug die Schuld der Etat 
75 Mil, wovon 25 Mil. auf 1848 und 50 Mill. auf 1853 ſelbſt fame. 
In dieſem Jahr (1858) wurte Haukmamı Prüfer, und die Stadt made 
feit jener Zeit 945 Mil. Fr. Schulden, wovon jedoch ein Theil amertifirt 
wurde. Meute beträgt daS regelmäßige Ausgabebutget der Stadt 224 Mil., 
wovon 46 Mil. für die Binfen der Stadtichuld, und 16 Mil. für ten 
Sähuldentilgungsfonds bezahlt werben. 


14. Gebr. Tie Regierungeblätter tabeln Ichhaft die Haltung des belgi⸗ 


16. 


20. 


ſchen Cabineis anläßlich des von ber bortigen Kammer aefaften 
Beſchluſſes über das Geſetz betr. bie Abtretung von Eiſenbahnen 
und verratben nur zu beutlih ben Aerger über den mißlungenen 
Derfuh eines erften Schritts zur’ thatſächlichen Annexion Belgient 
vermittelft ber Eijenbahnen. 

„Erlaß des Minifters des Innern gegen ben Mißbrauch des 
Verſammlungsrechts. 

„ Die öffentlihe Meinung läßt ſich von ben effiziöſen Blättern 
nicht in bie beabfidhtigte Leidenſchaft gegen Belgien hineinhetzen. 
Die unabhängigen Blätter ſprechen ſich übereinftiimmend und ohne 
Rückhalt gegen tie Gelüfte der Offiziöſen und für Telgien aus. 

„  Seneralverjamnlung ber Actionäre tes Credit mobilier: Der 
Vertrag, nah welchem fi die früheren Tirectoren, Rereire 2c., gegen 
eine Summe von ca. 36 Mill. welche fie zurüderftatten, ven allen 
gerichtlichen Verfolgungen loskaufen, wirb unter heftiger Oppoeſitien 
mit 184 gegen 130 Stimmen genehmigt. Die Verſchmelzung bes 
Mobilier und bes Immobilier ift jehr zweifelhaft geworben. 


22—26. „ Geſetzgeb. Körper: Tebatte über die Rarifer Finanzfrage. 


Die Oppofition, an ihrer Spitze Thiers, greift die Wirthſchaft bes 
Baron Haußmann energiſch an, die Negierungsvertreter, Staatsrath 
Öenteur und Minifter Forcade de la Roquette, vertbeibigen ihn 
nur ſchwach. Selbſt Calley de St. Paul (der Schwiegervater bei 
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Sen. Fleury) greift bie Megierungsvorlage unb bie Operation mit 
dem Credit foncier heftig an und erklärt geradezu, baß ber Eeine: 
präfecet unb bie Minifter den Kaiſer täufhen. Rouber bleibt nichts 
anderes übrig, „al& den Ceinepräfecten preiezugeben und felbft bie 
Negierungevertreter jo ziemlich zu besapouiren ; in Zulunft türften und 
werben aber ſolche „Unregelmäßigkeiten* nicht mehr vortommen. Ta: 
durch allein gelingt es ihm, daß bie Kammer einftimmig beſchließt, 
ben Art. 1 ber Verlage nochmals an bie Commilfion zur Umar⸗ 
beitung zurück zu ſchicken. Der Eindruck ijt aber bed, daß bie 
Taiferlihe Regierung bez. ber Wirihſchaft des Varen Haufmann eine 
ſchwere Niederlage erlitten habe. 


1. März, Gefeßgebender Körper: Tie Commiffion genchmigt ben Vor: 


2. 


15. 


16. 


Ihlag Rouhers, den Vertrag ber Etabt Paris mit dem Credit foncier 
zu genehmigen, jedoch mit ber gleichzeitigen Vollmacht, diefe Operation 
in ein unmittelbares Etabtanlehen zu verwandeln, fobalb man tie 
günftige Zeit dazu gewonnen. 

Senatspräſident Troplong }. 
Gecſetzgeb. Körper: Der Antrag ber Commiffion wirb angenon: 
men und bagegen berjenige ber Ippofitien, bie Stadt zu einem jo: 
fortigen birecten Anlchen behufs Löfung aller ihrer Berbinblichkeiten 
gegen ben Credit foncier zu verpflichten, mit 147 gegen 97 Stimwen 
abgelehnt. 

Um diefes Ergebniß zu erzielen, bat die Regierung den Außerfien moralis 

Drud auf die verſchiedenen Gruppen der bisherigen Majorität in An« 

wendung bringen müflen. Der Sieg ift indeß nur ein formeller, der Ein⸗ 
drud einer vollftändigen moraliſchen Niederlage des Syſtems ein ganz allge 
meiner. Sowohl der Eeinepräfeet Haußmann als der Bouverneur bed Credit 
foncier Fremy waren von der Regierung und ihren Vertretern, felbft von 
Rouber und dem Üinanzminifler Magne ohne Umſchweife desavouirt und 
preisgegeben worden. Fremy war dadurch gendthigt worden, zu erllären, 
wenn es fein müſſe und die Kammer es verlange, werbe er jeinen Uctionären 
vorſchlagen. „die auf ungefegliche Weiſe erhobene Eommilfion (nicht weniger 
als 17 Mil. Fr.) herauszugeben“. 
„ Die länaft angefündizte Broſchure Ollivier's „der 19. Januar” 
erſcheint endlich. 


„ Dfficidie Verhandlungen mit Belgien. Der belgiſche Geſandte 
in Paris geht nah Brüffel, ber franz. Gefantte in Trüffel, La 
Sueronniere, kommt nah Paris, 
„ 2a Oueronnidre geht mit einer Note nach Brüffel zurüd, Tie 
Trage tritt erft banıit in das Etadium efficieller Verhandlungen. 
Beide Regierungen find inzwilchen darüber einig geworden, die obſchweben⸗ 
den Fragen turd eine gemiſchte Sommilfion unterſuchen zu laſſen. Ueber die 
Orundlagen einer ſolchen Unterfuhung ift man jedoch noch nicht einig. Frank⸗ 
zei wünſcht als Ausgangspunkt die von der Oſtbahn abgeichlofienen Ber» 
träge, was Belgien nicht zugeſtehen will. 
„ Geburtstag des kaiſerl. Prinzen, ber nunmehr 13 Jahre alt iſt. 





330 


Brankreid, 


20. März. Gefeßgeb. Körper: Debatte über das. Contingentsgeſetz. Tie 


23. 


Negierung verlangt wie bisher feit 1866 100,000 Mann. Tie 
Ippolition trägt barauf an, ihr nur 80,000 Mann zuzugeitchn. 
Rede des Kriegeminiſters Marſchall Nie. Ter Antrag ber Irrs- 
fition wird gegen bloß 24 Stimmen abgelehnt und bie Forderunz 
ber Negierung gegen bloß 15 Stimmen zugeftanden. 


Picard zur Unterfiügung des Amendements der Oppofition: Ib mil 
nicht hoffen, daß die Regierung und fagen wird, wir müßten aus reiner Gor- 
currenz mit Preußen in den Rüftungen fortfahren; denn daS hieke ums auf 
ewig zum Militarismus verdammen. Rein, Frankreichs Einfluß beruht nicht 
auf der Zahl feiner Soldaten; was die Ueberlegenheit der Bölfer ausmadk, 
das ift die Bildung, das ift die freiheit. Das vorliegende Geſetz aber ift lediglich 
ein Gefeß des Militarismus, welches keine andere Wirkung bat, als den materielm 
Laften, welche don auf dem Lande ruhen, noch die Laft der peinlichſten Ungewißheit 
hinzuzufügen. Niel gefteht zunächſt zu, daß die Bildung der mobilen Rational» 
garde nur jo langfam vorwärts jchreite, weil viele Schwierigleiten zu bejeitigen 
wären, daß jedoch die Organijation auf dem Papiere bereits vollftändig be⸗ 
ftebe, daß man jetzt die Offiziere ausmähle und ſich nicht beeile, „weil mar. 
Zeit habe“ und etwas Daucrhaftes liefern wolle. „Ich würde begreifen, d:5 
man die permanenten Armeen nad einem langen Frieden in Frage ficken 
önnte, da die Handels⸗ und anderen Beziehungen jo zu fagen die Grenzen 
unterdrüdt hätten. Ich würde begreifen, daß man dann fagen würde, dieſes 
Alles habe die Menjchheit zu einer Aera des Friedens bingeführt, und man 
mülfe deßhalb die Militärausgaben verringern. Aber davon kann heute nich 
die Rede fein, wo wir befiegie Mächte und annectirte Völker vor uns haben. 
Wir fehen, daß die harten Nothwendigkeiten des Krieges auf mehreren Bölfer- 
ſchaften ſchwer laften; wir fehen, daß andere Bölter bedroht find, ihre Eelbf- 
ftändigfeit zu verlieren. Und in dieſem YAugenblide wollen Sie bie perme- 
nenten Armeen abſchaffen; aber die permanenten Armeen find ja die beiten 
Hilfsmittel gegen die Mißbräuche der Gewalt.“ 


„ Tas Amtsblatt veröffentlicht folgende Erflärung über bie franz: 
belgiihen Beziehungen: 

„In Folge der Unterredungen, welche zwiſchen der Regierung Sr. Mai. 
des Kaiſers der Franzoſen und jener Sr. Mai. des Königs von Belgien 
ftattgefunden haben, find die beiden Gabinete über folgende Erklärung über 
eingelommen: „Tie Einbringung und Botirung des Gefehes vom 23. Februar 
über die Abtretungen von Eifenbahnconceifionen haben in Branfreih zu Auf 
fafjungen Anlaß gegeben, mit Bezug auf welche die k. belgiihe Regierung es 
ich zur Pflicht gemadt hat, Aufllärungen von einem ehrliden und durdaus 
freimüthigen Charakter nad Paris ergehen zu laffen. Um ſich gegenjeitig 
einen Beweis ihrer herzlichen und cordialen Befinnungen zu geben und im 
dem Wunfche, die Interefien beider Länder zu verjöhnen, find die Regierungen 
von Frankreich und Belgien übereingelommen, eine gemiſchte Gommilfion ein- 
zufegen, welche damit beauftragt jein wird, bie verſchiedenen dkonomiſchen Fro⸗ 
gen zu prüfen, die, fei e8 durch die beſtehenden Beziehungen, ſei es durch 
neuerliche Entwürfe von Betriebs⸗Conceſſions⸗Verträgen angeregt worden find, 
und deren Löſung geeignet wäre, die commerziellen und induftriellen Beziehun⸗ 
gen zwifchen den beiden Ländern zu regeln." Die Börfe nimmt die offizielle 
Erklaͤrung nicht ungünftig auf und die officidfen Blätter juchen den Triumph 
der franz. Politik in dem Zwiſchenfall als vollfändig darzuftellen. Die unch- 
hängigen Blätter finden dagegen die vereinbarte Rote auffallend wortlarg und 
reſervirt; fie conflatire bloß, was fon Jedermann befannt war, daß nämlich 





DE SEE u Zn 1 752 


7. 0 wm Wa BEUTE — 





die gemiſchte Commiſſion die verſchiedenen bkonomiſchen ragen, die mit den 
bisherigen Beziehungen beider Länder und fpeciell mit den neueften Eifenbahn- 
verträgen zujammenhängen, zu prüfen und fie im Sinne der Erweiterung 
diefer commerziellen und induftriellen Beziehungen zu Löfen haben werde, Aber 
fie laſſe auch nicht entfernt errathen, was aus den von der Dftbahn abge 
Ichloffenen Eonventionen werben jolle. 


23. März Der Staatsrath, unter dem Vorſitze bes Kaifers felbft in den 


31. 


2.— 


Zuilerien außerordentlih verſammelt, beſchließt nad einer Rede bes 
Kaiſers die Abſchaffung der Arbeiter: ienitbüder. 

Die Rede des Kaiſers behandelt die Maßregel als eine große foriale Maß⸗ 

regel. Die öffentliche Meinung ift mit derjelben ganz einverftanden, Tann 
aber nicht finden, dab die Abſchaffung der Arbeiterbücher zu einer Haupt⸗ 
und Staatsaction gerade geeignet geweſen jei. 
„—1. April, Geſetzgeb. Körper: Debatte über Die AInterpellation 
bed Baron David Dez. firenger Anwendung bes Wahlgeſetzes im 
allen Fällen, wo Nejtehung der Wähler nachgewieien werben kann, 
und über bie Snterpellation Picard über die Becinfluffung ber 
Wahlen durd die Negierung und gegen bie officiellen Candidaturen. 
Die Negierung erklärt entihieden, das Eyftem ber feßtern auch 
jernerbin aufrecht erhalten zu wollen. 

Der Minifter des Innern Forcade führt namentlih aus, daß die Re⸗ 
formen vom 19. Januar für die Regierung durchaus nicht die Nothwendigkeit 
nad ſich gezogen hätten, das Syſtem der officiellen Gandidaturen aufzugeben. 
(Sehr gut! auf den Bänten der Majorität.) Die Regierung habe dieje Re⸗ 
formen unter der Mitwirkung der Majorität durchgeführt; fie wolle der Kam⸗ 
nıer treu bleiben, ſowie dieje ihrer Politit treu geblieben wäre. (Neuer Beifall 
der Majorität.) Nur wolle fie auch neue Elemente in die Landesvertretung 
einführen, Männer von gutem Glauben, welche das Kaiferreich als eine fort« 
fchrittlihe Regierung zu unterflügen bereit wären. Sie werde daher gewiſſe 
Candidaturen diegmal nicht belämpfen, denen fie früher ihre Zuſtimmung ver- 
fagt Hatte; Neutralität werde fie jedoch nur in außerorbentlichen Fällen beob- 
achten, 3. B. da, wo Negierungsfreunde von verſchiedenen Braden ſich die 
Kandidatur fireitig machen oder wo die Regierung nicht zu beforgen hat, daß 
fie dur ihr Fernbleiben den Erfolg der oppofitionellen Kandidatur ermög⸗ 
lien könnte. Ticß als allgemeines Programm vorausgeſchickt, entwidelt der 
Minifter die gouvernementale Theorie: das Syſtem der officiellen Candidaturen 
wäre nicht bloß von dem Kaiferreih, fondern von allen Regierungen ohne 
Ausnahme practicirt worden ꝛc. 

6. April. Geſetzgeb. Körper: Generaldebatte über das Budget für 
1870. Rede des Hrn. Thiers für Nevijion der Verfaſſung und für 
Einſetzung eines verantwortliden Minijteriung: 

Thiers eröffnet die Generaldebatte: Er glaube eine Pflicht gegen ſich 
und gegen das Land zu erfüllen, wenn er das Budget zum Ausgangspunft 
allgemeiner politiiher Betrachtungen made. Er beftreitet nicht die Fortſchritte, 
welche in freiheitlicher Richtung erzielt worden feien; aber auf der anderen 
Seite ſei man aud (3. B. durch die Abſchaffung der Mdrefie) zurüdgegangen 
und jedenfalls jei das volle Maß der Freiheiten, welche er ſchon einmal als 
„nothwendige* Karakterijirt Hat, micht errungen. Er äußert ſich bei dieſer 
Gelegenheit über die Jogenannten alten Parteien. Ohne Zweifel gebe es ſolche, 
fie feien die natürliche Folge der zahlreichen Revolutionen, welche Frankreich 
jeit 1789 erfahren Hat; fei es aber darum unmöglich, zwijchen dieſen Parteien 
eine höhere Einheit, ein gemeinfames, den Bedürfniſſen des ganzen Randez 
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entiprechendes Programm, welches unter allen Dynaſtieen ausfährber wär, 
zu finden? Diejes Bindeglied jei nad) feiner Meinung eben das Unfkreien 
jener nothwendigen Freiheiten, die er nun wieder aufzählt: Die individecke 


Freiheit, die Prebfreiheit, die Freiheit der Wahlen, die parlamentariſche Re 


gierung. Wenn man diefe Freiheiten bewillige, jo müfle die Dppofitirn Fe 
legal und ohne Hintergedanten annehmen; Männer von gutem Glauben md 
gefunden Sinne dürften Feine dynaſtiſchen Nebenzwede verfolgen, denn des 
hieße das Land den Spftemen opfern. Man werde einwenden, daß $renl- 
rei ja im Befit biejer nothwendigen Syreiheiten wäre. Das fei nicht wehr. 
Die individuelle Freiheit werde noch durch zahlreiche Mikbräude, nanentih 
dur die Beibehaltung gewifier Yeflimmungen des Sicherheitsgeiekes berin- 
trädtigt („Manöver im Innern", Affaire Baudin, Affaire Seguier, welde 
in Gorm von Unterbrechungen mit großer Heftigleit von Jules Favre und 
Picard citirt werden.) Die Prekfreibeit habe unverlennbare Fortſchritte ge 
madt; aber die zahlreichen Preßprozeſſe, welche an die Stelle der Berwar⸗ 
nungen getreten wären, feien ebenfalls eines freien Landes unwirdige Erfdei- 
nungen. Das Preßgeſetz, da ein ſolches nun einmal nothiventig fei, muſſe 
kurz fein; einige Beſtimm ungen zum Schuß der öffentlichen Sitte, der Perſen 
des Souveräns gegen Beleidigung und der Bürger gegen Berleumbung; Ab- 
urtheilung dur Geſchworne; möglichſt feltene Einleitung von 

Die Wahlfreiheit fehle aber gang und gar (Lärm); an ihrer Stelle habe 
man daß „dirigirte dffentlide Stimmrecht“, und da man die Städte mic 
dirigiren könne, fo erflide man fie dur das fladhe Land und verſtümmele 
fie duch wilfürlihe Verlegung der Wahlbezirke: jo lafle man gewaltiem 
Marjeille mit Aix und andere big auf 18 Lieueß davon gelegenen Ortſchaften, 
Nimes mit dem 17 Lieues entfernten Pont-Saint-Esprit, Touloufe und Por» 
deauz ebenfalls mit Gemeinden ftimmen, welche biß auf 24 LieueS don ihnen 
entfernt find. Unter diefen Umſtänden bleibe die Wahlurne oft zwei Tage 
long unbewadht in den Händen der Regierungsorgane (Lärm). Zu alle dem 
trete nun der ungeheure Einfluß, welden die Gentralifation der Regierung 
in die Hand gibt und den fie in einer Weile außbeute, die dieſes am fidh, wie 
er glaube, wohlthätige Princip compromittire. Der Redner entwidelt weiter 
die Unzulänglichleit der dem Parlament zuftehenden Freiheiten (mangelnde Initia- 
tive, Ernennung der Präfidenten durch die Regierung, bedingtes i 
recht) und gelangt endlich zu dem Poſtulat verantwortlicher Riniſter, 
ein Thema, welches er mit Rüdfiht auf das Verbot, die Verfaffung zu dis⸗ 
eutiren, bald wieder verlaflen muß. Stantsminifter Rouber bemerlt ihm: 
tägli die Verfaſſung zu discutiren, daß hieße geradezu die Revolution im 
Permanenz erklären. Thiers: Nicht wir decretiren die Revolution, ſondern 
Sie arbeiten ihr in die Hände. Juſtizminiſter Barode: Sie prophezeiben 
den Umfturz und verleugnen Ihre ganze Vergangenheit. Thiers: Wenn es 
dein Herrn Siegelbewahrer gefällig ıft, meine Vergangenheit und die feinige 
anzurufen, fo glaube ich, daß ich den Vergleich aushalten Tünnte (Lärm.) 
Nedner fließt: Biden Sie um fih! Wenn war die Welt ‚jemals unrubiger 
und beunrubigter? Wer bat diefe Situation geſchaffen Ridt wir. Welchen 
Entihluß wird Frankreich für die nächften Ereigniſſe faſſen? Ich weiß es 
nicht. Aber wenn ich einen Bath geben dürfte, jo riethe ih zum Frieden und 
daß es mur durch unerträgliche Anſchlage gezwungen zum © 

follte, nur dann, wenn es die Zuftimmung und bamt bie fien» 
ſchaft der Welt befäße Run denn, Frankreich darf nicht ber Gefahr ausge 
fett fein, eines Morgens damit überrafcht zu werben, daß feine Kinder Beſehl 
erhalten, an die Grenze zu marſchiren. Die Freiheit bedeutet aljo unter den 
gegenwärtigen Umftänden, daß es die Ration ift, welche dieſe Entſcheidung 
über Krieg und Prieden treffen fol. Ihr Net auf die Freiheit iR Tlar wie 
die Sonne, Es if ihr Recht und zugleich ihr theuerſtes Intereſſe, das Inter 


eſſe ihrer Exiſtenz. (Bewegung. Lebhafter Beifall Iinls.) Staataminiſter 
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Rouber kann nicht genug bedauern, daß man nach fechtjähriger geſetzgebe⸗ 
riſcher Thätigleit nicht müde werde, noch in den legten Augenbliden der Seſ⸗ 
fion an den Grundfeften der Berfaflung zu rütteln. Ja, Sie haben Redt: 
für den Fortſchritt der Eivilifation, für die Entwidlung der freilinnigen Gin- 
richtungen, der Größe des Landes und der ganzen Welt ift der Friede eine 
gebieteriiche Rothwendigkeit und die Regierung bemüht fi um jeine Aufrecht⸗ 
haltung mit der eifrigften Sorgfalt. Aber glauben Sie, daß eine Rede, wie 
die jo eben gehaltene, geeignet ift, im Auslande eiferfüchtige Leidenſchaften zu 
beihwichtigen und Achtung vor unjerm Lande einzuflößen ? (Beifall), Das ift 
nicht die Bahn des Fortſchritts, fondern die der Revolution.” Rouher ent- 
widelt nun, wie alle die von dem Vorredner begehrten Freiheiten in vollem 
Maße erifiiren. Die Regierung wolle das allgemeine Stimmredt nicht diri⸗ 
giren, jondern aufllären; die Wahrheit jei, daß fie das Vertrauen der Maſſe 
befige und daR, namentlich in den Landbevölkerungen, der Eultus der napoleo⸗ 
niſchen Legende unvertilgbar wäre. „Wenn ih um mid blide, ſo finde id, 
daß die Regierung für den Fortichritt der Freiheit mehr gethan hat, als ir- 
gend eine andere Regierung. Warum? Weil fie von der Ordnung ausgegan⸗ 
gen ift, um zur Freiheit zu gelangen. Diejenigen, welche von der Revolution 
ausgeben, gelangen nur zum Abgrunde. Schreiten wir alſo auf unferer 
Bahn fort, verfolgen wir muthig unfere Wufgabe, ohne beftändig an den 
Grundlagen des Gebäudes zu rütteln; arbeiten wir auch ferner durch unjere 
Einigleit an dem Gebeihen des Landes. ine billigere Zukunft wird anerfene 
nen, daß wir rechtichaffene und dem Lande ergebene Männer waren. Und 
wenn Sie, meine Herren, wieder vor Ihren Wählern erfcheinen werben, o, 
dann bin ich ohne Sorgen. Sie werben begreifen, auf welcher Seite die Ver» 
munft yn der Fortſchriit zu finden find.” (Anhaltender Beifall der Ma⸗ 
jorität. 


2. April. Der belgifge Deinifterpräfibent FroͤreOrban langt behufs ber 


8. 


weiteren Unterhbanblungen über bie ſchwebende Differenz perſönlich 
in Paris an. 

„  Sefeßgeb. Körper: Budget, Etat bes Cultus⸗ und Unterrichts: 
Ein Antrag, für Penfionen ausgebienter Schullehrer nad vierzig 
Jahren Dienftzeit einen Zufhuß von 250,000 Fr. zu bewilligen, 
wirb von ber Regierung eifrig bekämpft unb bleibt ſchließlich im 
ber Minderheit. 

Drei Minifter und mehrere Regierungscommifläre erheben fi, um den 
Staat gegen die Aufbürdung einer ſolchen Laft zu vertheidigen. Der Finanz⸗ 
minifter und der Bräfivent des Staatsraths beſchwören die Kammer, die 
Finanzen nicht leichtfinnig oder launenhaft zu ruiniren, jelbft der Unterrichts- 
minifter bricht fein bisheriges Schweigen, um die Sammer in die Alternative 
zwifchen dem Ruin der Yinanzen oder dem Elend der alten Schullehrer zu 
fielen. Er bedauert e3, daß die ihm bewilligten 500,000 Fr. nicht aus⸗ 
reichen, um einem Schullehrer nad 40 Dienftjahren eine Unterfligung von 
1 Br. per Tag zu gewähren; aber der Staat fer eben zu arm dazu. Den⸗ 
noch finden fi 90 Stimmen für den Antrag, aber auch ebenjo viele Dagegen. 
Es wird bemerkt, daß von der Regierung gleichzeitig mehrere. Millionen als 
Theuerungszuſchuß für die Pferde der Gapallerie gefordert werben. 


Geſetzgeb. Körper: Budget, Etat des Eultus: 

Dllivier will im Hinblid auf daß bevorftehende deumeniſche Concil 
folgende Fragen an Hrn. Barode rihten: 1) Werben die franzöfiiden 
Bilhöfe ermächtigt werden, fi ungehindert zu dem Goncil zu begeben ? 
2 Werden fie fid zuvor mit der Regierung Über die Haltung verfländigen, 
die fie in allen das VBerhältnik des Staates zur Kirche betreffenden Fragen 
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zu beobadten haben? 3) Wird die Regierung ſelbſt ih auf dem Concil 
durch Legate und Botſchafter vertreten laſſen? Juſtiz- und Gultusminifter 
Baroche: Auf die erſte Frage antworte ich unumwunden: Ja. Auf die 
zweite Frage: Wir achten zu ſehr die Mitglieder des Episcopats, um einen 
Drud auf ihre Entichließungen üben zu wollen; fie werden fi mit ihrem 
Patriotismus, ihrer perjönlichen Würde und ihrer Unabhängigkeit zum Concil 
begeben. (Lebhafte Zuftimmung). Die dritte Frage bildet noch den Gegen⸗ 
ftand von Berathungen; die Regierung braudt im Monat April noch feinen 
Entſchluß zu faffen wegen eines Greignifles, welches erft im Monat Dezember 
eintreten fol. Ollivier erklärt fi mit den erflen beiden Antworten zufrie- 
den; dieſelben laſſen feiner Meinung nad auf nichts Geringeres als auf die 
Abſchaffung der organifchen Artikel des Concordats ſchließen. Barode be⸗ 
ftreitet diefe Auffaffung: die Rechte Frankreichs würden auch nad dem Concil 
unverfehrt bleiben. Jules Favre: Tas wird die Trennung der Kirche nom 
Staate fein; wir werden fie dankbar annehmen. Picard: Die freie Kirche 
in dem nicht freien Staate! (Heiterkeit links.) 


9—10. Apr. Geſetzgeb. Körper: Yubget, Auswärtiges: kurze aber beden⸗ 


tungspolle Tebatte. Regierung, Majcrität und Oppoſition erllären 
fih aufs beftimmtefte und unummwundenjte für Vewahrung bes 
Friedens, freilih immerhin nur unter fehr beftimmten Borausjegun: 
gen bez. Preußen. 


Der Minifter des Auswärtigen, Lavalette, weh gleih Eingangs der 
Debatte mit Gewandtheit und Eelbftgefühl auf die von Thier® mit einem 
um ſich greifenden Erfolg in Scene geſctzte Minifterverantwortlichleit anzu» 
fnielen, um feine individuelle Berantwortlichleit für die auswärtige Politik, für 
die Erhaltung oder Gefährdung des Friedens einzufegen. (Eo emancipirt ſich 
ein Minifter nad dem andern von der Advocatur des Staatsminiſters. Herr 
Rouher fieht feine Rolle vermindert, ja bereit3 überflüflig gemadt. Das 
Staatsminifterium befteht nur no durch die bedeutende Perjönlichkeit des 
Staatsmanns, der die Kammer mehrere Jahre lang beberriht und auf alle 
wirtbichaftlichen ragen einen inaßgebenden Einfluß ausgeübt bat. Einer un- 
abhängigen Kammermehrheit würde es jehr leicht fein, durch eine oppofitionelle 
Abftimmung die individuelle Dlinifterverantwortlichkeit ohne Solidarität des 
Cabinets thatjähli auf die Probe zu ſtellen. Freilich am Tag, wo fie be 
ftebt, hat das Kaiſerthum, wie e3 ift, zu fein aufgehört. Daran läßt ſich die 
Umwälzung erincfien, welche aus den bevorfichenden Wahlen hervorgehen 
kann.) Bon enticheidender Wichtigkeit ift die augenfcheinliche Uebereinftimmung 
des Minifters, der Cppofition und der öffentlichen Dieinung bez. der Leitung 
der auswärtigen Bolitil, Ber Friede wird cMieit® auf das eindringlichfte 
betont. Die ganze Kammer, im Einflange mit der öffentliden Meinung, 
will den Frieden, und für die Regierung wird die fyriedenspolitif ein Wahl⸗ 
mandver, cine Hauptbedingung ihres Erfolgs hei den Wahlen. Der Minifter, 
Jules Favre und Thiers find einig bezüglich des theuer erfauften Pariſer 
Friedens, welcher die Integrität der Türkei und die Selbftändigfeit der Pforte 
wahren fol. Die letzten Conferenzen zur Begleihung des griechiſch⸗türkiſchen 
Conflilts werben der Regierung alljeits als ein Verdienſt und ein Erfolg an- 
gerechnet. Das Einvernehmen zwiichen Florenz und den Zuilerien ergibt fid 
aus den Worten des Minifters mit Gewißheit; dagegen bleibt e3 zweifelhait, 
ob die franzöfiihe Räumung Noms vorbereitet wird, jedenfalls noch nicht, jo⸗ 
lange die Wahlen eine größere Schonung der ultramontanen Finflüfle erhi- 
chen. Die Nichteinmiſchung in Deutiland wird einflimnig proclamirt, jedech 
mit Vorbehalten. Mit Geftigkeit fett der Minifter der Nichteinmiſchung eine 
Grenzlinie, und betont er eine Begrenzung dur die Autonomie der füdrcut- 
hen Staaten. Thiers fpricht den für alle politiichen Streife Frankreichs maß⸗ 
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gebenden Gedanlen in der deutihen Frage aus: er hofft auf den in Deutfch- 
land fi} Tundgebenden Widerftand der füderativen Ueberlieferungen, Errungen⸗ 
ſchaften und Zendenzen gegen die preußiſche Einheit und glaubt, Preußen 
werde dadurch innerhalb der Schranken des Prager Friedens erhalten werden 
und die beutfche Idee werde der Disciplin und dem Militarismus Preußens 
täglich größere Hinderniffe bereiten, fo daß die deutſche Bewegung durchaus 
noch nicht als unaufhaltfam betrachtet werden kann. In jenen Eigenthiim- 
lichkeiten des deutſchen Nationalgeiftes erkennt er einen Bundesgenofien ber 
franzöſiſchen Politik, begreift jedoch, daß jener Bundesgenofie nur fo ange 
beſteht, als keine franzöfiihe, den Rationalftolz verlegende, Einmengung 
Deutichland Preußen völlig in die Arme treibt. Daher die Friedenspolitif, 
wie fie fi) feit länger als einem Jahr aus dem Gabinet des Hrn. Thiers in 
alle politiichen Kreiſe verbreitet. Die Triedenszuverficht des Miniſters beruht 
jedoch auf der Veberzeugung, daß Preußen das größte Intereffe und den aufs 
richtigen Willen habe, Frankreich die auf jene Bedingungen geftellte Erhaltung 
des Friedens zu ermöglichen. 


412. April. Der Kaifer richtet einen Brief an ben Staatsminiſter Rouber: 


13. 


er wünſcht, daß ber nächſte 15. Auguft, als der hundertjährige 
Geburtstag des Kaiſers Napoleon dadurch gefeiert werbe, daß von 
ba an jedem Eoldaten ber Republik oder bes Kaiſerreichs eine jährs 
liche Penfion von 250 Fr. ausgejebt werde: 

„Diefe lange Periode hat viele Ruinen aufgehäuft, aber die große Geftalt 
Napoleons iſt aufrecht geblieben, und fie ift e8 noch, die uns leitet und be- 
ſchützt und die mi aus Nichts zu Dem gemacht, was ich bin. Den hundert- 
jährigen Geburtstag des Mannes zu feiern, welder Frankreich die große 
Ration nannte, weil er darin jene männlichen Tugenden entwidelt hatte, welche 
Reiche gründen, ift für mich eine Heilige Pflicht, an welcher das ganze Land 
fi wird betheiligen wollen.” 


„ Senat: Debatte über den Vertrag ber Stadt Paris mit dem 


Credit foncier. 

Der Bericht der Commiſſion (Delangle) ſpricht die ſtädtiſche Verwaltung 
nicht nur kurzweg von jeder Unvegelmäßigfeit frei, ſondern glorifizirt fie fo» 
gar no. Darauf geftügt vertheidigt Hr. Haußmann feine Verwaltung 
mit großem Eifer und Nahorud gegen die Angriffe, die fie im geſetzgeb. Kör⸗ 
per erlitten hatte und theilt mit, daß er einen Augenblid daran gedacht habe, 
den Kaifer um feine Entlaſſung zu bitten, von diefem Entſchluß aber zurüd. 
gekommen fei, weil er e8 für feine Pflicht halte, das begonnene Wert auch zu 
Ende zu führen. „Aber“, jagt er zum Schluß, „weldes auch der Augenblid 
fein möge, wann id das Stadthaus verlafien werde, ich werde aus demſelben 
fortgehen mit erhobenem Kopf und unerjhüttertem Herzen, überzeugt als 
Mann von Ehre gehandelt und als treuer Diener mit Muth und Entſchlofſſen⸗ 
heit meine Pflicht erfült zu haben“. Im Berlauf der Debatte wird die Boden- 
crebitanftalt in ihrem Verkehr mit dem Seinepräfecten vom Senat freigeſprochen. 
Nachdem Hr. Delangle als Berichterftatter und Generalprocurator am Gaffa- 
tionshof die juriſtiſche Frage zu Bunften der Anftalt entſchieden hatte, wird fiber 
ihren Gouverneur das Richtihuldig vom Banfgouverneur Hrn. Rouland 
geiproden. Doch muß derjelbe zugeben, daß Unregelmäßigleiten, Abweichun⸗ 
gen von den Etatuten ftattgefunden hatten. Uber e8 war dieß ein Irrthum, 
welchen namentli auch Hr. Rouher getheilt und autorifirt hatte. Hr. Rou⸗ 
ber glaubt diefen Hieb nicht pariren zu müſſen. 

Die Rede des Seinepräfeetn läuft auf einen ähnlichen Irrthum hinaus, 
Man hatte fih in den WahrfceinlichkeitSberehnungen geirrt. Daher die 
Rothivendigfeit von Greditoperationen, welche über die ftrenge Gefeglichkeit 
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hinausgingen. ber e8 fand über Haufmann fein verantwortlicdder Plimikkrr. 
welcher der Dee Sharifer Wirthſchaft Schranken geſetzt hätte. Bräfert uud Biniker 
deden fi mit der Berantwortlichkeit des Kaijers, der alles gewollt umd gelot: 


hat. In diefem Syftem liegt das Uebel, das fchliekli foyar die Sammer | 
mehrheit fa zur Empörung trieb. Der Seinepräfeet jelbt leuguct das Ueiel 


nit. Er rühmt fi, zuerfi und vor Jahren die Gontrole und das Botum 
der Kammer für fein Budget verlangt zu haben. Aus ihm unbelaumten 
Gründen konnte er mit feinem Berlangen nicht durchdringen. Baron Haut- 
mann erklärt feine Wirthſchaft für unmöglich mit einem gewählten Gemeinde⸗ 
rath, und den Parlamentarismus für unverträglid mit großartigen und Is | 
nen Leiftungen. Aber er beanfprudt feine perjönliche Berantwortlidgfeit ver 
der Kammer, die freilich nichts mehr zu controliren hat. 

Der Senat erflärt jhlieklih mit 116 gegen 1 Stimme (Gar: 
binal Mattbieu), daß er fi ber Promulgirung bes Geſetzes nicht 
wiberjebe. 


Geſetzgeb. Körper: Budget: bie Kammer nimmt alle Kapitel bee 
Militärbubgets unverändert an. 


14. April. Belgiihe Eonferenz: Der belgiſche Minijter Yrere:Orban macht 


17, 


. 26. 


27. 


einen Vorſchlag behufs Löſung ber eingetreten Differenz. Tie oft: 


ciöfe Preffe erklärt denjelben für unannehmbar. 

„Geſetzgeb. Körper: Budget, Hanbelsminifterium. Die Schutz⸗ 
3ölner verlangen Aufhebung bes Hanbelsvertrags mit Telgien wegen 
feiner verberblihen Wirkungen auf bie Induftrie ter Norbbepartemente. 
Der Handelsminifter Greſſier jagt wenigftens die Aufhebung ter 
temporären AZulaflungen zu, wenn biejelben Urſache des Schabens 
feien. Thiers verlangt eine Enquete darüber. 

„ Belgiihe Konferenz: Frere-Orban bringt auf eine feſte Grunb: 
lage für bie Berathungen ber Commiſſion und verlangt zu diejem 
Ende ſchriftliche Vorſchläge von Seite Frankreichs. 

„ Die Wahlagitation für die berannahenden Wahlen zum gejebgeb. 
Körper nimmt immer größere Dimenfionen an. 

„ Der Oeiehgeb. Körper nimmt das ganze orbentlidhe Budget für 
1870 und fofort auch einen Theil bes außerorbentlihen an. 
„Belgiſche Eonferenz: Die Verhandlungen Frère-Orbans mit ber 
Regierung find ins Stoden gerathen. Frère will zurüdreifen. 
Froͤre conferirt mit dem Kaijer felbft. Kine neue Bafis feheint ge: 
funden. Froͤre berfchiebt jeine Abreife wieder. 


Geſetzgeb. Körper: Der Reft des außerorbentlihen Budgets für 
1870 wird genehmigt und ebenfo bas Militärpenfionsgefe® für 
die napoleonijhen Veteranen (gegen nur 6 Stimmen). Schluß 
ber Seflion. 

„Belgiſche Sonferenz: Der Miniſter des Ausw., Lavalette, und 
ber belgiſche Minifterpräfident und Binanzminifter Sröre: :Orban un: 


terzeichnen ein Protokoll bez. der Ernennung einer Commiſſion und 
ber Verhandlungsgrundlage berjelben: 
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Protokoll. „Um den gegenwärtigen Stand ber zwiſchen der franzöfl- 
chen Regierung und dem Brüffeler Gabinet eingeleiteten Unterbanblung zu 
präcifiten, Haben bie Unterzeichneten nachfolgendes Protokoll aufgenommen :- 
Herr Froͤre⸗Orban erinnert daran, daß principielle Gründe der Genehmigung 
der von der Dftbahn, der Grand⸗Luzembourg⸗Geſellſchaft und der Geſellſchaft 
für den Betrieb der niederländiſchen Bahnen entworfenen Beriräge durd die 
belgiſche Regierung im Wege ſtehen. Er bezieht ſich in dieſer Hinſicht auf die 
mündlichen nnd jchriftlicden Erklärungen, welche er abgegeben hat. Sr. Froͤre⸗ 
Orban führt hierauf aus, daß die beigifhe Regierung, von dem lebhaften 
Wunſche befeelt, zwiſchen Frankreich und Belgien die freundſchaftlichſten Bes 
ziehungen zu unterhalten und den Handelsverkehr zwifchen Frankreich, Belgien 
und den Niederlanden zu erleichtern, der Organifation der in den Gonventio- 
nen erwähnten directen Dienfte ihre eifrigfte Mitwirkung leihen werde, indem 
die Tranfitzüge Für den Localdienft beftimmt werden fünnen. Herr rare 
Orban überreicht hierauf dem Hrn. Marquis dv. Lavalette einen Entwurf, 
welcher in dem eben bezeichneten Sinne verfaßt if. Hr. Marquis v. Lavalette 
glaubt, daß die günftigfte Loſung nicht in der unbebingten Genehmigung der 
vorliegenden Conventionen liege, fondern in neuen Berträgen über den Betrieb 
der Geſammtheit oder eines Theils der Linien des Grand-Qugembourg und 
der Luitich⸗Limburger⸗Geſellſchaft, welche Verträge mit allen Bürgichaften der 
Gontrole, der Ueberwachung und der Randeshoheit, die der belgiſchen Regie 
rung unftreitig auftehen, ungeben werden fönnten. Indeß wäre ber Herr 
Marquis von Lavalette glücklich, daſſelbe Rejultat mit Hilfe der von Hrn. 
Froͤre⸗Orban dargebotenen Mittel erzielen zu Tönnen, und er erflärt, daR die 
kaiſerliche Regierung, von den Gefühlen der aufrichtigften Herzlichkeit gegen 
Belgien geleitet und ausfhlieglih darauf bedacht, den dconomiſchen Intereſſen 
die ihnen gebührende Ausdehnung zu geben, e8 annehme, zu unterjuchen, ob 
der von der beigifchen Regierung vorgelegte Entwurf den Gedanken, welchen 
er bezeichnet, auch entſpreche. Demnach find bie men Froͤre⸗Orban und 
Marquis von Lavalette Übereingelommen, zu dieſem Zweck eine gemiſchte 
Commiſſion zu ernennen, melde für jedes Land aus drei in einer Friſt von 
vierzehn Tagen nach Unterzeihnung dieſes Protokolls zu ernennenden Mit- 
gliedern beftehen ſoll. Geſchehen zu Paris, in zwei Egemplaren, den 27. April 
1869. (Gez.) Lavaleite. Frèͤre⸗Orban.“ 


27. April. Ein kaiſ. Decret beruft die Wähler auf den 23. Mai behufs 


29. 


der Neuwahl bes geſetzgeb. Körpers. 


„ Fröre:Orban wird vom Kaifer in Abjchiebsaubienz empfangen 
und kehrt hierauf nach Belgien zurüd, 


„ Mablagitation in Paris und in ben Provinzen. Tie Belchrun« 
gen zu liberaleren Anſchauungen mehren fi. Der Wind ift ents 
ſchieden gegen bie Fortdauer des perfönliden Regiments. Der 
Moniteur:Dalloyg und der Konftitutionel werben mehr und mehr 
beinahe Oppofitionsblätter, bie France und die Patrie ftreben wenig: 
ſtens nad Unabhängigkeit. | 


2. Mai. Beginn ber freien MWahlverfammlungszeit (bis 5 Tage vor 


den Mahlen). Im Paris wird davon ber ausgebehntefte Gebrauch 

gemacht. Tie alten Republikaner von 1848 treten ald Candidaten 

auf; gegen fie namentlih Ollivier, der vom Kaifer dabei eifrig 

unterjtüßt wird. Das Intereſſe concentrirt fih für Paris auf ben 
22 
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Kampf ber „unverſöhnlichen?“ und ber gemäßigten Republildee 
perjönli auf ben Sieg ober bie Nieberlage Ollivier's. 


10. Mai. Der Kaijer und bie Kaijerin beſuchen bie Ianbwirthidant:-: 


14. 


18, 


23. 


Ausftelung in Chartres. Auf bie Anfpradhe des Bürgermeiti: 
erwidert der Kaiſer: 
„Ich habe nie die Aufnahme vergeſſen, die ih vor 20 Jahren als V! 


fident in Chartres gefunden. Hier appellirte ih damals zum erfien Ma:r - | 
Ihre Verſöhnlichkeit. Heute nad) fiebzchn Jahren der Ruhe und des gr. | 


ergehen3 führe ich diejelbe Sprache, aber mit mehr Autorität und Bertrurr 
Ich Iade die ehrenmwerthen Leute aller Parteien ein, die Regierung auf ::7: 
freifinnigen Bahn zu unterftügen und die das unerfchütterlide Werk Des c 
gemeinen Stimmredteß bedrohenden Neidenfchaften zu befämpfen. Ich zwen 
nicht, daß das Wolf bei den bevorftehenden Wahlen würdige Männer mit :c 
civilifator,jhen Miſſion betrauen werde. ch rechne auf die Bewohner G'-- 
tres, weil jie einen Theil jener acht Millionen Yranzofen bilden, die =: 
ſchon dreimal ihre Stimme gaben und von glühendem Patriotismus kr: 
find, Wahre Baterlandgliebe ift die befte Sarantie für Ordnung, Bortid:= 
und Freiheit. 


»„ Branfreih und Belgien ernennen ihre Delegirten zu der gemeir 
famen Conmiffion. 

„Schluß ber Periode der freien Wahlverfammlungen. Zhier: 
erläßt erſt jebt ein Mahlprogramm, in bem er bie notbwenti:in 
sreiheiten verlangt und als Krönung berjelben bie Minijterverant: 
wortlichkeit, „die alle Freiheiten in ſich enthält.“ 

Allgemeine Neuwahl zum gefeßgebenden Körper. Die Negierur: 


" 


hat babei das Syſtem ber officiellen Candidaturen nidt aufgegeben | 


wo ein irgendwie oppofitioneller Candidat auftritt, wirb der Garn: 
didat ber Regierung wie bisher mit allen nur möglichen Mitteln 
von ihr unterjtüßt und nur da bleibt fie neutral, mo die Gar: 
bidaten ſämmtlich den verſchiedenen Nuancen ber Negierungsparti 


Angebören, 

Refultat: Der Imperialismus erleidet in den drei größten Städten 
Paris, Lyon und Marjeille, eine totale Niederlage und unterliegt auch in ter 
meiften der Übrigen großen Städte Die fog. „alten Barteien“ erleiden in 
Paris und in den Departements entſchiedene Echlappen. Die bisherige Mr 
jorität im gefegeb. Körper ift unzmeifelhaft zur Minderheit geworden. Die 
neue Majorität ift gegen die Fortdauer des fog. perfönlichen Regiments, wenn 
auch die verfchiedenen Gruppen vorausfihtlid in dem, was fie wollen, jetz 
außeinandergeben werden und die republilanifhe Oppofition im neuen geie;- 
gebenden Körper jedenfall nur eine verhältnigmäßig Lleine Partei bildet. 

Das numeriiche Endergebniß der Parifer Wahlen if Folgendes: Geftimm: 
haben 305,531, davon erhielten die conjervativen Gandidaten 74,504, dir 
Sppofitionscandidaten 231,027 Stimmen, 90,000 Wähler enthielten fidh der 
Abftimmung; Paris Hat runde 400,000 eingeichricebene Wähler. Im Jahre 
1863, wo die Zahl der Enthaltjamen etwa auch 90,010 betrug, hatten 
237,778 von 826,170 eingeſchriebenen Wählern geftimmt und die Regierung 
candidaten hatten 63,590, die übrigen Candidaten 149,406 Stimmen. Hier⸗ 
aus erhellt, daß die Wählerzahl in Paris feit 1863 um 70,000 ftieg, da} 
diefe Zunahme nur den Eppofitionscandidaten zu Gute fam, die 1869 im 
Ganzen 80,000 Stimmen mehr als 1863 erhielten; endlich daß die Regierung: 
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candidaten diesmal 9000 Stimmen weniger als 1868 erhielten. Folgendes 
iſt die Stufenleiter der PBarifer Stimmung: 1852 ſtimmten in Paris gegen 
die Regierung 86,101 Wähler, 1857 101,207, 1868 149,406 und 1869 
250,000. — Gewählt find: Gambetta (mit 21,437 St. gegen den gemäßig- 
teren Garnot mit 9141). Bancel (mit 22,848 gegen Olivier mit 12,848), 
Picard, Jules Simon, Pelletan. Nicht die Majorität haben erlangt und 
müflen fi einer zweiten Wahl unterziehen Thiers, Yules Favre, Garnier⸗ 
Pageès und ebenio aud Raspail und Rocefort. Im ftiebenten Bezirke ftehen 
ſich Jules Favre mit 12,203 und Rochefort mit 10,033 Stimmen gegen« 
über. Im Ganzen haben die „Unverjöhnlichen” über die Gemäßigten gefiegt. 

Das Sejammtrejultat ergibt, daß mährend die officiellen Gandidaturen 
in Paris und ganz Frankreich die Summe von 4,467,720 Stimmen erreicht 
haben, den unabhängigen Gandidaturen, melde die Präfecten als jelbft der 
Regierung feindlich bezeichneten, 3,258,777 Stimmen zugefallen find. Wenn 
man die angeführten Ziffern mit denen von 1863 vergleiht, jo gewinnen fie 
eine hohe Bedeutung; 1863 hatte die Regierung 5,354,779 Stimmen er» 
halten, die Oppoſition Hingegen nur 1,859,513. Letztere hat daher während 
der verflofienen legislativen Periode um 1,400,000 St, zugenommen, während 
die Regierung 1,000,000 Stimmen verloren bat. Für 58 Site haben Nach⸗ 
wablen ftattzufinden. 

Die „Preije” bezeichnet das Reiultat prägnant alfo: „Nach dieſem Refultat 
ift e8 in feinem Fall mehr möglid, die Strebungen der Nation zurüdzu- 
drängen. Wie Hr. Gambetta den Wählern von Marfeille richtig jagte, die 
franzöfiiche Demokratie bat ihre Orientirung gefunden. Die Trage ift auf 
das Terrain der perjönlicden Herrihaft geftellt, und Niemand ift mehr im 
Stande, fie von diefen zu entfernen. Wenn eine langunterbrüdte Nation, 
wie die unfrige, endlih zum Selbftbewußtjein erwacht ift und Mar das Ziel 
vor Augen fieht, das fie erreichen will, fo gibt es nichts, was ihrem jouveränen 
Willen wideritehen könnte, * 


3. uni. Erſte Eitung der belgiſch-franz. Commiſſion. 


T. „Nachwahlen zum Gejebgeb. Körper. Die Regierung erleidet eine 
noch ſtärkere Niederlage ald am 23. Mai: von 58 Nachwahlen 
fallen ihr nur 30, dagegen 28 ber Oppofition zu. Dagegen er: 
langt in Paris doch die gemäßigtere Nichtung die Oberhand und 
wird Thiers gewählt, fiegt Jules Favre über Nochejort. 

„—12. , Wiederholte Unruhen in Paris. inberufung bes gefeßgeb. 
Körpers zu einer außerord, Seſſion auf ben 28. Juni, Ausfahrt 
des Kaiſers. 


16. „ Unruhen in Et. Etienne. General Palikao wird mit Truppen 
dahin beordert. 


„» nn TDer Kaiſer jcheint nicht nachgeben zu wollen. Brief des Kaiſers 
an den Abg. Madau: 


„Ich Habe das Schreiben erhalten, womit Sie mir Namens Yhrer Wähler 
den Wunſch ausſprachen, daB meine Regierung ſtark genug fein möge, um 
Bartei-Angriffe zurüdzumweiien und eine dauerhafte und gewährleiſtete Freiheit 
zu geben, indem man diejelbe auf eine ftarfe und wachſame Regierung ſtütze. 
Site fügen mit Recht Hinzu, daß Zugeſtändniſſe in Principien angeſichts po» 
pulärer Bewegungen immer unwirtjam bleiben, wo Pgrjonen geopfert werden, 
und daß eine ſich felbft achtende Regierung weder der Preſſion no ter Aufs 
wallung oder der Emeute nachgeben ſolle. Dieſe Anihauungsmeije ift die 
meinige. Ich Lin erfreut, daß diefelbe von Ihren Gommittenten und, tie 


22* 





340 


Irankreih. 


ich überzeugt bin, auch von der großen Mehrheit der Kammer und bes Lantes 
getheilt wird. * 


20. Juni. Ein kaiſerliches Decret ernennt das Bureau bes früheren geiet: 


24, 


27. 


28. 


gebenden Körpers ohne alle Modification auch wieder für ben neuen. 
Die öffentlihe Meinung ift darüber fehr wenig befriebigt. 


Anſprache des Kaiſers an die Truppen in Chalons: 

„Soldaten! Ich bin erfreut, daß ihr die große Sade nicht vergehen. 
für welche wir tor zehn Jahren kämpften. Bewahret die Erinnerungen ex 
eure und eurer Väter Kämpfe, denn die Geſchichte unferer Kriege ift die Ge— 
ſchichte der fortichreitenden Eivilifation. Ihr werdet diefen militärijchen Geif 
aufrecht erhalten. Fahret fort wie in der Vergangenheit, und ihr werdet Reis 
die würdigen Söhne einer großen Nation fein!“ 

„Verſammlung ber Rarijer Friedens⸗Liga. M. Chevalier, Pater 
Hyacinthe u. A. nehmen an berfelben lebhaften Anteil. 


„ Rodefort wirb vom Gericht wegen ber „Laterne” zu 3 Jahren 
Sefängnig, 10,000 Fr. Buße und zum Berluft ber bürgerlichen 
Rechte verurtheilt. Durch bie Ichtere Beitimmung wirb ihm bie 
Möglichkeit einer Wahl in ben gefebgeb. Körper abgefchnitten. 

»  Zufammentritt bes gefebgeb, Körpers, Die öffentlide Meinung 
erwartet entſchieden, daß bamit ein neuer Abſchnitt in ber Eniwid: 
Iung bes Landes beginne. Die Stimmung ber Kammer geht un: 
zweibeutig dahin, biefer Erwartung zu entiprechen. Feſte Meinungs: 
äußerung bed Kammerpräfidenten Echneider. Die Regierung will 


die Entſcheidung veridieben: Kröffnungerebe des Etaatsminiftere 


Rouher. Kalte Aufnahme derſelben von Ecite ber Kammer. 
Demonftration Schneiders no vor Eröffnung der Kammer: In Folge 
der Ernennung des PVicepräfidenten Baron %. David zum Großoffizier ber 
Ehrenlegion gibt derfelbe feine Demilfion ein, zieht dieſelbe aber auf eimen 
Brief des Kaiſers vom 24. Yuni wieder zurlid. Der Brief weist den Ges 
danken ab, als ob die Ernennung Davids eine reactionäre Bedentung babe, 
und fagt: die Negierung werde das begonnene Werk der Berföhnung einer 
ſtarken Macht mit wahrhaft Liberalen Inftitutionen fortfegen. 
Erflärung der Regierung burd den Staatsminifter Rouber: 
„Meine Herren Deputirten! Nah Vorſchrift der Verfafiung muß der geſetz⸗ 
gebende Körper innerhalb der ſechs Monate, melde auf das Auflöfungsdecret 
folgen, einberufen werden, Die legte Frift für Ihr Zuſammentreten war ber 
26. Oktober, e8 wäre unmdglich geweſen, Ihnen um diefe Zeit die auf bie 
Finanzen und die anderen Staatsangelegenheiten bezüglichen Geſetzentwürfe 
zu unterbreiten. Eine außerordentliche Seſſion des gejeggebenden Körpers 
war aljo notbwendig. Unter diefen Umſtänden hielt e8 die kaiſerliche Re 
sierung für ug und politiſch, fofort zur Verificirung Ihrer Vollmachten 
zu fchreiten und auf diefe Weile jeder Uingewißheit über die Rechtskraft der 
Wahloperationen jedes einzelnen Bezirks ein Ziel zu fegen. Die Erneuerung 
des geſetzgebenden Körpers durch das allgemeine Stimmredt iſt eine natürliche 
Gelegenheit für die Ration, ihre Gedanken, ihre Wünfche und ihre Bebürfnine 
fund zu geben. Wber die Prüfung der politifchen Rejultate dieſer Kundgebung 
darf nit überflürzt werden. In der ordentliden Seffion mir 
die Regierung dem hohen Urtheil der dffentlichen Gewalten die Entichlickungen 
und Entwürfe unterbreiten, welche ihr am Beſten geeignet feheinen werden, 
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vie W des Landes zu befriedigen. Kamen des Kaiſers erlläre i 
die es Seifon deß ie gen Rörpers für a Aa — 


— 30. Juni. Geſetzgeb. Körper: Es bildet ſich eine Mittelpartei, bie dem 


— 


— 


Nr 21b6b6b2 — 


Verſchiebungs⸗ ober Verſchleppungeſyſtem ber Regierung entſchieden 
entgegentreten will. 


Dieſelbe will ihre abich u eine Interpellation verwirklichen, welche 
die Erklärung Rouhers v. M. durchkreuzt. Bu diefem Ende hin wird 
folgende Faffung —ã— "di Unterzeidyneten verlangen die Regierung 

über die Rothiwendigfeit zu interpellizen, dem Wunſche des Bandes Genug⸗ 
thuung zu geben, welcher darin beſteht, basjelbe in wirkſamer oder in wirt. 
famerer Weiſe (eficacement oder plus efficacement) bei der Leitung feiner 
Ungelegenbeiten zu betheilign.” Hr. v. Ehoifeul-Praslin, ein neues und 
ſehr vorgejgrittenes Mitglied der Kammer erllärt, daß er die Interpellation 
nur unterzeichnen Iönne, wenn man den Pofitid wähle, denn „es fei in ber 
That noch Alles zu thun.“ Bei einer erften Abſtimmung wird in der That 
das Wort plus verworfen. Nun erllären aber wieder Loupet und Segrigs, 
die Interpellation nicht unterzeichnen zu Tönnen. Unter dem Einfluß derfelben 
reitet man zu einer neuen Abflimmung, in welcher fi die Mehrheit nun« 
mebr für daß plus erflärt. In dieler Fafſung joll die Anterpellation dem 
Bräfidenten eingereicht werden und findet fofort 70 Unterzeichner. Weitere 
werden gewärtigt. 


2. Juli. Geſetzgeb. Körper: Beginn der Wahlprüfungen. Sofortiger 


Zufammenftoß ber liberalen Fractionen mit ber Regierung und ber 
alten Majorität über bie ſcandalöſen MWahlcorruptionen, obgleid bie 
förmlich beanftanteten Wahlen no nicht in Angriff genommen 
werben, fonbern bis nach Erledigung ber nicht beanjtanbeten zurüd: 
geftellt find. 


„ Gefeßgeb. Körper: Auf Antrieb Rouhers tritt der Vicepräfident 
Du Miral (von der alten Majorität) mit einer Snterpellation auf, 
welche derjenigen der Mittelpartei cin Paroli liegen fol und bie 
änßerften Goncejlionen ber Regierung formulirt, indem fie folgende 
vier Punkte betont: 

„1) Wicberherfiellung der Adreſſe; 2) ein weniger complicirtes Inter» 
pellationßredit; 8) eine Ausdehnung des Amendementisrechtes; 4) die Ernen⸗ 
nung bes ganzen Vorflandes durch die Kammer." Ber Zwiſchenzug wird 
foglei erkannt und findet in der Kammer jehr wenig Anklang. Selbft die 
bisher halbofficiöfen Blätter wollen für den Antrag nicht einftehen. 

Verſammlung aller Unterzeichner bes Interpellationsgeſuches der 
Mittelpartei. 

Es find über 80 Deputirte anweſend. Rad einer Darlegung der Lage 
durch den Präfldenten jchreitet man zur Discuffton. Zwei Propofitionen 
werben geſtellt. Die Einen wollen, dab man ein volfländiges Programm 
über die Wipirationen und Wünſche des Landes aufftelle und biefe im Ein- 
zelnen aufführe, namlich Abſchaffung der officiellen Gandidaturen, Wahl der 
Maires durd) die Bemeinderäthe ꝛc. Die Anderen wollen, daß man nur bie 
Haupiſache betone und die minifterielle Berantwortlichleit und.die volle Selbft- 
Ränbigtei der Kammer verlange, um fo zur Regierung deb Landes durch 

and felbft zu gelangen. Letzteren Untrag vertheidigen Thalhoust, 
Buffet, Segris und Emil Olivier. In der Abſtimmung wird der zweite 
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Antrag von der ganzen Berfammlung mit Uusnahme von ſechs Stimmen 
angenommen und eine Gommilfton ernannt, um eine definitive NRebacdioa ;z 
formuliren, | 

Der Kaifer wiberfebt ſich ber Zulafjung der Anterpellation ter 
Mittelpartei nicht mehr, ſcheint fi aljo zu einer Verfaffun;sänderunz, 
weldhe einer Abdankung bes perjönlihen Regiments gleichfommen 
müßte, entihlofjen zu haben. Der Kaijer unterbanbelt darüber mu 
Ken. Buffet von der Mittelpartei. 

Die Berfaffungsänderung würde eigentlich eine Bollschitimmung erheiihen. 
Man fürdtet jedod die mit einem fo entſcheidenden Act des jouneränen Bits 
unvermeidlich verbundenen Agitationen, welche unmittelbar nad der Wahlbe 
wegung Frankreich in gefährlicher Weile erjchüttern und das Kaiſerthum als 
ſolches vollends demoralifiren könnten. Hr. Buffet deutet ein Verfahren ar. 
wobei die Berfafiungsänderung duch den Senat zu discutiren und zu votire 
wäre. Die baldige Einberufung des Senats ift bereits jehr wahrjcheiniis. 


4. Juli. Sefeßgeb. Körper: Berathungen ber Mittelpartei: Auf ten An _ 


5 


trag ber Commiſſion erhält die Interpellation folgenden Zujag: 

„Die Erridtung eines verantwortligden Minifteriums, das Reck: 
des geſetzgeb. Körpers, die organiichen Bedingungen feiner Arbeiten und jenes | 
Verkehrs mit der Regierung felbft zu regeln, wären in unjeren Augen weient- 
lihe Maßregeln für die Erreihung dieſes Zieles.“ 

In bdiefer Zorn wird nunmehr die Interpellation eingereict, 
fofort mit einer großen Zahl von Unterjchrijten, tie fait jtünttig 
wächst und ſchnell ſchon gegen 100 beträgt. 


„Geſetzgeb. Körper: Die Interpellation Du Miral, bie ſelbſt von 
ber Majorität als ein bereits überwundener Standpunkt anerfanrı 
werben muß, ba immer mehrere ihrer früheren Mitzlieter bie Änter: 
pellation der Mittelpartei unterzeichnen, wirb zurüdgezogen. 


„ Gefeßgeb. Körper: Fortſetzung der Wahlprüfungen, nicht ohne 
Stürme, fo daß nur 7 berfelben erledigt werden können. Julcs 
Favre drängt daher auf Gonftituirung ber Kammer. 

Favre: Die Kammer muß fih conftituiren, damit fie endlih an die 
großen politiſchen Fragen geben Tann. Alle verlangten Berzögerungen 
haben feinen anderen Zweck, als dem Minifterium zu geftatten, ſich zu recon⸗ 
ftituiren. Rouber: Die Regierung ift bereit, alle Öffentlichen Angelegen⸗ 
heiten zu erörtern. Man fpridt von einer Minifterkrifis. Tie großen Fragen 
aber, auf welche man anfpielt, interefjiren nicht einzelne Perjonen, mein, fie 
interefliren unfre Inſtitutionen, die Zukunft der Geſellſchaft. Es handelt ſich 
darum, einen Damm gegen die Revolution aufzuridten. Ich weiß 
nicht, warn und durd welche Männer der Einklang hergeftellt werden wird. 
ih weiß aber, auf welche lebendigen Kräfte die Kammern fi werten Rügen 
fönnen, um die Geſellſchaft zu wahren. 

Die Interpellation ber Mittelpartei bat bereits 115 Unterſchriften 
erlangt, kann aber, fo lange die Kammer nicht conftuirt ift, nicht 
zur Behandlung kommen. 


„ Geſetzgeb. Körper: Auf nochmaliges Drängen bes Hrn. Garnier: 
Pages, daß die Kamnıer fih endlich conftituire, erklärt der Präfibent 
Schneider, baß er Heute noch den Vorſchlag machen werde, bie Cr: 
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nennung ber Secretäre für bie nächſte Sikung, d. 11. d., auf bie 
Tagesordnung zu feßen. 


2. ©. Zuli. Tie belgiſch-franz. Commilfion ſchließt ihre Verhandlungen mit 


11. 


12. 


ber Vereinbarung folgenden Protokolls: 

„Die Mitglieder der gemiſchten Commiffion, eingefekt in Ausführung 
des am 27. April dur die Herren Frere-Orban und de Lavaleite unter- 
zeichneten Protofolles, haben fi einem jorgfältigen Studium der ihrer Be⸗ 
rathung anbeimgegebenen ragen unterzogen. Die unterzeichneten Commiſſa⸗ 
rien, erfüllt von dem Gedanken, daß das zu erreichende Ziel fer, an die Stelle 
der projectirten Berträge zwilchen der Oſtbahn⸗Geſellſchaft, der Geſellſchaft des 
Grand Luxembourg und der Betriebs⸗Geſellichaft der niederländiſchen Eiſen⸗ 
bahnen und der Lüttich⸗Limburger neue Gombinationen zu jegen, melde eine 
Erleichterung der Handeläbeziehungen zwiſchen Belgien, Frankreich und den 
Niederlanden zulafien; übrigens befeelt von den verſöhnlichen Gejinnungen, 
denen das Protokoll vom 27. April Ausdrud gegeben hat, haben fie die An⸗ 
ordnnungen, welche ihnen vom Geſichtspunkte der ökonomiſchen Intereſſen beider 
Länder gegenjeitige Vortheile zu bieten jchienen, mit Sorgfalt berathen und 
einftimmig angenomnıen. Diefe Anordnungen geftatten einen directen Tranlit« 
dienft einerjeils zwijchen dem Hafen von Antwerpen und Bafel und anderer- 
ſeits zwiſchen der niederländifchen Grenze und demſelben Orte; vorbehaltlich, 
den letteren Tienft ınit Zuſtimmung der holländischen Regierung auszudehnen 
bis Rotterdam und Utrecht. Die unterzeichneten Commifjare formuliren in 
zwei an da3 gegenwärtige Protofoll angefügten Beilagen die Beftimmungen, 
welche fie feftgeftellt haben, um als Grundlage zu dienen für die Nedaction 
der Verträge, welche die Oftbahngejelicgaft demnähft abichlichen kann, einer⸗ 
jeitö mit der Verwaltung der Eiienbahnen der Betriebsgejellihaft der nieder» 
ländifchen Eifenbahnen und der Lüttich⸗Limburgiſchen.“ 


„ Teer geichgeb. Körper conjtituirt fi, nachdem tie Linke ber 
Majorität das Zugeſtändniß gemadt hat, daß bie 55 Deputirten, 
beren Mandate noch nicht geprüft und beanjtandet find, an ber Ab⸗ 
flimmung und Verhandlung weiterer Gegenftände (man hat zunächſt 
die Interpellation im Auge) Theil nehmen können. 


„ Ter SKaijer wartet die Debatte bes gefeßgeb. Körpers über die 
Interpellation der Dlittelpartei (der fog. 113) nit ab. Botichaft 
an bie Kammer. Das Zugeftändniß eines verantwortlihen Mini⸗ 
fterium wird nicht gemacht, aljo indirect verweigert. Rouher hält 
ſich noh immer für möglich. Tie Kammer ift entjdieben nicht 
befriedigt. Der Kammerpräjident Schneider Härt darüber ben Kaiſer 
auf. Abends wird beichloffen, die Kammer zu vertagen, ben Senat 
auf den 2. Aug. einzuberufen und Rouber zu entlafjen. 

Botſchaft des Kaiſers. „Deine Herren Deputirien! Durch ihre Erklärung 
vom 28. Juni hat meine Regierung Ihnen zu wiſſen gethan, daß fie mit ber 
Eröffnung der nächften orbentlihen Eejfion der hohen Würdigung der öffent- 
lien Gewalten die Entihlüße und Projecie unterbreiten würde, die ihr am 
geeignetften jchienen, die Wunſche des Landes zu befrichigen. Der geſetzgebende 
Körper jcheint jedoch die von meiner Regierung befchloffenen Reformen jogleich 
fennen lernen zu wollen. Ich halte es für nüglich, feinen Wunſchen zuvor⸗ 
zulommen. Meine fefte Abſicht, der gefeßgebende Körper muß davon über- 
zeugt jein, if, feinen Rechten die Auspehnung zu geben, die mit ben Bunde» 
mentalgrundlagen der Eonftitution verträglich it, und ich will ihm durch dieſe 
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—2 die Beſchluſſe darlegen, die ih nach Anhörung meines Miniſterreches 
gefabt habe. Der Senat wird fo bald als möglich einberufen werben, um 
die nachfolgenden fragen zu prüfen: 1) Die tem geiekgebenden Körper x 
ertheilen de Befuguik, fein inneres Weglement ſelbſt ſeſtzuſezen und ſcin Burtez 
zu ernennen; 2) Bereinfahung des Einbringungs- und Prüfungs- Modus ver 
Amendements: 3) Verbindlichkeit für die Regierung, der legislativen Zukiz- 
mung die Tarifmodificationen zu unterwerfen, welde in Zulunft durd inter 
nationale Verträge Ripulirt werden koͤnnten; 4) Abflimmung über Das Buiec 
nah Gapiteln, um die Gontrole de geiet;gebenten Körpers vollſtändiger zu 
maden; 5) Abſchaffung der Unvereinbarfeit, die heute wilden den Mana: 
des Deputirten und gewiſſen ffentlichen Yunctionen, namentlih denen ber 
Minifter beftcht; 6) Ausdehnung des Interpellationsrechts. Weine Regierung 
ſtudirt auch die Fragen, welche die Attribute des Senats betreffen. Die wirl- | 
famere Solidarität, welche die Befugniß, zugleich Abgeordneter und Miniter 
zu fein, zwiſchen den Kammern und meiner Regierung berficlen wird, d.: 
Gegenwart aller Minifter in den Kammern, die Berathung der EtaatSangelegen- 
heiten im Minifterrath, ein Ioyales Sand in Hand gehen mit der Majoruci 
— conftituiren für das Land alle Bürgichaften, welde wir in unferer gemeis- 


ſchaftlichen Sorgfalt ſuchen. Ich habe ſchon öfters gezeigt, wie ſehr ih m 


Öffentlicden Intereſſe geneigt bin, einzelne meiner Prärogativen aufzugeben. 
Die Veränderungen, welche ich entihloffen bin vorzufchlagen, find die natur 
liche Entwidelung derer, welde allmählig in die Inftitutionen des Kaiſerreich 
eingeführt worden find; fie follen übrigens die Prärogativen unangetaftet lai- 
jen, welche mir das Bolt am ausdrücklichſten anvertraut hat und melde bie 
weientlicäften Bedingungen einer Gewalt find, die die Sicherheit der Orduung 
und der Geſellſchaft ausmacht. Gegeben im Balais zu St. Cloud, Ye 
11. Juli 1869. — Napoleon.” 


13. Juli. Gefehgeb. Körper: Jules Favre opponirt mit Heftigkeit gegen 


17. 


19. 


21. 


22. 


bie von ber Regierung verfügte Vertagung auf ganz unbeitimmte 
Leit. Das beftehende Geſetz ſpricht aber gegen ihn. Der Präſident 
fpricht bie Vertagung aus. 


„ Ein kaiſerl. Decret ſchafft das Staateminifterium ab. Ernennung 


bes neuen Minifteriums: Juſtiz: Dupvergier; auew. Angelegen: 
heiten: Fürſt Ratour b’Audergne; Inneres: Forcade be la 
Roquette; Finanzen: Magne; Krieg: Marſchall Niel; Marine: 
Rigauld de Genouilly; Hffentlier Unterricht: Tourbean, 
Deputirter und vormaliger Doyen an ber juriftiihen Facultät zu 
Poitiers; Öffentlihe Arbeiten: Greſſier; Aderbau: Lerour, 
Vicepräfitent bes geſetzgebenden Körpert. Zum Wräfitenten be 
Etaatsraths wird Chajfeloup:Laubat ernannt. Die öffentlice 
Meinung ſpricht ng von biefer Zufammenjeßung jehr wenig befric 
bigt aus. 


„ Das neue Minifterium beſchließt, bie DVertagung ber Kammer 
auf unbeftimmte Zeit aufrecht zu erhalten. 

„ Rouber wird vom Kaifer zum Präſidenten bes Senats für bie 
Seflion von 1869 ernannt. 


„ Der Orbensgeneral bes P. Hyacinthe in Rom tabelt benfelben 
heftig wegen feiner Antheilnahme an ber Verſammlung ber Frie 
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bensliga vom 24. Juni und verbietet ihm alle weitere derartige 
Thätigkeit: 

v... Ich Tann alſo nicht mehr dulden, daß Sie fortfahren, den ganzen Orden 
durch Ihre Reden und Ihre Schriften zu comprommittiren, wie jr auch nicht 
mehr dulden fann, daß unfer heilige Ordenskleid in Berfammlungen ericheine, 
die nicht in Harmonie find mit unſerer Profefjion als barfüßige Garmeliter. 
Alſo im Intereſſe Ihrer Seele und unfereß heiligen Ordens befehle ich Ihnen 
hiedurch in aller Form, nichts mehr druden zu laflen, ſei es Brief, ſei es 
Nede, nicht mehr außerhalb der Kirchen das Wort zu ergreifen, fich nicht 
mehr den Kammern zu präjentiren und nicht mehr an der Triedensliga theil« 
aunehmen, wie überhaupt an feiner andern Bereinigung, melde nicht cinen 
ausſchließlich katholiſchen und religiöjen Zwei hat. Ach hoffe, daß Sie ger 
horchen werden mit Folgſamkeit und ſelbſt mit Liebe.“ 


24. Juli. Das neue franzöfiiche transatlantiihe Kabel landet glüdlich 


in Amerika. 


2. Aug. Zujammentritt des Senats. Die Regierung legt bemfelben 


ben Entwurf eins Conſults behufs theilmeijer Abänderung bir 
Berfaffung vor. Tailelbe gebt mehrfach bereits weiter als bie Vet: 
haft am 12. Juni. Rede Nouher's. 


Entwurf eines Senatsconfults: „Art. 1. Der Kaifer und der 
geſetzgeb. Körper haben die Initiative der Geſehe. — Art. 2. Die Minijter 
hängen nur vom Kaiſer ab, — Sie deliberiren im Rath unter feinem Vorſitz. 
— Sie find verantwortlid. — Sie können nur durch den Senat in Anklage 
zuftand verfegt werden. — Art. 3. Die Minifter können Mitglieder des 
Senats und des geleßgeb. Körpers fein. — Sie haben Zutritt zu der einen 
wie der andern Berjammlung und müflen angehört werben, wenn fie es ver« 
langen. — Urt. 4. Die Sigungen des Senats find öffentlich. Der Antrag 
von fünf Mitgliedern genügt, damit er fi als geheimes Gomits bildet. Der 
Senat macht fein inneres Reglement ſelbſt. — Art. 5. Der Senat ann, in« 
dem er die Veränderungen bezeichnet, die feiner Anficht nah an einem (vom 
geießgeb. Körper votirten) Geſetze vorzunehmen find, beſchließen, daß es für 
eine neue Teliberution dem geſetzgeb. Körper zurädgefandt werde. Er Tann 
in allen fällen durch einen motivirten Beſchluß fich der Promulgation eineß 
Geſetzes widerſetzen. — Art. 6. Der geieggeb. Körper macht ebenfalls fein 
inneres Reglement. Bei der Eröffnung jeder Seflion ernennt cr feinen Prä⸗ 
fidenten, feine Bicepräfidenten und feine Secretäre. Er ernennt feine Quä⸗ 
foren. — Art. 7. Ein jedes Mitglied des Senats oder des geſetzgeb. Körpers 
bat das Recht einer nterpellation an die Regierung. Es lönnen ınotivirte 
Zagesordnungen angenommen werden. Die Rückſendung der motidirten 
Tagesordnung an die Bureaug erfolgt, wenn fie von der Regierung verlangt 
wird. — Urt 8. Kein Amendement Tann in Berathung gezogen werden, 
wenn es nicht vorher der Gommifjion, die mit Prüfung des Geſetzentwurfß 
beauftragt if, überwiejen und der Regierung mitgetheilt worden if. Wenn 
die Regierung das Amendement nicht annimmt, fo gibt der Staatsrath fein 
Gutachten ab; der geſetzgeb. Körper entfcheidet hierauf definitiv. — Art. 9. 
Das Ausgabebudget wird dem geſetzgeb. Körper nad Eapiteln und Artikeln 
vorgelegt. Das Budget jedes Miniiteriums wird nach Gapiteln botirt, gemäß 
der dem gegenwärtigen Senatusconfult beigefügten Nomenclatur. — Art. 10, 
Die in Zulunft an den dur internationale Verträge feitgeiegten Poſt- und 
Holltarifen projectirten Veränderungen werden erſt durd ein Geſetz verbindlich. 
— Art. 11. Die Beziehungen des Senats, des geſetzgeb. Körpers und des 
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Staatsrath8 zum Raifer, ſowie unter fi), werben durch ein kaiſerliches Derret 
feſtgeſtellt. — Art. 12. Es find abgeihafft alle mit gegenwärtigem Senatus- 
confult in Widerſpruch ftehenden Beſtimmungen der Conftitution und Art. 1 
des Senatuscorjults vom 31. De. 1861. — ine Preſſe meint: „Es iſt 
ein Senatsconſult, der augenfjcheinlich nicht durch feine Klarheit glänzt und der 
ungefähr ebenjo viel zurüdhält, als er. zugeſteht.“] 


Rede Rouhers nah PBorlefung des Entwurfs: „Der Senat bat fi 
verjammelt, um widtige, für die Verfaffung des Kaiferreihs in Vorſchlag 
gebrachte Abänderungen zu prüfen. Diefe Veränderungen feinen durch cine 
glüdlihe Uebereinkunft zwifchen der Regierung und dem geſetzgeb. Körper 
vorbereitet worden zu fein. Ber an Ihre conftituirende Vollmacht gerichtete 
Aufruf ladet Sie aljo zu einem Werke ein, daS feine Größe hat, wenn es 
auh Schwierigkeiten darbietet. Unter den Orundprincipien, welche die Ein- 
richtungen eines Volkes regieren, entfalten biejelben Vorſchriften, Regeln und 
Rechte, die je nach der Zeit oder dem Yortichritt der Sitten und Ideen vers 
änderli find. Die politiicde Wiſſenſchaft befteht darin, diefe Veränderungen 
anzunehmen, wenn die Öffentliche Meinung deren Bortheile und Zweckmaßigkeit 
bat fühlen lafien. Kein Souverän war ſolchem geichidten und vorficgtigen 
Auftreten getreuer, als der Kater. Durch die Abflimmung des Bolfes mit 
einer unermeßlichen Gewalt bekleidet, bat er diefe Gewalt immer als das 
Eigenthum der Nation betrachtet. Kleines der wenigft glänzenden Zeidhen die 
fer Zeit wird diefe fortdauernde Bewegung der Umigeftaltung de Empire 
autoritaire* in ein „Empire liberal“ fein, welche Bewegung den Souverän 
jelbft al8 Oberhaupt hat, deren Ausgangspuntt die Amneflie war, bie 
als Ruhepunkte die Reformen von 1860, 1863 und 1867 hatte und die fi 
heute ohne Uebereilung und ohne Erſchütterung mit einem vollendeten Gleich⸗ 
geroichte zwiſchen den Öffentlichen Gewalten und einer befieren Bertbeilung ihrer 
Nechte und Attributionen vollendet. Ohne Zweifel werfen Einige auf den 
durchlaufenen Weg einen betrübten und unruhigen Blid; Andere im Gegen⸗ 
theil, zu ungeduldig, Magen diefen Marſch gegen den Foriſchritt der Lang⸗ 
ſamkeit an. Die Ungeduld und das Bedauern tragen aber den Stempel einer 
gleihen Ungerechtigkeit. Wollen, daß Frankreich ftehen bleibe, während die 
liberalen Ideen von ganz Europa Beſitz ergreifen, würde eine Berfennung des 
nothwendigen Geſetzes unſeres Einfluffes in der Welt und in der Zukunft eine 
Schwächung der geheiligten Bande fein, welche die napoleonifhe Dynaſtie an 
die franzöfifche Nation knüpfen. Geftatten ſolche Imtereffen, den Belorgnifien 
Rechnung zu tragen, welde der immer zu ſtürmiſche und oft zu kühne Gc 
brauch verurfudt, den man von den Öffentlihen Freiheiten macht? Sich aber 
nit Sorglofigfeit auf einer Bahn hingleiten lafien, die zu einem befannten 
Abgrunde führt, hieße vergefien, daß dieje Nation das Recht hat, von ihrer 
Regierung eine abjolute Sicherheit gegen die gewaltfamen Leidenichaften, genen 
die thörichten Hoffnungen und den unverjöhnlichen Haß zu verlangen. Einem 
erhabenen Worte zufolge ift das Saiferreih populär genug, um fi mit ter 
freiheit zu verftändigen und ſtark genug, um bie Freiheit vor der Anarchie zu 
bewahren. Dieß ift wahr, und fein guter Bürger will in Frankreich diefe Krait 
mopdificiren, derm die Erfahrung ift gemadt: eine Revolution iſt nur die elende 
Rahahmung defien, wa8 man Yortichritt und Eivilifation nennt. Der Senat 
wird aljo das Studium der conftitutionellen Reformen, welche ihm vorgeſchlagen 
werden, ohne unndthige Furchtſamkeit, ohne uniberlegte Ueberſtürzung, mit der 
feiten Abficht, durch feine Berathungen den Willen der Ration wiederzugeben 
und zu heiligen, in Angriff nehmen. Wenn die Bemühungen der Regierung 
und dieſes großen politifchen Corps den ihren Patriotismus bezeichnenden 
Zwed erreichen, jo werden eine aufrichtigere Harmonie, eine frucdhtbringendere 
Solidarität hergeftellt werben, und die kaiſerlichen Inſtitutionen werden jo 
mehr Kraft, Glanz und Popularität erlangen.“ 
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11. Aug. Der Kaifer erfranft und wird baburd verhindert, den hundert: 
jährigen Geburtstag Napoleons im Lager von Chalons, wie er be: 
abfihtigt Hatte, zu feiern. Statt jeiner ſchickt er ben faijerlichen 
Prinzen bahin. 

14. „ Der Kriegsminiiter, Marſchall Nicl, das Haupt ber Kriege: 
partei, f. 


15. „ Zur Feier des bundertjährigen Geburtstage Napoleons erläßt der 
Kaiſer eine vollfonmene Amneſtie für alle politiihen Vergeben gegen 
bag Preß- und Vereinsgeſetz. 


22. „ General Leboeuf wird an Niels Etcle zum Kriegsminiſter 
ernannt. 


23. „ Die Kaijerin und ber faijerlihe Prinz geben zur feier bes 
bundertjährigen Deburtstages Napoleons nad) Corſika treg ber 
Krankheit des Kaiſers. 


25. „ Senat: Die für das Cenatsconfult niebergefekte Commiſſion 
erjtattet ihren Bericht (Verichterſtatter Tevienne): 

Die von der Commiſſion amendirten Urtifel lauten: „Art. 5. Der 
Eenat kann, indem er die Mopdificationen bezeichnet, deren ein Geſetß ihn: 
fähig jcheint, verfügen, daß dafjelbe zu einer neuen Berathung an den gejehgeh. 
ſtörper zurüdverwielen werde. Er kann ſich auf ulle Fälle der Pronulgation 
eines Geſetzes widerjegen; daS betreffende Geſetz darf dann nicht in derfelben 
Seſſion noch einmal im gejegeb. Körper eingebracht werden. Art. 7. Jedes 
Mitglied des Senats oder des geſetzgeb. Körpers bat das Recht, eine Inter⸗ 
pellation an die Regierung zu richten. Es lönnen motivirte Tagesordnungen 
angenonımen werden. Die Berweilung der motivirten Tagesorbnungen an 
die Bureaug erfolgt von Rechtbwegen, wenn fie von der Regierung verlangt 
wird. Die Bureaug ernennen eine Commiſſion; dieſe erftattet einen junna» 
riſchen Bericht, worauf der gejehgebende Körper fich entjcheidet. Art. 8. Sein 
Amendement darf in Perathung genoinmen werden, wenn es nit an die für 
die Prüfung des Geſetzes ernannte Commiſſion geſandt und der Pegierung 
mitgetheilt ıf. Wenn die Negierung und die Commiſſion nicht einig find, 
gibt der Staatsrath jein Gutachten und der geiehgebende Körper enticheidet. 
Art. 11. Die reglementären Beziehungen des Senats und des gefetgebenden 
Körpers zu einander und zu der Negierung werden durch faiferliches Decret 
beſtimmt. Die conftitutionellen Beziehungen zwiſchen den Gewalten werden 
dur Senatusconjult geregelt.“ 

Ter Commiffionsbericht fehliekt: „Um das Geſagte zufammenzus 
faffen, jo jchlägt die Commiſſion, obgleich in einigen Punkten abweichende An⸗ 
fihten von mehreren ihrer Mitglieder geäußert und aufreht erhalten worden 
find, Ihnen einftimmig vor, fi) der Initiative des Kaijers anzufchließen. Sie 
erwartet mit Vertrauen die Ioyale Ausführung diejer neuen Entſchließungen, 
ſowie allee Maßregeln, welde in den beigefügten Motiven von der Regierung 
angelündigt werden. Dieſes Eenatusconjult wird einen unausbleiblichen Ein» 
fluß auf die Geſchicke des Landes Üben; es ift einer jener Acte, deren Datum 
in der, Beichichte eines Volkes feinen Plag einnimmt. Die Initiative zu den 
Geſetzen, zu Amendements, zu Interpellationen und zur motivirten Tages» 
ordnung der gewählten Kammer eingeräumt, die Verantwortlichkeit der Mi⸗ 
nifter, die Ceffentlichleit Ihrer Tebatten, die Nothwendigkeit eines Geſetzes oder 
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Senatusconfults für Verfügungen von hohen: Interefie, alle Das gewährt 
und fihert bedeutende Veränderungen. Solche Maßregeln müflen das ar- 
richtige oder verftellte Mißtrauen Jener entwaffnen, welde die —— der 
Geſchafte des Landes als nicht genügend Aberwacht barftellten. Ange⸗ 
pe chts einer ſolchen Rage, einer ſehr beveutenden Freiheit des wu "und der 
tefle die Heftigkeit des Widerſpruchs zunimmt, fatt fi zu befänftigen, je 
werben die guten Bürger ohne Zweifel begreifen, daß, wie e8 eine Stunde 
gibt, im welcher fie der öffentlichen Gewalt in der Bavegung auf der Straße 
zu Hilfe fonımen, ebenjo ein anderesmal es ihre Pflicht iR, fich gegen die 
Störer des Staatsweſens zu erheben und zu vereinigen. Was au fommen 
möge, die Geſetzgebung von 1852 fällt in ihren einichräntenden Beſtimmungen 
weg, und es ift billig, das Inventarium deifen zu machen, was fie für das 
Land hervorgebracht hat. Nah 16 Jahren öffentlichen Friedens läßt fie das 
Gebiet Frankreichs vergrößert, fein beivegliches Vermögen in alle Hände ver⸗ 
breitet und um 20 Milliarden vermehrt, den allgemeinen Handel Fraukreicht 
verdreifacht, den unentgeltfihen Volksunterricht mehr als verboppelt, den Ge 
werbeunterricht eingeführt, nahezu 6000 Geſellſchaften zu gegenfeitiger Unter 
ſtützung gegründet, die Ulterverjorgungs« und Berfiherungsfaflen, die coope⸗ 
rativen Geſellſchaften geichaflen, die Telegraphen, die Eifenbahnen, alle Ele 
mente des Gedeihens und alle WohltHätigkeitsanftalten in beträchtlichem Maf- 
ftabe vermehrt, inmitten der unbedingteften Bewiflensfreiheit kirchlichen 
Gebäude vervielfältigt, unſere Städte geſunder gemacht, unſere Marine um- 
gewandelt, die Aufrechterhaltung des Friedens und die Achtung dor Fraukreich 
auf 1,200,000 Soldaten geftügt, welche bereit find, fit an der Grenze zu zei 
gen, und endlich das Land von der Dictatur zu der umfaflendften conftitutio- 
nellen Greiheit binübergeführt. Die Generation von 1852 kann zu der von 
1869 jagen: Das habe ich gethan; ihr könnt jet noch mehr thun, wenn ihr 
da8 von mir unternonımene Wert befefligt. Wenn diefes Bolt, welches mer 
mit feiner neuen Souveränetät beraufchen will, ertennt, daß die Zribune Höfl- 
linge find, deren intereflirte Schmeicheleien die Bölter täufchen, wie andere bie 
Könige getäufdht haben, und daB die wahren Freunde eine ſtrenge S 
führen, jo muß die Regierung, mag fie nun populär jein oder nicht, es hören, 
auf die Gefahr Hin, ihre Kraft zu verlieren und ſchließlich zuſammenzubrechen. 
Der wahre Charakter eines großen und freien Boltes iR, ſich gegen chimäriſche 
Verſprechen und den Traum einer unmöglichen Gleichheit zu wahren. Tes 
Vertrauen in fi felbft, die Achtung vor dem Geſetze, Die Geduld in ber 
Hoffnung und die Ruhe im Recht find die wahren Eigenihaften des Bürgers 
und machen gleichzeitig feine perjönlidhe Würde und bie Größe feines Sandes. 
Wenn Frankreich Dank Ihren Anftrengungen fih in 16 Jahren auf dieſe 
maßvolle und fruchtbare freiheit eingerichtet hat, welcher der Ermwählte ber 
Nation e8 durch fo viele Klippen zuführt, wenn Sie diefe Fackel des politi- 
tiſchen Lebens, welde wir Ihnen reihen, nod weiter alten, wie wir, 
daß fie Licht "verbreite, aber niemals einen Brand entzlinde, dann werden 
die Ueberlebenden dieſes Geſchlechts Ihnen Beifall —2 und Ihnen 
gern in froher patriotiſcher Aufregung zurufen: Ihr habt nad Bes 
gethan als wir.“ 


27. Aug. Die Krankheit des Kaifers geftaltet fi ſehr gefährlih und 


erregt ernfte Beforgniffe. Allgemeine Börſen⸗Panique. 


„ Adtundzwanzig Provinzblätter erlaffen folgende Erflärung zu 
Gunſten größerer Decentralijation: 


„Die mterzeichneten Blätter glauben die treuen Organe der dffentlichen 
Sefinnungen zu fein, wenn fie den Wunſch äußern, daß in das Programm 
der Reformen, an welden gegenwärtig gearbeitet wird, Maßregeln ernfe 
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und aufrichtiger Decentraliſation aufgenommen werden. Ohne ſchon jett die 
Grenze bezeichnen zu wollen, bei welder man anzuhalten hätte, und indem 
ein jedes von ihnen feine perjönlichen Unfichten über das zu erreichende Ziel 
fih vorbehält, glauben fie übereinftinnmend die nachſtehenden Reformen als 
ſolche empfehlen zu können, die fofort und leicht in Anwendung zu bringen 
wären: 1) Zur Sicherung der individuellen Freiheit und der freiheit der 
Tomilien find eine radilale Veränderung des Artikels 75 und die Freiheit 
des Unterrichts in allen Stufen unerläßlid. 2) Die Gemeinde muß wieder 
in den Beſitz des Rechts gelangen, ihre Maires dur ihren Municipalrath 
zu erwählen, frei ihre Schullehrer zu berufen und über ihre innere Polizei 
zu verfügen. Der lettere Punkt ergibt zugleich für die ländlichen Gemeinden 
das Recht, den Feldwächter zu wählen, den fie ja jelbft bezahlen. 3) Es ift 
dringend, den Generalräthen das Recht der Bildung ihrer Burcaug und der 
Regelung ihrer Geihäftsorbnung wiederzugeben; es ift angemefien, daß die 
Wunſche diefer Räthe nicht an das Minifterium, weldyes ihnen nur fo weit 
entgegenfommt, als es ihm gefällig ift, jondern an den geſetzgebenden Körper 
gerichtet werden. Die unterzeichneten Blätter ſprechen die Anfiht aus, daß 
fein ernftliches Bindernih der Erfülung diefes dreifachen Wunfches zu Gunften 
abminiftrativer Decentralifation im Wege fteht, und laden die Provinzblätter, 
welde Ki noch nicht gethan haben, ein, ihren Beitritt zu diefem Programm 
zu erllären.” 


1.—6. Sept. Eenat: Tebatte über das Senatsconfult. Rebe des Prinzen 
Napoleon. Amendement des Eenators Bonjean. Tas Eonfult wirb 
Ihiieglich mit einer unweſentlichen Mobification mit 134 gegen 3 St. 
angenommen. 


Prinz Rapoleon: Er will nit nur das Senatusconfult, wie es vor⸗ 
Liegt, beleuchten, jondern auch unterſuchen, welche Veränderungen noch noth⸗ 
wendig wären, um aus der Berfafjung ein homogeneres und compacteres 
Ganzes zu maden. Bor allen Dingen wolle er eine dankbare Huldigung 
dem Souverän darbringen, welder in tiefem Frieden ein fo bebeutendes Werk, 
die Umwandlung des autoritären in das liberale Kaiſerreich in Angriff nehme, 
Bei den Erweiterungen der Reform, welche er, Redner, vorſchlagen werde, 
Ieite ihn fein Gefühl der Oppofition; feine Hingebung nicht nur an den Raifer, 
fondern auch an feinen Eohn ſei eine volllommene: alle Melt wife das, aber 
es fei doch gut, es zu wiederholen. Seine Interefien ebenſo wie feine Nei« 
gungen feien unzertrennlid an das Raiferreich gelnüpft. Die Evolution, welche 
fich jet vollziehe, habe er ſchon lange befürwortet, ebenjo die Preß⸗ und 
Bereinsfreiheit, welche theilmeife ſchon in dem Briefe vom 19. Januar bes 
willigt worden fein und durch die Praxis nothwendig noch ergänzt werben 
müßten. Heute handle e& id um eine parlamentariiche Reform, und da bes 
dauere cr, in dem Gommilfionsbericht das echte Vertrauen zu vermifien. Man 
nehme die Vorſchläge der Regierung an, billige fie au, aber nur mit ges 
wiflen Vorbehalten, ald ob es fih um ein bloßes Experiment handle. Herr 
v. Maupas: Nicht alle Miiglieder der Commiſſion, mein Prinz. Präfident 
NRouher: Kein einziges. Mehrere Senatoren: Aud der Senat nidt. 
Prinz Rapoleon: Es ſei dieß mwenigftens fein Eindrud geweſen, und dieſem 
Mangel an Bertrauen glaube er es zufchreiben zu müfjen, wenn die Reformen 
bis jet die rechte Wirkung im Lande verfehlt hätten. Er felbft nehme fie 
mit volllommenem Vertrauen an; nur die unverföhnlidhen Feinde des Kaiſer⸗ 
reichs müßten daran zweifeln, daß dasjelbe mit der Freiheit vereinbar jei; 
wenn er dasſelbe von freunden der Regierung höre, jo künne er deren Ein» 
fluß an maßgebender Stelle nur mit Furt anjehen. Zwei Werne feien mög⸗ 
lid: das Plebiscit oder das Senatusconjult. Er billige e8, daß man das 
Iegtere vorgezogen habe. Das Plebiscit babe von der Demokratie nur den 
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Schein, und der Anſpruch, die geſetzgebende Sewalt durch das ganze Bollk 
ausüben zu laſſen, beruhe auf einer Täuſchung. Nur in den äußerſten Yällen 
fofle man zu diefem Nothanker greifen, nur als letztes Mittel vor einer Re 
volution. Man könne allenfalls in außerordentlicden Umftänden, 3. ®. wenn 
e8 fih um die Trage der Dynaftie handle, an ein Plebiscit appelliten, oder 
wenn es ih um die Frage von Krieg und Frieden, fur; um ein Ja oder 
Rein drehe, und auch dann nur unter der Bedingung, dab die Befragten 
wohl verftehen, worüber fie befragt werden. In allen übrigen Fällen fei das 
Plebiscit eine Täujhung, und der directe Appell des Kaiſers an das Bolt 
würde in diefem Falle zudem beweiſen, daß er mit den Vertretern des Landes 
in Zmieipalt jei. Die Verfafftung von 1852 Habe ihre Schuldigfeit getben 
und müſſe jet von Grund aus verändert werden; ſie fei auf eine repubtı- 
kaniſche Dictatur berechnet getveien, babe inzwiichen durch die Acte von 1800, 
1867 und 1869 ſchon empfindfiche Stöße erlitten und wanfe nun vollends 
auf ihren Grundlagen. Das Senatusconfult enthalte nur Outes, aber noch 
nicht alles Gute. Ber Commiſſionsbericht habe in feinem Rob der Bergargen- 
heit gerade dic vier fapitalen Greigniffe des Kaiſerreichs vergefien: den rim» 
frieg, den italienischen Krieg, die Handelöreformen und die Amneftien. Redner 
feiert diefe vier Alte jeinerjeits mit begeiftertem Lob und gebt dann zu den 
fünf Lücken über, weldye er in tem Senatusconjult entdedit haben will: Zu- 
nächſt ſei die Verantwortlichleit des Kaiſers eine unbeftimmte, in der Luft 
ſchwebende, die Übrigens in letter Inſtanz auch ın den früheren Berfaflungen 
für das Staatsoberhaupt eriftirt habe; ſie jet zwar ctwas Impoſantes, aber 
nur nicht etwas Greifbares oder praktiſch Nüglies, und darum ſchließe üıe 
die Berantwortlichleit der DMiniiter keineswegs aus. In dieſer Hinfidht ſpreche 
fi aber die Vorlage und der Commiſſionsbericht nicht deutlich genug aus: 
e8 werde nicht gejagt, vor wem die Miniſter verantwortlich fein ſollen. Man 
hätte hinzufügen müffen: vor den Suammern. Präſ. Nouher: Und vor dem 
Rande. Prinz Rapoleon: Ya, vor dem dur die Kammern vertretenen 
Lande. Präſ. Rouher: Nun, das find fie (Zuitimmung.) Prinz Ra» 
poleon: Davon ift aber in dem Art. 2 nicht zu finden, und es hätte doch 
hinzugefügt werden jollen; denn tie PVerantmwortlichfeit der Minifter muß eine 
tägliche, greifbare, praftifche jein. Die zweite Lücke erblide er in der Rolle 
des Senats. Er fer ein Überzeugter Anhänger des Zweikammerſyſtems, aber 
der Ecnat müßte in Wahrheit, was nämlich den Einfluß betrifft, die zweite 
Kammet fein, e8 dürfte ihm nicht die conftituirende Gewalt zuftehen. Das if 
eine Gefahr: entweder Sie werden Eich diefer Gewalt niemals bedienen, und 
dann ijt fie überflüjfin, oder Sie bedienen fih ihrer, und dann möge der Him- 
mel Frankreich beihügen! In einem Lande des allgemeinen Stimmrechts 
muß die conftituirende Gewalt dem Saifer, dem Senat und dem geſetzgeben⸗ 
den Körper zugleich zuftchen; alle dieſe Subtilitäten zwiſchen Geſetz, Senatus⸗ 
eonfult und Verfaſſung entbehren der vollen Berechtigung. Nicht auf das 
geihriebene Stantegrundgejett fommt es an, fondern auf die täglide Hand⸗ 
habung der Regierung; diefe intereffirt, und mit Recht, allein das Land. Tie 
dritte Lücke Ttene, fährt der Redner fort, in der Zuſammenſehung des Senats. 
„Wenn Ihre Wurzeln in der fruchtbaren Erde des allgemeinen Stimmrechts 
zu finden fein werden, werben Sie ftärker fein, als in dem glänzenden Sande 
der kaiſerlichen Gunſt.“ (Wemegung.) Berläufig will Redner aud die Beſtim⸗ 
mung abgeſchafft wiſſen, nach welcher der Staijer das Recht hat, das Präſidium 
im Senat jelbft zu führen. Biertens befämpft Redner das gegen den geiet- 
gebenden Körper und die Prefic nerichtete Verbot, die Nerfafjung zu discutiren. 
ein Verbot, welches doch wirkungslos jet und erft ganz fürzlich von den 116 Inter⸗ 
pellanten, wenn die Regierung nicht bei Zeiten die Initiative genoinmen hätte, 
ohne Bedenken überfchritten worden wäre. Deßgleichen müßte die Zahl ver 
Teputirten verftärkt, die MWahlbezirfe durch das Gele geregelt werden. Tie 
bebeutendfte Lüde endlich beziche fih auf die municipale Reform (Unrube). 
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Ha, er ſpreche e8 offen aus: die Maires müßten von den Municipalräthen 
ernannt werden. Er wunſche, daß diefe Frage einer geieklichen Erledigung 
vorbehalten und daß einftweilen nur die Beitimmung der Berfafjung, nad 
welcher der Regierung das Net zuftehe, die Maires ſelbſt außerhalb der 
Drunicipalräthe zu ernennen, aufgehoben werde. Redner ſchließt: Er müſſe 
abbrechen, obgleih er noch viel auf dem Herzen habe. Gr habe die Hinder- 
nifie bezeichnet, die der Begründung des liberalen Kaiſerreichs im Wege ftüns 
den, welches der Traum feines ganzen Lebens, das Biel aller jeiner Beltre- 
bungen jei. Die wahre Discujiion merde übrigens erft beginnen, wenn e3 
fih um die einzelnen großen Fragen hanteln werde: Abſchaffung der noch bes 
ftehenden Beltimmungen des Sicherheitägefei,es, Abſchaffung des Artikels 75 
der Berfafjung vom Jahre VIIT, geſetzliche Regelung der Berfaffung von 
Paris, der Beziehungen zwiſchen Staat und Kirche, des unentgeltlihen Volks⸗ 
unterricdyts, der Wreiheit des höheren Unterridyts, jowie um die Eriparnifie, 
die Decentralifation und endlih um die äußere Politik, mit einem Wort, um 
die Geihäfte.e „Man wird dann nicht etwa einen Fleinen bürgerlihen PBarla- 
mentarismus walten laſſen müſſen, fontern die Segel merden bon einem demo⸗ 
fratifchen und ſtark volksthümlichen Quftzuge gebläht fein müſſen. Das if 
die Aufgabe des Kaiſerreichs, fein Genie, feine Pflicht. Dan achte nicht auf 
das rothe Geſpenſt; Revolutionen drohen zu jeder Zeit, und man vermeidet 
fie nur, wenn man ihnen das Gute entlehnt, was fie haben. Die politiiche 
Agitation aber ift feine Gefahr, fondern im Gegentheil frudtbar und heil» 
dringend für das Land.” (Die Nede erregt allgemeines Auffehen, viele Se⸗ 
natoren hören ihr mit jpradhlofen Crftaunen zu, andere äußern laut ihre 
Entrüftung, Hr. v. Segur D’Aguefjenu nennt fie geradezu „ſcandalös“). Mir 
nifter des Innern Forcade de la Roqueite: erflärt ausdrüdtic, daß die 
Negierung die Anſchauungen des Prinzen Napoleon über die Befugnifie des 
Senats, feine Zufammenfegung, die Unterſcheidung der conftitwirenden Gewalt 
don der gejeggebenden und die Ernennung des Maires dur die Municipale 
räthe nicht theile. Was die Verantwortlichkeit der Minifter betreffe, fo ſeien 
die Kritiken des Prinzen nicht verftändlich: die Abſicht des Entwurfs fei doch 
offenbar, daß die Minifter vor Allen, vor den Kanımern, dem Kaiſer und dem 
Rande ſelbſt verantwortlich feien, dieß aber gleichzeitig der Verantwortlichkeit 
des Raijerd keinen Eintrag thun ſolle. Die Ernennung der Maires durd 
die Municipalräthe jei eine für das Land und die Regierung gleich gefährliche 
Mapregel. Bonjean ftellt den Antrag: „Art. 1. Die geſetgebende Gewalt 
wird collectiv von dem Sailer, dem Senat und den gefeggebenven Körper 
ausgeübt. Die Initiative zu den Geſetzen fteht dem Kaijer, dem Senat und 
dem gejeigebenden Körper zu. Im Galle einer Meinungsverjchiebenheit zwi⸗ 
ſchen den beiden Verſammlungen über eine Vorlage wird die ſtreitige Frage 
einer Commiſſion von fünfzehn Senatoren und fünfzehn Deputirten zur Prüs- 
fung unterbreitet. Auf den Bericht ihrer Commifjäre hält jede Berfanmlung 
no einmal Rath. Der Entwurf, welcher nad dieſem Ausgleichungsverſuche 
nicht die Majorität in der einen oder der andern Verfammlung erlangt, fann 
früheſtens erft in der nächſten Seifton vorgelegt werden. Art. 2. Die Vers 
änderungen an der Berfafiung, ſoweit fie nicht an ein Plebiscit gebunden find, 
werden in derjelben Form, wie die Gejege, eingebradt und votirt; doch muß 
ein darauf gerichteter Antrag von zehn Mitgliedern unterzeichnet und die 
Discuffion darüber von der Mehrheit der Bureaur geftattet fein; auch ift die 
Abftimmung erft nah drei je durd einen Monat getrennten Leſungen eine 
endgiltige.” Delangle will den Antrag gar nit zur Discauffion zulafien, 
fondern dur die Stellung der Vorfrage befeitigen. Der Senat Iehnt bie 
mit 75 gegen 43 Stimmen ab, verwirft aber, den Antrag felber ſchließlich doch 
mit 112 gegen 10 Stimmen. 


8. Sept. Frankreich verzichtet ausbrüdlich barauf, ſich bei bem bevor: 
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ftehenden Concil, wie auf früheren, durch einen bejonberen Akge: 
fandten vertreten zu lafien unb kommt bamit nur ben Wünſchen 
ber römiſchen @urie entgegen. 


Circulardepeſche des Minifter des Auswärtigen Fürfen Leis 
d'Auvergne: „Mein Herr! Mehrere Cabinette haben fih an die kaiſerliche Re» 
gierung mit der Anfrage gewendet, welche Berhaltungslinie fie hinſichtlich des 
auf den 8. December nad Rom einberufenen Concils zu verfolgen getenke. 
Bewiß verdient Feine Frage in höherem Grade die Aufmerfianfeit als dee, 
welchen Antheil die Regierung an den wichtigen Ereignifien nehmen joll, dere 
Zeugen wir fein werben, und e8 gibt gleichzeitig feine Frage, für welche es 
ſchwerer ift, Rathichläge von der Vergangenheit zu begehren; denn alle folct. 
die man der Beichichte der Eoncile entlehnen könnte, gehören Zeiten an, welde 
weit hinter und Liegen und der unferigen ſehr unäbnlih find. Die Baier 
hungen zwifchen der Kirche und dem Staate haben tiefe Veränderungen er⸗ 
fahren, und offenbar muß die Rolle der Regierungen gegenüber der Ber- 
fammlung, welche der Heilige Vater zu fi beruft, nad der Natur der gegen 
wärtig zwiſchen den beiden Bewalten beflehenden Bande beitimmt werben. 

„Sn den früberen Concilien hatten die Souveräne ihren im voraus be 
zeichneten Plag: fie wurden eingeladen, an denjelben entweder in Perfon oder 
durch ihre Abgeſandten theilzunchnen. Die Botſchafter jagen unter den Mi- 
gliedern der Geiftlihleit und übten oft einen bedeutenden Einfluß auf den 
Bang der Berathungen. Bisweilen wurde fogar die Abhaltung der Goncilien 
dur die Initiative der Fürſten veranlagt, welche fi mit den Päpften über 
die Zweckmäßigkeit der im gemeinſchaftlichen Interefie zu treffenden Maßregeln 
verftändigten. Nichts war natürlicher in einer Zeit, da die Fragen bürger- 
licher Gattung ſich Häufig durch die Natur der Einrihtungen und Geſetze fcibR 
mit jenen der religiöſen Gattung vermildten. Die ſeitdem verfüntete Gc- 
wifiensfreiheit hat diefe Sachlage geändert. Die bürgerlie Gewalt und die 
fichlide Gewalt haben die Nothwendigkeit erlannt, fi genauer abzugrenzen, 
und unſere Gejeßgebung bat die Schranken ihrer Competenz, indem fie eine 
jede von ihnen in ihrer Einheit aufrecht erhielt, unter den Bedingungen ab 
geſteckt, weiche in dem zwilchen Frankreich und dem Heiligen Stuhle zu Be 
ginn diejes Jahrhunderts geichlofjenen Uebereinfonmen vorgezeichnet waren. 
Die Domäne der Kirche und die des Staates find mithin jegt geſchieden. 
Ohne Zweifel hat die Verührung der Anterefien mit der Verwirrung ber 
beiden Einrihtungen nicht aufgehört, und e& gibt nad der Natur der Dinge 
ſelbſt gemifchte ragen, welche gleichzeitig von der weltlihen und von ver 
geiſtlichen Autorität abhängen. Die Regierungen könnten daher, indem fie ihre In⸗ 
competenz für alle Angelegenheiten der lirchlichen Kehre und Unterweifung anerken⸗ 
nen, noch immer die Erlaubniß, in die Discuffion Über die Borrechte, welche un- 
verletzt zu erhalten ihre Pflicht ift, mit einzutreten, als ein Recht in Anſpruch 


nehmen. Über die Regierung Sr. Mojeftät würde heute in dem Gebraude 


dieſes Nechtes ernftlihe Nachtheile entdecken. Ihre Dazwiſchenkunft fönnte fie 
in peinliche Debatien mit hineinziehen, ohne daß ſie die Gewißheit hätte, ihren 
Anſchauung Geltung zu verſchaffen, und fie Conflicten ausſetzen, welche fie 
in den meiſten Fällen nicht vermeiden könnte, ohne die ſchwerſte Berantwort- 
lichkeit auf fi zu nehmen. 

„Unjere Geſetze jelbft bieten uns in diefer Hinficht alle wünſchenswerthen 
Barantien. Sie haben zu Bunften der bürgerlihen Gewalt das Net auf 
recht erhalten, welches fie ſchon in den früheren Zeiten bejefien hatte, ſich 
Allen, waß unferen nationalen Freiheiten zumiderläuft, zu miberfegen. Wir 
wären aljo volllommen in der Lage, eintretendenfclld dienigen Entſcheidungen des 
nächſten Concils, melde im Widerſpruch mit dem Öffentlichen Rechte Frank⸗ 
reichs wären, abzulehnen. Es ift dies übrigens ein Fall, in welchen wir nidt 
zu kommen hoffen; wir haben Vertrauen in die erhabenen Anſchauungen, welche 
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im Schooße diefer hohen Berfammlung vorherrſchen werben, denn wir bürfen 
nicht minder auf die Weisheit des Heiligen Stuhles, als auf die Erleuchtung 
und den Patriotismus der Bilchöfe rechnen. Dabei ift es nicht unjere Ab» 
fit, uns als ganz unintereffirt an dem Werke anzufehen, zu welchem der 
Heilige Bater die Prälaten der katholiſchen Kirche einberuft. Die Bedeutung 
einer jolhen Berfammlung inmitten der Krije, welche die modernen Geſell⸗ 
ſchaften durchſchreiten, kann nicht in Zweifel gezogen werden und nichts, was 
die Geſchicke der Tatholifchen Welt angeht, kann uns unaufmerffam oder geis- 
giltig finden. Die kaiſerliche Regierung verzichtet aljo nicht darauf, von ihrem 
Einfluffe Gebraud zu machen. Sie wird ihn anmwenden, um nad allen Seiten 
die Ideen der Berföhnung zu empfehlen, deren Triumph nur zur Befeftigung 
der ſocialen Ordnung und zur Beſchwichtigung der Gewiſſen beitragen Törmte. 
Aber diefen mäßigenden Einfluß gedenten wir durd) daß Organ unferer ordeni⸗ 
lichen Vertreter zu üben, ohne an das Eoncil einen befonderen Bevollmächtigten 
abzuordnen, deflen Gegenwart die Handlungsfreiheit beeinträdtigen würde, 
welche wir im Gegentheil uns volllommen vorzubehalten wünſchen. 

„Tiefe Berbaltungslinte fiimmt mit dem überein, was wir bon den Ab⸗ 
fichten der katholiſchen Regierungen im Wllgemeinen wiffen, und ber Papft 
Pius IX. ſcheint jelbft auf die Enthaltung der Souveräne vorbereitet zu fein, 
weil er e& nicht für angenefien gehalten hat, an ihre directe Mitwirkung zu 
appelliren, und an fie nicht, wie in früheren Zeiten, die Einladung gerichtet 
—* je vertreten zu lafien. Wenn die kaiſerliche Regierung ſich alſo ent⸗ 
hliekt, keinen Botichafter beim Goncil zu haben, jo gehorcht fie nicht bloß 
dern GBeifte unferer Geſetze; die Zurüdhaltung, welche fie für vorfichtig halt, 
zu beobadıten, iſt au im Einklang mit jener, in die fih der Papft jelbft 
verichließt, und indem wir in biefem Betracht die Politik verfolgen, melde 
uns für den Schuß unjerer Rechte die gerignetfte fcheint, dürfen wir aud — 
daß der römilche Hof den Erwägungen, die unſeren Entſchluß eingegeben aben, 
volle Gerechtigkeit werde widerfahren lafien. Sie find ermädtigt, dieſe De 
peiche dem Herrn Miniſter des Aeußern der Regierung, bei welcher Sie be 
glaubigt find, vorzulefen, ohne ihm jedoch Abſchrift davon zu überlaffer.* 

Die franz. Regierung tbeilt bie Depeſche ſämmtlichen Mächten 
mit, die fih mit dem Schritte volllommen einverftanden erklären. 


8.—11. Sept. Congreß der Provinzialprefie in den Bureaux der „Des 
centralijation” zu Lyon. Derjelbe beichlicht bie Aufftellung, folgen- 
ber Forderungen: 

Abſchaffung des Art. 75 der Berfaffung vom Jahr VIII; definitive Aufe 
hebung des Sicherheitsgejekes; volllommene Wffociations- und Unterrichts» 
Freiheit; das Wahlprincip auf die Ernennung der Maireß angewendet und 
Freigebung der ſtädtiſchen Verwaltung; Einjegung von Gantonalräthen oder 
Erweiterung der Befugniffe der Arrondifiementsräthe; eine umfafiendere Wirk⸗ 
ſamkeit der Beneralrätbe; Umlegung der Wahlbezirfe auf Grundlage der 
Urrondiffiements; Einführung von Berfammlungen, in welchen die Departe⸗ 
ments gruppenweife vertreten find, Umwandlung der Bräfectur-Gollegien in 
Berwaltungs-Berichtshöfe; Herabſegung der Gaution, Ubichaffung des Stem- 
Bu und volllommene Freiheit des Berlaufs auf offener Straße für die 

ungen. 


9. „ Der Bilhof von Orleans, Mfgr. Dupanloup, tritt eine Rund⸗ 
reiſe an bie deutſchen Biſchofsſitze an, um fich mit ben beutichen Biſchöfen 
über die Haltung auf bem bevorftchenden Eoncil und gegenüber ben 
immer mehr bervortretenden Plänen ber päpitl. Curie zu verftändigen. 


10. „ Der Kaijer, wieber fo ziemlich hergeftellt, beſucht Paris von 
23 
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St. Cloud aus, um ſich zu zeigen, muß bagegen auf ben immer 
noch beabfichtigten Beſuch im Lager von Chalons tefinitiv verzicten. 


20. Sept. Schreiben des P. Hyacinthe an den General feines Ordens 


in Rom — Broteft gegen bie römilhe Scheidung zwiſchen ter 
Kirche und ber fog. modernen Givilifation und gegen jene „Bractiten, 
welche fih römiſch nennen, aber nit chriſtlich find“: 

„An den ehrmwürdigen General der Sarmeliter-Barfüßler in Rom. Diez 
fehr ehrwürdiger Vater! Während der fünf Sabre meiner Amtsführung in 
Notre⸗Dame⸗de⸗Paris hat mir troß der offenen Angriffe und der verfiedtr: 
Angebereien, deren Opfer ih war, Ihre Achtung und Ihr Bertrauen lerne 
Augenblid gefehlt. Ich bewahre dafür zahlreide von Ihrer Hand geſchrie⸗ 
bene Zeugniffe, welche fich ebenfo auf meine Predigten wie auf meine Perioa 
beziehen. Was aud kommen möge, ich werde mich ihrer fiel3 dankbar erın- 
nern. Heute indeß beihuldigen Sie in Folge einer plötzlichen Veränderung. 
deren Urſache ih nicht in Ihrem Herzen, jondern in den Umtrieben eine 
in Ron allmädtigen Partei fuche, was Sie ehedem aufmunterten, tadeln Sie, 
was Sie ehedem billigten, und verlangen Sie, daß ich eine Sprache führe oder 
ein Schweigen beobachte, welche nicht mehr der volllonımene und wahre Aus- 
drud meines Gewiſſens wären. Da zögere ich feinen Yugenblid. Mit einer 
durch ein Loſungswort gefäljchten oder dur Verſchmeigungen verkümmelten 
Rede kann ih nit die Kanzel von Rotre-Dame wieder befteigen. Ich jpreche 
mein Bedauern darüber dem einfichtSpollen und muthigen Erzbiſchof aus, 
welcher fie mir geöffnet und gegen das Uebelwollen der Menſchen, von denen 
ich joeben geiprochen, erhalten hat. Ich ſpreche mein Bedauern darüber der 
impofanten Zuhörerſchaft aus, welche mid dort mit ihrer Aufmerkſamkeit. 
mit ihren Sympathien, beinahe könnte ih jagen: mit ihrer Freundſchaft um⸗ 
gab. Weber ihrer noch des Biſchofs noch meines Gewiſſens noch Gottes wäre 
ih würdig, wenn ich darein willigen Lönnte, vor ihnen eine ſolche Rolle zu 
jpielen! Ich ziehe mich gleichzeitig von dem Klofter zurüd, weldes ich be 
wohne und das fi für mid unter den neuen mir bereiteten Umftänden in 
eine Gewiſſenshaft verwandelt. Indem ich alſo handele, bin ich Teineswegs 
meinem Gelübde untreu: ich habe den Gehorfam des Mönches verfprochen, 
aber in den Grenzen der Ehrlichkeit meines Gewiſſens, der Würde meiner 
Perſon und meines Amtes. Ich habe ihn verſprochen unter der Rechtswohl- 
that jenes höheren Geſetzes der Gerechtigkeit und der „Löniglihen Freiheit“, 
weldhe nad) dem Apoftel St. Jakob recht eigentlih das Beleg eines Chriiten 
ift. Gerade die volllommenfte Ausübung diefer heiligen Freiheit fjuchte ic 
vor zehn Fahren im Klofter, erhoben dur einen von jeder irdiſchen Bered⸗ 
nung freien, ich mage nicht hinzuzufügen auch jeder jugendlichen Ilufion baren 
Enthufiasmus. Wenn man mir zum Bohn für meine Opfer heut Ketten 
bietet, fo babe ih nicht nur das Recht, ich habe auch die Pflicht, fie von mir 
zu werfen. Die gegenwärtige Stunde iſt eine feierlidde. Die Kirche durch⸗ 
ſchreitet eine der heftigften, dunfelften und entſchiedenſten Krifen ihres Be 
ftehens auf Erden. Zum erfien Mal jeit dreihundert Fahren wird ein öcue 
meniſches Goncil nit nur einberufen, fondern für nothwendig erflärt, das 
ijt der Ausdrud des heiligen Baters felbft. Nicht in einem Augenblide kann 
ein Prediger des Evangeliums, und wäre er der legte von allen, darein wil⸗ 
ligen, zu jehweigen, wie jene „ftummen Hunde“ Israels, ungetreue Wächter, 
denen der Prophet vorwirft, daß fie nicht bellen können: Canes muti, non 
valentes latrare. Die Heiligen haben niemals geſchwiegen. Ich bin nicht 
Ciner von ihnen, aber ih bin do von ihrem Geſchlecht — Alii sanctorum 
sumus — und id habe immer meinen Ehrgeiz darein gefeht, mit meinen 
Säritten, meinen Thränen und, wenn e& fein müßte, meinem Blute in ihren 
Spuren zu wandeln. Ich erhebe aljo vor dem heiligen Vater und 
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vor dem Coneile meinen Proteft als Ehrif und als Priefter 
gegen jene Lehren und jene Practiten, welche fi romiſch nennen, aber nicht 
hriftli find und welde in ihrem immer tühneren und verderblicheren Vor⸗ 
Dringen darnad) trachten, die Verfafſung der Kirche, Form und Inhalt ihrer 
Lehre bis auf den Geift ihrer Liebe felbf zu verändern. Ich proteflire gegen 
die ebenjo gottloje als unfinnige Scheidung, welche man zu bewerfftelligen 
fucht zwiſchen der Kirche, die unjere Mutter in Ewigkeit if, und der Geſell⸗ 
{haft des 19. Yahrhunderts, deren Söhne wir in der Zeit find und gegen 
die wir aud Pflichten und Anhänglichkeiten haben. Ich proteflire gegen dieſen 
radilaleren und noch fchredlicheren Widerftreit mit der menſchlichen Natur, 
die von jenen falſchen Vehrern in ihren unverwäüfllihen und heiligften Be» 
frebungen angegriffen und empört wird. Ich proteftire namentlidh gegen die 
kirchenſchänderiſche Fälſchung des Evangeliums des Sohnes Gottes felbft, defien 
Geiſt und Buchſtabe in gleicher Weile von dem Pharifäismus des neuen Ge⸗ 
feges mit Yüßen getreten werben. Es if meine innigfte Ueberzeugung, daß, 
wenn Frankreich insbejondere und die lateinischen Raflen überhaupt der jocialen, 
fittliden und religidien Anardie zur Beute werden, der Hauptgrund dafür 
zwar gewiß nicht in dem Katholicismus jelbft, aber in der Urt liegt, wie der 
Katholiciamus ſeit Ianger Zeit verfianden und geübt wird. Ich appellire an 
Das Concil, welches zufammentreten wird, um Heilmittel für das Uebermaß 
unſerer Leiden zu juchen und um fie ebenfo nachdrücklich als fanft in An⸗ 
wendung zu bringen. Über wenn Beſorgniſſe, die ich nicht theilen will, in 
Erfüllung gehen joliten, wenn die erhabene Berfammlung nicht mehr Freiheit 
in ihren Berathungen haben jollte, als fie fhon in ihren Vorberathungen ger 
habt hat, wenn fie mit einem Wort der mejentlihen Merkmale eines beume⸗ 
niſchen Concils entbehrte, jo würde ih zu Gott und zu den Menſchen fchreien, 
um ein anderes zu verlangen, welches wirklich im heiligen @eifte, nicht im 
Geiſte der Parteien zufammenträte, wirklich die ganze Kirche, nidht das Schwei⸗ 
gen des Einen und die Vebrüdung des Anderen verträte. „Mi jammert 
berzli, daß mein Bolt fo verderbt ift, ih gräme mich und gehabe mich übel. 
St denn keine Salbe in Gilead? Oder ift denn fein Arzt nit da? Warum 
ift denn die Tochter meineß Volks nicht geheilet?" (Jeremias, Kap. 8.) Und 
endlich appellire ih an dein Gericht, Herr Yefus! Ad tuum, Domine Jesu, 
tribunal appello. In deiner Gegenwart jchreibe ich diefe Zeilen; zu deinen 
Füßen, nachdem ich viel gebetet, viel nachgedacht, viel gelitten und viel ger 
wartet habe, unterzeihne ih fie. Wenn die Menichen auf Erden fie ver» 
dammen, jo vertraue ih, daß du im Himmel fie billigen wirft. Daß genügf 
mir für Leben und Sterben. Paris, Paſſy, 20. Sept. 1869. Tr. Hyacinthe, 
Oberer der Garmeliter-Barfühler von Paris, zweiter Definitor de8 Ordens 
in der Provinz Avignon.” 


26. Eept. Ter Orbensgeneral bes P. Hyacinthe in Rom bebroht benjelben 
in Folge feines Echreibens vom 20, d. mit der großen Ercommuni: 


cation, mwofern er nicht binnen 10 Tagen ſich unterwerfe und in 
fein Klofter zurückkehre. 


n . 0. Ihr Schreiben vom 20. d. M. meldet mir, daß Sie Ihr Klofler 
in Paris verlaſſen. Die Zeitungen und Privatbriefe berichten mir in der 
That, das Eie Ahr SKlofter verlafien und das Ordenshabit abgelegt haben, 
ohne firhliche Autorifation. Wenn diefe Thatſache unglüdlicherweile wahr 
fein jollte, fo weile ic) Sie darauf Hin, mein ehrw. Pater, daß Eie willen 
müffen, daß ein Ordensgeiſtlicher, welcher fein Kloſter verläßt und das Ordens⸗ 
habit ablegt ohne regelmäßige Erlaubniß der zuftändigen Behörde, als ein 
Apoftat betrachtet wird, und demzufolge den kanoniſchen Strafen unterliegt, 
die in dem Cap. periculoso angegeben find. Diefe Strafen find, wie Sie 
wiflen, die große Excommunication: Latae sententiae, und gemäß unjerer 
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Conſtitutionen, beftätigt durch den heil. Stuhl Part. 3 cap. 85 Nr. 12, au | 
liegen die, welche ohne Erlaubnik aus der Gongregation austreten, ipeo face: 
der großen Ercommunication und der Infamie. Qui a congregatione re- 
cedunt, praster apostatiam ipso facto excommunicationem et infamiw 
notam Incurrent, In meiner Eigenſchaft als Ihr Oberer und um den Sc 
Ichriften der apoftolifchen Decrete zu gehorchen, welche mir befehl, ie: 
Genjuren anzumenden, um Sie in den Schooß des Ordens, den Gie fo k-!ir 
genswerth verlaffen haben, zurildguführen, fehe ih mid in die Rotbmenbic:: 
verfegt, Ahnen zu befehlen, in das Kloſter zu Paris, welches Gie werlc= 
haben, zurüdzufehren innerhalb der Friſt von zehn Tagen nad Empic— 
diefeß gegenwärtigen Schreibens, und made Sie zugleih aufmerffam darar' 
daß, wenn Sie diefer Vorſchrift nicht in dem oben beflimmten Termin Fer 
leiſten, Sie canonifch enthoben werden von allen Aemtern, die Gie in de 
Orden der barfüßigen Earmeliter ausüben, und daß Sie fortfahren werte 
unter der Lajt der Genfuren zu leben, welche das gemeine Recht und uxr: 
Eonftitutionen aufftellen. Moͤchten Sie, mein ehrw. Bruder, unfere Etimr: 
und den Auf Ihres Gewiſſens hören ꝛc.“ 

P. Hyacinthe erhält in Folge feines Schritte einen abmahnenden Br: 
des Biſchofs Dupanloup von Drleans, in dem ihn derfelbe „beichtwört. :r 
der ſchiefen Bahn, auf der er fich befinde und die zu Abgränden führe, meix 
der verwirrie Blick feiner Seele nicht gejehen babe, innezuhalten“ und „*& 
dem h. Vater zu Füßen zu werfen“. P. Hyacinthe dankt dem Bilhof if: 
feinen Brief, feine Gefühle und Gebete, ertiärt ihm aber, „dab ex weder de 
Borwürfe noch die Rathichläge defielben annehmen könne, welche er an :*- 
richte” und meint: „Was Sie einen großen fehler nennen, den ich begancc- 
hätte, nenne ih eine große Pflicht, die ich erfüllt babe." Bon anderer 
Seite erhält dagegen der Pater Iebhafte Zuftimmungs- und Eruunterung:- 
fohreiben. Auf ein ſolches des Marcheſe Billamarina antwortet er: „Tr 
Aundgebungen von Sympathie wie diejenige, welche Sie mir die Ehre rc 
weilen an mid) zu richten, find wohl geeignet, mich auf der fchwierigen Bat: 
die ich zu wandeln entſchloſſen bin, aufzumuntern. alien karn m: 
einem ungebeuren Gewicht auf das Werk der Ummandlung der Slirde E—— 
fluß nehmen: tempus est ut ju-licium incipiat a domo DeiL Was mit 
perjönlich betrifft, jo weiß ich nicht, ob der Proteſt, den ich erhoben, und der 
Dpfer, welches ich vollbradyt habe, fruchtbar fein werden; aber wenigſters 
werde ich bis ans Ende meinem Gewiſſen gehorcht haben. ch danke Yhmer. 
daß Sie mich verflanden und gebilligt haben. Bruder Hyacinthe.“ Der Bar: 
gebt (10. Oct.) für einige Zeit nad) Amerika. 

26. Sept. Seitdem ber Zuftand bes Kaiſers gerade Feine nahe Ka: 
ftrophe befürchten läßt, verlangt bie öfjentlihe Meinung immer dre 


benber bie Wiebereinberufung des geießgeb. Körpers. | 

Das nun feit Wochen dauernde Schaufpiel einer Regierung, die nicht regiert. 
die Uingewißheit über den Gefundheitszuftand des Kaiſers, der Zwielpalt ım 
Schooße der kaiſ. Familie, die unleugbar vorhandene Berfahrenheit im Minite- 
rium, deften Mitglieder (jorcade und Magne) fid) gegenfeitig zu ſtürzen trachten 
Alles das hat eine Lage geichaffen, in welcher die Richtwiebereinberufung ver 
Bollsvertretung ſchwer empfunden und beftig getadelt wird. Graf Kerair:. 
ein liberaler Deputirter und einer der 116, fordert daher geradezu auf, w 
Abgeordneten follten, wenn bis dahin nicht wieder einberufen, am 26. Ce 
von fi aus zufammentreten: „Rah dem Botum des Genatsbeichluffes ci“ 
es ſeibſt feinen Borwand mehr für die Bertagung. Der von der Berfaflu: 
für die Seſſion fefgeiete Termin iR ſechs Monate Am 25. October km 
die ſechs Monate abgelaufen, da die letzte Kammer am 25. Upril aufge 
wurde. Die außerordentliche Seſſion, in welder man den Repräfentante 
arg mitipielte, Tann nicht gegen den Iegitimen Wunſch des Bandes, feine Ge 
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ſchäfte zu beforgen, angerufen werden. Es wird alfo dann eine wirkliche und 
beabfichtigte Verlegung der Verfaſſung vorliegen.” Der Vorſchlag wird von 
vielen Seiten mit Eifer aufgenommen, von anderen bagegen belämpft und 
ſchließlich von allen Seiten doch fallen gelaffen. 


Det, Tie Kaijerin gebt durch Oberitalien und über Venedig, wo 


fie mit dem König von Stalien zufammentrifit, nad Konftantinopel 
und von da nad Aegypten zur Eröffnung bes Euezcanals. 


„Ein kaiſ. Decret beruft bie Kammer erft auf ben 29. Nov. 
wieber ein. Allgemeine Unzufriebenbeit. 

„ Der RKaifer fiebelt nad) Compidgne über. 

„ Da fih P. Hyacinthe binnen ber ihm gewährten Frijt nicht 
unterworfen und nicht in fein Klofter zurüdgelehrt ift, fo wirb er 
jeiner bisherigen Würde entjeßt und ercommunicirt. 


„ Tie Mehrzahl der Abgeorbneten ber Linken erläßt eine Art 
Manijeft, worin fie barlegt, warum fie am 26. Oct. es wegen 
Nichteinberufung der Kammer nicht zu einem Eclat treiben will: 
„An unjere Mitbürger! Man fregt uns, ob wir uns am 26. Oct. in 
die Kammer verfügen werden. Wir werden es nicht thun und zwar aus 
folgenden Gründen: Inden wir uns in die Kammer verfügten, würden wir 
nothwendig eine Kundgebung hervorrufen, deren Bang und Tragweite bei dem 
gegenwärtigen Stand der Dinge Niemand regeln kann. Wir haben aber 
nicht das Recht, daS Loos der wiedererflehenden freiheit tem Zufall in die 
Hänte zu liefern. Wenn eine große Revolution, eine friedliche Revolution 
begonnen bat, wenn man den unvermeidlicden Ausgang derfelben mit jevem 
Tag deutlicher vorausficht, wäre es unpolitifch, der Regierung irgend einen 
Borwand zu geben, daß fie fih in einer Emeute wieder flärkte Wenn die 
Regierung die conftitutionellen Regeln, welche fie ſich ſelbſt vorgezeichnet hat, 
mit Füßen tritt, jo bat die Temofratie für den Augenblid nur eine zu thun: 
davon At zu nehmen. Diele Berfaffung, welche die Regierung in ihrer 
Laune mit eigenen Händen vernichtet, wir haben fie nur über un ergehen 
laften, und es ift nicht unfere Sache, fie zu vertheidigen und damit wieder» 
berzuftellen. Unter folden Umfländen baden wir beſchloſſen: die wirkliche 
Gröffnung der nächſten Seflion abzuwarten. Dann werben wir vun der Re⸗ 
gierung Rechenſchaft für die neue, der Nation zugefllgte Beleidigung verlan⸗ 
gen. Dann werben wir gerade an der Erfahrung der legten drei Monate 
beweiſen, daB die perjönlidde Regierung, wenn fie ſich aud das Anſehen gab, 
vor der Öffentlichen Mißbilligung daB Feld zu räumen, nicht aufgehört bat, 
als Herr zu handeln und zu ſprechen. Dann werden wir endlih auf dem 
Boden des allgemeinen Stimmredts und der Bollsfouveränetät, dem einzigen, 
welcher fortan noch beftebt, daB Werl der demokratiichen und radicalen Rück⸗ 
forderung, defien Fahne das Bolt in unjere Hände gelegt hat, fortführen.“ 


„ Berfammlung der Mehrheit der 116 Interpellanten (Mittel: 
partei): es wird einftimmig bie Nothwendigkeit einer eingreifenben 
That erfannt und auf ben 27, d, M. eine neue Derfammlung 
anberaumt. 

„ Die alte Kammermehrbeit macht einen vergeblihen Verſuch, fi 
wieber zu fammeln und zu organifiren. 


„ Die Polizei kündigt an, daß fie für ben folgennen Tag gegen 


358 Irenkreich. 


jeden Verſuch einer Ruheſtörung bereit ſei. Der Kaiſer kommt ven 
Compiègne nad Paris herein. 
26. Oct. Etrömender Regen. Große Vorfihismaßregeln. Alles rubiz. 
29. „ Große ſchutzzöllneriſhe VBerfammlung in Rouen gegen ben 
Hanbelsvertrag mit England unb bie Sanbelsverträge ſeit 1860 
überhaupt. 


1. Nov. Beginn der Wahlverfammlungsperiodbe für bie Crgänzunge: 
wahlen in Paris, 

5. u  Rodefort will fih von Belgien nad Paris begchen, um ſeine 
Mahl in den geſetzgeb. Körper felber zu betreiben, wird an ter 
Örenze verhaftet, aber auf Befehl des Kaifers für bie Tauer ker 
Wahlperiode wieder freigelaflen. 

8. „ Fortgang ber ſchutzzöllneriſchen Agitation in Rouen, Lille x. 

11. „ Tie Rabicalen wollen in Paris ſolche Canditaten wählen, tie 
ben Eid verweigern, namentlid Lebru Rollin. Derjelbe wird zu 
biefem Ende dur‘ eine Deputation nah London eingeladen, nad 
Paris zu lommen, was er jedoch ablehnt. 


15. „ Manifeſt der Tinten bes gefebgebenden Körpers an ihre Mit: 
bürger: , 

„Die Unterzeihneten hielten e8 im Juli d. J. für ihre Pflicht, in ihrer 
Zurüdhaltung zu verharren, um nicht die Wirkung der von 116 ihrer Eci- 
legen niedergelegten Interpellation zu durchlreugen. Heute, da nach einem 
mißbräudligen und langen Imterregnum die Kammer ihre Arbeiten tvieder 
aufnehmen fol, fcheint e8 ihnen wichtig, die Verhaltungslinie genau anzu⸗ 
geben, die fie zu beobachten gedenken, um das Biel zu erreichen, das ihnen ſtets 
vorgeſchwebt bat: die Negierung des Landes durch das Land ſelbſt, für und 
dur die Freiheit. Die Nothwendigkeit einer Umwandlung drängt fi ma 
jedem Tage mehr durd das Gewicht der Thatſachen, die Freiheit der LT iscul- 
fion, die Macht der Wahrheit der öffentlichen Weberzeugung auf. Zu dielen 
Waffen wollen die Unterzeichneten ihre Zufluht nehinen; fie würden andere 
Waffen nur dann ergreifen, wenn die Gewalt es verfuchte, ihre Stimme jı 
erftiden; aber fie haben die fefte Hoffnung, unterflügt von der Zuflimmung 
ihrer Mitbürger, auf frieblidem Wege die Veränderung durchführen zu für« 
nen, welche die öffentliche Meinung gebieteriih verlangt. Vie letzten Wahlen 
haben bewiejen, Daß diele der perlönlichen Renierung für immer ein Ente 
machen will. Dieſem Berlangen fest die perjönlicde Regierung einen Wider⸗ 
ftand entgegen, den man um jeden Preis aus dem Wege räumen muß. Tie 
erfte Sorge der Unterzeichneten wird aljo fein, eine Interpellation mit moti⸗ 
virter Tagesordnung wegen der nicht zu redhifertigenden Verzögerung der 
Ginberufung des gejegebenven Körpers einzubringen. Die Regierung, welde 
freiwillig die fürdterliche Möglichkeit eines Straßenkampfes herausforberte, 
bat einen Act begangen, für welden die Unterzeichneten entijloflen find, ſtrenge 
Rechenſchaft von ihr zu fordern, und als Eorollar werden fie ein Gele ver- 
langen, welches die Kammer zur unbebingten Herrin über daB Bertagungsredt 
madt. . . . Außerdem können die Abgeordneten in Gejegentwürfen Reformen 
bezeichnen. Die erſte bezieht fih auf die Wahl des geſetzgebenden Körpers 
ſelbſt. Die Verwaltung kann nicht das Recht, von welchem fie einen fcanda- 
löjen Gebrauch gemacht hat, die Wahlbezirke zu bilden und umgulegen, be 
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Halten. Diefes Reit gebührt nur dem Geſetzgeber. Das Botum muß von 
dem Hinderniß eines vorgängigen Eides und von jeder Dazwiſchenkunft der 
Behörde befreit, feine Aufrichtigfeit muß durch die municipale Unabhängigkeit 
verbürgt fein. Die Unterzeichneten werden die Wahl der Maires und ferner 
verlangen, daß Paris und Lyon wieder unter die Herrſchaft des gemeinen 
Rechts geftellt werden. Sie müffen gleichzeitig die Municipalitäten von einer 
fte Iähmenden Bormundfchaft befreien. Der Selegentwurf, welcher den Art. 75 
der Berfaflung vom Jahre VIII abſchafft, wird für die öffentlide Wei» 
nung nur eine gerechte und fpäte Genugthuung fein. Es verhält fich ebenjo 
mit der Abſchaffung des KHeeresgeieges, welches eine doppelte Drohung gegen 
den Frieden und gegen die Freiheit in fi birgt und das Land erihöpft; es 
muß einem Syſtem Plat machen, welches die Ration zur Bertheidigung des 
Baterlandes und jeiner freien Einrichtungen waffnet. Zur Sanction diejes 
Syſtems gehört, daß das Recht, den Krieg zu erklären, dem Nationalwillen 
übertragen werden muß. lm diefe Reformen vorzubereiten, muß die Preiie 
don ihren Hemmniſſen befreit fein. Die Gaution und den Stempel abzuſchaf⸗ 
fen, die Jurisdiction der Geſchwornen wieder herzuftellen, die Freiheit der 
Druderei und des Buchhandel zu verfügen, das verlangt die Oppofition, 
und da3 werden die Unterzeichneten kraft ihrer Initiative formuliren. Sie 
werden endlich die Ajjociationsfreiheit, dann die Revifion des Vereinsgeſetzes 
verlangen, um die willkürlichen Beftimmungen zu befeitigen, welche die Aus⸗ 
übung eines weſentlichen Rechtes einjchränten und ftetS zu bedauerliden Con» 
flitten den Anstoß geben... . In der Erfüllung diefer ihrer Aufgabe erklären 
die Unterzeichneten, nur vor ihrem Gewiſſen verantwortli zu ſein. Man hat 
verfucht, die Fdee vom imperativen Mandat wieder aufzufriſchen. Die Unter» 
zeichneten weiſen diefen Anſpruch als einen fallen und gefährlichen zurüd, 
der, wenn er jemals Eingang fände, nur zu der Tyrannei der Minoritäten 
führen könnte. Sie find gewillt, ihn entichloffen zu befämpfen. Ohne Zweifel 
werben fie ſich flets freuen, die vertrauensvollen Beziehungen zu ihren Wäh- 
lern vermehren zu können. Sie betrachten fih für durch ihre Ehre gebunden, 
die Principien zu vertreten, welche um fie und ihre Wähler ein enges Band 
ſchlingen. Wenn ihre Weberzeugung fie von ihren Wählern entfernte, fo 
würde das ihnen die Pflicht auferlegen, ihre Haltung beurtheilen zu laflen 
und zu dieſem Behuf ihre Demiffion zu geben; aber nur ihr Gewiſſen haben 
fie zu befragen, fonft meer Weifungen noch Befehle zu empfangen. Das 
Wahlprincip ift gegenwärtig die einzige Bürgſchaft der Ordnung; es ift bes 
rufen, alle Imftitutionen des Landes von der Grundlage bis zum Gipfel um⸗ 
zuwandeln. Damit e8 unverlekt bleibe, muß es gleichzeitig frei gehalten wer» 
den von den monardiichen Compromiflen, welche c8 verderben, und von den 
demagogiichen Gewaltthätigkeiten, welche e3 erniedrigen.” Das Manifeft ift 
von 27 Abgeordneten, darunter Bancel, Favre, Terry, Gambetta, Garnier» 
Pages, Koͤratry, Pelletan, Picard und Simon unterzeichnet. 


17. Nov. Lebru Rolin verzichtet auf feine Kandidatur in Paris. Die 


21. 
22. 


23. 


bee der Wahl eines linbeeibigten wirb ziemlich allgemein fallen 
gelaflen. 

„ Der Kaifer fiebelt von Compidgne nad ben Tuilerien über. 
„Nachwahlen in Baris: es werben gewählt Nochefort (gegen 
Earnot), Eremieur (gegen Pouyet:Querticr), Arago und Glais: 
Bizoin. Im Ganzen behaupten bie Gemäßigten wicber die Oberhand, 
„ Die Regierung will die Handelsverträge durch ben aus ben ber: 
ſchiedenen Parteien erweiterten Oberhandelsrath unter bem Vorſitze 
des Hrn. Rouher prüfen lafien. Die Gewählten nehmen jebody bie 
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Ernennung nicht an, jo daß ſich die Maßregel als ein Schlag m 
Waſſer erweift. 

23. Nov. Biſchof Dupanloup erhebt fi cenerziih gegen ten ungekübt: 
lihen Einfluß ber fog. katholiſchen Prefje und namentlich Beniller 
auf die Angelegenheiten ber kath. Kirche. 

25. „ Oegenüber der ſchutzzöllneriſchen Agitation in den Norddepar- 
tements thut fi jetzt auch eine freihänblerifhe Partei im E üben 
auf und beginnt zunächſt mit cinem Meeting in Yorbeaur. 

28. „ Verſammlung der fogen. 116 ber Mittelpartei. Auf ten 
Antrag Ollivier’8 wirb gegen eine Minderheit von 23 Etimmer 
beſchloſſen, fich enbgiltig auf dem Voden bes Eenatusconfulte zu 
conftituiren und erſt nach vollendeter Prüfung ber (beanftanteten) 
Mahlen die Minifter über die DVertagung ber Kammer zu inter: 
pelliren. 

29. „ Eröffnung der Kammern. Thronrede bes Kaijere: 

„Es ift nicht leicht in Frankreich eine regelmäßige und friedliche Armen 
dung der freiheit Herzuftellen. Seit einigen Monaten fchien die Gejeliheit 
dur die Leidenſchaften des Umſturzes bedroht, die Freiheit dur die Aus- 
ſchreitungen der Preffe und der Bffentlichen Berfammlungen gefährbet; jeder 
fragte fi: wie weit die Langmuth der Regierung gehen werde. Uber der 
gelunde Sinn des Volkes bat fich bereit gegen die firäflichen Uebertreibungen 
aufgelehnt, und die ohnmächtigen Angriffe haben nur dazu gedient, die Feſtig⸗ 
feit ‚des dur den Willen der Nation begründeten Gebäude! darzuthur. 
Nichtsdeftoweniger dürfen die Unficderheit und die Unruhe, welche die Gemü- 
ther beherrſchen, nicht fortbauern, und die Rage fordert mehr denn je Offen⸗ 
beit und Entſchloſſenheit. 

„Wir müflen ohne Umfchweife und offen jagen, was der Wille des Lan» 
des if. Frankreich will die Freiheit, aber die Greiheit im Bunde mit der 
Ordnung. Für die Ordnung ſtehe ih ein. Unterftügen Sie mid, meine 
Herren, die Freiheit zu erhalten, und um dieſes Ziel zu crreidhen, wollen mir 
uns gleichweit von der Reaction und von revolutionären Theorien fern halten. 
Zwiſchen denjenigen, welche alles ohne Veränderung erhalten wollen und den 
jenigen, welche beftrebt find, alles umzuſtürzen, gilt e8, eine rubmmwäürdige 
Stellung einzunehmen. 

„Als ih das Eenatusconfult vom September d. 3. als die logiſche 
Tolge der vorangegangenen Reformen und der am 28. Juni d. 3. vom 
Staatsminifter in meinem Namen erlafienen Erklärung in Vorſchlag brachte, 
wollte ich entiöhloffen eine neue Aera der Berföhnung und des Fortſchritts be 
gründen, und indem Sie mi in meinem Vorhaben unterftütten, haben Eie 
weder die Vergangenheit verleugnen, noch die voliziehende Gewalt entwafinen, 
noch das Kaiferreich erſchüttern wollen. Unſere Aufgabe beiteht jegt darin, 
die dort aufgeftellten Principien in Anwendung zu bringen, indem wir fie in 
die Geſetze und Sitten einführen. Die Vorlagen, welde die Minifter Ihrer 
Billigung unterbreiten werden, haben jämmtlih einen aufrichtig Liberalen 
Charakter; wenn Sie biefelben annehmen, dann werden folgende Verbeſſerun⸗ 
gen verwirklicht werben: 

„Die Maires jollen dur die Municipalräthe gewählt werden, außer in 
den durch das Belek vorgejehenen Fällen. In Lyon und in den zu Paris 
gehörenden Gemeinden jollen die Municipalräthe aus dem allgemeinen Stimm 
recht hervorgehen. In Paris, deflen Interefien mit denen von ganz Franf 
rei verfnüpft find, foll der Municipalrath von dem gejekgeb. Körper gewählt 
werden, welchem bereitd das Recht zufteht, das außerordentliche Budget der 
Hauptiſtadt feftzuftellen. Gantonalräthe follen errichtet werden, hauptjachlich 
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um die Sälfsauellen der Gemeinden zu vereinigen und deren Verwendung zu 
leiten. Ferner follen den —— — neue Berechtigungen eingeräumt wer⸗ 
den. Die Colonien werden gleichfalls an dieſer Decentraliſations bewegung 
theilnehmen. Endlich wird ein Geſetz, welches den Umfang des allgemeinen 
Stimmrechts erweitert, die Öffentlihen Functionen feſtſetzen, welche mit dem 
Mandat eines Deputirten vereinbar find. Dielen abminiftrativen und politis 
ſchen Reformen werden Gejegesporlagen folgen, welche von mehr unmittel- 
barem Intereſſe fir die Bevölkerung find: diejelben bezweden eine ſchnellere 
Entwidlung deß unentgeltlicden BollSunterrichts, die Herabjegung der Gerichts⸗ 
Ioften, den Wegfall des halben Gentime, durch welden bie Erbichaftäfteuer 
erhöht ift ; dic Betheiligung bei den Sparkaſſen joll erleidtert und für die 
Landbevolkerung durch Agenten des Schagamts angebahnt werden. Die Kinder» 
arbeit in den Fabriken wird humaner geregelt und eine Erhöhung der niedri- 
gen Gehalte angeftrebt werten. Andere Fragen von Michtigleit, die noch nicht 
bis zur Borlage gebiehen find, befinden fi in der Borberathung. Die En» 
‚qubte bezüglich der Landwirthichaft ift beendigt und gemeinnügige Vorſchläge 
werden aus derjelben hervorgehen, jobald der Oberhandelsrath Bericht erftattet 
haben wird. Kine andere Enguete in Betreff der Octrois Hat begonnen. Es 
wird Ihnen ein Gejeentwurf behufs Einführung allgemeiner Zolltarife vor⸗ 
nelegt werden, welche zu keinem ernftlihen Widerſpruche Beranlafiung geben. 
Was diejenigen Tarife betrifit, welche lebhafte Neclamationen der Vertreter 
gewiſſer Induſtriezweige hervorgerufen haben, ſo wird die Regierung Ihnen 
erſt dann in dieſer Beziehung Vorſchläge machen, wenn fie ſich alle Aufſchlüſſe 
verſchafft haben wird, die geeignet find, Sie bei ihren Berathungen zu 
unterftügen. 

„Das Expofé über die Lage des Kaiſerreichs weift befriedigende Reſultate 
auf; Die Geſchäfte haben keinen Stillſtand erfahren, und die indirecten Eins 
nahmen, deren natürliches Wachsthun ein Zeichen der Wohlfahrt und des 
Vertrauens ift, haben bis jegt 30 Mil. Fr. mehr ergeben, als im vergan⸗ 
genen Jahre. Die laufenden Budgets weiſen erhebliche Ueberſchüfſe nad, und 
das Budget fir daß Jahr 1871 wird eine Aufbefferung mehrerer Zweige ter 
Verwaltung und eine entipredhende Dotation der Öffentlichen Arbeiten geſtatten. 
Allein e3 genügt nicht, Reformen in Vorſchlag zu bringen, Eriparnifie in den 
Finanzen herbeizuführen und eine gute Verwaltung einzurichten, ſondern die 
Öffentlichen Gewalten müfen im Einklang mit der Regierung durch eine bes 
fimmte und feite Haltung zeigen, daß wir um fo mehr entſchloſſen find, die 
Interefſen der Gcjellichaft und die Grundfäge der Verfafjung jeder Gewaltthat 
gegenüber unverjehrt aufrecht zu erhalten, je mehr wir die Bahnen der reis 
beit erweitern. ine Regierung, welche der Tegitime Ausdrud des Volkswillens 
ift, hat die Pflicht und die Kraft, ſich Achtung zu verſchaffen, denn ihr fteht 
das Net und die Macht zur Seite. 

„Wenn ich nun meine Blicke über die Grenzen des Landes hinausrichte, 
ſchatze ich mich glücklich, daß die auswärtigen Mächte freundſchaftliche Bezie⸗ 
hungen mit und unterhalten. Die Souveräne ſowohl, als die Völker wüun⸗ 
ſchen den Frieden, und widmen ſich den Fortſchritten der Civiliſation. Welche 
Vorwürfe man unjerer Zeit auch machen könnte, jo haben wir doch vollen 
Grund, auf dieſelbe ftolz zu fein. Die neue Welt unterdrüdt die Eclaverei, 
Rußland hebt die Leibeigenſchaft auf, England läßt Irland Gerechtigkeit wider- 
fahren, das mittelländiſche Meer fcheint fich feines alten Glanzes zu erinnern, 
und von der Bereinigung aller katholiſchen Biiyöfe in Rom darf man nur 
ein Werk der Weisheit und der Verfühnung erwarten. Die Fortſchritte der 
Wiſſenſchaft bringen die Böller einander näher. Während Amerika den flillen 
Ocean mit dem atlantifchen durch eine Eifenbahn von ungeheurer Länge ver⸗ 
bindet, vereinigen fih überall Kapital und Intelligenz, um durd telegraphiſche 
Zeitungen die entfernteften Gegenden des Erdkreiſes einander nahe zu rüden. 
Granfreih und alien werden fih durch den Alpentunnel die Sand reichen, 
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und die Gewäffer des mittelländiichen und des rothen Meer fliehen bereit! 
durch den Kanal von Sue; zufammen. Ganz Europa war in Egypien bei 
der Einweihung dieſes gigantischen Unternehmens vertreten, unb wenn de 
Kaiferin heute der Eröffnung der Kammern nicht beiwohnt, fo geicpueht es 


deßhalb, weil ich wünſchte, daß ihre Anweſenheit in einem Lande, wo umere | 


Waffen fich einſtmals Nuhm erworben, von der Sympathie Srantreicht für 


ein Wert Zeugniß ablege, das wir der Ausdauer und dem Genie eines Grm 


zoſen verbanlen. 


„Meine Herren! Sie werden jert die auferordentlide Seffton, wel 


durch die Einbringung des Senatuschujults unterbrochen wurde, wieder aui- 
nehmen; unmittelbar nad) der Beendigung der Wahlpräfungen wird die er⸗ 
dentlihe Eeflion beginnen. Ich zweifle nicht, daß fie zu glüdlichen Ergebninen 
führen wird, Die großen Körperfchaften des Staats werden, enger mit en: 
ander verbunden, ſich ing Einvernehmen fegen, um die neueften Abänderuner. 
der Berfaflung in loyaler Weife zur Ausführung zu bringen. Die birecure 
Theilnahme des Landes an feinen eigenen Angelegenheiten wird dem Kaiier- 
teih neue Kraft verleihen. Die gejegebenden Berfammlungen tragen forter 
eine größere Berantwortlichkeit ; möge diefelbe für die Größe und das Wot!- 
ergeben der Nation bheilbringend werden. Möge die Berichiedenheit der Ar- 
fichten zurüdtreten, fobald da8 allgemeine Intereſſe e8 fordert; mögen di 
Kammern dur ihre Einfiht und durch ihren Patriotismus darthun, de 
Frankreich, ohne in bedauerliche Ausſchreitungen zurädzufallen, fähig if, 3 
freien Inftitutionen zu ertragen, welche civilifirten Ländern zur Ehre gereichen.“ 


30. Nov. Geſetzgeb. Körper: Jules Favre interpellirt die Regierung unb 


bringt einen Geſetzentwurf ein, nad welchem bie conitituirende Ge 
walt ausfchließlich der zweiten Kammer übertragen werben foll. 
Der Senat wählt eine Commiflion, um ben Entwurf einer newen 
Geſchäftsordnung auszuarbeiten. Die Tribüne ift auch im Senat 
wieder hergeſtellt. 
„ Die Minderheit der 116 refp. 130 conftituirt fih unter Tarı 
und Buffet als linkes Centrum; tie Majorität berfelben bilbet fortan 
von felbft das regte Centrum. 
„» Ter Seinepräfelt Hr. Kaufmann ridtet eine Denkſchrift über 
den Stand ber Finanzen und des Umbaues von Paris an ten er: 
nannten Diunicipalrath ber Etabt, ben er felbit als jeinen Ediwancı: 
gelang bezeichnet, da feine balbige Entlafjung jebenfalls feftitcht. 


1. Tec, Gefeßgeb. Körper: Wahl bes Bureau. Hr. Schneiber wird 


4. 


6. 


wieber zum Präſidenten gewählt; von ben Vicepräfidenten gehören 
zwei bem rechten unb zwei bem Tinten Centrum an. 

„ Gefeßgeb. Körper: Die Kronbeamten, Kammerherrn u. bgl. geben 
ihre Entlaffung als ſolche, um Abgeorbnete zu bleiben. — Beginn 
ber Prüfung ber noch nicht genehmigten Wahlen, bie ſämmtlich bes 
anſtandet find. 

„ Der gefeßgeb. Körper feht eine Commiffion nieder, um ben 
Entwurf einer neuen Gefchäftsorbnung auszuarbeiten. Zum Prö- 
fiventen berfelben wird Daru (linked Centrum), zum Gecretär 
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Joſſeau (rechtes Centrum) gewählt. Zwiſchen Beiden bahnt ſich 
augeniheinli eine Verftändigung an. 


7. Dec. Geſetzgeb. Körper: Die Reſte ber alten Majorität conftituiren 


8. 


9. 


ih als Rechte, wüthend über Olivier, der ſich nicht mit ihnen ver: 
ſchmelzen will. 

„Geſetzgeb. Körper: Raspail, Rocdefort und Bancel legen ein 
als förmlichen Gefebesentwurf ausgearbeitetes Decentralifatione- 
project vor: 

Die Hauptpuntte find folgende: 1. Deeentralifation für die Iocalen Inter⸗ 
efien, Gentralifation für die allgemeinen Intereifen. VBollftändig freie Gemeinde» 
verwaltung, Wahl des Gemeinderaths durch das allgemeine Stimmredt und 
Wahl der Maires durch die Gemeinderäthe. Ernennung der Maires auf ein 
Yahr. Lie Streitigkeiten der Gemeinden unter einander werben durch eine 
aus den Maires zc. beftehende Commiſſion geſchlichtet. Die Streitigkeiten der 
einzelnen Arrondifiements eines Departements kommen vor den geſetgebenden 
Körper. 2. Geſetzgebender Körper. Ter gejeach. Körper wird vom allges 
meinen Stimmredt ohne alle Beeinflufjung gewählt. Er regelt in legter In⸗ 
ftanz alle allgemeinen Intereſſen der Nation: wie Landſtraßen, Eijenbahncı, 
Brüden, Gebäude; das Recht der Abichließung aller internationalen Verträge 
gehört ihm allein an. Krieg darf nur geführt werden, wenn es fih um un« 
gerechten und unvermeidliden Angriff handelt. 3. Steuerweien. Kinzige 
Steuerauflage. Die Progreſſivſteuer erjegt alle andern Steuern. Der geſetzgeb. 
Körper jet alljährlich die Steueriumme an, welde von den Gemeinden nad) 
ftrengfter Billigfeit umgelegt wird. 4. Armee. Jeder Franzoſe ift vom 20. 
bi3 50. Jahre Soldat, er bleibt in jeiner Heimath, alle acht Tage Hat cr 
drei Stunden Waffenübungen zu machen. ft er ausgebildet, fo hat er cuf 
ein Zeugnis feines Commandanten hin nur alle drei Monate an einer Uebung 
theilgunehmen. Jede Legion ernennt alljährli ihren Chef. Der geſetzgeb. 
Körper ernennt im Kriegsfalle die Generale. Der gegenwärtige Cadre der 
Dffiziere wird neben dein von ber Armee gewählten Cadre beibehalten, und 
die Offiziere nehmen ihren Grade nad an der Ausbildung der Mannſchaft 
Theil. Die gegenwärtigen Offiziere bleiben als ſolche bis zu ihren Tode. 
Das Adancement erfolgt je nach der Wahl der Bürger-Soldaten. 
„Geſetzgeb. Körper: Bei Gelegenheit des Protokoll erregt Roche: 
fort eine ftürmijhe Scene. 

Nochefort wirft dem Präfidenten vor, derfelbe habe in der geftrigen Sikung 
verſucht, das von Raspail und ihm eingereidhle Geſetzesproject lächerlich zu 
machen. Dieje Art der Ironie ſei vom „Herren Stantsoberhaupte* bei der 
Rammereröffnung in Mode gebracht worden (heftiger Sturm, von allen Sei⸗ 
ten Unterbredungen), als „diefer Herr“ in der feierlichen Sigung bei Eröff⸗ 
nung der Sammer bei dem Aufruf feines (des Redners) Namens habe lachen 
zu mäüflen geglaubt, Der Präfident interpellirt den Redner, der fortipricht, 
obgleid man ihn faum verfteht. Nur den Schluß feiner Rede vernimmt 
man: „Soläderlid" — jagt er — „ih aud fein mag, jo gibt e8 doch noch 
einen, der lächerlicder ıft, als ich, das follte jener Herr wiſſen, der im Jahre 
1840 in Boulogne and Land gefliegen und an der Küfte mit einem lebendi⸗ 
gen Adler auf der Schulter und Sped im Hute fvazieren ging." Die Ma- 
jeftätsbeleidigung wird von einer Seite mit „allgemeiner Heiterleit” begrüßt, 
von er Majorität dagegen niedergejchrieen. Der Bräfident entzieht Rochefort 

a8 Wort. 

Tortfegung der Mahlprüfungen: Prüfung der Wahl bes Hrn. 
Dreolle, welhe ganz jcandalöje Beeinfluffungen Seitens ber Re: 
gierungsorgane zu Tage fördert: 
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Ferry fordert den Minifter des Innern anf, ih über ein ſolches Ber- 
fahren endlich einmal offen auszuipredien. Dr Minifter, Forcade de la 
Roqueite, läßt ſich jedoch nicht darauf ein, die amtlichen Beeinfluffungen ber 
Wahlfreiheit zu rechtfertigen, vertheidigt dagegen’ die officiellen Ganbibaturen 
überhau;t, um mit liberalen Phraſen zu Ihlieken: „.. . Der hervorragende 
Punkt bei den Wahlen von 1869 if die Freiheit, die wir wie Gie wollen, 
bie wir mit Ihnen oder ohne Sie gründen werden. (Lebhafter Beifall.) Freie 
ich wiflen wir, daß fie Gefahr läuft, aber wir überfchägen diefe Befahr nicht und 
gehören zu denen, die Entihloffenheit und Vertrauen haben. (Reue und Ich 
bafte Zuftimmung,) un DaB Kaiſerreich ift todt** hören wir feit einem Jahre 
Leute jagen, die e8 nicht anzugreifen wagen. Wir wiſſen, was dieſe Wind» 
beuteleien werth find, Um fie ihrer Kraft zu berauben, brauden wir ihnen 
nur in's Geſicht au ſehen. Deßhalb haben wir auch die Zuverficht, die Frei 
beit zu gründen, d. h. Erfolg zu haben, wo alle Regierungen gefcheitert find. 
Ich glaube nicht, daß je eine europäiiche Regierung, felbft nicht die der Ber 
publif, jo ruhig und falt bei jo heftigen und wahnwitzigen Ungriffen geblie 
ben ift. (Lebhafter Beifall. Lärm links.) Ich gehöre zu denen, die den Re⸗ 
formen ihren Beifall ſchenken und will für fie mein Leben opfern ; ih denle 
und man denkt andermwärts, daß es eiwas Echöneres gibt, als die perfönliche 
Regierung, nämlich die glorreiche Ehre, in dieſem Lande die Freiheit zu grün- 
den. Der Ruhm eines fo großen Werts übte feinen Zauber auf olle Regie» 
rungen auß, aber alle, eine noch der anderen, fdheiterten an ber Emente. 
Die Reftauration litt Schiffbruch, deßgleichen die Yuliregierung, trog des 
Nebnertalents der HH. Thierd und Guizot. Auch der Republik gelang es 
nicht trotz der großen Charaktere, die fie in ihren Reihen zählte. Wir muthen 
und zu, glüdlicher und geſchickter und enthelofiener zu fein. (Beifall) Dieſe 
Regierung beftcht jeit achtzehn Jahren. Sie richten diefe Bergangenheit mit 
Strenge; wir verneigen und ehrerbietig vor ihr, denn fie gab den Lande 
Sicherheit und Wohlftand. Jetzt aber wollen wir uns aufſchwingen, vorwärts 
marſchiren und in diefer neuen Bahn fo handeln, dab das Kaiſerreich als 
Orunder der Freiheit aus ihr hervorgehe. (Langer Beifall.) Das Band ent- 
fernt fi nad) einer langen und theuer erfauften Erfahrung überall von der 
Revolution, wo fie fi au zeigt, und verdammt fie zum Stillſchweigen 
Uber es handelt nit, und deßhalb will es feine Kräfte in einer arten Re 
gierung, die den Aufwiegelungen überall gejegli und energiſch entgegentritt, 
wiederfinden. Dieß Hat man ihm in den ſchoͤnen Morten verfprodden: Die 
Ordnung verbürge ich, helfen Sie mir, die Wreiheit zu reiten!" Die Rede 
erreicht wenigftens fo viel, daß die Wahl Droolle's trog Allem mit 170 gegen 
78 Stimmen genehmigt wird 


10. Dec. Geſetzgeb. Körper: Vertheilung des Blau⸗ und des Gelbbuches. 


13. 


14. 


15. 


17. 


„Bericht des Finanzminiſters Magne an den Kaiſer über die Lage 
der Finanzen. 


” Geſetzgeb. Körper: Es werben zwei Interpellationen angekündigt, 
eine im Sinne des Freihandels, eine andere im Sinne von Schutz⸗ 
zöllen. 

„Geſetzgeb. Körper: Wehlyrufungen. Prüfung der Wahl des 
Hrn. Clem. Duvernois, die wo möglich noch ſcandalöſere Beeinfluſ⸗ 
ſungen zu Tage fördert, als die von Dréͤolle. Dennoch wird auch 
ſie von einer Mehrheit genehmigt, doch erſt nach drei Abſtimmungen. 
Ollivier iſt unter denen, die für Genehmigung ſtimmen. 
„Verſammlung bes rechten Centrums bes geſetzgeb. Körpers: 
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Dllivier ſpricht ſich fehr entfchieden gegen das Verlangen nad einer 
Aufldöjung der Kammer und nah Neuwahlen aus. 


20. Dee. Erſte Sibung des neu ernannten proviforifchen Gemeinderathe 


27. 


28, 


von Paris. Der Seinepräfeet Haußmann erflärt ſich in feiner Er: 


öffnungsrede für eine künftige Ernennung besjelben burd ben 


gejeßgeb. Körper. 
„Geſetzgeb. Körper: Rochefort interpellivt die Regierung wegen 
ber Ausweiſung eines ſpaniſchen republifanijhen Abgeorbneten und 
meint babei, die Republik fei ſchon nahe. Miniſter Forcade ant: 
wortet brobend: 

Rochefort: „Man läßt eine abgejete Königin in Frankreich Emporungen 
gegen ihr Vaterland anzetteln, man duldet die Verſchwörungen der Garliften, 
aber gegen die NRepublilaner fchreitet man ein. Warum daB? Weil die 
Monardiften Ihre Freunde find, und weil Sie die Republilaner dagegen 
fürdten. Darin haben Sie freilich recht: die Republik ift nahe, man wird 
uns alle räden, Franzoſen wie Spanier. Forcade: Man fagt ung, die 
Nepublik fei nahe; das fagt man fchon feit mehreren Monaten, aber die Re- 
gierung iſt entichloffen, jobald man von den Worten zur That übergehen 
wollte, mit Entſchiedenheit aufzutreten, und diejenigen, welche fie angriffen, zu 
entwaffnen. Gie hat ein wachſames Auge auf alle Umtriebe und wird fie zu 
dereiteln wiflen.“ 


„Geſetzgeb. Körper: Die Wahlprüfungen find beendigt. Ein kaiſ. 
Deeret fchließt die außerordentliche Seflion und erklärt bie orbent: 
lihe für eröffnet. 

Tas Minifterium gibt jeine Entlafjung ein. Der Kaifer nimmt 
fie an und richtet an Forcade und an Dllivier folgende Schreiben: 

Schreiben an Forcade: „Richt ohne Bedauern nehm: ich Ihre und 
Ihrer Collgen Entlaffung an, ich erkenne gern die Dienfte an, welche Sie 
dem Land und meiner Perfon durch treue Ausführung der jüngften Reformen 
und fefte Aufrechtbaltung der öffentliden Orbnung leifleten. * 

Schreiben an DOllivier: „Nachdem die Minifter mir ihre Entlafjung 
gegeben haben, wende ih mich mit Vertrauen an Ihren Patriotismus und 
bitte Sie, mir die Berfonen zu bezeichnen, welche mit Ahnen ein bomogeneß, 
die Majorität des geſetzgeb. Körpers treu vertretendes Cabinet bilden könnten 
und entichlofien wären, das Senatußconfult vom 3. Sept. in feinem Buch⸗ 
ftaben wie in feinem Geil zur Anwendung zu bringen. Ich rechne auf die 
Hingebung des geiehgeb. Körpers für die großen Intereſſen des Landes, ſowie 
auf die Ihrige, um mi unterftügt zu jehen in dem von mir unternommenen 
Werte, das conftitutionelle Regime regelmäßig wirken zu laſſen.“ 


„Geſetzgeb. Körper: Definitive Wahl des Bureau Rede bes 
Hrn. Schneider nad jeiner Wiederwahl. Die Verfammlung vertagt 
fih bis zum 10. Januar (mährenb welcher Zeit, inbeß nicht ohne 
E chwierigfeiten, das Gabinet Olivier am 2. Januar 1870 zu 
Stande kommt). 


5. Italien. 


41. Kan. Eintritt der neuen Mahliteuer. Dieſelbe verurſacht ernite Un: 
ruhen in der Romagna und Emilia, in Parma und Reggio. 

— „ Inm Naeopolitaniſchen ift das Brigantaggio fait ganz erloſchen. 

6. „ Ein kgl. Decret ertbeilt dem General Catorna außerordentliche 
Vollmachten behufs Unterdrückung ber Mahiſteuerunruhen in ber 
Nomagna ꝛc. Derjelbe hat feinen Eiß in Parma und befchligt 
zu ben Zwecke ca. 18,000 M., die zwilhen Parma, Reygio und 
Bologna kislecirt werben und zum heil fliegente Colonnen Eilten. 
Cadorna orbnet die Einlieferung aller Waffen an. 


12, „ MRieberfammentritt der Kammern. Es wird fofert eine Unter: 
pellation bez. der Mahliteuerunruben gejtellt und die Antwort jemwie bie 
Tebatte barüber auf den 21. d. angeicht. Vorläufige Mittheilungen 
bes Finanzminiſters über ben Etand der Angelegendrit. 

16. „ Neue Unruhen wegen ber Mahlfteuer breden an mebreren Orten 
ber Romagna und Piemonts aus, namentlich in Benasca, mo auf 
das Volk gefeuert wird, von biefem dagegen Garabinieri unter bie 
Mühlräder geworfen werben. 


23.—26. „ DI. Kammer: Spnterpellation und Debatte über die Mabl— 
fteuerunruben. Die Linke trägt auf ein Mißbilligungsvotum gegen 
die Regierung an; biefe verlanat einfache Tagesordnung. Gin An: 
trag Rattazzi's auf motivirte Tagesorbnung wird abgelehnt und auf 
Ricaſoli's Antrag bie einfache Tageserbnung mit 207 gegen 57 Et. 
beichloflen. 

30. „ Die Mahlſteuerunruhen find gedämpft und Faben aufgehört. 
Ein kgl. Decret erklärt die Miſſion des Gen. Cadorna für beenkigt 
und bie außerorbentlien Vollmachten besjelben für erloſchen. 


3. Febr. Die IL Kammer vertagt fih bis zum 16. d. ba viele Mit: 
glieber fehlen und bie Linke bie Kammer abſichtlich beſchlußunfähig macht. 
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17. Febr. I. Kammer: Wieberaufnahme ber Debatte über bie von ber 
Regierung vorgefhlagene Abminiftrativreform. Peruzzi ſchlägt als 
Aufaß vor, baß bie Provinzialräthe künftig nicht mehr von ben Prä⸗ 
fecten präfidirt werben, ſondern ihre Präſidenten jelber wählen 
follen. Die Regierung wiberfprigt. Die Kammer nimmt aber ben 
Antrag einftweilen im Princip an. 

„nn Der Appellhof ron Neapel verwirft das Urtheil erfter Inftanz 
(Salerno) und anerkennt das Recht eines kath. Prieftere, eine Che 
rechtskräftig fchließen zu dürfen. 

23. „ Tie U. Kammer bewilligt das proviforiihe Budget für 1869 
für die Monate März und April mit 182 gegen 33 Etimmen, 


4.—7. März. O. Kammer: Fortjegung ber Debatte über bie Admini⸗ 
ftrativreform und zunächſt über den Antrag Peruzzi. Derjelbe wirb 
nach viertägiger Debatte ſchließlich body verworfen. 

414, „ Eniſchiedene Annäherung zwiſchen Stalien und Ocfterreid. Die 
beiben Höfe überhäufen fich ſörmlich mit Artigleiten (ſ. Defterrcih). 

29. „ IH. Kammer: Die Regierung legt derfelben ein Orünbud vor. 
Es enthält 69 Documente zur römiſchen Trage aus ben lebten 
Tagen bes %. 1867 und ben Jahre 1868. 

Ein telegraphifche Depeihe Menabrea’s vom 12. December 1867 drüdt 
die Anfiht aus, daß nad Rouher's Worten im gejeggebenden Körper ber 
Zujammentritt einer Conferenz zur Löfung der römiſchen Frage überflüffig 
wäre; alien werde ſich binfort der Yormulirung von Vorſchlägen enthalten, 
die nur dazu dienen würden, die tiefe Meinungsverſchiedenheit zwiſchen Frank⸗ 
reih und Italien in Bezug auf Rom ans Licht zu ſtellen. Andere tel. Des 
peihen enthalten Crllärungen Betreffs der Worte Rouber’s über Viktor 
Emanuel; die Erflärungen feinen die italieniiche Regierung befriedigt zu 
haben. in einer von Menabrea am 6. Januar v. J. an den italieniichen 
Gejandten Eorti in Madrid gerichteten Depeſche in Betreff der Unterftügung, 
welche die Königin Iſabella dem Kaijer Napoleon zu gemeinfamem Handeln 
in Rom angeboten hatte, wurde erklärt, Italien werde die Intervention einer 
anderen fremden Macht auf papſtlichem Gebiete durchaus nicht dulden. Eine 
Depeſche vom 22. Auguft verlangte den Abzug der Franzdfiihen Truppen. 
In einer Depeſche vom 4. September faßte Nigra die Unterrebung, die er 
mit Mouftier gehabt, kurz zufammen und conftatirte, daß das Tuilerien⸗ 
Gabinet den gelegenen Zeitpunft zum Rüdzuge der Truppen von Civita⸗Vecchia 
für gelommen zu erachten nod nicht jchläffig fei, indeſſen doch erfläre, der 
Zeitpunkt müſſe nit mehr lange auf fi warten lafien. Die Antwort Mena- 
brea’s vom 11. September conftatirte darauf, diefe Erflärung babe auf die 
italieniſche Regierung einen ſchmerzlichen Eindrud gemadt. In der letzten 
Depeihe an Rigra vom 28. November jagte Menabrean, cr babe nicht die 
Abficht, eine Discuffion wieder zu eröffnen oder fortzufehen, welde vielleicht 
jet doch nicht zu einem praktiſchen Ergebniß würde führen können; er wünſche 
nur ausführliche Vorbehalte bei der Stelle der Mouftier’ihen Depeihe vom 
81. Oltober zu maden, wo auf die Folgen angejpielt werde, welche der Rüd- 
zug der kaiſerlichen Truppen nad fi ziehen würde. Er müſſe bedauern, daß 
die Befürchtungen Mouftier’s fih auf eine unrichtige Beurtheilung der innern 
Berhältniffe Italiens flügen, die man jo darzuftellen beliebe, als ſei die Res 
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volution ſteis vor der Thür, während die Thatſachen doch befländig bewieſen, 
daß Italien fi einer Ruhe erfreue, welche die Manöver der feindliden Par⸗ 
teien nicht zu ftören vermöcten. Zum Schluſſe jagte ex dann: „Unfer Un» 
liegen kann feinen anderen Beweggründen zugeichrieben werden, als dem auf- 
richtigen Wunſche, eine Urſache beftändiger Beunruhigung befeitigt zu ſehen, 
welche dem guten Einverftänpnifie beider Regierungen nur ſchaden kann und 
die Gigenliebe aller Italiener unnüger Weife verlegt.“ 


12. April. IL Kammer: Der Yinanzminijter Cambray-Digny kündigt 


feinen Finanzberiht auf ben 19. d. M. an, ter SKriegsminifter 
legt den Entwurf einer Reorganilation ber Armee vor. 

Derjelbe enthält die auf die Recrutirung, die Friedens⸗ und Kriegsfiärke 
der Armee und deren Unterſcheidung in fyelbtruppen und Reſerve bezüglichen 
Bellimmungen. Rad dem bisherigen Geſetz über die Gonjcription zerfallen 
die außgehobenen iungen Zeute in zwei Kategorien. Die Soldaten der erfien 
Rategorie dienen 11 Jahre, davon im Frieden fünf unter den Waflen. Tie 
Soldaten der zweiten Kategorie haben eine Dienftpflicht von fünf Jahren, er- 
halten nur eine ganz kurze militärifche Ausbildung und werden bloß im 
Gall der Mobilifixung in die active Armee eingereiht. Allein die Erfahrungen 
von 1866 haben gezeigt, daß, un der Armee 300,000 Mann einzuverleiben, 
um welde fie fi) dur den Uebergang vom Friedens⸗ auf den Kriegsſfuß 
vermehrte, neue Gadres geichaffen werden mußten, was große Mibflände und 
Nachtheile mit fich führte. Der neue Entwurf vermehrt daher die Zahl der 
Kategorien um eine dritte, und {heilt die Armee in Teldiruppen und Reſerve. 
Die Bermebrung der Kategorien war au darum nötbig, weil der Entwurf 
auf dem Princip der allgemeinen Wehrpflicht beruht, wenn er gleich den Los⸗ 
kauf auch fernerhin noch zuläßt. Die Dienftzeit der Soldaten erfter Kategorie 
beträgt dem neuen Entwurfe gemäß 12 Jahre, davon verbringen fie aber 
ftatt 5, nur 4 Jahre unter den Waffen; bloß für die Gavallerie beirägt bie 
Dienftzeit 10, der wirkliche Dienft unter den Waffen 5 Yahre. Die Cin- 
führung des dreijährigen Dienfteß hält der dem Entwurf beigegebene Bericht 
des Miniſters für no nicht möglih, zumal meil die meiften Soldaten feine 
oder nur eine mangelhafte Schulbildung mitbringen. Die Leute zweiter Ka⸗ 
tegorie haben eine Dienftzeit von 6 Jahren, von welden fie aber nur 5 Mo 
nate als die zu ihrer ſummariſchen Ausbildung erforberlihe Zeit unter den 
Waffen verbringen. Alle die, weldde weder der erften noch der zweiten 
Rategorie zugetheilt werden, bilden die ebenfalls während ſechs Jahren dienft- 
pflichtige dritte Kategorie, für melde eine nody geringere Zeit der Ausbildung, 
nämlih 40 Tage, für hinreichend erachtet wird, Reun Jahresklaflen der 
erften Kategorie und die fech3 der zweiten bilden die mobilifirte Geldarmee. 
Die drei älteften Klaſſen der erften Kategorie und die ſechs der dritten bilden 
die Reſerve, deren Aufgabe es ift, die Bffentliche Ordnung aufrecht zu erhalten, 
die Feſtungen und Grenzen zu vertbeidigen und die mobilifirte Feldarmee 
zu unterftüßen. Die Aushebung findet fortan nicht mehr wie bisher im 21., 
fondern im 20. Jahre flatt. Den ſechs jüngften Klafien erfter und den drei 
jüngften Klaſſen zweiter Kategorie ift das Heirathen unterfagt. Die Höhe 
des jährlichen Contingents wird alljährlich dur) das Budget feſtgeſtellt. Im 
Durchſchnitt erreichen alljährlih 260,000 junge Leute das Alter von 20 Jahren. 
Bon dielen find 34 Procent, d. h. 80,000 Mann als tauglich anzufehen. Da 
den von dem Barlament ausdrüdten Wünichen gemäß das ordentliche Kriegs⸗ 
budget 140 Millionen nicht überfteigen fol, jo kann das jährliche Eontingent 
erſter Kategorie nur die Hälfte der tauglichen Leute, aljo 44,000 Mann be 
tragen. Kiernad wird die Stärke der Armee im Frieden, abgefehen von ben 
Dffizieren, etwa 173,000 Mann fein (fo viel zählt fie au nach dem Budget 
von 1869). Das gejammte mobilificbare Heer — neun Klaflen erfler Ru 
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tegorie von je 44,000, ſechs Klaſſen zweiter Kategorie von je 20,000 Mann, 
Wiederengagirte, letzle Klaſſen der Gavallerie — ergibt eine Etärfe von 
425,300 Mann, welde fih aber nad Abzug der. Garabinieri (Bendarmen) 
2. |. w. auf 400,000 Mann reduciren. Die Reſerve — die drei älteften 
Klaffen erfter Kategorie und ſechs Klaffen zweiter Kategorie — kann auf 
198,000 Mann berechnet werden, Die gefjammte Armee, Feldheer und Ne 
ferve, beträgt hienach, abgeſehen von den Offizieren, 624,000 Mann. Der 
Geſetzenwurf beantragt auch die Einführung des Syſtems der einjährigen 
Freiwilligen. 


14. April. Die II. Kammer beſchließt, die Berathung ber Abminiftrativ: 
reform (nad viermonatliher, freilich vielfach unterbrochener Ve⸗ 
handlung) abzubrehen und das bisher Beichloffene als Gefe zu 
verfünbigen. 


17.—19. „ U. Kammer: Debatte über die von ber Commiffion be 
antragte Abichaffung der Meilitärfreiheit der Theologie Stubirenden. 
Tiefelbe wird mit 223 gegen 25 Stimmen bejcdloffen. 


21. „ NH. Kammer: DBorlage des Bubgets für 1869. DTasfelbe zeigt 
ein Defickt von 110 Mill. jo daß das Geſammtvdeficit des Jahres 
mit ben vorhergehenden auf 728 Mill, fleigt, die durch außer: 
orbentlihe Diaßnahmen aufgebradht werben müflen. Der Finanz: 
minifter Cambray⸗Digny ſchlägt zu dieſem Ende hin vor: 


1) Der Berlauf der Kirchengüter ſoll der Geſellſchaft für den Verlauf 
der Domanialgüter anvertraut werden. Die Gelellihaft würde Ihe Capital 
auf 30 Millionen erhöhen, von weldden fie 10 als Garantie hinterlegte. Sie 
würde der Negierung gegen Tomaninlobligationen, welche in 20 Jahren amor» 
tifirt würden, 300 Mill. vorftreden, davon 130 Mill, innerhalb eines halben 
Jahrs. Die Gefellihaft würde auch das Necht erhalten, den Gemeinden und 
Provinzen für Öffentliche Urbeiten Darlehen zu gewähren. Ein Vertrag in 
diefem Sinn wurde bereitS abgeiäloffen und wird der Genehmigung des 
Parlaments unterbreitet werden. 2) Nach einem bereit abgefchlofjenen Ab⸗ 
fommen des Yinanzminifters mit der Nationalbank joll die ſtaatliche Kaflen- 
verwaltung diefer Iegteren übertragen werden. Die Bank leiftet dafür eine 
Garantie von 100 Millionen, die mit 5 Procent zu verzinien find. Die 
Bank verpflichtet fih außerdem ſechs Monate nad der Befriedigung ihres 
Buthabens an den Staat ihre Baarzahlungen wieder aufzunehmen. 3) Bon 
1871 an fol eine Zwangsanleihe von 320 Millionen, zu 6 Procent verzins- 
ih, in vier aufeinander folgenden Jahren erhoben werden. Die Nüd- 
zahlung derfelben joll von 1881 an in zehn Jahren geſchehen. Diele drei 
verichiedenen Operationen follen, in Berbindung mit einigen minder wichtigen 
Geſchaften, die Geſammtſumme von 794 Millionen ergeben. 728 Millionen 
find zu deden, außerdem 60 Mill., um welche eben in fyolge der Operationen 
fi) daß Deficit vermehrt, fo daß noch 6 Millionen übrig bleiben werden, 
Die RNüdzahlung des Guthabens der Bank (378 Mil.) fol im Jahr 1870 
beginnen und 1872 vollendet fein; es könnte alfo 1873 der Zwangscurs ab⸗ 
geſchafft werden. 


23. „ Ein Theil der fog. Permanenten (Biemontefen, feit ber Verle⸗ 
gung der Hauptſtadt von Turin nad Florenz i. J. 1864) erklärt 
fi geneigt, von der Oppofition wieber zur Regierung überzugehen. 
Die Regierung unterhandelt mit ihnen barüber. 
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27. April. Die I. Kammer genehmigt mit 175 gegen 54 Stimmen ned. 


41. Mai. I. Kammer: Die Unterhanblungen zwiſchen dem Miniſterium 


mals eine Verlängerung ter provijoriihen Yinanzgebahrung. 


„  Entdedung einer angeblihen oder wirklichen Verſchwörung in 
Mailand. Zahlreihe Verhaftungen. Die Regierung verlangt ven 
der Schweiz bie Intfernung Mazzini's von Lugano, was ber je: 
Bundesrath auch zugejteht. 


und ben Permanenten geben dem Miniiterpräfidenten Gelegenkeit, 
jeine Anſichten über bie äußere Politil ber Regierung auszuipreden 
und ben in Ichter Zeit verbreiteten Allianggerühten mit aller En: 


ihiebenbeit entgegenzutreten. 

Menapren erflärt offen und nachdrucksvoll, daß weder mit Frankreich 
no& mit irgend einer anderen Macht wie immer geartete Bereindarungen ge⸗ 
troffen worden feien, welche die Freiheit der Action der italienifchen Recie- 
rung auch nur im G®eringften beeinträdtigen Tönnten. Italien babe ver 
Allem Frieden nöthig, um feine ganze Aufmerffamteit den inneren Angelegen- 
beiten, der Regelung der Winanzen zugumenden, und einzig und allein in Tieier 
Nichtung feien alle Bemühungen der gegenwärtigen Regierung verwendet 
worden. Auch über daB herzliche Verhältniß zwiſchen Italien und Deſter⸗ 
teih gibt Menabrea die beruhigendflen und befriedigendfien Aufichlüfle, in⸗ 
dem er mit Entjchiedenheit und großem Nachdrucke bervorheht, daR eben ta! 
freundliche Verhältniß zwiſchen diefen beiden durd) das Band fo mannigfacer 
Anterefien verbundenen Mächten eine Garantie mehr für die Erhaltung des 
Friedens und der gejegligen Ordnung im Innern fei. Auf die Interpellaticn 
eine8 der Führer der Permanenten, ob die Regierung geneigt jei, zur Be 
thätigung ihrer Friedensliebe und zur Erleichterung des Budgets eine weitere 
umfaflende Arniee-Reducirung vorzunehmen und auf diele Art weitere 2 
bis 25 Millionen zu erjparen, erflärt der Minikterpräfivent, daR er dicie 
Sjnterpellationen voraußfehend, ſich bereit mit jeinem Collegen, dem Kriegs⸗ 
minifter, berathen habe und daher im Einverftändniffe mit dieiem die Erfiä- 
rung geben könne, daß die Regierung bereit fei, jomeit dicſes überhaupt, obne 
den Organismus der Armee anzutaften, möglich jei, eine weitere Nebuciruns 
der italienischen Streitmadht vorzunehinen und neue Erijparungen im Diilitär 
budget zu. erzielen. Eine genaue Ziffer diefer Erjparungen in vorhinein am 
zugeben, jei der Regierung zwar unmöglich, doch ftehe fie nit an, feierliht 
zu erllären, daß fie mit der Entwaffnung bis an die äußerfle Grenze gebe 
und alle hierauf bezüglichen Vorſchläge bereitwillig annehme, injoferne die 
felben den Organismus der Armee und die Schlagfähigkeit derjelben nicht 
beeinträchtigen. — Diele offenen und nachdrücklichen Erklärungen werden mit 
großer Befriedigung aufgenommen und nachdem auf eine weitere Interpellation 
der Minifter-Präfident no im Namen des ganzen Cabinets erllärt bat, daß 
dasfelbe an der Formel: „Rom die Hauptftadt Italiens“ fefthalte, aber ale 
revolutionären oder fonft gewaltthätigen Mittel zur Erreihung diejeß Ziele 
ausjchliche, erklären fich jomohl die Permanenten als auch der terzo partito mit 
der auswärtigen Politik der Regierung vollftändig einverflanden. — Schwie⸗ 
tiger ift die Verftändigung über das Programın der inneren Politik; bie 
derfalligen Verhandlungen dauern nod fort. 

„ U. Kanmer: Die Unterhanblungen ber Regierung mit ben 
fog. Permanenten find zum Abfchluß gefommen. Ferraris und ber 
größere Theil berjelben find bereit, zur Regierungspartei überzu: 
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gehen. Debatte darüber; die Kammer ſpricht ihre Zuſtimmung 
dazu aus: 


Ferraris ſetzt mit kurzen Worten ſein Programm auseinander, welches 
die Ordnung in der Freiheit, eine moraliſche und ſparſame Regierung und 
ein Beharren bei den Wunſchen der Nation anſtrebe. Das Land ertrage nicht 
das alte Programm der Rechten, ebenfo wenig aber das jener Partei, welche 
unter dem Vorwand der Wahrung der nationalen Würde oder der Rettung 
der angeblih mit Füßen getretenen reiheit die Orundfäge der Ordnung und 
Geſetzlichkeit außer Acht laſſe. Mit einer großen Mehrheit würden die vielerlei 
Kammerparteien verſchwinden und nur zmei außer derjelben übrig bleiben: 
die Partei der Furchtſamen und die der Action, welch' letztere aber ebenfalls bald 
verſchwinden werde, da fie einfehen werde, daß fie ſich überlebt habe. Die 
Urſache, warum er und jeine Freunde ſeither auf den Bänlen der Oppofition 
jagen, fußte in dem Glauben, die Regierung jet mit obigem Programm 
nicht einverfianden. In der Ichten Zeit aber hätten fih Spuren gezeigt, 
daß fi dieſelbe diefem Programm anzujchließen ſuche, was aus den vor⸗ 
gelegien Reformgejegen, aus dem Verſprechen einer geredhteren Steuer- 
vertheilung und aus der Zufiherung des Minifterd erfichtlich fei, die 
außerordentlihen Ausgaben auf eine voraus feſtgeſetzte verhältnikmäßig ge» 
ringe Summe zu reduciren, ſowie daraus, daß .er das Land nicht mit neuen 
Steuern beloften wolle, hervorgehe. Unter den großen Eriparungsmaßregeln 
verftehe er aber durchaus nicht einen Angriff auf die heilige Bundeslade der 
Staatsſchuld oder eine Rentenreduction. Selbſt jedes heroiſche Mittel fei ihm 
zuwider, derm eine wirkliche finanzielle Rettung fei nur auf rationellem und 
ordnungsmäßigem Wege zuläſſig. Eorfi von der Rechten kommt den Wün- 
ſchen Tyerraris’ entgegen und erwartet deſſen Vorſchläge. Finanzminiſter 
Cambray- Digny entwidelt hierauf mehrere Buntte jeineg Programms, 
namentlich bezüglich der Mahlſteuer, über deren vollftändige Regalifirung er 
nicht den mindeften Zweifel hegt und freut fi, die von fyerrariß ausgeſpro⸗ 
chenen Grundſätze und Ideen als die jeinigen begrüßen zu können und als 
ſolche, die der Regierung die Kraft verleihen werden, die gegenwärtige Krijis ohne 
Preisgebung der Ehre des Landes glüdlih zu durdlaufen. Ferraris 
beantragt nun folgende Erklärung: „Die Kammer ift überzeugt, daß die Na⸗ 
tion wünſcht, ihre Vertreter möchten mit möglichfter Cintradht und mit Aufs 
wand aller Kräfte die Wiederberftellung der Finanzen durch die Außerfte Spar⸗ 
famleit und durch beffere Vertheilung der Abgaben anftreben, ſowie fie ferner 
überzeugt ift, daß bei feſtem Beharren auf dieſem Borfag die natürlihe und 
ordnungsgemäße Entwidlung der freiheit, wie fie die Verfaſſung und die 
Boltsabftimmungen gewährleiften, gefgert it, und gebt deßhalb zur Be 
rathung der Budgetartifel über.” Lanza hält diefen Antrag für zu unbes 
ftimmt; dur ihn werde wahrlih feine Träftige Mehrheit geſchaffen, wohl 
aber neue Zweideutigkeiten. Das Minifterium fcheine ein Bertrauenspotum 
zu wollen, diefes Lönne aber nur nad einer Berathung über eine Thatſache 
ober eine Öejegesporlage abgegeben werden, nicht nad rein alademifchen Er⸗ 
güffen, wie die angehörten. Wenn ein Botum eine Bedeutung haben folle, 
möüffe man vor Allem Iogif verfahren, denn nur dann fei der lobensmwerthe 
Zwed Ferraris' zu erreiden; daher müfle eine Abftimmung bis zu der Bes 
rathung der Finanzvorlage Digny's verfoben werden, Eorfi und Corteſe 
bon der Rechten verlangen zum Antrag Ferraris noch den Zuſatz: „und vers 
trauend, daß dad Minifterium in dieſem Einne die öffentliche Verwaltung 
leiten werde . . . ." weldem Zufage fi Tyerraris keineswegs widerſeht. 
Grispi von der Linken ertlärt, daß die von Ferraris dargelegten Grund⸗ 
ſätze, obgleich allgemein und verſchwommen, dennoch die der Linken feien und 
daß diefe nicht gegen diejelben ftimmen könne, ohne in den Verdacht zu kom⸗ 
men, gar Feine Dichrheit zu wollen. Nachdem Cambray-Digny und Me» 
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5. 


13. 


14. 


Btelien. 


nabrea erflärt, nirgends Meinungsverſchiedenheiten oder SFmweibentic'r 
wie Zanza, entbeden zu Tönnen, Lanza aber auf jeiner Anfidyt beharıt L:= 
wird in zwei Abtheilungen zur Abftimmung geſchritien. In der erim I» 
flimmung über den Antrag Ferraris ohne den Zuſatz Corſi's umd Eorr:: 
ergibt ſich Stimmeneinhelligkeit; über legten Zufag wird mittel Ramm:i:.. 
rufs abgeftinımt. Die Zahl der anmejenden Abgeorbnieten beträgt 267; E:z: 
mende 190; dafür 168, dagegen 22; der Abftimmung enthalten fi 7. 
Sin einer Berjammlung der Abgeordneten der Rechten erflären Menct- 
und Gambray-Digny: daß die Partei der Permanenten die Smitichive :- 
Vereinigung auf Grund des alten Programms der Rechten ergriffen E::. 
Das Miniſterium habe der Partei Teinerlei Minifterportcfeuilleg veriproo 
fondern nur die Nothmwendigfeit einer entipredhenden Vertretung der Met::.: 
im Cabinet anerfannt. Sobald die Einigung erzielt, werde das Minikkerr: 
feine Entlafjung geben, und die Krone ein der Mehrheit ntipredhendes Gab: 
berufen. Die Zahl der Permanenten, die für die angenommene Tagesorder 
geftimmt haben, beträgt 18; doch waren nicht alle in der Sigung anmweie 
Um fo viele hätte fi alfo jedenfalls die Majorität verſtärkt. Die Hr 
verſpricht fi) davon die heilfamften Folgen; andere bezweifeln eg und Id.:> 
li treten diefe Folgen auch wirklid) nicht ein. | 





Mai. II Kammer: In Folge einer Anterpellation erflärt ber Finen 


minijter, daß die Eintommenfteuer (Couponfteuer) von ben Eourc-i 
der von Italien übernommenen päpitlihen Schuld genau eben: 
erhoben würbe wie von den Coupons ber ganzen übrigen Staa:— 
ſchuld Italiens. | 


„ Tas Minifterium gibt in Folge ber Verftänbigung mit den 
Permanenten feine Entlaffung. Der König nimmt fie an und te 
auftragt Menabrea mit der Neubiltung bes Cabinets. 


„ Die Neubildung bes Kabinets ijt endlich, nicht ohne Schwieri 
keiten, zu Stande gekommen: | 
Menabrea (Aeußeres), Cambray⸗Digny (Finanzen), Nibotty (Marine) zr 
Bertoles-Biala (Krieg) bleiben, 4 Portefeuilles find dagegen in andere BEr* 
übergegangen: Terrariß (Inneres), Bargoni (Unterridt), Mordini (AYu* 
und Minghetti (Handel und Aderbau). Ferraris gehört den Permanent: 
Bargoni und Mordini dem terzo partito, Minghetti der fog. Conforterie er. 
Offenbar ift Minghetti der bedeutendfte der eingetretenen Minifter, obgleid e 
fi mit dem verhältnigmäßig unmwichtigen Portefeuille begnügt hat. 
„ I. Kammer: Das neue Minifterium ftelt fi ter Kamm 
vor. Darlegung Menabrea’s. Die Oppofition findet fie nid: 
genügend. | 


Ein eigentliches Programm gibt Menabrea nit; er beihräntt fi nr: 
auf einige allgemeine Reden: als ihren Hauptzwed werde die Regierung dx 
Herftellung der Finanzen erfireben unter SHeilighaltung der eingeganaene: 
Verbindlichleiten; es ſolle alles möglihe geihehen für die Entwidlung tes 
Lebens in den Provinzen; die auf eine große und feſte Mehrheit gekürzte 
Regierung werde im Stande fein, Freiheit und Ordnung aufrecht zu erbalter. 
den nationalen Wohlftand zu fördern, fi im Innern flarf zu zeigen un: 
den Ausland Achtung einzuflößen. Die Oppofition fieht darin bloße Reden! 
arten. Oliva meint, daß die Erklärungen des Minifterpräfidenten kein &:t: 
verbreitet haben über die Entftehung des neuen Cabineis und er frage, wat 
die bunten Elemente zufammengeführt, die er in ſeltſamer Vermengung ar! 
der Minifterbant gewahre? Gr frage, was Mordini, der Prodidator vca 
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GSicilien, der frühere Abgeordnete der Linken, gemein haben könne mit dem 
Grafen Menabrea; wie fich die adminiftrativen Ideen Bargoni's (des Urhebers 
des in diefem Winter beratbenen Geſetzes üler die Wominiftrativreform) zu 
vertragen vermödien mit denen bes neuen Minifter8 des Innern, Ferraris, 
der das Gele Namens der Oppofition befämpft habe; ob Ferraris, welcher 
ein jo unerbittlicher Gegner gewejen ſei des Digny'ſchen Finanzſyſtems, den 
Grafen Cambray⸗Digny zu feinen Anfichten befehrt habe; endlich ob die neue 
Freundſchaft zwiſchen Ferraris, dem Vertreter der Stadt Turin, und Ming» 
hetti, dem Bräftventen des Minifteriums, welches die September-Eonvention 
abgeſchloſſen, beveute, daß diefe Convention in den Augen von Ferraris nicht 
mehr diejelbe Bedeutung habe wie fonft, oder ob vielleiht auch er Verzicht 
geleitet auf Rom? Die Minifter haben auf diefe Fragen keine Antwort. 
O0. Mai. 1 Kammer: Budget für 1869. Der umfafjendfte Theil bes: 
ſelben, das Budget des Finanzminijteriums, wird ohne alle Discuj: 
fion genehmigt. 

Dafielde zerfällt in drei Theile: 1) fogenannte intangible Ausgaben — 
573 Mill. 11868 535%), 2) Berwaltungsausgaben 914 Mill. (1868 104%), 
3) Ausgaben, die aus der Einziehung des Sirchenvermögens fich ergeben, 
84 Mil. Im ganzen 748,772,094 Lire, von denen 653,288,326 Lire auf 
das ordentliche, 95,453,768 2. auf das außerordentlide Budget kommen. 
Bon den intangibein Ausgaben fommen 268 Mill. auf die confolidirte, 65 
auf die rüdzahlbare, 58% auf andere nicht in dns große Buch eingetragene 
Schulden, 157% auf die ſchwebende Schuld; die Eivillifte beträgt 14,250,000 L., 
das Parlament erfordert 805,000 8. 

Die Kammer beſchließt eine bloß fummarifhe Behandlung des 
Budgets für 1870. Die Budgetcommifjion (aus 22 Mitgliedern 
ber vereinigten Rechten und 8 Mitgliedern der Oppoſition zuſam⸗ 
mengejegt) ſoll in ihrem Bericht fi nur über die Mobdificationen 
auslafjen, melde in das Budget für 1870 im Berglei mit dem 
von 1869 aufzunehmen wären. 


1. „ Der Senat ftimmt der von ber IL. Kammer befäloflenen Ab: 
ſchaffung der Militärfreiheit der Clerifer mit 67 gegen 30 Stim⸗ 
men bei. 


24. „ Attentat in Livorno auf den öſterreichiſchen FML. Ereneville 
(f. Oeſterreich). 

30. „ Die I. Kammer lehnt bie erfte ber von Gambray:Digny vor: 
geſchlagenen außerorbentlihen Finanzmaßregeln, die Uebertragung bee 
Schatzdienſtes an bie Nationalbant und die Bank von Neapel, mit 
95 gegen 73 Stimmen ab. 


31. „ Die Mahlſteuer bat feit dem 1. Januar ftatt ber angenommenen 
95 Mil. L. nur 4,800,000 L. ertragen, während bie Cinführungs: 
toften allein 8 Mill. betragen haben. 


1. Juni. I. Kammer: Budgetbebatte.e Das Bubget ber Ausgaben für 
1869 wird zu Ende gebradt und angenommen. 

Tie Kammer lehnt in Privatcomit6 und wenigftens vorläufig 

such bie Bonvention bes Finanzminifters bez. Verkauf ber SKirchens 
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güter ab. Die - Ablehnung ber Zwangsanleihe ift außer al 
Zweifel. Der Plan des Minifteriums für Bejeitigung bes Terz 
muß daher bereits al& geicheitert betrachtet werben. 


2. Juni. II. Kamer: Nachdem Erifpi (von ber Linken) in einem Ta: 


5. 


11. 


13. 


läumbungsprogeffe gegen die Abgg. Brenna und Civinini mer 
angebliger Beitehung in ber Tabaksregie-Verpachtungs-Angelegen 
beit unterlegen ijt, ftellen einige feiner Gefinnungsgenoffen der 
Antrag: | 

„daß eine parlamentariiche Unterfugungscommifition die auf die Berrct 
tung der Tabakregie bezüglichen Thatſachen unterfuche, damit ins Licht ger” 
werde, in welchem Maße die Würde des Parlaments von allen feinen T.r 
gliedern gewahrt worden fei’. Die angegriffenen Mitglieder Brenze ı: 

ivinint unterftügen zu ihrer Rechtfertigung jelber den Antrag. 
„ HU. Scanbalfcene über bie von den Gerichten in bie Kammer 
übertragene Beftehungsanflage. 

Buerzont fordert Erifpi zu einer Erflärung über feine neufichen Au— 
fagen vor Gericht auf. Criſpi verweigert jeve Antwort in der Ramme. 
erflärt fich jebod bereit, einem linterfudungscomits Nede zu ſtehen. 7: 
Rechte erklärt, zu einem ſolchen Comité erſt dann zuftimmen zu wollen, wer: 
Criſpi fi ausgeiprodden habe, und als Ferrari daraufgin bemerit, Te 
Rechte ſpiele mit der Ehre der Kammer, entfleht ein Tumult, die Deputirte 
erheben und ſchreien burdeinander, worauf der Präfident den Redner zur 
Ordnung ruft, die Propofition, eine Unterfuhungscommifjion einzufegen, en 
ein Gomits verweift und die Sigung ſchließt. 

„ I Sammer: Neue Heftige Scenen bez. ber ‚angeblichen Befte: 
chungsgeſchichte. Lobbia (Linke) will Beweismittel in Händen haben 
unb weiſt zwei verfiegelte Pakete vor. 

Lobbia erklärt, er habe Documente in Händen, aus welchen die Beieh- 
ung eines Deputirten erwielen werden Tönne; diefe Documente jeien vor 
denen, melde Erifpi erwähnt, ganz verſchieden; es ſei daher gar fein Grun! 
mehr vorhanden, die Unterfuhung zu verijhieben. Menabrea beichiwört de 
Kammer, dieje Debatten nicht fortzufegen; in England verfahre man bei Ic» 
hen Dingen fehr vorfihtig, man möge diefe8 Beifpiel nahahmen und ei: 
Dorumente dem Comité zur Berichterflattung übergeben. Auch die übrige 


Minifter erflären fih nun für eine Unterfuhungscommiffion, und die Kem 


mer beichließt, dem Comité aufzutragen, jofort zu berichten. 


„ U. Sammer: Beitehungsfrage. Antrag bed Comite unb An— 
nahme besjelben: 

„daß eine parlamentarifche Unterfuhung flatthabe vor einer aus neun 
Mitgliedern beftehenden Commiſſion, welche, ınit den nöthigen Belugniffen ver 
ſehen, von den durch die Abgg. Lobbia und Criſpi angelündigten Actenſtücke 
und Zeugniflen Kenntnig nehmen, und, falls fie e8 für gut hält, die Unter 
ſuchung weiterführen fol hinficgtlic) jeder Art von unerlaubter XTheilnatme 


‚irgend eines Kammermitglieds bei dem Geſchäfte der Tabalspadıt, andernfals 


aber die Unterſuchung einftellen und der Kammer berichten joll.“ 

Die Unterfuhungscommiflion wird gewählt: 8 Mitglieder gehören 
der Rechten, 3 der Linken, 3 der Mittelpartei an. 
„ ID. Kammer: Der Finanzminifter zieht feine Borfchläge tem 
17. April, behufs Regelung ber Finanzlage und Dedung des Te: 
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ficits, zurüd, nachdem bie Commiſſion beichloffen, bei ber Kammer 
auf bie einfache Verwerfung berfelben anzutragen und Ferraris zum 
Referenten gewählt hatte, 


25. Juni. Angeblicher Mordanfall auf ben radicalen Abg. Major Lobbia 


‚17. 


27. 


in Florenz. 
„ Die IL Kammer vertagt fih auf unbeftimmte Zeit, um inzwi: 
ihen der Beitehungs-Unterfuhungs-Commiflion freie Hand zu lafjen. 


„ Die parlamentariihe Unterfuhungscommifjion beſchließt 

„nad Anhörung der Deputirten Erispi und Lobbia und der bezeichneten 
Zeugen, nad Kenntnißnahme der vorgelegten Documente, nach Anhörung der 
Deputirten Brenna, Eivinini und Fambri, auf welche ſich die Zeugenausfagen 
und die Documente beziehen, und in Erwägung, daß die bisher gefammelten 
Daten weitere Unterfuchungen, welche das Verhältniß eines jeden der Interej⸗ 
fenten klar darlegen follen, zweckmäßig erſcheinen lafien: fich jede Beurtheilung 
der Sachlage vorzubehalten, die Unterfugung in Öffentlichen Sigungen 
fortzujegen und diefe mit dem 1. Juli zu beginnen, * 


1—6. Juli. Deffentlide Situngen ber parlamentariihen Unterſuchungs⸗ 


14. 


29. 


commiffion unb Zeugenverhör in ber Beitehungsfrage. 

Das Hauptdocument des Abg. Lobbia bildet ein Schreiben des Abg. 
Brenna an feinen Schwager, den Abg. Yambri, und zeigt zwar, daß beide 
fih an einer Speculation bei dem Tabakspacht betheiligten, für den fie vor» 
ber in der Kammer geftimmt hatten, und gereicht ihnen nicht gerade zu be= 
fonderer Ehre, aber für eine ftattgefundene Beſtechung oder jonft eine geſetz⸗ 
widrige Handlung liegt darin auch nicht der mindefte Beweis. 

„ Die Unterfuchungsconmiflon ‚in ber VBeltehungsfrage fällt eins 
ſtimmig das PVerbict: 

„Aus den Acten der Unterſuchung gebt hervor, daß keinerlei Beweis bes 

ſteht fur die unerlaubte Betheiligung irgend eines Abgeordneten an der Tabak⸗ 
Badtgefelichaft:* Um die Einftimmigkeit zu erzielen, wird von Seiten der 
der Rechten angehörigen Commiſſäre darauf verzichtet, die Haltung der Ab» 
georbnieten, welde durch ihre grundlojen Anllagen die Procedur veranlaßt 
hatten, in entſprechender Weile zu charalteriſiren. 
„ Großartiges Leichenbegängniß des Volksmanns feit 1848, bes 
Bäckers Tolfi in Ylorenz, ohne Geijtlichleit und ‚ohne Uniformen, 
bie fi der Berftorbene verbeten hatte, und doch unter Theilnahme 
ber geſammten Bevölkerung. 


13. Sept. Der Deputirte Major Lobbia (von der Linken) wird wegen 


des von ihm bloß „fimulirten” Morbanfals vem 15. Juni vor 
Gericht geladen. 

„ Die Rechte der II. Kammer äußert fi in ihren Organen fehr 
unzufrieden mit dem Minijterium und ebenio erflärt Ponza di San 
Martino, das Haupt ber Permanenten, er jei der Verjöhnung nur 
bebingungsmeije beigetreten und betrachte fih als nicht mehr gebun- 
ben. Das Minijterium kann bereits auf bie Rechte und damit auf 
eine Majorität nicht mehr feft zählen. 
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17. Sept. Der Finanzminifter fließt einen Vertrag mit einem Cerr: 


tium von Bankier bez. eines Vorſchuſſes von 70 Mill. 2. aui die 
Kirchengüter ab. 


2. Oct. Der König trifft mit ber Kaijerin Eugenie auf ihrer Tine: 


19. 


26. 


27. 


reife nad Konftantinopel und zur Eröffnung bes Euezcanals ir 
Venedig zufammen. Die SKatferin gewinnt bei dieſer Gelegenke: 
bie Zuftimmung des Könige zu ber Kandidatur des Prinzen Tke: 
mas für-bie ſpaniſche Krone. 

„  ireularbepefhe Menabrea's bez. bes Concils. 

Der weſentliche Inhalt des umfangreigen Documents wird folgendermehe 
angegeben: Nach Unficht der ital. Regierung wäre der Zweck der GEinberafus; 
des Concils hauptſächlich der, Über die Principien ein Urtheil zu fällen, car 
denen das Königreich Italien beruht. Abgeſehen von dem religiöfen Charafır: 
diefer Verſammlung, hat die ital. Regierung das Concil als den Act ein 
fremden Souveräns aufgefaßt, mit welden Italien in keinerlei Verbinden; 


— 


ſteht, und es bat von Seiten der Regierung feines langen Nachdenkens de 


durft, um diefen Act als einen Italien feindlihen zu erkennen. Angeid3 
diefer Sachlage hätte die italienische Regierung zwar mit vollem Recht ihre: 
Biihöfen die Theilnahme an dem Concil verbieten können, aber fie Bat es 
vorgezogen, ihnen hierin volle Freiheit zu laflen, jedoch mit dem Borbehalte, 
ſchon jet die unbedingte Annahme aller der hierbei gefakten Beichlüffe zurüd- 
zuweilen. Uebrigens verfammelt fi das Concil unter jolden Berhältnifter., 
daß die italieniſche Regierung deſſen Beſchlüſſe nicht fürchtet; nichts deſtoweniger 
kann dieſelbe nicht umhin, es als eine Thatſache von großer Wichtigkeit zu 
betrachten, daß Frankreich feine Protection einer gegen Italien gerichteten Ver⸗ 
fammlung fon dadurch gewährt, daß franzöfiige Truppen während ver 
Dauer des Eoncil8 die Befakung des Kirchenflaates bilden. Die italienide 
Regierung enthält ſich zwar, Forderungen zu ftellen, oder Vorſchläge zu machen, 
und das um fo mehr, da fie es nicht für pafiend erachtet, Schritte zu twieder- 
holen, die fie Bereits einmal vergeblich verſucht hat; aber fie if genöthigt, ſich 
über eine Sachlage au beklagen, welche Teinesfals zur Erhaltung der guta 
Beziehungen zwiſchen Frankreich und Italien beizutragen geeignet if. 

,„ Der Sicilianer Marcheſe Rubini, gegenwärtig Präfect von Neapel, 
wird zum Minifter des Innern an bie Stelle von Ferraris (ven 
ben Permanenten) ernannt. 

„ Beginn des Prozeffes gegen den Dep. Major Lobbia wegen 
Simulirung des angeblihes Morbanfalls. 

„ Ein Decret bes Finanzminifters eröffnet die Eubfcription auf 
das Kirhengüteranleben (zu 77 Proc.). 


6/7. Nov. Ernftlihe Erkrankung bes Könige in Can Roſſore. Ter 


10. 


König beichtet, erhält bie Abfolution und empfängt bas Abendmahl. 
Der Blan einer Zufammenkunft mit dem Kaifer von Oefterreich in 
Brinbifi, gelegentlich ber Nüdreife besjelben aus dem Orient, wirb 
dadurch vereitelt. 

„ Die Kronprinzeſſin wirb in Neapel von einem Prinzen ent: 
bunden. 


— HEHE, — — 





— — 


— en. 
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* 14. Nov. Ein kgl. Decret verfügt die Converſion ber von Italien übers 


15. 


18. 


19. 


nommenen Quote ber päpftlihen Schuld in italienifche Rente, wo⸗ 
durch dieſelbe ſelbſtverſtändlich auch ber italieniſchen Couponfteuer 
unterliegt. 


„ Der König erläßt nach überftanbener Gefahr eine Amneſtie 
für politiſche Verbrehen und Vergehen, namentlih für bie bei 
Gelegenheit bes Wiberfiandes gegen die Einführung ber Mahlſteuer 
begangenen. 


„ Der Deputirte Major Lobbia wird wegen ſimulirten Mordan⸗ 
falls vom Gerichte zu einjährigem Militärgefängniß, zwei Com⸗ 
plicen werben zu ſechs⸗ und dreimonatlichem Gefängniß verurtheilt. 


„ Eröffnung des Parlaments. Der Juſtizminiſter verlieſt bie 
Thronrebe des Könige: 


Die Beziehungen Italiens zu allen Staaten find befriedigend. Wenn der 

Friede der Wunſch aller derer iſt, welde den Fortſchritt der Völker wollen, 
fo ift der Friede dieß noch mehr für die Italiener, welche mit dem Werle 
ihrer inneren Reorganifation beihäftigt find. Die Regierung hat jedes Hin- 
derniß befeitigt, damit die Bilchöfe des Königreichs zu dem Koncile nah Rom 
gehen künnen. Der König wünſche, daß von dieſer Berfammlung in Bezug 
auf den Glauben und die Wiffenichaft, die Religion und die Eivilifation ein ver» 
föhnendes Wort geiprochden werde. Auf alle Fälle ſei die Nation ſicher, daß 
der König die Rechte des Stanteß und die eigene Würde unverjehrt erhalten 
werde. Eine gute Verwaltung und die Wieberheritellung eines guten Finanz⸗ 
weſens, daS jeien die Dinge, die die Bevöllerung erfüllt wünſche und der 
König von dem Parlament und der Regierung erwarte Und zu dieſem 
widhtigen Zwecke ſei die erfte dringende Bebingung die Gleichfiellung des 
Budgets. Alsdann werde die Regierung einige Geſetzentwürfe einbringen, 
welche die gegenwärtige Befleuerung verbeffern. Die Nation fei vor Opfern 
nicht zurückgewichen, um übernommene Verpflichtungen zu erfüllen, es fei nun 
mehr Pflicht der Regierung, wie des Parlaments es dahin zu bringen, daß 
diefe Opfer au wirkſame Folgen haben. Die Regierung wird aud Geſetz⸗ 
entwürfe, welche die Vereinfachung der Verwaltung bezwecken, einbringen, fer» 
nere Geſetze jollen die Industrie ermuthigen, eine einheitliche Strafgefeggebung 
anbahnen, die Reorganifation der Rationalgarde bezmweden, die Verantwort⸗ 
lichkeit in der Verwaltung für jeden Theil feftftellen. Das dconomildhe Fort⸗ 
ſchreiten der Nation ſei evident, und der König hofft, dab dieſes Foriſchreiten 
durch die gejegeberiihe Arbeit eine weitere Ermuthigung finden und das 
Parlament jeine ganze Sorge darauf richten werde, das Gedeihen des Staats 
au fördern. 
„ MU. Kammer: Die Wahl des Präfidenten fällt gegen das Mini: 
fterium mit 169 gegen 129 Etimmen, bie fein Candidat Mari erhält, 
auf Lanza (von ber Rechten) und auch die Wahlen ber Vicepräfibenten 
fallen gegen bas Minifterium aus. Tas Minifterium Menabrea 
gibt fofort feine Entlafjung. 

Zanza hatte die drei haupiſächlichſten Maßregeln des Minifteriums Dies 
nabrea, daß Mahlftenergejeg, die Verpachtung des Zabalmonopol3 und das 
Gefetz iiber das Rechnungsweſen, belämpft, die aber alle drei troß feiner Op⸗ 
pofition die Zuſtimmung der Mehrheit der Kammer gefunden hatten. Run 
wählt diefelbe Mehrheit derjelben Kammer Vanza zum Präfidenten, um das 
durch dem Minifterium MenabreasDigny ihr Mißtrauen auszudrücken. 





378 Btalien. 


22, Nov. Ter König beauftragt zunähft Lanza als ben VBertramess- 
mann ber Majorität der IL. Kammer mit ber Bilbung eines ua 
Miniſteriums. 

23. „ Ein kgl. Decret verordnet die Einführung bes Civilkalendert 

. in den neuen Provinzen, wodurch zahlreihe Feiertage fkünttiz 
entfallen. 

24. „ U. Kammer: Lanza übernimmt das Präfitium. In feiner 
tießfälligen Rebe ftellt er bie Yinanzfrage in ben VBerbergrund, mi 

ber Erklärung, daß, wenn fie nicht alsbald gelöft werte, das grif:: 

Unglüd das Land treffen müßte, ohne jedoch jeine Löjung tes 

Problems irgendivie anzubeuten. 


v„ n Teer italienifhe Theil des Mont Cenis:Tunnels ift vollendet, ter 
franzöſiſche noch nid. 

26. „ Die II Kammer beſchließt auf ben Antrag Sineo's (von ta 
Linken) den Gerichtshof anzuweiien, die Ncten bed Prozeſſes Lobbia 
(Simulirung des Mordanfalls) der Kammer zu überſenden, zr 
beren Prüfung aledann ein Epezialausihuß eingefeßt werben iclL 
Die Rechte proteftirt gegen einen jolchen Gingriff in bie Unabhän— | 
gigkeit der Gerichte. | 





3. Dec. Lanza lehnt die Bildung eines neuen Cabinets ſchließlich ak. 


5. „ Rialbini wirb mit ber Bildung eines neuen Cabinets betram 
und die Kammer inzwiſchen auf zehn Tage vertagt, aber auch Cial⸗ 
tini Ichnt den Auftrag ab. 


9. „ Eela wird mit der Cabinctebilbung beauftragt. 


„11. „ Tas von Ricciardi nah Neapel berufene Gegen-Concil 
ber Freidenker ſcheitert ſchon in feiner zweiten Sitzung. Ä 


12, „ Sella bringt enblih ein neues Kabinett zu Stande: Lanz 
“übernimmt in benifelben nunmehr doch bie Präfibentfhaft und das 
Innere, Bisconti:Denofta Aeußeres, Sella Yinanzen, Govone Kricz, 
Correnti Unterricht. 


v„ n Der Appellhof von Florenz verweigert ber Kammer bie Aus: 
lieferung ber Acten im Prozeß Lobbia. 


15, „ IL Kammer: Lanza ftellt ihr fein Minifterium vor: 

„Es ſei unnöthig, ein Programm aufzuftellen, man werde das Miri⸗ 
flerium bei der Arbeit jehen. Die dringenden ragen feien bie der Ber 
waltung und der Finanzen. Die Regierung wolle Ordnung und Eripar- 
nifie in allen Zweigen der Berwaltung einführen. Eriparnifie im Heer und 
in der Marine follen gemadt werden, ohne das Sand zu ſchwächen. or. 
lagen in diefem Einne werden eingebradjt werden. Nenn die Eripammife 
nicht genügen, fo werde es unvermeidlich fein, gu irgend einer neuen Steuer 
die Zuflucht zu nehmen. Das Minifterium ſei entichlofien, das jährliche 
Deficit auf 70 oder 80 Millionen Franken zu beſchränken. Er hoffe, dat 
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alle Parteien das Minifterium auf diefem Weg unterflügen werben. Sella 
verlangt ichliehlih die Ermädtigung zur proviforiihen Wortführung des 
Budgets bis zu Ende März 1870 und legt das Einnahmen» und Ausgaben» 
| budget für 1870 vor. 

: 30. Dee. Der König erllärt bem fpaniihen Geſandten, daß er feine 
Einwilligung zu ber Throncandidatur des Prinzen Thomas zurüd: 
zuziehen genöthigt jei, ba er den Miberfland der Dlutter, ber 
Herzegin von Genua, nit zu überwinden vermöge und fie nicht 
zwingen wolle. 





Rom, 


Mitte Jan. Die Congregation für außerorb. Firhlihe Angelegenheiten 


23. 


30. 


bat bie Wicberberjtelung ber Hierardie in Schottland vorbercitet 
und bieje erhält jebt unter ber Mitwirkung des Erz. Manninz 
die lebte Rebaction. | 
„ Nah der Aufregung, melde bie früher erlaffenen Todesurtheilt 
wegen bes Octoberaufſtandes in Italien unb in ganz Europa wider 
bas Regiment des hl. Vaters erzeugt haben, wirb ber Termin für 
bie Schlußſentenz über Ajani und Luzzi von einer Woche auf bie 
andere verſchoben. 

„ Ajani und Lufli werben vom Gerichte nicht zum Tode, fonbern 
zu lebenslänglicher Galeerenſtrafe verurtheilt. 


6. Fehr. Das officidfe und faft officielle Organ ber Curie, die Civiltä 


cattolica ſpricht es endlich deutlich genug aus, was mit dem ange 
kündigten Concil beabfihtigt wird — die Dogmatifirung bes Eyl: 
Tabus und ber Unfehlbarkeit des Papftes. 


10. März. Die nunmehr enthüllte Abſicht ber Curie, durch das bevor: 


11. 


ftehende Concil bie Unfehlbarfeit des Papftes proclamiren zu Laflen, 
erregt in ben gebildeten Kreiſen Deutſchlands eine tiefe Aufregung. 
Die „Allg. Augsb. Ztg.* veröffentlicht eine Reihe von Artikeln „das 
Concilium und bie Civiltà“, melde bie Pläne ber roͤmiſchen Curie 
ſcharf beleuchten. 

„ Der Papft unterzeichnet, auf fein HOjähriges Priefterjubilaum 
bin, eine theilweife Amneftie für politiſche Verbrechen. 

„ GSlängende Feier des fünfzigjährigen Priefterjubiläums Pius IL 
Die ihm von allen Seiten verſchwenderiſch dargebrachten Hulbigun 
gen find fehr geeignet, ihn in dem Plan ber Proclamirung feiner Ur: 
fehlbarkeit zu beflärfen. 
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— März Die berathenden Congregationen für das bevorftehende Concil 
find in voller Thätigfeit und bilden eine Art Borparlament für das 
Eoneil. 


25. April. Die Civiltä cattolica erflärt gegenüber ben Angriffen ber 
„Allg. Augsb. Ztg.“ und anderer Blätter bie Canction des Sylla⸗ 
bus und bie Unfehlbarkeit bes Papftes für ein „Bedürfniß ber Zeit.” 


20. Mai. DVerurtheilung der dritten und Ichten Serie ber Octobergefan: 
genen zu mehrjährigen Kerkerftrafen. 


Anf. Juni. Die vorbereitenden Arbeiten für das Concil find zum größten 
Theil dur die Commiſſionen vollendet, unter dem Cardinal Bilio 
(Fragen der bogmatifhen Theologie, bie Himmelfahrt Mariä und 
bie Unfehlbarfeit bes Bapftes), unter dem Carbinal Caterini (Fragen 
ber Disciplin) unb unter bem Garbinal Reiſach (politifch:firchliche 
Fragen). Ueber die Commiffionsarbeiten und beren Rejultate, zu: 
mal ber Testen Commiffion, wirb das ftrengfte Geheimniß von der 
Curie geforbert und beobadhtet. 


41T. u Zahrestag ber Krönung des Papſtes. Anſprache desſelben an 
das ihn beglückwünſchende Eardinalscollegium : 

„An den Schluß des 23. Jahrs meines Pontificats gelangt, muß ih vor 
allem dem Herrn danken, daß er meine Schwachheit inmitten fo zahlreicher 
und graufamer Prüfungen aufrecht erhalten bat. Ich muß ben mweisheils- 
vollen Schuß bewundern und fegnen, welchen er der Kirche gewährt bat; ohne 
Zweifel läßt er fie furchtbaren Stürmen außfegen, aber er hält fle gleichzeitig 
aufrecht, und erwedt unter den Ehriften Männer von heiligem Muthe befeelt, 
weldhe ihre Rechte vertheidigen. Die Welt ift in zwei Geſellſchaften getrennt: 
die eine ift zahlreih und mädtig, unruhig und aufgemühlt; die andere iſt 
weniger zahlreich, aber ruhig und gläubig. Mein hochberühmter Vorgänger, 
der Heilige ®regor der Große, hat diefe beiden Befellichaften mit zwei andern 
verglichen, welche einftens verſammelt waren, die erfte im Thale von Sen» 
naar, wo die Menſchen, die den Thurm des Hochmuths errichteten, von Gott 
in ihren Spraden verwirrt und zerfireut wurden, die zweite im Abendmahl» 
faal am Pfingfifefle, wo Petrus, die Apoftel und Taufende von Gläubigen 
verſchiedener Nationen eine und diefelbe Sprache hörten und verflanden. So 
fehen wir jeden Tag auf der einen Seite die Revolution, welche den Socialis» 
mus im Schlepptau hat, der die Religion, die Moral und Gott felbft ver» 
dammt und verläugnet, und auf der anderen Seite wahre Släubige, melde 
ruhig und feft in ihrem Glauben warten, bis die guten Principien ihre heil» 
ſame Herrſchaft wieder erlangen, und bis die Abfichten Gottes in Erfüllung 
geben. Ach! wenn doc die Souveräne diefe Principien annehmen möchten, 
um mie viel leichter wäre e8 ihnen, ihre Böller zu regieren! Die Zukunft 
if in Gottes Hand; wie er die erſten Revolutionäre, die Teufel, niederge⸗ 
I&lagen, fo wird auch diefe niederfchlagen. Und wir können und dürfen wün⸗ 
IE daß die Hochmüthigen, welche die Kirche verfolgen, gedemllthigt und ber 
chaͤmt werden... Ach, wie drüdend find die Leiden, welche die Kirche betrliben, 
wie viel Ruin überall und viele Thränen! Vielleicht in dem Augenblid, da 
ich ſpreche, wird ein Königreich feines letzten Biſchofs beraubt, er felbft ins 
Gefangniß geiperrt und ins Exil geſchickt.“ (Hier ſtockte die Stimme Pius’ IX, 
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und feine Augen ſchienen von Thränen verfhleiert. In der Umgebung ker 
die Bewegung den höchften Brad erreicht, denn alle mußten num die fdarefi: 
Lage der Kirche im Königreich Polen.) Gewiß,“ fuhr der Bapft fort, „« 
könnte geftatten, daß auch wir das Loos jener Biſchöfe Hätten; viele Pkarz. 
welde ihre Wurzel in den Boden jchlägt, auf dem wir noch Sicherheit Kuda. 
Lönnte umgehauen werden, wie die myſtiſche Pilanze de8 Propheten Tenxz_ 
Über die Gefahren, die und bedrohen, werden durh die göttlidge Güte mi. 
fernt werden, und diefe Pflanze bat die Berheikung des Herrn. Es ci“ 

. auch in Rom verlaffene Seelen, welche den Schatten für den Körper, bietz:: 
für die Wahrheit nehmen, und welde, vom Pfade der Gerechtigkeit fflieben 
fig in den Wald voll brüllender Beftien ftürzen. Ah! möge der Der ::ı 
euch allen ei ſolches Loos fernhalten und durd die Fürbitte Mariens u 
fegnen, wie ich mit aller Kraft meines Herzens e3 wünjce.“ 


25. Juni. Allocution bes Papſtes im geheimen Gonfiftorium: 


„Chrwürdige Brüder: Mit tiefem Schmerze fehen wir uns in bie Let 
verſetzt, in dieſer erlauchten Berfammlung das neue, von ter fubalpir: 
ſchen (d. h. italienischen) Regierung veröffentlichte und promulgirte Ger 
zu bedauern, welches für die Fatholifche Kirche, ihre Immunitäten, ihre Rır- 
beit, ihre Rechte, ja jelbft für die bürgerliche Geſellſchaft nicht unheilvoller ic 
kann. Wir ſprechen hier von dem Geſetze, durch weldes die genannte Re 
sierung nad faft unzähligen Alten der Frechheit und nad jo vielen Beleid:⸗ 
gungen, die fie der Kirche, ihren geweihten Tienern und ihren Gütern zu:ıe 
fügt, nun aud nicht gezögert hat, die Cleriler der militäriiden Conſcription 
zu unterziehen, Wer fieht nicht ein, mie ſchädlich und feindielin der Kirche 
dieſes Geſetz ift, welches die Ausübung eines der Kirche von Jeſus Ehriitu? 
unferem Herrn jelbft verliehenen Rechtes verhindert und die nothwendige Zar! 
der Tiener der Kirche beichränkt, die von Jeſus Chriſtus eingefeht worden 
find, feine heilige Religion zu bejchügen, zu verbreiten und für das Heil der 
Eeelen zu wirken bis zum Ende der Tage? Was bleibt und no in diem 
unglüdlichen Italien zu ſehen übrig? Wie man die Tatholifhe Kirche ven 
Grund aus zerftört und außrottet, wenn dies jemals fein könnte. Gewiß. die 
Worte fehlen uns, ein ſolches Gejeh zu vermünichen und zu verbammen. Gin 
Jeder weiß, daß, den Pflichten unferes apoftoliihen Amtes gehorchend, wir 
nicht verſäumt haben, mit Eifer unfere Aufgabe zu erfüllen, und daß unsere 
hochwürdigen Brüder, die Biſchöfe Italiens, zum großen Nuhme ihres Ne» 
mens, gerechte Beſchwerden und NReclamationen erhoben, dringende Aufforde⸗ 
rungen erlajjen haben, damit dicjes Geſetz niemals promulgirt werde. Und 
möchte es doch Gott gefallen, ehrwürdige Brüder, daß wir uns hei diefer Ge 
legenheit enthalten könnten, die jehr großen Uebel und Echädigungen zu 
beweinen, die heute in jchmerzhafter Weiſe das Kaiſerthum Oeſterreich und 
das Fönigreih Ungarn betrüben und quälen. Die Nachrichten, die uns aus 
dem Königreihe Spanien über die dortigen Angelegenheiten zulommen, brin- 
gen, weit entfernt, uns einen Troft zu ſchaffen, uns nur Traurigfeit und Be 
trübnig. Die r uſſiſche Regierung fährt fort, die katholiſche Kirche zu ver- 
folgen und ihre Biſchöfe, felbft dur) Gewalt, aus faft allen Tiöcefen zu ver 
treiben und fie ins Exil zu ſchicken, weil fie, wie fie es doch müſſen, auf die 
Stimme und die Befehle des Stellvertreters CHrifti auf Erden hören wollen; 
iiberdies geftattet fie nicht, daß diefelben Biſchöfe die Orenzen des Reiches über» 
fchreiten, während doch das größte Intereſſe der Kirche dies abjolut erheiſcht. 
Endlich verhindert fie jeden Tag mehr und auf alle mögliche Weife, daß die 
Gläubigen mit uns und mit dem apoſtoliſchen Stuhle frei verlehren Zönnen. 
Aber inmitten unjerer jo großen Bedrängniffe tröftet uns nicht wenig ber 
außerſt lobenswerthe Eifer, mit welchem die Bilhdfe mannhaft die Latholiide 
Sache verteidigen und fi bemühen, die Principien unferes heiligften @lau- 
bens aufrecht zu erhalten, bie Einheit der Kirche gegen die Fallſtricke und bis 
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vielfachen Anftrengungen zu vertheidigen, durch welche gottloſe Männer ihre 
Irrthümer zu verbreitm traten. Unterdeſſen ermahnen wir lebhaft alle 
Feinde Jeſu Ehrifti und der heiligen Kirche, ein wenig ernfllih in Erwägung 
zu ziehen, welche furdtbaren Strafen Gott feinen Feinden und den Feinden 
feiner Kirche vorbehält. 

— uni. In Leipzig eriheinen bie Artikel der A. A. 3. „Bas Concil und 
die Civiltä” in ausführlicher Bearbeitung unter dem Titel: „der Papſt 
und das Concil von Janus”, ein gewaltiger Echlag (der jog. Mün: 
chener Schule) gegen bie Pläne Roms bez. der Proclamirung ber 
Unfchlbarkeit des Papſtes. 


8. Zuli. Nachdem verfchiedene Pläne für die Einrichtung der Conciliums— 
aula ausgearbeitet und wieder verworfen worden, wirb berjelbe enb: 
lich befinitiv genehmigt, In den früheren Plänen waren noch Plätze 
für die Vertreter ber Regierungen aufgenommen, in bem letzten ans 
genommenen ijt bas nicht mehr ber Tall. 

Mitte „ Die Eurie beftimmt, taß eine Etellvertretung ber Biſchöfe 
auf bem Concil nicht ſtatthaft fei. 


4. Sept. Auf ein Schreiben bes Engländers Dr. Cumming, zu dem 
Goncile zugelaffen und gehört zu werben, um bie proteitantiiche 
Lehre zu rechtfertigen, antwortet ber Papſt an ben Erzbiſchof Manning 
von Weſtminſter: 

Wir haben aus den Zeitungen erfehen, daß Dr. Cumming aus Schott» 
Land bei Dir angefragt hat, ob bei dem herannahenden Concile denen, melde 
von der katholiſchen Kirche abweichen, Erlaubniß gegeben wird, die Gründe vor» 
zutragen, von welchen fie denten, daß fie zur Stüße ihrer eigenen Meinungen 
aufgeftellt werden Tönnen, und daß er auf Leine Antwort, daß dieſes eine 
Durch den heiligen Stuhl zu beftimmende Sade fei, an Uns über den Gegen- 
Stand geichrieben habe. Wenn nun der Fragende weiß, was der Glaube der 
Katholiken ift in Beziehung auf die lehrende Autorität, weiche Unfer göttlicher 
Heiland Seiner Kirche verliehen hat, und deßhalb in Beziehung auf ihre in» 
fehlbarkeit in Entfcheidungen über fragen, welde zum Dogma oder zur Moral 
gehören, jo muß er wiſſen, daß die Kirche nicht dulden kann, daß Irrthümer, 
die fie forgfältig geprüft, gerichtet und verurtheilt hat, nochmals zur Ber» 
handlung gebradht werden. Diejed ift auch ſchon befannt gemacht durd Unier 
Schreiben (apoſtoliſches Schreiben vom 13. September 1863 an alle Protes 
ftanten und andere Nichtkatholiken), denn wenn Wir fagten: „es Tann nicht 
geleugnet oder angeziwveifelt werden, daß Jeſus Chriſtus ſelbſt, damit Er allen 
Geſchlechtern der Menſchen die richte Seiner Erlöfung zumende, hier auf 
Erden auf Petrus jeine einzige Kirche gegründet hat, das ift die eine, heilige, 
Latholifche und apoftolifche Kirche, und ihm alle Macht gegeben hat, die nöthig 
war, um den Schat des Glaubens ganz und unverlett zu erhalten und den⸗ 
felben Glauben allen Böllern, Stämmen und Nationen mitzutbeilen”, fo gaben 
Wir dadurch zu erkennen, daß der Vorrang ſowohl an Ehre als an Juris⸗ 
dietion, welcher Pelrus und feinen NRachfolgern dur) den Gründer ber Kirche 
verliehen wurde, außerhalb der Zufälligfeiten der Disputation geftellt ift. Dieſes 
if in der That die Angel, auf weldher die ganze Frage zwilchen Katholiken und 
Allen, welche von ihnen abweichen, fih drehet, und aus dieſer Abweichung 
fließen wie aus einer Quelle alle Jrrthüümer der Nictlatholilen. „Denn in 
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fo fern folge Körperihaften von Menſchen der Iebendigen und von Gott er 
gefegten Autorität entbehren, welche die Menichen ganz befonders bie Eadr- 
des Glaubens und die Regeln der Moral lehret und welde fie aud lem 
und regiert in Allem, was zu dem ewigen Heile gehört, jo haben diefe jeive: 
Körperichaften von Menichen immerdar in ihrer Lehre gewechſelt, und is: 
Wechſel und ihre Unbeſtändigkeit hat kein Ende.” Wenn deßhalb Dein Frege⸗ 
fteller entweder die Meinung, welche die Kirche über die Unfehlbarkeit ihres 
Urtheils zur Beſtimmung von Allem, was zum Glauben oder zur Mora! 
gehört, hegt, erwägen will, oder daß, was wir jelbft geihrieben haben über 
den Vorrang und die fehrende Autorität Petri, jo wird er ſofort einſehen 
daß bei dem Concile fein Raum gegeben werden fann zur Bertheidigung vor 
Irthümern, die bereitS verworfen find, und daß wir keine Nichtkatholiken z3 
einer Verhandlung einladen konnten, fondern fie nur aufgefordert haben, „Yı 
Gelegenheit, welche dieſes Eoncil bietet, zu benugen, in weldem die katholijche 
Kirche, zu der ihre Vorfahren gehörten, einen Beweis gibt von ihrer inniger 
Ginheit und unüberwindlichen Lebenskraft, und die Bebürfniffe ihrer Eerie 
zu befriedigen, indem fie fih einem Zuftande entziehen, worin fie ihrer Gr: 
löfung nicht ficher fein können“. Wenn durch die Inſpiration der göttlichen 
Gnade fie ihre eigene Gefahr erkennen und Gott mit ihrem ganzen Herze 
ſuchen, jo werben fic leicht alle vorgefaßten und widerftrebenden Meinunges 
verwerfen und, allen Wunſch nad einer Disputation bei Scite legend, zu dem 
Vater zurüdtehren, von welchem fie jo lange unheilvoll abgeirrt find „Bir 
an unferem Theil wollen ihnen freudig entgegeneilen, und fie mit väterlicher 
Liebe umfangend, werben wir frobloden, und die Kirche wird mit uns frob- 
Ioden, daß unfere Kinder, die abgeftorben waren, wieber zum Kleben gelom- 
men, und daß die, welche verloren waren, wiebergefunden find.“ 


6. Sept. Die in Fulda verjammelten beutihen Biſchöfe juhen durch 


einen gemeinſchaftlichen Sirtenbrief die über bie Abfichten ver 
Curie auf dem bevorftehenden Concil aufgeregten Gemüther ihrer 
gebildeten und kirchlich geſinnten Diöcejanen zu beſchwichtigen und 
zugleih ber Curie einen Wink barüber zu geben, was von ikren 
Blänen in Deutihland auf Miderftand ftoßen könnte, wenn es ſich 
doch beftätigen follte. 

Der Tecan der Parijer Eorbonne, Migr. Maret, PBrojeffor un: 
Biſchof von Sura i. p., veröffentlicht unter dem Titel: Le Concile 
et les interets religieux ein zweibändiges Buch gexen bie ten 


Nom beabfichtigte Erklärung ber Unfehlbarfeit des Papſtes, das ſich 


von franzöfiicher Seite dem deutſchen „Janus“ mehr oder weniger 
an bie Seite ftellt. 


14, Oct. Garbinal Berarbi legt im Auftrage dese Papſtes jhon zum 


voraus ben Grundftein zu dem Denkmal für das künftige Concil. 


Die Civiltà cattolica gibt den deutſchen Biihöfen und bem Re: 
fultate ihrer Conferenz in Fulda, inbirect aber verjtänbli genug, 
bie Antwort, 

daß die Vifchöfe micht nach Rom kämen „um dort zu beratben, bergeftalt, 
daß die Majorität den Ausſchlag gibt, jondern daß fie fommen, um die ım 
Voraus durd den unfehlbaren Bapft getroffenen Beftimmungen gut zu heißen. 


DT. Nov. Der Papft feht durch das Breve Multiplices inter bie „Ure: 


nung feft, welche bei ber Celebration des bochheiligen, dcumeniſchen 
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vaticaniſchen Concils eingehalten werben foll” d. 5. ex octroyirt bem 
Concil eine Geſchaãftsordnung. 


Dieſe Seiäftsorunung, welche der Bapft kraft feiner apoſtoliſchen Gewalt“ 
und im „Ramen feiner Vorfahren“ für das Concil erläßt, fchreibt unter an⸗ 
derem auch den Bätern der katholiſchen Kirche ihr Berhalten vor. Es wird 
da verfügt: „In den roͤmiſchen Kirchen jollen jenen Sonntag zu geeigneter 
Zeit Litancien und Gebete geiprochen werden. Die Bilhöfe und die anderen 
Berfonen vom geiftliden Stande follen in allen Dingen nur gute Beiipiele 
geben, ſich jeder nad feiner Froömmigkeit des Gebeteß, der heiligen Kectüre, 
der Betrachtung der heiligen Dinge befleißigen, jo oft alß möglich mit reinem 
und keuſchem Herzen daß heilige Mebopfer feiern, ihre Seele von allen irdiſchen 
Sorgen frei halten, die Beicheidenheit in ihren Sitten, die Mäßigkeit bei ihren 
Mahlzeiten und die religidje Gefinnung in allen ihren Handlungen bewahren. 
Auch follen die Bäter des Concils die Perjonen ihres Haushaltes überwachen 
und ihnen eine Kriftlide Disciplin auferlegen.” — Allen und jedem der Väter, 
der Dfficianten des Goncils, der Theologen, der Canoniſten und Jedem, der 
an den Beichäften des Concils betheiligt ift, wird das firengfte Schweigen 
über die Verhandlungen und Beſchlilſſe auferlegt. Allen Offictanten des Con⸗ 
cils, die nicht Bihchäfe find, und allen, weldden der Papſt eine Miifion dafür 
ertbeilt bat, wird zu diefem Ende ein Eid abgenommen. — Als Regeln 
über den Bortritt werben aufgeftelli: Der erfte Rang gebührt den Car⸗ 
dinälen der romiſchen Kirche, -Bilchöfen, ⸗Prieſtern und «Dialonen. Der zweite 
den Batriardhen. der dritte aus befonderer Gnade des Papftes den Primaten 
nad dem Alter ihrer Erhebung zum Primat. Der vierte Rang gebührt den 
Erzbiſchöfen nad dem Alter ihrer Ernennung, der fünfte den Biſchöfen ebenfo, 
der jechäte den Aebten Nullius, der fiebente den General⸗Aebten und anderen 
Ordens⸗Genecralen, auch wenn fie nur den Titel von General-Bilaren führen. 
Das Concil wird in geheimer Abflimmung fünf Väter des Concils erwählen, 
welche über die Entſchuldigungen zu urtheilen haben. Sie haben jedoch keinen 
enticheidenden Spruch zu thun, fondern nur an die allgemeine Gongregalion 
zu berichten. Ferner wird das Goncil in geheimer Abftimmung andere fünf 
Bäter ernennen, welche über die Conflicte und Schwierigleiten wegen des 
Bortritts enticheiden follen. Kommen fie damit nidyt zu Stande, fo unter» 
werfen fie die Sache der allgemeinen Eongregation. Die Entwürfe zu den 
Deereten und Canones find von den Eardinälen und den vom Papit vor dem 
Concil berufenen Theologen ſchon vorbereitet. Will einer der Väter das Wort 
in der Eongregation Über einen vorgelegten Artikel nehmen, jo ſoll eine paffende 
Neihenfolge je nad der Würde eines jeden getroffen werden; der Redner hat 
aber jeine Abfiht mindeſtens einen Tag vor der Sigung dem Bräfidenten 
anzuzeigen. findet der in der Eongregation vorgebradhte Antrag keinen ober 
doc nur leicht zu befeitigende Anftände, jo fteht nichts im Wege, daß. nachdem un 
verzüglich die Zweifel redigirt worden, die Formel des Decretes oder Canons 
des Concils aufgeftellt und daß die Stimmen der Väter darüber gefammelt 
werden. GStößt hingegen der Antrag auf Schwierigkeiten, indem entgegenge- 
este Anſichten beroortreten, fo follen diefe Fragen und Zweifel den vom Ans 
ange des Concils an beftellten vier jpeciellen Gongregationen oder Deputationen 
von Bätern, von denen die erfie ſich während der ganzen Dauer des Eoncils 
mit Saden des Glaubens zu beichäftigen bat, die zweite mit ragen der 
Kirchenzucht, die dritte mit ragen, welche die religiöjen Orden angehen, die 
vierte endlich mit Angelegenheiten des morgenländifäen Ritus, zur Entſchei⸗ 
dung vorgelegt werden. Wür die eier der Öffentliden Sigungen ift folgende 
Anordnung getroffen: Rachdem in jeder öffentliden Sigung die Väter nad 
Rang und Play fih gefegt und die vorgeihriebenen Geremonien beendet find, 
follen die Texte der in den Gongregationen beſchloſſenen Anträge mit lauter 
und vernehmlicher Stimme vorgelejen werben unter Benugung der Formel: 
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„Bius, Biſchof, Knecht der Knechte Gottes, mit Upprobatien des Esmals. 
ewigen Gebächinifie des Geſchehenen.“ Es werden ſodann die Bäter befragt. c: >: 
borgelefenen Canones und Decrete ihre Zuftimmung haben, und jsfort 1: 
die Serutatoren heran und notiren genau bieje Etimmen, weldye eine nch d 
anderen gejammelt werden. Dieſe Stimmen follen mit den Worten ax::- 
ſprochen werben: placet oder non placet, do ift es den von der Eur: 
abweienden Vätern in keiner Angelegenheit geftattet, ihr Votum ſchriftlich — 
zufhiden. Nah Sammlung der Stimmen zählt der Secretär des Gonc:: 
mit den Scrutatoren die Stimmen vor den päpftliden Etuble und erſtete 
dem Bapfte Bericht, worauf diefer die höchfte Entſcheidung ausſpricht ums d 
fiep!t, daß dieſe feierliche Formel verfündigt werde: „Diefe Decrete haben >: 
Zuftimmung aller Väter erlangt, mit Einftimmigfeit (oder, wenn Opponen-: 


— er —— — 


vorhanden, mit Ausnahme von fo oder jo vielen Stimmen), und Bir ve: . 


fügen, beicgließen und beftätigen mit Zufliimmung bes Concils, daß dieſelbe: 
verliefen werden jollen.” Nah Erfüllung dieſer Formalitäten Haben die Fr-- 
motoren des Concils die anweſenden Protonstare aufzufordern, ein oder ıc::- 
xere Protocolle von den in der Sigung beichlofienen Gegenfländen aufzunrt- 
men. — Bei den in den heiligen Ganones enthaltenen Strafen verbieıc: 
der Bapft allen Vätern des Concils, ſowie den übrigen PBerfonen, welche den- 


jelben beiwohnen dürfen, ſich zurüdzuziehen, „bevor dieſes Heilige, allgeme 


und bdeumen iſche Concil des Baticand regelmäßig geſchloſſen und vom Bart 
entlafien ift, wofern nicht eine gerechte Urſache zur Abreiſe vorgebracht ur: 
regelrecht gutgeheißen, ſowie die Erlaubnik zur Abreife vom Papfle erlarz 
wurde,” — Die lateinifhe Sprade wird in den allgemeinen Gongreac: 
tionen und den Seflionen allein zugelafien. Beeidigte Dollmetſcher find der 
orientalifchen Patres zur Verfügung geftellt. 


2, Tee. Die oberiten Dfficiale des Concils leiften in der Eirtinijden 


Capelle den Treuſchwur und werben in Gegenwart ber bereits cin: 


getroffenen Batriarhen und Biſchöfe in Pfliht genommen. An: 
ſprache bes Papſtes. 


Den Hauptmoment derſelben bildet die ausgeſprochene Ueberzengung. 
daß alle Anweſenden mit dem Redner eng verbunden ſeien (summa animo- 
rum consensione Nobiscum conjunecti), Er fenne die Schwierigleiten de⸗ 
nad) einigen Tagen beginnenden Concils, er lenne feine Feinde, aber er er⸗ 
mahne die Verjammelten nicht zu vergefien, daß Petrus auf Chrifi Fre: 
an die Apoftel: „Mollt nicht auch ihr zurüdgehen ?? antwortete: „Herr, wob:z 
ioffen wir gehen? Du baft Worte des ewigen Lebens.“ 


4. Dec. Die Inbercongregation verbietet das Bud: „Der Papft und 


8, 


das Eoncil von Janus”, ſowie: „Das Recht der eigenen Ueber: 
jeugung von Frohſchammer“. 
„Feierliche Eröffnung bes öcumeniſchen Concils. Allocution bes 


Bapftes: 

„Was wir mit allen Gelübden und Gebelen von Gott erbaten, dab wir 
das von uns berufene dcumeniſche Concil eröffnen könnten, ift uns zu unſerer 
großen {Freude durch Gottes Hohen und unvergleichlichen Rathſchluß ſelbſt ge 
währt worden. Deßhalb freut fih unfer Herz in dem Herrn und if ven 
unglaublicher Tröftung ergriffen. Ihr aber, verehrungswürdige Brüder, fa 
jest im Ramen Ehriftt verfammelt, um mit uns für das Wort Gottes ein 
Zeugniß abzulegen und fir das Wort Jeſu Eprifti und den Weg Gottes in 
der Wahrheit mit uns Menſchen zu Iehren und über die Widerjeglidkei- 
ten einer fällig fo genannten Wiſſenſchaft mit uns unter dem Bei 
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Stand des Heiligen Geiſtes zu urtheilen. Derm wenn jemals, jo fordert in 
unjerer Zeit, in der die Erde von der Verderbnik ihrer Bewohner wahrhaft 
leuchtet und überfirömt, die Hochhaltung der göttliden ®nade und das Wohl 
der Heerde des Herrn von uns, daß wir uns um Zion ſchaaren und es in 
unjeren Schuß nehmen, in feinen Bollwerten uns bereden und unferen Muth 
auf ihre Kraft ftügen. Ihr ſeht es ja, verehrungswürdige Brüder, mit wel« 
cher Gewalt der alte Feind des Menſchengeſchlechts das Haus Gottes, dem bie 
Heilighaltung gebührt, angegriffen hat und noch immer angreift. Durch feine 
Bemühung hat jene verhängnigvolle Verſchwörung der Gottloſen weit 
um ſich gegriffen, die dur ihren Zuſammenhang ſtark, dur ihre Macht 
gewaltig, durd ihre Einrichtungen befeftigt und die freiheit der Anfeindung 
als Deckmantel vorzeigend, den beftigften Krieg gegen die heilige Kirche Ehrifti, 
feines Verbrechens baar, beharrlih zu führen nit aufhört. Die Art und 
Weile diejes Krieges, feine Gewalt, jeine Waffen, Fortichritte, Pläne kennt Ihr 
fehr wohl. Es ift Euch fortwährend vor Augen die Verwirrung und das 
Ineinandermengen der guten Kehren, mit denen die menſchlichen Dinge fich 
auf ihre Angelegenheiten ftemmen, die traurige Umkehrung jedes Geſetzes, die 
vielfachen Künfte der freden Lüge und der Verderbniß, wodurd die beilfamen 
Feſſeln der Gerechtigkeit, der Ehrbarkeit und der Autorität gelöft, die ſchlech⸗ 
teften Begierden entflammt werden, die chriſtliche Treue aus den Gemüthern 
von Grund aus ausgerifien wird, jo daß man einen gewiflen Untergang der 
Kirche Gottes in dieſer Zeit befürchten müßte, wenn fie durd irgend melde 
Bemühungen und Wagniffe der Menſchen zu Grunde gerichtet werden könnte, 
Aber nichts if mädtiger als die Kirche, bat der heilige Jo⸗ 
hannes Chryſoſtomus gejagt, die Kirche ıft mädtiger als 
jelbft der Simmel. Himmel und Erbe werden vergehen, meine Worte 
aber werden nicht vergehen. Welche Worte? Du bift der Fels und auf die 
fen Zellen werde ich meine Ktirche aufbauen und die Pforten der Hölle werben 
gegen fie nichts vermögen. Obwohl aber das Reich des Herrſchers der Tu⸗ 
genden, das Reich unjeres Gottes auf uneinnehmbarem Grunde ruht, jo Haben 
wir dod die jo große Häufung des Uebels und die Verberbniß der Gemüther 
erfennend und im innerften Herzen beflagend, die abzuwenden jelbft das Leben 
uns nicht zu theuer fein darf, — wir, die wir auf Erden des ewigen Hirten 
Dertretung find und deßhalb bejonders für das Haus Gottes eintreten müffen, 
den Weg und die Rathſchläge befolgen zu müſſen geglaubt, die uns zur Hei» 
lung jo großer Schäden der Kirche nützlicher und paflender erjchienen. Und 
indem wir das Wort des Jeſaias oft bei uns bedachten „gehe mit dir zu 
Rath und berufe ein Concil“ und erwogen, daß ein derartiges Heilmittel in 
den ſchlimmſten Zeiten der chriftlihen Sade von unjeren Vorgängern als 
nüglich befunden worten ift, fo haben mwir nad langen Gebeten, nad) Beras 
thung mit unferen ehrwürdigen Brüdern, Gardinälen der heiligen römifchen 
KNirche, auch nach eingeholter Meinungsäußerung mehrerer heil. Biſchöfe, Euch, 
verehrungswerthe Brüder, die ihr das Salz der Erde jeid, die Wächter der 
Heerde des Herrn und die Hirten, zu diefem Stuhl Petri zujammenzurufen 
beichlofien. Wir glauben bei Eurem Anblid die gefammte Familie katholi⸗ 
ſchen Glaubens, die uns theueriten Söhne gegenwärtig zu ſchauen; wir benfen 
an jo viele Xiebespfänder, fo viele heiße Herzensthaten, mit denen fie auf 
Euren Antrieb, Führung und Beifpiel ihre Liebe und Treue und und diefem 
apoftoliihen Stuhle wunderbar bewährt haben und ferner bewähren. Dann 
denten wir auch an fo vieler Menſchen ſchlimme Lage, die vom Pfade 
der Wahrheit und Gerechtigkeit und ebenfo der wahren Glüdjeligleit in ihrer 
Täufhung abirren und wünjchen zu ihrem Heil ihnen jehnlichft Hilfe zu brin⸗ 
gen, eingeben? unſers himmliſchen Erlöfers und Lehrers Jeſu, der aufzufuchen 
fam und zu retten, maß verloren war. Sodann haben wir uniere Augen 
auf dieſes Siegeszeichen des Erften der Apoftel gerichtet, bei dem wir ftehen, 
auf diefe unjere Stadt, die dur Gettes Gnade nicht der Plünderung der 
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Völker überantwortet war, auf dies von uns fo geliebte römifdge Wall, va 
deilen beftändiger Liebe, Treue und Willfährigkeit wir umgeben find, zw wu 
find berufen, Gottes Güte zu preijen, der feines himmliſchen Schuges Hamızca 
in uns derzeit befeftigt und geitügt wiſſen wollte Wir erkennen den glüheesa 
Eifer an, den Ihr zu Eurem Amte mitbringt und bejonders das berzüci:x 
und engfte Anjhließen von Eud Allen an uns und Diejen ev:- 
ftolijden Stuhl, und wir freuen unß überaus in dem Derm, daß Akt 
jo gefinnt jeid, daß wir eine fidere und begründete Hofinung auf beionders 
reiche und vorzüglich wünjchenswerthe Früchte dieſes Eures Concils fegen zu 
dürfen glauben. Wie vielleicht fein zweiter Kampf gehäfliger und binterltkiger 
gegen Ehriiti Herrichaft entbrannt ift, jo gab es auch keine Zeit, wo mehr bie 
Einigkeit der Priefter des Herrn mit dem oberen Dirte 
feiner Heerde, von der in der Kirche die wunderbare Macht -Ranımt, ge 
fordert werde. Handelt aljo, verehrungswürdige Brüder, ſtärkt Euch im 
Herrn: und im Namen der hochbeiligen Dreifaltigkeit, geheiligt in der Wahr⸗ 
heit, mit den Waffen des Lichts angethan lehret mit uns den Weg, Die Wahrtcı 
und daß Leben, zu dem das jo viel geplagte Menſchengeſchlecht nicht mehr nd 
erheben Tann, bemüht Eu mit uns, daß in den Reichen Friede, bei den Bar- 
baren Geſetz, in den Klöftern Ruhe, in den Kirchen Ordnung, bei den Grit 
lien Gehorſam, für Gott eine andädtige Gemeinde hergeſtellt werde. Got 
bleibt auf feineyı erhabenen Plate ſtehen, an uns if e8, an Rath und That 
zu denken; Er jelbft gibt uns jeine Diener und Helfer bei einem jo grosen 
Werke, jeine Gnade, und diefem Dienfte müflen wir uns fo unterziehen, daß 
wir Yhım allein jet unjere Geifter, Herzen und Kräfte widmen.“ Folgt das 
Schlußgebet. 


10. Dec. Erſte geheime Sitzung oder Generalcongregation des Concils. 


Die Civiltä Cattolica gibt Über die ganze Organiſation des Con⸗ 
eil8 folgende Auskunft: „Man weiß, daß Papft Pius IX. ſchon gegen das 
Ende des Jahres 1867 eine aus Cardinälen zuſammengeſetzie Gongregatien 
ernannte, welche die Vorarbeiten des Goncil3 leiten folltee Dieſelbe beſtand 
aus den Gardinälen Reiſach, Barnabo, Panebianco, Bizarri, Bilio, Gaterini 
und Gapalti. Außerdem ernannte er ſechs Specialcommiflionen, deren jede 
von einem der vorgenannten ſechs Gardinäle präſidirt war. Die erfte be 
ſchäftigte ſich Hauptjächlich mit dem Geremoniale des Concils, die zweite mit 
den politiſch⸗kirchlichen Materien, die dritte mit den orientaliigen Kirchen und 
Miffionen, die vierte mit dent Reglement, die fünfte mit der dogmatiſchen 
Theologie und die ſechſte mit der kirchlichen Disciplin. Diefe aus Männerz 
von anerkannter Doctrin und Tugend zujammengefekten Gommilfionen arbei 
teten im Jahr 1268 und 1869 an der Zurichtung der Materien, welche auf 
dem Concil discutirt und an den Planen der Decrete und der Beratbungen, 
die getroffen werden follter. ine zweijährige, mit bewunderungswärdigem 
Fleiß von ſolch erprobten Männern vollendete Arbeit iſt das Produft, welches 
Pius IX. „schemata decrelorum et canonum“ nennt. — Ter Papft hat 
diefe Schemata gelefen, und wird fie, wie fie auß den vorbereitenden Gommii- 
fionen bhervorgingen, den Beichlüffen der Väter unterſtellen. Zu diefem med 
wurden fie gedrudt, und werden nun nad) und nad den Gongregationen mit« 
getheilt, welche fie in allen ihren Theilen einer fleißigen Prüfung unterwerfen 
und fi dann anfdhiden, ihr Gutachten darüber abzugeben. Das nun ver- 
fammelte Eoncil arbeitet auf dreifache Weile: in den Generalcongrega. 
tionen, in den Deputationen und in den Öffentliden Sigungen. 
Erklären wir zuerft die Operationen ber Generalcongregationen. Die Bäter 
des Concilß verfammeln fi unter der Präfidentfhaft von fünf vom 
Bapft ernannten Gardinälen, der Monfignori v, Reiſach, de Luca, Bizarri, 
Bilio und Capalti. Sie beginnen mit den Tiscuflionen aller auf den Blaue 
ben Beziehung habenden Begenftände Es full nun 3. ®. ein von der then 
logiſch⸗ dogmatiſchen Commiſſion ausgearbeitetes Schema discutirt werden. Gier 
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dürfte e8 nun erfi am Plage fein, zu wiflen, wer diefes Schema vorbereiteie. 
Unter der Präfidentihaft des Cardinals Bilio arbeiteten an demſelben zwei 
Jahre: Giuſeppe Cardoni, Theologe der pärfiliden Canzlei, Mariano Spada, 
Profeſſor der Dogmatik an der römijchen Univerfität, Giacinto de Ferrari, 
Conſultor der Eongregation der regelmäßigen Bilchöfe, Giovanni Perrone, 
Jeſuit und berühmter Theologe, Giovanni Schwetz, Profefior der Theologie 
an der Univerfität von Wien, Bonfiglio Murra, Rector der römiichen Unis 
verfität, Maria Andragna, General»-Definitor der Minoriten, Giacomo ac» 
quenet, Pfarrer von Reims, Carlo Gay, Generalvicar von Poitiers, Tom⸗ 
maſo Martinelli, Profefior des Inſtituts der heil. Schrift an der Univerfität 
zu Rom, Giufeppe Pecci, Profefior der Philoſophie an derjelben Univerfität, 
Gtambattifta Sranzelin, Profeſſor der Theologie am römischen Collegium, 
Elemens Schrader, Prof. der Theologie an der Univerfität zu Wien, Camillo 
Eantori, Prof. der Theologie am römischen Seminarium, Placido Petacei, 
Prof. der Logik und Metaphyfil an demjelben Seminar, Franz Heitinger, 
Prof. der dogmatiſchen Theologie an der Univerfität zu Würzburg, Johannes 
Alzog, Prof. der Kirchengeſchichte an der Univerfität zu Freiburg im Xreie- 
gau, Yacob Gorcoran, Generalvicar zu Charleston, und Eterhan Moreno 
Labrador, Prof. der Theologie am Seminar zu Cadiz. Dieß find die Mit- 
arbeiter einer einzigen Borbereitungscommifjion, deren 28 aber, wie oben ge⸗ 
fegt. ſechs gibt. Setzen wir nun den Tall, daß ein vorbereitete Schema dies 
ſem oder jenem Biſchof nicht nefällt, und diejer fi) anſchickt, daſſelbe in den 
GSeneralcongregetionen zu belämpfen. Zu diefem med hat er menigftens 
einen Tag vorher fi mit den präfidirenden Garbinälen ind Bernehmen zu 
fegen, welche ihm dic Erlaubniß hiezu ertheifen werden, cbenfo wie allen an⸗ 
tern Opponenten, indem jedem verjelben erlaubt wird, früher oder fpäter je 
nad feinem Würdegrad dagegen zu ſprechen. Sollten andere Väter alsbald 
auf deren Reden antworten wollen, fo können fie es thun; doch haben fie von 
den präfidirenden Sardinälen die Erlaubniß hiezu zu erhalten, Bietet das 
vorgefchlagene Schema in den Öeneralcongregationen keinerlei Echwierigleit dar, 
oder deren nur unerbeblidhe, jo wird ohne EAäumen zur Aufftellung der 
Decretsformel gejhriiten und, nach Beleitigung der Heinen Schwierigkeiten 
die Abflimmung von Eciten der Väter vorgenommen. Sollten aber in Bes 
treff des Schema's ſolche Meinungsverſchiedenheiten auftauden, daß eine Der» 
ſtändigung unmöglich würde, fo wird dann an die, Deputationen“ recurrirt. In 
Tetreff diejer letzteren wollte der heil. Vater, daB das Concil vorerft vier 
fpecielle und diftinctive Zeputationen ernenne, von denen die erfie die Sachen 
des Glaubens, die zweite die Sachen der Kirchendisciplin, die dritte die Ange⸗ 
legenbeiten der Erben und die vierte die Angelegenheiten der orientalifchen 
Riten zu behandeln babe. Jede diefer Deputationen ift aus 24 Mitgliedern 
zufammengejegt, weldye in geheimer Abſtimmung von den Vätern des Concils 
erwählt werden. Ein von dem Pontifeg ernannter Cardinal ſteht an der 
Spike jeder Deputation. Dieſer Cardinal wählt einen oder mehrere Theo» 
logen oder Ganoniften als Beiftände, und ernennt einen derjelben zum Secre 
tär. Nun wird der „GSlaubensteputation“ das Schema zurüdgelandt, über 
welches die Generalcongregation“ fi nicht verftändigen konnte. Die Glau⸗ 
bensdeputation discutirt bierauf die erhobenen Einwürfe und die entgenen- 
geftellten Echwierigfeiten. Nach der Diecuffion und Berathung wird der Bes 
richt entworfen, gebrudt und unter den Vätern tes Concils vertheilt; dieje geben 
nun, nad erfolgter Tiscuffion Des Berichts, in einer neuen Generalcongregation 
mit lauter Stimme ihr Botum, da im deumeniſchen Concil die Stimmen 
nicht allein gezählt, fondern auch gewogen werden, weil es nicht genügt zu 
wifien, ob die Eongregaten billigten ober verwarfen, fondern es nothwendig ift, 
die zu kennen, welche geneigt, und die, welche abgeneigt waren.“ 


Wahl der beiden Ausfchäfle für „Entfchuldigungen” und für 
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Etreitfragen. Biſchof Stroßmeyer von Diakovar ift ber erfte, te 
ed wagt, gegen bie ociroyirte Geihäftsorbnung aufzutreten us: 
namentlich gegen biejenige Beftimmung berjelben, weldye alle Inine 
tio-Anträge der Biſchöfe abfolut ven ber Willkür des Papftes ch: 
bängig macht. Er wirb zum Schweigen gebracht. 

Der eroatifhe Biſchof Führt mehrere ſchlagende Gründe an, daß je 
Paragraph, welder die Thätigfeit der ganzen SKörperihaft volländig x 
unterbinven geeignet ift, aus der Geſchäftsordnung einfach geftrichen wersen 
möge. Aber kaum beginnt feine Rede etwas wärmer zu werden, jo vermahrt 
ihn der der Berfammlung dießmal präfidirende Gardinal de Luce 
zur Nude, und nachdem der Sprecher dennoch fortfahren will, jo begimmt der 


Borfigende mit feiner Präfidenten-Glode heftig zu läuten. Ta lebt der Ir» 


mas von Ungarn, Simor, von feinem Site auf, um die Motion feinz 
füdflavifchen Collegen energiich zu unterflügen, allein auch dieſer Kirddeniirt 
wird von der Glode des Cardinals unterbrochen und muB fi fcaweiga: 
wieder niederlafien. Durch dieſes eigenmächtige Verfahren des Borfigen:e 
auf das Unangenehmfte berührt, erhebt fi plotzlich Dupan loup, x 
Biſchof von Orleans, ergreift ſeinen Hut und verläßt in ſichtbarer Aufreguz; 
den Berathungsfaal, wobei mehrere feiner infulirten Landsleute ih ihm am 


fließen. 


11, Tec. Ein Tecret des Papſtes regelt den Fall einer Papſtwabl wit: 


13. 


rend ber Dauer eines Eoncil® und entzieht tiefelbe vellftänbig une 
für immer jeder Einwirkung eines Concils. 

Das Deeret iſt zunächſt für den Fall beftimmt, daß es Bott gefallen ſelle. 
während der Dauer des Concils „feinem irdiſchen Eril” ein Ende zu bereiten, 
bezieht ſich aber nicht auf dieſen Fall allein, ſondern fol für alle Zukunft gelten 
„Da wir es, fo beiagt das Decret weiter, für zweckmäßig erachten, DaB daS, cs 
wir aus Anlaß des vaticaniſchen Eoncils bis jegt theils über die Papftwahi, 
theils über die Sufpenfion des Concils angeordnet haben, eine fihere und be 
ftändige, in ähnlichen Fällen immer zu beobachtende Rorm bilde, decretiren 
und verorbnen wir, daß in Zukunft, fo oft der Tod des Papftes während der 
feier eines deumeniſchen Goncil8 eintritt, mag es in Rom oder an reinem 
andern Orte der Welt abgehalten werden, die Wahl des neuen PBapfles im- 
mer und ausſchließlich von dem Collegium der Gardinäle ver heilige 
romiſchen Kirche allein nad) dem eben feftgefteliten Modus vorgenommen werke 
und daß das Concil, ebenfall3 nach der foeben feitgeltellten Regel, alsbeair. 
nachdem es die gewifie Rahricht von dem Tode des Papſtes erhalten, nd 
ipso jure als fujpendirt und vertagt betrachte, bis der neue, canoniſch er 
wählte Papſt angeordnet bat, daß es wieder aufgenommen und fortgeiert 
werde.” Es folgt dann noch die Clauſel, daR dieſes Derret niemals, zu 
feiner Zeit modificirt, Limitirt oder widerrufen werben dürfe, jelbft nicht vom 
Eoncil, und wenn die Garbinäle einflimmig auf ihr Recht der Papfiwahl ver- 
zichten follten, fo jei diefer Verzicht ungiltig. 

„ Ter Rapft befegt bie Commiſſion für Anitietiv- Anträge ber 
Biſchofe. Dieſelbe ift felbitverftändlich fo zufammengeicht, daß ber 
Bapft ihrer gegen mißliebige Biſchöfe oder mißliebige Anträge völliz 


ſicher iſt. 

Eine päpſtliche Bulle beſchränkt die kirchlichen Cenſuren latae 
sententiae (im Weſentlichen eine Erneuerung ber Bulle, welche an 
Grünbonnerftag verlefen zu werben pflegt) einigermaßen, definirt ſie 
aber neu unb zwar im Intereſſe ber päpftlichen Vorbehalte. 
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Die Zahl der Fälle nämlich, für die fi der Papft allein die Abfolution 
vorbehält, wird anjehnlich vermehrt und fomit duch die Bulle die Macht» 
befugniß des Episcopats meientlich verringert. So ift 3. B. die Berufung 
von einer päpftlicden Entſcheidung an das Eoncil auf das Schwerfte verdammt. 
Gollegien oder Univerfitäten, ‚Preltäten, überhaupt gelehrte Körperjchaften, 
weile vom Papft an das Concil appelliren, find von felbft dem Bann und 
dem Interdict verfallen. Der Specialercommunication de3 Papftes merden 
ferner alle unterworfen, melde Ketzerei begehen oder begünftigen, verbotene 
Bücher leſen oder verbreiten, den päpftliden Befehlen Gehorſam verweigern 
u. dgl. Die ganze Bulle fommt faft einer univerfellen Excommunication 


| glei). 
14. Dec. Concil: Beginn der Wahlen für bie vier Deputationen (Coms 


miflionen) für Glauben, Tisciplin, Orden und orientalifche Ange⸗ 
Iegenheiten. Tie von Cardinal be Angelis geleitete Mehrheit iſt be— 
reits fo gut organifirt und birigirt, daß auch nicht ein Biſchof ge: 
wählt wird, deſſen tie Eurie für ibre Vorlagen nicht zum voraus 
vollfommen ſicher ift. 
„Der Papſt bereitet den Biſchöfen das Echauipiel einer großen 
Revne feiner gefammten Armee. 
„Concil: Tie Wahlen in die vier Teputationen find größentheils 
beenbigt. Die Deputation für Glaubensjahen madıt ihre eriten 
Borlagen (gegen bie PhHilojophic). 
„Coneil: Rebe Stroßmayers gegen bie Jeſuiten. Garbinal Ca: 
palti ruft ihn zur Ordnung. 

Uebrigend zeigt fi fofort, daß die Concilsaula — abſichtlich oder nicht 
— für eine eigentlihe Discuffion abjolut ungeeignet ift, indem die Redner 
nur bon ihrer allernädjiten Umgebung verftanden werden fünnen. Einer Ber» 
legung der Situngen des Goncil3 in ein anderes Local wird vom Papft nicht 
geftattet und die mehrfach verjucdhte Abhilfe des Uebelſtandes in dem bisherigen 
erweift fi als gänzlich ungenügend. Statt einer fürmliden Debatte find 
daher nur mehr oder weniger academiſche Borträge der Biſchöfe möglich. 
Diejelben werben ftenographirt, aber nur für den Gebrauch der Curie, da fie 
nicht gedrudt werden und jelbit den Bilchöfen keine Einficht in diefelben ge- 
ftattet if. Auch das officielle Biornale di Roma bringt nichts von den Ver⸗ 
handlungen, fondern nennt bloß die Ramen der Redner, ohne den Inhalt der 
Reden auch nur anzudeuten, 
„Bericht Corcelle über bie finanzielle Lage des päpſtlichen Regis 
ments, über bie Inzulänglichfeit des Peterspfennigs und bie Noth⸗ 
wenbigfeit flärferer Veihilfe Seitens ber Gläubigen. 





6. Schweiz. 


4. San. (Solothurm.) Ablauf bes Termine für bie Grareifung be 


Vetes gegen bie beiten vom Kantonsrathe beichlefienen Eteuer: ut 


Befoldungsgeiege. Tie Zahl ven 3000 Betoftinnmen ift weit übe: 
fhritten. Tie beiben Gejete müſſen aljo ber Volkéabſtimmung 


unterbreitet werben. 
Das Reſultat iſt eine Niederlage der Regierung und ter berridenten 


Bartei. Jene hatte zuerfi im Kantonsrath jelber darauf angetragen, die beider 


Geſetze freiwillig der Volkzabſtimmung zu unterwerfen, fi) aber im Kantms 
rathe überfliimmen lafien und nachher ſehr eifrig gegen die Vrlfshemwegun 
agitirt. 

„ Eine eidg. Commiſſien ſtellt den Waſſerſchaden v. 28, Eat 


v. J. officiell feft. 

Außer 50 Menſchenleben beläuft fih der Ceſammiſchaden, welden Eicct. 
Gemeinden und Gorporationen (mit Ausſchluß der Eiienbahngefellichaften) um 
Private an Dammen, Wuhren, Straßen, Brüden, Gebäuden, Land, Früchte 
und Fahrhabe erlitten, auf Fr. 14,483,249, wovon Fr. 1,143,009 Schaden de 
Staates, Fr. 4,729,566 der Gemeinden und Corporotienen und fr. 8,610.674 
der Privaten. Nach den von den Experten in den Zuſammenzügen ſelbſt ee 
machten Reductionen würde fi) die Totalſumme auf Fr. 13,744,012 ermäßign. 
— lieber 12 Dorfiaften find ganz oder theilwriie zerflört und über ta 
Fächern anderer ſchwebt die Gefahr ven Bergſchlipfen; drei miſſen verlect 
und umgebaut, andere dur Nothbauten getedt werden. Tie Gefommtzatl 
der beihädigten Privatperfonen erhebt fi auf 18,864. Bon tenfelben be 
faßen 11,061 Berjonen vor der Kataftrophe entiweder fein fteuerbares Ber 
mögen oder nur bis Gr. 1000. Unter den im Steucrlatafler als Bermögenden 
Verzeichneten gibt es ebenfalls Viele, weldde durch die Ueberſchwemmunge 
ihren Orundbefig ganz oder zum Theil verloren haben und nun zu Den Arme 
gerechnet werden müflen. Der Schaden ber erfigenannten Armen wird ar 
zufammen Fr. 4,814,715 geſchätzt. Nah Objecten beträgt der Schaden an 
Straßen, Brüden und Waſſerbauten Fr. 3,522,406, an Land und Culturen 
Gr. 7,647,012, wovon Br. 2,399,995 für gänzlich zerftörtes Land, an fe 
häuden Fir. 1,506,628, an Vorräthen, Bieh und Fahrhabe fir. 1,067,906. 
Auf Anordnung deb Departements war das geiammie E häkungsmalrrel 
von dem eidg. flatifliichen Bureau einer bis auf jeden einzelnen Bohlen ge 
enden Prüfung unterzogen und alle irgend auffallenden Zahlen hervorgehoben 
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worden. Dieſelben fanden von Seiten der Experten, die eine ungemeine Ge⸗ 
wifienhaftigleit, Grundlichkeit und Sachkenntniß an den Tag gelegt, jo über» 
zeugende Yufllärungen, daß das Departement, jo wie der Präfident ter 
Gentralpilfscommilften fi befriedigt erflärten. Die Experten wieſen mit 
ſchlagenden Gründen nad, daB die Echäkungen, wenn man fie bemängeln 
wolle, eher als zu niedrig betrachtet werden Tönnten, jo daß die Delegirten 
über das Reſultat der Shäkungen ihre vollfommene Reruhigung ausſprechen. 
Auf rund derjelben follen nun die eingegangenen Liebesgaben im Xetrage 
ca. 34 Mil. Fr. vertheilt werben, 


14. Jan. (Argau) Der Gr. Rath beſchließt in erfter Verathung, ben 


18. 


geftellten Volksbegehren durch Cinführung bes Referendums zu ent: 
entfprechen, lehnt tagegen bie confeifionell:fatbeliihen Verlangen mit 
großer Mehrheit ab. 

Die kath. Agitationspartei hatte urſprünglich ſechs Vollſsbegehren oufge⸗ 
ſtellt: 1) die Wahl der Bezirkßsamtmänner, 2) die Wahl der Amtsgerichts⸗ 
präfidenten und der Bezirlsrichter dur das Rolf; 3) die Finführung eines 
obligatorifhen Referendums; 4) eine Aljährlih im December ftattfindente 
Gemeinde, welcher Gelegenheit gegeben werden ſoll, Vollskegehren zur Abänderung 
von Berfaffung und Geſctzen zu ftcllen, oder die Abberufung des Broken 
Rathes zu bezweden; 5) Aufhebung des Placetrechtes der Etaatäbehörte in 
Nirchenſachen; 6) confeifionelle Trennung. Ter Große Rath hatte dararf 
eine Verfaſſungscommiſſion zu Prüfung dieſer Begehren beſtellt. Lie Mehr⸗ 
heit derſelben und tie Regierung waren jedech Anfangs entſchieden für Ver⸗ 
werfung aller, auch des Referendums. Erſt kurz vor dem Zuſammentritt des 
Gr. Rathes machte aber die Regierung eine Schwenkung und trug auf Ein⸗ 
führung zwar nicht des obligatorischen (mie in Züri) aber dech cines facul⸗ 
tativen WReferendung, ſewie auf Gewährung der Berlangen 1 und 2 on. 
Ser Gr. Rath flimmt nun diefem Antrage bei. Dagegen follen die Punlie 
4, 5 und 6 der Volksabſtimmung nidjt unterftellt werden, da hiefür verfaffung2- 
mäßig daß Xegehren von 6000 Activbürgern gefordert wird. Für dicfelten 
liegen nun zwar mehr als 6000 Unteriäriften vor, wovon aber nur ein 
Theil als giltig, ein anterer aber (ein Trittel bis die Eälfte) als ungiltig 
erfannt wird. 


„ (Solothurn) Volksabſtimmung über das Eteuer: und bat 
Beſoldungsgeſetz. Tas (bie Landbevölkerung auffallend begünftigenbe) 
Steuergeſetz wird mit 8216 gegen 6031 Etinmen angenommen, 
das (die Befoldung der Beamten erhöhende) Beſoldungsgeſetz aber 
trogbem mit 8325 gegen 5647 Stimmen verworfen. 


„» (Thurgan) Der Verfaſſungsrath beſchließt mit 90 gegen nur 
15 Etimmen eine Eingabe tes Biſchoſs ron Vaſel gegen bie in 
ber neuen DBerfaflung enthaltenen Beſtimmungen über bie Civilehe, 
bas Abberufungsredit der Gemeinden gegenüber den Eeeljergern, 
Unterjagung ber Etiftung von geiftlihen Körperſchaften, Aufhebung 
bes Kleſters Katbarinenthal und gegen das Schulweſen an ben Ein: 
fender mit folgendem Begleitſchreiben zurückzuſenden: 

„Ser Verfaſſungſsrath des Kantons Thurgau an Biſchof Eugenius von 
Bajel. Hodmürdigfter Hr. Bilhof! Nah Anhörung Ihrer neueften uniere 
Verfaſſungsreviſion betreffenden Eingabe vom 14. Jan. d. J. hat der Vers 
faffungsrath beichloffen, e8 jei dieje Eingabe ihres unwürdigen und anmaß⸗ 
lien Inhalts wegen ihrem Berfafier zurüdguftellen, “ 


394 


Bineh. 


23. Jan. Zufammentritt der Bunbescommiffion behufs Prüfung ber fr:x 


28. 


> 


18. 


der ſchweiz. NRechtseinheit. Die wälſchen Mitglieder ericheinen wix 
ohne Angaben von Gründen. Die Commijfion beräth vorerſt mı: 
bie allgemeinen Tirectionen, welde ben abzufaſſenden Entiwarr 
zu Grunde zu legen wären. 


» (Thurgau). Der Berfaffungsrath nimmt bie neue Berfanrz: | 


als Ganzes mit 83 gegen 16 Stimmen an. Tas Boll jel := 
28. Febr. über basjelbe und zwar als Ganzes abftimmen. 

Die neue Berfafjung enthält im Weientlichen dieſelben Befimman:r 
dirceter Volkaherrſchaft wie der züricher Entwurf: Referendum und Snitistiw 
Wahl der Regierung und der Standräthe durch das Volk ꝛc. In confeilioner: 
Beziehung entſpricht fie den mweiteftgehenden Forderungen der Zeit (f. IR. Ic- . 
Bon großer Tragmeite in confelfioneller Hinficht find zwei weitere Acddiu 
„Die Erlaffe geſetzgeberiſcher Natur der Kirdenbehörden unterliegen dem cm 
iefionelien Referendum und die Kirchenverwaltungskoſten werden confeffict 
gededt. j 


„Lebhafte Tebatten in ber Preſſe zc. über den neuen Milität: 
organijationsentiwurf Welti. In ber wälfhen Schweiz wirb erad:-, 
baß berjelbe in feiner centralifirenden Tendenz viel zu weit gete 


. Fehr. (Schwyz) Tas Volt nimmt das bez. des Religiene: 


artikels abgeänderte neue Etrafgefch in zweiter Abftimmung mit 
4711 gegen 1642, aljo einer Mehrheit von bloß 69 Stimmen 
an. Die äußeren Bezirke jtimmen überwiegend mit Ja, tas alte Pant 
mit Nein, 

„» (Solothurn) Eine Bollsverjammlung in Olten erklärt ſid 
für eine Xotalrevifion ber Verfaſſung. Aus dem Belofturm ic 
ih ein Revifionsfturm erzeugen, um auf biefe Weife einen Um: 
ſchwung und den Eturz ber Regierung und ber herrſchenden Partei 
zu erzielen. 

„ (Solothurn.) Der Kantonsrath erklärt fi, obgleich in zwei 
Tagen ſchon gegen 6000 Unterfchriften für Zotalrevifion zufammer: 
gebracht worden, doch nach langer und heftiger Discuſſion mit 76 
gegen 17 Stimmen für eine Partialreviſion der Verfaſſung. Am 
21. Febr. ſoll das Volk über Total: oder Partialrevifion abſtimmen. 


„(Luzern.) Gr. Rath: Zweite Berathung und Annahme ber 
von ben Gonfervativen beantragten Bartialrevifion der Berfaffung. 

Die revidirte Berfafjung enthält manche freifiimige Idee, aber auch ande 
Veftimmungen von hoͤchſt zweifelhaften Werte. Namentlich wird gefunden, 
daß das in der erfien Berathung abgelehnte, in der zweiten bagegen angenom- 
mene facultative Referendum die Mängel der Beto- und eferendumsidee in 
fid) vereinige und die ganze Geſetzgebung zum Parteifpiel mache, fowie daf 
die Vermehrung des Gr. Raths um 30 Mitglieder nur den Rufizismus 
färke. Die revidirte Verfaffung ift übrigens keineswegs Im ausjchließlichen 
Sinterefle einer der beiden Parteien: bei der Mbflimmung ergaben ſich bafür 
59 Stimmen (39 Kiberale und 20 Gonferbative) gegen 35 (14 Liberalen 
und 21 Ultramontane). 
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1. Tehr. (Solothurn) Die Bewegungspartei unterliegt, Das Volt 
entfcheibet mit 8839 gegen 6517 Etimmen gegen eine Totalrepifion 
ber Derfaflung. 

” „CTeſſin) fließt mit dem Gottharb:Comite einen Vertrag bez. 
ter Conceſſion der Linie Biasca-Bellinzona-?ocarno. Damit unb 
mit den Goncejfionen Lugano:Chiaffo hat das Gotthart:Comite bas 
Vorrecht für die Conceſſion einer Gotthardbahn, mit Ausſchluß 
jeder anderen Goncurrenz, erworben und iſt das Lukmanier-Project 
unmöglich gemadht. 


4. Gebr. Ter Yundesrath beichließt bez. Beſchluß des Nat.:Rathes vom 
19. Dec. 1868, über das Geſuch des ſchweiz. Juriſtenvereins um 
Einleitung einer Reviſion ber Bundesrerfaſſung Vericht und An: 
trag vorzulegen, einftimnig, ber nächſten Bundesverſammlung Feine 
einläglihe Verlage über die Frage zu madıen. 

Der Bundesrath führt für feinen Beſchluß drei Erwägungsgründe an: 
die Revifionsbeftrebungen in den Kantonen, mit denen die gleichzeitige Vor⸗ 
nahme einer Revifion der Bundesverfafiung nicht räthlich erjcheine; den bevor⸗ 
ftehenden Ablauf der Amtsdauer der beftehenden Behörden, mit dem eine von 
einem einheitlichen Gedanken getragene NRevifionsarbeit nicht in Einklang zu 
bringen fet und fpeciell beztiglich der Trage der materiellen Nechtseinheit die 
bereits erfolgte Beftellung von eidgendffiihen Fadrommilflonen, deren Arbeit 
abgemwartet werden müſſe, bevor man in der Sache weiter vorgehen könne. 

26. Febr. (Bern) Der Gr. Rath verwirft bie von ber Regierung 
abgeſchloſſene Verpachtung ber Staatsbahn an die Eentralbahn:Ce: 
jelihaft mit 182 gegen 7 Etimmen und Ichnt mit 125 Stimmen 
auch die MWicderaufnahme ber Unterhandlungen ab. 

28. „ (Thurgau) Tie neue Verfafjung wird vom Boll in ally. 
Abftimmung mit 11,581 gegen 6741 Stimmen angenommen. Nur 
ein einziger Bezirk verwirft diejelbe mit ſchwacher Miehrheit. 


7. März (Wallis). Neuwahl des Gr. Nathes: die Conſervativen 
behalten ihr bisheriges Uebergewidht mit 65 gegen 25 Stimmen. 
Die Oppofition bat 4 Etimmen verloren. Unter ben von einem 
liberalen Wahlkreiſe Gewählten befintet jih auch Hr. Fama, ber 
Spielhalter des Yabes Saxon. Polemik darüber. 

83.—30. „ (Zärid). Verfaſſungsrath: zweite Nerathung bes Der: 
faſſungsentwurfs. 


Im Allgemeinen macht ſich bei dieſer zweiten Beraihung eine etwas con⸗ 
ſervativere Strömung geltend und werden mehrere in der erſten Berathung 
durcdhgegangene Beſtimmungen mwenigftend etwas gemildert, namentlich bez. der 
neu einzufüührenden ziemlich ftarten Erbfteuer und be3. des Stimmredts der 
Niedergelafienen in Gemeindeangelegenheiten. Dagegen jiegt das Referendum 
und zwar ohne obligatoriiche Berathung und mit obligatoriſchem Urnenſyſtem 
(aljo geheimer Abjtimmung) nach Ichhafter Debatte mit 106 gegen 69 Stim- 
men, ebenjo die Progreſſivſteuer mit 111 gegen 77 Stimmen und die Wahl 
der Ständeräthe und der Mitglieder des Reg. Rathes dur das Boll mit 
107 gegen 6 Stimmen. Die Mitglieder des Kantonsraths follen ein „mäßiges“ 
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Taggeld erhalten. Auch aus der zweiten Beraihung geht das reine Int» 
recht des Volkes hervor mit dem Zufate, daß ein rechtzeitig eingebrai: 
Volfsbegehren jpäteftens bei der zweitfolgenden ordentliden Refermdumzc:: 
flimmung zum Entſcheid gebradt werden muß. Die bedeutendfien Terr:r- 
verurfachen die Artikel über Schule und Kirche. Beide werben etwas wer: 
dert reip. gemilvert und lauten nun für die Schule: „Die Förderun = 
allgemeinen Boltsbildung und der republifaniichen Bürgerbildung iR €: 


des Staates. Zur Hebung der Berufstüchtigkeit aller Bollstlafen win » 


Volksſchule auch auf das reifere Jugendalter ausgedehnt werde Die Hitr- 
Lehranſtalten jollen unbeichadet ihres wiſſenſchaftlichen Zweckes den Per 
nifien der Gegenwart angepaßt und mit der Vollsſchule in organiihe Te 


bindung gebradt werten. Der obligatorifhe Bollsihulunterridyt iſt men 
geltlih. Der Staat übernimmt unter Mitbetheiligung der Gemeinten Hr 


hiefür erforderlihen Leiftungen. Die Volksichullehrer find in willenice‘t:- 
und beruflider Hinfiht umfaſſend zu befähigen, insbejondere audy zur Ler.-: 


von Fortbildungsſchulen. Die Gemeinden überwachen durch die lokalen Zi: 


behörden den Bang der Echulen und die Pfliterfüllung der Lehrer. ©: 
Sculangelegenheiten des Bezirls beforgt eine Bezirksſchulpflege. Die Cr: 
nanifation eines der Erziehungsdirection beigegebenen Erziehungsratkes = 
einer Schulſynode bleibt dem Bette vorbehalten." Und für die Kirche: „S- 
Glaubens⸗, Eultus- und Lebrfreiheit ift gemährleiftet. Die bürgerlichen N: 

und Pflichten find unabhängig vom Glaubensbekenntniß. Die edangel“:: 
Landeskirche und die übrigen kirchlichen Genoflenichaften ordnen ihre Cu: 
verhälinifte felbftftändig unter DOberauffiht des Staat, Lie Einridi::: 
der erjtern mit Ausſchluß jedes Gewiſſenszwanges beflimmt das Beet. 7: 
Staat übernimmt im Allgemeinen die biäherigen Leiftungen für kirchliche T 
dürfniſſe.“ In der zweiten Berathung wird aljo die in der erfien fallen ze 
Laffene ‚Landeskircher wieder aufgenommen. Dagegen wird der Gran! 
der periodiſchen Wiederwahl (kei jechsjähriger Amtsdauer) der Lehrer =: 
der Geiftlihen (aud der katholiſchen troß des Proteftes des Biſchofs von tar. 
die Beitimmung fiehe im Widerfprud mit dem katholiſchen Kirchenrecht x 
feftgehalten; pie Lehrer an höheren Xehranftalten find indeß von der Wick: 
wahl ausgenommen. Der ganze Berfafjungsentmurf wird ſchließlich m: 
146 gegen 46 Stimmen angenommen (36 Mitglieder find abmweir:. 
4 enthalten fi) und nad lebhafter Debatie mit 115 gegen 75 Stimmen be 
f&loffen, daß die Berfafiung dem Boll ala Ganzes und nicht, wie zahlır.d« 
Petitionen verlangt hatten, in ihren einzelnen Artikeln zur Abſtimmung v2 
Ja oder Rein vorgelegt werden folle und zwar mit einem einläßlichen Veric 
der mit’ 125 gegen 43 Stimmen genehmigt wird. Die Bollsebkimmu; 
fol am 18. April flattfinden. 


14. März. (Ruzern). Volksabſtimmung über bie particl repibirte Tr: 


31. 


faſſung. Tiefelbe wird mit nicht großer Mehrheit angenommen. 
Die Confervativen ftimmen meift für, bie Liberalen vielfach gegen 
Annahme. 

„ Die Regierungen von Stalien, bem norbbeutihen Bunde un: 
Baden erklären fi bez. ber fchwebenden Alpenbahnfrage für bad 
Gottharbproject und bereit, bafjelbe und nur biefes durch Cubven: 
tionen zu unterftüßen unb forbern ben Bunbesratb auf, für die 
Verwirklichung des Plans bie Initiative zu ergreifen. 

Note des Sefandten des norddeutſchen Bundes Gen. po. Röder: 
„Durchdrungen von der Ueberzeugung, daß die Erftellung einer Alpenbahr 
dur das Centrum der Schweiz im Hinblid auf die de Montcenis un 
Brenner für Preußen und den norbdeutihen Bund zu einer commerciellen 
Rothwendigfeit geworden fei, ift des unterzeichneten Geſandten des norddentche 





Schwein. 397 


Bundes unaußgeiekteß Streben dahin gerichtet geweſen, dieſe feine Auffafſung 
auch bei feiner hoben Regierung zur Geltung zu bringen. Wenn die Letztere 
principiell diefelbe auch volllommen tbeilte, jo waltete dennoch ſteis die berech⸗ 
tigt ſcheinende Anficht vor, daß bei einem Unternehmen, welches die Schweiz 
vor allem berühre und interefiire, die Initiative dafür auch zunächſt von dies 
fer ausgehen müſſe. Nachdem der Unterzeichnete durch mehrfache eingehende 
Berichte dargethan, daß dieſe Erwartung fich nicht realifiren dürfte, ftand der 
Bundeskanzler Graf von Bismard im Begriff, die erforderlichen Inftructionen 
über diefen Gegenftand zu erlafien, al3 Italien ebenfalls erklärte, daß es den 
Augenblid gelommen glaube, fi unmittelbar mit Preußen und Baden in 
Berbindung zu fegen, um durch eine förmliche Erklärung zu Gunſten der 
Gotthard⸗Linie die in der Schweiz nod) vorhandenen Zweifel über die Richtung 
der Bahn zu Löfen und damit für die weitere Entwidlung der Trage eine 
fefte Grundlage zu finden. Durch die geographiicdhe Tage und die Geftaltung 
des Eifenbahnnetes find die dftliden Theile des Gebietes des norbdeutichen 
Bundes auf den Brenner, die wefllihen und Baden dagegen auf einen Ueber⸗ 
gang der Gentralalpen angewieſen. Da ſomit die nterefien der erftbenannten 
Theile durch die Brenner-Linie wenigftens theilmeife befriedigt find, jo glaubt 
des Unterzeichneten Hohe Regierung mit Rüdfiht auf die mweitlihen Partien 
und in Erwägung der ihr vorliegenden nıotivirten Berichte und Gutachten fich 
im Berein von Ytalien und Baden definitiv und excluſiv zu Gunften 
Des Gotthard ausfpreden zu follen. Inden der Unterzeichnete dies, als hiezu 
bevollmãchtigt, thut, beehrt er ſich zugleich, im Namen feiner hohen Regierung 
ven hoben ſchweizeriſchen Bundesrat ganz ergebenft zu erfuchen, die ihm 
nunmehr gebührende Initiative ergreifen und ein beftimmtes Project for⸗ 
muliren zu wollen, welches als Bafis zu den Verhandlungen der betheiligten 
Staaten dienen Tünne.“ 


Der Bunbesrath theilt die Eröffnungen ſowohl dem Gotthard: 
comite als ben Kantonen mit und gewärtigt ihre Meinungsäußeruns: 
gen bis zum 1. Mai. 


8. April. (Genf). Großer Strike erſt ber Schriftjeßer und dann 


18. 


ber zahlreihen Bauarbeiter, 

ie voriges Jahr in Bafel fo fieht ih auch in Genf die Bevölkerung zu 
einer ener giſchen Demonftration unter der Devife „Freiheit der Arbeit” gegen 
die Taetik der Internationalen, die Arbeiter, welche zu arbeiten wünſchen, mit 
Gewalt an der Arbeit zu verhindern, veranlaßt, Der Staatsrath erläßt eine 
Proclamation, die Arbeiter antworten durd eine Adreſſe. Schließlich wird 
der Streit durch einen förmlichen Vertrag zwiſchen den Bauunternehmern und 
den Arbeitern geregelt, der ſowohl Arbeitszeit als Lohn zc. im Detail regelt. 


„ (Vern) ſpricht fih, ohne bie Conferenz fämmtliher an dem 
Gotthardsproject betheiligten Kantone und Eiſenbahngeſellſchaften 
abzuwarten, ſeinerſeits für die Uebernahme der Leitung des Baues 
durch den Bund aus. Die Anſicht findet indeß in ber öffentlichen 
Meinung feine Unterſtützung. 


„ Bärih) Das Bolt nimmt die neue demokratische Verfafs 
fung in allgemeiner Abftinmung mit 35,458 Ctimmen gegen 
22,366 an. 

Bon ca. 65,000 Stimmfähigen find aljo 53,000 auf dem Kampfplage 
erjehienen, um ihre Stimmen für oder gegen das neue Staatsgrundgefeg in 
die Urne zu legen. Für Verwerfung fcheinen mehr der induftrielle und gewerb⸗ 
lie Stand, für Annahme die agricole und die arbeitende Voltsflaffe einge 
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Randen zu fein. Die Demolraten find mit dem Refultat zufrieden, de * 
irotz der gewaltigen Auſtrengungen ihrer Gegner doch mit faR zwei Tr 
der Stimmenden gefiegt haben, die Liberalen aber weilen befriedigt eu 


ftarte Minderheit hin, mit welcher in Zukunft jedenfalls gerechnet werden wi- 
und beben nanıentli hervor, daß feit der Abftiimmung vom 28. cc | 


1863 die Stärke ter Oppofition um volle zwei Drittheile, von ‘en = 
22,000 Etimmen angewachſen fei. 


418. April, (Thurgau) Die Regierung und bie Etänderätbe werr 


2), 


zum erftcn Mal nad der neuen Verfaſſung durch Bas Volk garit. 


„ Die am Goitharbslinternehmen betheiligten Kantene unb Gi'- 
bahngeſellſchaften treten durch Abgeordnete zu einer Conferen: r 
Luzern zuiammen. Antwort an ben Bundesrath: 

vr. Die finanziellen Mittel anlangend haben wir Ihnen x: 
allem zur Kenntniß zu bringen, da& wir das erforderliche Kapital, je ne&\- 
der während der Bauzeit für das ctienlapital zu bezahlende fefle Zins ;: 
5 Proc. oder zu 6 Proc. bercchnet wird, auf 162 bis 165 Wil Fr. ori: : 
gen, und daß wir von der Vorausjekung ausgehen, e3 feien 90 RE. - 
Subventionen, 25 bis 30 Mil. in Chligationen und der Reſt in Actien ır- 
zubringen. Hinſichtlich der Erhältlihdmadung der Subventionen glauben -: 
uns auf die Erklärung beſchränken zu fünnen, daß die im Betrage von 15 1&L 
Br. in Ausfiht genommenen Subventionen der unjerer Gottharbvereiniaz-: 
angehörenden Kantone und Eiſenbahngeſellſchaften als gefihert zu betrach 
find. Was danır aber die Beſchaffung des Actienfapitals von 45 bi3 50 Mi 
Fr. anbetrifit, jo freuen wir uns, Ihnen mittheilen zu Tönnen, dab uns v-- 
einem alle wünfhbaren Garantien darbietenden Gonjortium das Unerkic-: 
gemacht ift, unter der Borausfegung, daß die Zuliherung von Eubventicr- 
für die Ausführung der Gotthardbahn im Betrage von 80 bis 90 Wil. «:. 
bis längftens Ende dieſes Jahres erfolge, die Bildung der Actiengeiellid:t 
herbeiführen zu mollen. Das Conſortium hat in der Schweiz Participar:e 
für den Betrag von 30 Mill. Fr., aljo von ungefähr zwei Dritttheilen >: 
erforderlichen Kapitals gefunden, und e8 ift in diefem Augenblide damit be⸗ 
ſchäftigt, fih im Auslande angemeflen zu ergänzen. Vie Erhältliämadar:ı 
des Obligationenkapitals von 25 bis 30 Mil. Fr. endlig noch anlangen, ı” 
es jelbfiverftäublich, daß diefelbe der Geſellſchaft obliegen wird, welche zu Ei: 
den das Gonfortium fi zur Aufgabe macht. Daß Übrigens die Beichaftun- 
diefes Obligationenlupital3 ohne Mühe wird bewerfftelligt werden können, lie:: 
auf fladher Hand, wenn man bedenkt, daß der Ertrag der Gotthardumternet 
mung vorab und in erfter Linie für die Verzinſung des Obligationentapite‘ 
verwendet werden wird. Es erübrigt ung nunmehr no, vor Ihrer bein 
Behörde und dor dem geſammten Echweizervolfe zu beurfunden, in welden 
Geifte die Gottharbbahnunternehmung nad unjerer Auffafjungsweite ins Leber 
gerufen und verwaltet werden fol. Wir fühlen uns biezu um fo mehr ar 
derungen, als unfere Beftrebungen, die — mir dürfen e8 mit gutem Gewiñen 
fagen — von je her nur den großen Zweck der Verwirklichung einer ſchwei⸗ 
zeriſchen Alpenbahn an der für das Gefanımivaterland geeignetften Stelle, de⸗ 
gegen keineswegs die Befriedigung von Conderinterefien irgend welder Art 
zum Zielpuntte hatten, in neuerer Zeit vielfachen Verdächtigungen ausge 
waren. Im Gegenſatz zu den Übfichten, welche uns unterſchoben werden wol⸗ 
Ien, geben wir unfere Anſchauung Sweiſe, welde — wir glauben ic 
ausdrüdlich hervorheben zu follen — auch diejenige der Vertreter der unierr 
Bereinigung angehörenden Eiſenbahngeſellſchaften ijt, dahin fund, daß 1) die 
Gotthardbahnunternehmung alle Eiſenbahnlinien ohne Unterſchied, welde 
ſchweizeriſche Bebietötheile mit dem Gotthardbahnnege in Berbindung zu brie- 
gen beitimmt find, unbeanftandet in das Iegtere einmünden laſſen joll; 2) das 
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die Sottharbbahnunternehmung bei ihrer Verwaltung nur die Zmede ihres 
eigenen Bahnnebes im Auge haben und in Folge deſſen dritien Bahnunter- 
nehmungen gegenüber eine ganz neutrale Stellung einnehmen foll; 3) daß die 
Organiſation der Untefnehbmung im Einverftändniß mit dem h. ſchweizeriſchen 
Bundesrathe feitzuftellen und dabei einerfeitß die politiſche Stellung der Schweiz 
als eines unabhängigen und neutralen Staates vollftändig zu wahren, ander» 
jeitß der Unternehmungsgefellldaft die Löfung der ihr obliegenden fchwierigen 
Aufgabe befimöglich zu erleichtern ift; endlich 4) Haben wir, obgleich wir es 
für volftändig gerechtfertigt hielten, wenn der Bund in Anwendung von 
Art. 21 der Bundesverfafiung das Zuftandeflommen einer ſchweizeriſchen Alpen- 
bahn durch pecuniäre Unterftügung fördern würde, gleihmohl im Hinblid auf 
den heftigen Widerftand, welchen dieſe Maßregel vieler Orts in der Schweiz 
findet, und im Beitreben, zur Aufrechthaltung des Wohlvernehmeng zwiſchen 
den einzelnen Theilen der Eidgenofienihaft nach Kräften beizutragen, beſchloſ⸗ 
fen, in den Finanzplan für Ausführung der Gotthardbahnunternehmung eine 
Subvention des Bundes nit aufzunehmen. Wir freuen uns, ihnen ver« 
mittelft der gegenwärtigen Zujchrift als Frucht Jahre langer angeltrengter 
Arbeit eine Borlage madhen zu können, welche das Zuftandelommen einer 
Gotthardbahn, diefer den Gefammtinterefien der Schweiz am meilten entipre- 
chenden Alpenbahn, in ſichere Ausfiht zu nehmen geftattet, ohne die Finanzen 
des Bundes für die Ausführung des großartigen Werkes irgendwie in An⸗ 
Ipru zu nehmen, oder den neuen Schienentveg, welcher dem ganzen Lande zum 
Frommen gereichen ſoll, Sonderinterefien der einen oder der andern Art aus⸗ 
Schließlich oder auch nur vorwiegend dienftbar werden zu laffen. Wir glauben 
uns der zuverfichtlicden Hoffnung hingeben zu dürfen, daß dieje Vorlage fidh 
einer beifälligen Aufnahme bei Ihrer hoben Behörde zu erfreuen haben werde, 
und wir erlauben uns daher, das ehrerbietige Schlußgeſuch au Sie zu richten, 
daß es Ahnen belieben möchte, biefelbe den Verhandlungen zu Grunde zu 
legen, welche nunmehr Seitens der Schweiz mit den beiheiligten auswärtigen 
Staaten gemäß dem von ihnen in den Eingangs erwähnten Roten ausgeſpro⸗ 
Omen zn unihe zum Zwede der Verwirklidung der Bottharbbahn anzuheben 
ein werben. 


25. April. (Appenzell J. Th.) Die Landsgemeinde verwirft nach ziem⸗ 
ih ſtürmiſchen Verhandlungen ben Entwurf einer neuen dem 
Geiſte der Zeit Rechnung tragenden Verfaflung mit übrigens nur 
geringer Mehrheit. 


— „Meuenburg). Schluß ber religidien Wintercampagne. Die 
firhlihen Reformer haben offenbar Yortfchritte gemadt. Agitation 
bes Profeſſor Buiffon in Neuenburg und Genf. Die öffentliche 
Meinung beichäftigt fi immer mehr mit der Frage einer Trennung 
zwifchen Staat und Kirche. | 


9. Mai. (Zürich). Allgemeine Wahl des Stänberäthe, bed Regie: 
rungsrathes, bes Kantonsrathes und ber Bezirtsbehörden durch das 
Boll. Sn allen fiegt die demofratijche Partei ganz ober wenigſtens 
überwiegend. 

Für den Rantonsrath kommen nicht überall giltige Wahlen zu Stande 
und muß auf den 23. Mai ein zweiter und auf den 6. Juni ein dritter 
Wahltag angejegt werden. Das Geſammtreſultat ergibt für den Kantonsrath 
180 bis 132 Demofratn und 90 Liberale. (Benauer: 110 eniſchiedene 
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Demokraten, 87 entſchiedene Biberale und 25 Unentichiedene oder Unabhän-:.z. 
welche das entſcheidende Gewicht bald nad reits, bald nad lints u: 3: 
Wagſchale legen.) Im Berfaffungsrath war das Berbältnik noch wie 3 zu :. 
iſt alfo jetzt zu Gunſten der Liberalen auf 4 zu 3 berabgejunfen sder erger 
Ih noch etwas tiefer. Inden haben die Demokraten entſchieden Die Mebryx- 
im Rantonsrath und maden fie auch ziemlich excluſiv geltend. 


10. Mai. Der Bundesrath erklärt ben Regierungen bes norbdeutin.z 


13. 


14, 


Bundes, Vadens und Italiens feine Bereitwilligkeit, auf Unterbar:: 
lungen betr. der Gotthardbahn einzutreten, theilt ihnen die Ber- 
lagen ber Gotthardbahnconferenz mit und trägt auf eine intermatiz: 
nale Eonferenz an, 

wobei er von der Borausjekung ausgeht, daß die gegenfeitig zu überne- 

menden Berpfliätungen durch einen Staatsvertrag feftgeftellt werden jol:r. 
zu deſſen Discufjion jene Vorlagen die unpräjudizirliche Baſis enthielten. 
„ Der Bundesrath unterjazt Mazzini in Folge Reclamation te 
italieniſchen Regierung fernerbin jeden Aufenthalt in ben Kanten:: 
Graubünden, Teflin, Wallis, Waadt, Genf, Neuenburg, Bern, Sci: 
thurn, Bajclitadt und Baſelland. 

„In Betradt: 1) daß der Ytaliener Joſeph Mazzini notorifdh Then 

feit vielen Jahren eine der gegenwärtigen politiihen Organijation von Italie 
feindliche Politik verfolgt und ebenſo notorifch ſchon wiederholt auf gemwaltisze 
Weile feine politiihe Anihauung dem Königreihe Jtalien gegenüber zur &:.- 
tung zu bringen ſuchte; 2) daß 3. Mazzini, der wegen diefer fortwähren:c: 
Agitation ſchon früher aus der Schweiz ausgewielen twurde, nach vorſiegende 
gerwichtigen Inzichten auch in neuerer Zeit währen) feine Aufenthalte} 
Lugano wieder in ähnlicher Weile gegen das Konigreich Ytalien conjpiritæ 
und als Anitifter eine® auf den 18. April abhin angejegt geweienen Ar’ 
ftandsverjuches in Mailand erſcheint; 3) dag die Ehre des Landes und di 
politiſchen Rückſichten, die ein jeder Staat, welcher die freundfchaftlichen Bezie⸗ 
hungen zu einem Nachbarſtaate in loyaler Weije pflegen will, nicht überiche: 
darf, die Entfernung Mazzini's und aller derjenigen coınpromittirten Berjoaz:, 
welche in Folge des legten Aufftandsverfuches fih aus Italien geflüdgtet haben. 
von den Grenzen jenes Staates, gegen weldyen die politiich feindlichen Beitte⸗ 
bungen gerichtet find, gebieterifch fordern, 4) daß frühere Borgänge eine: 
Aufenthalt Mazzini's auch in den an Frankreich grenzenden Rantonen nid 
als zuläffig ericheinen lafjen.* 
„» (Teijin). Der Gr. Rath erklärt fih für eine Reviſion te: 
Verfaſſung. — Ein Antrag auf Einführung bed Rechts einer Ai: 
berufung der Geiſtlichen burd bie Gemeinden wirb nur mit 44 
gegen 43 Stimmen verworfen. 


„Abſchluß eines Handels⸗ und Zollvertrags mit dem deutſchen 
Zollvereine, der bis zum 31. ‘Dec. 1877 in Kraft bleiben fol und 
von ba an je auf Jahresfrift gefündigt werben Kann. 


„ (Aargau). Der Gr. Rath beſchließt in zweiter Berathunz, 
fünf Verfaffungs-Revifionspunfte dem Volke zum Entfcheib verzu: 
legen, worunter Einführung bes Nefcrendums und ber Bolksinitis: 
tive. Der Antrag ber Regierung auf Einführung eines bloß facu!: 
tativen Referendums wird mit 84 gegen 64 Stimmen genehmigt. 


\ 8— 


25. 
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Der Artikel bez. Vollsinitiative erhält folgende Faſſung: „Ein neues 
Geſetz fol erlaffen und ein beftehendes einer ganzen oder theilweiſen Abände- 
zung unterworfen werden, wenn 5000 ſtimmfähige Bürger e8 unter Angabe 
der Gründe verlangen und hierauf — falls der Br. Rath nicht von ih aus 
entiprigt — die abjolute Mehrheit der geſetzlich abflimmenden Bürger fi 
dafür ausgefproden hat. Dem Gr. Rathe fieht das Recht zu, von ſich aus 
auch noch andere Fragen der Bollsabftimmung zu unterftellen.* 


19. Mai. (Bern). Gr. Rath: Ameite Berathung bes von ber 
Negierung vorgefchlagenen und in erjter Berathung mit großer 
Mehrheit angenommenen Neferendumsgefeßee. Das Geſetz wird 
wieder und zwar enbgiltig angenommen mit 117 gegen 48 Stim⸗ 
men. Damit ift der Uebergang aud VBerus in das Lager ber reinen 
Demokratie entſchieden. 


Im Gegenjag gegen Züri glaubte man in Bern, die directe Bollsgeich- 
gebung im fleime on in der beftehenden Berfaflung zu finden und daher 
die reine Demofratie ohne Revifion des Grundgeſetzes aus dieſem ſelbſt durch 
ein Berfafjungsgeje herausbilden zu können. Im Weſentlichen haben fi im 
Schooße des großen Rathes beide Parteien zur Annahıne des Referendums 
die Hand gegeben. Zur Ergänzung des Neferendumsgejetes wird auch ein 
neues Stimm» und Wahlgejeg angenommen, in welchem das Liſtenſyſtem 
abgeihafft und das Stimmurneniyftem eingeführt wird. 

Neferendumsgefeg: „S 1. Alle Geſetze find dem Volle zur Annahme 
oder Berwerfung vorzulegen. In jedem Geſetz find die Beſtimmungen zu be 
zeichnen, deren Bollziehung dur ein Decret des Er. NRathes, oder durch eine 
Berordnung des Regierungsrathes zu ordnen if. 8 2. Ebenfo find dem 
Bolksentſcheid zu unterftellen diejenigen Beſchlüſſe des Gr. Nathes, welche eine 
Sefammtausgabe für den gleichen Segenftand von wenigſtens 500,000 fr. 
zur Folge haben. 8 3. Die Finanzverwaltung iſt zu regeln durch einen 
Boranidlag für einen Zeitraum von je vier Jahren. Diefer Boranichlag 
enthält den Finanzplan, welcher mit Rückſicht auf die durch Gelege oder Be⸗ 
ſchluſſe eingegangenen Berpflichtungen und die Bebürfnifle des Stantshaushalts 
entworfen wird und auf dem Grundſatz beruht, daß das Gleichgewicht der 
Einnahmen und Ausgaben einzuhalten und eine allmählige Tilgung der 
Staatsichulden anzuftreben if. Er joll demnach umfaflen: 1) einen ſumma⸗ 
riſchen Boranfchlag der jährlien Bedürfniſſe des Staatshaushalts, 2) einen 
vollftändigen Amortifationsplan der Staatsichulden ; y einen ſummariſchen 
Boranfhlag der ordentlichen Yahreseinnahmen; 4) die Steueranlage. Dieſer 
Beranichlag joll dem Bolfe zur Anmmahme ober erfung vorgelegt werden 
und ift jeweilen im erfien Jahre einer neuen Berwaltungsperiode einer Res 
vifion zu unterflellen. Ueberdieß ſetzt jeder Beſchluß des Er. Rathes, durch 
melden der feitgefete Voranſchlag modificirt würde, zu feiner Giltigfeit eine 
Revifion deſſelben voraus. Bis zur Genehmigung des revibirten Voranſchlags 
durch das Bolt bleibt der Iegtangenommene in Kraft. 8 4. Die Abftimmung 
über die im Laufe des Jahres erlafienen und dem Volle zu unterbreitenden 
Vorlagen findet ordentlicher Weile am erſten Mailonntag eines jeden Jahres 
Ratt, außerordenilicher Weile, wenn der Gr. Rath es beftimmt. Geſetze . 
forwie die in 8 2 erwähnten Beſchlüſſe und der nach 8 3 feſtzuſtellende Vor⸗ 
anſchlag treten erfi in Kraft, Wenn die Mehrheit‘ der ſtimmenden Bürger des 
Kantons diefelben angenommen bat.” 


»„ (Thurgau). Der Gr. Rath genehmigt das ihm von ber Res 

gierung vorgelegte Decret bez. Aufhebung bes Kloſters Katharinen- 

thal. Der kath. Kantonstheil erhält ein DViertheil des Vermögens. 
26 
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Die Kloſterfrauen erhalten lebenslängliche Penſionen. Das Decret 
unterliegt noch dem Referendum des Volks. 

28. Mai. (Schaffhauſen). Der Gr. Nath ertheilt 60 Ausländern 
nad) längerer Debatte das Lanbrecht, obgleich fi) biefelben noch nie 
in ihrer neuen Heimath gezeigt haben und es überhaupt zweifelkart 
ift, 06 fie ſich in derjelben nicherzulafien beabfihtigen. 14 BDii:- 
glieber protejtiren bagegen ausdrüclich. 

Die Landrechtsgejuche rühren großentheils von jungen Franlfurtern ber. 
die, mit den neuen politiiden Zuftänden ihrer Baterftadt unzufrieden, ih ar’ 
dieje Weife der preußiichen allgemeinen Mehrpflicht zu entziehen fudden. Er- 
zelne Schaffhaufifche Bemeinden hatten fi dazu hergegeben, verleitet wc: 
Agenten, die aus diejem Bürgerrechtsſchacher ein fürmliches Gewerbe madgen. 

— ,„ (Appenzell I. NH). Zwei größere Bolfsverfammlungen ia 
Dberegg beichlichen Wieberaufnahme ber Agitation für Reviſion ter 
veralteten Verfaſſung und richten zu biefem Behufe eine energiſche 
Betiticn an den Gr. Nath. 

30. „ (Genf). Ter Gr. Rath beräth eine Revifion des MWahlgeickes 
und weiſt die Frage ber Minoritätenvertretung an eine Commillicz 

— ,. (Genf) Kirchliche Agitation unter den Proteitantn. Form: | 
licher theologiſcher Mettlampf. | 

— „ Mgitation für und gegen eine mchr ober weniger durchgreifende 
Nevifion ber Bundesverfaffung. Demofratifhe Verſammlung x 
Zürih (31. Jan.). Liberale Verfammlung in Olten (7. Mir) 
und Brugg (29. März). Demokratiihe Berfammlung in Winter: 
thur (23. Mai). | 


Anf. Juni. Das Lulmanierproject mwirb von ben öſtlichen Kantonen, 
namentlih Graubünden und St. Gallen definitiv aufgegeben. Ter 
Gotthardbahn fol nunmehr eine Splügenbahn entgegengejebt wer 
ben und Graubündten ertheilt einem bießfallfigen Project jeinericirz 
die Conceſſion. 

6. „ (St. Öallen) Gr Rath: Die Regierung zeigt bemielbe: 
officiel an, daß das Lukmanierproject einer Alpenbahn definitiv aut: 
gegeben jei, nahbem ber Gr. Rath von Teſſin burd feine Tepter 
Beſchlüſſe zu Gunſten ber Oottharbbahn jedes anbere Project ten 
jeinem Gebiete ausyefchloffen babe und daß von ben öftlidhen Kar. 
tonen nunmehr der Eplügen für eine Alpenbahn ins Auge gefait 
worden fei. 

16. „ (Bern). Die Synode ber Geiſtlichkeit beſchließt mit Mebrkeit, 
eine Art SHirtenbrief an das Volt zu erlafien zum Schutze ker 
Landeskirche und ihres Belenntniffes gegen die wachſende Thätigket 
und Macht der Firhlihen Reformer und Reformvereine. 

20. „ (Aargau). Volksabſtimmung über bie Verfaffungs:Revifiert 
puntte. | 


Ä 
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Angenommen werden nur die Punkte 8 (drecte Bellswahl der Bezirka⸗ 
behörben mit 27,675 gegen 7459 Stimmen) und 4 (Bereinfadjung der Redhis- 
pflege mit 18,015 gegen 17,154); dagegen verworfen die Punkte 1 (bloß 
facultativeg Referendum mit 26,273 gegen 8917), 2 (Beamtenausſchluß mit 
23,795 gegen 11,390) und 5 (Wahl der Gemeinderäthe mit 23,387 gegen 
11,683 Stimmen). 


20. Juni. (Thurgau). Erfte Referendumsabltimmung des Volks nad 


21. 


25. 


30. 


ber neuen Berfafjung: bie Aufhebung bes Kloſters Katharinenthal 
wird mit 10,702 gegen 2442 Stimmen genehmigt. 


„ Bafelftadt). Gr. Rath: Debatte über ein vom Kl. Rathe 
vorgeſchlagenes Fabrikgeſetz. Nach Tanger Beratbung vom Morgen 
bis Abends wird mit 100 gegen 5 Etimmen Eintreten bejchloffen, 
die Spezialdebatte aber auf jpäter verichoben. 

Das Geſetz will etwas dazu beitragen, die brennende Kluft zwiſchen Ars 
beiter und Fabrikherrn zu überbrüden, genügt aber den Tyorderungen der Ars 
beiter, zumal der von der Internationalen geleiteten, bei weiten nicht. 

» (Bern). Der Gr. Rath entfcheidet fih bei Berathung eines 
neuen Civilgejeßbuchs mit einer Mehrheit von zwei Dritteln für Laien: 
civiljtandregijter und obligatoriſche Civilehe. 

„ Abichluß eines Aurisdictionsvertrags mit Frankreich. 


„ (Schaffhaujen) Der Gr. Rath kommt auf die Landrechts⸗ 
ertheilungen an Ausländer (28. Mai) zurüd und beſchließt: 

Die Ehre des Kantons verlange zwar, den jeitherigen Ausicreitungen in 
Aufnahme von Reulingen entgegenzutreten, obgleich es nicht angemeflen jet, 
die Gemeinden in ihren Rechten und Sreiheiten bez. Aufnahme von Reubürgern 
zu beichweren, dagegen werde der Wunſch ausgeiproden, daR ſowohl dic Ge⸗ 
meinden als auch die Regierung dem Gr. Rat kein Burgerrechtsgeſuch zur 
Vorlage bringen, das vorausfichtlih nur aus einem Speculationsgrund ein» 
gereicht worden fei. Der Antrag wird mit überwiegenden Mehr angenommen, 
und daß ed dem Großen Rathe Ernft damit if, den darin ausgeiprochenen 
Grundjag aufrecht zu erhalten, beweift er durch Abweiſung eines Landrecht⸗ 
gejuches, trotzdem die Regierung geltend macht, daß fie es das lekte Mal 
nur „vergeflen“ babe. 

„—1. Juli. (Züri) Kantonsrath: Der Negierungsrath beans 
tragt, daß von 30 mehr ober weniger umfafjenden Gefegen, deren 
baldige Bearbeitung im Geiſte ber neuen bemofratijchen Verfaſſung 
nothmwenbig jei, und bie fpeciel aufgezählt werben, 10 von ihn 
felbft und zwar noch im Laufe bes Jahres bearbeitet, berathen und 
dent Referendum unterftellt werben follten, die 20 anderen bagegen 
einer Commiffion bes Kantonsraths übertragen werben follten und 
aufs folgende Jahr verſchoben werben könnten. Der Antrag wird, 
troß bes Wiberftandes ber Liberalen Oppoſition, angenommen unb 
die Commifſion (21 Mitgl.) ausjchlichlih in demokratiſchem Sinne 
gewählt, 

„ (Graubünden). Der Gr. Rath flieht feine Berathungen 
über eine neue bem Volke vorzulegende Verfaffung und nimmt ben 
Entwurf als Ganzes vorerft mit 41 gegen 19 Stimmen an. 

26” 
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Die wihtigften Artikel find: Urt. 2: Der Bollscbfiimmung unterlag: 
a) alle Berfafjungsänderungen, Geſehe und Gtantsverträge; b) jeder Orr 
raihsbeſchluß, welcher eine neue Geſammtauslage von 100,000 Fr. ober ri: 
in zehn oder weniger Jahren zur Folge bat; c) diejenigen Slufaabee 
des großen Raths, wodurch die Aufſtellung neuer Kantonsbehörden beabſiche; 
wird, und endlich d) diejenigen Beſchlüſſe der genannten Behörde, welche dirie.:e 
von ſich aus der Vollaabftimmung unterwerfen will. “Art. 3 enthält ve 
Vorſchlagsrecht oder die Smitiative Gr bindet diefes —* au 3000 Etimm: 
berechtigte, (wofür ſich 30 Stimmen erllären gegen 29, weldye die Ynitiar:x 
von 2000 Stinnmen abhängig madhen wollen). Art. 36: Gontrole der 6 
meindeverwaltungen dur den Staat. Art. 39: Ueber das gejanımte Untrr- 
richtaweſen ſteht dem Staate das Oberaufſichtsrecht zu, mit Yusnahme ale⸗ 
desjenigen, was auf das Kirchliche und Religiöſe Bezug bat, worüber die gutfinden⸗ 
den Einrichtungen zu treffen jedem Eonfelfionstheil überlaffen bleibt. Der Bol! 
unterricht ift obligatorifh, und die directe Pflege und Berwaltung besicl:e 
ſowie die Beihaffung der dafür erforderliden Mittel Sache der Gemeinden 
Dem Etaate liegt ob, für Vervollkommnung des Volksſchulweſens im ai 
feinen Beziehungen zu jorgen, und denjenigen Gemeinden, deren Mittel zer 
Beitreitung der vorgeichriebenen Leiftungen nicht ausreichen follten, in ange 
meflener Weife Beihilfe zu leiften. Das gefammte Schulweſen, mit obi:r: 
Ausnahme des kirchlich⸗religiödſen Gebiets, fteht unter einem GErjiehungsta:) 
aus fünf Mitgliedern, mit dreijähriger Amtsdauer. Derſelbe kann Rd zur 
Beſorgung obiger vom Geſchäftskreis der Geſammibehörde außgeihloferen 
Angelegenheiten in confeffionelle Abtheilungen ausſcheiden. Lie näheren ®e 
Rimmungen find einem kantonalen Schulgeſetz vorbehalten. Art. 41: Beauf- 
fichtigung und Pflege des Forſtweſens durch den Staat. Urt. 42: Compeiter] 
der Kreisgerichte für vollawirthſchaftliche Verordnungen. Urt. 45: Beichräntns 
Stimmrecht der niedergelaffenen Schweizer in der beireflenden Gemeine 
Urt. 46: Berwendung des Gemeindevermögens gemäß feiner eigentlidyen Be 
flimmung. Art. 47: Mitgenuß der anjäffigen Schweizer an dem Gorporatica:- 
gut der Gemeinde gegen Entgeld. 


— Juni. (St. Gallen). Die Agitation in ber Greith:Rernet’jcgen An: 


gelegenheit (in Folge eines beleidigenden Zeitungsangriffes auf tie 
kath. Kirche) kommt nad und nad zur Ruhe, doch nicht ohne con: 
feſſionelle DVerbitterung der Gemüther zurüd zu laffen. 

„» (Solothurn). Gegen ben Prof. ber Mathematik Möllinser 
wirb wegen DVeröffentlihung einer philofopbifhen Schrift über vie 
Öottesibee Lärm gefhlagen. Der Clerus bringt auf feine Ent: 
fernung. 


1. Juli. Der Bunbesrath bejchließt, bei ber Bunbesverfammlung auf 


bie Genehmigung ber Conceſſionen ſowohl für bie Gotthard: ale 
für die Splügenbahn anzutragen. 

„ (Hargau) Die Regierung ladet ben Fath. Kirchenrath ein, 
mit Beförderung Bericht und Antrag barüber zu bringen, was gegen: 
über der Cinführung des Lehrbuchs der Moral vom Jefuiten Gun 
im Priefterfeminar in Solothurn vorzukehren fei. 

„ (Bern). Allg. Volksabſtimmung über die Einführung bes Re 


ferendune. Dasjelbe wird mit 32,075 Ja gegen 22,089 Rein 
angenommen. 
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5.— 28. Juli. Sommerſeſſion ber Bundesverjammlung. 


Zwar nit im Schooße der Räthe, wohl aber in nicht officiellen Ver⸗ 
fammlungen fpielt die Frage der Bundesrevifion während der Selfton eine 
große Rolle. Man kann diefe Angelegenheit faft als ein nichtofficielles Trac⸗ 
tandum der Seifion bezeichnen. Die verſchiedenen politiichen Parteien treten 
in regelmäßig fi) wiederbolenden Elubfigungen zufammen, um zu berathen, 
weldye Stellung fie zu der Reform des Bundesgrundgefeßes einnehmen wollen. 
Berſchiedene Programme werden entworfen und discutirt. Die Bundesver⸗ 
ſammlung ſcheidet fi in der Revifionsfrage äußerlich menigftens in zwei 
Lager: das eine, mit dem Standguartier im Cafino, vereinigt in ſich die 
liberalsconfervativen Anhänger der bisherigen bundesftaatlihen Eonftitution 
mit mehr oder weniger weitgehenden materiellen Reformen; das andere, mit dem 
Hauptquartier im Storchen verbindet die demokratiſchen und radicalen Freunde 
einer politiſchen Reform im Einne der Einführung der unmittelbaren Bolfs- 
gejeßgebung in den Bund mit einer mehr oder weniger ſcharf ausgeiprodhenen 
Neigung gegen den Einheitsftant. Die katholifgen Ultramontanen bleiben 
in ihrer Mehrzahl von allen Revifionsbeiprehungen fern. Eine eigenthüm⸗ 
Stellung nehmen die Teputirten der Waadt ein. Sie maden fi in beiven 
Clubs geltend und ireten mit Zähigleit den Revifionsbeftrebungen entgegen; 
wie fie bemerfen, daß auf diefem Wege der Funke der Revifion ſich nicht er⸗ 
ftiden laſſe, bleiben fie ten weiteren Beſprechungen fern. Beide Elubs fielen 
formulirte Programme auf, weldde mit Bezug auf die materiellen Nevifions- 
punkte nit wejentlid von einander abweihen. Tas radicale Programm 
geht allerdings in der Gentralijation der Geſetzgebung weiter als das Pro» 
gramm der Safinoverfammlung; doch Tiegt in diefem Mehr oder Weniger 
fein principieller Gegenſatz. Principiell geben dagegen „Storden” und „Cas 
fino* außeinanter mit Bezug auf die politifchen und organiſatoriſchen Ber» 
änderungen, welche mit der Nevifion der Gonftitution anzuftreben find. Die 
Liberalconfervativen wollen auch für die Zukunft feithalten an den beftehenven 
hundesftaatlichen und repräfentativen Grundlagen des Zundes; höchſtens dürfte 
vicHeicht die Frage eines Volksvetos offen gelafien werden. Die Demokraten 
und Radicalen dagegen glauben die Erweiterung der materiellen Bundescom«- 
peienzen und die folgeweile Vergrößerung der Gewalt der Bundesbehörden 
paralyfiren zu follen durch die Erweiterung der Volksrechte in Vundesſachen; 
das flarre bundesftaatlihe Verhälmiß wünſchen fie zu mildern durch Ab» 
ſchaffung des Standesvotums in Revifionsangelegenheiten und durch Befeitigung 
der Ständefammer. 


11. „ Eidgenöſſiſches Schützenfeſt in Zug. 


24. 


Die Ehüsengemeinde faßt den Beihluß, daß in Zukunft beim eidg. Frei⸗ 
ſchießen nur jolde Waffen zugelaffen werben follen, welche vom Jahre 1870 
an im eidg. Heer ordonnanzmäßig find. Bamit ift die Rechnung mit der 
alten Standwafje wenigftens und mahrieinlih mit dem ganzen Border. 
ladungsiyftem abgeſchloſſen. Indeß findet die für die Hinterlader aufgeftellte 
Schießdiſtanz ven bloß &00 Fuß oder 320 Schritten vielfadhe Anfechtungen. 
„ Beide Räthe beichlichen, die Frage ber Conceſſion ber Alpen: 
bahnen auf eine außerorbentlihe Seffion int September ober October 
zu verſchieben. Die Debatte darüber ift in beiden Räthen, zumal 
im Etänberathe, zwifhen ben Anhängern ber beiden Projecte eine 
ziemlich gereizte. 


41. Aug. (Bern) Eine zahlreihe Verſammlung kirchlicher Reform⸗ 


freunde aus allen Theilen des Landes erllärt ben Beſchluß der 
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Bauch. 


Synode dv. 16. Juni für einen Mißbrauch ihrer Stellung unb ver 
langt eine andere Zuſammenſetzung ber Synode, ba bie jetzige keinerle 


Gewähr dafür biete, daß fie auch wirklich der getreue Ausprud ter | 


Millensmeinung ber zur Landeskirche fi zählenten Bevölkerung ‘a 


4. Aug. (Aargau) Der Gr. Rath beichlieht mit 115 gegen 40 €: 


‘10. 


„—11. Aug. Berjammlung des allg. jdyweiz.:proeft. Pretigervereine in 


de 
© 
® 


31. 


gegen ben Antrag ber Regierung, bie Frage ber Einführung te 
obligatoriihen Veto dem Volke zur Entſcheidung vorzulegen. 
Verjammlung der Gottharbcantone in Luzern. Die Eubventieı 
& fonds perdus ber beiten Eiſenbahngeſellſchaften der Nordoſt- um 
ber Centralbahn wird von 7 auf 4 Mil. Fr. rebucirt, wogegen fı 


fih verpflidten, für 18 Mill. Actien zu überuchmen. Tas ce 


ſaumte Nctienlapital wird auf 45 Mill. veranidlagt, bie Betheiu 
gung ber Schweiz an der Eubvention auf 15 Mill, welde ar: 
nähernd bereits gebedt find. 


Genf. 
Es nehmen daran etwa 300 Bereinsmitgliever auß fa allen Kantonen 
nebſt einer ziemlidden Anzahl franzöfiicger, engliiher und amertlaniicher Geif⸗ 
*Ticher Theil. Am erften Tage entwidelt ſich eine äußerft lebhafte Deben 
über die Göttlichkeit Chriſti zwiſchen den jog. Reformtheologen und den Orthe⸗ 
dogen, am zmeiten über das allg. Prieftertfum. Es wird über eine der 
beiden Fragen abgeftimmt. Doc fteht offenbar die große Mehrheit der Ber 
fammlung in der erften Frage auf Seite der Orthobogen, in der zweiten de⸗ 
gegen auf Eeite derer, die den Geifllihen alß ein von der göttlichen Gnate 
mit bejonderen höheren Rechten audgeftattetes Mejen nicht zu betrachten ver- 

mögen. 


„ Die Feltihügen find mit den Beſchlüſſen der Schützengemeinde 
bes Zuger Schützenfeſtes durchaus nicht zufrieden und formuliren 
in Aarau ihre Forderungen für das nächſte Schützenfeſt, wibriger: 
falls fie eine Trennung beabfichtigen und ein eigenes Feldwaffen⸗ 
hießen in St. Gallen abhalten mollen. Die Gegner erkennca 
darin bie Abfiht einer Eprengung bes eitg. Schützeuvereins un 
cine Verunmöglichung ber auf bisheriger Vaſis abzuhbaltenden Schützen⸗ 
feſte. 

„C(Luzern). Der Gr. Rath beräth und beſchließt cin neuce 





— — 





Erziehungsgeſetz und lehnt die Wiederherſtellung des aufgehobenen 


Frauenkloſters Rathhauſen mit 49 gegen 39 Stimmen ab. 


„ (Solothurn) Die Wahlbehörde beſchließt mit 14 gegen 
1 Stimme, ben Prof. Möllinger abzuberufen und mit Belafjung 
feines Gehalts von 2000 Fr. zu penfioniren. 


„ Die Didcefanconferenz ber zur Diöceſe Eolothurn gehörigen 
Kantone beſchließt, vom Biſchof cine Reorganiiation des Prieſter⸗ 
feminars zu verlangen (Lchrbuh ber Moral bes Jeſuiten Gum). 
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1. Sept. (Züri). Der Kantonsrath verwirft das bisherige Noten: 


monopol der Kantonalban? mit 117 gegen 66 Stimmen. 

„ (BZürid). Kine Delegirtenverjammlung der zürcheriſchen 
Arbeitervereine (ein nit unbebeutendes Element innerhalb ber 
3 3. herrſchenden bemofratiihen Partei) faßt mit Rüdfiht auf 
bas in ber Revijion liegende Arbeitergejch folgende Rejolutionen: 

1) Jeder Arbeitgeber wird verpflichtet, feine Arbeiter für die ihm geopferte 
Zeit und Kräfte jo zu entſchädigen, daß dieſe hinwiederum in den Stand ges 
jet werben, fi nicht nur eine geſunde und nahrhafte Koft, jondern auch die 
übrigen zu einem menſchenwürdigen Dafein nothwendigen Lebensbedürfnifie 
verihaffen und ihren Pflichten gegen die Familie und den Staat nachkomnmien 
zu fönnen. 2) Die tägliche Arbeitszeit für erwachſene induftrielle Arbeiter 
beiderlei Geſchlechts ift auf 10 Stunden feflzujegen und zwar von Morgens 
6 bi8 Abends 6 Uhr, mit Unterbruh von ', Stunde für Frühſtück und 
14 Stunde Mittagszeit. 3) Kinder unter 14 Jahren dürfen in ind» 
ftriellen Gejchäften gar nicht, und bis zu 16 Jahren täglich nur acht Stunden 
beſchäftigt werden, damit fie die nöthige Zeit zu ihrer leiblichen und geiftigen 
Ausbildung finden fünnen. Hausfrauen dürfen nicht länger ala täglich adt 
Etunden zur Arbeit angehalten werden, um ihnen Gelegenheit zu geben, ihre 
Hausgeſchäfte gehörig zu ordnen und fi mehr der Erziehung der Kinder zu 
widmen. 4) Geihäftsreglemente dürfen nicht einjeitig nur von den Principas 
len angefertigt werden, jondern fie müfjen in Uebereinftimmung des Arbeits 
gebers und der Arbeiter feftgeftellt und von beiden Theilen, reſp. deren Bevoll⸗ 
mädtigten, fowie von der Tirection des Innern unterzeichnet werden. Dice 
—* dürfen mit dem beſtehenden Arbeitergejee in keinem Widerſpruche 
een. 

„ (Solothurn). Kantonsrath: Zweite Berathung der par: 
ticlen Revifion ber Derfaflung und Annahme ber Artikel über 
Referendum und Snitiative, 

Die neuen Artikel lauten: Art. 1. Der 8 32 der Berfaffung erhält 
folgende Faſſung: „Alljährlich findet, und zwar in der Regel zweimal, eine 
Volksabſtimmung ftatt. Derſelben unterliegen a) die in 8 30 erwähnten 
Geſetze und Beſchlüſſe, jomeit letztere für den Staat, Eemeinden, Corporationen, 
oder für den Bürger Rechte oder Verpflichtungen begründen, oder ihnen ent⸗ 
zieben, oder für diefelben Laſten enthalten; ferner Concordate nnd Staats⸗ 
verträge; b) alle Kantonsrathsbeſchlüſſe, welche für den gleichen Gegenftand 
eine neue einmalige Gefammtausgabe von wenigftens 80,000 Fr. oder eine 
neue jährlich wiederlehrende Berwendung von mehr ala 20,000 Fr. zur folge 
haben, jofern darüber als Geſammtausgabe nicht Ion eine Abftinnmung ftatt- 
nefunden bat; c) Schlußnahmen, welche der Kantonsrat von fi aus der 
Bolfsabftimmung unterbreiten will.” Art. 2. Als neu wird aufgenommen: 
„Wenn wenigftens 2000 Stimmberedhtigte den Erlaß eineß neuen oder Auf⸗ 
bebung, oder Abänderung eines beſtehenden Gejches, oder endlich einen im die 
Gompetenz des Rantonsratbs fallenden Beſchluß verlangen, fo ift derſelbe ge- 
halten, den eingereichten Vorſchlag in Berathung zu ziehen und das Ergebniß 
der Volksabſtimmung zu unterbreiten (Vorſchlagsrecht). In gleicher Weiſe 
Abt das Bolt in Bundesangelegenheiten das Vorſchlagsrecht neben den Staats⸗ 
behörden na Maßgabe des Art. 81 der Bundesverfafiung aus.” Urt. 3. 
Zu 8 26 wird aufgenommen: „Abgelehen von der verfafiungsmäßigen Amis⸗ 
dauer, kann das Boll jederzeit den Kantonsrat oder den Regierungsrat, 
oder beide Behörden abberufen. Sobald ein ſolches Begehren von 4000 Stimm⸗ 
berechtigten dem Regierungsrath eingereicht wird, ift derſelbe verpfliätet, ohne 
Berzug eine allgemeine Bollsabftimmung anzuorbnen. Fällt die Stimmen 
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mehrheit für Die Abberufung aus, fo tritt für die betreffende Behörde eime 
Erneuerungswahl ein.” Ar. 4. „Die Wbgeorbueien in den Gtänbereth 
werden vom Bolt auf 3 Jahre gavählt.” Dagegen wird die Wahl and des 
Regierungsrathes direct Dur das Bolt (mie in Zürich) abgelehnt. 

5— 11. Sept. Smternationaler Arbeiter:Eongreß in Baſel. Derfelbe erflärt 
fi für Abfchaffung des inbivibuellen Grundeigenthums und erörtert 
die Frage der Abihaffung des Erbrechts. 

Es haben ſich nur 60 mit regelmäßigen Mandaten veriehene Delegirte 
eingefunden, die im Laufe der Seffion auf 78 anfleigen. Vie Theilnahme 
des Publikums iſt eine jehr mäßige Zum Präfidenten wird Young aus 
London (ein geborner Schweizer), zu Bicepräfidenten VBrisme aus Belgien 
und Bruhin aus Bafel gewählt. Das Hauptinterefie concentrirt ſich auf bie 
Debatte über die Abſchaffung des individuellen Grundeigenthums. Die vor- 
bereitende Sperialcommiffion beantragt folgende Relolution: „Zer Cowgreh 
erflärt, daß die Geſellſchaft das Net hat, das perjönlie Grundeigentum 
aufzuheben und in gemeinfames Eigenthum umzuwandeln, forwie daß dieſe 
Umwandlung eine Rothwendigfeit iR." Diefer Untrag wird mit 54 Stim⸗ 
men zum Beſchluß erhoben, 12 enthalten fi der Abſtimmung, der Net ık 
momentan abweiend. Debatte: Lukraft: Die Erfihrung zeigt, daß die 
Einzelwirthfchaft nichts taugt, indem fie die Geſellſchaft zu der gegenwärtigen 
Beonomifchen Lage gebracht hat. Biefe Erfahrung muk man fi zu Ruten 
maden und Grund und Boden zum collectiven Eigenthum umgeftalten. Wolle 
man die Nichtigkeit diefes Brundfages darum beftreiten, weil bis dahin fehr 
wenige praktiiche Verſuche mit dem Grundeigenthum gemecht und Diejelben 
meiftens miklungen find, jo müßte man auf den Fortſchritt ın allen Gebieten 
verzichten. Stepney: Die Eollectivität iſt ftärfer und klüger als die Indi⸗ 
vidualität. Balunin: Der Boden ift von jeher Gemeingut geweſen: das 
Brivateigentyum an demjelben ift nur durch Eroberung und rohe Gewalt 
begründet worden und bat demnad Leine Berechtigung. Ohne Gleichheit in 
dieſer Beziehung ift Leine freiheit moglich. Leſſner: Endlich babe ih auf 
die Wiffenichaft bereitS für den Gollectivismus entſchieden, indem fie anerkennt, 
daß der Broßbetrieb der Landwirthſchaft mehr rentire als die Zwergwirthichaft. 
— Ueber die Art und Weife, wie die Geſellſchaft den Boden nad Aufhebung 
des perjönlicgen Eigenthumss bebauen und benugen fol, kann man fi) midk 
einigen. Die Majorität der Commiſſion und des Gongreffes meint, daß ber 
Grund und Boden durch die folibariich verbundene Gemeinde bebaut und au 
gebeutet werden mäffe; die Minorität dagegen, daß die Geiellichaft die Bear⸗ 
beitung von Grund und Boden entweder den einzelnen Landarbeitern oder 
aber vorzugsweiſe agricolen Productivgenoſſenſchaften genen Bezahlung ver 
Vodenrente an die Gollectivgemeinde überlafien müſſe. Cinige wollen ferner 
das Grundeigenthum in die Hände der Eollectivität zurüdbringen auf dem 
rechtlichen Wege des Rüdtaufes, andere auf demjenigen bloßer Gewalt und 
tebolutionärer Erhebung. In letzterer Hinſicht räth Bakunin die ſociale 
Liquidation an, d. h. die Expropriation aller gegenwärtigen Eigenthümer durch 
die Vernichtung des politiſchen und Nechtsſtaates, welcher die einzige Garantie 
der heutigen Eigenthumsverhälmiſſe ſei, die vollſtändige und thatſächliche 
Expropriation durch die Macht der Umſtände und Thatjachen. — Bei der 
zweiten Frage, die Abſchaffung der Erbſchaft, find die Meinungen ſchon mehr 
getbeilt. e Commiflionsmajorität, durch Bakunin beeinflußt, will abfolute 
Abſchaffung der Erbſchaft, in directer und indirecter Zinie, erhält aber bei der 
Abflimmung nur 32 Etimmen dafiir, während 23 ſich entſchieden dagegen 
erflären und bie übrigen fi der Abftimmung enthalten oder abweſend fin. 
Da die 32 Stimmen nicht die abfolute Majorität bilden, wird der Commiſ⸗ 
Ronsantrag vom Präfidenten für verworfen erflärt. Ectarius Untrag, die 
directe Erbſchaft je nach der Höhe mit einer progreſſiven Steuer zu belaſten 
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und die teftamentariichen Verfügungen zu Bunften indirecter und lachender 
Erben zu anulliren und den Betrag der ganzen Bejellichaft für Beflerung der 
Schulen x. zu überweilen, wird abgelehnt, fo daß die Frage porerfl unent« 
ſchieden bleibt. — Bezüglich der Frage wegen Drganifation von Gewerks⸗ 
genoſſenſchaften oder „Vereinen zu gemeinfamen Widerftand gegen die Arbeit- 
geber” werden einftimmig folgende drei Nefolutionen angenommen: 1) In 
allen Ländern ift die Bildung von Gewerlögenofienichaften (Widerſtandsvereinen) 
energiſch anzuftreben. 2) Wenn die einzelnen Gewerkögenofienihaften und 
drtlichen Sectionen gebildet find, follen fie fih mit der internationalen Geſell⸗ 
ſchaft in Verbindung ſehen. 3) Der Congreß ladet den Generalrath ein, im 
Tal des Bebürfnifies die internationale Verbindung der Widerſtandsvereine 
aller Länder zu vermitteln.” — Außerdem werden die Berichte des Generals 
raths und der einzelnen Gentraliectionen von den verjch'edenen Ländern vers 
lefen. Dieſe Berichte betreffen hauptſjächlich die Thätinfet und Austehnung 
der Aſſociation vermittelt Strifes und jchildern in grellen Farben die falſche 
Auffafjung und Mikachtung von Seiten der Rapitaliften und Arbeitgeber 
gegenüber den Arbeitern. Am interefianteften ift der Bericht Niebinecht's, 
welcher einen vollftändigen geſchichtlichen Lcherblid der Arbeiterbemegungen 
Deutſchlands in den letzten zwanzig Jahren gibt und nachweiſt, daß die Ar⸗ 
beiterführer à Ja Schweiger, melde nur für materielle Intereſſen der Arbeiter 
ohne Förderung der politiichen Freiheit agitiren, für die Reaction und den 
Caſarismus wirfen. Ver Berichterftatter der zahlreihen deutſchen Arbeiter⸗ 
vereine der Schweiz, Gögg, gibt Beranlafjung zu einer Ichhaften Scene, in⸗ 
dem der zu den Ultras gehörende Präfident Poung (ſelbſt ein Schweizer) fein 
Bedauern ausipricht, daR Gögg die Schmweizerrepublit gnelobt Habe. Gögg 
hatte einfach gefagt, daß tie deutichen Arbeiter in der Schweiz einen großen 
Bortheil haben, den Werth einer Republik jchäten zu lernen und daß fie, ins 
alte Vaterland zurüdgelehrt, für eine Republik und zwar für eine beſſere, die 
focialsdemofratifche, Propaganda machen werden, da fie auch die noch vorhan⸗ 
denen Mängel der Echmweizerrepublil erfannt haben. Riitinghaufen tritt ener⸗ 
giſch gegen den Tadel Young's zu Gunften Gögg's in die Schranfen. 
Schließlich wird für das nädfte Jahr Paris als Congreßort beftimmt, der 
bisherige Generalrath wieder gewählt und der ſocial⸗demokratiſchen Republik 
der Zukunft ein Hoch gebradit. 

414— 19. Erpt. Berfammlung ter Friedens- und reiheiteliga in Lau⸗ 
fanne. Die Verhandlungen zeichnen fi vor benen ber beiden leß: 
ten Jahre durdy Ernft und Würde aus. 

Debatten und Beſchlüſſe. I. Allgemeine DOrganijation: 
Charles Lemonnier begründet die zum erften Gegenftand der TageBordnung 
vor geſchlagene Reiolution. Dieſelbe Tautet mit Hinweglafiung der Motive: 
„Der Gongreß erklärt, das einzige Mittel, den Frieden in Europa zu fichern, 
ift die Bildung einer Föderation der Bölfer unter den Namen: Vereinigte 
Staaten von Europa. Die Regierung diefer Union muß republikaniſch und 
föderativ fein, d. 5. fie muß beruhen auf dem Princip der Souveränetät des 
Volles und die Autonomie und Unabbängigleit jedes Gliedes der Yöderation 
achten. Die Geftaltung der Regierung muß vervolllommmungsfähig fein. Tie 
europäildde Föderation muß jedem der Völker, die ihr angehören, garantiren: 
a) die Souveränetät und Autonomie, b) die individuelle Freiheit, c) die Freie 
heit der Abſtimmung, d) Prehfreiheit, e) Bereind- und Berfammlungsfreiheit, 
f) Sewiflensfreiheit, e) die Freiheit der Arbeit ohne Ausbeutung der Arbeiter, 
b) die wirkliche perjönliche Verantworilichkeit aller Beamten der Executive. 
Rein Bolt kann in die europäiſche Conföderation eintreten, wenn e8 nicht ſchon 
vol ausübt: das allgemeine Stimmrecht, das Recht, die Steuern zu bemwilligen 
und zu verweigern, daß Recht Frieden zu fchlieken und Krieg zu erklären 
das Recht, politische Bundniſſe und Kandelsverträge zu ſchließen und zu rati⸗ 
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ficiren, das Necht, feine Verfaſſung ſelbſt zu vervollkommnen.“ Ludwig 
Simon von Trier bezeichnet den Föderalismus als das geeignetfte Sykrm 
um die Gejellichaft in ein richtiges Gleichgewidht zu bringen und bie Abiezr⸗ 
birung der Freiheit durch die Gentralgewalt zu verhindern, und muende a4 
fodann zu einer fpeciellen Beurtheilung der deutichen Verhältniſſe in dirk= 
Sinne: Damit Deutihland an der Bildung der Bereinigten Staatm .:: 
Europa einen nützlichen Antbeil nehmen könne, fagte er, iſt es nethwen::: 
daß der norddeutiche Bund in feine Verfaſſung das föderative Element mt 
tefft einer wahrhaften Etaatenvertretung einführe, daß Deſterrcich fein 
Schrittes zur füderativen Einheit durch die Freiheit fortichreite und daß <u> 
deutihland durch Bolfsinitiative einen Süudbund gründe. Jules Ferrr. 
Teputirter aus Paris: Jedes Mitglied des Friedenscongreſſes müſſe care 
Hannibalseid gegen die monarchiſche Gentralifation ablegen. Daß es rn“ 
Vertreter der centraliftiichen Idee in dieſem Raume gebe, babe er nicht ermar- 
tet. Würde der Föderalismus nicht zum Siege gelangen, dann mäfle rm. 
mit Hamlet ausrufen: Tie Welt ift aus den Fugen. Gläfllicheriweiie che es 
nod nicht jo ſchlimm. Tas Haupthindernik der europäilden Föderation fer 
die beiden Eäfaren dieſſeits und jenfeitö des Rheins. Beide fireben nad der 
Hegemonie in Europa, und die Hegemonie ſei der Gontraft der Yöderan:- 
An dem Streben Oeſterreichs und Preußens nach der Hegemonie in Teuo 
land mußte der deutſche Bund früh oder fpät zu Grunde gehen. Die dur 
ſtiſche Wirthſchaft fer der böfe Genius der Menſchheit. Die Eentraliiat::: 
müſſe deshalb befeitigt werden, weil fie fih auf ausſchließlich freiheiisten:- 
liche Elemente ftüge. (68 jeien die die Armee, die Geiſtlichkeit, die Adınin- 
ftration, die Geriche. Nehme man dieſen Elementen den Einfluß auf ter 
Staat, dann könne derfelbe fich frei entwideln. Gattineau: Die Eentrcii- 
fation hat die NRepublif begründet. Ferry: Die Centralilation bat die Kr- 
publit zweimal vernichtet. (Beifall, Lärm.). Die franzöfiide Gentralü:r:e 
jet rein monarchiſchen Urſprungs. Richelien babe fie inaugurirt ala Warı 
gegen Oeſterreich; Ludwig XIV. habe fie gefördert als Mittel zur Grla 
gung der Hegemonie in Europa. Der Convent babe fi ihrer allerdings 
vorübergehend bedient. Aber dieß war nur ein Orkan; erſt Rapolemm I. 
habe die Gentralifation nah dem 18. Brumaire in en Syſtem gebracht 
Napoleon der Neffe babe nah dem Staatsſtreich die abminiftrative Eentreli- 
fation auf die Spike getrieben. Er habe aber bald bemerkt, daß er mit ber 
felben nicht ausreihe, darum babe er ſchon 18 Monate nad dem Staats⸗ 
ftreiche die Armee zu Hilfe genommen und einen Krieg provocirt, dem beld 
ein zweiter, ein dritter Krieg folgte. So lange die Kriege glücklich waren, 
konnte fih die Tyrannei behaupten, aber jeit dem traurigen Ende des Hab: 
burgers in Mexico want fie plöglih in allen Fugen. Was Frankreich jet 
Noth thut, ift eine ſchwache Regierung; jo lange die franzöſiſche Eentralijatira 
nicht gebrochen wird, ift Frankreich ſiets eine Gefahr für feine Nadbern. 
Mit der Centraliſation ſei jede parlamentarifche Regierung eine Xäufchung. 
Selbſt die Republik jei unhaltbar ohne Lecentralifation ; fie verfalle erft der 
Corruption, dann der Gewalt. Unter Louis Philipp ging der Barlamız- 
tarismus in Fäulniß über; Napoleon III. überfiel ihn aus einem Sinterhalte 
und vernichtete Ihn. Bon Brantreih aus müfle der Anſtoß zur Mefeitigung 
des Militariemus ausgehen. Wird er in Frankreich geſtürzt, jo lann er fid 
auch in Deutihland feinen Monat mehr halten. Builion, freireligiöier 
Prediger von Reuchätel: will von den hoben Idealen ins tägliche Leben 
zurüdfehren; er räth, anflatt der großen Zeitungen Fleine Flugblätier in 
die Hände des Volles zu liefern, um die 200 Millionen zu gewinnen, von 

denen ſchon die Rede geweſen und gefagt worden, daB fie noch fein Wort 

mitgefprochen; den Militarismus, den Gäfarismus in allen Herzen und 

freien Beiftern der Maſſe des Volles, im Alltagsleben, im Leben der Familie, 

in den Tagesgeidyäften, in der Erziehung der. Kinder zu belämpfen. „Unfer 
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Kinder Ipielm mit Soldaten, mit Säbel und Flinte, mit den Inſtrumenten 
zum Töodten; unjere Töchter laflen fi durch die fchöne Uniform beftechen. 
Nieder mit den Uniformen der Soldaten, der Priefter, der Beamten, c8 find 
doch nur Livreen! DO, daß ein Boltaire käme, der mit Geift die Fuchtel ein 
Jahrzehnt ſchwänge über unfere militärischen Gewohnheiten in allen Kreijen, 
in allen Geſellſchaften, in allen Schulen, felbft derer, die den Militarismus 
befämpfen. Bor allem aber ift es eine furdhtbare Entwürdigung des Namens 
Gottes, wenn von einem „Sotte der Schlachten“ geiproden wird, Entwürbi- 
gung der Erziehung, wenn in den Schulen Alexander, Cäſar als Dufter hin» 
geitellt, dann Rapoleon und Seineögleichen in den Sitten der Jugend, derBölfer 
auf den Thron der jungen Geifter erhoben werben. Nieder mit diefen Schlacht⸗ 
beiden nieder mit dem „Gotte der Schlachten”, defien Erhebung ein blutiger 
Hohn gegen die Gottheit, gegen den Gott der Liebe, des Chriſtenthums ift. 
Beginnen wir den Kampf gegen diefe Richtung des Lebens überall, wo wir 
fönnen! Theilen wir uns in die Arbeit, widerftehen wir auf allen Wegen 
den Sitten, den Lebensrichtungen, die den Tespoten helfen, aus den Dienjchen 
Kanonenfutter zu machen. Das ganze Boll muß hefehrt werden, daß das 
gegen ſich zu erheben feine erfte Pflicht if, daß es den Muth haben muß 
„Nein” zu jagen. Wenn erft einmal Hundert und gar taufend Mann des 
Volkes ofien als Nefrattäre alle geſetzlichen Folgen des „Nein“ über fid) 
ergehen laffen, dann wird der Militarismus bald gebrochen fein. Man muß die 
Ueberzeugung erlangen, daß man ein Verbrechen begeht, wenn man Krieg füh- 
ren, Menſchen tödten hilft; man muß für diefe Ueberzeugung zu leiden, zu 
opfern, fih im Talle ter Noth tödten zu laflen bereit fein. Gebt das Beiſpiel! 
Tie Tugend ift anftedend, und ihr mwerft die Tyrannei aller Napoleone der Ver⸗ 
gangenheit, der Gegenwart und Zukunft über den Haufen.* (Furchtbarer Beifalls⸗ 
flurm.) Benedey ftellt den Antrag, die Rede in hunderttaufend Ereniplaren 
druden und im Namen des Eongrefjes überallhin verbreiten zu laffen. Ein neuer 
Beifalsfturm genehmigt den Antrag. Die Refolution wird fchliekli ange» 
nommen mit einem Amendement von Mie aus Baris, der auh die Wal 
der richterliden Beamten verlangt. II. Den zweiten Gegenftand der Bera⸗ 
thung bildet die pohniſche, die orientalifhe und die czechiſche 
Frage. Die beantragte Reiolution hierüber lautet: „Die polniiche Frage, 
die orientalifhe Frage und die czechifche Frage müflen wie alle andern prac« 
tijch gelöft werden durch die mweitefte Anwendung des allgemeinen Princips der 
Autonontie der Völker. In Uebereinftimmung hiermit und indem ein ein« 
gehendes Etudium der verfchiedenen mit diefen ragen verbundenen Interefſſen 
für nothwendig erkannt wird, beichließt der Congreß, dab eine aus 5 Mit⸗ 
gliedern beftehende Sperialcommifiion ernannt werde, welche beauftragt werden 
fol, alle auf dieſe Fragen bezüglichen Documente zu fjammeln, und weift das 
Eentralcomite an, den Präfidenten und die Mitglieder diefer Commifjion zu 
ernennen.” Sonnemann von Frankfurt beantragt, die Miteinbezichung der 
czechiſchen Frage zu reichen, damit man nicht den Prätenfionen der Czechen 
ein unverdientes Relief gebe; jolange Rußland in feinem gegenwärtigen Zu⸗ 
ftande verharre, fei eine Losreikung Böhmens eine Gefahr für Deutihland; 
wer diefe jet ſchon fordere, arbeite nur für Hrn. dv. Bisnard und für Ruß» 
lend. Während von Seiten der anweienden Tyranzofen diverſe Lanzen für die 
Czechen eingelegt werden, unterflüten Simon von Trier und Venedey leb- 
haft den Sonnemann’ihen Antrag. Eimon madt darauf aufmerffam, daß 
Ion die preußtichen Generale im Jahre 1866 in Böhmen von einer „czechi⸗ 
Ihen Trage” geſprochen hätten; ihnen dürfe der Congreß gewiß nicht zu Hilfe 
tommen. Guſtav Vogt aus Bern zeigt zwar keine beſonderen Eympathien 
für die Czechen, wünſcht aber doch eine Erwähnung der „ſlaviſchen Volfs« 
ſtämme“ an Stelle der Czechen; „wenn man nicht für Hrn. v. Bismard are 
beiten folle, meint er, fo dürfe man doch auch nicht3 für Hrn. v. Beuft thun.“ 
Dei der Abftimmung wird die Refolution des Gomite’3 unter Annahme des 
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Antrags von Sonnemann und des Vogt'ſychen Vorſchlags vos der Berie-» 

lung genehmigt, einige Anträge eines Franzofen aber, welche“ Eympct:;> 
erklärungen für die Slaven und einen Proteft gegen die ruffiichen Sreziı-- 
keiten in Polen bezweden, abgelehnt. III. Zur focialen Frage beantragt 3 
Comits folgende Rejolution: „Der Eongrek erllärt auf’3 Reue die pelicike 
und jeciale Frage für untrennbar; die eine kann nicht gelöst werben r--: 
die andere. Es ift Pflicht der Geſellſchaft, fi) unausgejeßt mit der Berbrr- 
rung der allgemeinen Bedingungen der Arbeit und des Tauſches zu beichäftier 
um die zahlreihen Mikftände zu heben, an welden die gegenwärtige rc. 
ſchaft leidet, Doch ohne der fFreiheit des Individuums Abbrud zu thun Gr 
folgenden politiichen Bebingungen find unumgänglid, um eine üconsmi 
Reform wirkſam zu machen: republilanifch-füderative Regierung, directe Geic. 
gebung durch's Volk, obligatorifcher und unentgeltliher Echulunterridk, 4: 


jeder Art der Arbeit die Intervention des Geſetzgebers gegenüber einfeir:= 
Privatreglements, Einrichtung von Syndilaten für Arbeiter und Arbeitgeber.‘ 
Bögg ſtellt diefer Nefolution cine Reihe von Anträgen gegenüber, we:d: 
im Oanzen den Beihlüffen des Baſeler Eongrefles analog find. Er verlar-t 
Gollectiveigentyum des Grundbeſitzes, Abſchaffung der indirecten und Babe 
haltung der directen Erbſchaft. Sonnemann beantragt, als weitere Maprege:z 
zur Löfung der focialen Frage zu bezeichnen: Errichtung großer Creditinftitute 
durch den Staat, Feſtſetzung normaler Arbeitsflunden, Schug der Wrberer 
gegen die Ungeredhtigfeiten der Fabrikordnungen, Verbot der Kinderarbeit. Son 
anderer Seite wird in der Freiheit der Aflociation das beſte und einz::e 
Mittel einer gedeihlichen Zöfung gefunden und beantragt, über die Boridli.t 
der Eommilfion zur Tagesordnung Überzugehen. Samber aus Golumsı 
tritt den communiftifden Ideen Göggs unter lebhaftem Beifall der Berſamm⸗ 
lung kräftig entgegen. Er bezeichnet fie als einen Hinterhalt, weldgen der | 
Caſarismus den Arbeitern lege; man hoffe, dadurch das rothe Beipenft heravi⸗ 
zubeſchwören und die Völker jo viel länger nieverzubalten. Tie einzig frucht⸗ 
bare Löſung der jog. focialen Frage liege in der einfaden Durdführung der 
individuellen Freiheit und der Menſchenrechte. Der Redner ſpricht fich daber 
entichieden zu Gunſten der freien Goncurrenz gegen die Staatshilfe aus. Fe 
der Abftimmung wird der die politifchen Bebingungen einer Reform enthal- 
tende Theil der Refolution unter Hinzufügung der „Abihaffung der Tone 
ftirafe ohne Ausnahme“ als einer weiteren Bedingung angenommen, ber am 
dere Theil dagegen, welder die nothwendigen dconomiſchen Maßregein be 
zeichnet, wird mit den bezüglichen Amendement$ einer Specialcommiſſion übrr- 
wielen. Zum Schluß fordert Bictor Hugo zur Berjöhnung und Bereinigung 
der NRepublifaner und Socialiften auf, worauf in das Centralcomité aufrı 
Barni als Präfidenten, Gögg und auch deflen Frau gewählt werden. Te 
Sig der Kiga ift fortan in Genf fatt in Bern. 


15. Eept. Aufammentritt ber internationalen Gotthardconferenz in Bern. 


20. 


Es find auf derfelben ber Bunbesrath, die Regierungen bes norkt. 
Bundes, Vadens, Italiens und die ſchweiz. Gottharbconferenz vertreten, 
denen fi fpäter auch noch ein Vertreter Württembergs anſchließt. 
Yundesrath Welti wird zum Präfidenten der Conferenz gewählt. 

„ Der Schweiz. Juriſtenverein ſpricht fih für bie Wünfchbarfeit 

einer Einheit der ſchweiz. Etrafgefebgebung aus. | 
„ (Genf). Großartige (nachträgliche) Feier des 5Ojährigen Jubi⸗ 
läuns bes befinitiven Anſchluſſes an die Schweiz, Enthüllung bei 
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Denkmals. Feftrebe des Gen. Dufour. Volksbankette in allen Stabt- 
vierteln unter freiem Himmel. Die Orbnung ift eine vollfommene. 


6. De. Der Bunbesrath beſchließt, ſeine Intervention in der Ange⸗ 


10. 


13. 


legenheit einer Anzahl junger Frankfurter, welche ein ſchweiz. Bürger⸗ 
recht erworben haben, um ſich auf dieſe Weiſe der allg. Wehrpflicht 
in Preußen zu entziehen und daher von der preußiſchen Regierung 
mit der Ausweiſung bedroht wurden, zu verweigern, ausgenommen 
in ben Fällen, wo ganze Familien bag Schweizer Bürgerrecht er: 
wörben baben. 


Rah den vom politiiden Departement angeftellten Erhebungen haben 
in allen 26 Fällen, in welchen beim Bundesrath Beſchwerde geführt wird, 
mit Ausnahme eineß einzigen, nicht die Eltern ſammt ihren Kindern fi um 
die ſchweizeriſche Naturalifation beworben, und ihrem alten Baterland den 
Rüden gefehrt, weil es feine Selbfländigfeit verloren, ſondern diejelben haben 
lediglih ihre 5 bis 17 Jahre alten Söhne in das Schweizer Bürgerrecht 
eingefauft, bei denen von politifcher Ueberzeugung nicht die Rede jein Tann, 
und es fi offenbar nur darum handelt, ihnen.ohne alle politischen Motive 
die Vortheile, melde der Aufenthalt in Frankfurt a. M. ihnen bietet, zu⸗ 
gänglich zu machen, und fie doch dabei vor den Nachtheilen zu wahren, melde 
mit nn nrenbiiten Bürgerrecht wie mit ‚dem eines jeden andern Staats ver» 
un n 


„ Reuenburg). Die Synode ber Geiſtlichkeit will, unter Be: 
bingungen, dem Berlangen nad Trennung von Kirde und Staat 
entiprehen und beſchließt einftimmig eine Adreſſe an die Gemeinde 
auf folgenden Grundlagen: 

1) Die Kirche verzichtet auf jede andere Unterflügung von Seite des 
Staates, als die, melde aus den Erträgnifien des Kirchenvermögens möglich 
iR; 2) als Erjag für das Opfer, welches fie fi mit diefem Verzicht aufer- 
legt, fordert fie das Recht, fich jelbftändig zu organifiren und zu abminiftriren. 


„» (Solothurn). Volksabſtimmung über bie revidirte Verfaffung 
vom 2. Septeinber. Diejelbe wirb mit 7708 gegen 3478 Stimmen 
angenommen. 


„ Schluß der internationalen Gottharbeonferenz in Bern, Schluß: 
protofoll derfelben und Abichluß eines Seperatvertrages zwiſchen ber 
Schweiz und Italien. Erklärungen ber verfchiebenen Delegirten be: 
züglih der Bertheiligung an den Eubfidien, 

In den Eonferenzen zeigte fih von Anfang an, daß die Abgeordneten 
der verſchiedenen Staaten jehr ungleich bevollmächtigt waren. Die ‚Einen, wie 
Italien und die Schweiz, hatten Vollmachten zum Abſchluß eines förmlichen 
definitiven Vertrages, die Abgeorbneten der deutſchen Staaten dagegen hatten 
beſchränktere Vollmachten, beſonders bezüglich etwaiger Subventionsverjpres 
Hungen. Hinwiederum flimmten die Inftructionen ſaͤmmtlicher Bevollmäch⸗ 
tigten darin überein, daß fie dahin traten follen, ein Project zu formuliren, 
welches als Anhaltspunlt des Maßes der von jedem Staate der Unternehmung 
zu gewährenden Eubfidien dienen könnte. Dieſes beſchränktere Ziel verfolgten 
die Eonferenzen nad allen Richtungen mit der größten Ausdauer. Es wurden 
nacheinander die Tragen des Baues der Bahn, diejenigen ‚des Betriebes, der 
finanziellen Stellung der Unternehmung und der fubbentionirenden Staaten 
zu derjelben, die Stellung der Bundesbehörben zur Unternehmung und zu 
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den Übrigen Vertragsſtaaten, die politiſchen und militäriſchen Garantım ı\ 
mehr dur) Specialcommiffionen vorberathen und ſodann in allgememm Er. 
ferenzen erledigt. Die Verhandlungen maren namentlich in jenen Eye. 
commiffionen äußerfi zäber Natur. Indeß gelang es zuletzt doch. Aber ı% 
weientlichen Punkte zu einer Einigung zu gelangen. Die Reiultate tr 
Einigung werden in dem SchlußprotoFfoll niedergelegt, welches von x: 
Vertretern jämmtliher Staaten unterzeichnet wird. Das Schlukprotolsi = | 
fimmt die Netlänge auf 203 Kilometer, das Höhenmarimum über ber 
Meeresipiegel auf 1162%, Meter, das Steigungsmarimum auf 25 zu 1" 
und die Bauzeit des Tunnels auf 9 Jahre. Der Tranfitdienfi win r. 
Einverftändnik mit den fubventionirenden Staaten organüirt. Die Rahrır:: 
der ſchweizeriſchen Neutralität und Randesvertheidigung wird vorbehalten. I: 
fubventionirenden Staaten nehmen an dem Ertrage Theil, wenn die Di— 
dende der Actien 7 Procent überfteigt. Italien trägt 45, die Schweiz 
Baden 3 Millionen bei. Der norddeutihe Bund wird grundfäglich Inbre- 
tioniren, behält fih aber die Beitimmung des Betrag vor. Württember: 
behält fi die grundfäglice Entiheidung vor. Dieß Protokoll hat natär.:: 
für feinen der dabei mitwirfenden Staaten verbindliche Kraft, jondern es comtarır: 
nur die ftattgehabte Einigung über die darin behandelten Punkte. Es wurde z 
deß von verfchiedenen Seiten gewünſcht, daß die Abgeordneten derjenigen Staaten 
welche weitergehende Vollmachten hatten, diefe benügen, um das im die 
Schlußprotofoll niedergelegte Rejultat zu einem förmlichen Bertrage unter 4 
zu geftalten. Es brachte die die Angelegenheit nit nur für die vertrer 
ſchließenden Theile jelbft zu einem gewiſſen Abſchluß, fondern es bot dieies 
Verfahren auch den übrigen Staaten den Bortheil, daß für das weitere Bar- 
gehen eine fefte Grundlage gewonnen war, auf welche fie fih nunmehr Ri;r 
fönnen. In Folge diefer Anregung und im Einverſtändniß mit der Con 
ferenz ſchritten Italien und die Schweiz zum Abichlufle eines Separatver- 
trages, welcher wörtlid mit jenem Schlußprotofoll vom 13. October über 
einftimmt, mit dem Beilage, daß der Vertrag nur dann in Giltigkeit tree. 
wenn die deutfchen Staaten binnen ſechs Monaten, vom 1. Rovember an cr 
rechnet, auch die für fie in Ausficht genommenen Subiidienjummen botiren, :: 
welchem {Falle fie dur einfachen Zutritt zum abgejichlofienen Bertrage aut 
in alle Rechte der jekigen Vertragsſtaaten eintreten können. 


19.—21. Oct. Außerorbentlihe Ecijion der Qundesverfammlung: Etänte 
rath und Nationalrath genchmigen bie Concejlionen für tie Ger: 
hard- und Splügenbahn und jtellen bie Concejfionsbebingungen ief. 


31. „ Erneuerungsiwahlen zum Nationalrathe, Dieſelben ergeben mandkeric: 
Veränderungen, aber im ganzen fein weſentlich anderes Berbältnik 
ber Parteien im Nationalrathe als bisher. 


„rn (Bern). Erfte Referenbumsabitimmungen bes Volkes. Diefelben 
bemeijen, daß das Volk in feiner Mehrheit für bie neue Inſtitutien 
reif ift. | 

Die der erften Abftimmung durch daß Referendum unterflellten Bei: 
find zwei Branntweingejege, welche tief in die materiellen \nterefien einer ned 
ihrer dconomiſchen und jocialen Stellung ziemlih einflußreihen Bevölkerungs 
Haffe einfchneiden und einen ftarfen Eingriff der ftaatlihen Oberauffñcht : 
die Sphäre der gewerblichen Freiheit des Individuums, allerdings im Inter⸗ 
effe und zum Wohle der Gefammtheit und zur Steuer gegen eine ſociale 
Randescalamität, darftellen. Beide Gejege werden vom Volke mit großer 
Mehrheit angenommen. 
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"7. Nov. (Züri). Erſte Volko⸗Referendumsabſtimmung nad) ber neuen 
Berfaffung. Diefelbe gebt unter Iebhafter Betheiligung in aller 
Ruhe und Ordnung vor fi: 

Stimmberedtigte: 65048. Stimmende: 47,842. Geſetz betreffend Aus⸗ 
rüftung der Wehrpfliätigen 41,182 Ya, 4356 Nein; betreffend Salzpreis- 
reduction 40,091 Ja, 5531 Nein; betreffend Kantonalbant 37,025 Ja, 8041 
Rein; betreffend Wahl der Beamten 38,349 Ya, 6073 Nein. 


14. „ (Senf). Neuwahl bes Etaatsrathe: die Liſte ber Indepen— 

| benien (Liberal:Conjervativen) erringt neuerdings einen volljtändigen 
Sieg. Gegen ca. 6000 Etimmen bringen bie Radicalen nur 
5000 auf. 


„ (Sraubünden), Das Voll verwirft in allg. Abftimmung 
ale ibm vom Gr. Rathe gemadten Vorlagen — bie neue Ber: 
fafjung, das Wehrgeſetz und den Beitritt zum Eheconcorbat, Ichteren 
indeß nur mit Peiner Mehrheit. 


19. „ (Reuenburg) Der Gr. Rath beihliegt mit 43 gegen 38 St. 
bie Ausarbeitung eines neuen Wahlgefeges, das auch ben Minoritäten 
bie Vertretung im Gr. Rathe fihern fol. 


22. „ (Zürid) Der Kantonsrath wählt Volkmar jtatt A. Schweizer, 
bas langjährige Haupt ber freifinnigen kirchlichen Partei, als erites 
Mitglicb in ben Kirchenrath. Der Iebtere wird barauf von ber 
Synode ihrerfeits gemählt, nimmt aber die Wahl nicht an. 


23. „ (Aargau) Ber Gr. Rath ftellt in erfter Berathung die dem 
Volke neuerbings vorzulegenden Verfaſſungs-Neviſionspunkte feſt. 
Die Referendums⸗ und Initiativartikel lauten: „TI. Der Genehmigung des Volkes 
find folgende Erlaſſe des Gr. Rathes zu unterftellen: a) alle von demjelben erlaſſe⸗ 
nen Bejeße; b) die von ihm genehmigten Staat$verträge und Eoncordate; c) Staats⸗ 
anleihen von mehr als einer Million; d) Schlußnahmen des Er. Rathes, welche eine 
neue einmalige Aufgabe für einen beitimmten Zweck von mehr als Fr. 250,000, 
oder eine neue, jährlich mwiederfehrende Ausgabe von mehr als Fr. 25,000 
zur Folge haben; e) im erften Jahre jeder Berwaltungsperiode die muth- 
maßliche Steueranlage auf je vier Jahre, unter Borlage eines jummarijchen 
Boranichlages der Einnahmen und nothwendigen Ausgaben des Staates wäh 
rend diefer Zeit; f) alle weitern Beſchlüſſe des Gr. Nathes, bei denen es von 
einem Drittheil der Mitglieder verlangt wird. Die Bollsabfimmung, zu 
welder die Stimmberedtigten in gejeglicher Weiſe verpflichtet find, findet ordent- 
Iiher Weile zwei Mal im Jahr, im Frühling und im Herbſt, in den gejeh- 
lichen Berfammlungen flatt. Für die Amahme oder Verwerfung eines Er⸗ 
laſſes ift die Mehrheit der in gejeglicher Anzahl an der Abftimmung theil« 
nehmenden Bürger erforderlih. JI. Ein neues Geſetz ſoll erlafien und ein 
beftehende8 einer ganzen oder theilweilen Abänderung unterworfen werden, 
wenn 5000 flimmfähige Bürger e8 unter Angabe der Gründe verlangen und 
hierauf — falls der Gr. Rath nit von fih aus entipridht — die abjolute 
Mehrheit der gejeglich in den Gemeinden mittelft Wahlbüreaux abftimmenden 
Bürger fih dafür ausgefprodhen hat. Dem Gr. Rathe Steht das Recht zu, 
von fih aus noch andere Fragen der Volksabſtimmung zu unterftellen”. 
Die zweite Berathung des Gr. Rathes foll in drei Monaten 


borgenommen werben. 
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25. Nov. (Bern). Gr. Rath: Berathung eines neuen Primeriäd: 
gefeßee. “Debatte über bie Stellung bes Religioneunterridgts im ke 
Staatsſchule. 


Die Regierung will in $ 1 die Religion als UnterrichtsSgegenſtand gen 
wifien und in 8 11 den Beſuch des Religionsunterrichts für obligeteni = e 
Hären, außer „für reformirte Kinder in kath. Schulen und uıngelehrt, vw 
für foldde Kinder, die feiner der beiden Landesfirden angehören”. Die Bei 
heit der Gommilfion will vom obligatorifchen Beſuche des Religionsunkenz: 
auch diejenigen Kinder ausnehmen, „deren Eltern die Erklärung abgeben, :s: 
fie ihre Kinder nicht in den Lehren der Landesfirdde unterrichten laſſen wein‘ 
Reg. Rath Yolifaint trägt darauf an, den Religionsunterricht völlig au x 
ſtaatlichen Schule auszuiceiden, denjelben den Gonfeffionen zu überlakı r: 
den dffentliden Schulunterriht auf die Bafis der allg. menſchlichen ix 
zu ftellen. — Bor der Abftimmung zieht Yolifjaint Seinen Untrag jım 
und weicht damit einer Abſtimmung aus, die vorausſichtlich gegen bes Pr::i: 
der Trennung entidieden hätte. Die beiden 88 werden mit Wehrheit in 'r, 
gender Tyaflung angenommen: Im rt. 1 wird die Religion unter die intern 
gegenftände aufgenommen: „riftliche Religionslehre und zwar die evangen 
teformirte in den reformirten, die romiſch⸗katholijche Religionslehre in B: 
katholiſchen Schulen“. $ 11. Reformirte Kinder in latholiſchen Schulen ıt 
katholiſche Kinder in reformirten Schulen, ſowie ſolche Kinder, welde fear 
von beiden Nandestirden angehören, find nicht gehalten, am Religionsumre: 
richte Theil zu nehmen." Schließlich wird mit 148 gegen bloß 5 Stimme 
die periodiſche Wahl der Primarlehrer befchlofien und diejelbe im die Hank 
der Gemeindeverfammlungen gelegt. 


30. „  (Zeilin). Der Gr. Rath beihlicht nun doch, den Gemeint: 
das Net der Abberufung ber Geiſtlichen und zwar durch abielar 
Mehrheit (ſtatt zwei Drittel, wie zuerjt angenommen werben war) 
einzuräumen. 


EGBGB 72 [| __— ri ——— — — —— ————— — — — 


2. Tee. (Zürich). Kantonsrath: Debatte über cin ncucs Etenergde. 
Auf den Antrag der Regierung mwirb mit 138 gegen 65 Etimmr | 
(22 abweſend) bez. der VBermögensfteuer beſchloſſen, die Selbſttaxratien 
nicht bloß wie bisher durch bie Taration der Eteuercommülien 
fondern tur eine obligatorijche amtlihe Vermögens: jnventarijatirz 
zu controliren. 


— „ Das Gotthardeomité, das vor ber internationalen Stier | 
conferenz nur 15 Mil. Fr. Eubfibien für die Schweiz angenem: 
men und nur ca. 14 Mill. zufammengebradt hatte, vertbeilt kie 
nah den Beſchlüſſen jener Eonferenz noch fehlenden 6 Mill. auf ' 
die zunächft betheiligten Eiſenbahngeſellſchaften und die auch betkei: 
ligten aber noch nicht herbeigezogenen Kantone. 


6.—20. „ Winterjeffion der Bundesverjammlung. Der Bunbesratt | 
und cbenjo das Bundesgericht werten in allen ihren bisherigen 
Mitgliedern wieber gewählt. Es wirb beidlofien, dem eidg. Fely | 
tehnicum eine umfafiende landwirthſchaftliche Abtheilung beizufü.en. 
Anregung bez. Errihtung einer ober mehrerer höherer eidg. Unterriätt: 
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anſtalten in der franz. Schweiz. Interpellation bez. Anwendung 

- von Zwangemitteln behujs Erzielung von Geſtändniſſen (in Zug). 
Unerwarteter Beſchluß beider Räthe zu Gunſten ciner Revifion der 

Bundesverfaſſung. 

Ruchonnet (Waadt) Hatte im Laufe der Seſſion im Nationalrathe eine 

Motion, betreffend bundesgejegliche Regelung des Eherechtes angekündigt. Die 
Anregung erfolgte keineswegs im Sinne einer Revifion der Bundesverfaflung, 
fondern bezweckte im Segentheil, durch Abhilfe in einem der ſchreiendſten Bedürfniſſe 

- derſelben neue Schwierigfeiten zu bereiten. Trotzdem ging der Antrag den Waadi⸗ 

- ländern noch zu weit und e8 war alle Ausficht vorhanden, daß der Rationale 

. rath durd) Bereinigung derjenigen, die von einer Veränderung der Geſetzgebung 
überhaupt nichts wiſſen wollen, namentlih eben den Waadtländern, und der 
Zinten, welche befürchteten, die Motion möchte der Bundesreviſion in ungün⸗ 
fligem Sinne präjudiciren, über diefelbe einfach zur Tagesordnung fchreiten 
werde. Unter diejen Umftänden legte fi der Bundespräfident Welti ſelbſt ins 
Mittel. Cr berief am 13. Dec, eine Berfammlung zujammen, beftehend aus 
5 Mitgliedern des Gentrums und 5 Mitgliedern der Linken; von jenem die 
HH. Heer, Beyer im Hof, Oberſt Stehlin, Brunner und Zürder, von dieler 
die HH. Anderwert, Scherer, Kaifer (Solothurn), Gaudy und Bautier. Diejer 
Beriammlung legte er zu Handen ihrer Befinnungsgenoffen folgendes Project 
vor: Das Gentrum und die Linke vereinigen fi dahin, die Motion Ruchonnet 
anzunehmen und erheblidh zu erklären, dieje Motion wird dem Bundesrathe 
zur Berichterſtattung überwieſen, derjelbe aber zugleih daran erinnert, daß 
er mit Berichterftattung über die Petition des ſchweizeriſchen Yuriftenvereins 
noch im Rüdftande ift, und eingeladen, die beiden Berichterftattungen, ſowie 
feine Anfichten darüber, in wie weit außer diejen beiden Punkten eine Bundes» 
reviſion wünfchenswerth wäre, mit möglichfter Beförderung vorzulegen. Der 
Bericht des Bundesrathes foll in allen drei Sprachen in möglihft großer 
Zahl in allen Theilen der Schweiz verbreitet und dann der Öffentlichen Mei⸗ 
nung zwei Donate lang Zeit gegeben werden, fih in der Prefie, in Berkinen 
und Berjammlungen darüber auszuſprechen; nah Berfluß von vielen zwei 
Monaten fol dann (im März oder April) die Bundesverfammlung zur An⸗ 
bandnahme der Bundesrevifion zu einer außerordentlihen Sigung einberufen 
werden; für den Fall, daR Hr. Ruchonnet, dem Drängen feiner Landsleute 
nachgebend, jeine Motion zurüdziehen follte, wird diefelbe von einem andern 
Mitgliede der Berfammlung aufgenommen; endlich behalten ſich die beiden 
revifionsfreundlichen Richtungen vor, jede für fi) ihr eigenes Revifionspros 
gramm aufzuftellen. In der Sigung des Nat. Rathes v. 21. Dec. nun ftellte 
und begründete Ruchonnet jeinen Antrag, worauf Brunner (Bern) bean- 
tragte, die Motion dem Bundesrathe zu Überweilen, aber mit dem Zuſatze 
„ihn einzuladen, Bericht und Antrag zu ftellen, in welcher Weiſe die Bundes» 
verfafjung im Sinne der Motion Ruchonnet revidirt und wie fie überhaupt 
mit den Bebürfnifien der Zeit in Einklang gebradt werden könne‘, Rad 
längerer Debatte wird der Antrag vom Nat.Rathe mit 75 gegn 25 Stim- 
men unter Namensaufruf angenommen. Der Ständerath flimmt dem Be- 
ſchlufſe jofort mit der überrajchenden Mehrheit von 23 gegen 12 Stimnien 
gleichfalls unter Namensaufruf bei. - 

7 De. (Zug). Der Gr. Rath befhließt, in Folge ber Anregung in 
ber Bundesverſammlung, einftimmig, ben Unterjuhungsbeamten die 
Weifung zu ertheilen, künftig keinerlei Zwangsmittel mehr zur Er: 
zielung eines Geſtändniſſes anzumenden. 

ende „ (Zug) Die Großratbswahlen ergeben cine Meine Mehrheit 

für die kath.conſervative Partei. 
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31. 


€. Belgien. 


San. I. Sammer: Allgemeine Berathung bed Budgets bes Smmer:. 
Die Regierung flieht fi) dabei genöthigt, fi Über mehrere wichtige Tae- 
fragen auszufprehen. Wuf die wiederholten Mahnungen wegen Einführer: 
des Schulzwangs entgegnet der Minifter Pirmez, daß er in diefe Beihränter; 
der individuellen Freiheit und der väterlichen Autorität nicht einwilligen Kirn: 
Ebenjo ſpricht er dem Staate das Recht ab, die Regelung der Arbeit verir: 
nehmen, fo weit fie Erwachſene, Männer oder Frauen, betrifft und anerlex 
diejes Net nur für die Arbeit der Kinder, ſpricht jedoch auch deßfalls = 
Ueberzeugung aus, daß ein legislatives Kinfchreiten weder einem mwirflier 
Bedurfniß entipredhe, noch die daran gefnüpften praftifhen Wirkungen x: 
einftellen würden. 





„ Der Kronprinz + nad langer Krankheit. Tiefe Niedergeichlagen 


heit des Könige. Allgemeinſte Theilnabme. Da der König nur 
mehr kinderlos ift, fo iit fein Bruber, der Graf von Flandern, re: 
erft der muthmaßliche Thronfolger. 

„Feierliches Leichenbegängniß bes Kronprinzen. Der Berluft ic 
fol. Familie erregt auch im Auslande allgemeine Theilnahme. Ner 
bas Pariſer Pays (Caſſagnac) Hält den Moment für geeignet, bs: 
Kriegsgefchrei zu erheben und auf bie Erwerbung Belgiens fir 
Frankreich zu bringen. 

„ Die franzöfiihe Oftbahn fchließt drei Fuſionsverträge mit belgi'c: 
holländiſchen Bahnen ab und zwar mit Ausbehnung ber franzct: 
ſchen Etaatsgarantie auch auf diefe Bahnen, obgleich Die belgijche Re⸗ 
gierung den betreffenden Geſellſchaften erflärt Bat, daß fie feld 
Derträge nicht würde anerkennen können (ſ. Frankreich). 


2. Febr. U. Kammer: Wieberholte Debatte über bie Klagen und Fe 


ſchwerden der vlämifhen Bevölkerung. 

De Maere (Gent) behauptet den geiftigen und fittliden Rückſtand ver 
vlämiſchen Provinzen, den er der amtlichen Bernadläffigung der Ipradlide 
Intereſſen derſelben, theilmweife aud dem Uebermaß an jog. freien (d. h. geit- 
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lichen) Schulen zufhreib Der katholiſche Kervyn de Lettenhore Halt 
die Schilderung für übertrieben, ſeit 1860 laſſe ſich überall ein erfreulicher 
Auffchwung wahrnehmen und die Exiſtenz der freien Schulen beweiſe eben den 
Aufſchwung jelbfländiger focialer Thätigkeit. Delaet (Antwerpen) eifert 
gegen die jeit 1830 befolgte Bolitit, wonach die vlämiſche Bevölkerung in ihrer 
innerften Eigenthümlichkeit, der Sprade, der walloniſchen ſyſtematiſch auf⸗ 
geopfert werde. — Die Debatte führt zu feinem Refultat: die große Mehr⸗ 
heit der vlämifchen Bevölkerung bleibt ziemlich gleichgültig. 

3. Gebr. I. Kammer: Gegen die Erwerbung mehrerer belgiſcher Eifen: 
bahnlinien durch die franzöfiihe Oſtbahngeſellſchaft unter ber 
BZinfengarantie der franzöſiſchen Regierung, wie für andere franzö⸗ 
fiſche Linien, bat bie Regierung fofort einen Gejeßesentwurf zum 
Schutze der belgiſchen Selbftändigkeit eingebradt. Debatte barüber. 
Aufihlüffe Froͤre-.Orbans. Der Entwurf mwirb mit 61 gegen 
16 Stimmen angenommen. 

Das angenommene Geſetz lautet: „Art. 1. Die Eiſenbahngeſellſchaften 
können die ihnen concedirten Linien nur mit Genehmigung der Regierung abe 
treten. Als Abtretung werden nicht allein die Conventionen angejehen, welche 
die Beräußerung einer Conceflion bezweden, jondern auch alle Acte, durch welche 
eine Gejelihaft auf dem Wege des Eontractes, der Fufion oder auf andere 
Reife den vollfländigen oder theilweiſen Betrieb einer Linie Überträgt. Art. 2. 
Im Falle der Zumiderhandlung gegen vorftehenden Artikel kann die Regierung, 
unbeſchadet der ihr aus der Geſetzgebung erwachſenden Rechte, die Verfügung 
treffen, daß die Linie, auf melde fih die fragliche Gonvention bezieht, für 
Rechnung der Geſellſchaft durch daB Departement der öffentlichen Arbeiten ver- 
waltet werde. Art. 3. Dieſe Maßregel wird durch königlichen Erlaß ange» 
ordnet. Die Regierung allein kann fie wieder aufheben, indem fie der Ge 
fellicyaft den Betrieb wieder geftattet. Wenn die Geſellſchaft die Thatſache der 
Zuwiderbandlung beftreitet, jo kann fie, mas ihre Privatinterefien betrifft, fi 
an die Gerichte menden. Sie wird abgewielen fein, wenn die Zumiderhande 
Lung feftgeftellt wird. Im entgegengeletten alle werden ihr die Gerichte als 
Entihädigung eine dem Schaden, der ihr aus der Unmöglichfeit der Leitung 
des Betriebes erwädjit, gleihlommende Summe zueriennen. Die Entihädigung 
wird auf Berlangen der Gefellihaft entweder durch eine während der ganzen 
Mauer des Staatsbetriebes jährlich zu Yeiftende Summe oder für die verfloflene 
Zeit, mit Vorbehalt der für die Zukunft zu erhebenden Anſprüche, feitgeftellt. 
Die Gerichte können verorbnen, daß mit Anfang jedes Monat8 der von ihnen 
abgeihägte vorausfidtlihe Ertrag des Gewinnes, der während des Monats 
Durch den Gefellichaftöhetrieb erzielt worden wäre, in ihre Kaſſen eingezahlt 
werde. Art. 4. Das gegenwärtige Geſetz tritt am Tage nad jeiner Ver⸗ 
Bffentlichung in Kraft." 

Frèêre⸗Orban gibt Über dies Gebahren der Eijenbahngefellichaften in 
Diefer Angelegenheit folgende Aufichlüffe: Die Regierung hatte von der Brand» 
Luxembourg⸗Geſellſchaft das Unerbieten zur Uebertragung ihrer Linien vor 
einiger Zeit erhalten und die Frage einer Unterfudgung unterzogen, als fie 
erfuhr, die franzöfifhe Geſellſchaft habe ſich bereit erklärt, die bezüglichen 
Linien an fi zu bringen. Der Bautenminifter beſchleunigte demzufolge die 
Unterfugung der Angelegenheit, und zwar im Cinvernchmen mit der Geſell⸗ 
Tchaft deB Grand-Turembourg. Dieje ſchloß defienungeadtet ein Abkommen 
mit der Parifer Gejellfchaft de l’Eft, welches jedoch Seitens des Grand-Ruzem« 
bourg als ein vorläufiges bezeichnet wurde. Die beigiiche Regierung glaubte 
dennoch, die Parijer Geſellſchaft durch den dortigen belgiſchen Vertreter von 
der mittlerweile in der Abgeordnetenkammer abgegebenen Erklärung in Kennt» 
niß jegen zu müflen, laut welcher fie nie in eine derartige Uebertragung wil⸗ 
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ligen würde. Trotz diefer WMittheilung wurbe das bezügliche Ublen-n 
20 Tage jpäter definitiv von den beiden betreffenden Geſellſchaften untergeit-= 
Auf diefe Beleidigung Belgiens glaubte die Regierung mit der Einbrin:=; 
des Gejegentwurfs antworten zu müſſen. 


15. Febr. Die officiöfe und zumal die chauviniſtiſche Parifer Preſſe irrt: 


17. 


20, 


fih mit Heftigfeit gegen das von ber IL Kammer beſchlofſene Eiſen 
babnıgefeg aus und behauptet, daß Belgien von Preußen dazu au’: 
gehetzt worben jei. 

„ Der Kriegsminifter Renarb gebt nah Paris. Das von ke 


HJ. Kammer beidlofiene Eiſenbahngeſetz wirb inzwiſchen aud iz 


Genat eingebradt. 

„ Senat: Debatte über das Eiſenbahngeſetz. Die Commiſſie 
trägt (mit nur 4 gegen 3 Stimmen) auf Genehmigung an. Re 
bes Minifterpräfidenten. Das Geſetz wird ſchließlich mit 
gegen 7 Stimmen (mehrere Senatoren enthalten fih ber Abfiim- 


mung) angenommen. 

Frere-OÖrban: conftatirt vorerſt den tiefen Eindrud, den die Borl:: 
des Geſetzes in Frankreich und zwar nicht bloß bei einigen annmerionsluficr 
Tagesblättern, jondern in unbefangenen Sreiien, welde jonft gegen ®eis.c- 
billig, ja freundlich gefinnt feien, gemadt babe. Es möge richtig ſein, dat 
die unerwartete Vorlage des Geſetzes, die fofortige Ueberweifung deſſelben er 
eine Specialcommiffion, jeine einigermaßen eilige Discufion und Annahe: 
geeignet waren, auswärts Aufſehen zu erregen. Doc fei für den, der de 
ganze Angelegenheit aufmerljam verfolgt, die Gefekesvorlage wicht aus m 
Wollen gefallen. Schon jeit drei Monaten habe die eventuelle Abtretung ® 
wifler Eifenbahnftreden in Belgien die Gemüther erregt und namentlid = 
der Preffe eine Bewegung bervorgerufen, die fi mitunter zur Leideniche 
fleigerte.” Die Aufregung war eine ſolche, daß ein Mitglied in der ankerı 
Kammer die Regierung über die Angelegenheit interpellirt habe. Die Regir 
zung habe no am 11. Dec. v. J. in der ausdrücklichſten Weile erklärt, % 
gefürchtete Eifenbahnabtretung werde nicht flattfinden. Diefe Erklärung tik 
im ganzen Lande zuflimmenden Wiederhall gefunden. Außerhalb und namer- 
lich in Frankreich habe man dagegen gar keine Notiz von derfelben genommer. 
die Preſſe habe die Ereignifie in Belgien todtgeſchwiegen. Unter diefen lim: 
ſtänden könne man ſich nicht wundern, wenn jelbft wohlwollende und um>:r 
teiiſche Veute bei der Nachricht von der Vorlage des Geſetzes wie aus cn: 
Traum erwadten und diejelbe als einen unbegreiflichen Act der Yeindieliat- 
gegen Frankreich qualificirten ; fie wiſſen aber nicht, was ihr vorhergeganır 
ift und fie herbeigeführt hat. Die in ihrem materiellen Intereſſe vom Geic 
Betroffenen haben natürlid fi) wohl gehütet, die öffentliche Meinung in ie: 
Sade aufzullären. Unter dem Gewicht diefer Sadlage jei man felbkt ;: 
weit gegangen, zu behaupten, die belgiſche Regierung habe unter dem Gindlz; 


einer fremden Macht gehandelt. „Wir follen aljo, jagt der Minifter, ges 


unsere Pfliht und in Berfennung unferer theuerften Interefien Theil genon 
men haben an einer elenden Intrique, angezettelt, um Frankreich zu verlegen 
um Uneinigfeit bervorzurufen, deren Opfer wir vielleicht fein könnten, u= 
zwei große Mächte in Kampf zu bringen, melde der Stolz der europäikte: 
Givilifation find! Und warum? Zu weldem Zwei? Welchen Bortheil künı- 
ten wir aus einem ſolchen Manöver ziehen?" „IH kann nicht fagen, fährt 
der Minifter fort, daß ich die Ehre habe, Hrn. v. Bismard zu fennen. }6 
babe ihn einmal in meinem Seben Hier in Brüffel zufällig im Gedränge eine 
Salons geiehen. Bismard begleitete damals den König von Preußen eu 
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feiner Rückreiſe von Paris. Ich kenne daher diefen Staatsmann nur aus 
feinen Handlungen, welde der Geſchichte angehören. Uber nad diefen Hand⸗ 
Yungen zu urtbeilen, liegt die Rolle, die man ihn bei diefer Gelegenheit ſpie⸗ 
Ien läßt, durdaus nicht in feiner Ratur. Bismard wird fi nicht feig hin» 
ter uns verfteden, um feine Zwede zu erreien. Hätte man aber Hberhaupt 
den Gedanken, welcher ſicherlich nie exiftirt bat, uns zum Werkzeug einer fol 
chen Bolitit zu machen, jo müßten uns unſere heiligften völferrechtlichen 
Pflichten nicht minder, als unfere klaren Spnterefien unfere Haltung und uns 
fere Sprade vorſchreiben. Die Rolle, die Belgien in Europa zu fpielen bat, 
ift fo klar gezeichnet, fie ift jo einfach, fo natürlich, fie kann jo loyal einge» 
halten werden, daß es Wahnfinn wäre, von ihr abweihen zu wollen. Die 
Rolle Belgiens ift ihm zugetheilt worden durch die Mächte, welche bei feiner 
Freiheit und Unabhängigkeit intereffirt find. Es foll neutral fein, allen ſei⸗ 
nen Nachbarn Wohlwollen entgegenbringen und fidh beftreben, mit denjelben 
gute Beziehungen zu unterhalten. Belgien hat diefe Politik beftändig und 
Ioyal im Auge behalten; es hat Europa nicht gewöhnt an eine Politik der 
Inteiguen und fi nie gefallen in Erregung von Streit und Entzweiung. 
Seit dem Tage, an welchem Belgien als unabhängiger Staat fid) conftituirte, 
hat e8 mit Ausdauer immer diefelbe Politik der Mäßigung und Ehrlichkeit 
befolgt, welche allein feiner Beſtimmung entipridt. Die Männer, welde die 
hohe Ehre hatten, Belgien in die Neihe der unabhängigen Staaten einzu» 
führen, die Männer, welche es durd die fchwierigen diplomatiihen Phaſen 
der erften Jahre jeiner nationalen Eriftenz geleitet, mie diejenigen, welche 
ihnen nadgefolgt find, Alle haben unabänderlih die gleide Politik verfolgt, 
welche nichts Anderes wünſcht, als die Sympathien der civilifirten Volker 
fih zu erwerben. Wir ftehen unter dieſem Gefigtspunlt Alle in Solidarität. 
Seit zweiundgwanzig Jahren babe ih die Ehre, mich mit den öffentlichen 
Angelegenheiten de3 Landes zu beichäftigen. Während dieſer Zeit, ausgenom⸗ 
men einige Jahre, mar ich faft beftändig im Minifterium. Seit bald zwölf 
Yahren habe ich meine gegenwärtige Stellung inne und niemals, bei feiner 
Gelegenheit, hat ein Act unferer äußeren Politik irgendweldhe Anfechtung er» 
fahren. Und jet jollten wir gegenüber Frankreich eine, ich darf es wohl 
fagen, unfer unmürdige Politik inaugurirt haben! Gegen Frankreich, mit 
dem wir durch die Pflichten der Dankbarkeit jo eng verfnüpft find! Was ih 
aus meiner langjährigen Amtsführung jagen kann, ift, daß unſere Beziehun⸗ 
hungen zu Frankreich immer die freundlichftien gewejen find. Während der 
erften Tage allerdings, als nad dem Sturz einer Dynaftie, mit der die un 
ferige innig verbunden ift, eine neue Regierung bei unferen Nachbarn fi 
einführte, war es natürlih und gerechtfertigt, einiges Mißtrauen in unjere 
Sefinnung zu fegen; ebenjo natürlih und berechtigt war es, daß man aud) 
bier einige Beſorgniß empfand beim Auftauchen des franzöftichen Kaijerreichs, 
welchem man ſehr leiht wenig Eympathie für die Unabhängigkeit Belgiens 
zutrauen konnte. Aber nad) tiefen erften Momenten des Mißtrauens und der 
Unruhe waren die Beziehungen zwischen Tranfreih und uns immer wohl- 
wollender Natur. Es gibt allerdings unter Wegierungen unausweichliche 
Schwierigkeiten. Aber diefe Schwierigkeiten find immer im Geifte weiler 
Mäßigung unterſucht und beigelegt worden. Wir find ſchwach; wir haben zu 
verfehren mit Starken; aber ich bin glüdlich, es offen ausiprechen zu Tönnen, 
daß es nicht das Gefühl der Stärke war, welches von Seite unferer Nachbarn 
in unjeren internationalen Beziehungen vorgewaltet hat, fondern das Gefühl 
des Rechtes und der Gerechtigkeit. Wir wären aljo wahrhaft unentſchuldbar, 
wenn wir bei jolden Berhältniffen irgend etwas thun würden, wags gerechte 
Enträftung erweden Tönnte.” Un der Hand der Thatfachen weift nun der 
Minifter nad, daß der eingebradhte Geſetzesvorſchlag unmöglich etwas Ver⸗ 
legendes für Frankreich haben Tönne, da das Vorgehen der Regierung in ben 
Berbältnifien begründet jei und die franzöfiihe Regierung unter ähnlichen 
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Umftänden nicht anders gehandelt haben würde. Nah der Darfichun: de 


Minifters ift der Sachverhalt folgender: Im Laufe des Sommers äuferz 


die Verwaltungsräthe der „Gompagnie de Luxembourg“ dem Miniſter dc 


öffentlichen Arbeiten gegenüber den Wunſch, den Betrieb ihrer Eifenbatza 
abzutreten, ohne im Uebrigen einen beftimmien Vorſchlag zu machen. Glanz 


wohl wurden von Seite des Staates über die Angelegenheit auf den bei:e« 
fenden Bahnftreden Studien vorgenommen. Gegen Ende October vernc‘= 


die Regierung, daß die franzöflihe Oſtbahn in der Lage fein dürfte, den te 
trieb der Luxemburger Linie zu übernehmen. Am 1. November jchrieb me: 
daß die bezüglidhen Unterhandlungen mit der Oſtbahn demnächſt angelni“ 
werden follen. Darauf erklärte die Regierung, welche die großen Radix: 
des Bahnbetriebes durch eine fremde Gejellihaft gehörig zu würdigen wuktı. 
fie felbft jei bereit, unter zu vereinbarenden Bedingungen den Betrieb ;: 
übernehmen; ftatt deſſen hätte fie auch einfach erklären konnen, fie werde eir 
Abtretung die ftaatlide Genehmigung verfagen; aber jo weit ging fie md 
Schon am 2. November fette fie eine Fachcommiſſion nieder zur Uinterfucdgun; 
des Betriebs der Lureinburger Bahn und zur Werthung des Betriebsertrags 
Diefe Commiſſion jeste fi fofort in Verbindung mit den Agenten der Batı 
geſellſchaft und bejuchte die Stationen, die Schoppen, die Magazine; mit eine 
der Adminiftratoren der Compagnie wurden Gonferenzen eröfnd. Ta pliz 
Lich mitten in diejer Thätigkeit vernahm die Regierung am 5. Dezembe 
in zwei Tagen werde e3 zu Spät fein zu unterhandeln. Ber Tyınar« 
minifter verlangte auf diefe befremdende Nachricht jofort eine Zujammentıx: 
mit der Bahnadminiftration; fein Brief blieb unbeantworit. Rad einige 
Tagen meldeten die öffentlihen Blätter, daB der Ceſſionsvertrag in Bar! 
unterzeichnet worden fei, allerdings erfi noch proviforiih bis zur Genchmigun; 
dur die Mominiftration der Geſellſchaft. Die Regierung ließ nun, um je 
zeigen, daß fie nicht in diefer Weile mit fih umſpringen lafle, durch ihrer 
Vertreter in Paris der Oftbahngefellichaft officiell anzeigen, daß fie die gem 
fene Vereinbarung nie fanctioniren und die Abtretung der Bahn nicht dDuiden 
werde. Dieſer Schritt hatte gar feine Wirkung. Die Sade ging ihren gr 
heimnißvollen Bang und am 31. Januar meldeten die Zeitungen die definitx 
Batification des Ceſſions vertrags. Die Zuflimmung der belgiſchen Regierurz 
war im Vertrag allerdings vorbehalten, aber nur joweit diefelbe nöthig ir 
follte. Was blieb in folder Lage der Regierung übrig, als die Einbringen; 
des Geſetzes, welches die Cefſion von einheimifhen Bahnftredlen ohne Bewili⸗ 
gung der Regierung ausdrücklich verbietet? Nur dur dieſen energiida | 
Schritt war es möglid, die wenigftens proviforifche Beiignahme der Zuzen- 
burger Bahn durch die franzöfiiche Oſtbahn zu hindern. Und nad) Allem, m:: 
boraußgegangen, war die Regierung zu dieſem Schritt offenbar berechtigt. Te: | 
Minifter tritt nach diejer Darftellung des Sachverhalts in eine Begründur: 
des Rechts ein, welches der Staat, als Wüchter Über die allgemeinen inter 
efien hat, Abtretungen von Bahnconceflionen zu verbieten. Er zeigt, daß Die 
ſes Recht begründet jei in der Natur der Sade, aber nicht minder im por. 
tiven belgiſchen Eiſenbahnrecht, daß daffelbe ſchon wiederholt ohne irgend wel⸗ 
hen Widerſpruch ausgeübt worden fei, und daß aud die franzdfiihe Regierung 
im gleihen Falle von dieſem Recht Gebrauch gemadt haben würde Die 
Rede Ihlicht mit dem Sag: „Alle Mitglieder diefer Berfammlung, wie die 
jenigen des Repräfentantenhaufes werben fih mit der Regierung vereinigen 
zum Schub der höheren Intereſſen, zum Schutz der Interefien des Bater- 
landes, welche der Wachſamkeit der dffentlihen Gewalt anvertraut find.“ 





21. Febr. Der Uerger der officiöfen franzöfiihen Preffe darüber, baß bie 


belgiſche Regierung der Annerion belgiſcher Eifenbahnen durch fran- 
zöſiſche Bahngeſellſchaften einen Riegel vorgeſchoben hat, bricht nad 
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dem Votum bes Senats in nod verftärktem Maße aus unb läßt 
Teinen Zweifel mehr, baß wenigftens fie in ber Angelegenheit einen 
erſten Schritt zur Annerion Belgiens betrachtet und nicht geneigt 
ift, darauf zu verzichten. Die unabhängige franzöſiſche Preſſe läßt 
fih indeß nicht ind Echlepptau nehmen, tritt mehr ober weniger 
entſchieden auf Ceite Belgiens und nöthigt dadurch die officiöſe, 
wenigftens einigermaßen einzuziehen, 

24. Gebr. Der Senat verwirft, in Abweſenheit von 8 liberalen Mit: 
gliedern, ohne Debatte mit 25 gegen 25 Etimmen ben Juftizetat, 
um bamit bem ber katholiſchen Partei vorzugsweije verhaßten libe: 
ralen AJuftizminifter Bara ein Mißtrauensvotum zu ertheilen. 

25. „ Die U. Kammer genehmigt ben Juftizetat neuerdings mit 64 
gegen 42 Etimmen. 

26. „ Die OD. Kammer ftreigt im Unmuth über das Gebahren ber 
fatboliihen Partei inn Senat ben bisher gewährten Zuſchuß von 
6000 Fr. zu dem Wieberabdrud ber Bollandijten mit 57 gegen 
42 Etimmen und bejchließt, den bisher ruhen gelaffenen Gefck- 
entwurf bez. Kirchengutsverwaltung auf bie Tagesordnung zu feßen. 

Anf. März, Officiöſe Verhandlungen mit Frankreich bez. der Eiſenbahn⸗ 
frage. Der Oejandte in Paris kommt nah Brüfjel und der frau: 
zöſiſche Geſandte in Brüffel geht nad) Parie. 

3. „ Tie Regierung verflänbigt fi mit ber franzöſiſchen vorläufig 
barüber, bie Eifenbahnfrage zum Gegenſtand von Verhandlungen 
zu maden. Ueber die Verbanblungsgrunblagen muß inbeß eine 
Berftändigung erſt noch erzielt werben. 

6. „ Die I. Kammer beichließt auf den Vorſchlag des Juſtizminiſters 
Bara die Abſchaffung der Schuldhaft mit 71 gegen 12 Stimmen 
und 12 Enthaltungen. 


410. „ Der Senat nimmt ben Juſtizetat nunmehr nach unerheblicher 
Debatte mit 32 gegen 28 Stimmen an. 


14. „ Der franzöfiihe Gefandte La Gusronniere Tehrt von Paris nad 
Brüffel zurüd. Die Eifenbahnangelegenheit tritt nunmehr von bem 
Stadium officiöfer in dasjenige officieler Verhandlungen über. 
Frankreich wünſcht babei die Verträge mit ber Oftbahngefellicaft 
als Ausgangspunkt anzunehmen, Belgien will fi nicht dazu berbei- 
laſſen. 


23. „ Die Regierung vereinbart mit ber franzöſiſchen eine gemeinſame 
Erflärung (f. Frantreiy) bez. der Eifenbahnbifferenzen: es foll eine 
gemifchte Commiflion niebergefegt werben, deren Verhanblungsbafis 
aber erft feftgefeht werben muß. Der Minifterpräfibent Frere-Orban 
will zu biefem Ende hin perſönlich nad Paris geben. 
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2. April. Froͤre-Orban gebt nad Paris ab. 


12, 


49. 
24. 


a7. 


29. 


„ Hrere:Orban übergibt ber franzöfifhen Regierung einen Vertrazt 
entwurf behufs Löſung ber Eiſenbahndifferenz. Terjelbe läuft wi 
eine bloße Tarifconvention hinaus. Die franzöfiide Regierung cr: 
Märt den Entwurf für unannehmbar. Frere bringt auf Vereir 
barung einer Verhanblungsbafis überhaupt. 

„ Rad Ablehnung feines Vorſchlags von Eeite ber franzöſiſcher 
Regierung verlangt Frère von berfelben einen ſchriftlichen Geyer: 
antrag. 

» Die Differenz mit Frankreich droht ins Etoden zu geraifır. 
Fröre will bereit abreijen. Aubienz beim Kaiſer. Es wird acc 
Verhandlungsbaſis gefunden, Frere bleibt und unterbanbelt weiter. 
„Froͤre unterzeichnet in Paris ein Protokoll (ſ. Frankreich) bekure 
Löfung der Eifenbabnbifferenz: es foll eine gemiſchte nicht:politiize 
Commiſſion eingefeßt werben. Die Gefahr für Belgien ift abge: 
wendet. Srere kehrt nad Brüffel zurüd. 

„ Der Senat verwirft den Geſetzenwurf bes Juſtizminiſters Zar: 
betr. Aufhebung der Schulbhaft mit 32 Elimmen unb 9 Enthal— 
tungen. Der Juſtizminiſter bietet feine Entlaffung an. 


14. Mai. Belgien ernennt feine (technifchen) Delegirten für bie gemiſche 


18. 


franzoͤſiſch-belgiſche Commiſſion. 

„II. Kammer : Froͤre-Orban erklärt, der Juſtizminiſter habe ſeine 
Demiſſion zurückgezogen, das Cabinet ſei ſolidariſch und bie Frazt 
ber Schuldhaft werde neuerdings ber Kammer vorgelegt werben. 


1. Juni. Die Regierung erflärt eine päpftlide Bulle für null un 


3. 


4. 


12. 


18. 


nichtig für Belgien. 
A Die franzöſiſch-belgiſche Commiſſion beginnt ihre Arbeiten im 
aris. 

„ Tie Gräfin von Flandern wird von einem Prinzen entbunter, 
ber 3. 3. mutbmaßlih ben Thron zu erben bat. Die öffentlic: 
Meinung ſpricht darüber ihre Befriedigung aus, 
„ Die U. Kammer verwirft die Mobificationen des Senats im 
GSefehentwurf bez. Aufhebung ber Schuldhaft und ftellt mit 54 
gegen 33 Stimmen ben urfprüngliden Text wicber ber. 
„ Die I. Kammer beichlicht, daß wohl Eeminariften, nicht aber 
Mönchsnovizen vom Militärbienft befreit fein jollen. 

Der Senat bebarrt mit 34 gegen 23 Etimmen auf feinem Ve— 
ſchluß bez. Schulbhaft. 
„Die II. Kammer läßt fid) dem Senat gegenüber zu einem Aut: 
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hilfsbeſchluß bez. Schuldhaft herbei (proviſoriſche Freilaffung ber in 
Schuldhaft befindlichen). 

25. Juni. Der Senat lehnt den Beſchluß der II. Kammer vom 18. b. 
bez. Schuldhaft ab und beichließt mit 30 gegen 24 Stimmen, 
bie Schuldhaſt nur im Sanbelsjahen und gegen Auslänter abzu: 
ſchaffen. 


10. Juli. Unterzeichnung eines Protokolls in Paris behufs definitiver 
Beſeitigung der Eiſenbahndifferenz (ſ. Frankreich). 


29. Sept. Schützenfeſt in Lüttich. Daſſelbe wird durch die Betheiligung 
zahlreicher engliſcher Freiwilliger und franzöſiſcher Nationalgarden zu 
einer Art internationalen. Der König präſidirt einem Feſtbankett 
ſelber. 


9. Nov. Eröffnung der Kammern ohne Thronrede. 


1. Dec. Die II. Kammer genehmigt das Militärbudget mit 55 gegen 
23 Stimmen und 22 Enthaltungen. Vie Rechte ftimmt theile 
gegen, theils enthält fie ſich. 

9. IL, Kammer: Milizgeſetz. Die Befreiung ber Geiftlihen vom Dienfte 
wird im Princip mit 52 gegen 47 Stimmen, bas ganze Gejch 
mit 60 gegen 33 Stimmen angenonmen. 





8. Holland. 


— an. Die Confervativen bilden einen allg. Wablverein für bie Nicker: 
lande. 


— Febr. Lebhafte Bewegung für und gegen bie Aufrechthaltung ber con⸗ 
feffionslofen CS chulgefeßgebung von 1857. 


13. März, Die II. Kammer beichließt die Abſchaffung bes bisherigen 
ganz erceffiv hohen Journalſtempels. 

— „Holland Halt fih in ben franz.:belgifhen Eifenbahndifferenzen, 
obgleich betheiligt, ganz neutral und wartet ben Ausgang derfelten 
für Belgien ab. 

7, „ Die L Sammer tritt der Abſchaffung bes Zeitungsftempels mt: 
24 gegen 12 Ctimmen bei. 


8. Juni. Wahlen zur zweiten Kammer ber Generalftaaten. Aus te 
vorangegangenen Wahlbewegung ergab fi, daß es fih im Kanıri 
ber Parteien hauptſächlich um Aufrechthaltung oder Wieberabfchaffung 
ber confeffionslofen Schulgefeßgebung von 1857 banbelt. Das Wahl: 
refultat ergibt 49 Liberale und 31 Confervative. 


10. Sept. Schluß der Seſſion der Generalflaaten. 
20. „ Eröffnung ber neuen Seffion ber Generalitaaten. 


9. Oct. Holland Ichnt den Beitritt zu ber franz.belgifhen Eiſenbahn⸗ 
convention vom 10. Juli feinerfeits ab. 


49. Nov. Die II. Kammer nimmt das Kolonialbubget (80 Millionen, 
wovon 10MIN. Beitrag an das Mutterlanb) mit 49 gegen 17 St. an. 
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21. Nov. Die I. Kammer verwirft mit 55 gegen 11 Stimmen ben Por: 
ſchlag des Eolonialminifters, wornah außer ben 10 Mill. feſten 
Beitrag ber indiſchen Kolonien zu ben Yinanzen des Mutterlandes 
auch ſonſtige eventuche Ueberſchüſſe ber Eolonialverwaltung dem 
Mutterlande zufallen ſollen und beſchließt, daß dieſelben vielmehr 
nur zum Vortheil Indiens verwendet werden dürfen. 


18. Dec. DO. Kammer: das tiefe Mißtrauen ber öffentlichen Meinung 
Hollands gegen künftige Uebergriffe Deutihlands tritt neuerdings 
zu Tage. Selbſt Thorbede vermag ſich bemjelben nicht zu entziehen. 


25. 


13. 


17. 


9. Bänemark,. 


Jan. Das Folkething einigt ſich ſchließlich mit dem Lanbsthing über 


das Wehrpflichtgeſetz und bie bisher zwiſchen beiden beſtandere 
Differenz bez. der Wehrpflicht der Geiſtlichen. 


Febr. Folkething: Der Finanzminiſter zieht feine Vorlage bez. einer 


außerordentliden Eteuer (von ca. 1 Mil, Thlr.) für biefe Eeflica 
zurüd, ba durd verjdhiedene Erfparnife und Eingänge bie Unter. 
bilanz auf 200,000 Thfr. berabgejunfen ſei. 

v„ Das Lanbetbing genehmigt einitimmig in britter Lelung tr 
Geſetzesentwurf betr. bas Finanzweſen Js6lands. 

„Beide Thinge haben das Finanzgeſetz für 1869 — 70 erlediet, 
fo daß den baldigen Schluß der Seſſion nichts mehr im Wege ſiebt 
„Das Folkething ſtimmt dem Geſetzentwurf bez. bes Finanzweſent 
Islands auch ſeinerſeits zu, erhöht aber ben feſten Beitrag für 
Island von 15,000 auf 30,000 Thlr. 

„ Schluß des Reichstags. 


. April. Das islänbifhe Altbing, befien in ber Seſſion von 186‘ 


angenommener Entwurf zu einem Verfaſſungsgeſetz für Island die 
fol. Genehmigung nicht erhalten Bat, wirb durch kgl. offenen Brief 
gejchloffen unter Anordnung neuer Wahlen. 


Juni. Toaft des Königs bei Gelegenheit bes Königsſchießens hei 


Kopenhagener E chübenvereins bie „bäniihe Brüderſchaft“. 
Der König fügt feinem Danke für die ihm dargebradgten Wunſche bei: 
„Neben den Sorgen, melde er mit feinem Bolle durchgemacht babe, kei es 
ihm ſtets ein Troft geweien, dafielbe auf den Weg der Ehre geführt zu baben. 
Es könne Reiner mehr als er den Wunſch hegen, daß die aufrichtigſte un) 
eifrigfte Hoffnung Danemarkt bald in Erfüllung gehen möge, wobei er ſich 
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auf fein Bolt verlaffe und die filhere Hoffnung hege, daß das verloren Ge⸗ 
gangene, welches fi) nach Wiedervereinigung mit Dänemark jehne, aud wie⸗ 
der damit vereint werde." Der König bringt darauf einen Toaft auf das 
Heer und die Flotte aus, indem er äußert, wenn die Stunde, wo das Batcr- 
Iand einen Kampf aufzunehmen habe, wieder ſchlagen follte, dann fei er 
überzeugt, daß derjelbe ebenjo ehrenhaft und unverzagt wie früher aufgenom» 
men werben wilrde. 


28. Juli. Der Kronprinz vermählt fih in Stockholm mit ber Prinzeffin 
Loviſa von Schweden, ber einzigen Tochter des Könige. 


11. Aug. Dir officiele „Departements-Tidende" veröffentlicht ben dem 
isländijchen Althing vorgelegten Verfaffungsentwurf, durch melden 
bie fünftige verfaflungsmäßige Stellung Islands im Königreich 
Dänemark geordnet wird, 


Sn dem 8 4 des Entwurfs heißt e8 u.a.: „Bis es durch ein vom Reichs⸗ 
tag angenommenes Geje anderweitig beſtimmt wird, wird zur Beltreitung 
der bejondern Ausgaben Islands aus der däniſchen Staatskaſſe ein Jahres⸗ 
beitrag von 30,000 Rthlrn., ſowie außerdem während 10 Jahren ein außers 
orbentlider Zuſchuß von 20,000 Rthirn. gezahlt. Nah Ablauf der genann« 
ten 10 jahre wird der außerdentliche Zuſchuß in den folgenden 20 Jahren 
um 1000 Rthlr. jährlih berabgejekt, jo daß derjelbe nah Ablauf von 
30 Jahren vollftändig mwegfällt.“ 


22. Sept. Allgemeine Wahlen zum Folkething. Dieſelben ergeben fein 
von bem bisherigen weſentlich verſchiedenes Rejultat. 


4. Oct. Cröffnung bes Reichstags. Thronrede des Könige. Die 
Verfammlung wird jhon am folgenden Tage wieder bis zum 
29. Nov. vertagt. 


Der König beginnt in der Thronrede damit, die allgemeine freude bei 
dem Hochzeitsfefte des Kronprinzen lege Zeugnik ab von den Sympathien 
des Volles. Indem er biefür den Bolfsvertretern jeinen Dank abftatie, 
danke er dem ganzen Volke. Er fährt dann wörtlich fort: „Meine Gefühle 
find ebenfalls jenfeit3 der &renze bei den Dänen in Schleswig, welde uns 
für das neue Ehepaar rührende Beweife ihrer Sympathie und Ergebenheit 
haben zufommen laſſen. Wie unjere Freude die ihrige ift, fo ift auch ihr 
Schmerz der unjrig.e Wir haben die fefte Meberzeugung, daß diejenigen, 
welche Dänen bleiben wollen, von Neuem mit Dänemark vereinigt werden. 
Es ift wahr, daß die preußifche Regierung Teine genügenden Beweggründe 
gefunden bat, die auf diefe Angelegenheit begüglichen Unterhandlungen wieder 
aufzunehmen. Im Intereſſe der Gerechtigkeit und des guten Einvernehmens 
hegen wir die fefte Uebergeugung und können uns der Hoffnung nicht ent« 
ſchlagen, bei der preußifchen Regierung Unfichten, welche unjeren eigenen ent⸗ 
ſprechen, Plat greifen zu ſehen, welche fchlieglich zu einer dauernden Freund⸗ 
ſchaft zwiſchen Dänemark und dem norddeutſchen Bund führen werden.“ 
Die Ration fahre fort, ſich materiell und geiftig gu entwideln. Wichtige 
Eijenbahnftreden jeien eröffnet und andere große Arbeiten fortgeſetzt wor⸗ 
den. Eine reihe Ernte fördere Uderbau und Kandel, und die innere Ent⸗ 
widelung trage dazu bei, die äußere Unabhängigkeit des Landes zu befe- 
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29. Nov. Wieberzufammentritt des Neichstage. Vorlage bes Bubget 
für 1870—71. Dasfelbe weift ein Deficit von 54 Mill. Tblrn. 
auf. 


9, Dec, Folkething: Die Regierung legt bemfelben behufs Dedung bes 
Deficits cin Einfommenfteuergefeb vor, beffen Ertrag auf 2 Mill, 
Thlr. angelchlagen wirb. 





10. Schweden und Horwegen. 


\8. an. (Schweden) Eröffnung bes Reichstages. Thronrede bes 
Königs: 

„Bute Herren und ſchwediſche Männer! Mit Zuverfiht und Vertrauen 
ſehe ich euch bier aufs Neue verfammelt, um über das Wohlergehen des ges 
liebten Baterlandes zu berathſchlagen. Es ift mir lieb, daß ich euch neben 
der Eonftatirung ungeflört freundſchaftlicher Beziehungen zu allen fremden 
Mächten die bevorftehende Vermählung meiner Tochter mit dem Kronprinzen 
von Dänemarl mittheilen Tann. Die Verbindung, melde aus gegenjeitiger 
Zuneigung hervorgegangen ift, wird, fo hoffe ih, indem fie die Königshäujer 
näher vereinigt, zugleich in ihrer Art dazu beitragen, die Bande zmijchen den 
Völkern Schwedens, Norwegen? und Dänemarls zu befeftigen. In Yolge 
von Borftelungen abjeiten der beiden vereinigten Königreiche und in Erfennts 
niß defien, daß die jet beftehende (ſchwediſch⸗ norwegiſche) Reichſsacte mangel- 
Haft ift, Habe ih Vorſchläge zu einer neuen Unionsacte außarbeiten 
Lafjen, welche bezweden, mit der nöthigen Beftimmtbeit den Bedingungen für 
die Union eine mit deren Grundjägen übereinftimmende Entwidlung zu geben. 
Dieſer Vorſchlag wird ſowohl eu, als dem jet verfammelten normegiichen 
Storthing zur Annahme in der für die Feſtſtellung von Grundgeſetzen vor» 
geichriebenen Ordnung vorgelegt werben, und ich hege die Ueberzeugung, daß 
ihr die dringliche Angelegenheit mit der Xiebe zu der Union behandeln werdet, 
welche es ſich hat angelegen fein laſſen, jowohl deren Stärfe zu erhöhen, als 
auch alle Veranlafiungen zu Mißverſtändniſſen unter den Brudervölfern zu 
verhindern. Es wird euch ein vollfländiger Plan für die Ordnung der 
Zandesvertheidigung vorgelegt werden, deſſen Grundzüge hauptſächlich 
von mir entworfen worden find. Mit Beziehung auf die manden und weit- 
läufigen Fragen, welche dahin gehören, will ich jedoch diefem Neichätage nur 
einige der widtigften Beftandtheile zur Prüfung unterbreiten, und zwar nur 
diejenigen, welde die Grundzüge der beabfichtigten Organifation enthalten. 
Während die Organifation dasjenige beibehält, was vereinbarli if mit den 
Bebürfniffen der neueren Zeit aus der Kriegsverfaſſung, welche uns bie Kraft 
verlieh, ehrenvolle Kriege zu führen, ift diefelbe das Ergebniß eines umfichtie 
gen Beitrebens, nicht größere Opfer zu fordern, als diejenigen, welche unver» 
meidlih find zur Erreihung des großen Zieles der Sicerftellung unferer 
Selbftändigkeit. An Stelle der feit dem vorigen Jahrhundert geltenden ſtriegs⸗ 
artilel find neue Kriegsgeſetze ausgearbeitet worden, verfaßt unter Berückſich⸗ 
tigung des allgemeinen Strafgejeges und unter Wegfall der von der dffent- 
lichen Meinung veruriheilten Prügelfiraf. Da e8 für den Sandmann von 
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Wichtigkeit fein mußte, die den Ländereien auferlegten Steuern nad ven 
Gradmeſſer zu entrichten, welcher am wenigften großen Schwanfungen unir- 
worfen ift, und als Folge der Reform, welche dur die Bereinfacdhung ver 
Steuergeleßgebung in Angriff genommen worden ift, bin ich geneigt, Vor⸗ 
[läge zu machen Über die Ablöfung der Orundrentn nah einem bifl:gan 
Verrechnungsmodus. Die Neprüfentanten der ſchwediſchen Kirche find m 
dem verfloflenen Jahre zum erftienmal verfammelt geweſen in Semäßheit ver 
neuen Berfaffung über eine allgemeine Kirchenverſammlung, und ihre Ber 
bandlungen beftätigen meine Hoffnung, daß dieſe Berjammlungen ihrer hoben 
Bedeutung entiprehhen werden .. . In meiner PBropofition über den Zuftam) 
der finanzen und Über die finanziellen Bedürfniffe habe ih die Ausuaım 
jo beſchränkt, daß fie, mit Inbegriff der Zinfen und der jährlichen Nüd;ay- 
lungen auf unfere bedeutenden Gifenbabnanleihen, mit den in Anſchlag ar 
bradten Einnahmen ohne die Erhöhung irgend einer Stewer beftritten werden 
lönnen. Dit Beziehung auf gewiſſe Einnahmen und Wusgabentitel, rü!- 
fichtlich deren mir bis jegt allein das Beſchlußrecht zuftand, proponire ich, dc; 
ihr künftig an deren Prüfung theilnehmen werbet. In Anbetracht der Lage 
habe ich mid) dahin entjchieden, die Fortſetzung unjerer Eiſenbahnbauten ı2 
einer größeren Ausdehnung, als nah dem in den legten Jahren befoiaten 
Plan nit in Frage zu ftellen. Ein ernenertes Leben in der Entwicktung 
unjerer Hilfsquellen dürfte außerdem eine fräftigere Forderung Raatsdieni:d«:ı 
Unternehmungen erlauben, welche jet zurüdftehen müſſen.“ 


19. Zaun. (Norwegen) Stortbing: Gleichzeitig wie bem ſchwediſchen 


22. 


23. 


Neihstag wird auch dem Ctortbing ber Entwurf einer neuen 
Unionsacte zwijchen beiden Königreihen vorgelegt. 

„. Norwegen) Tas Etorthing verwirft bie liberalen Borjchläse 
zu Abänderung bes Art. 92 ber Verfaſſung bez. Religionsjrcikeit 
ber Beamten. 

„ (Shweben). Reichstag: Die Regierung legt bemfelben ben in 


ber Thronrebe angefündigten Entwurf einer neuen Armeeorganitation 


vor. Derjelbe ift von einer einläßlihen Denkſchrift bes Kriegs 
miniſters begleitet. 


Der Kriegsminifter bemerkt von vorneherein: daß die Stellung der ver 


einigten Reiche zum europäifchen Staatsverbande, ſowie die ganze Richtunz 
der geifligen und materiellen Intereſſen jeden Gedanken an eine Ungrin: 
politit ausfchließe, jo daß ein großes ftehendes Heer nicht nöthig fei, allcın es 
fönnten auch Kämpfe ausbredhen, bei denen Schwedens Freiheit und Sc! 
ftändigfeit bebroht würde. Die jeige ſchwediſche Armee fei aber nicht Rärter 


als 30,000 Mann. Ein Feind könne höchftens mit ungefähr 100,000 Dam 


in Schweden eindringen, und die Hauptarmee müfle dieſer Macht mit dericl. 
ben Summe die Spige bieten können, außer 20,000 Mann, welde die Ber: 
bindungen des Weindes hemmen müffen und deren Bildung man den Ror- 
wegern überlaffen fünne. Doch nur im Fall Außerfter Sraftanftrengung fa 
dieſes Bedürfniß vorhanden, und man fönne jonft mit 68,000 Mann au?: 
tommen. Der Friedensfuß folle 36,000 Mann ftarf fein. Außerdem jole 
e8 Erjagtruppen etwa 50,000 Mann, Kriegsreſerve ungefähr 40,000 Mam 
und Landſturm auf 100,000 bis 120,000 Mann berechnet geben. Die al: 
gemeine Wehrpflicht wird eingeführt, ohne Looſung und Freikauf, und dauert 
vom 20. biß zum 40. Jahr. In der Armee felbft wird nur 10 Jahre ge 
dient, die übrige Zeit im Landfturm. Dabei wird berechnet, daß die eigerr⸗ 


liche Stärke des Friedensfußes nicht mehr als 19,000 Mann beitragen win. 


Der Friedensfuß beträgt O, pCt., der kleinere Kriegsfuß 1,., der gröser 
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2, pEl. der Venöllerung, und diefer Gab ſteht dem der belgiſchen und der 
italienifchen Armee glei). 


29. Jan. (Norwegen). Das Storthing bewilligt einen Theil ber 
Marinevorlagen, Inüpft aber baran ein Mißtrauensvotum gegen bie 
Marinewaltung. 


6. Febr. (Norwegen). Stortbing: Der Ausihuß trägt darauf an, 
jährliche Seflionen einzuführen. 

16. „ (Schweden). Berfammlung ber Ritterſchaft für ihre fpeciellen 
Angelegenheiten. 

17. „ (Schweden). Beide Kammern votiren eine erkleckliche Subfidie 
zu Linderung bes Nothſtandes in den fog. Lehenſchaften. 


2—10. März (Norwegen). Beſuch bes Könige in Chriftiania. 
Staatsrath Haffner Tcheidet aus dem Staatsrath aus; Prof. Bord 
übernimmt da8 Marinebepartement, indem man ihm einen Marine: 
offizier beigejellt. 

3. März, (Norwegen). Das Stortbing erflärt fi für eine Erwei⸗ 
terung des Stimmrechts. 

8 „ (Schweden). Die IL Kammer beidließt mit 115 gegen 
59 Etimmen eine Herabfeßung des für Waffenübungen ber fog. 
eingetbeilten Armee geforberten Credits auf bie Hälfte. 

12. „ (Schweden). DBauernunruben in Schonen. Umtriebe bes 
Capitãns Tullberg. | Ä 

„»  o (Rorwegen). Das Storthing beſchließt mit 81 gegen 30 Stim⸗ 

men bie Einführung jährliher Storthings. 


14. April. (Shweben) Die I Kammer erflärt fi gegen bie Ein- 
führung ber allgemeinen Wehrpfliät. Die II. Kammer ſcheint ber: 
felben günftiger zu fein. 

17. „ (Schweden) Der Reichstag verwirft ſchließlich die ihm von 
ber Regierung vorgelegten Grundzüge einer neuen Armeeordnung. 

24. „ Norwegen) Der König fanctionirt ben Beſchluß des Stor⸗ 
things bez. Einführung jährliher Eeflionen. 

28. „ (Sähweben) Der Reichstag beicließt, ben vorgelegten Ent: 
wurf einer neuen Uniondacte mit Norwegen bis zur näditen Seſ⸗ 
fion ruben zu laſſen. 


=! 


. Dai. (Schweden). Reichstag: Beide Häufer nchmen ben Geſetz⸗ 
entwurf über bie künftige Etellung der Angehörigen nichtlutherifcher 
chriſtlicher Glauhensbekenntniſſe Hinfichtlih der Religiensausübung 
nad lebhafter Debatte (mit 54 gegen 8, reſp. mit 112 gegen 

28 
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30 Stimmen) an, defgleihen (one Oppofition) zwei anbere Geſetz 
vorſchläge, betr. bie geſetzliche Verantwortlichmachung berjenigen, 
welche bie Angehörigen ber evangeliſch-lutheriſchen Lanbesreligicn 
zum Abfalle von ihrem Glaubensbelenntniffe zu verloden fuhen, 
und bie Einführung der Civilehe zwiſchen Angehörigen ber ſchwe- 
biihen Staatskirche. Außerben wird von ber zweiten Kammer eine 
Reviſion der gejeglichen Beitimmungen über chriſtlich-jũdiſche Miic- 
eben angeregt. 


15. Mai. (Schweden). Reichstag: Beide Kammern genehmigen ben A: 
ihluß eines „nicht-conſolidirten“ Anlehens im Betrage von 4 Mil 
Thlrn. behufs Förderung des Eiſenbahnbaues. Schluß bes Reicht: 
tags. Thronrede bes Königs: 

„In der Aufnahme, melde bei Ihren der Entwurf eine neuen Bundes 
vertrag zwiſchen den beiden Königreichen gefunden hat, erfenne Ich mit Ver⸗ 
gnügen einen Beweis von Ihrem Wunſch, die Union zu befefligen. Mit Be | 
friedigung habe Ich die Reſolution vernommen, durch welde Sie dem Bor« 
Schlag, die Grundfteuer im Geldbetrag anzufegen, Ihre Zufiimmung gegebex 
haben. Die nicht allzu lebhaft befämpfte Annahme von Rejolutionen, melde 
einen tief in die Gewohnheiten des Landes eingewurzelten Brauch weſentlich 
ummandeln, ſpricht dafür, daß die Geiſter für diefe Reform vorbereitet waren 
und deren Ausdehnung im Verhältniß zu den Zeitbebürfniffen ſteht. War die 
landwirthſchaftlichen Zuftände werden fi, wie ch hoffe, diefe Refolutionen 
heilfam erweifen. Gleicher Meinung mit Ihnen in Bezug auf erweiterte 
Religionsfreiheit, fowie auf beffere Organifation der öffentlichen Hilfeleiſtun⸗ 
gen werde ch Ihre in diefer Beziehung ausgeſprochenen Kundgebungen 
einer jorgfältigen Ermägung unterziehen. Sie haben, ſoweit e8 von Ihnen 
abhing, mit Eifer dazu beigetragen, die Roth in denjenigen Provinzen zu 
Iindern, in weldden die Bodenerträgniſſe für den Unterhalt des Lanbdmannes 
unzureichend blieben. Scheiden wir mit der Hoffnung, geflügt auf die für | 
das Wachsthum der Feldfrüchte zeitweilige günftige Witterung, Daß ball 
eine befjere Zeit beginnen und der Boden aufs neue jedem fleikigen Bebaner 
fein tägliches Brod lohnen werde.“ 








13. Juni. (Norwegen) Tas Stortbing lehnt einen Antrag auf At- 
ſchaffung bes Ctatthalteramtes ab, indem nicht einmal bie cinfade 
Majorität für benjelben erlangt werten Tann. 

Der Grundgedanke im Vorſchlag ift: die Beſtimmung des Grundgefekes, 
wonach ein Dann aus Schweden das höchſte Amt in Norwegen befleiden Ian, - 
abzufhaffen. Der Vorſchlag Hat eigentlich Feine praktiſche Bedeutung, weil 
feit 1829 das Statthalteramt nur von Norwegern beſetzt geweien if, und in 
den legten 13 Yahren die Beichäfte defielben von einem der norwegiſchen 
Staatsräthe bejorgt worden find, aber er hat infofern Bebeutung bekommen, 
als von ſchwediſcher Seite geltend gemacht wird, daß diefe Grundgeſetzbeſtim⸗ 
mung einen unionellen Charakter babe, und nur mit Einwilligung des ſchwe⸗ 
diſchen Reichstags und der Regierung verändert werden könne Im Jahre 
1859 wurde der Vorfhlag vom Storthing genehmigt, erhielt aber nicht die 
Betätigung des Königs, 


28. Sa. Trauung bes Kronprinzen von Dänemark mit ber Prinzeſſin 
ovifa. . 
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10. Nov. (Schweden). Tas höcfte Tribunal mißbilligt vier der bem 


16. 


König von dem letzten Reichstag vorgelegten Geſetzvorſchläge und 
räth von ber Beftätigung berjelben ab, 

nämlich : 1) Veränderung des beftehenden Geſetzes in Betreff fremder chriftlicher 
©laubensbelenner und ihrer Religionsübung; 2) Aufhebung der Berantworte 
lichkeit für denjenigen, welcher zu einer irrigen Lehre (womit bier natürlich 
jede ſolche gemeint ift, die nicht mit der evangeliſch⸗lutheriſchen nad der un. 
veränderten Augsburgifchen Eonfeflion übereinftimmt) übertritt, oder eine ſolche 
außbreitet; 3) Aenderungen in den Concursgejeh in Betreff der Abſchaffung 
des Gläubigereides, jowie in dem Akkord; 4) die Einführung eineß eigenen 
Advokatenſtandes. 


CESchweden). Der König verſagt ſchließlich wirklich den Be: 


ſchlüſſen des Reichstags gegen bie bisherige Intoleranz theilweiſe feine 
Sanction. 


98% 


11. Rußland. 


Anf. Jan. Das römiſch-katholiſche Collegium in St. Petersburg gibt ein 


ben Rufjificirungstendenzen ber Regierung bez. bes kath. Goettee: 
bienftes ungünftiges Gutachten ab. 

Dem Collegium als der romiſch⸗katholiſchen Ober⸗Kirchenbehbrde war zr⸗ 
nächſt die Yrage zur Begutachtung vorgelegt worden, ob der Berrichtung te 
Kirchengebeis für den Kaiſer und die kaiſerliche Yamilie in ruffifder Sprak 
beim romiſch⸗katholiſchen Bottesdienft, die fi in Litthauen und Reußen c:$ 
eine dringende Nuthwendigfeit herausgeftellt habe, Tirchlicherfeit# irgend meld: 
Bedenken entgegenftehen. Das abgegebene Gutachten lautet nun dahin, t:$ 
das Öffentliche Kirchengebet für den Kaifer nicht in ruffiicher, jondern nur = 
lateiniſcher oder polniiher Sprade abzuhalten fei, und zwar deßhelb. 
weil für das römischelatholiihe Bekenntniß in Litthauen vom Papft ur 
die polnische, litthauiſche und lettiſche Sprade als Rationalipradden anerlam: 
feien und die ruſſiſche Sprache bisher noch gar nicht in der römiſch⸗katholiſcher 
Kirche gebraucht worden jei, mithin ohne Genehmigung des Papfies auch ferer 
bei Strafe der Excommunication nicht gebraudt werden dürfe. Die ruffi& 
Tagespreffe verlangt von der Regierung einflimmig, daß die als nothwen:: 
erlannte Ruffificirung des römifch-tatholiihen Gottesdienſtes in Litthauen ohr: 
Rückſicht auf dieſes Gutachten zur Ausführung gebracht werde. 

„ (Süpdmweftl. Gouv.) Gen. Bezak, bisheriger Gouverneur vca 
Kiew, Bolbynien und Pobolien }. An feine Stelle tritt Fürſt 
Dondulow:Korfatow. 

„ Der „Regierungsbote” als einziges officielles Blatt der Re 
gierung beginnt zu ericheinen. 

„Mordweſtl. Gouv) Den polnifhen Gutsbefigern wirt 
neuerdings eine Steuer von 25 % bes Gelvertrags ihrer Güter be 
hufs Dedung ber aus ber Infurrection bes J. 1863 ber Regierung 
erwachſenen Koften aufgelegt. 

„ (Bolen). Der kath. Biſchof von Lublin, Eosnoweli, flüdte 
nad Lemberg, — Das bisher felbftändige Poſtweſen in Polen birt 
auf und wird dem ruſſiſchen Minifterium unterftellt; zahlreiche pel⸗ 
niſche Beamte verlieren babei ihre Etellen und werben brobioe. 
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— Bon biefem Tage an hat in ganz Polen ber alte Kalender 
ausſchließliche Geltung. 


— Ian. Befuh bes Fürften Nifolaus von Montenegro. Derfelbe wirb 


in St. Petersburg demonſtrativ ausgezeichnet und gefeiert. 
„= (Polen). Ale Oymnafien in Warfhau find nunmehr ruffifizirt. 


„Mordweſtl. Gouv.). Auch der jüdiſche Eultus in Litthauen 
fol ruffifizirt werben. 


Anf. Gebr. Die Geiftlihkeit aller Eonfeffionen barf fi in ihrem 


26. 


Mitte 


Ende 


Verkehr mit ben Behörden fortan nur mehr ber ruffiihen Sprache 
bebienen. Ä 


„ (Bolen). Die bisher beftandene griechiicheunirte Commiſſion 
wird aufgehoben und nah Et. Petersburg verlegt. 


März (Nordweſtl. Gouv.). Fortgang ber DMaßregeln gegen 
den Gebrauch der polniſchen Sprache. 

Ein Gircular des Gouverneurs von Wilna erläßt, an die Murawiew'ſchen 
Boriäriften erinnernd, um den Einfluß der katholiſchen Geiſtlichen, Gutsbeſitzer 
und anderer Perfonen polniſcher Nationalität zu bindern, ein Verbot gegen 
den Beſitz von polnifchen Elementarſchul⸗ und Leſebüchern, und unterfagt jelbft 
Vätern und Müttern, ihre Kinder im Polnifchlefen zu unterweijen. ferner 
heißt es in dem Gircular: daß das Verbot polniſch zu ſprechen ſich nicht 
nur auf die Bubernialftädte beichränfe, fondern auch auf dem flachen Land 
in feiner ganzen Strenge angewendet werden müſſe. Es jchließt mit der Auf» 
forderung nit nur an die Polizei, fondern aud an die Friedensrichter und 
®emeindebeanten, alle Berfonen, welche den erwähnten Borichriften fi nicht 
fügen, zu denunciiren, um fie einer firengen Berantwortlichleit zu unterziehen. 


»„ (Polen). Es wirb verfügt, daß auch bie bisher nod be: 
ftandene Finanzabtheilung für Polen vom 1. Juli an aufgelöst 
werben foll, 


Anf. April, (Oftfeeprovinzen). Kaij. Ufas über die Emancipation 


ber Kronbauern in ben Oſtſeeprovinzen. 

Derſelbe enthält folgende weſentliche Beſtimmungen: 1) Die Bauern der 
Krongüter können das von ihnen bebaute Land für immer in Erbpacht er« 
halten oder käuflich erwerben, aud können fie nach fpeciellen Beſtimmungen 
angrenzende® Kronland dazu Taufen oder eintaufchen. 2) Die Grundſteuer 
Jammitlicher Kronbauern diefer Provinzen beträgt in Rurland 557,000 Rubel, 
in Livland 260,000 Rubel, in Eftland 4000 Rubel. Diefelbe ift für die fer- 
neren Erwerbungen der Bauern an Ländereien und Waldungen verhältnik«- 
mäßig zu erhöhen. 3) Alle noch beſtehenden Raturallieferungen und Abgaben 
der Bauern find durd einen Zuſchlag zu der Orundfteuer abzulöjen. 4) So⸗ 
bald die Regierungscommilfion ihre Arbeiten vollendet bat, erhält jeder Bauer 
über das ihm zugeiprochene Land eine befondere Ucte mit genauer Angabe des 
Bläcdeninhalts, der Srenzen, der Belaftung desjelben ze. 5) Die Urbeiten 
der Regulirungscommilflon müffen in ſechs Jahren beendet fein. 6) Der in 
den Regulirungsacten beſtimmte Grundzins darf binnen zwanzig Jahren, vom 
Datum des Ulajes an, nicht geändert werben. 7) Die Bauern haben das 
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Recht, das ihnen verlicehene Land als freies Eigenthum zu erwerben. a 
diefem Fall ift der Anlaufspreis jedes Antheils aus der Gapitalifirung ber 
jährlichen Grundſteuer zu 4 Procent zu berechnen. Auch Tönnen bie Bauera 
das fo berechnete Kapital im Laufe von 49 Jahren durch eine jährliche Ab 
zahlung von 5% Proc. (einfepliehlih der Zinfen) entrichten. 8) Außerden 
fteht es ben Bauern frei, bejonbere jährlihe Anzahlungen zu madhen, un 
zwar in baarem Geld oder in fünfprocentigen Kronpapieren, welche im biejem 
Galle zum Rominalwerth angenommen werben follen. Solide Unzahlungen 
dürfen nur in Beträgen von nicht weniger als 100 Rubeln geleitet werben 


Anf. April. (Bolen). Der Biſchof von Auguſtowo, Graf Lubiensfi, pre 
teftirt gegen die Verfügungen bes Petersburger römiſch-katholiſchen 
Collegiums, ruft feinen Delegirten aus bemfelben zurüd unb erlägt 
den Befehl an die geſammie Geiftlicgfeit feiner Diöcele, Feine ihr 
von jenem Collegium zugehenden Berorbnungen einzuführen. Te 
Biſchof wirb vorläufig polizeilich überwacht. 

7. ,„ (Bolen) Ein kaiſ. Edict verordnet bie Erriätung von Cameral⸗ 
böfen in ben 10 Gouvernements bes Königreichs Polen, bie am 
1. Zuli d. J. ihre Thätigleit zu beginnen baben. 

Nah Errichtung der Gameralhöfe wird die in Warſchau noch beſtehende 
beiondere Yinanzverwaltung aufgehoben, und die oberfte Leitung ber Ange⸗ 
legenheiten des SKaflenweiens, der directen und indirecten Steuern, der Staat 
ſchulden des Königreich, der Berechnungen mit auslänbiihen Regierungen, 
ber polniſchen Bant und der landjchaftlichen Greditgefellihaft dem Minikterium 
des Reichs Übertragen. 

17. „ Mord⸗ und ſüdweſtl. Gouv.). Ein Rail. Ukas reducirt 
bie den polniſchen Gutsbeſitzern in Litthauen, Kiew, Volhynien und 


ber Ufräne auferlegte willlürlide Steuer, macht fie bagegen zu einer _ 
ftänbigen und beftimmt, baß biefelbe vom Jahre 1870 an 2,500,000 


Rubel betragen folle. 


19. „ (Polen). Die Regierung leitet eine Unterfugung bez. der 


Flucht des Biſchofs Sosnowski von Lublin ein. Das Kapitel 
unterwirft fi feinerfeits dem röm.-fath. Collegium in St. Peterburg. 


4, Mai, (Nor dweſtl. Gouv.) In Wilna wird ein Verein für Aus: 
breitung bes orthoboren Glaubens mit Zweigvereinen in ganz Lit: 
thauen mit großem Pomp eröffnet. 

13. „ (Polen). Ein kaiſ. Erlaß befiehlt auch bie Ruflificiwing ber 
deutſch⸗evangeliſchen Hauptfhule in Warſchau. 

Mitte „ (Polen). Die no übrigen Klöfter in Polen werben auf 
ben Ausjterbeetat gefeßt und ihnen bie Aufnahme von Novizen verboten. 

31. „ (Bolen). Der renitente Biſchof v. Auguftowo, Graf Lubiensfi 
wird unter militäriiher Escorte ins Innere von Rußland abgeführt. 


7. Suni. (DOftfeeprovinzen). Der Prof. Schirren in Dorpat wirb 
wegen feiner Vertheidigungsſchrift zum Schube ber Rechte ber Oſt 








Meitte 


17. 
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feeprovinzen gegen bie Angriffe des Ruſſen Samarin feiner Stelle 
entfegt und gebt nah Deutſchland. 

Suni. (Polen) In St. Petersburg wird bie Ruifificirung ber 
Univerfität Warſchau beſchloſſen und werben fofort die Einleitungen 
zur Ausführung getroffen. 

„ (Bolen). Der Biihof v. Auguftowo, Graf Lubiensfi F auf 
ben Transport in Niſchni⸗Nowgorod. 

„Aufſtand ber Kirgifen im Gebiet Uralsk, denen eine neue, ſtram⸗ 


mere Organifation aufgelegt werben follte, 

Die neue Organifation der Kirgifen hatte ſich in dem Gebiete TZurgutai mit 
aller Ruhe vollzogen. Nicht jo im Gebiet Uralsk. Die Gebietsverwaltung 
konnte ihre XThätigkeit nicht eröffnen. In der erften Zeit erregte die neue Ord⸗ 
nung der Dinge bo ernfte Unordnungen unter den Sirgijen, daß Koſalenab⸗ 
theilungen dahin entjendet werden mußten. Die Kirgifen und die uraliichen 
Koſaken find von Alters ber feindjelige Elemente. Der Streit über den Befit 
des linken Ufers des Ural, als des vortheilhafteften Punktes in ölonomijcher 
Sinfiäht, dauerte ſchon jeit vielen Jahren, und bat e8 jedes Jahr eine endloſe 

Reihe von Streitigkeiten, Raufereien und Prozefien hervorgerufen, die biß jet 
bei den Kirgiſen dur Bermittlung der Gebietsbehörde, bei den Kojafen durch 
ihre Vorgeſetzten entihieden wurden, während der Generalgouperneur die Caffations⸗ 
inftanz war. Seht jollen die Rirgifen dem Kriegsgouverneur von Uralsk, der 
zugleich Hetman ber uraliſchen Kojalen ift, untergeordnet und fomit gewiſſer⸗ 
maßen mit dielen verihmolzen werden. Das Uebergewicht wäre ganz auf 
Seiten der Koſalen um fo mehr, als die Gebietöverwaltung ausſchließlich aus 
den Koſakenſtand angehörigen Berfonen gebildet werden und die Ortsvorſtände 
gleichfalls Kofaten jein follten. 


1. Suli. Der Kaifer beftätigt einen Veſchluß bes Reichsrathe, welcher 


bie Erblichkeit bes geiſtlichen Standes aufhebt, und es den Söhnen 
ber Weltgeiftlichkeit, unter Gewährung entfpredhender Standesrechte 
und Befreiung von ber Militär: und Eteuerpfligt anheimſtellt in 
ben Militär: und Civildienſt einzutreten, ober irgend einem Gewerbe 
fi zuzuwenden. 


Bon der größten Bedeutung für das griechische Kirchenleben ift die ſchroffe 
Trennung der ſchwarzen oder Kloftergeiftlichkeit von der weißen over Welt⸗ 
geiftlichleit. Aus jener, der gebilderen, mächtigeren Klaffe rekrutiren fi auch 
alle höheren Würdenträger der Kirche, die Biſchöfe, Kloftervorftände und 
Directoren der geiftlihen Lehranſtalten. Die weiße Geiſtlichkeit bildet einen 
erblichen Stand, und zerfällt in zwei Unterllafien, den eigentliden Priefter- 
fand und den der unzähligen niedern Kirchendiener, Sänger u. |. w. Alle 
diefe Perſonen werben im geiftlihen Stande geboren, und genießen darum 
das Recht der Exemtion von der Steuer- und Militärpfliht, und dürfen ihre 
Söhne in die geiftlihen Anftalten ſchicken, welde zugleich Penflonate find. 
Wer feinen Seminarcurjus ehrenvoll beendet, wird Priefter, und gebt nad 
Umfländen auf die Akademie, um zu höherer Laufbahn fi vorzubereiten. 
Ber nur die dritte Genjur erhalten, muß fih mit der untergeordneten ſchlecht 
dotirten Diakonie begnügen; wer gar fein Examen beitanden, geht unter die 
niedern Kirchendiener oder als Novize ind Klofter. Jene nad vielen Tauſen⸗ 
den zählende Menſchenklaſſe, deren Unbildung faft Iprüchwörtlic geworden, 
hängt als —— an an der Weltgeiftlichleit, diefelbe in den Staub ziehend 
und an jeder freien Bewegung hindernd. Ebenſo findet man in den Klöftern 
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Auhlend. 


Schaaren junger Leute, welche, unfähig durd irgend eine bürgerliche Beſchafa⸗ 
gung ihren Unterhalt zu erwerben, um nicht unter bie Soldaten geflelt zu 
werten, in den Mönditand übergetreten find, und ihr Leben in Müßiggens 
und mechaniſcher Erfüllung der Orbensvorfchriften verträumen. Durch langes 
Roviziat um alle Selbftändigleit gebracht, von allen weltlihen Bilbumgsele 
menten abgeſchnitten und frühzeitig an Scheinthuerei gewöhnt, if gerade Die 
im Rlöftern aufgezogene Jugend felten im Stand, unter Wahrung der geittigen 
Wurde irgendwelche Früchte geiftiger Arbeit zu erzielen ol bildenb ur Pu die 
niedern Volkaklaſſen einzuwirken. Gegen dieſes lircliche Proleta 

fich der vom Kaiſer beſtätigte und im „Reg.⸗Anz.“ —— Pen 
rathsbeſchluß. 


8. Juli. (Polen). Ein k. Ukas befiehlt die Reorganiſation ber War: 


27. 


ſchauer Univerfität. Eine Miniſterialverfügung ordnet bie Ausführung: 
Die kunftige Vortragsſprache Da ausſchließlich die ruffiſche. Die bisherigen 
Vrofefioren und Docenten, welche keine Ruffen und der ruffiſchen Sprade noch 
nit mädtig find, verbleiben, wenn auch nicht als definitiv an der neuen An 
ftalt angeftellt, für die nächften drei Jahre noch in ihrem Ant, und Tonne 
während diefer Zeit fi noch der polnifchen oder deutlichen Sprach⸗ als Lehr⸗ 
ſprache bedienen. Nach drei Jahren müſſen fie ſich die zuffiide —— w 
dem Grade angeeignet haben, daß fie darin dociren Tönnen; den Beweis da 
haben fie dadurch I liefern, daß fie auf einer ruſſiſchen Univerfität, mit dr 
nahme Dorpats, den Doctorgrad erwerben. Beſtehen fie diefe Prüfung, ie 
treten fte als ordentliche Univerfitäts-Profefjoren (bisher war für die Kuſſen 
die Warſchauer Univerfität noch feine Univerfität, fondern nur eine Hochſchule 
mit bedeutend erhöhtem Behalt ein; beflehen fie dieſelbe nicht, jo werden fie mit 


der geſetzlichen (erheblichen) Penfion entlaffen, die fie auch außerhalb des Landes 


verzehren Tönnen. Auslandiſche Docenten jollen, wenn es nicht dringend nöthig 
iR, fortan nicht mehr angeftellt werden; Dagegen werben bebeutende Summa 
zu Stipendien für befonders befähigte Rufen ausgeiegt, um fi) auf an% 
mwärtigen Univerfitäten für eine Profefjur vorzubereiten. Wei der Immotri⸗ 
eulation jollen die Söhne der in Polen wohnenden Ruſſen beſonders berüd: 


fihtigt werden. Der neue Etat der Univerfität ift glänzend. Diejenigen Docenten. 


welche ſchon etwas Ruffiſch verftehen, follen ſchon nach zwei Jahren zur ruſſiſchen 
Doctor- Promotion und definitiven Unftellung zugelafien werden. Auch ter 
Bortrag über die peinilge Siteratur muß künftig in ruffijer Sprache gebel⸗ 
ten werden. Das Lehrerperjonal der in Warſchau zu gründenden ruffiichen 
Univerfität wird nad den etatsmäßigen Veftimmungen aus 28 Perfonen be 
ftehen. Die Gehalte für dasfelbe find, namentlih in den höheren Stufen. 
teinesmwegs Targ bemefien. Sie betragen: für den Rector 5000 SR., für jedes 
der 27 ordentlichen Profefioren 3000 SR., für jeden der 20 aufßerordent lichen 
Vrofefioren 2000 SR., für jeden der 2ı Docenten 1200 ER x. Zur 
Unterhaltung der Gabinete, Laboratorien und Kliniken find etatsmäßig jäbrlic 
15,650 SR., zur Anihaffung von Zeitungen und andern periodiſchen Blättern 
800 SR. beftimmt. Eine ſchwere Aufgabe für die Regierung it bei dem 
notorifchen Dangel an ruffifchen Gelehrten die Hauptjache: die Herbeiſchaffung 
der nöthigen Zahl von Univerfitätsprofefloren und Docenten. 


„ (Polen). Ein E Ukas befiehlt bie Aufhebung ber roͤmiſch⸗ 
kath. Didcefe Mine, Die zu bemjelben gehörigen Kirchſpiele 
werden dem Bistum Wilna zugetheilt und bem bisherigen Biſche 
gleichfalls Wilna als Aufenthaltsort angewiejen. 


Der Biſchof, di dlat d D der benen Didceej 
Segichen —— —— ken ee au ihrer —* 
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weitigen Anftellung. Die Mitglieder deß Conſtſtoriums dagegen find ihrer 
Beſoldungen verluftig erllärt und die Kathedrallirche wird in eine uffilt-oribodope 
Dfarrlircde umgewandelt. Am 3. Dct. findet auch wirklich der erfte rujfiiche 
Gotiesdienſt in derjelben ftatt. 

— Ali. Die Regierung unterfagt den kath. Biſchöfen die Theilnabme 
an dem bevorftehenden römiſchen Concil. 


12. Aug Die officiellen Blätter erklären, daß ber Aufſtand ber Kirgiſen 
unterbrüdt ſei. 

13. „ Der Kaiſer geht zum Sommeraufenthalt nad Livadia, wo er 
ben Veſuch bes Fürſten Karl von Numänien erhält. 

—  ,.„ (Bell. Gouv.). Die Einführung ber ruſſiſchen Sprade in 
ben fath. Sottesbienft, obgleih von den Behörden eifrig betrieben, 
macht doch nur geringe Fortſchritte. Nur felten bat bie ruifiiche 
Preſſe bie Genugthuung, berichten können, daß wieder ein katholiſcher 
Geiſtlicher eine ruffiihe Predigt gehalten babe. 


12. Dec. Ter mir von Dodara läßt in Et. Peteröburg - anzeigen, 
daß er eine Geſandtſchaſt mit Geſchenken (Tribut) an den Czaar 
dahin abjende. 


24. „ (Bolen) Eröfinung ber ruffificirien Univerfität Warfchau. 


2. Nov. Der Kaijer empfängt die bochariſche Geſandtſchaft, an bern 
Spitze der Eohn tes Emir felber fteht und nimmt die Geſchenke 
(ben Tribut) berfelben entgegen. 


16. „ (DÖftieeprovinzen) Ein kaiſ. Ukas beftinmt, daß ſämmiliche 
Unterrichtsanſtalten bes Toorpater Lehrbezirks ihre amtlichen Correſpon⸗ 
benzen jomwohl unter einander als mit anderen Behörden auoſchließ⸗ 
lich in ruſſiſcher Sprache zu führen baben. 


8. Dec. eier des hundertjährigen Jubiliäums des Et. Georgs-Ordens. 
Der Kaijer ertheilt dem König von Preußen, ber feit 1841 ben 
Orden 4. Klaſſe ſchon Kefißt, denjenigen 1. Klaſſe. Derjelbe wirb 
ftatutengemäß nur für eine gewonnene Schlacht ertheilt. Unter biejer 
fann in dieſem Fall nur Sadowa gemeint fein. Der Schritt macht 
baber großes Aufichen in ganz Europa. 

Telegramm des Kaiſers an den König: „Ich danke Ihnen herzlich 
für Ihren freundlichen Brief, den mir Prinz Albrecht libergeben hat. Indem 
wir uns zu unferer militärischen Feier anſchicken, bitte ih Sie im Namen 
aller Ritter des Georgen⸗Ordens die erſte Klaffe diefes Ordens anzunehmen, 
welcher Ahnen mit Recht gebührt und den wir mit Stoly auf Ihrer Bruft 
jehen werden. Empfangen Sie venfelben als einen neuen Beweiß der Freund⸗ 
‘haft, die uns vereinigt und auf den Erinnerungen an jene große uns ewig 
dentwürdige Epoche beruht, in welcher unjere verbündeten Armeen für einen 
gemeinfamen und heiligen Zwed kämpften. Zugleih babe ich mir erlaubt, 
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Mitte 


Ruhlant. 


Ihrem Flügeladjutanten Werber bie vierte Klafie dieſes Orbens zu verleipen 
Antwort des Königs: „Tief gerührt, mit Thränen in den Wugen, dank 

ih Ihnen für die mir ertoiejene Ehre, welche ich nicht erwarten fommte. Uber 
noch mehr erfreuen mid) die Ausdrücke, in welcher Sie mir diefelbe ankündigen. 
Wirklich jehe ich in diefen Ausdrücken einen neuen Beweis Ihrer Freundiäch 
und der Erinnerung an bie große Epoche, in welcher unfere verbündelen Urmer: 
für ein beiliges Ziel ftritten. Im Namen diefer Freundſchaft und dieſer Er⸗ 
innerung nehme ich mir die Freiheit, Sie zu bitten, meinen Orden „Pour 
le meörite‘“ anzunehmen. Weine Armee wird Rolz fein, Sie als Ritter diejes 
Ordens zu ſehen. Erhalte Sie Bott.“ Ä 


Dec. Ruffiihe Truppen befegen die Bucht von Krasnowodsk an 
ber S.O. Küſte des kaſp. Meeres, ald Stützpunkt für weitere Tre 
rationen in Mittelafien, zumal gegen Chiwa. 





12. Türkei. 


3. San. Die Pforte erhält bie Einladung Frankreichs zu ber europäifchen 


5. 


Gonferenz behufs Regelung ihrer Differenz mit Griechenland. 
„ Ein Deeret regelt die bisher getroffenen Maßregeln gegen bie 
griechiſchen Unterthanen. 

Nachdem die Verträge zwiſchen der Pforte und Griechenland [uspendirt 
worden find, werten bie griechifchen Unterthanen in der Türkei unter die 
Landesgeſete geſtellt. Griechiſche Unterthanen, welche entweder von griechiſchen 
Unterthanen abſtammen, oder durch das Londoner Protokoll ſolche geworden 
find, werden je nach Belieben der Regierung ausgewieſen werden. Diejenigen, 
welche als ottomaniſche Unterthanen geboren und griechiſche Unterthanen mit 
griechiſchen Päfſen geworden find, müſſen entweder ihre frühere Nationalität 
annehmen oder werden ausgewieſen. Wenn fie zurüdfehren, werben fie ent⸗ 
weder als ottomaniſche Unterthanen betrachtet oder, falls fie dieß verweigern, 
unwiderruflid vom ottomanifdhen Gebiete ausgeſchloſſen. Die in Bezug auf 
die griechiſche Handelsmarine getroffenen Verfügungen bleiben aufrecht erhalten, 
„ (Gandia). Auch ber junge Petropulafi ergibt fi mit 150 Frei: 
ſchärlern. 

„Zuſammentritt der europäiſchen Conferenz in Paris behufs Bei⸗ 
legung ber türkiſch⸗griechiſchen Differenz. Die Türkei erhält in 
derſelben berathende und beſchließende, Griecchenland bloß berathende 
Stimme. 

„Daud Paſcha iſt in Wien thätig, um ber Pforte bie Mittel 
für Herſtellung eines türfiihen Eiſenbahnſyſtems zu fichern. 

„ (Candia). Ne Mitglieder ber proviforifchen Negierung find 
gefangen, vier getöbtet, die Archive aufgefunden. 

„ Die Pariier Eonferenz beichließt eine an Griechenland zu rich 
tende „Declaration”. Die Pforte tritt nach einigem Zögern dem 
Beſchluſſe bei (j. allg. Chronik). 

» (Rumänien). Die D. Kammer lehnt bie geforderte Anleihe 
ab und will nur bie Emifjion von Schatzbons auf ein Jahr bes 
willigen. 
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Cickel. 


19. Jan. (Rumänien). Die von Bratiano während feiner Vermwaltn: 


20. 
21. 


22. 


Hobert Paſcha verläßt feine bisherige Stellung vor Eyra. 


26. 


27. 


28. 


31. 


aufgejtachelte Bevölkerung kommt nad feinem Sturze nur allmasi:: 
zur Rube, zumal in ber Hauptſtadt. Ein ihm zu Ehren ses: 
benes Banket fördert noch die ausichweifenbiten Reben zu Tage. 
„C(Candia). Der Sultan erläßt cinen Ferman, ber das neu: 
Grundgeſetz ber Inſel enthält. 

„» (Rumänien). Die Führer ber im vorigen Jahre gegen Bal⸗ 
garien organifirten Treifgaaren werben von ben Gerichten ver: 
urtbeilt. 

„ Die Pforte erläßt eine irculardepefhe über das Rejultat ir 
Pariſer Conferenz, in ber fie fih mit bemjelben zufrieben erfi:r. 


„ (Rumänien) Die Regierung erläßt ein neues Eircular = 
bie Präfeeten gegen bie bisherige Propaganda bez. ber chriſtliche 
Untertbanen ber Pforte. 

„ (Rumänien). IL Kammer: Beratung bes Budgets. Ti 
bisherige Subvention von 6600 fyr. für katholiſche und proteftar: 
tiſche Schulen im Lande wirb geftrigen und ber Betrag ber fi: 
rumäniiche Vereine in Siebenbürgen und ber Bulowina ausgeſetzter 
Subvention beigefügt. 


„n (Rumänien). IL Kammer: Beratung bes Bubdgeis. Tie 

Herabfegung bes Gehalts des Metropoliten von 36,000 as’ 

24,000 $r. wirb nur mit 47 gegen 45 Stimmen abgelehnt. 

„ (Aegypten). Der PVicelönig eröffnet bie ſog. Delegirtenver: 
fammlung durd eine Thronrebe. | 
» (Rumänien) Die feit fünf Jahren beſtehende franzötit: 

Militärcommiffion wirb von ber franzöſiſchen Regierung abberuie 
ba ber Fürſt fih bei ber NReorganijation ber Armee mehr bem pres 

ßiſchen Militärfyitem zu nähern bemüht ift. 


Anf. Febr. Die no vom Phanar ‚abhängigen Patriarchate haben nur | 


auch ihre Meinung und zwar in negativem Sinne bez. ber bula: 
riſchen Kirchenfrage ausgefproden und lehnen ben Vorſchlag te | 
Pforte, doppelter Episcopat und boppelte geiftlihe Jurisbiclion, ai. 
Einftweilen bat alfo ber Patriarch feinen Zweck eincd Auffchuks, 
wo möglih für immer, erreiht. Weber bie Pforte noch bie Bub 
garen geben ſich jedoch bamit zufrieben, 

Jene Patriarchate erörtern in einer Denkſchrift an die Pforte ausfäßr [id 
ihren Vorſchlag zur Xöfung, jedoch Lediglich auf Grund der Beldlüffe de 
vier erften Eoncilien, indem fie abſichtlich die polttiihe und die national 
Seite der Frage bei Seite laflen. 

Die Vilayet-Verfaſſung wird auch für Ronftantinapel unb ka 
Bosporus eingeführt. 
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— Febr. (Candia). Die letzten Inſurgenten ergeben ſich. 


5. 


„ Die Pforte erläßt ein Nationalitätengeſetz. 

Nach demjelben Lönnen türkiſche Unteribanen fih nur mit Ermädtigung 
des Sultans im Wuslande naturalifiren laſſen; ohne diefe Ermächtigung 
werden die im Auslande naturalifirten, aber in der XTürlei wohnenden 
türfiiden Unterthanen nad wie vor als ſolche angejehen. 

» (Rumänien) IL Kammer: Der WMinifterpräfibent Demeter 
Ghika kündigt der Kammer bie Demiffion des Miinifteriums an: 

„Bir glaubten berufen zu fein, die inneren Kämpfe, dur welde Rumä- 
nien jo ſehr geſchwächt wird, zu beenden. Mit großem Bedauern jehen wir, 
daß es uns nicht gelungen ift, diefen unferen Wuni zur Ausführung zu 
bringen. Einige wollten und wollen uns nur gebraudien als Werkzeuge ihrer 
Race gegen jene Partei, Über die fie ſich ſeit zwei Jahren zu beflagen haben. 
Eine andere Partei dagegen verlangt von uns blinde Unterwerfung unter 
ihren Willen. Auf diefe Weiſe können wir auch nicht eine Bewegung madıen, 
ohne dem Einen ober dem Andern zu mißfallen, und entftehen dann endlofe 
Interpellationen und Discuffionen. Die Lage wird für uns um fo ſchwieriger, 
als die Meinungen der Parteien fi) immer jchroffer einander gegenüberftellen. 
Da e8 uns fomit, ungeachtet aller unferer Opfer, nicht gelingen konnte, nad) 
dem Gefallen der Einen oder der Anderen zu handeln, fo haben wir feit 
geftern uns entichlofien, Se. Hoheit den Fürften zu bitten, unfere Entlafjung 
zu genehmigen. Wir wollen nicht diejenigen jein, die über Rumänien eine 
Kataftrophe heraufbeihwören. Wir finden uns bedroht von dieſer Kataftrophe 
und glauben, es ſei befier, wenn wir uns zurüdziehen und die Befeitigung 
der Gefahr geichicteren Händen überlafien. Wir find genöthigt, uns zurück⸗ 
zuziehen, da wir weder die Rolle der Yührer übernehmen können, noch jene 
von Sclaven übernehmen wollen.“ 


Der Fürſt nimmt inzwilhen bie Demiflion nicht an, ſondern 
forbert bie Minifter auf, fi) zu überzeugen, ob fie in ber Sammer 
in ber That Feine Majorität hätten, ba bie Bildung eine® neuen 
Cabinets nothwendig von ber Auflöfung ber Kammer und Neu: 
wahlen begleitet fein müßte. 


„ Griechenland unterziebt ſich dem Beſchluſſe der Pariſer Conferenz 
bez. feines Verhaltens zur Türkei (ſ. allg. Ehronif). 

„ (Rumänien). D. Kammer: Der Minifterpräfident theilt ber 
Kammer das an bas abinet gerichtete Verlangen mit: 


Das Miniflerium möge einen nocdhmaligen Appell an den PBatriotismus 
der Kammer richten und eventuell feine Demiſſion zurüdziehen. Der Minifters 
präfident erjuche demzufolge die Kammer, ein Botum des Vertrauens oder 
Mißtrauens abzugeben, indem fie erkläre, ob fie die Ace des Minifteriums 
unterflügen wolle oder miht. Die Sigung wird hierauf für eine Stunde 
fuspenbirt, damit ſich die Deputirten untereinander berathen lönnen. Nachdem 
die Uctionspartei diefe Zeit benügt, um die feite Meberzeugung zu gewinnen, 
daß für fie durchaus feine Ehance jei, wieder ans Ruder zu kommen, jo gibt 
bei Wiedereröffnung der Sigung, als Spredder der genannten Partei, der 
Deputirte Chitzu die Erflärung ab, „daß dem gegenwärtigen Minifterium 
die Unterflügung der Kammer niemals gefehlt habe. Letztere habe die Budgets 
borlage niemals en bloc, fondern ftetS jehr ferupulds votirt, aber in allen 
anderen Tragen die Regierung unterflüst. Man müfle fi deßhalb über den 
gegenwärtigen Zwiſchenfall jehr wundern, da gar kein Grund für den Rück⸗ 
tritt des Minifteriums vorliege, es ſei denn, daß etwa geheime Motive es zu 
diefem Schritt veranlaßt hätten.” Der Minifterpräfident erklärt hierauf, 
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daß Herr Joan Bratiano, der Chef der Kammermajorität, ihm erklärt hebe 
„er, der Minifter, dürfe nicht mehr auf die Majorität zählen“, worauf a u 
für das Beſte gehalten, daß das Minifterium fi) zurfdziche. Hierauf a 
fpinnt fi eine überaus Iebhafte Debatte Georg Bratiano, von ix 
independenten Fraction, befchwödrt die Kammer, die Lage des Landes nmicht :.:6 
mehr zu verwideln, da die Gentüther ohnehin bereits ſehr aufgeregt ein 
Angeſichts der orientaliichen Trage fei das gegenwärtige Miniſterium imrır. 
hin für das Land wünſchenswerther, als eine allzu unterneßfmungsizt:-: 
Regierung. Candiano, von der alleräußerften Linken, meint, daB er >: 
Miniſter zwar nicht loben könne, indefien müfje er fih doh für das Berk!-: 
ben derfelben ausſprechen. Nachdem noch verſchiedene andere Redner ges 
hen, ergreift der Minifterpräfident nochmals das Wort und verlangt ur: 
Hinweis auf Joan Bratiano’8 Aeußerung, die Kammer möge fi in enti:«- 
dener, Harer Yafjung für oder gegen das Minifterium ausjpreden. En: 
briht Joan Bratiano fein Schweigen mit der Erllärung, daß er die r:- 
dem Minifter angeführte Yeußerung zwar gethan babe, aber nur umter ic: 
Augen. Diejelbe jei nur der Ausdrud feiner perfönligen Anſchauung gemcn 
und hätte zu einem fo ernften Zwiſchenfalle gar feinen Anlak geben joLr 
Uebrigens fei er bereit, dem Minifterium ein Bertrauenspotum zu geben, = 
Lange dieſes den gejeglichen Boden nicht verlafie. Der Minifterpräfident > 
ſteht zum dritten Mal auf einem deutlich ausgeiprochenen Botum, worcr‘' 
Bernesco folgenden Antrag formulirt: „In Folge der vom Minikkermz 
abgegebenen Erklärung, feine Entlafjung gegeben zu haben. und des Behartes 
Er. Hoheit des Fürſten auf Richtannahme diejer Entlafjung, fowie in Fol: 
des vom Minifter geftellten Berlangens, die Kammer möge dem Minifterisn 
ein Botum geben, ob letere8 auf die Mithilfe und das Bertrauen der Ver⸗ 
fammlung zählen könne — erllärt die Kammer, daß dieſes Minifterium ib: 
Vertrauen befist, und geht fodann zur TageBorbnung über.” Diejer Untres 
wird mit 89 gegen 4 Stimmen angenommen, ſechs Deputirte enthalten F& 
der Abſtimmung. 


Das Minifterium zieht feine Demiſſion zurüd. — Auf eine 
Interpellation Bratiano’s bez. ber franzöſiſchen Militärcommiſſien 
antwortet der Minifter ausweichend, worauf bie Kammer mit Mebr: 
beit ihr Bedauern über ben Vorfall auszuſprechen beſchließt. 


9, Febr. (Rumänien) U. Kammer: Heftige Tebatten über bie ten 


10. 


11. 


12. 
13, 


18, 


de Regierung beichloffene Reactivirung bes Generals Deaceboneti. 
Dit 68 gegen 42 Stimmen wirb bie Zurüdnahme ber Verfüzur; 
gefordert und bem Minifterium ein Tadelavotum ertheilt. 

» (Rumänien) Der Fürft löſt die IL Kammer auf unb ortne: 
Neuwahlen an. 

» Die Pforte will ben Sporaben ihre bisherigen mmunitält: 
privilegien entziehen und läßt zu biefem Ende Bin bie Hauptiniel 
Eymi durd ein Geſchwader unter dem Befehl von Ahmeb Kaificılz 
befeben. 

„Fuad Palha F in Nizza. 

„ Mobification bes Miniſteriums. Mithat Paſcha, bie Seele ter 
wirklichen Neformbeftrebungen, wirb zum Gouverneur don Bagdad 
ernannt und bamit von Konftantinopel entfernt. 

„Schluß der Parifer Eonferenz. Eowohl bie Pforte als Griechen 
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Yanb erflären fich bereit zur Wiederaufnahme ihrer gegenfeitigen 
diplomatiſchen Beziehungen. 


9. Febr. (Montenegro). Der Fürft Tehrt von feiner Reife an bie 


Höfe von Et. Petersburg, Terlin und Wien wieder nad Cettinje 
zurüd. 

Der Für, vom ruffiihen Kaiſer mit einem hiſtoriſchen Säbel (mit der 
ferbiihen Inſchrift „Bott erhalte den König”) beichenkt, ift feither ſichtlich bes 
müßt, eine hervorragende Stellung unter den Südflaven einzunehmen. 


22. Gebr. Die türkifhen Häfen werben ben Griechen wieder geöffnet. 


Inf. März. (Serbien). Lebhafte Unterhbanblungen mit ber Pforte, 


Mitte 


29. 


welhe bie projectirte Drientbahn zur Verbindung SKonjtantinopels 
mit dem ungariſchen Eifenbahniyftem durch Bosnien und nicht durch 
Serbien führen will. 


„» Kine türfifche Circulardepeſche erflärt fi gegen bie von 
Rumänien ins Merk gefehte officiele Diplomatie. Der Proteft 
wird weber an ben europäifchen Höfen, noch von ben rumäniſchen 
Kammern beadtet. 


„ (Hegypten).. Die Schleufen des Suezcanald werben in 
Gegenwart bes Viceksnigs geöffnet. Der Erfolg it ein voll 
ftändiger. 


„ Der biplomatiihe Verkehr mit Griechenland wird thatfächlich 
wieder angelnüpft. 


„ (Rumänien). Die Pforte gefteht Rumänien das unbeſchränkte 
Münzreht zu, doch unter ber Bebingung, daß die Euzeränetät bes 
Sultans auf den Münzen irgendwie deutlich bezeichnet werbe. Rumänien 
nimmt das Zugeſtändniß an, ohne bie Bebingung zu erfüllen. 


„ (Montenegro). Große Feierlichkeiten bei Gelegenheit ber 
Taufe ber jüngften Tochter des Fürften. 

Der Kaiſer von Rußland ift der Taufpathe. Sein Stellvertreter, Yürft 
Dolgoruli, AUdjutant des Kaifers, hält am 28. feinen Einzug in Gettinje mit 
auffallendem ®epränge. In feinem Gefolge befindet ſich der montenegrinifche 
Agent und Privatfecretär des Fürſten, Vazlik (ein geborner öſterr. Czeche), 
der ferbifhe Senator Kriftitih (Früher Minifter deg Ausw. in Belgrad), ſowie 
der ruſſiſche und norddeutſche Eonful in Raguſa. Auch die Eonfuln Englands, 
Frankreichs und Defterreih8 in Scutari finden fi ein. Das Ganze erhält 
dadur den Anſtrich einer diplomatiſch⸗politiſchen Feſtlichleit. Mit großen 
Ehren empfangen, benütt der gefürftete Taufpathe-Stellvertreter alsbald dieſe 
Gelegenheit zu einer Anſprache an das montenegrinifhe Bolt „als ein Glied 
der großen flaviichen Völkerfamilie". Am Oftermontag nah der Tauffeler- 
lichkeit Truppenihau, Rahmittags Truppenmandver in den benachbarten Ber⸗ 
gen, bei welchem die Mannſchaft außerordentliche Fertigleit im Klettern mit 
Ober⸗ und Untergemebr darlegt. Dann das. obligate Mahl, bei welchem 
Furſt Dolgoruli den Fürften hochleben Takt und Montenegro der Iebhaften 
Sympathien des Kaiſers Alexander verfiert. Als dritten Toaſt bringt Fürft 
Nikolaus den auf das Wohl Milans, des Würften von Serbien, aus, „wels 
er in Freud und Leid zu Montenegro gehalten habe“, was Hr. Kriſtitſch 
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mit einem Trinkſpruch auf den Fürſten der ſchwarzen Berge erisisert, ker 
‚fein Land mit fo viel Weisheit regiere”. 


— März Die türfifhe Negierung fett ihren Willen bez. ber Eporabeı 
burg. Eine Inſel unterwirft fi nad) ber andern ihrem Pegekter. 


6. April. (Rumänien) Die Neuwahlen zur II. Kammer find aus; 
gegen bie rothe Partei Bratiano ausgefallen, tie in ber nee 
Berfammlung nur 10 Stimmen gegen 147 zählt. 

8 „ (Rumänien). Der Gemeinberath ber Hauptftabt wird weger 


feiner Haltung bei ben Wahlen zur IL Kanımer durch fürftisze 


Decret aufgelöft. 
Mitte „ Die Commiffion für Reform des türfifhen Unterrichtsweſer 
wird nah Mithad's Abgang wieder aufgelöft. 


17. „ Daud Paſcha unterzeichnet in Paris einen Vertrag behnfs Her: 


ſtellung eines türkiſchen Eiſenbahnnetzes. 

19, „ Die für die bulgariſche Kirchenfrage von der Pforte niebergeie: 
Commiſſion bat ihre Arbeiten beendigt. Das Neſultat ijt te: 
Bulgaren günſtig. Indeß ift die Genehmigung der Pforte gear: 
iiber der Haltung bes grichiihen Patriarchats zweifelhaft. 3-- 


nächſt tritt in der Angelegenheit ein Stilljtand ein und wirb die Anı: 


wort des letzteren erivartet. 
21. „ ; (Serbien) erhält von ber Pforte das Zugeſtändniß, Garteie 
verträge mit fremden Mächten felbftändig abjchliehen zu bürfen. 





23. „ (Rumänien). Die Regierung fchließt ein Anlehen der 


au Mil. Pi. Et. ab zu 8% Proc. Zinjen und zum Guri 
von 71%. 


— „Auch die Pforte hält es für angemeffen, cin biplomatiiäe | 


Rothbuch zu veröffentlichen. 


Anf. Mai. Der zugleih mit dem Etaatsrath befchloffene oberſte Gerichte | 


bof erhält endlich feine definitive Organifation. 


6. „ Ter Eultan macht feinen alljährlihen Veſuch bei ber Pierte. 


hört ben Dermwaltungsberiht des Staatsraths über das Jahr tır 
Flucht 1285 an und Hält darauf folgende Thronrebe: 

„Der jo eben verlefene Bericht conftatirt die Schaffung einer großen Ar⸗ 
zahl neuer Geſetze und Einrichtungen, deren Hauptzwed die Durchführung v:: 
Reformen in allen Zmeigen der Verwaltung ift; er conftatirt die Sumahrı 
des Reichthums und der Wohlfahrt des Landes, ſowie den Fortgang des r..- 
teriellen, moraliſchen und intellectuellen Fortſchrittz der Ration und die Cr: 

anilation unferer verſchiedenen Gerichtshöfe Cs iſt nicht zu bezweifeln, dt 


Bei pünktliher Durchführung diefer Gejee, durch Berbeflerung und Berne“ | 


ftändigung derjenigen, deren Lücken durch die Erfaßrung bewieſen, fowie durch 
Schaffung neuer Gejege, jobald ihr Nugen und ihre Nothwendigleit erfunnt 
worden, daB Land den Grad von Gultur und Fortſchritt erreicht, auf welchen + 


— — 





mit Recht Anſpruch erhebt, und daß die Größe und die Macht dei Nahe in 


gleihem Maß Schritt halten. Da der Staatsrath gerade dazu gebiim 
worden, um dieſes Biel zu erreichen, fo erkenne ich gern bie hohe Be 
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Deutung und die Schwierigleit ſeiner Beſtrebungen an, und blicke mit Genug⸗ 
thuung auf die bereits erzielten Ergebniſſe, welche eine fehle Burgſchaft für 
die Bortheile bieten, die er in Zukunft dem Lande gewährt, und auf die An» 
firengungen, die er auf feiner fernern Laufbahn machen wird. Die Erfolge, 
welche im verfloffenen Jahr unjere Beftrebungen Trönten, beweifen uns, daß 
unſere Rechte Überall anerkannt und geachtet werben; der bei dieſer Gelegenheit 
uns von unſern Freunden und Berbündeten geleiftete Beiſtand hat uns noch 
einmal ihre wohlmollenden Gefinnungen gegen uns bewieſen. Das alles ift 
Lediglich die Frucht unferer Mäßigung und unferer Bemühungen, afleß für die 
Erhaltung des allgemeinen Friedens zu thun, ohne uns jedoch von dem 
Wortlaut der beftehenden Berträge und den Satungen des Bollerrechts zu ent» 
fernen. Auch in Zukunft werden wir unfre Rechte unangetaftet zu erhalten und 
wie bisher die beftehenden Verträge zu beobachten beftrebt fein, jowie immer 
mehr die zwiihen und und den auswärtigen Mächten beſtehenden freundichaft- 
Llichen Berhältniffe und guten Beziehungen fefter zu knüpfen. (Eine andere 
Gnade des Allmäcdhtigen ift die Beruhigung der Infel Kreta und die Wieder⸗ 
tehr völliger Sicherheit auf diefer Inſel. Ich bin in der glücklichen Lage, bei 
dieſer Gelegenheit dem Heer, den Behörden und der ruhig gebliebenen Bevöl⸗ 
terung diefer Inſel meine hohe Befriedigung auszuſprechen für den Eifer und 
Die Ausdauer, mit welchem fie zu diefem Erfolg beigetragen und für die hier 
bei geleiteten Dienfte. Gleichzeitig erkläre ich meinen feiten Willen, daß die 
neuen Geſete und Einrichtungen, welche geſchaffen wurden, um die Wohlfahrt 
der Infel zu heben, und dem Rothftand, unter weldem die Bewohner während 
der letzten Ereigniffe zu leiden gehabt, abzubelfen, getreu und punktlich aus⸗ 
geführt werden. Von jeher und namentlich zu unjerer Zeit land die Gultur 
und Wohlfahrt, und demgemäß die Größe und das Anſehen einer Regierung, 
im geraden Verbältnifie zu der Befeftigung und Hebung ihres Credits. Auch 
auf diefem Gebiete bin ich fo glüdlih, mit den feit einigen Jahren erhaltenen 
Ergebniffen zufrieden zu fein; in der That, vergleidt man unſern heutigen 
Gredit mit feinem Stande zu einer Zeit, wo unheilvolle Ereignifle ihren Ein- 
Fuß ausübten, jo fann man einen au enfälligen Fortſchritt nicht verkennen. 
Dieſer Erfolg iſt offenbar ein —— der Verbeſſerungen, die in der Erhe⸗ 
bung der Steuern eingeführt worden, der guten Ordnung und der Sparjam- 
keit in den Ausgaben, der Pünktlichkeit, mit der wir unjern Verbindlichkeiten 
nachkommen, und der Bermehrung der Staatseinfünfte, wie fie eine Folge der 
Tortichritte des Handels und der Induſtrie if. Es ift daher mein ernfter 
Wille, daß unfere Regierung Nutzen ziehe aus der glüdlichen Erfahrung der 
letzten Jahre und auf dem Wege der foeben beiprochenen dteformen und Er» 
fparungen fortfahre, fowie, daß baldmöglichſt ein jährliches Budget über 
Ausgaben und Einnahınen erjcheine, wie es jet in Vorbereitung if. Es iſt 
allgemein anerfannt, daB das für die Individuen beobachtete Geſetz über die 
fortigreitenden Bedurfniſſe auch für die Nationen giltig ift; je mehr wirkliche 
Fortſchritte fie auf den Bahnen der Eivilifation machen, um jo höher fleigen 
ihre Bebürfniffe So würden die Summen, melde vor 20—30 Jahren für 
die Unterhaltung der Streitkräfte zu Land und Waller ausreichten, heute 
kaum den fünften Theil der Koften für die Bewaffnung decken. Die Willen» 
ſchaft Hat feitvem derartige Zerfiörungswerkzeuge geihaffen, daß feine weiſe, 
vorausfitige und auf die Erhaltung ihre Anſehens eiferfüchtige Regierung 
ihrer Anichaffung innerhalb der Grenzen ihrer Mittel und der Erfordernifie 
ihrer Lage entrathen kann. Die heutigen Ausgaben des Staats Tönnen da» 
her in feiner Weife mit den früheren vergliden werden. Zum Glück bildet 
der fteigende dffentlihe Wohlſtand, gleichfalls eine Frucht der Ffortjchreitenden 
wiflenihaftlihen Entwidlung, ein Gegengewicht genen die fteigenden Ausgaben, 
und allemal, wenn tiefe Hilfsquellen nicht ausreihen, un die fo erzeugten 
Deficits zn deden, wendet man fi) an den Eredit. Der Fortſchritt und die 
Drdnung find aljo nicht möglich bei einer Regierung, folange nit in allen 
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15. 


17. 


. Mat. (Rumänien). Eröffnung ber ID, Kammer. Thronrede bes Furt. 


» (Eanbia). Die bisher nod in ber Gefangenſchaft gehalten: 


„» (Aegypten). Der Bicefönig tritt feine Reife an die Kir 
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Zweigen der Verwaltung die ndthigen Berfierungen durchgeführt farb. de 

Gredit beruht auf dem dffentligen Reichthum, und diefer feinerjeits Te 

Ergebniß der Gortihritte auf den Gebieten des Uderbaueß, des Hantes ı: 

der Induſtrie. Legtere beruhen hinwieder auf der Ausdehnung ber dem. - 

Bildung, der Leichtigkeit der commerciellen Geſchäfte, der Bermehruns :c 

Verkehrsmittel, der intelligenten Ausbeutung der Bobenreihthäme — — 

alle dieje find aufs engſte verfnüpft mit einer guten Rechtspflege, welde :- 

Sintereffen und Rechte eines jeden in unparieiiſcher Weile wahrnimmt. 
aufriätigen und unterrichteten Leute, welche, vertraut mit unferer Berger: - 

heit, unfere gegenwärtige Lage kennen, werden die außerordentlichen Yormz-= 
nicht läugnen können. Indeſſen dieſe Fortſchritte jelbft müffen uns aniyerr 

in unjeren Unftrengungen, auf diefer Bahn nicht nadjzulafien. Weit ar 

davon, unfere Blide rüdwärts zu richten, müflen wir unfer Auge unver 

auf die noch vor uns liegende Strede gerichtet halten, die wir noch zu der> 
Saufen haben, ehe wir den Stand der großen civilifirten Nationen rar 
Ich empfehle daher ernftlich allen Mitgliedern des Staatbraths, ohne Ur: 
der Race oder Religion, ſowie allen Beamten des Reichs fi als die dc 
eines Baterlandes anzufehen und einmütbhig zu arbeiten nad ben von E- 
foeben entwidelten Grundfägen und zum Wohle der Heimath. Bis zu nic 

nächſten jährlichen Beſuch will ih, daß weitere Reformen und alle m=- 

moͤglichen Fortichritte verwirklicht werben. Feſt überzeugt, daß die Rechte de 

Einzelnen nur dann wirklih gewährleiftet find, wenn die Rechtspflege wi: 

organifirt ift und die Geſetze pünktlich beobachtet werben, habe ih ausprkd.: 
befohlen, daß in einem bejondern Geſetzbuch die Beſtimmungen unfereß hei: 
Nehts (Scheri-Scherif) in einer den Bebürfnifien der Zeit angemeflnen Br: 
bereinigt werden, daß die Gerichtsverfaſſung des Reichs vervolfländict zr’ 
die Ausführung aller Reichtgeſetze aufs ftrengfte überwacht werde. Schließlis 

wie ich es Ihnen im vorigen Jahr bei derjelben Gelegenheit erflärte, wer’ 

ih, daß ein jeder alle feine Bemühungen für das Glück, die WBohlfahrt ==: 

den Ruhm des gemeinfamen Baterlands aufbiete.“ 


„ Der Eultan beftätigt ben von Daud Paſcha in Paris abgeidicer: 
nen Eiſenbahnvertrag. 

„ (Megppten). Der Vicelönig einigt fi mit dem Engländer Fit: 
über eine nad) den Gegenden bes weißen Nils mit großen Mitteln zu unte: 
nehmenbe Erpebition behufs Unterdbrüdung des Negerbanbels an eire 
feiner Hauptquellen und gleichzeitige Ausbehnung ber Macht bes Khedire 


Inſurgentenführer merben freigelaffen und nah Eyra gebradt. 

„ (Serbien). Die feit der Räumung Belgrabs ſchwebende fra: 
ber Räumung auch ber Fleinen Feftungen Sakar und Klein: Zworniä 
burh bie Türken wirb enblih entſchieden. Der Cultan erike: 
bem Generalgouverneur von Bosnien den Befehl, die Ueberfieklur: 
der Türken aus biefen Orten nad) bem jenfeitigen Drina:üfer ie. 
fort zu bewerkſtelligen. 





ber europ. Großmächte an, um die Souveräne zur Eröffnung bes Eur: 
canals einzuladen und mit ben Regierungen über bie Aufhebung reir. 


Mobification ber Gapitulationen zu unterhandeln. Der Vicekõnig befus: 
nad einander Die Höfe von Florenz, Wien, Berlin, Bari und Lonben. 


* 
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— 28. Mai. (Rumänien) U. Kammer: Die Wahl bes Bureau fällt 


ganz gouvernemental nnd bie Antwortsabrefje durchaus loyal aus. 
» Die ruffiihe Synode in Et. Petersburg erflärt fi in einem 
Schreiben an ben Patriarchen für ben status quo in ber bulgariichen 
Kirhenfrage und befeftigt damit ben Wiberjtand besfelben gegen 
die Wünſche der Bulgaren. 

(Montenegro) verlangt von ber Pforte neuerbings die Ab- 
tretung bes Hafens von Spizza. Rußland und Breußen unterftüben 
bas Geſuch, Deiterreih dagegen lehnt eine folche feinerfeits ab. Die 
Viorte weist das Begehren rund zuräd. 


. uni. Die „Turquie“ veröffentlicht einen officidjen Artikel gegen bie 


itte 


angeblichen oder wirklichen Abſichten des Vicekönigs von Aegypten, 
gegen ſeine Reiſe an die europ. Höfe und deren Ziele. 

„Die Piorte richtet an bie kürkiſchen Vertreter im Auslande 
eine Circulardepeſche bez. ihrer Beſchwerden gegen den Vicekönig 
von Aegypten. Demſelben wird eine Abfchrift des Documentes 
zugeſtellt. Der Vicekönig unterläßt es in Folge davon, über Konftanti: 
nopel zurüdzufehren. 

Die Pforte mißbilligt in ganz entfchiedener Weile die vom Bicelönig er⸗ 
oriffene Initiative, um die Gegenwart der Herrſcher Europa’s bei ber Er- 
Öffnung des Suezcanal8 zu veranlaffen, und erflärt die Einladungen für un» 
gültig (non autorisdes et non avennes), In gleicher Weile desavouirt fie 
die Verhandlungen, welde Nubar Paſcha zum Abſchluß eines Handelsvertrags 
zwilchen Aegypten und den Mächten und zur Reutralifirung des Canals an⸗ 
gefnüpft hat, da fie dem Ferman zuwiderlaufen, der die Regierung Aegyptens 
Mehemed Ali nnd feiner Yamilie überträgt. Die Pforte proteftirt demge⸗ 
mäß gegen die Haltung des Vicelönigs und feines Minifterd, da fie die Bedin⸗ 
gungen verlegt, unter denen er fein Lehen befigt, und erinnert gleichzeitig die 
Mächte an das Recht des Sultans, unter diejen Umfländen die Abjegung des 
Uebertreters vorzunehmen. | 
„» (Rumänien). D. Kammer: Die Regierung verlangt dringend 
eine neue Anleihe von 15 Mil. Fr. 


„Der griechiſche Patriarch lehnt das von ber gemifchten Comniiffion 
vorgeſchlagene Compromiß in ber bulgariſchen Kirchenfrage in aller 
Torm ab. 
„ (Rumänien) Die I Kammer wirb geichloffen, ber Senat 
aufgelöst. 
„— 11. Juli. (Serbien). Verfammlung der Efuptihtina in 
Kragujevatz behufs Ausarbeitung einer neuen Verfaſſung. Adreſſe 
an die Regentſchaft. Vorlage eines Entwurfs durch die Regentſchaft: 
Die Adreſſe der Skuptſchtina an di Regentſchaft v. 29. Juni 
formulirt die Forderungen der oͤffentlichen Meinung mit einer Schärfe, wie 
fie bisher in Serbien in diefer Weile noch nie zum Vorſchein gekommen find. 
Die Nationalverjammlung verlangt, um den Fortſchritt ficderzuftellen, folgende 
Einrihtungen: 1) die Theilnahme des Voll an der Geſetgebung; 2) daß 
der Landtag jährli einberufen werden ſolle; 3) die Unabhängigkeit der Gr» 
richte; 4) die Gleichheit aller Vürger vor dem Geſetze; 5) die Verantwortlich. 
teit der Beamten für ihre Amtshandlungen; 6) die Minifterverantwortlickeit 
7) die Gemeinde⸗Autonomie; 8) freie Prefle; 9) Geſchwornengerichte (vorläufig 
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nur für das Verbrechen der Brandſtiftung und bes Diebſtahls), unb 10 um 
ſolche Organilation der Berwaltung, dab die wahren Voll sbedarfuiſſe bener= 
werben koͤmen. Das wichtigfte nach diefen Forderungen iſt der fler xi-- 
ſprochene Wunfch der Skuptichtina: daß das Boll im Ginverfänbeig mi ’e 
Regierung einen Thronfolger für den all gejeglih beflinnmen möge, ki 
der Fürſt Milan ohne gefehliche Erben bleiben ſollte. Dieſer Thresr‘:e 
fol aus der männlichen Nachkommenſchaft der Töchter dei Zürken Bi: - 
Dbrenowitfh I genommen werben. Somit hätten die ungariſchen Barrz 
Nikolitſch und in erfter Reihe der Baron Theodor Rilolitich die meiſte Uusit 
auf den ſerbiſchen Thron. 

Die Vorlage der Regentſchaft wirb an eine Commiſſion gemiez 
und bas Elaborat derfelben von ber Nationalverjammlung einitier: 
angenommen und als neue Verfaſſung am 11. Juli verfünter. 

Diefelbe anerkennt als weſentlichſte Punkte die Gleichheit aller Fir 
und nimmt die Grundfäge der Minifterverantwortlicleit, Prekfreiheit, Kr 
unabhängigkeit und Gemeinde-Autonomie an. Die Stuptidhtina umd ber &= 
bilden die gefeßgebende Gewalt. Die Abgeordneten werden auf drei }:r 
gewählt. Der Thron ift in der männlichen Linie der Dynaſtie Obrensz-- 
erblich. Der Senat bleibt als berathender Körper. 


2. Juli. Muftapha Fazyl Paſcha wirb als Demonftration gegen de 


23. 


Dicelönig von Aegypten zum Miniſter ohne Portefeuille emar- 
„ (Hegypten). Der Bicelönig kehrt plöglih von Eaux bon» 
nach Aegypten zurüd, wo er am 28. Juli anlangt. 


3. Wug. Note des Großwelliers Aali an ben Vicekönig vom Aegprier 


Derfelbe präcifirt barin bie Forberungen der Pforte gegenüber ber 
Vicekönig, zu denen feine Reiſe an bie europ. Höfe Anlaß gegeben k::: 
„Em. Hoheit find bereits alle die Berlichte und die verſchiedenen Wnslarr- 
gen befannt, welche das Hauptziel und der Hauptgegenſtand Ihrer Reiſe r:: 
Europa, jei e8 in der Preffe, jei e8 im Schooße der Gabinete, hervorgure 
nicht verfehlt haben. In dem WUugenblide, als dieſe Gerichte allenthalbe: = 
Umlauf kamen, ſchien uns eine offene und loyale Erflärung das einzige Ai 
um alle Schwierigkeiten, welche durch diefe Gerichte entfliehen Tonnten, zu 
feitigen. Ich will daher auf Befehl unſeres erhabenen Bebieters und bei Gelese 
heit ber neuerlichen Rüdlehr Ew. Hoh. nach Aegypten Ihnen folgendes erit:r 
„Das hohe Zutrauen und Wohlmollen Sr. kaiſerl. Majeſtät des Sul 
gegen Em. Hoheit find durch mehr al3 einen deutlichen und materiellen Baxe: 
conftatirt, fo daß wir nicht nöthig haben, darauf des weitern zurädzuleem.z 
Sin einer Epoche, wo fie fich zwiſchen politiihen Gomplicationen vom her 
Wichtigkeit und hohem Ernft befand, hat fi) die kaiſerliche Regierung nik 
geweigert, den verſchiedenen Bitten Folge zu geben, welche Ew. Hoheit geh 
hatte, welche aber in den Augen ber Welt feineswegs den Gefühlen der Lo» 
lität zu entiprechen jehienen, die unfer erhabener @ebieter von Ihnen zu e 
warten bereitigt war. Diefer Umfland und das fonderbare Verhalten x 
Agyptiſchen Truppen bei ihrer Ankunft und bei Beginn ihres 2 
Kreta zur Zeit der letzten Infurrection dieſer Infel, die Eile, mit welder == 
bei ihrer Abfahrt zu Werke ging, und mehrere apmlüce Zwiihenfälle wen 
von Sr. kaiſerlichen Majeftät dem Sultan beinahe der Bergefienheit übergee 
worden; all das leviglich zu dem Zweck, Ew. Hoheit einen neuen Beweis de 
hohen Wohlmollens zu geben, von dem er noch immer gegen Ew. Hoheit m 
füllt war. Ew. Hoheit könnte alfo nicht mit gutem { im rer 
ftellen, daß Se. kaiſerl. Majeftät nicht nur die Fortdauer des beſtehenden Ber 
paltmifjes innerhalb beſtimmter Grenzen nit hemmen wollte, ſondern foger 
Seine Unterftügung und kein Entgegenlommen in biefer Beziehung geipart hat 
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„Das große Band Aegypten, welches unter bie Verwaltung Em. Hoheit 
geſtellt if, bildet einen der wichtigfien Theile des Gebiets Gr. kaiſ. Maj. des 
Sultans, und deßhalb find die Wohlfahrt und das Glück der Einwohner ganz 
naturlicherweiſe der Gegenftand jener lebhafteſten Fürſorge. Folglich und 
Troft feines Rechts als Landesheer hätte unfer erhbabener Gebieter eine Ober⸗ 
anffiht über die Ausgaben, welche die Gegenwart wie die Zukunft Aegyptens 
fo ſchwer belaften, ausüben Lönnen. Wenn diefe Ueberwachung nicht ausgeübt 
worden if, wenn and andere Hoheitsrechte und «Pflichten, weldhe durch die 
kaiſerl. Fermane, die dem Haus Em. Hoheit die erbliche Verwaltung Aegypten 
anvertrauten, bezeichnet find, nicht geltend gemadt wurden, fo folgt daraus 
mit nidten, daß etwa Se. Majeftät gefonnen fei, auf irgend eines feiner Rechte 
oder Pflichten zu verzichten, fondern nur, dab Gr. Majeftät der Ueberzeugung 
war, Ew. Hoheit würden in Ihrer hohen Weisheit dieſes Beichehenlafien nicht 
mißbrauchen, und, eingedenk der Wohltbaten, welche Sie genofien haben, fich 
nie vom Wege der Treue und Ergebenheit entfernen. 

„In einem Zeitpuntt nun, da diefe Meberzeugung in voller Kraft beſtand, 
und wo daß Wohlmwollen des Sultans für Ew. Hoheit no fort und fort zu⸗ 
nahm, wurde uns die Kunde von Ihrem Reiſeplan nad Europa. Obwohl 
Em. Hoheit uns von Ihrer Abreiſe ſelbſt benachrichtigt hatte, hielten Sie es 
Do nicht Für geboten, ung über den größern oder geringern Werth der Motive, 
welche die dffentlide Meinung diefer Reife unterlegte, zu unterrichten, noch 
auch gaben Sie uns irgend weldhe Antwort auf unfer in balbamtlicher Weile 
an Sie geftelltes Erſuchen um Aufklärung. 

„Höchlich erflaunt über dieſes Stillſchweigen, glaubten wir doch den Zeit- 
punlt abwarten zu jollen, wo uns die Thatſachen ein Licht darüber geben 
würden, In diefer Zwiſchenzeit nun wurden wir benachrichtigt, daß Ew. Hoheit 
von Ulerandria ans zunächſt in Eorfu bei Er. Maj. dem König der Hellenen 
einen Beſuch abgeftattet und dieſen Fürſten zur Eröffnung des Suez⸗Canals 
eingeladen Habe. Die Kunde, daß Sie diefelbe Einladung auch an andere 
Souveräne, welde Sie befuchten, gerichtet haben, folgte jener erften Meldung 
auf dem Fuße nad. 

„Ich brauche Ihnen nicht erft zu verſichern, daß unſer erbabener Gebieier 
es mit großem Bergnügen ſähe, wenn es den Souveränen Europas gefiele, 
der Einweihung eines jo großen Werks, welches in einem der großherrlichen 
Gebietstheile zu Stande gekommen, beigumohnen, und mit ihrem Wohlmwollen 
eines der bervorragendften Mitglieder feiner Regierung, welches die Berwaltung 
Aeghptens zu leiten hat, zu beehren. Rur it Ew. Hoheit auch zu erleuchtet, 
als daß es ndthig wäre, Giedaran zu erinnern, daß eine Einladung an einen 
unabhängigen Herrſcher nad einem fremden Lande von dem unabhängigen 
Herrſcher dieſes Landes jelbft ausgehen muß. Ein gegentheiliges Verfahren 
verftößt ebenjo fehr gegen die Würde des Eingeladenen wie gegen die Rechte 
des Landeſherrn. Die Yorm, melde Ew. Hoheit in dieſem Falle gewählt 
haben, ift daber in jeder Hinficht unverträglih mit der Ehrerbietung, melde 
Sie den geheiligten Rechten unferes Gebieters ſchulden, und mit den Nüdfichten, 
welche gegenüber den erhabenen Fürſten, die Sie einzuladen unternahmen, 
nicht außer Auge gelafien werden dürfen. 

„Andererſeits gehörte e8 zu den Pflichten dev Bertreter der hoben Pforte, 
im Auslande fi) zur Verfügung Em. Hoheit als eines der höcften Wurden⸗ 
träger unſeres Reichs zu fielen. Rur durch diefelben mußte auch das öffent⸗ 
liche Auftreten Ew. Hoheit vermittelt werden. Es ſcheint aber beinahe, als 
ob deren Beflifienheit, dieſer ihrer Pflicht nachzulommen, weit entfernt Ew. Ho⸗ 
heit angenehm zu jein, nur Ihr Mißfallen erwedt habe, und wir müſſen mit 
Bedauern von der Zurüdhaltung Act nekmen, welche Sie in Ihrem Berlehr 
mit denfelben beobachten zu follen geglaubt haben. 

„Ew. Hoheit weiß beffer als irgend jemand — und es ift übrigens aus⸗ 
drüdlich in den kaiſerlichen Beftallungsbriefen feſtgeſezt — daß mit Ausnahme 
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gewiſſer Privilegien Aeghpien fi in nichts von den andern PBrovugm um 
ſcheidet, und daß jeine Berwaltung durchaus feine directen amtlichen Veziehr-:= 
zu den fremden Mächten pflegen kann. Die Verträge, welche juüder = 
hoten VBiorte und andern Staaten geiloflen find, müflen ebemio == :. 
Srundgejeke des Reichs in Aegypten volle Kraft und Wirkſamkeit habe. 
„Im Gegenſatz zu diefen Hauptgrundfägen bilden aber die beftändiger 3" - 
der Berjönlichkeit, weldde den Namen und Titel eines Winifters der ante::- 
tigen Ungelegenheiten Aegyptens führt, in Europa, zu dem Zwed, um =. 
rungen in den genannten Verträgen zu Gunften Aegpptens zu erwirkn -: 


| 
| 


mit den Mächten unmittelbare Unterhandlungen darüber anzufnäpfn: ite 


die große Sorgfalt, welche dieſe Perſon anwendet. um vor unjern biplomat::- 
Vertretern den Gegenfland ihrer Miſſion mehr als vor jedem andem cei-= 
zu halten; endlich der Umftand, daB diefe Perſon jeden Berfehr mit '== 
jorgfältig vermeidet — alles das bildet ebenjo viele Thatſachen, meide . 


gleihem Grade die Rechte der hohen Pforte antaften als fie mit Yhren 9 | 


pflicftungen im Widerſpruch fiehen, und melde man nicht länger dulden t:r 
Denn es ift in den Augen unjeres erhabenen Bebieter3 zur Evidenz ert:.- 
daß, wenn die Mächte, bei welchen die Achtung vor Rechten und Bertt::- 
als unverbrüchlicher Grundfag gilt — wenn diefe Mächte, fage ich, die ==> 
deite günftige Stimmung hätten merfen lafien, jo wäre das Ziel, dad == 
erreichen wollte, die Aufhebung unferer Verträge, ihre Erſetzung durch ende: 
mit einem Wort die Unterbrüdung des Inhalts der Beftallungsbriefe gemer 
welche die Grundlage für das Beſtehen und die Fortdauer der jegigen Tr 
waltung von Aegypten ausmachen. 


„Was die innere Verwaltung Aegypiens betrifit, jo legen die unberee 


baren und erbrüdenden Ausgaben, welche durch die Veſtellungen ven Barzı- 
Ichifien, Feuer⸗ und fonftigen Waffen veranlaßt find, den Einwohnern “rs 
Reichstheiles Laften auf, melde ihre Leiftungsfähigleit weit überfleigen > 
Unzufriedenheit mit der Berwaltung hervorrufen. Wie fchon oben her:::: 
hoben worden ift, und nicht oft genug wiederholt werben kannt, wird Se. B:. 
der Sultan, unjer erhabener Herricher, bejeelt von der Iebhafteflen Sorge T 
das Gebeihen und das Wohl Aegyptens und in dem Wuniche, dicſe Pret 
innerhalb der geſetzmäßigen Schranken ihrer Vorzugsrechte fi erfreum © 
feben, niemals zugeben können, daß die Bande, welde es mit feinem Fe. 


berfnüpfen, gelodert werden. Da Aegypten dem Grundſatze der Aufresi::- | 
tung der Integrität des Reiches unterworfen ift, jo iR e8 unmöglid, =. 


Rechenſchaft von den Brlinden zu geben, welche die Berwaltung dieſes Lazte: 


in die Nothwendigkeit veriegen follten, den Staatsihag zum Ankaufe = 


Panzerſchiffen und Waffen aller Art zu verichleudern. Da die Bevöllerm: 
keinesfalls lange die Laſt folder ebenjo großen als unfrudtbaren Ausgebe 
ertragen kann, jo kann au Se. Maj. der Sultan, weldyer der redtmät:: 
Beherrſcher des Landes und der natürliche Schirmherr feiner Unterthanen .: 
das nicht geftatten. Es ift eine allfeitig anerlannte Wahrbeit, dak, da !c 
Luxus nicht die Urfache, jondern die Wirkung der Givilifetion darftellt, !7 
wahre yortichritt in der Durchführung der Reformen beruht, welche die Eir.. 


fation hervorbringen. Der gerechte und erleudhtete Geift Em. Hoheit übert: 


uns der Mühe, Ihnen die unbeilvollen Folgen auseinanderzufegen, weldc 
man fi außjegt, wenn man die eigentlichen Grundlagen vernadhlälfigt u: 
mit Dingen den Anfang macht, welche nur die Wirkungen jener fein josıe 

„Der Zweck diejer offenen und freimüthigen Erflärungen ift: die emfli: 
Aufmerkfamfeit Ew. Hoh. auf Thatſachen zu lenken, deren Sortiegung cha 
wie da8 Beharren auf dem eingeichlagenen Wege weder mit den mwohlverfiur: 
denen Intereſſen der kaiſerlichen Provinz, deren Aute Verwaltung Ihnen cr 
vertraut ift, noch mit der Wahrung der anerfannten Rechte Sr. kaiſerl. Mi. 
welche vor allen vor jeder Beeinträchtigung geficdert werden müſſen, in tn 
Hang zu bringen if. 
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„Wir zweifeln nicht, daß Em. Hoh., vorftehende Bemerkungen in ernſte 
Erwägung ziehend, in Ihrer hoben Weisheit von allem abflehen wird, was 
die Grenzen Ihrer Vorzugsrechte und Ihrer Pflichten überjchreitet, und in 
dankbarer Anerltennung der großen Wohlthaten, deren Sie ſeitens unſeres er» 
habenen Gebieters theilhaftig geworden, von nun an alle Ihre Anftrengungen 
dahin richten wird, das Aufblühen Aegyptens zu fördern, und Leben und 
Eigenthum feiner Bewohner ficherzuftellen. In dem Maß als Em. Hoh. ſich 
innerhalb der Grenzen, melde Ihren Vorzugsrechten gezogen find, halten 
wird, wird auch das Wohlmwollen, welches unfern erhabenen Gebieter fortwäh⸗ 
xend in Bezug auf Sie bejeelt, unfehlbar wieder zunehmen und fich verdoppeln. 
Diefe Bedingungen, welche in den oben erwähnten Beftallungsbriefen aus⸗ 
führlich aufgezählt find, brauchen bier nicht weiter erwähnt zu werden. Ta 
e8 aber ber kaiſerl. Regierung unmöglih wäre, aud nur don einer einzigen 
Beſtimmung diejer Beitallungsbriefe abzugeben, jo wird fie fih allerdings zu 
ihrem Bedauern genöthigt ſehen, auf diefe Beftimmungen jedesmal zurüd- 
zulonmen, fo oft es fih darum handelt, Maßregeln vorzufehren, um allfällige 
Handlungen, welche damit im Widerfprud) ftehen, in ihre Örenzen zurüdzus 
weifen und zu unterdrüden, und um die überlieferten Rechte zu wahren. 

„In Folge deſſen und auf Befehl Sr. Faiferl. Maj. des Sultans, unferes 
erhabenen Gebieters, theile ih Ew. Hoh. ohne Umſchweife und mit allem Frei. 
muth den wirflihen Sachverhalt mit, und erwarte eine bündige und flare 
Antwort, die alle Bürgjchaften bietet, welche für die Zufunft nothwendig find, 
und fein todter Buchltabe bleiben können.” 


O. Aug. (Megypten). Antwort des Vicekönigs auf die Note bes 


Großweſſiers vom 3. Aug. und bie darin formulirten Forderungen 
ber Pforte: v 

„Es ift mir die Ehre eines Schreibens geworben, welches Ew. Hoh. auf 
Befehl Sr. Mai. des Sultans an mid zu richten für gut fand, und worin 
ih um Erllärungen angegangen werde fiber die Auslegungen und Gerüchte, 
zu denen meine legte Neife nah Europa Beranlafiung gab. Ich beeile mich, 
den wahren Sadverhalt kundzuthun. Seit den Tag, an weldem mir die 
Verwaltung dieſes großen Gebiet von Sr. Maj. anvertraut wurde, habe ich, 
Gott ift mein Zeuge, nichts befchloffen, was die Grenzen meiner kraft Tail. 
Beſtallungsbriefe mir zuftehenden Rechte und Pflichten überfchritte. Nicht ein- 
mal der Gedanke dazu ift mir gekommen. Im Gegentheil bin ich, eingebent 
der vielfachen wohlwollenden Gefinnungen Sr. kaiſ. Maj. gegen mid, in allen 
meinen Kandlungen den Willen und Befehl des Sultans getreulich nachge⸗ 
fommen. Bei meinen: Beftreben, feine hohe Befriedigung zu verdienen, wird 
mir aud, jo Hoffe ich zuverfitlih, der Sultan jein Bertrauen und Wohl« 
wollen erhalten.“ 

„Was die früher nah Kreta geichicten Truppen betrifft, jo hatte ich mich 
dazu erboten, und rechnete e3 mir zur Ehre an, Sr. kaiſ. Maj. zu dienen, 
und damit einen Beweis meiner Treue und Hingebung zu liefern, Zuſammen⸗ 
feyung und Abſendung der Truppen geſchahen ganz den Befehlen Sr. fail. 
Ma; gemäß. Die Koften der Expeditionen nad) Kreta und nad) dem Hedſchas, 
welch Iegtere in die gleiche Zeit fiel, murden nicht, wie es bei der Expedition 
nad) der Krim gejchehen, auf den kaiſ. Schag übernommen, fondern von Ae⸗ 
gypten beftritten, daß es fi zur Ehre anzechnete, fie allein zu tragen. Nach 
dem indefien diefe Koflen in Folge verlängerten Verweilens des Expeditions⸗ 
corp8 die Summe von 200,000 Benteln erreicht hatten, jah ınan fi, nur um 
flar darüber zu werden, melde Sunmen in Zulunft der Unterhalt diefer 
Truppen erfordern würde, und weil durchaus ein Gleichgewicht im Budget 
berzuftellen war, gezwungen, einen Zeitpunft für ihre Rückbeförderung feitzu- 
ſetzen. Ich Habe diefe Sachlage bei meiner Reife nad Konftantinopel dem 
Stantärath unterbreitet, und eine minifterielle Entichliegung beftinmte darauf 
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den Tag bes Abzugs, der Übrigens erſt vierzehn Tage nech Ablauf der Fe 
zeichneten Friſt vor ih ging. Bon ihrer Anlunft auf der Infel an bis := 
ihrem Wbzug gingen diefe Truppen, gleich ihren Waſſenbrüdern, übers tr. 
wohin fie der Beſehl rief, und erwieſen fi jeterzeit wohrhaft muihig urt 
unbedingt gehorfam; fie haben dazu beigeiragen, die Ehre ver laiſj. Wehr 
unverfchrt zu erbalten; viele von ihnen, ſowohl Cifiziere als Manuihaitm. 
wurden verwundet oder getödtet, fi glüdlih eradtend in dieſer Hingeburg 
für den Souverän. Bei folder Bewandiniß glaube ih alfo nicht dem Bilmn 
des Souveräns, weder bei der Abſendung nod bei der Nüdberufung tea 
Truppen, zuwider gehandelt zu haben, und ebenſo werrig glaube ich, daß deren 
Dffiziere dder Mannſchaften ein auffallendes Verhalten während der Erpebitien 
an den Tag legten. 

„Tie mir vor zwei Jahren bewilligten Vorzugsrechte anbelangend, fo habe 
i& um diejelben nur in Rückſicht auf die allgemeinen SInterefien der kaiſerl 
Staaten nachgeſucht, und weil ih auf daB Vertrauen und das unbeidzräzti | 
Wohlwollen Sr. Tail. Maj. mir gegenüber baute. 

„Auf meiner Reife in Europa habe ich mit Dank die freundlichen Ein- 
fadungen zu einem Beſuch angenommen, welche einige Eouveräne an mich zz 
richten mir die Ehre erzeigten, und wenn ih bei dieſen Tegeenungen dieie 
Souveräne oder einige lieder ihrer erlauchten Familien einlud, der Em 
weihung des Euez-Ganals beizumohnen, fo geihah dick bloß vermöge der 
hohen Stellung, melde ich unter der Begünfligung Sr. kaiſ. Maj. einnehme 
Wenn mir nun diefe Souveräne durch die Aufnahme, die fie mir zu Theil 
werben ließen, Beweife von Achtung und Werthſchätzung gegeben haben, is 
ſchulde ich diefe allein der Ehre, welde ich habe, von Gr. kaiſ. Maj. abzu⸗ 
hängen, fomit einer der ruhmvollen Wirkungen des Wohlwollens, deflen fie mic 
unauggejett würdigt.d Auch weiſe ih darauf hin, wie ofientundig es if, deß 
bei diejer Gelegenheit nicht8 verhandelt wurde, was ben geheiligten Rechten des 
Souveräns Eintrag zu thun vermödte — Rechte, die ih allem voranfkede 
und deren Werth und Wichtigkeit ich zu wärdinen weiß. Em. Hoh. erwähnt 
des Mikfallens, dag ich fiber die Erfüllung gewiſſer Dienſtpflichten teitens der 
Gefandten der 5. Pforte zu erlennen gegeben haben fol, und hält mir ver, 
daß ich legtere gemieden hätte und ihnen habe fremd bleiben wollen. Und 
doch wurde von mir bei meinem vielfachen Verkehr mit ihnen die ihrem Rang 
und ihrer Stellung ſchuldige Achtung in feiner Weife außer Augen geſert 
Bor aller Augen habe ich jedem derjelben meinen Beſuch gemadt, und habe 
felbR 3%. EE. die HH. Dſchemil Paſcha und Taud Paſcha zu einem Fe- 
milienmahl, daß mir mein Sohn während meines Aufenthalts in Paris m 
jeinem Haufe gab, eingeladen — Beweis gerug, daß ich, weit entfernt, fie zu 
meiden, vielmehr fie gern um mid fah. . Hob. wird zweifelSohne Darazs 
folgern, daß die in dieſer Hinfiht vorgebrachten Beſchuldigungen gleichfols 
bloße Berleumdung find. . 

‚Um endlich auf die Milfion Nubar Paſcha's zu kommen, jo weiß Ex. 
Hoh. wohl, daß darin keine Neuerung liegt, jondern daß diefe Miifion Tänck 
anerkannt ift, und ihre Unfänge ſchon zwei oder drei Jahre zurüdreicdhen; zu- 
dem habe id während meines jedeßmaligen Veſuchs in KKonftantinopel wieder: 
bolt dieſe Frage beiprodden, ja ſelbſt vom Minifterium des Aeußern Em- 
piehlungsichreiben an die Geſandten ver h. Pforte in Paris und London er- 
halten: ich ſelbſt habe mündlich meinen aufrichtigen Tank hiefür abgekattet. 
Holglih wurde die Miſſion Rubars weder der Taifer!. Regierung noch ihren 
Vertretern an fremden Höfen geheim gehalten. In der That locken die täglıc 
mehr fühlbaren Fortſchritie des Handels und der Landwirthſchaft, Towie die 
fortwährenden Anftrengungen, welche unter den Aufpicien Sr. kaiſ. Maj. jur 
Meiterentwidlung des Landes gemacht werben, zahlreiche Sremde nach Aeahpien 
die alsbald in wechſelſeitige Beziehungen zu den Einheimifchen treten. Tarans 
entipringen natürlich nicht wenige Gireitfälle, weßhalb für nothwendig erachte 
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wurde, Beſtimmungen zu treffen, danach angeihan, die Rechte der Parteien 
zu wahren und gegenjeitige8 Vertrauen zu erweden. Die Milfion Rubars 
bat zum Zwei das Syſtem der bisherigen Gerichtsbarkeit, ſoweit es fih um 
commercielle oder andere Streitfälle zwiſchen Einheimifchen und Fremden han 
delt, abzuändern. 

„Die Zuftimmung der Mächte zum Zufammentritt ciner mit der Prüfung 
diefer Frage beauftragten Commiſſion, in deren Schooß fie einwilligen Special» 
commifjäre abzuſchicken, beweift, daR, in Anbetracht der Entwidlung des Hans 
dels und der Landwirthichaft, diefe Reform als innerhalb der Grenzen der 
von der ſouveränen Gnate Aegypten bewilligten Borzugärechte ſtehend betrachtet 
wird. Unfer Vorgehen konnte ſonach offenbar nur den Zwect haben, zu einem 
Mittel zu gelangen, die Wohlfahrt des Landes unter ter Begünftigung Er. 
laif. Maj. und gemäß deren großmüthigen Abſichten zu vermehren. 

„Cw. Hoh. Hat mir außerdem die Ehre angethan zu jagen, daß die Über» 
mäßigen Koften, welde aus dem Anlauf ven Waffen und Kriegsſchiffen er- 


wachſen und jenflige erdrückende Ausgaben dem Lante ſchwere Laſten aufer⸗ 


legen und unter dem Bolt eine Verftimmung gegen die Verwaltung hervor» 
zuien; daß ferner der ſcheinbare Luxus nicht die Uricche, fontern bloß die 
Wirkung der Eipilifatien fei, und daß es gefährliche Folgen haben könne, die 
Urſache d. 5. die wirklichen Verbeſſerungen zu vernadläffigen, und dagegen 
mit ter Wirkung zu beginnen. Mit dem Hinweis auf das Vorhergeſagte 
dringt Ew. Hoh. in mid, die faif. Veftallungshriefe zu beobachten und An⸗ 
firengungen zu maden, um den MWohlftand des Landes, die Sicherheit der 
Berjonen und den Schutz des Eigenthums zu erzielen. _ 

„Eine billige Abwägung des gegenwärtigen Zujtandes der Mohlfahrt, zu 
welchem fi daS Land unter ven Auspicien Sr. Tail. Maj. emporgeſchwungen, 
mit jener troftlojen Lage, in welcher e8 fi zu der Zeit befand, als mir die 
Zügel der Verwaltung anvertraut wurden, wird darthun, daß ih mid, ohne 
die erhabenen Rechte des Eultans zu verkennen und unter Würdigung feines 
hohen Wohlmwollend, ganz dem Elüd und Wohlergehen tes Landes und ter 
Befeſtigung des geheiligten Princips der Sicherheit von Perfonen und Eigen- 
thum gewidmet habe. 

„Die gute Organifation, fowie die Regelmäßigkeit ter ägyptilden Verwal⸗ 
tung, durch welche in diefem Land diefe Oruntprineipien Wurzel gefaßt haben, 
ihre Ausdauer in der Berfolgung des fortichrittliden Megs waren freilich 
binreihend, um die Rechte aller zu ſchirmen. Nichtsdeſteweniger wurde vor 
drei Jahren zur Einjegung e'ner Verſammlung von Telegirten geſchritten, 
weldhe von den Zandesangehörigen gewählt werden und berufen find, alljährlich 
während zweier Monate zufammenzutreten. Ihre Aufgabe ift, die Intereſſen 
des Landes zu ermitteln, über allgemeine Bedürfniſſe zu berathen, die Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben der Regierung zu controliren und den Verwaltungs⸗ 
Bang zu Überwachen. Dieſe Verſammlung hat dag Net, das jährliche Budget 
u prüfen und feftzufegen, und je nad) Umfländen wird die Erhöhung ober 

erminderung ter Alsgaben ihrer Begutachtung vornelent. Es leuchtet ein, 
daß unter den Aufpicien Sr. Tail. Maj. zur großen Befriedigung der Landes» 
angehörigen diefen daturd alle wünſchenswerthen Bürgichaften an die Hand 
gegeben find. | 

„Da der Fortichritt der Miffenihaft und die Verbreitung der SKenntniffe 
die Grundlage der Civiliſation find, fo wurden die Eulen, die fo zu jagen 
früher abgeihafit worden, unter dem Schute Sr. kaiſ. Maj. wiederum er- 
richtet und neue Xehranftalten gegründet, jo daß diefelbe Heut, ebenſo zahlreich 
als vielfeitig, vollftändig organifirt find. Ueberdich werten fehr viele junge Leute 
nach allen Theilen Europas geſchickt, um ih in Wiffenichaften, Künften und Ges 
werben zu verbolllommnen, und fon ertennt man im Lante die erften Früchte 
hievon. Dieſe Thatjacden zeigen, welchen Werth man dem Unterricht beilcgt, 
dieſer Brundlage allen Yortichritts. 
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„In landwirthſchaftlicher Hinfiht wurden, fobald man den umgeheurm 
Schaden erfannte, welcher fi unter der Doppelgeftalt von Viehſenche und 
außergewöhnlich großer Nielüberſchwemmung den Blicken darbot, fo daß ven 
Ernten und dem Bell der Landleute völliger Untergang drohte, Unterſtützungen 
jeder Art gereicht, und die wirkſamſten Vorkehrungen getroffen. Dank dirien 
großen Unftrengungen und fehr beträchtlichen Geldopfern, die man fi} aufer⸗ 
legte, wurden unter dem Schuhe Sr. kaiſerl. Majeftlät die allgemeine Wohl⸗ 
fahrt und der Reichthum des Landes wieder befeftigt. Ungeachtet dieſer aui- 
einanderfolgenden Verheerungen hat fi) die Landwirthſchaft in Folge der zur 
Zeit diefer Heimſuchungen behufs Bewäſſerung der Ländereien und Verkehrs⸗ 
erleihterung ausgeführten nüglichen Arbeiten foldermaßen gehoben, taz 
200,000 Irdans Brachland verbeſſert und wieder ertragfähig gemacht wer⸗ 

en konnten. 


„Die Gründung einer großen Anzahl bedeutender finanzieller Imflitute, 
der beträchtliche Zuwachs von Fremden, welde fi allerorten im Rank, 
fetbft bis in den Sudan hinein, niederlafen, um in aller Sicherheit Beihänz: 
zu betreiben, die anhaltend fleigende Bewegung in den Häfen von Alexandric. 
Suez und Port-Said, die Entwidiung der ägyptiſchen Geichäftsbeziehungen 
mit allen Theilen der Welt — find der befle Beweis des anhaltenden Forı- 
ſchritts in Ackerbau und Handel. 


„Die Ausgaben betreffend, jo geſchehen dieſe, wie oben geſagt, nur unter 
der Billigung der Delegirtenverfammlung. Und bedenkt man, dab, troß der 
vom verftorbenen Said Paſcha Hinterlafienen Schulden, trog der verichiedenen 
ragen und Schwierigkeiten, welche die Zahlung flarfer Entihädigungen cus 
dem Staatsſchatze veranlaft haben, tro& des Baues neuer Bahnlinien in einer 
Länge von 700 Meilen, unternonmen, in dem Beſtreben die allgemeine Wobl⸗ 
fahrt zu heben, troß der Erweiterung der Telegraphenlinien bis nad Euatın 
und Maffaua und bis in den Sudan, fowie Herftellung folder Linien auf 
anderen Punkten des Landes, troß der Arbeiten am Baffın und Hafen ren 
Suez, ſowie ähnlicher im allgemeinen Intereſſe vollendeter Arbeiten, endlich 
troß der beträchtlichen für die Unterftügung der Bevölkerung gemadten Ber: 
Ihüffe und der Ausgaben für den Suez⸗Canal — bedenkt man, fage ih, ta 
jedermann regelinäßig fein Guthaben empfängt, daß die Penfionen mb Po 
foldungen der Beamten jeden Monat pünktlih ausbezahlt werden, und be 
trachtet man die Summe, auf welde die Schuld rebucirt worden iR, fo e 
greift man leicht, daß die Winanzen gewifienhaft und ohne Berjgwenduns 
verwaltet werden, ohne die Bevölkerung mit fchweren Zaften zu bedrücken, ua: 
folglich aud ohne fie gegen die Verwaltung einzunehmen. 

„Was den Ankauf von Waffen und Kriegsſchiffen betrifft, jo beehre ich 
mid, Ew. Hoheit zu benadhrichtigen, daB es fich hier Iedigli darum handelte. 
alte Waffen durch ſolche von neuer Eonftruction, wie auch alte unbrauditer 
gewordene Schiffe zu eriegen. Zu diefem Behufe find feit 2—3 Jahren, theils 
bier theil8 in Europa, Commiſſionen aus tüchtigen Offizieren gebildet worden. 
un neue Waffen zu wählen und zu prüfen. In Folge der angeftellten Er- 
perimente hat man eine Waffe von neuer Erfindung angenommen. Auf eine: 
Bericht und Vorſchlag Hin, der dahin geht, die Hälfte der in Aegypten vor⸗ 
bandenen alten Waffen dur neue zu erfegen, iſt Bollmadt zu dieſer Br 
ftellung ertheilt worden. Die feit zwei Jahren beftellten Schiffe find noch nıdt 
fertig. Die für dieje Beftellungen erforderlichen Ausgaben find im Budger. 
welches im Laufe jede Jahrs der Abgeorbnetenverfammlung vorgelegt zr 
werden pflegt, aufgenommen, und jede Summe iR unter ein bejonderes Capitel 
geftellt. Weit entfernt, überflüffig zu fein, rechtfertigen ſich diefe Ausgaben 
durch das aufrichtige Beſtreben zum Schuge der faiferl, Provinz und des 
Kaijerreihs jelbit beitragen zu wollen, wie die Thatſache bezeugt, daß, gleiä 
beim Abbruch der Beziehungen zur griechifchen Regierung, in Wlegaubria ex 
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Corps von 20,000 Mann zufammengezogen wurde, welches den erften Befehl 
oder das erſte Signal Sr. Maj. zu erwarten hatte. 

„Die eben aufgezählten Einzelnheiten zeigen, daB die hauptſächlichſten Er» 
forderniffe der Civiliſation keineswegs vernadläffigt werden, und ich bin über» 
zeugt, daB Ew. Hoh. jelbft dieß anerkennen wird. Die feit zwei Jahren zum 
Bau neuer Straßen und zur Verſchönerung der Städte ergriffenen Maßregeln 
find mir durch die jo nützlichen Arbeiten eingegeben worden, welde zu Kon⸗ 
ftantinopel im Intereſſe der öffentlichen Gefundheitäpflege und des allgemeinen 
Wohlbefindens ausgeführt wurden — Arbeiten, die, wie ich bei meiner lebten 
Reife perſönlich zu conftatiren Gelenenheit hatte, der Snitiative der ftädtilchen 
Berwaltung entiprangen, und die ich, ſoweit die Sitten und Gewohnheiten der 
kaiſerlichen Provinz es geſtatteten, nachzuahmen firebte. Ten Finanzminiſterium 
fällt übrigens feine von den Ausgaben zur Laſt, die durch dieſe Gattung von 
Arbeiten veranlagt find, ſondern fie pflegen vielmehr durch die ſtädtiſchen Ein» 
fünfte und, wenn e3 nöthig ift, zumeilen aud) aus der Givillifte Deckung zu finden. 

„Diele freimüthige und aufrichtige Tarlegung des wahren Sadverhalt3 
wird, wie ich nicht zweifle, bei Em. Hoh. den üblen Eindrud verwiſchen, der 
dur ungerechte Anjhuldigungen hervorgerufen wurde, und der Sinn für 
Würde und Gerehtigfeit, die Em. Hoh. jo ſehr auszeichnen, find mir jicdhere 
Gewähr dafür, daß diefelben die unmandelbare Treue und Ergebenheit, die 
mi für Se. taif. Maj. erfüllen, anertennen werden. Ebenjo bin ich überzeugt, 
daß Se. Mas, falls bei ihr einige Verfiimmung gegen mid Play gegriffen 
hätte, nad Vernehmung des wahren Sachverhalts, in ihrer Milde und Groß⸗ 
berzigfeit geruhen wird, mir das Wohlmollen, defjen Sie mid) bisher gewürdigt 
bat, in erhöhtem Maße wieder zuzumenden, ch gedenke übrigens, jobald ich 
einige wichtige Angelegenheiten, die für die Untertbenen der faif. Provinz von 
Intereſſe find, erledigt haben werde, mich perſönlich nad Stonftantinopel zu 
begeben, um an den Stufen von Sr. Maj. Thron meine reipectvollfien Hul⸗ 
digungen niederzulegen, und meine Pflichten der Treue gegen fie zu erfüllen. 
Ich bitte daher Em. Hoh., nefäligft die Gelegenheit ergreifen zu wollen, um 
Sr. Mai. diefe meine Abficht zu unterbreiten, und ferner bitte ih Sie, mir 
Ihre wertbe Freundſchaft erhalten zu wollen.“ 

Anm. Dies Aftenftüd ſoll der Feder des Secretärs des franzöſiſchen 
Generalconſuls in Kairo, Hrn. Poujade, entſtammen. 


13. Aug. Das von Daud Paſcha in Paris abgeſchloſſene und vom Sul⸗ 


14. 


15. 


tan genehmigte Eiſenbahnproject zerſchlägt ſich wieder, indem die 
öſterr. Südbahn bie ihr zugedachten Verpflichtungen ſchließlich ablehnt. 


„(Rumänien). Der Fürſt macht, vom Miniſter des Aus: 
wärtigen begleitet, dem Kaiſer von Rußland in Livadia einen Beſuch. 


„ (Aegypten) Die Durchgrabung des Eurzcanals iſt vollendet. 


„ Neue Note des Großweſſirs an den Vicekönig von Aegypten. 
Tie Pforte beharrt mit Schärfe und Entſchiedenheit auf ihren For: 
derungen vom 3. Auguſt: 

„Ew. Hoheit! Das Schreiben vom 10, d., womit mich Em. Hoh. bes 
ehrten, in Erwiderung auf jenes, das ih im Auftrag Sr. Maj. vor kurzen 
an Em. Hoh. gerichtet, und worin ich theil3 Erklärungen abgegeben, theils 
welde verlangt hatte, ift mir dur Talaat Paſcha zugekommen, und id) habe 
es Sr. Maj. unterbreitt. Es beitehen zwei mejentlihe Punkte — und id 
braude fie Em. Hoh. nicht erft näher zu bezeichnen — welche Bezug haben 
auf die oberherrlicde Würde, womit Se. Maj. bekleidet ift: der eine betrifft 
die Wohlfahrt und Sicherheit feiner geireuen Unterthanen, fowie die Befeſti⸗ 
gung der Örundlagen ihres Reichſsthuns und ihrer Ruhe; der andere die 
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hohe Berpflitung für Se. Maj. die eigenen Gouveränetätsredite wolländig 
zu wahren. Somit ergibt fi daraus eine Nothwendigleit für Se. Rai. 
als unbeftreitbare Folge der allgemeinen Regel, nämlich die: feine Uufmert- 
famteit und Wachſamkeit auf die getreue Uusführung dieſer 

und auf die gute Verwaltung Aegyptens, als eines der wichtigſten heile des 
Reichs, zu richten. 

„Unbeftreitbar ſtammen die meiften Schwierigleiten Streitfälle, Pladereien 
und Mißgeſchicke aus dem Mangel an einem freimäthigen und Hinreidend 
tar ausgedrüdten Einvernehmen über den Modus, wie Recht und Pflicht Kiät ge 
bandhabt werden follen. Obwohl diefe Säte ficherlich weiter feine Veweiſes 
bedürfen, fo beftätigen doch bie fi wiederholenden Borlommnifie rüdfichtiid 
der ägyptiſchen Berwaltung, welche heute überall in der Welt von fidh reden 
maden, nur zu fehr deren Wahrheit. Ta nun aber Uegypten in jeder Hin 
fit das wichtigſte Land für das Reich ift, jo folgt daraus, daß bie hohe 
Pforte keinesfalls in eine Abſchwächung oder Aufhebung irgend einer der 
dur die kaiſerl. Fermane gegebenen Beſtimmungen willigen kann. Gonad 
entftehen Schwierigkeiten allerlei Urt aus Mangel an Einverſtändniß bezüg- 
lid des Modus der Anwendung dieſer Beſtimmungen von Geite Ew. Hob. 
Inſofern nun ein Einvernehmen gerade hierin von höchſtem Werth iſt, und 
für die Zukunft jede Gefahr beſeitigt werden ſoll, zumal der Sinn des Briefs 
Em. Hoh. die Loͤſung diefer wichtigen Frage erleichtert, fo beeile ich mid 
freudigft, Sie in Kenntiniß zu fegen, dab Ee. Mai. die Berfiierungen Er. 
Hoh. hierüber, und gleiderweije die Pelundung der volifien Treue und des 
entichiedenen Willens Em. Hoh. die Ihren Pflichten geftedten Grenzen mic 
zu überfchreiten, mit Befriedigung aufzunehmen geruht bat. 

„Wenn ich die in meinem vorhergehenden Brief entwidelten Erwägungen, 
anftatt fie offenherzig und rüdhaltlos darzulegen, nicht rüdhaltlos (eussent 
6t6 dissimulses) vorgetragen hätte, jo würde dieß einen Mangel an Ber- 
trauen zur Folge gehabt haben, welcher zahlreiche Uebelflände hervorgerufen 
hätte, allein in Staatsangelegenheiten von fundamentaler Wichtigleit iR es 
erfte Pflicht, die Verfönlichteiten befeite zu laſſen, und fih nur an die Sachen 
zu halten; auch zweifelte ich Keinen Augenblick, der Scharfblid Ew. Hoh. werde 
Sie alsbald erfenmen laſſen, daß die in meinem Briefe bezeichneten Punkte zu 
den ernfieften für eine Regierung gehören, und daß es Sr. Maj. heilige Pflicht 
ift, diefelben jet und immerdar gegen alles, was fie ſchwächen oder aufheben 
Föonnte, zu vertheidigen. 

„Die Antwort Em. Hoh. hat meine Ueberzeugung beftätigt : bie Erflärung, 
daß "En. Hoh. bereit ift, jede Spur der verbrieklien Lage, die ans dieſer 
oder jener Urſache ſich Herleitete, zu verwiſchen, und daß Ew. Hoh. amd) gar 
nicht einmal daran gedacht Habe, Irgendisie die Grenzen Yhrer Pflichten und 
Vorrechte zu Übertreten — diefe Erklärung, fage ich, bat das Wohlwollen 
Er. Maj. Ai Sie erneuert und erhöht, und Se. Mai. hat es für angemefien 
gefunden, Ew. Hoh. das Mittel an die Hand zu geben, dieſe lohalen Gehn- 
nungen zu ‚beihätigen, und fo die teivigen en Erinnerungen aus dem 
zu tilgen, in weldem Wunſche fih ja Se. Rai. mit Ew. Hoh. begegnet. 

„Tem obgedachten Princip gemäß ift der ficherſte Weg zu dieſem Ziele 
die genaue Ausführung des Wortlauts der Laiferl, Fermane, weßhalb iq 
mid beeile, nachfolgend die Mobnapmen anzugeben, weldje in biefer 
netroffen werden follten. inter den m Dehollungsbrief Ihres erlaudhten 
Borfahren verzeichneten Bedingungen,  ehätigt durch die fpäter binzugelonmsenen, 
welche den Befland, die Borm und die Dauer der Dienftzeit der agyptiſches, 
als kaiſerliche betrachteten, Truppen vorfchreiben, befindet aud) jene, welde 
anfängli die Zahl der Truppen auf 18,000 Mann te; dieſe Zahl 
wurde fpäter auf 30,000 Mann erhöht. Ew, oh. wird nun dieſe Stärke 
nicht überſchreiten, ohne daß, im Fall des Vebürfnifies, zuvor eine ſolche Ber- 
mehrung unter beiderfeitiger Ginwiligung beichlofien worden wäre, Jede 
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Waffenriftung, welche über das gewöhnliche Dienſterforderniß hinausgeht, bil 
det eine unnüge Ausgabe, und da Ew. Hoh. anertennt, daß kein Grund vor⸗ 
liegt zur Beftellung von mehr als 200,000 Zündnadelgewehren, die zu ver⸗ 
ſchiedenen Zeiten theil8 in Europa, theils in Amerika gemacht wurde, jo wird 
Em. Hoh. ſich nicht weigern, diejelben fogleih an uns abzu— 
treten; ebenfo wird Ew. Hoh., um in den oben angegebenen Schranten zu 
bleiben, zweifelsohne die gegenwärtig in Trieft und in Frankreich im Bau 
begriffenen Panzerſchiffe abbeftellen. Sollten Schwierigkeiten entftehen 
wegen Abtretung diefer Schiffe, d. h. follte es nicht möglich fein, fie zurüd- 
zugeben oder fie zu verlaufen, fo iſt Se. Maj. entichlofien, diefelben zum 
Koftenpreis anzulaufen, behufs Erleichterung der Löjung diefer Frage. 

‚Rah dem Wortlaut derjelben Fermane follen alle Steuern in Aegypten 
im Ramen des Sultans eingehoben werden; ſteht nun gleihwohl die Ein- 
bebung und Verwendung diejer Steuern Ew. Hoh. zu, jo bat doch, jo Lange 
Se. Maj. keine Kenntnik von der Natur, der Eigenihaft und der Verwendung 
der eingezogenen Steuern bat, diefe Einhebung im Ramen des Sultans weder 
Sinn noch praltiſche Bedeutung. Uebrigens zögert ja Em. Hoh. auch nicht, 
wenigftens der Stelle deß Briefes Ew. Hoh. nah zu ſchließen, welde vom 
Vorlegen des Budget im Medſchilis (Kammer) handelt, den Stand der Ein- 
nahmen und Ausgaben einer gewiffenhaften Prüfung zu unterwerfen. Die 
Aneignung diefer nützlichen Brincipien war offenbar ein Act der Weisheit 
Ew. Hoh. Rur dürfte die Vervolllommnung dieſes beilbringenden Syſtems 
unumgänglich nothivendig fein ſowohl für Ew. Hoh. als für die Sicherheit der 
Provinz des Sultans und ihrer Bewohner. 

„Andererfeits weiß Ew. Hoh., daß auswärtige Anleihen unabweißbare 
Maßnahmen erfordern, wie 3. B. die Berpfändung der gegenwärtigen und 
zulünftigen Einkünfte des Landes und deren Vermehrung, um fo die Zinien 
aufzubringen und daß Kapital zurüdzuzahlen. Dieje Trage ift äußerft wichtig, 
und es ift nicht billig, daB Ew. Hoh. allein die Verantwortung dafür trage. 
Se. Mai. bat mir deßhalb den Befehl ertheilt, Ew. Hoh. zu bitten, jedes 
Jahr das Budget der Einnahmen und Ausgaben zur Einfidt- 
nahme an Se. Maj. nah Konftantinopel zu ſchicken; follte es aber 
doch nöthig werden, eine auswärtige Anleihe zu machen, jo hätte Ew. Hoh. 
zuvor die Benchmigung Sr. Maj. nachzuſuchen, unter Angabe der 
Motive zur Anleihe, ihrer Bebingungen und der Mittel, um deren Zinſen zu 
beftreiten und das Kapital zu tilgen, worauf Ew. Hoh. der Ferman aus⸗ 
geftellt würde, welcher die faijerliche Genehmigung enthält. 

„Da die auswärtigen Beziehungen Aegyptens zu den Vertragsbefugniflen 
der hohen Pforte mit den befreundeten Mächten gehören, jo wurde durd die 
vorgenannten Yermane Far feftgeftellt, daß die ägyptiſche Verwaltung keine 
officiellen und directen Beziehungen mit den Mächten haben foll: daraus ers 
gibt fi, daß, fo oft eine Aegypten betreffende äußere Angelegenheit vorliegt, 
diefe von der kaiſerl. Regierung durch officielle Vermittlung der 08- 
maniſchen Bejandten in Europa behandelt werben joll. Wenn aber, 
gemäß der im Ferman vom 5. Sept. 1867 enthaltenen kaiſerl. Genehmigung, 
ein Agent abgeſchickt werben fol, um den fremden Verwaltungen bezüglich der 
befonderen Verträge, welche über gewiſſe Materien beftehen könnten, einige Auf- 
ſchluſſe zu geben oder um über fpecielle nicht officielle zum Abſchluß zu ges 
langende Reglements zu berathen, jo bat diefer Agent fi mit dem osSma⸗ 
niſchen Geſandten des Ortes, wohin er fi begibt, in Einvernehmen 
zu fegen und durch deſſen officielle Vermittlung die ihm aufge» 
tragenen Unterhandlungen zu führen. Dieſe Behandlungsweiſe ift 
geeignet, die Aufgabe zu erleichtern und fteht in Uebereinſtimmung mit Recht 
und Kerlommen. 

‚Da Sr. Maj. feſter Wille if, daß alle Beamten feines Reiches, ohne 
Unterfchied des Rangs, ihr Augenmerk auf die getreue Vollziehung der or⸗ 
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ganiſchen Reglements, ſoweit fie Lehen, Güter und Ehre ihrer Unterihane 
betreffen, wenden, jo waren die Verſicherungen Ew. Hoh. in diefer Beziehung 
für Ee. Maj. ein ganz bejonderer Grund der Befriedigung; Ee. Mai. det 
mir befohlen, Sie zu bitten, Ihren Eifer darin mehr und mehr zu entfalten; 
auch bofft Se. Maj., daß die üble Behandlung und die erlittenen Drangiale. 
welchen in diefem Sabre die muſelmänniſchen Pilger ausgejegt waren, fich 
nicht mehr wiederholen werden, und daß Ew. Hoh. dafür die Agenten verant» 
wortlich maden wird, melde ſich auf eine dem großherrlichen Willen ebenio 
ſehr als der Menſchlichkeit widerjprechende Weiſe betragen haben. 

„Wir alle betrachten Ew. Hoh. als eines der hervorragendften Glieder 
des Reichs; Em. Hoh. wird bemüht fein, die oben berührten Punkte, melde 
die geheiligten Rechte unferc® erhabenen Herrn vor jeder Verlegung zu fügen 
beftimmt find, in vollfiem Maße (pleinement et entiörement) zum Bolljug 
zu bringen, und fo den Reichthum und die Wohlfahrt des unter die Ber: 
waltung Ew. Hoh. geftellten Landes zu entwideln. Se. Maj. zweifelt nicht, 
daß Sie aufs jorgfältigfte bemüht fein werben, jedwedes Mißverſtändniß zu 
befeitigen, jo daß es mir unndthig Icheint, auf weitere Einzelbeiten einzugehen. 
Die Mittheilung Ew. Hoh. bezüglich der projectirien Reife na Konſtantinope! 
war dem Sultan angenehm; Se. Maj. wird, wie Em. Hoh. höoͤchſt erfrert 
fein, einen befriedigenden Ausgleich bezüglich der obenerwähnten Punkte zu 
Stande kommen zu jehen und Em. Hoh. Beweiſe ihres fortdauernden Wobl⸗ 
wollens geben zu können. Auf Befehl des Sultans babe id die Ehre, Tiein 
Brief an Sie zu richten.“ 


8. Eept. (Rumänien) Der Fürft geht nah Deutſchland und wu: 


15. 


Anf. 


13. 


15. 


mählt fih bort (am 15. Nov.) mit einer Prinzeifin von Neuwied. 
» Die Pforte erläßt ſchließlich doch cin allg. Unterrichtsgeich. Tie 
Europäer in Konftantinepel find jebeh ton torucherein überzeust, 
bag der Wille gut jei, aber das Geſetz unzweifelhaft im Weſent— 
lihen und im weitaus größten Thrile ber Provinzen ein tektır 
Buchſtabe bleiben werbe. 


Det. Ter Sultan will zur Eröffnung bes Suezcanals yerfönliä 
nach Aegypten gehen und biefelbe unter feinen Aufpizien vornchmen 
laſſen. Die europ. Gefanbten ſuchen ihn von dem enticheibenben, 
aber gefährlichen Echritte abzubringen. 

n Nachdem bie Pforte bie neuen Anträge Taub Paſchas bez. des 
gewünfchten Eifenbahnbaues genehmigt, erhält das Vankhaus Hir'ch 
bie definitive Conceffion. Dasſelbe bat eine Caution ven 5 Mil. 
zu binterlegen. 

„ (Montenegeo). Die in Talmatien ausgebrodgene Infurrectien 
gegen bie Öfterr. Regierung findet in ber Vevölkerung Diontenegre'e 
einen entſchiedenen Rückhalt, während ber Fürſt bie Neutralität 
wenigftens zur ſcheinbaren Befriedigung Oeſterreichs zu wahren juct. 
„Beſuch der Kaiferin Eugenie in SKonftantinopel, bevor fie nad 
Aegypten geht. 

» , (Serbien). Das ganze erfte Aufgebot ber Landwehr ober Ratienal: 
miliz, ca. 70,000M,, iftin 17 Lagern zu größeren Uebungen verſammelt. 
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28. Oet. Beſuch des Kaiſers von Oeſterreich in Konſtantinopel, bevor er 
nad Aegypten geht. 


"nn Megypten). Eröffnung ber internationalen Conferenz über 
die Aufhebung reip. Mobification der apitulationen und bes inter: 
nationalen Handelscongrefjes in Kairo. 


Die Beſchlüſſe des letzteren Eongrefics bez. des Suezcanal3 lauten im 
MWeientlichen: N Es ift wünfchenswerth, daß alle Waaren, weldje dur den 
Canal pafliren, für immer von ‚jedem Tranfitzol oder jeder ähnlichen Abgabe 
befreit bleiben. 2) Es ift wünſchenswerth, dab alle Mächte die Neutralität 
des Canals als eine allgemeine Thatſache anerkennen. 3) Es ift vom höchſten 
Sintereffe, daß das Seerecht in Kriegäzeiten, deſſen Beftehen man noch zu bes 
tagen bat, reformirt werde, daß alle Mächte die Unantaftbarteit des Privat« 
eigentbums auf dem Meere, gleichviel unter welcher Flagge, anerkennen, 
Kriegscontrebande außgenommen, und daß fie zugleich erklären, daß die Blo⸗ 
kade auf befeftigte Pläte beichräntt bleiben muß. 4) Die Entwidlung des 
internationalen und ägpptiichen Berlehrs in Folge der Eröffnung des Sue» 
canals erheiſcht, daß die in Aegypten thatfählih beftehenden Handelsgeſetze 
und Gebräudde auf neuer und Träftiger Grundlage bergeftellt werben. Der 
Congreß verlangt diefe Umgeftaltung im Bejonderen, damit Geſellſchaften für 
Handel, Induſtrie und Eredit entitehen und ſich frei entwideln können. 5) Da 
der Handel zwilhen Europa und den Öftliden Golonien einen beveutenden 
Theil des TranfitS der Xandenge von Suez ausmachen wird, fo ift es wün⸗ 
ſchenswerth, daß verſchiedene Mächte endgiltig auf die Privilegien verzichten, 
die fie no in ihrem Golonialjpjiem aufrecht halten. 6) Die Frage wegen 
der Einheit des Tonnenmaßes für die Schiffe muß im Intereſſe des Handels 
eine baldige Löſung finden. Bis zur Erledigung derfelben empfiehlt man bie 
Anwendung der Rebuctionstabelle, welche das franzöfiihe Bureau Veritas 
angenommen bat. 7) In Anbetracht, daß die erfte Bedingung der Entwid- 
lung der Schifffahrt durch den Eanal die Ermäßigung der Kohlenpreife ift, 
empfiehlt der Eongreß, daß die nur mit Kohlen befrachteten Schiffe von allen 
Tonnengeldern befreit bleiben. 83) Es ift wunſchenswerth, daß die für irgend 
einen Plag auf der Landenge beftimmten Schiffe einem mäßigen Hafengelde 
unterworfen werben, und daß fie diefe Abgabe nur nach Verhältnik des durch⸗ 
laufenen Xheiles des Ganals zu bezahlen haben. 9) Es ift zu wünſchen, 
daß zur Beglinfligung des internationalen Verkehrs die ägyptiſche Regierung 
die Golonifation der Landenge erleichtere, fowie die Anlage von Bazar, 
Magazinen, freien Niederlagen und Märkten. 10) Es ift wichtig, daß man 
durch neue Arbeiten, die gemeinichaftlich von den meifibeiheiligten Mächten 
dorzunehmen find, die hydrographiſche Kenniniß des rothen Meeres vervolls 
ſtändige und eine Karte deſſelben herausgebe. Es iſt auch wichtig, daß man 
auf dieſem Meere neue Leuchtfeuer errichte, für welche nur mäßige Abgaben 
zu erheben find. 11) Es iſt auch wichtig im Folge der großen Eniwicklung 
der Verkehrs⸗ und Kandelöwege, daß die Regierungen durch alle möglichen 
Mittel dag Studium der lebenden Spraden und der Handeldgeographie er» 
leichtern. 12) Es ift wunſchenswerth, daß Aegypten das mietriihe Syſtem 
für feine Maße und Gewichte annehme. 13) Es ift chenfall3 zu wünſchen, 
daß die üghyptiſche Regierung Über die probuctiven Sräfte des Landes perlos 
dilhe Berichte ausarbeiten lafje, welche den anderen Stanten mitgetheilt und 
gegen analoge Veröffentlichungen ausgetaufcht werden. ‘ 


— Nov. (Aegypten). Antwort des Vicekönigs auf bie zweite Note 
des Großweſſiers. Der Viceksnig gibt wenigftens theilweiſe ben 
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Forderungen ber Pforte nach und will es augenſcheinlich zu feinem 
Bruche kommen laſſen. 


5. Nov. Der Sultan gibt ſeine Idee, die Eröffnung bes Suezcanals yrr- 


14. 


17. 


27. 


ſönlich vorzunehmen, ſchließlich doch auf. 
„ (Rumänien). Feſtlicher Einzug des Fürſtenpaars in Bukarc 
und Civiltrauung deſſelben nach dem Landesgeſetz. 


„ (Megypten). Der Surzcanal wird unter großen Feierlichkeiten 
und unter Theilnahme ber SKaijerin ber Franzoſen, des Kaiſers 
bon Deiterreih und des Kronprinzen von Preußen eingeweiht un: 
eröffnet. 

„ Der Sultan erläßt an ben Vicekönig von Aegypten einen ic}. 
Ferman explicatif, von dem er verlangt, daß fih ver Dicelönig ihn 
unbedingt unterm.rfe und ihn ohne weiteres als Geſetz verkünden laſſe: 


. ... Es wäre überflüflig, darauf hinzuweiſen, wie groß meine Fürſorz: 
für die Wohlfahrt der wichtigen Provinz Aegypten, ſowie für den Aufſchwna] 
des Wohlftandes und der Sicherheit jeiner Bermohner immer gemeien it. ©. 
fehr e3 aber auch meine Sorge war, der ungeichmälerten Aufrechterhaltunz 
der der ägyptiichen Verwaltung eingeräumten Privilegien die ernftlichfte Au- 
merkſamkeit zuzumenden, ebenjojehr ift es auch meine Pflicht, gleichzeitig üxı 
die ftricte Erfüllung der Verpflichtungen zu wachen, welche der ägpptiichen 
Adminiftration ſowohl gegen meine Krone, als gegen ihre Unterthanen obiie 
gen. Demzufolge babe ih auch die Aufklärungen, welche du mir gegehez 
und die Engagements betreffs der Bewaffnung und der Schiffe, ſowie in Be⸗ 
zug auf die Beziehungen Aeyypten zum Auslande, die du eingegangen bzt. 
in dem Schreiben entgegengenommen, welches du unterm 10 BDjemzi«ut-envel 
1286 als Antwort auf das auf meinen Befehl an dich abgegangene Bezier:l» 
ſchreiben vom 18 Rabuil Akhir 1236 ertheilt haſt. Die Finanzfrage alinı 
bleibt noch ein Hauptpunkt für das Land, weil, wenn die Steuern die Mitte! 
der Steuerpflichtigen überfteigen, und dieſelben, anftatt zu den wahrhaften 
Bedürfnifien des Landes, zu unfruchtbaren Ausgaben verwendet werden, man 
fh unftreitig unberehenbaren Berluften und Gefahren ausſetzen würde. 
Hieraus entipringt für den Souverän des Landes die unabweisbare und ger 
heiligte Pflicht, mit Eifer Über diefen wichtigen Gegenſtand zu wachen; um 
nun feinen Zweifel, noch ein Mibverftändniß darüber obwalten zu laffen, bes 
ſchloß ich, dir die folgenden Aufklärungen zu geben, die fofort zur Kenntnis 
aller zu bringen find. Nach den Grumdbeftinnnungen der gegenwärtigen Ver⸗ 
waltung Wenyptens find alle Abgaben und Gebühren in meinem Ramen an: 
zuichreiben und einzuheben. Ich kann daher unter feiner Bedingung zugeben. 
daß die aus den Steuern einfließenden Summen auf andere Weile als nur 
zu den wirklichen Bedürfnifſen des Landes und feiner Bewohner verwendet un) 
neue Steuern ohne dringende Nothwendigkeit ausgeſchrieben werden. Wein 
abfoluter Wille ift aljo, dag alle deine Benügungen und dein Eifer ohne 
Unterlaß diefen wichtigen Gegenitänden zugelehrt jeien; ferner, daß alle meine 
Untertanen in Aegypten mit Gerechtigkeit und Billigkeit behandelt werben. 
Dekhalb kann ich auch fremde Anlehen, welche die Einkünfte des Landes auf 
Jahre hinaus engagiren, nicht geftatten, wenn nicht alle bis ins Detail gehen⸗ 
den Öründe, welche für eine ſolche Finanzoperation fprechen, meiner kaiſerlichen 
Regierung niitgetheilt wurden, und nicht früher meine Yutorifation einacyoit 
worden ift, um beflimmte Summen des Cinfommens von Wegypten für die 
Zwecke eines Anlehens zu verpfänden. Mein Wille ift allo, daß niemals 
ein Unlehen abgejählofien werde, ohne daß die unbedingte Rothiwendigkeit eins 
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ewie d meine Einwilli eingeholt den 
—— ln vie Snblungen und dein Getragen > formellen 
Wortlaute diefes meines Taiferliden Fermans gemäß einrichten, der 
—— die vorhergehenden in jeder Weiſe dem Recht und der Pflicht 


I, De. Dmer Paſcha wird, in Berüdfihtigung feines Alters, in 


26. 


Ruheſtand verfeht und bleibt nur noch Minifter ohne Portefeuille. 
„ (Hegypten). Der Bicelönig unterwirft fi wenigftens äußers 
ih dem firman explicatif des Sultans vom 27. Nov. und läßt 
ihn in aller Form verlefen, behandelt inbeß ben Vorgang ber Beväl- 
kerung gegenüber möglihft als bloße Foͤrmlichkeit. 

„ (Serbien). Die Regierung befchließt bie Gründung einer 
ferbifhen Univerfität in Belgrab. 


«„ (Rumönien). Feierliche Eröffnung ber neuen Univerfität in 
Bulareft. 


28—29, „ (Rumänien) I. Kammer: Stürmilde Debatten über 


bie Juden. 


30 


= 


11. 


15. 


20. 





13. Griechenland. | 
| 


zwiſchen der Pforte und Griechenland burd eine europäifche Cot 
ferenz auszugleihen. Frankreich labet zum Zufammentritt derſelber 
auf den 9. Januar nah Paris ein. Griechenland bezeichnet al: 
feinen Vertreter und DBevollmädtigten feinen Gejandten Rhangake. 
„ Ein Pl. Decret Schafft 15 Mil. Dramen Staats-PBapierzel. 
Die Nationalbank erklärt die Maßregel für eine Verletzung ber itr 
gewährten Privilegien. 

„  Zujammentritt der Parifer Conferenz bebufs Beilegung ber tür: 
kiſch-griechiſchen Differenz. Diejelbe beſchließt, der Pforte berathende 
und entſcheidende, Griechenland dagegen nur berathende Stimme 
einzuräumen. Der griechiſche Bevollmächtigte nimmt dieſe Stellung 
nicht an und an der Conferenz weiter keinen Antheil mehr. 

„ Ein neues kgl. Decret nimmt das frühere vom 8. d. M. be 
Schaffung von Etaatspapiergeld zurüd unb fließt einen Bertr:: 
mit ben Banken von Athen und Cerfu, bie der Regierung 21 Wil. 
Dr. vorihießen und zwar 6 Mil. baar und 15 Mill. in ihrer 
Papiergeld. 

„ Die Ntegierung rächt fih für die Ausihließung ihres Aexcl: 
mädhtigten ven ber Pariſer Conferenz durch die Beröffentlider: 
eines biplomatiihen Blaubuchs, das in jehr indisereter Weiſe ti 
vertrauligen Berichte des griehifhen Gefandten in Konftantincmi 
über Meußerungen feiner Collegen enthält. 

„ Die Parijer Conferenz beſchließt eine an Griechenland zu rich 
tende „Declaration”. 

„ Ter Dinifter des Ausw. richtet an alle Conſuln ber helleniſchen 
Regierung ein Rundſchreiben, um ihnen vorzujchreiben, im ihren 
Bureaur Gubferiptionen auf die von ber griechiſchen Kammer 


Yan. Die Großmächte haben fih darüber geeinigt, bie Differenr 
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bewilligte Anleihe von 100 Mil. Drachmen zu eröffnen. Das 
Rundſchreiben enthält einen Aufruf an alle im Auslande wohnhaf: 
ten Griechen, indem es ihnen erflärt: es handle fih um bie fehr 
bebroßte Unabhängigkeit des Vaterlanbes. 


3. Jan. Der Minijterrath beräth über die Antwort auf bie Declaration 


31. 


der Parifer Eonferenz: 4 Minifter erklären fih für, 3 (Morunter 
ber Minifterpräfidvent Bulgaris) gegen Annahme berjelben. 

„ Die legten Freiwilligen, 130 Mann, langen von Candia mit 
Petropulafi Sohn wieder in ber Heimath an. 

„ Graf Walewski überreicht die Declaration Namens ber Barifer 
Eonferenz der griechiſchen Regierung unter Anjetung eines Termins 
von acht Tagen für die Antwort (j. allg. Chronik). 

„» Die Beiträge zu bem freiwilligen Anleben von 100 Mill 
Drachmen haben in Griechenland felbft kaum 100,000 Dradmen 
ertragen. Auch bie Griehen im Auslande find bießmal ziemlid, 
zurüdbaltend. Die militäriihen Rüftungen aber find fo ungenü- 
gend, daß einem Mari ber türkiſchen Armee unter Dmer Pafcha 
bis nah Athen kaum großer Widerſtand begegnen würbe. 

„— 2. Febr. Berathungen bes Minifteriums über die der Parifer 
Conferenz zu ertheilende Antwort. Ein Antrag, bie Frage einer 
allgemeinen Abftimmung zu unterwerfen, wirb nicht genehmigt. Das 
Minifterium weigert fi) jchließlich, bie Declaration zu unterzeichnen 
und gibt dem König feine Entlafjung. 


Gebr. Die Bildung eines neuen Minifteriums bietet große. Schwie⸗ 


rigfeiten.. Die Parifer Conferenz gefteht daher eine Verlängerung 
ber für bie Antwort auf die Declaration angeſetzten Friſt zu. 


„ Bildung eines Miniſteriums Zaimis, das fih ben Beichlüffen 


“ ber Parijer Conferenz unterwerfen will, Der Entſchluß wird ber 


Bevölkerung durch eine von ſämmtlichen neuen Miniftern unterzeich⸗ 
neten Broclamation mitgetheilt: 

‚Mitbürger! Bon dem König zur Regierung des Staateß berufen in 
einem YAugenblid, wo euere Vertreter nicht gegenwärtig find, wenden wir uns 
an eu, um euch die Umftände zu erflären, unter denen mir die Aufgabe 
angenommen, und den Zuftand, in dem wir die Bffentlichen Angelegenheiten 
gefunden haben, Seit drei Jahren ſchon bewegte die Stimme cine Bruder» 
volles das Herz jedes Kellenen, und diefe Stimme konnte auch daB Herz der» 
jenigen, welche die Angelegenheiten des Baterlandes lenkten, nicht unempfinvlich 
finden. Deßhalb Habt ihr euch alle und fo auch unfere Vaterlandegenofien 
in der Fremde beftrebt, denen eure Hülfe zu gewähren, die darum flehten, 
und die Wünfche der Negierenden haben fih mehrfah und auf alle Weile zu 
ihren Gunften kund gegeben. Dieje Umſtände haben gegen uns von Seiten 
eines Nahbarftantes Klagen hervorgerufen, als Hätten wir durch unjere Dul⸗ 
dung oder durch unfere Handlungen die uns auferlegte Neutralität verlettt. Uber 
von Anfang an und bi8 in die neuefte Zeit find diefe Klagen, inimer wider« 
legt, niemals mit Nahdrud aufrecht erhalten worden, Indeſſen meinte endlich 
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die Regierung des Sultans, wegen biefer Begebenheiten ihre Beziehungen ze 
Griechenland abbredien zu müflen, und während der Gefanbte ber k:trı 
Bforte zu Athen am 4. Dec. vom Minifter der auswärtigen Ungelegenheir: 
Griechenlands feine Päfle forderte, um unfere Hauptſtadt zu verlafen, i:h 
Syra, die betriebfamfte Handelsflabt von Griechenland, bereits am 2. Te. 
den türkiſchen Admiral Hobart mit tärkifhen Kriegsfahrzeugen unter ſeiren 
Befehl die Dampficiffe einer Handelsſchifffahrts⸗Geſellſchaft verfolgen, welde 
die aufftändiiche Inſel verproviantirten, und den Hafen blofiren, wm ih: 
Fahrten nach Kreta zu verhindern, mit dem Zwei, die Unterwerfung dire 
Sinjel durch den Hunger zu erzwingen. So wurde die Blofade des Harrıs 
von Syra vollzogen, jo unterbraden die Dampfidiffe, weldde Kreta auf ik: 
Gefahr mit Lebensmitteln verforgten, ihre Reifen, jo wurde Kreta ausgeh:: 
gert, und fo kam es, daß die Stimme des Brubdervolls, welche fett drei Ich 
ren jedes helleniiche Herz bewegte, fih nicht mehr hören ließ. Wie groß ar⸗ 
die Vegeifterung war, welche dieſes Bolt belebt, wie ſchwer auch die Belt: 
der Trauer ift, die feine Seele umhüllt, feine Stimme verfiummte nad ır: 
nad, und in dem Yugenblid, wo wir zur Regierung des Staats benie 
werben, ift diefe Stimme beinahe verftunmt. So ift daS helleniſche Bi: 
verlegt worden; diefe Verlegung murbe von der ganzen Ration fdhmerz!:: 
empfunden, weil Griechenland nicht die Mittel hatte diefe Gewaltihet zur}: 
zumeifen, noch auch feine Ehre zu rächen. Mitbürger! Wir erzählen eud de 
Begebenheiten mit völliger Offenheit unter der Wucht des Schmerzes, hof! 
und wünſchend, daß diefe Offenheit für die Zulunft bei Regierenden und Re 
gierten Vorficht entwideln möchte. In der That, wir zählen jedhSunbdreik;; 
verfloftene Jahre jeit der Einjegung unferer erſten Dynaſtie, und doch hei die 
griechiſche Regierung fih in der traurigen Nothwendigfeit geiehen, die Ber- 
letzung helleniſchen Gebiet8 dulden zu müffen, aus Mangel an Mitteln, u= 
fie zurüdzumeifen. Während diefe Ereigniffe in Griechenland flattfanden, gad 
ganz Europa den Wunſch nad Erhaltung des europätichen Friedens und n-& 
Beleitigung jedes Anlaſſes und, der ihn flören könnte. Die drei Griechen 
land ſchützenden Mächte, und mit ihren die drei andern mitunterzeichnenz 
Mächte des Vertrags von 1856, der die Integrität der Türkei garantirt. 
befaßten fi) mit der Unterſuchung diefer Zwiftigleit. Durch ihren Ausſpruch 
haben fie einige der gegen uns aufgeftellten Klagen als begründet anerlamı, 
indem fie unfere Handlungsweile einer Hinreißung dur den Patriotiſmus 
zufchrieben, und uns für die Zukunft die Beobachtung von Regeln auferlegten. 
welche die Barijer Conferenz als gleihmäßig bindend für alle Regierunger 
betrachtet. Dieje Regeln find die folgenden: Griechenland muß fi fernerki: 
enthalten, zu fördern oder zu dulden: 1) die Bildung aller Banden auf ie. 
nem Gebiet, die in Abſicht eined Angriffs gegen die Türkei recrutirt werde. 
2) die Ausrüftung von bewaffneten Fahrzeugen in feinen Häfen, die beftimmt 


wären, irgend einen Aufftandsverfuh in der Türkei zu unterflügen. Dice 


Ausipruch der Conferenz wurde durch ihren Präfidenten, den Miniſter ter 
auswärtigen Angelegenbeiten Frankreichs, dem Minifter der auswärtigen Ur 
gelegenbeiten ®riechenlands mitgetheilt, und Griechenland wurde durch dic: 
Mittheilung aufgefordert : in der Woche, welche der Uebergabe diefer Sri 
ftüde folgte, feine einfache Zuftimmung zu der Enticheidung der Gonfere::. 
und feinen Entſchluß, ſich derſelben zu fügen, kundzugeben. Durch daſſelde 
Schreiben theilte der Miniſter des Auswärtigen von Frankreich, Präſident ver 
Conferenz, der griechiſchen Regierung mit, daß, wenn dieſe legtere ihre Sn. 
fimmung zu der Entieidung der Gonferenz und ihre Abſicht kundgeden 
würde, dieſelbe zu beobachten, die Türkei fi verpfliäte, in Bezug auf Grir 
chenland auf die in ihrem Ultimatum angekündigten Maßregeln zu verzichte. 
und daß die Wiederaufnahme der diplomatiſchen Beziehungen zwilden Gr 
Genland und der Türkei als damit zu Kecht beftehend betrachtet wer:a 
würde; daß aber, wenn Griechenland fi) weigern follte, den Beſchiuffen der 
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Eonferenz Folge zu letften, diefe e8 den Gonfequenzen des von ihm angenom- 
menen Berhaltens überlaflen werde. Gleichzeitig mit diefem Schreiben des 
Minifters der auswärtigen Angelegenheiten von Frankreich, und auch nachher 
empfablen die Rathſchläge und Ermahnungen verfchiedener Souveräne und 
Regierungen, die von allen Seiten ſowohl an die biplomatifchen Ugenten Sr. 
Majefät an den verichievdenen Höfen von Europa, als auch an die Regierung 
ſelbſt gerichtet wurden, Briechenland, ſich der Entſcheidung der Eonferenz zu 
fügen, und zeigten uns deutlich die ernften Gefahren, welche uns im Fall der 
Weigerung bedrohten. Inzwiſchen ift vier Tage nad Empfang der in Rebe 
ftehenden officiellen Uctenftüde eine Minifterkrifis eingetreten, welche heute en⸗ 
dete, indem Se. Maj. uns berufen hat, die Zügel der Regierung zu über- 
nehmen, und morgen iſt der letzte Tag, der uns von dem Präftdenten der 
Conferenz gewährt ift, um zu antiworten. Nachdem wir fo eine genaue Ueber- 
fiht der Eonferenzbeichlüffe gegeben haben, Lönnen wir nicht umbin, auch bes 
merklich zu machen, daß, fo peinlich es auch Für Griechenland ift, fi bei 
jenen zwei Bebingungen beruhigen zu milfien, doc damit feine Zufunft nicht 
gebunden und fein Streben nicht erftidt if. Uber wenn wir uns weigerten, 
den Conferenzbeſchlüfſen beizutreten, jo wäre uns nichts anderes übrig geblies 
ben, als Krieg gegen die Türkei, ein Krieg, bei dem wir ung leider ohne alle 
Vorbereitung in Betreff der Flotte, und nicht genügend gerüſtet finden würden 
für einen Kampf zu Lande. Ter Nationalvertretung, welche aus wahrhaft 
freien Wahlen hervorgegangen fein wird, wobei die Regierung fein Mittel der 
Beeinfluffung, weder ein erlaubteß, noch ein unerlaubte, zur Anwendung 
bringen will, werden wir ausführlid darlegen, wie viel Kriegsmaterial fi 
gegenwärtig in unferen Entrepots befindet, und wir werden ihr genaue Mit⸗ 
theilungen madhen Uber den Stand der Land» und Seearmee, jowie über alle 
andern zu einem Feldzug erforderlichen Dinge. Wir haben gemeint, es hieke 
unſer unglüdliches und beißgeliebtes Vaterland verrathen, wenn wir e8 den 
Zufälligleiten eines Krieges ausſetzen wollten, zu einer Zeit, mo einerjeit8 uns 
fere Armee weder hinreichend gerüftet, noch hinreichend ſtark ift, wo das Land 
der zur Bewaffnung erforderlichen Mittel entbehrt, und wo anderjeits ganz 
Europa jeden Verſuch der Störung des allgemeinen Friedens mit unglinfligem 
Blick anfieht. Bei einer ſolchen Lage der Dinge durften wir nicht zaubern 
weder in dem, was zu beichließen war, noch in der Frage, wie gehandelt wer- 
den mußte. Angefichts jo vielen unvermeidlichen Unheils konnten wir nicht 
anfteben, den Gonferenzbeihlüfien unjere Zuftimmung zu geben. In dieſen 
ſchwierigen Zeiten hat nur das Gefühl unjerer Pflicht gegen das Baterland 
uns beftimmt, die Mifjion, welche der König uns anvertraute, nicht abzulehe 
nen, Unfere Pfligten gegen das Vaterland zwingen uns, der in Pariß vers 
fanmelten Gonferenz fo zu antworten, wie wir es ibun, fo ſchwer «8 uns 
auch fällt, und darein zu ſchicken. Eben dieſe Pflichten gebieten uns, unjerer 
Antwort eine Uuseinanderjegung der Rechte und Anſprüche Griechenlands 
beizufügen; wir werben hierin nichts verfäumen. Voll Vertrauen zu einem 
Bürften, der durch den einmütbigen und frei Tundgegebenen Willen der Nation 
erwählt worden, der unjere Öffentlicden Freiheiten achtet und nichts mehr im 
Herzen trägt, als den Ruhm und die Grdke unſers gemeinjamen Baterlands, 
rufen wir alle für ihn den Schu bes Höchſten an, und richten wir unjere 
Gebete zum Himmel, daß unfere ſchmerzlichen Prüfungen uns belehren und 
uns dazu dienen mögen, fünftig das zu thun, was das dienlichſte und wirk⸗ 
famfte if. Athen, 25. Jan. / 6. Febr. 1869. Th. U. Zaimis, Präfident. 
x. BP. Dellijannd. U. Pezzaly. De Saravas. A. D. Avigherino. 
©. Sutzo. De Tringheta. 

Antwort an die Parifer Konferenz: „Men Borgänger, Sr. P. 
Delijannis, hat mir den Brief eingehändigt, melden Sie jo gut waren, am 
20. Yan. an ihn zu richten, ſowie ferner die demjelben beigefügte Erklärung 
der Bevollmächtigten der ſechs europäiſchen Großmächte, welche in Paris zu 
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eine Eonferenz zuſamm find, um in ichem Bei Bi 
Griechenland un der Erde — — —S—— fen. Tas 

der Gonferenzberathungen iſt — id) darf Ihnen die Thatſache mi 
— von dem ganzen helleniſchen Volke mit einem Gefühl peinlicher 

aufgenommen worden, und da die Minifierkrifig mehrere Tage 





zer 
es während dieſes Zeitraums unmödglih, den Brief Ew. Erreflenz zu Dem | 


worten. Das Gabinet, welchem ich anzugehören die Ehre habe, hat 

Pflicht erachtet, fofort nach feiner Bildung den Inhalt der Erflärung und Ihrer 
Mitteilung in Erwägung zu ziehen. Die Wegierung des = 
Bedauern wahrgenommen, daß Er. Majeflät Geſandier in Paris = 
Stande war, an der Arbeit der Eonferenz theitgunefmen, ber der, ——— — 
Stellung wegen, welche ihm, dem Bevollmächtigten der Türkei gegenüber, a 
gewielen worden war. Angeſichts der Einfimmigleit der ſechs emrapdikbe 
Großmächte und Ihrer eigenen —— welche dahin laute: daß die To 
vollmächtigten die Debatte von den Thatfachen ablenkten, und nur bie Ber 
haltungsmaßregeln niederzulegen beabfichtigten, welche bie Beziehungen zuwider 
Griedenland und der Turkei leiten follen, beeile ih mid, Ihnen nritzuibeile. 
daß die Regierung den in der Erflärung der Konferenz enthaltenen allerma- 
nen Grundjägen internationaler Rechtswiſſenſchaft beipflidhtet, und entjchlcẽes 
if, ihre Haltung mit denſelben in Einklang zu bringen. Indem ich Em. Ex 
um bie Freundlichkeit erſuche, dieſe zuſtimmende Erflärung zur Keumtmiß de 


it 


Eonferenz gelangen zu laflen, gebe ich midh der Hoffnung hin, daß die ſech⸗ | 


Großmäcte, mit Würdigung der Schwierigkeiten der Lage, Rüdfiht nefme 
auf das Verlangen Griechenlands: fi ihren Wunſchen zu fügen und, fo viel 

in feiner Kraft ſſeht, zur Erhaltung des allgemeinen Friedens beizuiragen 
Senchmigen Sie u. |. w. (Gez.) Theodor PB. Delijanni.“ 


8. Febr. Walewoki reilt mit ber Antwort auf die Declaration wieder 


12, 


18, 
20. 


21. 


nad) Paris ab. . 

„ Tie Regierung verorbnet, daß bie Truppen ihre Kriegsaui: 
ftelung verlaffen und ihre früheren Stanbquartiere wieber beziehen. 
„ Schluß der Parifer Eonferenz (f. allg. Chronik). 

„ Die no in Griehenland gebliebenen candiotiihen Familien 
verlangen, nah Haufe zurückzukehren. Die franzöfiihe Gejantt: 
ſchaft erflärt ſich bereit, ihnen dazu franzöflihe Schiffe zur Ber: 
fügung zu ftellen. 

„ Der König unterzeichnet vorläufig das Decret zur Auflöfung ber 
Kammer. Die Veröffentligung fol indeß erſt fpäter erfolgen. 








=. 


15. März Die Ueberführung der noch jzurüdgebliebenen Kreter in ihre | 


21. 


29. 


Heimath auf franzöſiſchen Schiffen beginnt mit Eifer. Es find 
noch ca. 30,000 Seelen zurüdgeblichen. 

„ Rhbangabe wird zum griehiihen Gefanbten in Konflantinopel 
ernannt. Kinftweilen gebt Kalergis als Gefanbtihaftsfecretär ta: 
bin ab. 


Das Deeret zur Auflöfung ber Kammer wird publicitt. Tie . 


Neuwahlen find auf ben 28. Mai anberaumt. 


3. April. Ein Bericht bes Finanzminifters conftatirt bie elenbe Sinan;: 


Inge, bie, ſchon früher nichts weniger als befriedigend, von Bulgant 
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" noch vollends zerrüttet worben if. Die Orbnung berfelben ers 
Scheint entſchieden als bie erfte, aber auch fchwierigfte Aufgabe bes 
neuen Cabinets. 


.. Mai, Die Wahlen zur Nationalverfammlung ergeben eine totale 
Nieberlage der Partei Bulgaris. Die Regierung Tann mit bem 
Reſultat berfelben zufrieben fein. 


00 Die Ueberführung ber noch gebliebenen Kreter ift beenbigt. 
_ 5000 Seelen haben ſich definitiv in Griechenlanb angefiebelt. 


. Suni. Die Blokadebrecher Enoſis und Kreta, in Wahrheit ſchon 
| lange Eigentbum ber Regierung, gehen nunmehr auch officiell in 
| ihren Befiß über. 

"2. Eröffnung der Kammer. Thronrede bes Könige. 


Juli. Tie Sammer wählt mit 96 gegen 67 Stimmen ben mini: 
fteriellen Candidaten Chriſtides zu ihrem Präſidenten. 


— Aug. Die Kammer votirt mit 96 gegen 40 Stimmen bie Antworts⸗ 
" abreffe im Sinne bes Minifteriums. 


af. Sept. Das kretenſiſche Kentralcomit6 veröffentliht einen Bericht 
über feine dreijährige Thätigfeit jeit bem Ausbruche des kretenſiſchen 
Aufftandes. 
Diefem Berichte —F beliefen fich die Beiträge an baarem Gelde im 
Ganzen auf 8,908,641 Drachmen. Bon dieſer Summe kam der größte 
Theil aus dem Königreih Griechenland , außerden von außerhalb des 
Königreich Lebenden Griechen 1,982,341 und von Philhellenen 363,503 Tr. 
Dieſelben floffen aus allen Gegenden der Erde, aus Europa, Aften, Amerifa, 
Afrika, jogar aus Auſtralien; aber Rußland, die Türkei, die Tonaufürften- 
thümer, Aegypten und Engiand nahmen die erſten Stellen ein. Der Phil» 
hellenismus in Deutſchland Hat fich jeit 1821 bedeutend vermindert [aus bes 
greifliden Gründen], denn auf Deutſchland mit Oeſterreich kommen nur 
i 96,131 Dramen, wovon noch der bei Weitem größte Theil von den dort 
Iebenden Griechen. Außer dieſen Geldbeiträgen kamen aus allen Rändern 
Ä gan anze Shiffsladungen mit Waffen, Munition, Mehl, Zwiebad, Kleidern, 
eder, chirurgiſchen Inſtrumenten, Arzneien und Eharpie, darunter zwei 
EShiffe, „Arlabi“ und „Enofis*. Unter den Uusgaben nehmen die erfien 
Stellen ein: für Waffen und Munition 1,237,166, für Lebensmittel 1,526,750, 
’ Rt Kleider und Schuhwerk 693,260, Transporttoften über 24 Mi. ꝛc. ꝛc. 
Dampfiäifffahrten nad Kreta murben im Banzen 90 ausgeführt dur die 
- folgenden Ediffe: Hydra 2, Panhellenion 9, Arkadi 23, Kreta 10 und 
Enofis 46. dem Berichte find diejenigen Geld» und andern Beiträge nicht 
| enthalten, welche an andere Comitoͤ's und befonders an das Hilfscomite für 
die kretenfiſchen Emigrantenfamilien abgeſchickt wurden. 


B_ Zn 2 3 


7. Nov. Die Kammer ertheilt mit 93 gegen 2 Stimmen (bie übrigen 
enthalten fi) dem Minifterium ein Vertrauensvotum. 
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26. Nov. Die Kammer volirt das Bubget. Bei ben Wbkiuumuuges 
ergibt fi eine freilig nur Heine Majorität für bie Regierung. 


1. Dec. Die Kammer votirt bas Regentſchaftegeſet ‚ wenah ix 
Königin, Prinz Johann v. Gluckeburg ober befien Bruber Regerin 
fein können. 

4. „ Ein tgl. Decret verfünbet ben vorzeitigen Schluß ber Summe: 
ſeſſion, ſchon jebt ſtatt erſt am 18. Januar 1870. 





IV. 


Anßerenropäifdhe Staaten. 





Bereinigte Staaten von Nordamerika. 


1. San. Das Nepräfentantenhaus mwiberruft mit 119 gegen 47 Etims 


men bie fpeciell gegen ben abtretenden Präfidenten Johnſon erlaj: 
fene Aemterbefetungsacte. 


.2—13. „ Repräfentantenhaus: Debatte über bie Annahme einer Art 


31. 


Brotectorat über Haiti. Der Antrag wird ſchließlich mit 126 gegen 
35 Stimmen abgelehnt. 
„ Sn Folge der neuen Amneftie des Präjidenten Johnſon weiſt 
ber Staatsanwalt Evarts die Diftriltsanwälte an, alle Verfolgungen 
wegen Hochverrath und Rebellion einzuftellen. Auch die gericht: 
liche Verfolgung Sefferfon Tavids wird nunmehr befinitiv fallen 
gelafjen. Die öffentliche Meinung erklärt fih bamit einverſtanden. 
Der Unionsgejandte in London Reverdy Johnſon ſchließt mit bem 
engl. Minifter des Ausw. Lorb Glarendon einen neuen Vertrag bes 
hufs Löſung ber Mlabamafrage ab. England macht in bemfelben 
noch weitere Gonceflionen (ſ. England). 
„ Die Regierung übermadt bem Senat bie mit England abge: 
ſchloſſenen Verträge bez. Naturalifation unb bez. Löſung ber. Alas 
bamafrage zur Ratification. Die döffentlihe Meinung erklärt fi 
fofort mit dem erfteren, nicht aber mit ben leßteren einverſtanden. 
„ Senatorenwahlen in einer Reihe von Etaaten. In Miffourt 
wird ber Deutide Karl Schurz zum Senator gewählt. 
„ Tas Nepräfentantenhaus ermädtigt die Diftrictsceommanbanten 
von Birginien, Miffiffippt und Texas, alle eibvermeigernden Beamten, 
abzufegen unb durch andere zu erjeben. 
» Das Repräfentantenhaus beſchließt mit 147 gegen 42 Stimmen, 
bag Race- unb Farbenunterſchiede das Wahlrecht im ganzen Gebiete 
ber Union nicht beeinträchtigen bürften. 
„ Der Staatsfecretär Sewarb weilt ben Unionsgefandten in Kon: 
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Amerika, 


ftantinopel an, feine guten Dienfte (bonnes oflices) während tes 
biplomatifchen Bruchs zwilchen ber Türkei unb Griechenland ein: 
treten zu laſſen. 


1. Febr. Das Repräfentantenhaus lehnt mit 110 gegen 62 Stimmen 


10. 


16. 
17, 


21. 


24. 


28. 


bie Einbringung einer NRefolution für Annerion von Haiti und 
©. Tomingo ab. 
„ Der Senat befäließt, mit Rüdfiht auf ben Beſchluß bes Re 
präfentantenhaufes vom 30. Januar mit 40 gegen i6 Stimmen, 
es ſei durch ein Amenbement zur Berfaflung auszuſprechen, es bürie 
fortan Fein Unterfhhieb mehr im Wahlrecht beftehen in Folge ven 
Geburts:, Farbe⸗, Eigentbums: ober Glaubeneverhältniffen. 
„ Die beiden Häufer nehmen officiel bie Zählung ber Stimm 
für die Präfidentenmahlen vor. Der Senat zählt tabei Georgica 
als reconftruirt mit, bas Repräjentantenhaus in Yolge ber inzwiſchen 
bort eingetretenen Borgänge nit. Von practiſchem Erfolge if tie 
Differenz nidt. Grant und Colfax werben als gewählt proclamırt. 

Ein Ausſchuß beider Hauſer überreicht Grant feine Beſtallung zum Pra⸗ 
fidenten auf vier Jahre vom 4. Mär an. Grant antwortete hierauf: „Id 
kann Ihnen verfihern, daß es mein Beftreben ſein wird, mur ſolche Männer 
zu meiner Hilfe heranzuziehen, welche die nad Ihrer Ausfoge bon dem Lande 
gewunſchten Grundfäge verwirklihen werden, Sparjamleit, Einfchränkung, 
ehrliche Einziehung der Steuern und Gefälle und Wbtragung der Staat“ 
Schulden. Gelingt e8 mir nicht bei der erften Auswahl, jo werde ich feine 
Augenblick anftehen, mit der Zuſtimmung bes Senates weldier das Beftäti- 
gungsrecht hat, eine zweite oder gar eine britte zu treffen und nicht minder 
einen der von mir ſelbſt al der von meinem Vorgänger angeftellten Beamten 
abzujegen. Darin würde ich Teinen Unterfhied machen.“ Darauf erllärt 
Grant noch, warum er bisher die Männer nicht bezeichnet habe, ans melden 
er fein Cabinet bilden wolle, und warum er diefe nicht eher nennen mürde, 
als bis er um ihre Beftätigung beim Senate nachſuchen werde? Um ven 
Antriguen der Vereine und Elubs und den Berſuchen derſelben, ihm ihre 
Candidaten aufzudrängen, zu entgehen. Es ift die längſte Rede, Ns 
— gehalten. Er verräth das Beſtreben, ſich moͤglichſt über die area 
zu erheben. 

Das Repräfentantenhaus lehnt einen Antrag auf Befteuerung 
der Staatobonds (Eouponfteuer) ab. 


„ Abflug eines Vertrags mit Columbia bez. Herftellung eines 
Canals durch die Landenge von Darien. 

Das Repräfentantenhaus tritt bem Beichluffe bes Senats, bas 
unbefchränkte MWahlreht der Farbigen burh ein Amenbement zur 
Verfaſſung fetzuftellen, mit 140 gegen 33 Stimmen bei. 

„ Das Repräfentantenhaus anerkennt mit 118 gegen 60 Stimmen, 
en verpflichtet fei, bie Zinſen ihrer Staats ſchuld in Geld 
zu bezahlen 


„ Der Senat tritt bem Beſchluſſe bes Nepräfentantenhaufes bez 
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Goldzahlung der Bonds in etwas amenbirter Faſſung mit 30 gegen 
16 Stinmen bei. 


3. März, Das Repräfentantenhaus beſchließt, den Präfidenten zu er: 


mädtigen, ben Freiftaat Cuba anzuerkennen, fobald fi bort cine 
factiſche Regierung gebildet haben werde. 

Der Senat lehnt feine Zuftimmung zum Widerruf ber Aenter: 
beſetzungsacte ab. 


„Grant tritt die Präfidentfchaft der Union an. Antrittsrebe befjelben: 

„Bürger der Bereinigten Staaten! Durch Eure Stimmen zum Amte 
des Präfidenten der Vereinigten Staaten erwählt, habe ich in Gemäßheit ber 
Eonftitution unſeres Vaterlandes den in diefer vorgefchriebenen Amtseid geleiftet. 
3 habe diefen Eid geleiftet ohne innern Vorbehalt und mit dem Entichlufle, 
nad meiner beften Fähigkeit Alles, was er von mir erheilcht, zu thun. Die 
Berantwortlichleiten der Stellung fühle ih, nehme fie aber ohne Furcht auf 
mid. Ungeſucht if das Amt mir zugefallen: ungefeflelt trete ich deſſen Pflich⸗ 
ten an mit dem gewiflenhaften Verlangen und eu ‚ e& nad meiner 
beften Wähigleit auszufüllen zur Zufriedenheit des Volkes. Ueber alle bie 
Öffentliche Meinung bewegenden Hauptfragen werde ich ſtets dem Congreſſe 
gegenüber meine Anfichten ausfprechen und auf deren Annahme meinem Ur- 
theile nach dringen, und wenn ich e8 für rathfam halte, werde ich das con» 
Ritutionelle Recht ausüben, ein Veto einzulegen, um Maßregeln, denen ich 
entgegen bin, zu vereiteln. Aber alle Geſetze werden getreulich ausgeführt 
werden, fie mögen meine Billigung haben oder nicht. Ich werde in Bezug 
auf alle Gegenftände eine Politik zu empfehlen, aber keine gegen ben Willen 
des Volles zu erzwingen haben. Geſetze jollen für Alle gleihmäßig gelten — 
ſowohl für die, welche denjelben entgegen, wie für die, welche für fie find, 
Ich kenne feine wirkfamere Methode, den Widerruf ſchlechter oder ſchädlicher 
Geſetze zu ſichern, als deren firenge Ausführung Dem Lande, welches kürz⸗ 


lich eine große Rebellion Hberftanven, werben in ben nächften vier Jahren 


viele Fragen vorliegen, mit weldgen frühere Wominiftrationen niemals zu 
thun hatten. Um diefelben zu erledigen, follten fie ohne Vorurtheil, Haß 
oder Parteiftolz ruhig gewürdigt werden, im Auge bebaltend, daß „das größte 
But für die größte Menge“ der zu erreichende Zweck if. Dieß erfordert 
Sicherbeit der Perfon, des Eigenthums und der religidfen und politifchen 
Ueberzeugung in jedem Theile unteres gemeinfchaftlichen Baterlandes, ohne 


Ruckficht auf Iocales Borurtheil. Für die Durchführung aller Geſetze, welche 


dieſes Ziel fihern, werde ich mit allen meinen Kräften Sorge tragen. Eine 
große Schuld wurde eingegangen, um und und unferen Nachkommen die 
Union zu erhalten. Für deren Bezahlung, Gapital und Zinſen, fowie für die 
Rüdkehr zur Baarzahlung, fobald dieß ohne meientlichen Nachtheil für die 
Glaffe der Schuldner oder für das Land im Ganzen ausführbar, muß Für⸗ 
forge getroffen werden. Um die Nationalehre aufrecht zu erhalten, follte 
jeder Dollar der Bundesſchuld in Gold bezahlt werden, außer wenn es in 
dem Eontracte ausprüdiich anders beflimmt if. Iſt man erft davon über⸗ 
zeugt, daß fein Repudiator auch nur eines Heller unferer Bundesſchuld mit 
einem Öffentlichen Amte betraut wird, jo wird dieß weſentlich beitragen zur 
Kräftigung eine Credits, welcher der befte in ber Welt fein follte, und es 
uns ſchließlich möglich machen, unfere jegigen Schuldobligationen in andere 
mit einem niedrigeren Zinsfuß, als wir jet zahlen, zu convertiren. Dazu 
gehört eine rebliche Eintreibung der Bundesrevenuen, eine genaue Rechenſchafts⸗ 
ablegung an das Schakamt über jeden eingenommenen Dollar und die größte 
ausführbare Einſchränkung in den Ausgaben für jeden Zweig der Regierung, 
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Wenn wir die jeige Zahlungsfähigfeit des Landes mit zehn, im Folge Yes 
Krieges noch in Armuth befindlichen Staaten, die aber, wie ich überzeugt x. 
bald zu größerem Wohlſtande als je zupor gelangen werben, vergleichen m: 
defien Zahlungsfähigfeit vor 25 Jahren, und darnach berechnen, wie Diele watr: 
ſcheinlich in 25 Jahren beſchaffen fein wird, wer Tann daran zweifeln, daß es ms 
dann möglich fein wird, jeden Dollar mit größerer Leichtigkeit zu bezahlen. 
als wir jest für nutzloſe Qurusgegenflände ausgeben? Scheint es nid, ai; 
ob die Borfehung uns mit einer feſten Sparbüchſe beiddenkt hätte, indem =: 
foftbaren Metalle in den unfrudtbaren Gebirgen des fernen Weſtens veriä!-i 
jen find, zu deren Aufichließung wir jegt den Schlüffel ſchmieden, um des 
nunmehr eingetretene Bebürfniß zu befriedigen? Schlieklih mag es nct‘- 
wendig werden, die Facilitäten, um zu biefen Schägen zu gelangen, zu wer: 
mehren, und es mag ferner notbwendig werden, daß die Bundesregierung je: 
Sicherung dieſes Zuganges ihren Beiftand leiſtet. Allein dieß follte nur dazı 
geichehen, wenn ein Dollar, im Schuldſchein verfchrieben, genau dieſelbe Ir 
von Dollar fidert, die jetzt im Gebrauch ift, und nicht früher. So lange dee 
Frage in Betreff der Wiederaufnahme der Baarzahlung nicht entfdhieten. 
nimmt fich der vorfichtige Geichäftsmann in Acht, in ferner Zulunft zahlbere 
Schulden einzugehen: die Nation follte derjelben Regel folgen. Ein darmieder⸗ 
liegender Handel iſt wieder aufzurichten, und alle Induftriezweige find zu er 
muthigen. Die Jugend des Lande — diejenigen, welde diefes Zeitalter bil- 
den und nad 25 Jahren berrichen werden — hat ein ganz beionderes Anter: 
efie an Aufrechterhaltung der Nationalehre. Ein kurzes Nachdenken darüber, 
welchen gebietenden Einfluß wir in ihren Tagen unter den Rationen der Erte 

aben werden, wenn fie nur ſich jelbft treu bleibt, jollte fie mit nationalen 

tolze befeelen. Alle geographiſch, politifch oder religids von einander Ge⸗ 
trennten können fich in diefer gemeinſchaftlichen Empfindung vereinigen. Ri 
die öffentliche Schuld zu bezahlen, oder wie die Baarzahlung wieder aufın- 
nehmen, ift nicht jo wichtig, als daß ein Plan dafür entworfen und bei die 
ſem ftehen geblieben werde. Ein gemeinfamer Entihluß zur That if mer 
werth, als divergirende Ratbichläge Über die Methode des Handelns. Geicz 
gebung über dieſen Gegenſtand dürfte jegt weder nothwendig, noch ſelbſt rät“ 
li fein, dieß wird aber werden, wenn daß bürgerliche Geſetz in allen Theiles 
des Landes vollfländiger hergeftellt und der Verkehr in feine gemohnter 
Ranäle zurüdgefehrt fein wird. Es wird mein Beſtreben fein, alle Geier: 
ihren Beftimmungen gemäß auszuführen, alle angewielenen Einkünfte einzu- 
treiben und fie gebührend zu verwenden. Ich werde nad meinem beit:ı 
Willen nur Sole mit einem Amte betrauen, welche diefe Abfiht auszuführe- 
bereit find, In Bezug auf die auswärtige Politif mürde ich mid den Rationen 
gegenüber ebenjo verhalten, wie das Geſetz der Billigfeit verlangt, daß Fi 
Sindividuen gegen einander zu verhalten haben, und ich werde den gejeglieben- 
den Bürger fügen, fei er ein Hier geborener oder bon fremder Serkunft, ſo⸗ 
bald feine Mechte gefährdet find und ſoweit die Flagge unferes Landes weht. 
Ich werde die Rechte aller Nationen achten, gleiche Achtung für unfere eigenen 
fordernd. Wenn andere im Verhalten zu uns von diefer Regel abweichen 
dann dürften wir genöthigt werden, ihrem Beiſpiele zu folgen. Die pafienve 
Behandlung der Eingebornen diefeß Landes, der Indianer, ift eine Sache, ti 
forgfältige Ueberlegung verbient. Ich werde jedes Verfahren gegen fie begün- 
ftigen, das ihre Givilifation, Chriftianifirung und ſchließliche Aufnahme in 
den Bürgerftand bezwedt. Die Stimmrechtsfrage if eine ſolche, daß fie wahr⸗ 
fcheinlich das Volk jo lange bewegen wird, als ein Theil der Bürger der 
Nation von diefem Rechte in irgend einem Staate ausgeilofien if. Es cr» 
feint mir jehr wunſchenswerth, daß dieſe Frage jet erledigt werde, und iä 
hege die Hoffnung und drüde den Wunſch aus, daß diek durch die Natificirur.y 
des 15. Amendements zur Gonftitution gefhehen möge Zum Schluß bitte 
ich um gebulbige Nachficht eines Jeden gegen den Andern im ganzen Lande 
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und um entichloffenes Bemühen von Geiten jeden Bürgers, feinen Theil 
zur Befeſtigung einer glüdlichen Union beizutragen; und ich fordere bie 
Ralion auf, für die glüdliche Erreichung dieſes Zieles zum allmächtigen Gott 
zu beten.” 

Da vom Präfidenten Johnſon das von beiden Häufern beſchloſ⸗ 
fene Geſetz bez. Bezahlung ber Bonds in Gold nicht unterzeichnet 
worden ift, fo ift daſſelbe vorerft als gefallen zu betrachten. 


5. März. Präfident Grant ernennt fein erſtes Cabinet: Wafhburne Staats: 


15. 


‚und Repräfentantenhaus ber 


jecretär (Aeußeres), Shofield Krieg, Stewart Finanzen, Cor In⸗ 
neres, Borie Marine, Ereßwell Generalpoftmeifter, Hoare General: 
ftaatsanmwalt. 

Die äußerfien Flügel der beiden großen Parteien find nicht wenig über⸗ 
raſcht. Das neue Gabinet iſt zufammengefeht aus verhältnigmäßig jungen und 
im ganzen wenig belannten Perjönlichkeiten, die in politiihen Kreiſen als 
entichiedene Anhänger der Weconftructionspolitit gelten, aber ſich von allen 
extremen Schritten ferngebhalten haben. 


„ Der Senat verweigert bem neuen Finangminifter Stewart feine 
Beftätigung. 

„ Tas Repräfentantenhaus ſpricht fich neuerdings mit 143 gegen 
16 Stimmen für Wiberuf der Nemterbefeßungsacte aus. 


„ Au Wafhburne und Ehofield treten als Minifter zurüd, 
Grant ernennt nunmehr Fiſh zum Staatsfelretär, Rawlins zum 
Kriegeminifter, Boutwell zum Yinanzminifter und Wafhburne zum 
Geſandten in Paris, | 

„ Das Repräfentantenhaus beſchließt neuerdings die Goldzahlung 
ber Bonds (Schenk'ſche Finanzbill). 

„ Ber Senat tritt ber Schenk'ſchen Finanzbill in ber Faſſung bes 
Repräfentantenhaujes bei. 


„  Präfident Grant unterzeihnet die Schenk'ſche Yinanzbill nad 
dem übereinftimmenten Beſchluſſe beider Häufer: 
‚Ein Belek zur Rräftigung des Öffentlichen Credits. Verfügt vom Senat 
ereinigten Staaten von Amerika, im Congreß 
verfammelt, daß, um zu entfernen jeden Zweifel betrefjs der Abficht der Re 
gierung, alle gerechten Verpflichtungen gegen die Staatsygläubiger zu erflllen, 
und um widerſprechende ragen und Wuslegungen der Gefehe, kraft welcher 
folde Schuldverpflichtungen eingegangen wurden, zu entſcheiden, biedurch ber 
immt und ertlärt werde, daß die Ehre der Ber. Staaten feierlich verpfändet 
ſt für Zahlung aller unverzinglichen Obligationen der Ber. Staaten, befannt als 
Bereinigte Staaten-Roten, und aller zinstragenden Obligationen der Bereinig- 
ten Staaten in Elingender Münze (coin) oder deren Wequivalent, außer in 
Fällen, wo daß Geſetz, durch welches die Emiflion irgend folder Obligationen 
autorifirt wird, ausdrücklich vorfchreibt, daß diefelben bezahlt werden mögen 
in geſetzlichem Gelde oder anderer Währung als Gold und Silber; aber 
feine dieſer zinstragenden Obligationen, die nicht bereits fällig, ſollen vor 
Verfall bezahlt oder eingeldft werden, außer dann, wenn Vereinigte Staaten- 
Noten nad Belieben des Inhaber in klingende Münze convertirbar find, oder 
Bunbesobligationen, welche niedrigere Zinſen tragen, alß die einzuldfenven 
Obligationen, zum Pari⸗Curs gegen Elingende Münze verlauft werben kon⸗ 
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nen. Und die Vereinigten Staaten verpfänden ferner feierlich ihre Ehre, je 
bald als thunlih für Einldjung der Schatzaminoten in flingender Mäny 
Vorſorge zu treffen.” 


24. März, Der Senat willigt mit 37 gegen 16 Ctimmen nunmeh 


27. 


31. 


doch in eine etwelche Aenderung ber Aemiterbeſetzungsacte. 


„Das Reopräſentantenhaus verwirft ſeinerſeits die vom Senat 
angenommene Modification der Aemterbeſetzungsacte als ungenügend. 


„Beide Häufer verſtändigen ſich nad dem Antrage bes Conferen; 
ausſchuſſes über die Modification der Aemterbeſetzungsacte weſentlich 
doch nach der Faſſung des Senates. Grant unterzeichnet dieſelbe 
ſofort: 

„1) Jeder, der ein Civilamt inne hat, zu dem ex nad der Anſicht un) 
mit der Zuftimmung des Senateß ernannt worden ift oder ernammt werben 
wird, hat das Recht, dieſes Amt für die Zeit zu behalten, für welche er das 
ernannt worden ift, ausgenommen, daß er vorher mit Zuflimmung bes Er 
nateß davon abgerufen wird, oder daß er gleichfalls mit Zuſtimmung des 
Senates dur eine andere zu feiner Nachfolge beflimmie Perſönlichkeit darır 
erjegt wird. 2) Während der Senat nicht tagt, hat der Präfident das Rech 
auf feine Verantwortung jeden mit der Zuftimmung des Senats emannteı 
Givilbeamten zu fuspendiren, mit Uusnahme der Richter bei den Geridts- 
höfen der Vereinigten Staaten. Diefe Suspendirung hat bis zum Edlum 
der folgenden Seflion des Senates Giltigleit. Der Präfivent kann zugleid, 
mit dem Rechte des Widerrufs, Jedermann ernennen, der den Play des ini 
pendirten Beamten einnehmen fol. Derjelbe muß den erforderlidden Eid lei- 
fen und die vom Geſetze verlangten Bürgichaften geben. Während der Zeit, 
in weldder er die Stelle des fuspendirten Beamten innehat, bezieht er beiien 
ganzes Behalt. Der Präfident muß aber innerhalb der erſten 30 Tage nad 
dem Miederbeginn der Seflion des Senates Perſonen für die zur Seit der 
Eröffnung diefer Seffion vacanten Aemter ernennen, mögen diefelben won zeit- 
weiligen Inhabern bekleidet werden oder nicht, ohne die Aemter zu vergeſſen. 


deren Inhaber fuspendirt worden find. Wenn der Senat während dieſer Eci- | 


fion feine Zufiimmung zu einer neuen Ernennung verweigert, die zu dem 
Zwecke geſchehen tft, um den juspendirten Beamten zu erjegen, nur dann muß 
der Präfldent, und zwar im Laufe derfelben Seffion, ohne jeden Verzug, eme 
andere Perſonlichkeit für diefes Amt ernennen.” (Diefer lekte Paffus iR zur 
eine mildere Wendung dafür, daß der Präfident dann den juspendirten Beam- 
ten wieder einfegen muß.) 


41. April. Der Senat von Columbia bat den Vertrag bez. Durchſtechung 


8. 


ber Landenge von Panama feinerfeits verworfen. 
»  Bräfident Grant richtet eine fehr einbringliche Botſchaft am ben 


Congreß gegen bie Beibehaltung bes gegenwärtigen Zwiſchenzuſtandes 


in Birginien, Mifiiffippi und Texas und bringt auf Veſchleunigunz 
einer befinitiven Neconftruction auch dieſer ehemaligen Rebellen 
ftaaten. 


9.—10. „ Beide Häufer bes Eongreffes entſprechen bem Verlangen 


Orants bez. Virginien, Miffifjippi und Texas. 
In Folge der Botſchaft Grants bringt der Reconfiructionsausichuß des 
Repräfentantenhaufes Angeſichts der bevor den Bertagung des Gongrefiet 
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bis zum December auf Betreiben Butler ohne Bögern einen Antrag ein, der 
den Knoten zerhaut. Dem Präfidenten wird dadurch die Vollmacht erteilt, 
in Birginien, Miffiffippi und Texas Abſtimmungen über die Eonftitutlon, ganz 
oder tbeilweife, wie er es für gut befindet, vornehmen zu lafien und zugleich 
Wahlen für die gejeßgebenden Berfammlungen und Staatsämter zu veran« 
laſſen. Dieß alles geihieht unter militäriicher Aufficht, welche aber nur ein» 
zugreifen bat, wenn die Aufrechthaltung der Öffentlichen Ruhe die verlangt. 
Ohne vieles Debattiren wird das Geſetz im Haufe gegen nur fehr geringe 
DO ppofition angenommen und an den Senat gejandt, Diefer fügt die Be- 
fimmung hinzu, daß die Geſetzgebung der betreffenden Staaten, bevor ihre 
Wieder-Aulafjung Hattfinden Tönne, das 15. Amendement zur Gonftitution 
der Bereinigten Staaten ratificiren müßte. Hiemit ift das Repräfentantenhaus 
einverftanden und der Präfident unterzeichnet das Geſetz. 


13. April. Der Senat verwirft den mit England abgeichloffenen Alabama- 


vertrag mit 54 gegen bloß 1 Stimme, Rebe des Senator Sumner: 

Sumner leitet feine Rede mit der Bemerkung ein, daR die Verwerfung 
eines Stantsvertrages im Ganzen ein jelteneß Ereigniß fei, Doch liege in dem 
Inhalte der vorliegenden Convention die Rechtfertigung eines foldden Schritteß. 
Statt den Hauptgrund der Beichwerde aus dem Wege zu räumen, laffe der 
Bertrag denjelben ganz aus dem Spiele. Es ſei mit einem Worte darin 
von Bebauern oder Anerlennung, noch aud) von Entihädigung die Rede, und 
das ganze Document verratbhe die Eile ohne leihen, mit welder man die 
Sache vor dem Amtsantritt einer neuen Regierung zum Abſchluß zu bringen 
gejucht babe. Betrachte man den Inhalt, fo finde man, daß mit Uebergebung 
der Hauptfrage nur die Aniprlide von Individuen berüdfichtigt feien, wodurch 
früher oder jpäter die eigentliche Beſchwerde immer wieder zur Plage beider 
Länder zum Vorſchein kommen mühe. Rebner wendete fi) darauf vom Ber» 
tragsentwurfe dem zu, waß er als den eigentlichen Streit» und Angelpunkt bezeidhe 
nete, und entwidelt im Ganzen folgendes: Kurz nad Anfang der Rebellion 
erkannte die britijche Regierung den Rebellen die Rechte einer Triegführenden 
Bartei zu. Sie that das, obſchon damals die Rebellen weder Schiffe noch 
Priſengerichte hatten, und obgleich englijchen Autoritäten zufolge Triegfüührende 
Rechte nicht zuertheilt werben fünnen, wo nicht die vorerwähnten Bedingungen 
zur Rriegführung gegeben find. In diefer Broclamation lag der Anfang zur 
Schädigung det amerilaniihen Handels, und die einzige Rechtfertigung für 
diefen außergewöhnlicden Schritt beruhte in der Anwendung eineß unrichtigen 
Wortes. Bräfident Lincoln erklärte eine „Blofade* ftatt einer „Schliekung” 
der füdlichden Häfen, und England flügte darauf eine Reutralitätserklärung, 
die der einen Partei erfi die Macht und die Mittel zum Krieg, ja ihr, jo zu 
lagen, das Schwert in die Hand gab. Trog aller Anftrengungen des ameri- 
kaniſchen Geſandten und des Conſuls in Liverpool Tief durch die Schuld der 
brittiiden Regierung die Alabama von Liverpool aus. Das Rauben und 
Sengen des Piratenſchiffes verbreitete fi über den ganzen Dcean, und alles 
Unheil, das von ihm ausging, hatte England verſchuldet. Es blieb nicht bei 
dem einen Schiffe, andere folgten, Schiffe auf engliihen Werften gebaut, be= 
woffnet, außgerüftet und mit engliihen Matrofen bemannt, Nur die Com⸗ 
mandeure waren Rebellen, und einer von ihnen verdankte feine Rettung, als 
fein Fahrzeug am Sinten war, einer engliihen Yacht. Ein engliſches Baflagier- 
Ichiff jubelte der Alabama zu, als das Räuberihiff jeine Bahn kreuzte, und 
das Unterhaus rief dem Erbauer der Alabama Beifall zu, als er John Brights 
und feiner Vorliebe für die Union fpottete. England veröffentlichte in aller Eile 
feine Broclamation, ehe der amerikaniſche Gefandte eintraf, obſchon es Abſchaffung 
der Sklaverei auf feine Fahne geichrieben, und „aufltändiihe Sklavenhalter 
wurden unterflügt und begannen unter den: officiellen Shut und den Segens- 
wunſchen des der Sklaverei feindlichen England ihr verfluchtes Werl." Jetzt, 
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wo e8 zur Abrechnung kommt, weiß England nur von ben Berlußten von Brisel 
perfonen. Im übrigen wird nicht8 eingeräumt, fein Grundſatz für die Zukunft ic ⸗ 
gelegt, kein Wort über den Unmillen der Nation noch über eine Entſchädigung der: 
jelben verloren, Statiſtiken zufolge ftellen fidh die Berlufte, welche das am! 
Volk als Nation durch die englifche Broclamation erlitten, auf 111 Mil. Sc 
allein für den Handel. Allein es fteht daneben feſt, daB die Rebellen obne 
Hoffnung auf engliſche Unterftügung, ohne englifche Zufuhren lange vor tem 
wirklichen Ende des Kriegs niedergeworfen worden wären. Die Unterdrädun 
der Rebellion hat der Union 4 Milliarden Doll. getoftet, 2,500,000,000 T:z 
bleiben heute noch als NRationalichuld, und wenn England Schuld war, da} 
die Dauer des Kriegs fi über die Hälfte länger binauszog, fo würde es vcı 
jeden Gerichtshof die Hälfte der Koften aufgebürdet erhalten, wenn man nad 
Grundjägen der Billigfeit urtheilm wollte. Im meitern erllärt Summer: 
er würde nicht dieje Angelegenheit zum Gegenftand einer Rebe gemadht habaı, 
wenn er nicht durch den Vertrag dazu genöthigt worden wäre Er mirft ic- 
dann einen Rüdblid auf die früheren Verhandlungen und bemerkt: die Sade 
würde längft erledigt fein, wenn nicht die engliſche Regierung früher mätice 
Torderungen der Union zurüdgerviefen hätte, und dadurd das amerilamii* 
Bolt nachträglich fi von der Wichtigkeit der in Frage fiehenden Interefßcn 
überzeugt hätte. Schlieglich verweilt der Redner noch mit Nachdruck auf ter 
Gerechtigkeit der amerilanifhen Forderungen, äußert aber feinerfeit® die An- | 
fit, fowie den Wunſch, daß e8 nicht zum Krieg fommen werde. Über >: 
Wahrheit müſſe gejagt werden: England habe der Union ein fat unermeßliches 
Unheil zugefügt, und habe bis zur heutigen Stunde dag noeh mit einem 
Wort eingeftanden. Eine großmüthige Erklärung in diefer Hinfiht aber wurde 
den Anfang einer billigen und gerechten Zöjung und die befte Siderheit jerer 
Harmonie zwiſchen zwei großen verwandten Nationen bilden, weldhe ein jeber 
von Herzen berbeiwünjchen müſſe. | 
15. April. Der Senat genehmigt den Naturalifationsvertrag mit Englant 
und verwirft auch jeinerjeitö den Vertrag mit Columbia bez. Turd: 
ftehung ber Landenge von Panama. 


16. „ Der Congreß vertagt fi bis zum December. 


Anf. Mai. Präfident Grant veröffentlicht einen Bericht bes Staatefecretärs 
über bie Zerftörungen ber Riratenfchiffe während bes Bürgerkriegs 
und ben baraus erwachſenen Schaden. Derjelbe wird auf 13 Eis 
14 Mil. Dollars angefchlagen. 

10, „ Vollendung ber Pacific-Eifenbahn vom atlantiihen bis zum in- 
bilden Ocean, Das ganze Land nimmt an bem folgenreihen Er: 

eigniß Theil. 

16. „. Proclamation bes Präfidenten Grant, welche für ben noch nicht 
reconftruirten Etaat Pirginien Abftimmung über die neue Berfaj: 
fung und bie Wahlen auf den 6. Aug. anberaumt, unb frübzeitige 
Anordnungen über bie Bellimmungen in Bezug auf bie Etimm: 
rechtlofigleit ber ZTheilnehmer an ber Rebellion und auf ben abzu: 
legenben Eid der Treue anorbnet. 

419. „ Motley geht als Geſandter nad England ab. Seine Inſtruc⸗ 
tionen gehen bahin, die Alabamafrage vorerft ruhen zu laſſen. 


Mitte Juni. Die Regierung verhindert Erpebitionen zur Unterſtũtzung ber 
Snjurgenten auf Cuba. 
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6. Aug. Die neue Verfaffung von Virginien wirb in allgemeiner Ab- 
flimmung angenommen. 


— „ Dfficidfe Unterhanblungen mit Spanien bez. Abtretung Eubas 
führen zu feinem Rejultat. 


— Oct. Ein Berfuh der republikaniſchen Partei, den Staat Newport 
bei den Wahlen mit Hilfe der Deutſchen wieber zu gewinnen, miß⸗ 
lingt. Die Wahl des Gouverneurs und ber Legislatur fällt neuer: 
dings ganz bemofratiih aus. 


4. Tec. MWiederzufammentritt bes Congreſſes. Botſchaft Grants: 

Zunachſt beipricht der Präſident die innere Sage und jagt: Bei der Unter⸗ 
werfung der Rebellion fein 11 Staaten ohne gefegliche Regierung geweien, 
eine große Schuld ſei geſchaffen worden, nnd der nationale Handel jei faft 
von der See vertrieben geweien. Der Congreß babe Ioyale Regierungen ge- 
ſchaffen, die freie Arbeit beihügt und Mittel zur Bezahlung der Zinjen der 
Staatsſchuld angewiefen. Sieben Staaten mit republikaniſchen Inftitutionen 
feien wieder in die Union aufgenommen worden, nachdem fie alle Vorſchriften 
des Gongrefies erfüllt. In Georgien allein feien die farbigen Mitglieder von 
der Legislatur ausgeftoßen und durch andere Mitglieder erſetzt worden, denen 
die gejeglie Qualification mangle. Der Gongreß jolle daher mittelfi eines 
Befeges den Gouverneur von Georgien ermädhtigen, die ausgeftogenen Mit- 
glieder wieder in die Legislatur einzuführen und alle den Reconftructionseib 
ſchwören zu laffen. In der Erziehung der befreiten Neger werden große Fort⸗ 
jchritte gemacht; Aberall, wo fie einen billigen Kohn für ihre Arbeit erhalten, 
werben feine Klagen wegen Mangels an Betriebfamleit laut, Die für die 
Zinſen der Staatsſchuld und andere Staatsausgaben ausgejegten Mittel waren 
für den Bedarf mehr als hinreichend; nur die Abnahme des Handels iſt von 
dem Congreß noch nicht gebührend gewürdigt worden; darliber foll eine be- 
fondere Botichaft an den Eongreß gerichtet werden. In Virginien fei ein 
Gouverneur und eine Legißlatur wieder eingelekt worden, und dieſer Staat 
tönne nun wieder in bie Union aufgenommen werben. Ueber die Wahlen in 
Mififfippi und Texas jet noch nichts befannt; der Präfident Hofft, daB auch 
diefe Legislaturen jo handeln witrden, daß der Congreß ſeine Zuflimmung 
geben könne, Unter den Uebeln, welche noch von dem Kriege herſtammen, ift 
auch das Papiergeld. Die Regierung if verpflichtet, dem Bolle ein Tauſch⸗ 
mittel von feſtem unveränderligdem Werthe zu liefern. Dazu ift die Rückkehr 
zur Metallvaluta erforderlih. Damit follte jofort begonnen und fobald als 
möglich unter Verüdfihtigung der Interefien derer, welche Gelb ſchuldig find, 
diefe Operation zu Ende geführt werden. Eine unmittelbare Wiederaufnahme 
der Goldzahlung aber wäre, jelbf wenn ausführbar, nicht wünjchensmwerth, 
denn fie würde die Schuldner zwingen, außer dem ſchuldigen Betrag auf 
noch das Boldagio zu bezahlen, und Tauſende ruiniren. Die Schwankungen 
der Baluta find allen Interefim nadhtheilig und maden den Beihäftsmann 
unmwillfürlih zum Spieler. Der Präfident empfiehlt, Maßregeln zu ergreifen, 
welche die Rückkehr zur Golbvaluta fihern und den Schwankungen der Valuta 
ein Ziel fjegen; der einzig practifche Weg heine ihın darin zu liegen, daß 
das Schatzamt ermädtigt werde, daß Papiergeld bei Borzeigung zu einem 
feften Preis einzulöfen und das einmal eingeldste außer Circulation zu halten, 
bis e8 wieder gegen Gold verfauft werde. Die Hilfsmittel der Nation follten 
ihren Credit zu dem beiten in der Welt machen, denn jelhft bei geringern 
Steuern als die,. welche jeit ſechs Jahren beſtänden, Tönne die Schuld binnen 
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zehn Jahren abgetragen werben; allein es fei gar nicht münfchenswerih, de 
hohen Steuern beizubehalten, um die Schuld mit folder Eile zu tilgen DTie 
Zeit, in welcher die Regierung die fünf» und jechöprocentigen Bonds fünb’sm 
tönne, fei bereit8 gelommen, und die Periode rüde heran, in welcher bie gegen 
wärtig außdftehenden Bonds durch niedriger verzinste, die nicht mehr ai: 
44 Proc. trügen, erjeßt werden können. Um dies zu bewirlen, werde es er⸗ 
forberlih fein, zur Zinszahlung an mehreren europäiſchen Pläßen zu autor: 
firen. Auch mit dent Zolltarif und den inneren Steuern babe der Eonare 
fi zu beſchäftigen. Die Einnahmen überftiegen da3 Erfordernig und könnte: 
herabgelegt werden, da die Eonjolidirung der Staatsihuld auf einen niebrigeren 
Zins die jährlihen Ausgaben vermindere.e Man könne fofort die Stenern 
um 60 bis 80 Millionen Dollars und künftig noch weiter herabſetzen. Die 
Ueberſchüſſe hätten die dem Tilgungsfonds beftimmte Quote überftiegen, wmı 
wenn man fie in die Schagfammer einfperre, fo vermindere man die Gel. 
eireulation; man fei daher darüber einverftanden geweien, fie auf den Unlar 
von Bonds zu verwenden. Die in diefer Weile rüdgelauften 75 Willione 
follen dem Tilgungsfonds übergeben mwerden. Da die Bereimaten Siacdte 
die freiefte aller Nationen find, fo ſympathiſiren fie mit allen Böllern, di 
für die Freiheit kämpfen, drängen aber darum widerfirebenden Nationen ihre 
Anficht nit auf und enthalten fi) ohne fpecielle Aufforderung jeder Theil 
nahme an den Streitigfeiten. Bor nun einem Jahre bat eine werthvofe 
ſpaniſche Provinz, für welche wir ein hohes Intereſſe haben, einen Kampf tür 
ihre Unabhängigfeit begonnen. Das Volk und die Regierung der Bereimigtm 
Staaten fühlen ebenfo warm für das Bolt von Cuba, wie fie für die frühere 
ſpaniſchen Eolonien während der Kämpfe derſelben gefühlt haben, allein der 
Kampf auf Cuba bat bisher noch feine Ausdehnung erreicht, welche ihn zu 
einem Krieg in dem Sinn des Völkerrechtes geftaltet hätte, oder bei dem die 
Sinfurgenten zu einer de facto politifcden Organijation gelangt wären, bie 
eine Anerkennung derfelben als einer Triegführenden Macht gerechtfertigt hätte. 
Der Grundfag wird indeß aufrecht erhalten, daß die Nation der eigene Richter 
darüber ift, wann die Rechte Kriegführender zuerlannt werden follen, je es 
einem Volke, daS von einer Regierung fich befreien will, die ihm drüden) 
fcheint, jei e8 Nationen, die im Sriege gegeneinander fidh befinden. Die Ber 
einigten Staaten find nicht geneigt, fi) in die Beziehungen Spaniens zu jenen 
amerikaniſchen Eolonien einzumifchen; fie glauben vielmehr, daß die Zeit kom⸗ 
men wird, in welder Spanien und andere europäiſche Mächte es im eigen 
Intereſſe finden werben, diefen Verbindungen ein Ende zu maden und ihre 
gegenwärtigen Befigungen als unabhängige Staaten in die Bölkerfamilie ein⸗ 
treten zu laſſen. Schon jegt werben dieje Befigungen nicht mehr wie früher 


als Gegenftände betrachtet, die fih von einer europäifchen Macht an eime an - 


dere übertragen lafien; die Golonien werden vielmehr, wenn ihre gegenwärtigen 
Beziehungen aufgehoben werben, unabhängig und können fih ihre Tünftige 
Stellung zu anderen Staaten felber wählen. Um dem Blutvergießen auf 
Cuba Einhalt zu thun und aus nachbarlichen Intereſſen haben die Vereinigten 
Staaten ihre Vermittlung angetragen, die indeß zurüdgezogen wurde, als 
Spanien die für Cuba allein annehmbaren Srundlagen zurückwies. Doch 
jei zu hoffen, daß die guten Dienfte der Union fi) noch vortheilhaft erweiien 
würden für die Schlichtung des unglüdlichen Zwiſtes. Ungeſetzliche Erpeditionen 
nad) Cuba wurden angehalten und die Neutralitätsgejege, jo unangenehm dicke 
Aufgabe aud) war, punktlich vollzogen. In Waſhington werde im Kaufe des 
Winters eine Friedenscommilfion von Spanien, Peru und Chile zum Aus 
glei ihrer Streitigfeiten unter Vermittlung der Vereinigten Staaten tagen. 
Auf Reclamation des Gefandten von Peru feien die für Spanien. erbauten 
Kanonenboote angehalten worden, da aber Peru in der Sache nichts weiter 
gethan, fo habe der Präfident das Eigenthum einer befreundeten Ration nict 
weiter anhalten Lönnen und die Sache den Gerichten übergeben mäflen. Ti 
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zu Ende der letzten Adminiſtration mit Großbritannien unterzeichnete Con⸗ 
vention, betreffend die Ausgleichung aller gegenfeitigen Uniprücde, wurde vom 
Senat nicht ratificirt; Zeit und Umftände waren der Annahme derfelben durch 
da8 Volk der Vereinigten Staaten ungünftig, und der Inhalt der Convention 
war ganz ungenügend zur Abmachung des vielen Unrechts, weldes die Res 
gierung und die Bürger der Bereinigten Staaten erlitten. Der Schaden, 
der und dur die Haltung Großbritanniens während des Krieges entflanden, 
befteht in den Höheren Verfiherungsprämien, die wir zu bezahlen hatten, in 
der Verminderung unferer Ein- und Ausfuhr, in den Hinderniflen, melde 
unferer Induſtrie in den Weg gelegt wurden, in den auf unferen auswärtigen 
Handel geübten Wirkungen, in der Abnahme unferer Handelömarine, welde 
auf England überging, in der dadurch bewirkten Verlängerung des Krieges 
und den dadurch vermehrten Opfern an Menſchen und Geld, Solde Streit- 
fragen können nicht abgethan werden wie commercielle fragen, die zwiſchen 
Nationen auftauden. Kan Wort war in der Convention zu finden, daß auf 
die Unfreundlicgkeit Bezug nahm, welche Broßbritannien ung während unjeres 
Kampfes um die Exiſtenz gezeigt hatte. Cine folde Konvention fonnte nicht 
zu einem herzlichen und freundlichen Ausgleih führen, welchen wir mit Groß⸗ 
britannien herbeizuführen wünſchen, und der Senat handelte daher weije und 
im Intereſſe des Friedens, als er fie verwarf und damit einen vorläufigen 
Schritt that zur Herftelung herzlicher Freundſchaft zwiſchen beiden Staaten. 
Ein enpfindliches und feiner Macht fi bewußtes Volt erträgt lieber ein großes, 
ungebüßtes Unrecht, als ein Abkommen, das weder feinen Ideen von Gerechtig⸗ 
keit, noch der Größe feiner Beichwerden entipriht. Der Präfident hofft, daß 
bald die Zeit kommen werde, wo beide Regierungen an die Löjung dieſer 
hochwichtigen Frage berantreten können, mit voller Würdigung ber Ehre beider 
Nationen und mit den Entſchluß, nicht allein alle Beſchwerden aus der Ber- 
gangenheit hinwegzuräumen, jondern auch den Grund zu legen zu einem 
Vöolkerrecht, das künftigem Streit vorbeugt und dauernden Frieden und Freund⸗ 
Ihaft ſchafft. Dieß fei die einzige Streitfrage von Wichtigkeit, welche die 
Ber. Staaten 3. B. mit fremden Nationen hätten. Die franzöfiich-atlantijche 
Kabelcompagnie habe das Verſprechen gegeben, ſich den Geſetzen des Congreſſes 
zu flgen und ihren Einfluß aufzubieten, um von der franzöfifchen Regierung 
das Recht, amerilanifche Kabel in Frankreich landen zu dürfen, zu erlangen. 
Der Bräfident bedauert, daß bis jeht die Conceſſion der franzdliihen Com⸗ 
pagnie no nit modificirt worden und ihr excluſives Privilegium an den 
franzöfiiden Küften noch beftehe und empfiehlt daher dem Kongreß, die Rechte 
ameritanifcher Bürger und die Würde der Nation gegen ſolche Anmaßungen 
zu jchügen. Ver Präfident will überhaupt durch Berhandlungen die Ab- 
Ihaffung der Monopole telegraphifcher Kabel zu bewirken ſuchen. Der Prä- 
fident fommt nun auf die Naturalijationsfrage und bemerkt, daß Leute nad 
den Vereinigten Staaten kommen ohne andere Zwede, als fih naturali- 
firen zu laſſen, und dann nach Haufe zuriüdichren, wo fie den Wechſel ihrer 
Rationalität verſchweigen und erft, wenn Zerwürfnifie entftehen, damit her⸗ 
bortreten. Während nun der bona fide naturalifirte Bürger zu jedem Schuß 
berechtigt fei, müfle Borforge getroffen werden, zwiſchen ihm und Solchen, die 
fraudulöfe Aniprüche erheben, zu unterjcheiden. Zum Schute der Auswanderer 
eınpfiehlt der Präfident aud die Vereinbarung eines Vertrags unter jämmtlichen 
maritimen Mächten; zu dieſem Zweck würden Einladungen ergehen an die 
europäifchen Mächte, daß fie ihre Repräjentanten in Walhington zu Verhand⸗ 
lungen betreffs der Eonftruction und Berpropiantirung der Auswandererichiffe 
bevollmädhtigen. 


7. Dec. Congreß: Jahresbericht des Finanzminiſters. Derjelbe empfiehlt, 
bie 5—20er Bonds im Betrage von 1200 Millionen Dollars durch 
breit Serien (zu je 400 Mil.) neuer, fteuerfreier, in 15, 20 unb 
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25 Jahren rüdzahlbarer, hochſtens AU procentiger Vondée zu eriegen, 
beren Zinfen und Kapital je nad Wunſch ber Inhaber in Lonben, 
Paris, Frankfurt oder Hamburg in Metall zahlbar fein follen. 


13. Tec. Tas Repräfentantenhaus verwirft eine Erneuerung bes Rec: 


16. 


procitätöpertrages mit Canaba mit 128 gegen 42 Stimmen. 


„ Das Repräfentantenhaus ſpricht fi aufs energifchefte gegen bie 
Idee einer Repubiation der Staatéſchuld aus, 

Der Demokrat Munyon aus Ohio verlangt, daß die Bereistigten Etaeten 
ſich ihrer Schulden auf die einfachſte Weile entledigen follten, nämlich durqh 
Zahlungsverweigerung. Es erhebt ſich ein gewaltiger Aufruhr. Die Reys- 
blitaner haben nicht einmal nöthig, die Ehre des Staates zu reiten; die Te 
molraten felbft fommen ihnen zuvor. WBrools, Randall, Kerr, Woodward 
fallen über ihren Parteigenofien her und erflären, daB aud die Demokrauee 
den Staatsgläubigern gegenüber ehrlich verfahren wollten. Dos Haus nimmt 


darauf mit 123 gegen 1 den Antrag an zu beſchließen: „daß ein jeglider 


Vorschlag, irgendeinen Theil der Schulden der Vereinigten Etaaten nicht on 


zuerdennen, der Ehre und des guten Namens der Nation unwärdig if, m) 
Da das Haus, ohne Unterſchied der Partei, hiemit alle ſolche Borkchläge für 
verwerflich erklärt." Das eine Mitglien if Jones aus Kentucky. 


Veberfiht der Ereigniſſe des Jahres 1569. 


Wie in den beiden Vorjahren fo blich au im Jahre 1869 Deuie“ 


ber Friede in Mitteleuropa erhalten und er ſchien am Ende be: 
jelben auf weitere unbeftimmte Zeit gefichert zu jein, geficherter als 
bisher wenigftens in foferne, als man fih ber Hoffnung hingeben 
ju dürfen glaubte, daß fi Frankreich vielleicht allmälig doch in die 
burch das Jahr 1866 gefhaffenen neuen Zuftände in Deutſchland 
finden und ſchließlich darauf verzichten würde, ber allerdings unab: 
wendbaren Vollendung ber deutſchen Dinge unter Preußens Führung 
gewaltjam entgegentreten zu wollen. Preußen that aber auch feiner: 
ſeits Alles, um ben Franzoſen bieß zu erleihtern. Ohne im min: 
deften auf bie Idee, den norbbeutihen Bund bereinft zu cinem all: 
gemein beutihen zu erweitern und ohne freilih auf ber andern 
Seite bie immer feltere Slieberung und Ausbildung bes norbbeut: 
hen Heerweſens aud nur einen Augenblid zu vernadläffigen, um 
für alle Fälle gerüftet und jedem Feinde, er mochte jein wer cr 
wollte, gewachſen zu jein, ſuchte es doch jelbft den Schein zu ver: 
meiden, als ob es barauf ausginge, ben freien Entihlüffen ber jüb: 
deutſchen Staaten Gewalt anzuthun und bdiefelben irgendwie zum 
Gintritte in ben norddeutſchen Bund zu zwingen. So gencigt und 
bereit Baben auch anerkannter und unbeftrittener Maßen zu biefem 
Schritte feinerjeits war, Preußen bot bie Hand dazu nicht und zwar 
unzmeifelhaft bloß darum nicht, weil es ben Franzoſen dieſen Grund 
oder Vorwand, fih in bie Entwidelung der deutſchen Tinge zu 
mijchen, ben Frieden zu brechen und zum Kriege zu greifen, nicht 
in bie Hand geben wollte; ebenfo ruhig ſah es ben leidenſchaft⸗ 
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Deutia- lien Ngitationen ber württembergifhen Demofraten und ber baye 


land. 


riſchen Ultramontanen gegen bie ſog. Verpreußung zu, überzeugt, 
daß dieſelben auf die Dauer doch nicht im Stande wären, bem 
Drange ber Nation und ber Macht ber eingetretenen Entwideluns 
zu widerſtehen. Nicht wenig aber mwurbe bie Erhaltung bes Arie 
bens Preußen baburd erleichtert, ba Frankreich währenb des Jah 


res 1869 eine innere Krifis durchmachte, welche die Nation von ben 


auswärtigen "Angelegenheiten wenigſtens momentan weſentlich abzog, 


während Defterreih, auf deſſen Beiſtand bie franzöfiihe Regierun 
zählte und zählen mußte, wenn fie baran benten wollte, Preußen 


von ber erflommenen Höhe mit überlegenen Kräften unb barum mit 


einer gewiflen Sicherheit wieder Herunterzuftürzen, einer neuen m 


neren Kriſis entgegen ging, bie bas alte Reih ber Ruhe, ber «# 
ohnehin beburfte, noch bebürftiger und für eine agreflive unb jeber- 
falls fehr gewagte Politit wenig geeignet macht, fo geneigt auch eim 
immer noch einflußreihe Partei fein mochte, Preußen zu bemüthigen 
und bie alte Stellnng in Europa wo möglid) wieder zu erringen. 
Inzwiſchen hatte Preußen bie Gelegenheit zum Kriege, bie fi ihm 
in der Luremburger Frage unter nicht unglinftigen Umftänben bar: 
geboten, felbft mit einem Opfer, befjen Bebeutung es gar wohl 
erfannte, vorüber geben laſſen und vermieb es auch feither, irgend: 


wie Anlaß zum SKriege zu geben, nicht bloß aus Friebensliche, fon 


bern wohl eben fo fehr, um bie Dinge in Norbbeutihland ſich mehr 
unb mehr feßen und confolibiren zu laſſen, bevor es auf der beire 
tenen Bahn einen entſcheidenden Schritt weiter gebe, zu bem bie 
Umftände doch nad allen Seiten günjtig fein mußten, wenn es bad 


bereit8 Gewonnene nicht felber wieder in Frage ſtellen ober bed 


wejentlich gefährden wollte. | 

Daß aber das von Preußen für fih unb für bas gejammmte 
Deutſchland vorerſt Erreichte nicht nur etwas Großes, daß es aud 
vollfommen Tebensfähig uud ber Kruftallifationspunft ift, am ben 
fih alles Weitere bis zur ſchließlichen Erftellung des ganz Deutfd- 
Yand umfaffenden nationalen Bunbesftaates anſchließen muß und 
anfchließen wird, wenn man nicht entweber wieber in bie alte 
Schwäche und Unfreiheit, wovon feine Rebe fein kann, zurüdfinten 
ober aber fid, wie bie württembergifhen Demokraten Utopien hin: 
geben will, bie wenigftens zur Zeit noch fehr weit bavon entfernt 
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find, fi irgendwie realifiren zu laſſen, davon mußten fi) auch bie Drurs- 
verbifienften Feinde Preußens im Laufe bes Jahres mehr und mehr Int. 
überzeugen, fo ſchwer es ihnen auch noch fällt, es einzugeftehen und 
danach zu banbeln, was fie doch jehr wohl könnten, chne barum 
auf ihre politiihen Brincipien zu verzichten, was Niemand von ihnen 
verlangt. Der norbbeutfhe Bund conjolidirt fi entſchieden und 
äußert mehr und mehr feine heilfamen Rüdwirkungen auf Preußen 
nit minder als auf Sachſen und bie übrigen SKleinftaaten, aus 
benen er zufammengejegt iſt. Unläugbar ijt bie Entwidelung und 
Ausbildung bes neuen Bundesſtaats nach ber rein politiiden Seite 
bin eine nur fehr langfame und mühjelige unb die Ungebulb, bie 
barüber vielfach und laut zu Tage tritt, ift eine vollkommen begreif- 
lihde. Wenn man aber erwägt, welde Schwierigkeiten bie Bunbes- 
regierung und ber Bundeskanzler als bie Seele berjelben zu über: 
winden haben, wie tief fi) ber enge und vielfach kleinliche Parti- 
cularismus feit Jahrhunderten in Nord: und Süddeutſchland ein: 
gewurzelt bat und feine Stärke unleugbar nit bloß in den Regie: 
rungen, benen fortwährend neue Opfer unb immer wieder neue 
Opfer zugemuthet werben, fonbern auch in einem durchaus nicht 
gering zu ſchätzenden Theile ber Bevölkerungen findet, fo wird man 
ſich über jene Langſamkeit faum wundern dürfen unb dem Yunbes: 
Tanzler Keinen Borwurf maden, wenn er äußerſt vorſichtig nichts 
überftürzen will und mandes ald reife Frucht von der Zeit unb 
ihrer ſtillen aber raftlojen Arbeit erwartet, mas bie Ungeduld fofert 
erziwingen möchte und als reif anfieht, es aber entſchieden noch 
it. Die Bundesverfaſſung ift unzweifelhaft nur ein Proviſo⸗ 
rium, eingeftanbener Maßen voller Lüden und Mängel, der Doctrin 
über bie befte ber Berfafjungen nur fehr wenig entipredgend. Aber 
fie entſpricht wenigftens leiblidy den thatſächlichen Zuſtänden, zumal 
ber Thatfache, daß ber norbbeutihe Vund felber nur einen Leber: 
gang darſtellt und barftellen ſoll, wenn es auch mementan allerbinge 
ben Anſchein hat, als ob biefer Uebergangszuftand ziemlich Tange 
dauern ſollte. So lange wirb man fidy allerdings mit bem Weni: 
gen und Unvolllommenen begnügen unb mit dem YBunbesfanzler zu: 
frieven fein müflen, unb bamit, baß vorerft nur kleine und lang: 
jame Yortfchritte überhaupt möglich find, wofern nur Feincrlei Rüd: 
fhritte, in welcher Beziehung immer, gemacht werben. Und bas 
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Nerv. wenigſtens ift in ber That nicht ber Fall. In allen übrigen wit 
Bun. rein politiiden Beziehungen macht bagegen ber norbbeutige Bun 
augenſcheinlich mädtige und fichere Fortſchritte und wählt fo u | 
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fagen fichtlih zu einem lebensvollen Ganzen zufammen. Unter ber 
fiheren Leitung des Bundeskanzlers ift bie preußiſche Diplomatie 
mit den größeren Zielen offenbar gewachſen unb vertritt nad alle 


Seiten thatſächlich mit bem norbbeutiben Bunde ganz Dentichlant, 


indem bie Diplomatie der Einzelſtaaten, obwohl fie theilweiſe ncd 


bejtcht, mehr und mehr in völlige Bebeutungslofigkeit herabfintt. 


wovon fi bie Negierungen allgemad doch felbft zu überzeugen 
iheinen, wenn es fie auch große Ueberwindung foften mag, bie theure 





Epielerei ganz aufzugeben. Bis zun Sabre 1866 waren ferne | 


bie Streitfräfte ber Kleinftaaten ohne allen, tiejenigen mehr a‘s 
cines Mittelftants wenigftens nur von einem ziemlidy zweifelhaften 
Werthe. Das ift jebt in ber fo kurzen Spanne Zeit bereits gan: 
anders geworben. Eingefügt in ben großen Rahmen bes preußiicen 
Militärſyſtems und einem und bemfelben Befehle unterftellt, bilden 
fie ſchon jeßt einen nicht ganz unerheblichen Theil ber norbbeutichen 
Bundesarmee und wenn Preußen ſchon im Jahre 1866 mit feinen 
bamals noch verhältnigmäßig befchräntten Kräften eine gewaltige 
überrafchende Macht entwidelte, jo ſteht Norddeutſchland heute jeden: 
falls noch ganz anders da, und war Preußen bamals Defterreid, 
jo ift e8 mit bem norbbeutfchen Bunde heute audy Frankreich, jelbit 
ohne Sübbeutfhland in Rechnung zu ziehen, höchſt wahrſcheinlich 
volllommen gewachſen, wenn es aud nicht für nöthig erachtet, bic 
jeden Augenblid officiell zn erklären, wie bieß in Frankreich Preußen 
gegenüber ber Fall if. Aber bie gewaltigften unb zugleidy heil⸗ 
famften Fortſchritte Hat der norbbeutiche Bund auf dem wirtbichaft: 
lihen Gebiete gemacht, obwohl aud noch auf biefem manches zu 
tbun übrig bleibt, wie namentli der Uebergang von dem Syſtem 
ber Matricularbeiträge zu bemjenigen birecter Bunbesumlagen, ein 
übrigens bereits mehrfach ſowohl im preußiſchen Landtage als im 
Reichsſstage angeregter Schritt, ber erft ben Bunb vollkommen auf 
feine eigenen Füße zu ftellen geeignet fein wird. Au fo läßt 
fih nit leugnen, daß manches geſchehen und noch mehreres ver: 
bereitet ift, was bie befriebigendften Ausfichten eröffnet und einen Rüd: 
fall in den alten Egoismus ber Theile gegenüber ben beredjtigten 
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nforberungen des Ganzen als rein unmöglich eriheinen läßt, Rertr. 


nb alle Hofinungen auf einem befriebigenden Fortgang unb end: 
her Abſchluß des begonnenen großen nationalen Werkes nährt 
nd ftärft. 

Große natienale Errungenihaften haben noch überall und 
:berzeit durch große, auch materielle Opfer erkauft werben müflen. 
luch im norbbeutihen Bunde bewährte ſich dieſe Thatſache. Zus 
‚ächit fühlten es allerdings und in fehr empfindlicher Weiſe bie 
emjelben angebörigen SKleinftaaten, denen baraus ber heilſame 
Zwang erwuchs, ihren bisherigen Berwaltungsapparat, ber zu ihrer 
Tleinheit in einem vielfach, geradezu umgekehrten Berhältuiffe fand, 
u befchneiden und zu vereinfachen. Uber auch für Preußen ftellte 
ich, mie ber Yinanzminifter behauptete, feit 1566 ein jührliches 
Deficit in jeinem Staatshaushalte heraus. Verglichen mit ber 
Finanzlage aller übrigen europäifhen Großmächte, England allein 
ausgenommen, war baflelbe freilich höchſt unbedeutend und kaum 
ber Rebe werth. Allein bei ber überaus foliven Finanzwirthſchaft 
Preußens erregte es doch Bebenten und mußte auf irgend eine 
Weiſe befeitigt werben. ‘Der Landtag wäre bazu auch obne Zweifel 
vollfommen bereit geweſen, aber freilih nur unter Bebingungen, 
bie ber Regierung nicht genehm gewejen wären. Die lebtere machte 
daher fhon bei Beyinn ber Seſſion von 1868 auf 1869 ben 
Borjchlag, das Deficit von circa 5 Mil. Thlrn. biegmal aus den 
Baarbeftänden ber Staatskaſſe zu decken und das Abgeorbnetenhaus 
batte fi damit einverftanden erklärt, fo daß eine grunbjäglide Er: 
lebigung ber Trage vorerft noch verjchoben blieb. Der Etat für 
1869 Hatte indeß auch dießmal wieder nicht rechtzeitig d. h. vor 
Ende 1868 vereinbart werben können und bie vollitändige Durch⸗ 
berathung besjelben war daher die nächfte Aufgabe, der fi bas in 
ben eriten Tagen bes Jahres 1869 wieder zufammentretende Ab: 
georbnetenbaus unterzog. Im Uebrigen bot der Etat eine allzu 
großen Schwierigleiten bar und obgleih bie Regierung nicht alle 
ihre Forderungen durchſetzte, hatte fie doch im Ganzen Urfache, zu: 
frieben zu fein. Daneben beihäftigte das Haus eine Reihe tiefgreifenber 
politiiher Fragen. Belanntli war baflelbe im Jahre vorher nicht ohne 
Schwierigkeit von ber Regierung dazu vermocht worben, den bepoflebir- 
ten Fürften von Hannover, Kurheſſen und Naffau überaus reichliche 


und. 
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Rerrd. Dotationen zuzugeftehen, ohne baß biefelben barım auf ihre Redus: 


Bund. 


anſprüche formell verzichteten, aber in ber Vorausjekung, daß birk 
wenigftens thatfächlih der Fall fei. Diefe Vorausſetzung hatte ji 
inbeß nicht beftätigt und bie preußifche Regierung genöthigt, bie chen 
bewilligten Summen bezüglich bes geweienen Könige von Hannever 
und des geweſenen Kurfürften von Heflen ſchon wenige Tage nad- 
ber mit Beſchlag zu belegen. Die Regierung legte nun bie Maß— 
regel dem Landtage zur Genehmigung vor und das Abgeorbneten: 
haus genehmigte bielelbe au am 29. und 30. Januar nad ein 
läglicher Tebhafter Debatte mit großen Mehrheiten, doch nicht chne 
ben Zufab, daß eine Wieberaufhebung ber Beihlagnahme nur durch 
ein Geſetz, d. h. nit ohne Zuftimmung des Haufes erfolgen Tönne, 
womit ſich die Regierung einverjtanden erflärte. Gefährlich ift bie 
Agitation ber beiben vertriebenen Yürften von Hannover und Kur: 
heſſen zumal bei der PVerfönlichleit derfelben für Preußen allerbin:s 
in keiner Meije, wenn auch gerabe das Jahr 1869 eine Reihe ven 
Thatfachen zu Tage förberte, die feinen Zweifel barüber laffen, daß 
zumal im ehemaligen Königreich Hannover ein fehr anlehnlicder 
Bruchtheil der Bevölkerung fi vorerft nicht daran gewöhnen will, 
Preußen anzugehören und auf bie ehemalige Selbſtherrlichkeit zu 
verzihten. So gab bie Freilprehung bes Göttinger Profeſſors 
Ewald, eines verbiffenen Preußenfeindes, in einem von der Wegic: 
rung gegen ihn angeftrengten Preßprozefle der Bevölkerung ber ehe: 
maligen Nefidenzftabt Hannover Gelegenheit, ihn fofort in ben nert: 
beutichen Reichstag zu wählen, und fielen fpäter bie Wahlen in ken 
Gemeinderath eben bafelbft ganz antipreußifh aus, jo daß derſelbe 
nunmehr überwiegend welfiſch zufammengefebt ift, während auch ker 
bannover’ihe Adel in feiner Mehrheit bei feiner antipreußifchen Ge: 
finnung bebarrt, obgleich bie Regierung ihn nicht bloß ſchont, fon: 
bern fortgejebt in jeber Weife zu gewinnen ſucht. Noch entidie: 
bener aber trat im Herbſte bes Jahres die Oppofition ber lutheri⸗ 
fhen Kirche Hannovers gegen Preußen und deſſen angebliche Unione 
tenbenzen hervor unb zwar in einer wenigftens für biejenigen, bie 
biefer Kirhe nit angehören, gerabezu wiberlid) engherzigen und 
beichräntten Weile. AU das ift allerbing® geeignet, ber preußiſchen 
Regierung Schwierigkeiten zu bereiten, nicht aber irgenbiwie wirkliche 
Gefahren. Ohne bis zur Vernichtung niebergeivorfen zu fein, wo⸗ 
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m doch wahrlid ganz und gar Feine Ausficht ift, wirb Preußensrensen. 
iimmermehr barein willigen, jeine öſtlichen und weftliden Provinzen 
vieder auseinander reißen zu laflen und felbft wenn dieß denkbar 
vare, jo hat es doch etwas gerabezu Wiberfinniges, Fürſten wie ben 
Fr:König Georg von Hannover ober gar ben Er:Slurfürften von 
Helfen wicder reftituiren zu wollen. Die Oppofition in Hannover 
it denn aud in ber That troß aller anfcheinend welfiihen Färbung 
veniger eine ſolche, al8 eine particulariftifch antipreußiiche unb wird 
uch ben Yortgang ber Entwidelung ſelbſt überwuuben werben. 
Zogar bie von König Georg in Frankreich unterhaltene ſog. Welfen: 
egion war faum jemals geeignet, Preußen wirkliche Veſorgniſſe ein: 
uflößen, obgleid fie neben anderen Umtrieben mit als Hauptgrund 
ür die Beſchlagnahme-Maßregel dienen mußte; fie jtellte vielmehr 
loß den durchaus antisnationalen Einn des Erlkönige ins bellite 
üht und daß er bereit wäre, auch zu ben verwerfliäiten Mitteln 
u greifen, woferne fie nur geeignet wären, ihn auf ben verlorenen 
Thron zurüdzuführen. Das Abgeordnetenhaus aber war froh, bie 
wr ungerne bewilligte, in ber That übertriebene Dotation ber beis 
ven Fürſten zurüdzunehmen unb beibe bürfen überzeugt fein, daß 
‚afjelbe in eine Aufhebung ber Beichlagnahme niemals einmwilligen 
wirb, wenn biefelben fi nicht entf&hließen, auf ihre Anfprüche ohne 
len Borbehalt und für immer zu verzichten. Im Gegenfab gegen 
jieje beiden Fürften ift bagegen anzuertennen, daß ber Herzog von 
Raflau unb der Übrigens von Preußen unbilliger Weiſe nicht ent: 
Häbigte Herzog Friedrih von Schleswig-holitein ihr Schidjal mit 
Würde trugen. Unmittelbar an bieje Angelegenheit ſchloß ſich bie 
Frledigung bes immer noch unausgetragenen Streite® über die Aus: 
cheidung zwiſchen Stadt: und Staatsgut ber ehemaligen freien Etabt 
Sranffurt und die daran fi knüpfende Entſchädigungsfrage. Bon 
ver Generofität, welche bie preußiſche Negierung gegenüber den 
yepoffebirten Fürften an ben Tag gelegt hatte, war gegenüber ber 
vepofjebirten Stabt in ber That feither nichts zu bemerken gewejen. 
Ihre theilweiſe nicht unbilligen Forderungen batten über alles Maß 
auf ein Minimum rebuzirt werden follen. Die Stadt war barauf 
nicht eingegangen und ein freiwilliges Abkommen mit berfelben darum 
bisher nicht zu Stande gekommen. Schließlich ſuchte bie Regierung 
dadurch auf die Stabt einen Drud auszuüben, baß fie dem Lanbs 
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Greupen. tage eine Vorlage bebufs gefelicher Regelung ber Angelegembeit 


zugeben ließ. Daran Tnüpften fi neue Unterbanblungen. Hatte 
die Regierung bisher bie Etadbt nur mit etwas mehr ale einer 
Million Gulden abfinden wollen, fo erfflärte fie ſich jet, um auf 
ihrerſeits entgegen zu fommen, zu einer wejentlihen Erhöhung ker 
Summe bereit und ging fchließlih bis auf zwei Millionen. Aber 
die Stabt forderte deren brei und bie antipreußifhe Partei im ker: 
felben faub auch das noch viel zu wenig. Die Regierung erklärte 
jedoch entſchieden, über zwei Millionen nicht hinausgehen zu welen 
und bie Frage fand fhlichlihd nur baburd ihre Erlebigung kurt 
freies Einverſtändniß, baß ber König bie britte Million großmütti: 
aus jeinem Privatvermögen beifügte. Die ganze Haltung ber pre: 
Bilhen Regierung gegen Frankfurt feit ben Sontributionen von 18t-' 
gereicht berjelben keineswegs zu befonderer Ehre unb ber Fınan:. 
minifter v. d. Heydt hatte bie Zactlofigkeit, dem eheinaligen Rere: 
blitanern tie Bezeihnung jener dritten Million als eines „Onater 
geichentes“ bes Königs an ben Kopf zu werfen, wogegen dieſelben 
ausbrüdlid proteftirten.. Ein Borfall, ber bald barauf eintra. 
zeigte freilich aud bie Oppoſition ber Frankfurter gegen die Cia— 
verleibung in einem nichts weniger als ehrenvollen Fichte. Cine 
nicht unbeträhtlihe Zahl von Frankfurter Familien hatte für ikre 
Eöhne gegen ein BDilliges Bürgerrechte in ber Schweiz erworben 
und barauf bin von ber preußischen Regierung bie Entlafjung ker: 
felben aus bem preußiichen Staatsverbande verlangt und erhalten, 
gleih wie für Auswanderung, obgleich fie biejelben ruhig in Trank: 
jurt und in ihren Geſchäften ließen, lediglih um fie auf ic: 
Weiſe der Wehrpflicht in Preußen zu entziehen. Cobalb fi rır 
bie Negierung davon überzeugte, verlangte fie auch bie wirflid« 
Auswanderung unb brobte im entgegengejegten {alle mit ber Aue 
weilung ber Betreffenden. Unglüdliher Weiſe für biefe lehnte c# 
ber ſchweizeriſche Bundesrath ab, ſich ihrer, wenige Fälle ausgener:: 
men, anzunehmen, ta fi bie öffentlihe Meinung in ber Edrre; 
felber gegen ben in der ganzen Augelegenheit zu Tage getreten: 
Bürgerrechtsſchacher aufs entſchiedenſte ausgeſprochen hatte Tie 
meiften Entlaſſungen wurden rüdgängig gemacht und bie noch niit. 
erledigten Geſuche zurückgezogen. Auch Frankfurt wird fh nd 
und nad in fein Schickſal zu fügen lernen. Eine Debatte anderet 
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ind viel bebeutfamerer Art als die Beihlagnahme bes Vermögens Yreusen. 
ver Depoſſedirten ober bie Abfindung Frankfurts rief im preußiichen 
Abgeordnetenhauſe bie Vorlage der Regierung betreffend eine ander: 
veitige Feſtſtellung der Wahlbezirfe für bie älteren preußiiden Pro: 
yinzen hervor. Nach berjelben follte für jeben Wahlbezirk künftig 
ur Gin Abgeorbneter gewählt werben und bie Wahlbezirke größten: 
heils mit den Lanbrathebezirken zufammenfallen. Es lag auf ber 
Dand, daß die Wahlen dadurch noch mehr al& bisher dem Einfluffe 
ver Regierung anbeim gegeben worden wären. Alle Sractionen bes 
(bgeorbnetenhaujes, auch bie fogenannte freisconjervative, nur bie 
‘ein conjervative ober feubale allein ausgenommen, waren benn auch 
ofort darüber einig, daß bie Vorlage abzulehnen ſei. Dagegen 
nüpiten bie verſchiebenen Yractionen an ben Berwerfungsantrag ver: 
chiebene Wunſche, die für bie Bewegung ber Geifter innerhalb bes 
rorddeutſchen Bundes jehr bezeichnend find. Die reiconjervativen 
vollten „ber Regierung zur Erwägung geben, ob es fi nidt im 
olitifchen Intereſſe empfehlen bürfte, die Zufammenfetung bes preu⸗ 
ziſchen Abgeordnetenhauſes in Bezug auf bie Abgrenzung ber Wahl: 
yezirke, ben Wahlmodus (allgemeines Stimmredt) und bie Zahl ver 
Nbgeorbneten mit ber bes Reichstags in Einklang zu bringen und 
amit eine nähere organiſche Verbindung ber beiden Körperichaften 
venigftens anzubahnen”. Die Yortichrittspartei begnügte ſich mit 
em Wunſch auf Einführung des allgemeinen, gleichen, birecten und 
ſeheimen Stimmredts wie für den Reichstag, fo auch für das 
reußijhe Abgeorbnetenhaus, wollte dagegen die Regierung fofort 
amit beauftragt wiſſen, [don in ber nächſten Seſſion einen Geſetz⸗ 
ntwurf in biefem Sinne einzubringen. Am weiteften ging bie 
ational-liberale Partei, die geradezu darauf brang, „die Zuſammen⸗ 
etzung bes preußiſchen Landtags mit ber des Reichstags in Einklang 
u bringen”, d. 5. nicht bloß das allgemeine Wahlrecht auch für den 
'anbtag einzuführen, ſondern aud das preußiiche Abgeorbnetenhaus 
Ufällig bloß aus bem preußifchen Mitgliedern bes Reichstags beites 
en zu laſſen und bas Herrenhaus gänzlih abzufchaffen, ba der 
deichstag befanntlih ein ſolches nicht Tennt. In der Debatte ſprach 
ich der Bunbesfanzler gegen biefe Wünſche aus, indem er auf bie 
Schwierigkeiten ihrer Realiſirung hinwies und als ber © 1 ber 
jorlage abgelehnt wurbe, zog bie Regierung biefelbe alsbald zurüd, 
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Greupen. Die vom Grafen Bismard erhobenen Schwierigkeiten laſſen ſich 
allerbings nicht verfennen, aber ebenfo wenig läßt fi läugnen, tes 
bie Maſchinerie bes preuß. Landtags, bed Neichstags unb bes Zcl- 
parlaments eine überaus fehwerfällige ift und daß früher ober Ip: 
ter eine Vereinfachung nothwendig geiucdt werben muß unb me! 
auch gefunden werben wirb. Bon den übrigen Berhantlungen und 
Beichlüffen des WUbgeorbnetenhaujes währenb bed ins Jahr 186: 
fallenden Reftes der Seſſion verdient erwähnt zu werben, baf bie 
vom Eultusminijter v. Mühler vorgeihlagene Aufhebung derjenigen 
Verfafiungsbeitimmung, welche bie linentgelilihleit bes Bolksunte:: 
rihts ausſpricht, am 10, Februar mit großer Mehrheit abgelehn: 
wurde. Derjelbe Minifter unterlag auch (18. Februar) in ter | 
Trage ber Wittwen⸗ und Waiſenkaſſen für Elementarihullehrer, ix: 
dem eine ftarke Mehrheit troß feines heftigen Widerſtrebens befäler. 
daß bie Penfionen der Schullehrer, jo weit fie burch bie Beiträze 
ber Lehrer felbit und der Gemeinden nicht gebedit werben könnten 
bi8 auf die Minimalhöhe von 50 Thlrn. auf bie Staatskaſſe zu 
übernehmen fein. Das preußiiche Abgeorbnetenhaus ift verfaflunze: 
mäßig außer Stande, ben Miniſter Mühler, der ein auf bie Tauer 
abfolut unhaltbares politiſch⸗kirchliches Syſtem mit Gewalt aufrecht 
erhalten will, zu bejeitigen ober feine Entlaffung zu erzwingen, aber 
indem es alle feine Anträge ablehnt, gibt e8 ihm das, was allein 
in feiner Hand Tiegt, ein fortgefehtes Miktrauensootum, dem er mit 
ber Zeit doch erliegen muß. Nicht viel beſſer erging es jeinem Col: 
legen, dem Minifter des Innern, Graf Eulenburg. Derfelbe bradte 
endlid (Ende Januar) den fo lange geforderten unb jo oft veripre: 
henen Entwurf einer neuen Kreisorbnung zunächſt für die öftlichen 
Provinzen ber Monardie fertig und legte ihn vorerft einer Anzadl 
von Vertrauensmännern aus beiben Käufern des Landtags vor. Er 
fand aber fo entidhiebenen Widerſpruch, baß bie Berbanblungen bar: 
über ſchon zu Anfang März ohne Rejultat abgebrochen wurben unt 
der Miniſter ſich entichliegen mußte, benjelben für bie nächſte Tei: 
fion völlig umzuarbeiten, wofern er Ausſicht haben wollte, fein Ela⸗ 
borat von einer Mehrheit des Abgeordnetenhauſes auch nur alt 
brauchbare DVerbandlungsgrundlage angenommen zu fehen. Ar 
6. März wurbe bie Seffion bes Landtags geſchloſſen, über veren 
Nejultate fi der Minifterpräfident in feiner Schlußrede Ramens 
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"pe Könige fehr befriebigt äußerte, indem er ber Ueberzeugung Aus⸗ Yenten. 

druck gab, daß „bie Bermittlung wiberfprecdhenber gleichberedhtigter 

- Ueberzeugungen und bamit bie Ueberwindbung einer vom parlamens 

tariſchen Leben unzertrennlichen Schwierigfeit in ber gegenwärtigen 

Seſſion in einem Maße gelungen fei, das einen entſchiedenen Fort⸗ 
ſchritt unferer verfaffungsmäßigen Entwidlung bekunde“. 


An den Schluß des preußiſchen Landtags ſchloß fich unmittel⸗ 


: bar bie Eröffnung bes norddentſchen Reichstags an. Die Thron⸗ꝰ 


rede des Könige von Preußen warf einen Blick auf bie vielen uub 


: wichtigen Arbeiten, bie beflelben barrten. Als die bebeutfamiten 


vr. 


mögen bie Berathung des Gewerbegeſetzes, bie Vorlage eines Geſetzes 
über ben Unterfiügungswohnfik und bie, nicht von Preußen, fonbern 


» von Sachſen angeregte Erridtung eines oberften Gerichtshofs in 
- Hoanbelsfahhen hervorgehoben werben; daran ſchienen fi, wie übris 
. gend in der Thronrede nur im allgemeinen angebeutet warb, eine ober 


un 


mehrere Steuervorlagen anſchließen zu follen. Indem der Reichstag 


; derartige Vorlagen gewärtigte, nahm er vor Allem aus bie in ber 
: vorigen Seflion unerlebigt gebliebene Gewerbeordnung in Angriff 


und wibmete ihrer grünblicden Berathung eine Reihe von Sitzungen. 
Am 31. Mai wurbe fie in britter Leſung enbgiltig angenommen, 
nachdem bie urfprünglice Vorlage der Megierung vielfach In ents 


ſchieden liberalem Sinne mobifizirt worben war. So wie fie aus 
dem NReichetage hervorging, machte fie nicht nur einer Mafle eng: 
berziger Beichränfungen und veralteter Vorurtbeile in einer Weihe 
von Kleinftanten mit einem Schlage ein Enbe, fonbern bezeichnete 
fie auch für Preußen, obgleich biefes in biefer Frage von je her 
freieren Anſchauungen gefolgt war, vielfah einen weſentlichen und 
beilfamen Fortſchritt. Selbft bie ſtreng⸗conſervative Fraction konnte 
ſich dem Drange der Zeit nicht entziehen. Bel ber Schlußabſtim⸗ 
mung flimmten außer ben paar Socialdemokraten nur nod zwei 
Teubale gegen das Geſetz. Ein anderer nicht unweſentlicher Fort: 
fchritt war das am 1. Mat angenommene Geſetz betreffend Gewaͤh⸗ 
rung ber Rechtshülfe, welches alle Gerichte innerhalb bes Bunbes 
zu gegenfeitiger Rechtshülfe verpflichtet und zwar ohne Prüfung ber 
Competenz und ohne Rüdfiht darauf, ob das erjuchenbe ober er⸗ 
ſuchte Gericht demfelben oder einem anderen Bunbesftaate angehöre. 
Dagegen kam es bezuglich des von ber Thronrede angekündigten 
82 





498 Heberiht der Ereigniſſe des Bahrıs 1869. 


Kern. Geſetzentwurfs über ben fogenannten Unterfiütungswohnfik währen: 

Bund. dieſer Seſſion noch zu einer Vorlage Preußen hatte, auch darin 
feit jeher freieren Grundſätzen Hulbigend, dem Bunbesrath einen 
ziemlich liberalen Vorſchlag zugehen laffen. Aber ſchon im Aus: 
ſchuſſe hatte e8 ihn nur nach heftigem Kampfe und nur mit 4 gesm 
3 Etimmen burchzufeßen vermodht unb im Plenum wurbe er mit 
Mehrheit abgelehnt und eine Umarbeitung in mehr particulariftiichen 
Sinne beſchloſſen, was jener Mehrheit fpäter freilich doch nicht 
half, da das particulariftiihe Elaborat am Reichstage ſcheitern fell. 
Neben dieſen legislativen Arbeiten befchäftigte fi ber Reichstag mit 
einer Reihe rein politifger Tragen. Zunächſt erflärte er fich chen 
am 16. März neuerbings mit 140 gegen 51 Stimmen für die 
unbebdingte Rebefreibeit ber Mitglieder ber Landtage ber verſchiedenen 
Bunbesitaaten. Graf Bismarck anerkannte feinerfeite die Competen: 
bes Reihstags zu einem ſolchen Beſchluſſe, erffärte fih aber au 
Opportunitätögründen 3. 3. noch bagegen und ber Bundesrath Ichnte 
feine Zuftimmung zu bemfelben ab. Bon practifer Bedeutung it | 
die Frage im Grunde nit mehr, feit ber Grundſatz für bie Mit: 
glieder des Reichstags verfaflungemäßig feftgeftellt ift; auch wurde 
mit bem Antrage kaum mehr als bie Genugthuung bezweckt, ben 
bisherigen Widerſtand des preußiſchen Herrenhauſes gegen biefelk 
Forderung des preußiſchen Abgeorbnetenhaujes ſchließlich gerade ren 
dieſer Seite ber zu brechen. Viel wichtiger war ber Antrag ven 
Tweſten und Graf Münfter auf Erridhtung verantwortlider Bundes: 
minifterien für das Auswärtige, ben Krieg, bie Marine, die Finan: 
zen und ben Handel und Verkehr, ber von 98 Mitgliedern aller 
Fractionen, bie Feudalen allein ausgenommen, unterftübt war und am 
16. April zur Verhandlung fam. Der Antrag bezwedte namentlich, 
bie zur Zeit allerdings mehr nominelle als reelle Berantiwortlichkeit 
der Bundesregierung reſp. bes Bunbesfanzlers zu einer wirklichen 
zu machen unb eben baburdy bie Bundesregierung vom Bundes-⸗ 
rath und feinen Ausichüffen, welche Iettere bie Stelle der Mini: 
fterien vertreten, nad) und nad Toszuldien. Graf Bismarck ſprach 
fich feinerfeits entfdyieben gegen ben Antrag aus, Offenbar hält 
er bie Verwirflihung ber letzteren Abficht zur Zeit noch nicht für 
zeitgemäß, obwohl er unmöglich verfennen kann, ba es zu bieler 
Ausbildung des Bundesſtaats im Gegenfab zu ben im Bundes 
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rathe vepräfentirten Ueberreften bes alten Staatenbunbes früher ober terra 
- fpäter unausweihlih kommen muß, wenn auch nicht geläugnet mer: ®- 
- den kann, daß unter feinem SDrud der Bundesrath wenigſtens bie 
, ärgften Uebelftände bes alten Bundestags größtentheils abgeftreift 
„ bat unb fi wohl hütet, für bie weitere Entwidlung bes Bundes 
„ auf ber gegebenen Grundlage ſich irgend wie als Hemmſchuh zu er: 
. weijen. Noch viel entihiebener aber unb völlig unummwunben erflärte 
ber Bundeskanzler, baß er perfönlidh ganz und gar nicht geneigt jet, 
. bie Berantwortlifeit mit einer Anzahl von Bundesminiftern zu 
tbeilen und etwa ein colegiales Syſtem wie in Preußen fi gefal- 
‚ Ien zu laflen. Es zeigte fi indeß alsbald, daß bie Antragfteller 
bieß auch ganz und gar nicht bezwedt hatten. Beide Theile zeigten 
ſich fhließlih in der Anfhauung einig, daß das in England aner: 
fannte Syſtem das befte fei, wo zwar bie einzelnen Minifter für 
ihr fpezielles Reſſort dem Parlament verantwortlid, aber zugleich 
dem Haupte bes Gabinets in der Weile untergeorbnet find, daß 
biejer jeberzeit einen Collegen zum Rüdtritt nöthigen kann, der fidh 
für bie Einheit und KHomogenität bes Cabinets als Hemmniß er- 
weift. Bei der Abftimmung wurbe der Antrag mit 111 gegen 100 
Stimmen genehmigt, bo blieb es bei der Anregung, da ber Bun: 
besrath felbitverftänblich nicht darauf einging unb eine Nöthigung 
bazu für ibn noch nicht vorlag. Don nicht minderer Bedeutung 
war ber Antrag von Miquel und Laster, bie Competenz ber Bundes: 
geichgebung auf das bürgerlihe Recht und das gerichtliche Verfahren, 
einjäließli der Gerichtsorganijation, auszubehnen. Verfaſſungs⸗ 
mäßig fteht diefer Ausbehnung nichts entgegen, ſobald der Reichstag 
und ber Bundesrath es übereinftimmend beſchließen. Der Antrag 
wurde auch vom Reichstag in eriter unb zweiter Leſung, trotz bes 
beftigften Widerſtrebens aller particulariftiihen Elemente, mit großer 
Mehrheit zum Beſchluß erhoben, fand aber vorerft gleihfalls nicht 
bie Zuflimmung des Bundesrathes. Offenbar iſt bie preußijche Res 
gierung ober wenigitend ber preußiſche Juſtizminiſter dem Antrage 
Thon jetzt durchaus nicht abgeneigt. Kine bei Gelegenheit bes Bub: 
gets verſuchte indirecte Beſchränkung bes Geſandtſchaftsweſens ber 
kleineren Bundesſtaaten mißlang dagegen und fand nicht die noth⸗ 
wendige Unterſtützung ber Mehrheit des Reichstage. Graf Bismard 
hält es augenſcheinlich für ganz ungefährlich, der Eitelkeit der 
g23* 
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Re. Bunbesfürften vorerft noch möglihft freien Spielraum zu laſſen 

Sub. Schließlich verdient wenigftene erwähnt zu werben, baß ber Reichstag 
ben erneuerten Antrag Waldecks auf Gewährung von Diäten in 
erfter Lefung annahm, in zweiter aber felber wieber verwarf. 

Das Schmwergewiht ber ganzen Seflion des Reichstags fırl 
inbeß unzweifelhaft auf bie finanzielle Frage. Wie ſchon erwähnt, 
haben nidyt nur bie meiften ber dem Bunde angehörigen Kleinſtaatt⸗ 
feit der Errichtung deſſelben mit einem fteigendben Deftcit zu kam 
pfen, fonbern es ergab fi ein ſolches aud in ben Finanzen Preu⸗ 
Bene. Eine Verminderung ber Matricularbeiträge erſchien babe 
allfeitig als wünfchenswerth und nicht nur bieß, fonbern auch we 
Immer möglid zugleich eine Vermehrung ber Einnahmen bes Bun: 
bes, da ſchon bie Staatérechnung für 1868 einen Ausfall von nict 
weniger ale 34 Mil. Thaler ergab. Allein über bie Mittel unt 
Wege bazu gingen bie Anfichten ſehr auseinander. Die Regieruns 
batte ihr Augenmerf anf die inbirecten Steuern gerichtet, ba fie fi 
bezüglich dieſer von ber Volfövertretung viel unabhängiger fühlt unt 
flug zu dieſem Ende bie Erhöhung mehrerer ſchon beftehenber, 
fowie bie Einführung einer ganzen Reihe neuer vor. Um bie Ber: 
lagen zu unterftüben unb einen Drud auf ben Reichstag und zu⸗ 
mal auf bie preußiidhen Mitglieder befjelben auszuüben, Tieß ber 
preußifhe Finanzminiſter dv. d. Heydt im geeigneten Moment ein 
einlaäͤßliches Memoire vertheilen, in bem bie Lage ber preußiſchen 
Finanzen mit ben ſchwärzeſten Yarben gefdilbert wurben — jedoch 
ganz umfonft. In diefer Beziehung ftieß bie Regierung auf ben 
allgemeinften und entſchiedenſten Widerſtand. Nur bie Aufhebung 
ber Bortofreiheit und bie Einführung eines Wechielftempelfteuer: 
gefeßes wurden zugeftanden, dagegen alle anderen Verlangen mit 
großen Mehrheiten abgelehnt, fo daß bie Regierung ſich genöthigt 
fab, ihre Vorlagen fammt und fonbers zurüdzuzichen. Ein Theil 
ber Verfammlung hoffte mit ihrer Weigerung bie Regierung wnög: 
Yiher Weile doch zu einer Beſchränkung bes Militäraufwandes zu 
zwingen, ein anberer wollte menigftens Teine weiteren inbirecten 
Steuern bewilligen, theils weil er fie überhaupt für irratiomell er: 
achtet, theils auch weil birecte Steuern geeignet ſcheinen, ber Volle⸗ 
vertretung einen größeren Einfluß auf bie Höhe derſelben ſowohl 
als auf deren Berwenbung in Ausfit zu fielen. 


— — 
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Die Regierung verzichtete aber darum Teineswegs auf ihren 7 


Plan. Wozu ber Reichstag die Hand nicht hatte bieten wollen, war | 
vieleicht im Zollyarlamente zu erreihen. Ohne baß barum bie 
Seflion des Reichstags geſchloſſen worben wäre, trat bafielbe am 
3. Juni zufanmen. Die Regierung war inbeß mit ihren Steuer: 
projecten bier nicht glüdlidher als im norbbeutihen Reichtage. Sie 
legte dem Parlamente außer einem neuen Vereinszollgeſetze ben Antrag 
auf eine Erhöhung ber Zuderfteuer und einen revibirten Zolltarif 
vor, in welchem jebod bie zugeftandenen Erleichterungen buch ben 
neuerdings vorgeichlagenen Petroleumszoll mehr ale aufgewogen 
worben wären. Das Parlament genehmigte das neue Zollgeiek, das 
bie Controle mwejentli vereinfacht und dadurch einen nicht zu verach⸗ 
tenden Fortſchritt bezeichnet, und geitand auch bie Erhöhung der 
Zuderfteuer zu, lehnte dagegen ben Petroleumszoll wie im Vorjahre 
in erjter und aud in zweiter Abftimmung ab, obgleid dadurch bie 
in der That überaus wünjchenswerihe Reviſion bes Zolltarifs wie- 
derum zu Falle kam. Das Rejultat ber Seflion des Zollparlaments 
blieb daher ein überaus beſcheidenes. Allein nahbem im Jahre vor⸗ 
ber bie fogen. ſüddeutſche Yraction jebe Ausficht, die Inſtitution zu 
einem Hebel für gemeindeutſche Politik zu machen, vereitelt hatte, 
wollte fih die Majorität auch nicht dazu hergeben, fie bloß als 
Eteuermafdine gebrauhen zu lafien, fo geneigt fie auch geweſen 
wäre, bie Zollerleihterungen, nach benen fie verlangte, durch eine 
Erhöhung der Erträgniffe auf irgend welcher anderen Seite aufzu⸗ 
wägen, aber eben nur aufzuwägen und nicht mehr als aufzu- 
mwägen. Sm Uebrigen verlief die Seflion ohne politiiche Bebeutung. 
Doch darf bemerkt werben, daß bie ſüddeutſche Fraction, bie ſich im 
Borjahre fo fehr hervorgebrängt hatte, dießmal eine viel bejcheidenere 
Rolle fpielte und daß bie national Sefinnten unter ben ſüddeutſchen 
Zollabgeorbneten ihr als „freie jübbeutiche Vereinigung“ (zur Main: 
brüde, wie fie ſich fcherzbaft nannte) gegenüber trat, und ihr ba: 
durch wenigſtens den Schein entzog, als ob ganz Sübbeutihland 
einem blinden und verbifienen Preußenhafle anheimgefallen jei. 
Faßt man das Reſultat der fih in ber erjten Hälfte bes 
Jahres unmittelbar an einander reihenden Seflionen bes preußiſchen 
Abgeorbnetenhaufes, bes norbb. Reichstags und des Zollparlaments 
zufammen, fo läßt fi) bafjelbe wohl dahin zufammenfaflen, daß 
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Deuttä- weber ibie preußiſche Regierung, noch bie liberalen Parteien im 
lerd. Stande waren, ihre Abſichten ungehemmt ober bod; überwiegend zur 
©eltung zu bringen, baß vielmehr beide genöthigt waren, fig mi 
Gompromifien und mit nur theilweiſen Erfolgen zu begnügen. Yür 
die Ungebuldigen, wie für die Idealiſten ift diefes Reſultat wenig 
befriebigend. Dagegen bat biefer Weg wohl unläugbar ben Bor: 
teil, daß, was auf bemfelben mühſam unb nur flüdweife errungen 
wirb, wenigftend wirkli erworben ift und nicht fo leicht wieder in 
Frage geitellt werben kann. Als fernere Thatſache ſcheint conftatirı 
werben zu: bürfen, baf ber Reichstag bes norbdeutichen Bunbes ſich 
mehr unb mehr als bie lebensvollfte unb zufunftreichfte ber krei 
Sinftitutionen berausftellte, währenb ber preußifche Landtag, zumal 
aber das preußifche Herrenhaus, in ihrer Bedeutung gegenüber dem 
Reichstage entſchieden zurüdtreten mußten, das Zollparlament aber 
fih Tebiglih als ein Moment bes Uebergangs in der Entwidelung 
ber Nation barftellt, bag aber als ſolches in feiner Bebeutung für 
bie Zukunft nit unterfhägt werben darf. Diefer Sachlage ent: 
ſprechend war denn auch während biefer ganzen Zeit und bie zum | 
Schluffe des Jahres die ganze Thätigkeit bes leitenden preußiſchen 
Staatsmanns ausſchließlich auf bie innere Eonfolidirung und Auebil 
bung bes norbbeutfhen Bundes gerichtet. Eine Ausbehnung bei 
felben auf Sübbeutfchland, obgleich fie obne Zweifel Teinen Augen: 
blick außer Augen gelafien blieb, wurbe practiſch auch nicht einmal 
angeftrebt. Graf Bismard begnügte fi) mit ben beiden Klammern, 
durch die er Sübbeutichland vorläufig an bie neue nationale Edi: 
pfung gefnüpft hatte, die Schutz⸗ und Trutzbündniſſe und ten neuer 
parlamentarifhen Zollverein, obgleich ber Iehtere fi für einmal 
noch in politifher Beziehung als Null berausftellte und die erfteren 
isren Werth erft noch zu erproben hatten, und von Bielen bezweifelt 
werben wollte, baß fie diefe Probe beftehen würben. Inzwijchen 
that er, treu feiner Erklärung vom September 1867, feinen E dritt, 
um ben Zutritt ber ſüddeutſchen Staaten irgendwie zu beichleunigen 
und auf biefelben aud nur im Geringften einen Drud auszuüben, 
überzeugt, daß ihre Wiebervereinigung mit bem Norden zu einem 
gemein=beutfhen Bunde body nur eine Trage ber Zeit fei. Zunächſt 
fchien biefe Zeit freilich noch Feine gar nahe zu fein. Sn Württen 
berg verharrte bie demokratiſche Partei in ihrem wũthenden Preußen 








Heberfiägt der Greiguiffe des Bahres 1809. 


503 


Bafle und mit ihr ging bie Negierungepartei wenigſtens in entſchie⸗ Bayeın. 


bener particulariftifcder Abneigung gegen einen Eintritt in ben norbs 
deutſchen Bunb einig; beide zufammen bildeten aber eine Mehrheit, 
gegen welche bie nationale ober jog. deutſche Partei nicht aufzuloms 
men bermodie, obwohl fie bei jeber Gelegenheit männlich gegen bie 
Strömung anlämpftee Schlimmer als bisher geftalteten fi bas 
gegen bie Dinge im Laufe bes Jahres in Bayern, wo zwar bie 
nationale Partei au nur eine Minderheit bildete, aber bie ultra: 
montane Partei, obgleih fie an Preußenhaß den ſchwäbiſchen Demo: 
Fraten nicht nachſtand, in ber Abgeorbnetenlammer vorerft nur eine 
kleine Fraction barftellte, während die Entideibung in den Händen 
ber fog. Mittelpartei lag, bie wenigftens von blindem Voreingenom: 
menjein gegen bie Rejultate des Jahres 1866 frei war, wenn fie 
aud die bayerijhe Selbſtändigkeit unverfehrt zu erhalten wünſchte 
und einem Eintritt in ben norbbeutihen Vund gleih ber württem: 
bergifchen Regierung und NRegierungspartei unumwunden abgeneigt 
war. Das fjollte fi nun aber ziemlih jäh ändern. Nachdem bie 
bayeriſche Abgeordnetenkammer die fog. jociale Geſetzgebung im Ein: 
verſtändniß mit ber Regierung glüdlih zu Ende gebradt hatte, 
fcheiterie fie noch unmittelbar vor ihrer Auflöfung in Folge Ablaufs 
der Legislaturperiode an ber Vereinbarung eines neuen Schulgeſetzes. 
Schon lange dazu von ber Kammer aufgefordert und nachgerade 
gedrängt und durch dic Ereigniffe bes Jahres 18366 barüber belehrt, 
daß Bildung heut zu Tage auch Macht ijt, hatte bie bayeriſche Ne: 
gierung enblih im Jahre 1869 dem Landtage ein umfafjendes neues 
Schulgeſetz vorgelegt. Es Hanbelte fi darum, bie Etellung ber 
Volksſchullehrer zu verbeflern, die Schule felber zu heben und bies 
felbe zugleich von kirchlichen Kinflüffen, den Forberungen ber Zeit 
entiprechenb, unabhängiger zu machen. Der Entwurf ber Regierung 
entiprad allen biefen verſchiedenen Bebürfniffen, namentlich auch bem 
zulegt genannten, ohne barum bem berechtigten Cinfluffe unb einer 
würbigen Stellung ber Kirche zur Schule im mindeſten zu nahe zu 
treten. Die Abgeorbnetenfammer unterwarf ben Entwurf einer jehr 
einläßlihen Berathung, mobificirte denfelben in ben Hauptzügen nicht 
wejentli, aber body, fo weit es nur immer erreihbar ſchien, in 
liberalem Sinne und nahm ihn fchließlih am 23. Februar mit 114 
gegen bloß 26 Stimmen ale Ganzes an. Nicht fo bagegen bie 
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Bayern. erfie Kammer ober ber fogen. Reicherath. Hier gaben füch vielmehr 
proteftantifge und katholiſche Würbenträger, proteſtantiſche und lathe⸗ 
liſche Tories bie Hand, um ber Kirche neuerdings ben ũberwiegenden 
Einfluß auf die Schule zu wahren: nicht bloß bie Liberalen Mob 
flicationen ber Abgeorbnetenfammer, fonbern aud bie urfprünglichen 
Vorſchlaͤge ber Regierung wurben abgelehnt unb bas fo verfiümmeltt 
Sefeh am 23. April an bie andere Kammer zurüdgewiefen. Um 
wenigftene mit ber Regierung unter biefen Umftänden völlig einig 
zu geben, verzichtete biefe auf biejenigen Punkte, bie fie gegen jene 
durchgeſetzt hatte, beharrte aber auf ben Hauptgrundzügen bes Ent: 
wurfe. Der NReicherath Hielt jedoch Turzweg an feinen Beicdlüffen 
fet und das Gefeh fiel. Zwei Tage darauf fand der Schluß ber 
Seflion ſtatt. Die Neuwahlen zur zweiten Kammer, bie nun bevor: 
ftanden, waren es namentlich geweſen, welche ben Tories ber erften 
in ber Schulgefeßfrage den Muth zu ihrem Auftreten gegen bie Re 
gierung unb gegen bie Wbgeorbnetenfammer gegeben hatten. Die 
Anſchauungen ber Majorität ber letzteren ſchienen den Anſchauungen 
der Majorität ber Bevölkerung nicht mehr zu entiprehen und einen 
entfchiebenen Umfhwung in nahe Ausfiht zu ſtellen. Schon kei 
Gelegenheit der Zollparlamentewahlen im vorhergehenden Jahre hat: 
ten ein Theil des Adele und ber Bureaufratie dem Tatbolifchen 
Clerus die Hand gegeben, um das Landvolk gegen Preußen aufzu⸗ 
beten unb bie Dorlage bes Schulgeſetzes von Seite ber Regierung 
batte zu neuen Agitationen nunmehr auch gegen biefe Anlaß ge 
boten. Es war eine fogen. patriotifche Partei gegründet worden, bie 
fo ziemli ben gefammten katholiſchen Theil ber VBenölferung wit 
Ausnahme der Stäbte in ihre Kreife zog, unb als ber Wahltag für 
die Wahlen zur zweiten Kammer beranlam (22. Mai), ergab es 
fi, daß die fog. Patrioten auf ber einen unb bie vereinigten libe⸗ 
ralen Parteien auf ber anderen ſich in das Refultai bermaßen theil- 
ten, baß es ungewiß blieb, ob bie einen ober bie anberen im ber 
fünftigen Kammer um eine Stimme im Uebergewicht fein werbe. 
Bon einem engeren Anſchluß an Preußen unb an bie feit 1866 
unter Preußens Yührung eingetretene nationale Eniwidelung Tonnte 
unter biefen Umſtänden für Bayern Feine Rebe mehr fein. Selbſt 
bie bisherige Stellung bes liberalen Chefs ber Regierung, bes Für 
ten Hohenlohe, ber zwar auch feinerfeits von einem Eintritte Bayerns 
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nz ben norbbeutihen Bund nichts hatte wiffen wollen, ber aber doch Ban. 
n anberer Weiſe einen irgendwie anders geftalteten, mit ber „Selbs 
tändigfeit” Bayerns verträglihen näheren Anſchluß an NRorbbeutichs 
and erftrebt hatte, ſchien erfchüttert. Augenblidlic wenigitens waren 
alle nationalen Hoffnungen auf den Süben gedämpft und ınußten, wo 
nicht für gebroden, doch unläugbar als muthmaßlich auf längere 
Zeit zurüdgeftellt erachtet werden. Wenn bie fog. patriotifche Partei 
wirklich die Mehrheit ber zweiten Kammer hatte unb zu behaupten 
vermodte, jo mußte man fi) barauf gefaßt machen, daß fie in erfter 
Linie bie Schub: und Trutzbündniſſe mit Preußen zu einem tobten 
Aucdftaben zu maden fi bemühen, in zweiter aber mit ber Zeit 
jelbit das Band bes Zolluereins zu Idfen verſuchen würde. Bon 
Bayern unb Württemberg aljo konnte ber norddeutſche Bundeskanzler 
eine Unterftüßung feiner nationalen Beftrebungen auf unbeftimmte 
Zeit hinaus muthmaßlih in keiner Weife erwarten. Auders ftanb 
es allerbinge in Baben und Heflen. Heflen war dadurch, daß ein 
Theil bdeffelben dem norbbeutichen Bunbe hatte beitreten müffen, ge: 
fefielt und mußte fortwährend, bald gern bald ungern, auch für bas, 
worüber ihm noch freie Derfügung geblieben war, ben Bahnen bes 
norbbeutihen Bunbes folgen. Was Hefien allem Anſchein nad oft 
nur gezwungen that, that bagegen Baben aus völlig freien Stüden 
unb nationalem Patriotismus. Die Regierung und bie beiden Sams 
mern betradteten das Land gleihfam als einen Theil des norbbeut: 
deutfhen Bundes und nahmen alle Pflichten, bie daraus erflichen 
mochten, freiwillig auf ihre Schultern, obgleich fie nicht ebenfo auch 
ber Rechte eines Bundesgliedes theilhaftig werben Tonnten. Baben 
wäre freilih jeben Augenblid bereit gewefen, dem norbbeutidhen 
Bunde beizutreten und ſprach dieß auch bei jeber ſich barbietenden 
Gelegenheit aus. Aber Preußen glaubte es vorerjt nicht zugeben 
zu bürfen unb zwar, neben einiger Rüdfiht auf Bayern und Würts 
temberg, bie dadurch in eine ſehr fdhiefe Lage gefommen wären, vor⸗ 
nehmlich mit Rüdficht auf Frankreich. Es ift kaum zweifelhaft, bag 
Frankreich, das die kriegeriſchen Erfolge Preußens im Jahre 1866 
und das allmälige Auffteigen einer feften geſchloſſenen beutfchen 
Macht noch immer nicht zu verwinden vermodte, einen Eintritt 
Badens in ben norbbeutfchen Bund als einen erwünſchten Vorwand 
benußt haben würde, um unter ber Zuftimmung ber Nation und 
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vielleicht unter der Beihilfe biefer ober jener europäiſchen Grofmadi 
Preußen ben Krieg zu erllären und ben Berfuh zu machen, bat: 
jelbe nieberzumerfen und Deutſchland wieder ber alten Zerrifſenheit 
unb ber alten Schwäche anhbeimzugeben, was es jelber und feine 
Nachbeter in Deutſchland bie beutfche Freiheit“ zu nennen belichten. 

Preußen. Nicht bag Preußen die Ueberlegenheit ber franzöfiicgen Waffen 
gefürchtet hätte; allem Anfchein nad hielten bie Leiter ber preußi⸗ 
ſchen Dinge bafjelbe vielmehr, und zwar felbit ohne ben Zutritt ber 
ſüddeutſchen Staaten, auf bie fie allerbinge troz der Schutz- und 
Trutzbündniſſe nicht ober doch nicht fiher rechnen Eonnten, für Fran: 
reich militärijch völlig gewachien. Aber fie hielten fi offenbar für 
verpflichtet, jo weit e8 nur immer mit ihrer Ehre verträglich wäre, 
alles zu vermeiben, was auch nur entfernt als eine Herausjorberung 
Frankreichs hätte erfcheinen ober body gebeutet werben können, über: 
zeugt, daß bie Vollendung der beutichen Einheit unter Preußens mäd; 
tiger und doch bejonnener Führung fi mit ber Zeit doch und gleid- 
fan ganz von felbft machen werbe und maden müfle, vielleicht au 
in ber Hoffnung, daß in Frankreich ſelbſt durch irgend ein uner: 
wartetes Ereigniß ein Umſchwung eintreten könnte, der bie Frauzoſen 
geneigter machen Fännte, mit Deutihland in Frieden zu leben unb 
mit bemjelben auf andere, eblere Weile als durch bie blutigen Wür⸗ 
fel bes Krieges um bie Palme bes Friedens und bie friedliche Ent⸗ 
widelung ber menjchheitliden Intereſſen des neunzehnten Jahrhun⸗ 
beris zu ringen. 

Trogbem hatte ber Triebe feit dem Jahre 1866 mehr als 
einmal nur an einem Haare gebangen unb rc. ,. als einmal hatte 
es geichienen, ale ob ber Krieg kaum mehr würbe vermichen werben 
Tönnen. Aber jedesmal noch waren glüdlicher Weife Ereigniffe ober 

Brant- Verbältniffe bazwifchen getreten, bie Frankreich veranlaßten, feine 
is. Gelüfte wenigftens vorerft wieber bei Seite zu legen. Bald waren 
e8 äußere, bald innere Umſtände, welde Frankreich bazu bewogen. 
Für das Jahr 1869 fällt das Schwergewicht unzweifelhaft auf bie 
Ießteren. Im Sommer bes Jahres mußte der gefebgebende Körper 
verfaffungsmäßig einer Neuwahl unterworfen werben unb biefer 
Moment rief in Frankreich eine Bewegung hervor, bie ed ber kaiſer⸗ 
lihen Regierung nicht rathſam erjcheinen ließ, einen immerhin ge 
fährlichen Krieg zu wagen, bevor nicht biefe Phafe in einer für fe 
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und die Zukunft der Dynaſtie befriebigenden Weife durchgemacht fein Brant- 
würbe Schon als bie Kammern am 18. Januar zum lebten Mal rrio. 
zuſammentraten, begrüßte ſie der Kaiſer mit einer Thronrede, die 
nicht anders denn als die kaiſerliche Wahlrede bezeichnet werden 
kann. Der Kaiſer begann damit, auf die Schwierigkeiten hinzuweiſen, 
auf einem durch ſo viele Revolutionen aufgewühlten Voden die Frei⸗ 
heit mit ber Ordnung zu verſöhnen und geſtand weiterhin ganz 
offen, daß ſeine wie jede Regierung dem Irrthum unterworfen ſei, 
glitt aber darüber mit ber Bemerkung hinweg, daß „das Glück nicht 
allen Unternehmungen lächle“, um vor feinen Zuhörern und vor 
ganz Frankreich ein glänzendes Bild von ber Rage bes Landes unter 
dem zweiten Kaiferreih nah Innen wie nah Außen aufzurollen. 
Frankreich fei, meinte er, trotz Mexico und troß Sadowa, unter fei: 
ner Führung wieder und immer noch bie mädhtigfte Nation Europa’s. 
„Unſere vervolllommnete Bewaffnung, unfere gefüllten Arjenale und 
Magazine, unfere geübten Reſerven neben ber ftarf conftituirten ac: 
tiven Land» und Scemadt, unjere mobile Nationalgarde, im Begriff 
organifirt zu werben, bie umgejtaltete Flotte, unjere feften Plätze in 
gutem AZuftande geben unferer Macht eine Entfaltung, wie fie ung 
unerläßlih ift*. Aber bie Lande und Sermadt find auf dem 
Triebensfuße und ber Effectivbeitanb berjelben überjteigt nicht deu⸗ 
jenigen anderer Regierungen. Der Kaifer will ben Frieden. „Das 
ftete Ziel meiner Anftrengungen ift erreicht, die militärijchen Hülfs⸗ 
mittel Frankreichs find in Zukunft auf der Höhe feiner Beitimmun: 
gen in ber Welt. In dieſer Lage vermögen wir laut unferen 
Wunſch, ben Frieden aufrecht zu erhalten, kund zu geben; es liegt 
feine Schwäche barin, dieß zu jagen, wenn man zur Vertheibigung 
ber Ehre und der Unabhängigkeit des Landes bereit it”. Ter 
Kaifer ift für den Frieden, denn Angefihts der Wahlen will er base 
Sand mit Segnungen aller Art überfchütten und tenft jogar an 
eine „Verminderung ber öffentlihen Laſten“. Alles ijt gut und 
alles athmet Befriedigung. „Man erfennt den Baunı an feinen 
Früchten, jagt das Evangelium. Wohlan, wenn man einen Rüd: 
blick auf die Vergangenheit wirft, wo ift bie Regierung, bie Frank—⸗ 
reich fiebzchn Jahre der Ruhe und ftets wachfender Wohlfahrt gege⸗ 
ben bat?“ Geftügt auf bie Volksmaſſen „ausbauernd in ihrem 
Glauben wie in ihrer Anhänglichkeit“, glaubt baher ber Kaifer, ven 
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ans Wahlen rubig entgegenfehen zu Tönnen. „Mit Ihrer Zaftimmung 


“und mit Ihrer Beihülfe bin ich feft entfchloffen, auf bem Wege zu 
verbarren, ben ich mir vorgezeichnet habe, b. 5. jeben wahrhaften 
Fortichritt anzunehmen, aber zugleih aud bie Grunblagen ber Ber: 
faflung, welche das Votum ber Nation vor jebem Angriff ficher ge⸗ 
ftellt hat, zu erbalten.” Mit Zuverfiht ſchloß er: „Balb wirb bie 
Nation in ihren Somitien bie Bolitit gut beißen, welde wir befolgt 
baben. Sie wirb abermals durch ihre Wahlen kund geben, ba fie 
keine Revolution, ſondern daß fie bie Geſchicke Frankreichs auf cine 
innige Verbindung ber Macht unb ber tyreibeit fügen will”. Dieſe 
Zuperficht bes kaiſerlichen Redners entſprach indeß Teinesiwege ber 
wirkliden Sadlage, ter Stimmung ber Gemüther burdy ganz Frauk⸗ 
reih bin. Wenn man um zwanzig Jahre zurüdging, fo konmte 
man nicht läugnen, daß Frankreich jebt einen ganz anberen Mad: 
einfluß in Enropa befaß als bamals unter ber conftitutionellen Re 
gierung bes Bürgerlönige: es war dem SKaijer gelungen, ber Nation 
und fo ziemlih auch ganz Europa ben Glauben beizubringen, baf 
Frankreich militäriſch - ganz unbezwinglid unb jeber einzelnen ber 
übrigen Großmächte unzweifelhaft überlegen jei, nad welder An: 
ſchauung es feine Anſprüche bemaß, die ihm benn auch von allen 
Seiten faft unweigerlih zugeftanben wurben. Aber fon Mexice 
batte einen tiefen, ſchwarzen Schatten auf biefes glänzende Bilb ge: 
worfen und mit Sabowa war dicht neben ihm, im Herzen Europa’s, 
eine Macht emporgeitiegen, bie, fo friebli fie auch gefinnt war, 
jene Anſprüche in ihrem Herzen nicht zugeftand, bie fih ſchon jetzt 
Frankreich auch militärtih gewachſen zu fühlen ſchien unb feiten 
Schrittes darauf ausging, aus Deutihland eine noch größere Macht 
zu ſchaffen, die Frankreich entfhieben überlegen wäre unb ſich das 
beanfprudgte und bisher auch behauptete Uebergewiht in Europa 
ebenfo entſchieden nicht Tänger gefallen Lafien würde. Was der Kaiſer 
im Jahre 1866 verſäumt ober verfehlt hatte, war bereits nicht wie- 
ber gut zu machen, ohne einen gewaltigen Krieg, vor beflen immer: 
bin ungewiflem Ausgange er zurüdichredte, ba er fich nicht verhehlen 
konnte, baß er babet unausweichlich fi felbft und das Schickſel 
feiner Dynaftie würbe einfehen müſſen, zu bem bie friebliebenbe, große 
Mehrheit ber franzöfiiden Nation ganz und gar Feine Luft verrieth, 
jo lange Preußen und Deutfhland Leine Miene machten, Franukreiqh 


Aeberſiqt Der Greignife des hahres 1869. 509 


weder in feinem Territorialbeflande, noch in feiner freiheit, fich im br 
jeinem Innern zu geftalten, wie es nur immer wollte, au nur 
irgendwie zu beeinträdtigen. Allein nur ber wieber gewonnene 
Machteinfliuß bes napoleoniſchen Frankreichs und bas fog. Preftige, 
das es zeiiber genoffen, hatte dem eiteln franzöſiſchen Volke ben 
Mangel an allen politiiden Freiheiten im Innern, bie Berfchleu: 
berung feiner Finanzen und das Anfchwellen fo vieler Günftlinge, 
veren Verdienſte mehr als zweifelhaft waren, erträgli erjcheinen 
laffen. Einzelne, aber doch nur wenige, erfannten mohl weiter 
blickend bie innere moralifhe Fäulniß, bie, wo männlide und polis 
tifche Tugend keinen Raum mehr fanb fi zu bethätigen, in bem 
allgemeinen Jagen nad Gelb unb Lurus, nah Ehren und Würben 
immer tiefer und weiter um fih fraß. Die große Mehrheit ber 
gebilbeten Klaſſen aber wurbe durch das ſchwindende Preftige ver: 
anlaßt, ihre Blide nah Innen zu wenden unb was ihnen bivher 
erträglich geichienen hatte, warb es allgemad nidht mehr, der Man: 
gel an jebem wirkſamen Recht, fih an ber Leitung ber Geſchicke bes 
Landes zu beteiligen, nachdem ber kaiſerliche Abſolutismus fie alle ber 
Nation entzogen und für fi allein in Beichlag genommen hatte Die 
Franzoſen fingen an, fi unter biejem fog. perfönlichen Regimente 
bes Kaifers unbebagli zu fühlen und nad einer Wieberberftellung 
mwenigftens einiger ber verlorenen Rechte zu verlangen. Wie tief 
biefe Stimmung ging, wie weite Kreife ber Öffentlichen Meinung fie 
ſchon erfaßt unb durchdrungen Hatte, mußte fi bei ben Wahlen 
zeigen. Daß aber das kaiſerliche Regiment bei dieſen jedenfalls 
mit ihr zu rechnen haben mwürbe, ging aus ber einigermaßen übers 
raſchenden Haltung hervor, welche. ber geſetzgebende Körper in feiner 
legten Seflion fofort anzunehmen begann. 

Die Majorität besielben, bie zwar angeblih aus bem allge: 
meinen Stimmrecht berporgegangen war, ihre Wahl aber nur ben 
fog. officiellen Candidaturen db. 5. dem taufenbfältigen Drucke ber 
Negierung verbankte, und daher in ber That mehr bie Regierung 
ale bie Benölferung vertrat, hatte fi bisher willenlos erſt durch 
Morny, dann burh Billault, in ben lebten Jahren durch Rouher 
leiten laſſen. Weniger no als erftere verbient Rouher in feiner 
Meife den Namen eines Staatsmanne, aber er ift ein eminenter 
Rhetor und als foldyer für jene Aufgabe. ganz beſonders geeignet, 
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an ein fhlagfertiger Rebner, wegen einer Ausflucht nie verlegen mb 


von einer Etirne, bie vor nichts zurüdicridt. Noch war es ihm 
bisher immer gelungen, jebe Brage mit großer Gewanbtheit im ciu 
Licht zu bringen, mie es der Regierung convenirte, unb ber 9 .ajeritit 
bie Wege zu ebnen, um bei ber Abſtimmung den Wünſchen un: 
Erwartungen ber Regierung zu genügen, Dießmal verjagte fie ibm 


glei von vorneherein faſt unb faft ben Dienft. Bei Gelegenket 


einer Sinterpellation, die Rouher bejeitigt wiſſen wollte, trug er zwar 
noch wie bisher den Eieg davon, aber nur mit wenigen Stinsmen, ta 
ein großer Theil der Majorität wenigftens ben Schein ber Unparta: 


lihfeit wahren, bem Drängen ber öffentlihen Meinung wenigftens zum 
Schein Genugthuung geben wollte Unb glei darauf beging jeltk 


im Senat und gar noch ein Genofle bes 2. Dezember, Hr. v. Moupat, 
bie Keberei, daß er gegenüber den wachſenden Angriffen ber Brent: 
und ber DVereinsredner auf ben Kaiſer fo etwas wie bie DBerant: 
wortlichkeit ber Minifter in Anregung bradte. Rouber erflärte ji 


unter kriechender Schmeidelei für bie „Größe“ des Kaiſers gegen 


jede wie immer geartete Maßregel biejer Art unb bie jervile Körper: 
ſchaft beeilte fi, die Anregung fofort zu erftiden. Noch fataler für 
bie Regierung waren bie Debatten über bie Finanzverhältniſſe ber 
Etabt Paris, welche ben gejeßgebenden Körper währenb des ganzen 
Monats Yebruar in Anfprud nahmen. Zunächſt banbelte es ſich 
um einen Betrag von 465 Millionen Fr. welde ber Seinepräfed 
Haußmann, ohne dazu befugt zu fein, verausgabt und dann wieber 
burch ein ungefebliches Anlchen beim Or&dit foncier gebedit hatte. 
Die ganze Operation ſtrotzte von Willlürlichkeiten und Geſetzwidrig⸗ 
feiten. Aber das war noch nicht bie Hauptſache. Schonungsles 
bedte die Oppofition bie ganze ſchwindelhafte Finanzwirthſchaft bei 


dem ſo viel gepriefenen Umbau von Paris auf unb zeigte mit Zab- Ä 
Ien, daß es fo abſolut nicht fortgehen könne und baß bie Stadt 
Paris ohne ihre Schuld, ba man fie ja ihrer gewählten Vertretung | 


beraubt und unter die Vormundſchaft ber Faijerlichen Regierung sc 
fett hatte, ſchließlich unausweichlich am Bankerott anlommen müle, 
fobalb fie fih auf ihre wirkliden, eigenen Einnahmen werbe ke 
ſchränkt fehen. Es war ein wahrer Abgrund von Willfür, in welden 
ber Verſammlung Stüd für Stück mit zermalmender Schwere ta 
Einblick erſchloſſen wurde. Rouher mußte nad) einander jeine eigenen 
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Eollegen ımb ben Seinepräfecten preisgeben, den Kaifer, fo gut Brent 
c8 ging, deden, um für bie Anträge ber Regierung eine Majorität vie. 
zu erzielen, und felbft diefe konnte fchlieglih nur durch den Außer: 
ften Drud zu Stande gebracht werden. Sehr bezeihnend nicht bloß 
für die Regierung, fondern ebenfofehr für bie verſchiedenen Parteien 
waren im weiteren bie VBerbanblungen bes gefeßgebenden Körpers 
über das Contingent und über das Bubget für 1870, ba fie fi 
zu einer allgemeinen Debatte über die inneren und auswärtigen An: 
gelegenheiten bed Landes geftalteten. Thiers bielt mieberum cine 
einläßlihe Rebe, in ber er im Gegenjabe gegen bie Regierung, bie 
in den Pleinen Eonceffionen bezüglich ber Preßfreibeit und des Ver⸗ 
fammlungsredtes für bie verlangte Freiheit genug unb mehr als 
genug zugeftanben zu haben wähnte ober glauben machen wollte, Klar 
barlegte, baß die Franzofen in Wahrheit noch aller und jeber poli- 
tifchen Freiheiten entbehrten und fhließlich fein caeterum censeo wie: 
berholt vertheibigte, mas Frankreich bebürfe, fei die Regierung bes 
Landes durch das Land, bie Einführung eines veranhvortlichen 
Meinifteriums, alfo die Abfhaffung bes perfönlihen Megiments bes 
Kaifers. Seine Rebe machte um fo tieferen Eindrud, als er babei 
weber auf bie Republik, noch auf bie Neftauration der Orleans 
binfteuerte, vielmehr ziemlich verftänblich anbeutete, daß er fich auch 
mit ber napoleonifhen Dynaftie auszuföhnen bereit fet, wenn fie 
dem Land jene ihm unerläßlihen Freiheiten zurüderftatte Die aus: 
mwärtigen Angelegenheiten Tamen zuerft bei Gelegenheit bes Contin⸗ 
gentsgefeßes zur Sprache. Marſchall Niel, der Kriegsminifter, das 
Haupt ber Kriegspartei, prahlte neuerbings: „Krieg ober Trieben 
find mir ganz gleichgültig, in 8 ober 9 Tagen können wir 600,000 
Mann marfchfertig haben”. Die Verfammlung glaubte ihm ver: 
muthlich aufs Wort und es that ihrer Eigenliche und ihrem Stolze 
wohl; aber fie vermochte nicht zu widerſprechen, als eines der Op: 
pofitionsmitglieber entgegnete: „Niemand denkt aber ja baran, uns 
anzugreifen; wozu bebürfen wir daher einer fo furdtbaren Macht, 
bie nur dazu bient, unfere Nachbarn zu beunrubigen”, und bie An- 
beutungen Nield: „Von einer Verminderung ber Militärausgaben 
Tann feine Rebe fein heute, wo wir beflegte Mächte und amnectirte 
Vöolker vor uns Haben” machten nur einen fchr geringen Eindrud, 
Die Verfammlung, wie bie Öffentlihe Meinung Hinter ihr war 
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Brent offenbar von anderen been voreingenommen, als von ber eine 
reid. Arieges und felbft bie Regierung hielt es Angeſichts ber Wahlen 
für paffend, ungemein frieblih aufzutreten. Lavalette fdhien gan; 
geneigt, Preußen und Deutihland gewähren zu lafjen, ba Preußen 
teine Miene made, CSübbeutichland Gewalt anzuthun und dieſes 
auch ganz und gar nicht geneigt jcheine, ten Wünſchen Breußend 
entgegenzukommen. Selbſt Thiers erflärte fi im Gegenſatz gegen 
feine Haltung im Frühjahr 1866 aufs nachdrücklichſte für Aufrecht 
haltung des Friedens, wobei er fih freilih vornehmlih auf bie füre 
raliſtiſchen Tendenzen ber fübbeutigen Regierungen und Bevöllerus: 
gen ftüßte, beren nachhaltige Kraft er weit ũüberſchätzte. „Wenn is, 
meinte er, einen Rath zu geben hätte, jo würbe es ber bes Friebe 
fein, ich würbe Frankreich rathen, nur dann bas Schwert zu ziehen. 
wenn unerträglicdhe Unternehmungen es bazu zwängen unb ivenn ci 
biezu auf die Zuftimmung unb Beihülfe der Welt rechnen Eönnte. 
Wem fommt e3 aber zu, dieſen unermeßligen Entſchluß zu fallen? 
Frankreich allein. Frankreich barf jedenfalls der Möglichkeit ni: 
ausgefeht jein, daß e8 eines Morgens beim Erwachen ben Beresl 
für feine Kinber vorfindet, nad) ber Grenze zu marſchiren. Nur bie 
Nation felbft darf über bie Frage bes Krieges ober bes Fricdens ent: 
ſcheiden.“ Thiers warnte und mahnte ferner jehr beftimmt zur Borfict. 
In ber particulariftiigden Zähigkeit der ſüddeutſchen Staaten unb im 
ben föberaliftiichen Neigungen eines nicht zu verkennenden Theils 
ber Bevölkerungen felbjt des norbbeutihen Bundes erfannte er bie 
hauptſächlichſte Schwierigkeit für Preußen auf dem von ibm feit 1866 
betretenen Wege und fomit ben beften Bunbesgenofjen Frankreich; 
aber ebenfo klar erkannte er au, daß jener Bundesgenoſſe für 
Frankreich nur fo lange einer fei, als Leine „franzöfifche ben 
Nationalftolz verleßende Einmengung Deutichland Preußen völlig in 
bie Arme treibe‘. Das Budget felbft wurbe ohne große Schwieriz 
feiten genehmigt und bie Seflion am 26. April geſchloſſen. Echca 
am folgenden Tage erging das Decret, bas bie Nation auf ben 
23. Mai zur Neuwahl bes gefebgebendben Körpers berief. Die Agi- 
tationen dafür waren ſchon vorher ſehr lebhaft geweien unb fteiger: 
ten ſich jebt, zumal in Paris und mit ber am 2. Mai beginnenden 
freien Wahlverfammlungszeit. Die Haltung ber Regierung bezüglid 
ber Wahlen blieb biefelbe wie bisher. Wo ein der Dpnaftie nicht 
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‚lig ergebener Candidat auftrat, wurbe ein officteller aufgeſtellt Uri 
and biefer mit allen erlaubten und unerlaubten Mitteln, felbft bie wie. 
'candalöfeften nicht ausgenommen, unterſtützt. Aber bie Regie⸗ 
rung erreichte ihren Zweck dießmal doch nur bald. Dank bem von 
ihr ausgeübten Drude wurbe ihr Candidat zwar vielfach und fogar 
meiftene gewählt, jedoch nicht, ohne ba er ben Wählern vorber jehr 
errtfchiebene, ber Regierung ganz und gar nicht genehme Liberale 
Zufagen ober Verfpredhungen gemacht hatte Nur in foweit konnte 
bie Regierung beruhigt fein, daß ihr Kanbibat wenigftens nicht anti- 
dynaſtiſch oder gar republilaniih gefinnt, jonbern ber kaiſer⸗ 
lichen Dynaſtie ergeben war. Im Ganzen alfo beſtand bie große 
Deajorität bes am 23. Mai ausgewählten gejebgebenden Körpers 
aus entjchiebenen Anhängern bes Kaiſerreichs. Wenn man inbeß bie 
abgegebenen Stimmen zufammen zählte, fo ergaben fih doch nur 
4,467,720 Stimmen für bie Regierung und bagegen 3,258,777 
für bie Oppofition. Die Regierung hatte bemnad gegen bie Wahlen 
bon 1863 nicht weniger als 1 Million Stimmen verloren, die Op: 
pofition beren 1,400,000 gewonnen. Dazu kam, baß ber Impe⸗ 
rialismus in ben brei größten Städten, Paris, Lyon und Marfeille, 
eine totale Nieberlage erlitten batte und aud in ber Mebrzabl ber 
übrigen größeren Städte unterlegen war. Die gebildeten Claſſen 
ſchienen fi fomit überiwiegenb vom Imperialismus abgemwenbet zu 
haben unb biefer ſchien fi nur mehr auf das ziemlich willenlofe 
Landvolk zu fügen. In Paris namentlih war bie Regierung mit 
ihrem Candidaten Dllivier, ben ber Kaifer aufs lebhafteſte hatte 
unterftügen laflen, jämmerlih durchgefallen. Das Geſammtreſultat 
war in ber That geeignet, ben Kaifer fehr nachdenklich zu machen, 
zumal man nicht wiſſen Tonnte, welche Haltung bie Berfammlung, 
einen nicht unerheblichen Theil felbft derjenigen Abgeordneten inbes 
griffen, die ihre Wahl her Regierung verbantten, annehmen würbe, 
wenn fie erft bei einander unb bem Drude ber fi in ber Haupt⸗ 
ftabt eoncentrirenden öffentlihen Meinung bes Landes ausgeſetzt 
wäre. Jedermann fühlte, daß bas Kaiſerreich fi in einer Krifig 
befinde und bevor fie durchgemacht war, konnte ber Kaiſer nicht 
wohl baran denken, fih in einen Krieg mit Preußen einzulafien, 
zumal ohne einen geeigneten unb hinreichend mädtigen Bundes⸗ 
genofien. 
83 
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Wenigſtens von Oeſterreich, auf das er hiefür ſeit 1867 fein 
Augen geworfen, hatte er zunächſt wenig ober nichts zu erwarten 
Befand ſich Frankreich um bie Mitte des Jahres 1869 bereite in 
einer ziemlich ernſten inneren Kriſis, fo trieb ſichtlich auch Oeſterreich 
einer ſolchen zu und zwar einer überaus gefährlichen. 

Das Jahr 1868 wird für Defterreih ein fehr denkwürdige 
bleiben, indem es in biefem Jahre mit ber vielleicht fchlimmften fc: 
ner Trabitionen, dem Berbältniffe zu Rom, entſchieden brach wm 
ohne Rückſicht auf die Proteftationen der Curie das Concerdu 
wenigitens durchbrach. Unb wie man auch fonft über bie Wirkjemte: 
bes Grafen Beuft in unb für Defterreih denken mag, um jenm 
entſcheidenden Schritt bat er ficher nicht wegzuläugnenbe weientlik 
DVerbienfte. Hatte er bo in feiner früßeren deutſchen Eitellun: 
außerhalb Defterreihs hinreichende Gelegenheit gehabt, fich davon zı 
überzeugen, baß kaum etwas mehr als biefe Seite ber öſterreichiſcher 
Etaatsfunft, die allen Bebürfniffen und Forberuugen des mobernm 
Etaatslebens geradezu ins Gefiht ſchlug, ihr in ihrer beutider 
Politik als ein furchtbares Schwergewicht an ben Yüßen hing un 
Defterreih von ber ganzen geiftigen Entwidelung Deutfchlande au* 
ſchloß, noch bevor es durch bas Jahr 1866 auch aus ber politiihen 
Berbindung mit Deutſchland Hinausgebrängt wurde. Der enticke: 
bende Schritt in biefer Richtung war im Jahre 1868 allerbingt 
erfolgt. Weitere Eonfequenzen wurben inbeß nicht oder doch zur 
in untergeorbneten Fragen gezogen, wie 3. B. als ber Bilde‘ 
Nudigier von Linz am 5. Juni bem weltlichen Gerichte trotz alle 
MWiderftrebens und aller Protefte mit Gewalt vorgeführt, ober alt 
bei Gelegenheit des Falls ber Barbara Ubryk wenigftens ber Grant: 
fat ausgeiproden wurbe, ba ber weltlihe Arm bem geiftlicen 
Dberen, feien es nun Bifchöfe ober Kloſtervorſtände, nicht Länger ze 
Züchtigung ihrer Untergebenen, Prieftern, Mönchen ober Nonnen, zur 
Gebote ftehen dürfe und daß biefe einer gegen fie ausgefprocenen 
geiftlichen Strafe nur freiwillig fid) unterzögen. Xiefer greifen 
Maßregeln wurden nicht gefaßt, von ber Regierung offenbar forgiem 
vermieden. Es war, wie wenn das fog. Bürgerminifterium Giekre 
Herbft feine Kraft in jenen großen Schritten erfcöpft hätte an 
wie wenn ber Neicherath damit im Grunde einverftanden wäre. Tie 
formelle Aufhebung bes Eoncorbats, foweit es noch immer zu Reit 
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eitand, und die Einführung ber obligatoriſchen Civilehe, wurden Deken- 
war in dem bafür niebergefehten confeflionellen Ausfchuffe ventilirt, rel. 
elangten aber nit zur Berathung und Beſchlußfaſſung bes Reiches 
aths. Diefer war inzwiſchen ſchon in ben erften Tagen bes Januaré 
ieder zufammengetreten. Bon feinen Beſchlüſſen verbient jedoch kaum 
nehr hervorgehoben zu werden, als die enbliche Zuftimmung des Herren: 
auſes zu dem Ion Tange vorher vom Abgerrbnetenhaufe berathenen 
nd beichloffenen Geſetze bez. Einführung der Schwurgerichte für 
jolitifche und Preßprozeſſe und bie Vervollſtändigung des im Bor: 
ahre beſchloſſenen Wehrgeſetzes burd ein Geſetz bez. ber Organi⸗ 
irung ber Landwehr auch für bie ſog. cisleithaniſche NReichshälfte. 
Bei biefer Gelegenheit verſuchten bie föberaliftifchen Fractionen bes. 
Reichsraths, bie Polen Galiziens namentlich, wenigſtens Bier ein 
öberaliftiihes Moment zur Geltung zu bringen, unterlagen aber 
m 16. März, doch nur mit 59 gegen 81 Stimmen, mit ihrem 
Yntrage. Dagegen unterlagen bie Polen vorerft nicht mit ber im 
serbfte 1868 vom Landtage Galiziens befchloffenen Reſolution, 
velche für biefes Kronland eine Autonomie verlangte, wie fie mit 
ver beſtehenden Berfaffung abfolut unverträglid mar und nur in 
ver erceptionellen Stellung Croatiens zu Ungarn ein Analogon ges 
‚yabt hätte. Saum war ber Reichsrath wieder beifammen, fo bean: 
ragten die Polen, er möge bie Regierung auffordern, bie galizifche 
Refolution ihm zu verfafjungsmäßiger Behandlung vorzulegen. Die 
frage war für Defterreih gerabezu von entſcheidender Bedeu: 
ung. Die Polen ftanden ja mit ihrer Forderung einer Sonder: 
tellung nicht allein. Die Tyroler begehrten für ihre Glaubens: 
sinheit bafjelbe, bie Stovenen träumten nachgerabe ernftlih von 
nem Königreih Slovenien und vollends die Czechen beharrten auf 
ver Wieberberftellung ber czechifchen Krone mit Mähren und Schle⸗ 
ſien und ber Forderung einer Unabhängigkeit für biefelbe, wie fie ſeit bem 
Ausglei von 1867 bie ungarijche genoß. Und babei handelte es fich für 
alle diefe Nationalitäten nicht etwa um Sicherung ihrer nationalen 
Spraden und Eigenthümlichkeiten, die nicht nur nicht gefährbet waren, ſon⸗ 
bern benen gerabe bie neue Berfaflung ben weiteften Spielraum geöffnet 
und bie bündigſten Garantien ertheilt hatte. Die Polen verlangten viel: 
mehr bie Herrſchaft über bie in ihrem Lande wohnenden, ihnen an Zahl 
minbeftens gleihftehenden Ruthenen, die Czechen bie Herrſchaft über 
| 33 * 
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Deaer⸗ bie Deutfhböhmen, bie Elovenen endlich konnten ihr Ziel nicht e- 
we. zeichen, ohne baf mehr als Ein Kronlanb hätte zerrifien werben 
müſſen. SOefterreih wäre jebenfalls gänzlich umgeftaltet werben unt 
es fragte ſich fehr, ob es nad all ben ewigen Verſuchen feit zwar- 
zig Jahren eine ſolche Umgeftaltung noch ertrage, ohne barüber ;= 
Grunde zu geben. Die Deutiden Defterreihs hatten babei jeben- 
falls gar nichts zu gewinnen unb nur zu verlieren. Da nun fe 
3. 3. noch bie Majorität im Reichérathe beſaßen und aud da 
Minifterium fo zu fagen ausſchließlich aus ihren Reiben herver 
gegangen war, fo hätte man erwarten. bürfen, daß Regierung ua 
Reichsrath fi bie Hände geben würben, um das Begehren tır 
Bolen gleih von vornherein rund und zwar ein für alle Mal ak 
zulebnen. Beide hatten bie Kraft unb Entfhloffenheit Dazu nicht 
Um den Gehen unb ihren noch viel weiter gehenden Anſprüchen 
wiberftehen zu können, und um nit auch noch ben Polen Anlık 
zum Austritt aus bem Reichsrath zu geben, war bie deutſche Maje- 
rität geneigt, ben letzteren ausnahmsweiſe unb nur ihnen Gonceflionen 
zu machen, Unter einigen Vorbehalten erllärte fi bie Regierung 
bereit, bie galiziſche NRefolution zunächſt wenigſtens einem Ausſchuſſe 
bes Abgeorbnetenhaufes behufs weiterer Anträge an dieſes vorzu: 
Vegen und barauf ging bie Mehrheit des Hauſes ein. So wurde 
benn bie Nefolution einem Ausſchuſſe überantwortet unb von biefem ein 
läßlih behandelt. Zu einer Verſtändigung kam es freilich nidt; 
bie Anfichten gingen von Anfang an unb fortwährenb weit ausein- 
ander und am Ende fam ber Schluß bed Reicheraths, fo daß eime 
Behandlung flieglih von ber Tagesorbnung abgefeht und auf eine 
folgende Seffion verfgoben werben mußte. Genug aber, bie Verfaflung 
war in frage geftellt und biefe Thatſache allein genügte, um ben 
Gehen, Siovenen x. x. neue Hoffnungen zu geben, weiter an ber 
Verfaflung zu rütteln, bis es ihnen endlich gelingen würde, fie zu 
Falle zu bringen und Defterreig nad ihren Wünſchen neu za con 
firuiren. Die Deutſchen, benen der Ausgleih mit Ungarn biefelbe 
Stellung biefjeits ber Leitha zugedacht hatte, wie ben Magyaren 
jenfeits, Hatten offenbar das Heft bereits nicht mehr in ben 
Händen, wenn fie es überhaupt jemals wirklich im benfelben 
gehabt Hatten. Ebenſo ſchwach zeigten fih die Regierung und 
bie Mojorität bes Reichsrathe in einer anbern gewiffermaßen 
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riwanbten Frage. Auch der Landtag von Nieberäfterreich hatte im Defter- 
sorjahre feine Refolution gefaßt, bahin gehend, ber Reichsrath möchte vu 
r Zukunſft nigt mehr von ben Lanbtagen beſchickt werben unb fo 
ı Wahrheit nur eine Verfammlung von Landtagsausſchüſſen bilden, 
ınbern aus birecten Wahlen der Benölferungen hervorgehen. Dan 
eht, bie Ibee war im runde eine ber bee ber Polen geradezu 
ntgegengefeßte: wenn biefe barauf Binzielte, ben Reichsrath zu 
Hmwäcdhen, fo beabfichtigte jene, ihn vielmehr zu ftärfen und von ben 
'anbtagen völlig unabhängig zu machen. Der Antrag mar feither 
iemlich unbeachtet geblieben. Von dem Erfolge der Polen ermuthigt 
achten aber nunmehr bie nieberöfterreichifhen Abgeorbneten, ihn 
Grerfeits gleichfalls einzubringen, unterliegen es jedoch wieder, als 
ie Regierung ihnen erklärte, daß fie ihn felber aufzunehmen beab⸗ 
ichtige. Aber die Regierung batte auch bazu ben Muth fchlieglich 
sicht und ließ ben Gebanten wenigftens vorerft fallen, zumal da er 
rı ihrem eigenen Schooße fofort auf Widerſpruch geftoßen zu fein 
Kheint. Am 15. Mai wurde bie Seſſion bes Reichsraths durch 
ine Thronrebe bes Kaifers gefchloffen und Furze Zeit darauf traten 
te beiden Delegationen, bießmal in Wien, zufammen. Sowohl bie 
uswwärtige Politit des Reichs an ber Hand bes ihnen vom Grafen 
Zeuſt vorgelegten Rothbuchs als das Budget auf Grund ber Anträge 
‚es Reicheminiſteriums murben von ihnen einer fehr einläßlichen 
Berathung unterzogen, namentlich auch bag Militärbubget. Schließlich 
»urbe aber auch dieſes ohne allzu weſentliche Abftriche mit ber 
Regierung vereinbart. Zum Schluß erfolgte inbeß noch ein Vor: 
zang, ber auf bie öſterreichiſchen Zuſtände ein überaus bezeichnenbes 
wicht wirft. Beide Delegationen hatten fih unter einander über 
alle Punkte des Budgets verftändigt, indem bald bie eine, bald die 
andere nachgab; nur über zwei, nicht gerabe ſehr mejentliche Punkte 
war bieß nicht möglih geweſen. Es mußte alfo verfaffungsmäßig 
darüber in einer gemeinfamen Sigung abgejtimmt werben. Und da⸗ 
bei fiegten benn bie Ungarn, indem ihre Vertreter alle ohne eine 
einzige Ausnahme wie ein Mann ftimmten, von den Defterreihern 
dagegen ein Theil, bie Beichlüffe ber eigenen Delegation Preis 
gebenb, zu ben Ungarn überging und bamit biefen ben Sieg ver: 
ſchaffte. In der That, es fehlt nur, bag ber Kalfer einen Ungarn 
zum Staatsfanzler ernenne, was ja jeben Augenblid möglich it, um 
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Drtes- ben Rath bes Grafen Bismard zu einer Wahrheit zu machen und 
ri das Schwergewicht bes Reichs unzweifelhaft und befinitiv von Wien 
nad Dfen zu verlegen, mit anderen Worten, vom deutſchen Elemente 
bes vielglieberigen Reichs auf das maghariſche zu übertragen. Ust 
wenn man bedenkt, weldes Gewicht in ber Hofburg zu Wien auf 
bie Machtftellung be Reihe, das alte Anſehen und bem alten 
Einfluß bes Kaiſers auf bie europäiſchen Dinge, ſelbſt auf Koften 
ber inneren Entwidelung und ber inneren Wohlfahrt unb Pe 
friebigung des Volles, gelegt wird, und daß ber ungariſchen Arifte 
fratie unläugbar ein Verſtändniß für bie auswärtige Politik und 
eine Gewandtheit in ber Behandlung, in ber Einleitung unb Turd- 
führung politiſcher Machtfragen eigen ift, wie fie ein vorwiegend 


bürgerliche8 deutſches Diinifterium weber befigt noch beanfprudt, 


fo läßt fih kaum verfennen, baß bie Gefahr für Weftöfterreid 
näher liegt, als man in Wien zu befürdten fcheint. Die Berbant- 


lungen mit ben ausſchließlich den ariftofratiihen Kreifen angehörigen 
ungariihen Staatsmännern ift zubem leichter und angenehmer unt | 


ber Gegenſatz zu Preußen⸗Deutſchland, in dem man fi feit 1866 


nit nur in ber Hofburg und nit nur im Reihsminifierium 


nicht nur in ben immer noch mächtigen feubalen und clericalen Kreiſen, 


fondern zum eigenen Nachteil Defterreihe und zumal bes deutſchen 
Elements beöfelben fogar von Seite ber einflugreihften Organe ber 
Wiener Preſſe fortwährend gefällt, ift ganz geeignet, felbft den Tühniten 
Wünfgen und Plänen ber Magparen in bie Hänbe zu arbeiten, 
die Stellung, bie fie durch ben Ausgleich bereit6 gewonnen haben, 
zu befeftigen unb zu vorfitigem aber entſchiedenem Vorgehen auf 
ber betretenen Bahn gerabezu zu ermuntern. 


Dieß war im Weſentlichen bie Lage ber brei Hauptmächte bei 


Eontinents, auf denen die Erhaltung ober bie Störung bed Friebens 


Greupen. berubte, bi6 zur Mitte des Jahres. Preußen und fein leitenter 
Staatsmann gingen ben einen zu fchnell, ben anberen zu langſam 


vorwärts, aber fie gingen unläugbar vorwärts und wenn Preupen 
jeinerfeits „Leinen Fehler machte“, wovor es ſich fichtlih bütete, jo 
fonnte es in ber That ganz ruhig bie Vollendung bes nationalen 
beutjchen Werkes abwarten, wenn es auch allerbings ungewiß blieb, ch 


fie in näherer ober vielleicht in noch ziemlich entfernter Zeit erfolge, | 
ba es zugleih und zwar weſentlich auch vom nicht zu beredunenden 
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‚mwifchenfällen ber inneren und jelbfiverftändlich noch mehr ber aus: Yreusen. 
artigen Politit abhing Um indeß für alle Fälle bereit zu fein, 
erfolgte die preußifche Regierung mit unermüblihem Eifer bie 
zamıer weitere Ausbildung ber norbbeutichen Eitreitlräfte, ohne bavon 
iel Lärm zu ‚machen, aber auch obne fi barin durch irgend welche 
>ppofition oder durch irgenb welche Bedenken, fo begründet fie auch 
r anderer Beziehung fein mochten, beirren zu laffen. Wenn auch 
Breußen ſich feinerfeit wie gejagt wohl hütete, irgend einen Fehler 
1 machen, fo Bing bie Erhaltung bes Friedens und ber weiteren 
ricbliden Entwidelung nit allein von ihm ab, jendern eben fo 
ebr von berjenigen anberer Mächte, namentlid Frankreichs und davon, 
5 auch biefes „Leinen Fehler mehr machen würde“. Zunächſt 
&ien das in ber That nicht der Fall zu fein. Das franzöſiſche Gouver⸗ 
nement fchien nachgerabe bavon burdbrungen zu fein, daß es in 
Breußen einer Macht gegenüberfiche, die ihm militärifch wie biplo- 
nnatifch vielleiht völlig gewahfen fein könnte und das franzöfliche 
Volk jhien zunächſt wenigftens ganz überwiegend mit Fragen jeiner 
innern Zuftände beſchäftigt unb nicht geneigt zu fein, ſich von ber 
Löfung biefer Fragen durch auswärtige Verwickelungen abziehen zu 
laſſen. Und DOefterreih befand fih in einer ganz ähnlichen Lage. 
Ohne ſich thörichten Illufionen hinzugeben, konnte Frankreich un: 
möglich hoffen, dasſelbe in einen Krieg gegen Preußen hineinzuziehn, 
ber nad ganz allgemeiner Aufhauung nicht bloß bie Macht, fondern 
gerabezu bie Eriftenz Defterreihs in Frage ftellen mußte. 

Auch andere internationale ragen, bie während ber erften 
Hälfte des Jahres und ſpäter auftaucdten, wurben ohne allzu große 
Schwierigkeiten erlebigt. Zunähft war das bezüglich ber orientalis@riehen- 
ſchen Frage ber Fall, die durch bie türkiſch-griechiſche Differenz zu lerd. 
Ende des Jahres 18368 angeregt worden war. Die Großmächte 
traten am 9. Januar zu einer Conferenz in Paris zufammen unb 
einigten fi ziemlih ſchnell (17. Januar) — auch Rußland bot 
bazu iroß ber geheimen Unterftügung, bie es bisher ben griechiichen 
Gelüſten unb ben griehifchen Umtrieben gegen bie Pforte hatte zu 
Theil werben lafjen, die Hand — zu einer Declaration, ber fi 
Griechenland gern ober ungern fügen mußte, ba es weber bie mili: 
täriihen Streitträfte noch bie finanziellen Mittel beſaß, allein ben 
offenen Kampf mit ber ihm wenigſtens weit überlegenen Macht ber 
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Oriegen- Türkei zu wagen, beren Armee unter bem alten Omer Paſcha au 
Ind. ner Grenze in Theffalien bereit flanb unb nur freie Hand ven 
Seite Europas erwartete, um durch einen kurzen Marſch auf Athen. 
bem kaum nennenswertbe Hinderniffe im Wege ftehen konnten, fh 
felber Recht und Genugthuung zu verſchaffen unb die Griechen zum 
Bewußtſein bes Maßes ihrer wirklihen Kräfte zu bringen. Da 
Rädtritt bes revolutionären unb verlogenen Miniſteriums Bulgaris | 
eriparte Griechenland biefes bemüthigende Reſultat. Mit Zaimis 
kamen am 6. Februar endlich einmal, wie es ſcheint, ehrliche Männer 
und benen es um bas Wohl bes Landes, nicht bloß um bie Sater: 
effen ihrer Faction zu thun ift, in bie Regierung; aber fie vermögen 
Zirkel. fi offenbar nur mit Mühe am NRuber zu erhalten. Für bie Pforte 
war bie vollftändige Wieberunterwerfung Candias und biefe fchlie 
liche Demüthigung Griechenlands, bie fih faft unmittelbar an ben 
Sturz bes revolutionären Miniſteriums Bratiano in Rumänien an- 
ſchloß, immerhin ein bebeutfamer Erfolg, ber ihr Diuth machte, uum 
mehr auch gegen ben Bicelönig von Aegypten, ben mächtigften ihrer | 
Bafallen, ber unter dem Scheine volllommenfter Loyalität gleichfalls 
nad immer größerer Selbftänbigteit firebte, energiich vorzugehen. 
Den Anlaß bazu bot ihr ber Khebive ſelbſt. Im Herbſte ſollte 
das große Wert bes Suezcanals vollendet werben und biefes für 
Europa jo eminent bebeutungsvolle Ereigniß benußte ber Wicelönig 
zu einer Munbreife an bie Höfe der Großmächte, um beren Herrſcher 
bireet und ohne DBermittlung feines Suzerains zu ben von ihm 
beabfichtigten großen Tyeierlichleiten einzuladen und zugleich verfchiedene 
Unterhandlungen zu betreiben, bie geeignet wären, Aegypten mehr 
und mehr unabhängig vom Sultan unter bie birecte Obhut der 
europäifhen Großmädte zu ftellen. Die Pforte proteftirte gegen 
bie eigenmädhtigen Schritte bes Vicekoͤnigs und ftellte nun überbich 
eine ganze Reihe von Forderungen an ben Bicelönig bezüglich bes 
jährlichen Budgets des Landes, ſewie allfälliger weiterer Anlchen, 
für melde fie bie Genehmigung des Sultans verlangte, unb bezüg: 
lich ber ägpptifchen Armee und Flotte, bie fie fehr bebeutenb re 
buzirt wiffen wollte. Der Sultan Fünbigte fogar feine Abficht an, 
zur Eröffnung bes Suezcanals felber nad) Aeghpten zu gehen und 
biefelbe unter feinen, als bes eigentlichen Lanbesherrn Aufpizien 
vornehmen zu laſſen, woburd ber Khedive in ben Augen feiner 
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Untertbanen allerbinge ſtark in den Hintergrund geftellt worden wäre, Tarkei. 
Diefe letztere Demüthigung erfparte ihm bie europäifche Tiplomatie; 
der Sultan verzichtete fhlielih auf feinen Plan und begnügte ſich 
damit, daß bie Kaiferin ber Franzoſen, ber Kaifer von Oeſterreich 
und ber Kronprinz von Preußen ihm zuerft ihren Beſuch in Kons 
ftantinopel abftatteten, bevor fle nach Cairo zur Eröffnung bes Suez⸗ 
canale gingen. Dagegen bezüglich ber übrigen Forderungen ber 
Pforte gelang es dem Vicelönig nicht, auszumeichen unb jene mit 
ben gewohnten Mitteln zu beſchwichtigen. Diefelbe beharrte dießmal 
feft und es blieb dem Khedive nichts übrig, als wenigftens zum 
Scheine vollftändig nachzugeben. In ben thatjächlihen Zuftänben 
des Landes wie in feinem wirklichen Verhältniffe zur Pforte bürfte 
indeß troßbem für dieſe nicht allzuviel erreicht fein, nur baß ber 
Bicelönig wenigitene zunähft zu größerer Vorfiht in feinen Be: 
ftrebungen gendthigt fein wird. — Noch weniger gefährlich erfchien Däne- 
es, daß bie preußiſch⸗däniſche Streitfrage wegen Norbfchleswige und """" 
ber Beftimmung bes Prager Friedens audy während bes Jahres 1869 
zu feinem Abſchluß gelangte und auch fernerhin in ber Schwebe 
blieb. Bon Kopenhagen aus gehetzt und unterſtützt febten bie 
dãniſch gefinnten Nordſchleswiger ihre Umtriebe fort und ber König 
von Dänemark ergriff wiederholt die Gelegenheit, bie enbliche 
MWiebervereinigung bed Landes mit Dänemark feinem Volle in nahe 
Ausfiht zu ftellen. Preußen beharrte darauf, daß von einer Ab: 
tretung Düppels und ber Inſel Allen ſchon aus ſtrategiſchen Gründen 
gar Feine Rede fein konne und daß die Abtretung eines größeren 
ober Fleineren Theils auch des Reſtes von Norbfchleswig von ge: 
wiſſen Zugeftändniffen bezüglih ber zerfireuten beutichen Elemente 
besfelben unb von der Haltung Dänemarks überhaupt abhänge So 
lange Dänemark, Regierung und Boll, offenbar und fo zu fagen 
eingeftandener Maßen nur barauf warten, baß Frankreich über 
Preußen berfalle und biefen Moment in jeder Weife herbeizuführen 
bemüht if, um dann auch feinerfeits ben Krieg zu Lande wieder 
aufzunehmen und den Franzgofen und ihrer überlegenen Flotte einen 
überaus erwũnſchten Stũtzpunkt zu Operationen gegen bie beutfchen 
Küften der Oft: und Norbfee zu bieten, Tcheint Preußen wenig Luft 
zu haben, den Wünſchen ber Dänen entgegen zu kommen unb ben 
ihm durch Frankreich aufgezwungenen Beſtimmungen bes Prager 
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Trieben® gerecht zu werben. Eine Erlebigung ber Streitfrage wäre 
allerdings im Intereſſe des europäiſchen Friedens wünidhbar und 
dürfte auch in einer für beibe Theile billigen und befriebigenven 
Weile nicht allzuſchwierig fein, fobalb Dänemark fich bem realen 
Berbältniffen ber europäiſchen Machtſtellungen anbequemt und auf 
eine Politik verzichtet, zu ber ihm bie innere und äußere Kraft fehlt 
und durch beren weitere Berfolgung es leicht ganz Jũütland, bas 
von Kopenbagen aus überhaupt ziemlich ſtiefmütterlich behandelt 
wird, gefährben könnte — Viel bebeutfamer ohne Zweifel ale bie 
preußiſch⸗däniſche war bie belgiſch⸗franzoͤſiſche Differenz, bie zu An: 
fang bes Jahres 1869 plötzlich auftaudte und einen Augenblid 
ben Frieden Europas ernftlid zu gefährben brobte. 

Schon unmittelbar nad ben Kreigniflen bes Jahres 1866 
und ber Gründung bes norbbeutihen Bunbes, bie Europa fofert 
bie Bildung eines neuen gemeinsbeutihen Bundes von viel feilerem 
Gefüge, ald ber alte gewefen war, unb von ber flarfen Hanb 
Preußens geleitet in Ausficht ftellte, Hatte von einem Plane Franl: 
reichs verlautet, Holland, Belgien und die Schweiz durch eine Zoll 
einigung nad Art bes deutſchen Zollvereins mit ſich in eine nähere 
Berbindung zu bringen, um auf biefe Art bas Gleichgewicht“ 
gegenüber Preußen, d. h. das Uebergewicht Frankreichs über Deutjch⸗ 
land zu erhalten. Der Gedanke halte zunächſt wenig Anklang ge 
funden und warb wieber vergeflen, aber nur um alsbald neuerbings 
aufzutauchen. Es fchien jebenfalls außer Zweifel, daß Frankreich 
mit berartigen Plänen umging, bie möglicher Weiſe noch viel weiter 
gingen als auf eine bloße Zolleinigung, zumal bezügli Belgiens. 
Hatte doch Frankreich eifrig das Gerücht ausgeftreut, Graf Bismard 
babe ihm fchon in Biarrik vor unb fpäter nad 1866 wieder bie 
Preisgebung Belgiens angeboten, wenn es ihm bagegen Süddeutſch⸗ 
land zu freier Verfügung überlafe.e Ob unb was an ber Sache 
fei, ließ fih nicht ergründen, da Bismard es für gut fand, über 
feine Unterhandlungen mit Frankreich in Biarrig unb nachher voll: 
ftändiges Stillſchweigen zu beobachten. Die Gegner Preußens und 
Bismards in unb außer Deutſchland ſchenkten ben Ausftreuungen 
williges Gehör; anderen kamen fie bagegen als fehr unwahr⸗ 
fheinlih vor und als wenig vereinbar mit bem Charakter und bem 
hohen Zielen, bie fi ber beutihe Staatsmann geitedt zu haben 
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ſchien. ebenfalls machte fi in Preußen Teine Partei, ja nicht ein: Belgien. 
mal eine vereinzelte Zeitungsitimme geltend, bie geneigt geweſen 
wäre, den Cintritt Süddeutſchlands in ben norddeutſchen Bund um 
den Preis der Selbftänbigkeit Belgiens zu erlaufen. Andere bagegen 
in Frankreich, wo nicht nur eine förmliche Kriegspartei gegen Preußen 
mit dem Kriegeminiiter Marſchall Niel an ber Epite beſtand und 
aus ibren Beftrebungen gar Fein Hehl machte, fonbern wo aud ein 
Theil der offiziöfen NRegierungsprefie von Zeit zu Zeit offenbar mit 
Vorbedacht Händel mit Belgien juchte und ohne Umſchweif nach einer 
gewiſſen Abhängigkeit Belgiens von Frankreich, unter Umftänden 
gerabezu nad einer Einverleibung besfelben in Frankreich verlangte, 
natürlich diefelben Blätter, bie nicht aufhörten, bei jeber Gelegen⸗ 
heit Krofobilsthränen über die preußiihen Einverleibungen zu vers 
gießen. Ende Januar 1869 Tüftete ſich endlich ein Peiner Zipfel 
jenes Schleiers. Die franzöſiſche Ditbahn ſchloß nämlich mit 
mehreren balb bankerotten belgiſchen Privateifenbahngelellichaften 
Kaufverträge ab, bie ihr einen unterbrochenen Schienenſtrang durch 
ganz Belgien und felbft in Holland hinein bis nad Notterbam zu 
eigen gefichert hätten. Die politiihe Bebeutung bed Vorgangs für 
Zuremburg und Belgien Tonnte Teinen Augenblid zweifelhaft fein 
und war fofort aller Welt Kar. Die belgiihe Regierung, ber bie 
dießfälligen Unterhandlungen nicht unbelannt waren, hatte beiden 
contrabirenden Theilen alsbald erklärt, baß fie einem bevartigen Der: 
trage niemals ihre Genehmigung ertheilen würde und als er bennod 
zum Abſchluß kam, brachte fie ohne Verzug bei ben eben ver⸗ 
jammelten Kammern einen Öefeßesentwurf ein, ber feine Ausführung 
unmöglih machte. Beide beeilten fi, ihn zu genehmigen. Aber 
nun brach aud ber Zorn ber imperialiltiichen Pariferprefie über den 
vereitelten Schachzug in belle Flammen aus und gab der franzöftichen 
Regierung Gelegenheit, die Sache in ihre eigenen Hände zu nehmen. 
Belgien konnte nicht umhin, fih auf Unterhandlungen einzulaffen, 
aber feine Negierung, zumal ber ebenfo gewandte als zähe Minifter: 
präfident Yrere:Orban, beharrte darauf, daß fie wohl möglicher 
Meife allerlei Erleichterungen im Eijenbabnbetrieb und für ben Ver: 
tehr zwilchen beiden Ländern in Intereſſe beider zugeſtehen könne, 
niemals aber, daß ein frember Staat ober eine frembe Gejellichaft 
einen Theil bes belgiihen Bahnſyſtems als Eigentbum erwerbe und 
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Belgien. unabhängig von ihr befige und benutze. Froͤre-Orban ging felber 
nah Paris und feiner patriotiſchen Feſtigkeit — unterflügt von England, 
beffen Gabinet ben englifhen Trabitionen bezüglih Belgiens nit 
untreu wurbe, fowie von bem unabhängigen Theile ber franzöfiiden 
Preffe, der ſich ber belgifchen Unabhängigkeit annahm unb ben Ge: 
lüften ber Taiferliden Regierung. unb ber Tailerliden Breffe mit 
Rückficht auf bie inneren Zuſtände Frankreich keinen Beiftanb leiſten 
wollte, während ſich Preußen abſichtlich ganz bei Seite hielt — gelang 
es ſchließlich, Frankreih zu zwingen, von ben Oftbahnverträgen 
gänzlich Umgang zu nehmen unb fi mit einem bloßen Betriebs: 
vertrage zu begnügen, der Belgien in keiner Weife zu nahe trat. 
Holland ging feinerfeits felbft barauf nicht ein. Frankreich aber 
hatte burch bie ziemlich ungeſchickt geführte Angelegenheit nichts er: 
reiht, ale daß das Mißtrauen Deutihlands in feine geheimen 
Plane verftärft war und daß fein Preitige durch das Scheitern 
dieſes Verſuches neuerdings einigen Schaben litt. Weniger be 
friebigendb ale biefe Wahrung ber Selbſtändigkeit Belgiens nad) 
Außen waren feine inneren Auflände Der am 23. Sanuar er: 
folgte Tod bes Kronprinzen war ein Schlag nit bloß für bie 
Dynaftie, fondern auch für das Land, da jene zunächſt nur mehr 
auf vier Augen fland. Was aber Belgiens innere Entiwidelung 
bauptfählih hemmt und zurüdbält, ift bie Macht und ber Einfluß 
ber katholiſchen Kirche und ber Path, Partei. In der Verfaffung if 
zwar bie Trennung zwiſchen Staat unb Kirche ausgefproden; that: 
ſächlich jedoch beherrſcht die Kirche große Gebiete, bie heut zu Tage 
ganz überwiegend nicht ihr, fondern dem Staate angehören follten, 
wie namentlich das öffentliche Unterrichtswefen. Obgleich bie liberale 
Partei fhon feit Jahren eine freilich nit allzu große Majorität in 
beiden Kammern befigt und base Minifterium ebenfo lange ihr an: 
gehört, fo hatte fie doch nicht den Muth, hierin entfchieben vorzu⸗ 
geben, die Rechte und Pflichten bes Staats in ihrem vollen Umfange in 
Anſpruch zu nehmen und bie Kirche auf ihr eigenes Gebiet einzufchränfen. 
Es ift möglich, daß die liberale Partei dabei im erften Anlauf 
unterlegen unb zunädft wieber in bie Oppofition zurüdgebrängt 
worben wäre; aber felbft bie wäre einer Fortſetzung bes bisherigen 
Schaukelſyſtems beiber Parteien noch vorzuziehen gewefen. Der 
Kampf ber Parteien Träftigt in ber Regel bas politiihe Bewußtſein 
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unb fördert bie Entwidelung; aber in Belgien ift das nicht ber Brigim. 
Tal, weil Wind und Sonne nit zwiſchen ben beiden Parteien 
glei getheilt find, weßhalb die liberale Partei, felbjt wenn fie am 
uber ift, nicht mehr vermag und fi bamit begnügen muß, wenigftens 
ein gewilles Gleichgewicht, und felbft biefes mühjam genug, aufrecht 
zu erhalten und ihre Eriftenz zu behaupten. Wäre bie katholiſche 
Partei, . B. durch Einführung des allgemeinen Etimmredhts, im 
Stande, bas entſchiedene Uebergewicht zu erringen unb zu behaupten, 
fo würde das Land vermuthlih ſchnell auf bie unterfie Stufe 
politifder Entwidelung herab und in Zuftänbe verfinten, wie wir fie 
fonft nur im Kirchenſtaat zu beobachten Gelegenheit haben, troß 
feiner freifinnigen Verfaſſung. Ohne geiftige Freiheit entbehrt bie 
politifche Freiheit ihrer natürlien und barum unentbehrlihen Grund: 
lage. In eigenthümlicher Weiſe complizirt ſich bamit bie frage ber 
nationalen Elemente, bes romaniſch⸗walloniſchen und bes germaniſch⸗ 
vlämiihen. Aud für fie iſt in ber Verfaflung bie Gleichberechtigung 
principiell ausgejprohen, aber auch in biefer Beziehung ift bie 
belgiſche Verfaflung niemals zur Wahrheit geworben. Das vlämilche 
Element it an Bollszahl das ftärkere, aber troßbem iſt das walloniſche im 
Staat nit nur das überwiegende, ſondern gerabezu das herrſchende. 
Das ganze Staatswejen Belgiens erſcheint als ein rein franzöftiches 
ober richtiger franzoͤſiſirtes. Das vlämifche Element fühlt fi mit 
Net beeinträchtigt, zurüdgefebt, faft nur wie gebulbet. Die Frage 
wird in ben Kammern faft jebes Jahr bei biefer ober jener Ges 
Vegenheit berührt; im Sabre 1869 führte fie zu mehrtägigen eins 
läßlihen Debatten, aber im Wefentliden ganz ohne Erfolg. Leider 
muß zugeftanden werben, daß bas vlämifhe Element, trotz aller 
übrigens fehr anerfennenswerthen Literarifchen Bemühungen Einzelner 
ſowie mannigfaltiger Vereine und Geſellſchaften, in feiner geiftigen 
Entwidelung dem franzöfihen entichieben nachſteht; das politifche 
Bewußtſein namentlich ſteht großentheils noch auf einer ſehr niebrigen 
Stufe, und daher ift es benn auch vorzugeweiſe bie vlämifche Bes 
völferung, auf welche fi bie katholiſche Partei und bie katholiſche 
Kirche in ihren unberechtigten Anſprüchen ſtützen. Immerhin bilden 
dieſe beiden Momente, bag Verhältniß bes Staats zur katholiſchen 
Kirche unb das gegenfeitige Verhältniß ber beiden nationalen Eles 
mente ber Bevölferungen, die Schattenjeite Belgiens und ift in ihnen 
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Belgien. ber Grund zu fuchen, warum Belgien für Europa lange nicht bie 
jenige Bebeutung hat, bie es haben könnte und haben follte. 

Sqhwein Unſtreitig iſt die Schweiz, obgleich kleiner als Belgien, für 
Europa und die Entwickelung der politiſchen und ſocialen Ideen 
viel wichtiger als Belgien. Von einer Unfreiheit bes Staats gegen: 
über der Kirche ift in ber Schweiz, wenige Bruchtheile ausgenommen, 
feine Rede unb die verfchiedenen Nationalitäten leben bier in vell: 
tommenfter Freiheit neben einanter. frei ift denn aud in ber 
Schweiz die Bewegung ber been, bie politifhe und ſociale Arbeit 
und zumal das Jahr 1869 war für bie Schweiz ein ſehr bebeut: 
fames und feine Bedeutung wirb mit ber Zeit weit über bie Grenzen 
bes kleinen Landes binausreihen. Durch ben Sturz ber Regierung 
von Züri im Jahre 1868 erhielt das bisher in der Schweiz über: 
wiegend herrſchende Repräjentativfgftem den Tobesftoß. Im Jahre 1869 
folgten Bern, Solothurn, Thurgau, Aargau ꝛc. mit ber Einführung 
bes obligatoriichen Neferendums unb ber Volksinitiative in ihre 
Verfafjungen und errang das Syſtem birecter Volksherrſchaft be: 
finitiv die Oberhand. Schon wurbe in ber Prefle, in Vereinen und 
Verfammlungen lebhaft bie Frage bebattirt, das Princip auch in 
die Bunbesverfaffung einzuführen. Doch fchien es zweifelhaft, ob 
eine Bundesrevifion in ber Bundesverfammlung unb fpäter in ber 
allgemeinen Abftimmung bes Volles durchzuſetzen fein würbe. Ziemlich 
gegen Erwartung gelang es indeß noch vor dem Schluß bes Jahres 
eine Majorität in beiden Räthen zu Stande zu bringen, weldye ſich 
grundfählih für eine Revifion der Bunbesverfaflung ausſprach und 
ben Bundesrath beauftragte, in ber nächſten Seſſion darüber An: 
träge einzubringen. Ob fi inzwiſchen das Princip bes Referendums 
au nur in den Kantonen bewähren wird, fteht allerbinge bahin. Tas 
Schweizervolk ſcheint aber in ber That politifch entwidelt und gebilbet 
genug zu fein auch bazu: bie erften Verſuche, bie noch im Laufe bes 
Sahres 1869 gemacht wurben, fielen vollftänbig befriebigend aus. Ben 
viel weiter tragender Bebeutung noch als biefe politiihen Reformen 
Könnten ſich indeß möglicher Weife bie finanziellen Grunbfäße erweijen, 
die mit ber neuen Ordnung ber Dinge zunädft in Zürich zur 
Geltung kamen. Schon feit längerer Zeit war bort bie Salzabgate 
im Grunde bie einzige inbirecte Steuer. Wiederholt herabgeſetzt, 
ſcheint auch fie fchlieglich auf ein Minimum rebuzirt und faft nur mehr 
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eine nominelle zu fein. Das ganze Staatsfinanzwefen beruht nun⸗ Squein 
mehr fo zu fagen ausihlieplih auf birecten Steuern, ber Gewerbes: 
und ber Vermögensfteuerr. Doch ſchien auch bas noch nicht genug 

zu fein. In Folge ber neueften Ummälzung wurbe bie vollftänbige 
Unentgeltligteit bes Volksunterrichts ausgeſprochen und zugleich bie 
Ausrüftung ber Milizen, bie bisher ben Pflichtigen felber oblag, 
bem Staate aufgebürbet. Der dadurch entftehende Ausfall ber 
Staatsfinanzen fol durch cine Erbicaftsfteuer und durch die Ein: 
führung ber BProgreflion in bie Vermögensſteuer gebedit werben. 
Mit andern Worten, bie Laſt des Staates ſoll ganz überwiegend 
auf bie befibenden Klaffen gewälzt werben. Ob unb wie biejes 
Princip wird burdgeführt werben und namentlih ob bie zunädhft 
aus ber Ummälzung bervorgegangene Regierung im Stande fein 
werbe, basjelbe mit Maß und mit ber unumgänglich erforberlichen 
Schonung burdzuführen, wirb nicht ganz ohne Grund vielfach be: 
zweifelt und kann erft der Erfolg zeigen. Volkewirthſchaftlich tft 
basfelbe ohne Zweifel vollkommen rationell und — das einzige Mittel, 

ben NAusfchreitungen unb ben verfchrobenen Ideen und Beitrebungen 

bes GSocialismus entgegen zu treten unb ihn zu überwinden. Diefe Seciali⸗ 
Beftrebungen traten auch im Jahre 1869 mehrfach in prägnanter ne 
Weife zu Tage. Wenn biefelben, wie bei ber Verfammlung ber ‚m. 
internationalen Arbeiteraffociation in Bafel, dahin gehen, das Grund: 
eigenthum völlig abzufhaffen und das Erbrecht wenigftens in Frage 

zu ftellen, ober, wie mehrfach, bie tägliche Arbeitszeit auf 114, 10 
ober gar nur 8 Stunden befchränten zu wollen, die Stüdarbeit an- 
zugreifen unb bamit für ben weniger geſchickten und faulen Arbeiter 
benfelben Lohn zu verlangen wie für ben gefdhidteren und fleißigen, 
enblich Frauensperjonen wie Kinder von ber Arbeit ganz ausſchließen, 
bauptfächlih bo nur um bie Goncurrenz auf bem Arbeitsmarkte 

zu vermindern, fo fchlagen fie bamit allen gefunden Prineipien ber 
Volkswirthſchaft ins Geſicht und ftellen fih auf einen Boden, auf 
bem fie zwar große Berwirrungen und heftige Zudungen, nimmers 
mehr aber Erfolge von irgend welder Dauer erreichen koͤnnen. 
Mas die fog. arbeitende Klaſſe zu verlangen berechtigt ift, war in 
erfter Linie die Befeitigung aller bisherigen Hemmniffe, ihre Arbeits: 
kraft nach eigenem Belieben und nad eigenem Ermeflen, wohin 
namentlih auch das freilich gefährliche Recht Strike zu machen 
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Seieti- unbebingt gehört, zu verwerthen. Dieß hat fie im Laufe des Ichten 


ſtiſche 
Beſtre⸗ 


bungen. 


Jahrzehnts fo ziemlich überall erreicht und tft man überall bemüht, 
aud bie legten Confequenzen daraus zu ihren Gunften zu zichen. 
Wenn fie dagegen weiter geht und fich unter eigennüßigen ober verfchrobenen 
Führern bemüht, auch die unabänberlicen, in ber Natur ber Dinge 
liegenden unb von ber Wiflenfhaft anerkannten und immer neu be 
feltigten Gefege der Erzeugung und Bertheilung ber Arbeitsprobuce 
über ben Haufen zu werfen und durch felbjt gemachte Utepien aller 
Art zu erjegen, fo muß und wird fie barin fcheitern unb ben Kepi 
an ber Gewalt ber Dinge möglicher Weije blutig einrennen. Bas 
fie über jene Errungenſchaften mit Recht noch verlangen Tann, il 
eine allmälige Herabfegung und endliche Abſchaffung aller inbirerten 
Steuern, bie allerbings auf den wenig ober nichts befibenben Klai: 
fen viel ſchwerer laſten als auf ben befigenben, unb ferner weitere 
Entlaftungen bezüglid Schulgeld, Militärlaft u..dgl., wie eben in 
ber Schweiz dießfalls Verſuche gemacht werben. Alles derartige geht 


— 





aber im Grunde nur dahin und kaun nicht weiter gehen als Sonne 


und Wind bei dem Bemühen, ſich durchs Leben hindurchzuarbeiten 
zwiſchen ben ſog. arbeitenden und ben beſitzenden Klafſen gerechter 
und billiger, als es bisher ber Fall war, zu theilen und jenen bie 
Möglichkeit, fih emporzuarbeiten, immer freier zu machen. Das it 
allerdings gerecht und billig; alles was barüber binausgeht, ift aus 
bem Böfen und fann und wirb nicht erreiht werben. Fleiß und 
Sparſamkeit waren jeberzeit bie einzigen Mittel, e8 von Nichts oder 
bo von Wenigem zu Etwas zu bringen unb werben es wohl aud 
bleiben. Heutzutage aber find Diele nur zu geneigt, dieß zu ver: 
kennen und fih von Führern verführen zu lafien, bie nur ihr eigenes 
intereffe im Auge haben und ihrem eigenen Ehrgeize fröbnen und 
zudem ber arbeitenden Klaſſe nicht, oder doch nur ſehr uneigentlich 


Sqwein. angehören. Um inbeß wieder fpeziell auf bie Schweiz zurũckzukom⸗ 


men, fo verdienen auch noch bie Auftrengungen, bie von ihr gemacht 
wurben, eine Aipeneifenbahn über ben Gottharb zu ermöglichen, Er: 
wähnung. Diejelben führten vorerft zu einer DVerftänbigung ber 
babei zunächft betheiligten Kantone und im weiteren Verfolge zu 
einer internationalen Gonferenz in Bern, bie allem Anſchein nad 


zu einer ſchließlichen Verftänbigung mit Italien und Deutihlaub zur 


Ausführung bes großen Werkes ben feiten Grund gelegt bat. Die 
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baburd allerbings beeinträchtigten fpeciellen Intereſſen ber Oſt⸗ und ber Same 
Weſtſchweiz (Splügen: und Simplenproject) ſcheinen fi fügen zu muſſen. 
Mit im Borbergrunbe ber europälfcgen Interefien unb ber 
Bewegung ber Geifter ſtand auch während bes Jahres 1869 bie 
Trage über das Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche. Mehr und 
mehr verliert die Kirche bie von ihr bisher auf ſtaatlichem Boben 
eingenommenen unb mit großer Zahigkeit vertbeibigten Stellungen. 
Ein Hauptſchlag in biefer Beziehung erfolgte im verfloffenen Jahre engianı 
in England. Die nad glüdliher Durchführung ber Wahlreform 
in Folge ber Neuwahl bes Parlaments wieber ans Ruder gelangte 
Tiberale Partei mußte bie Frage ber proteftantiichen Staatskirche in 
Irland in bie Hanb nehmen und nahm fie auch unter Leitung bes 
Minifteriums Gladſtone energiih in bie Hand. Irland bildet forts 
mährend eine offene Wunde an bem fonft weientlih gefunden Koͤr⸗ 
per Großbrittaniene, und England mußte, namentlih auch mit Rüde 
fit auf das bauernb geipannte Verhältniß zu Norbamerila, daran 
denken, biefe Wunbe wo immer möglich unb felbft mit ben größten 
Dpfern zu fchließen und zu heilen. Zu biefem Ende hin blieb 
nichts anberes übrig, als ben Stein bes Anftoßes, ben bie protes 
ſtantiſche Staatskirche in Irland ſeit Jahrhunderten bildete, endlich 
aus bem Wege zu räumen unb ferner bie fog. Landfrage, b. h. 
das Verhaͤltniß ber Pächter zu ihren meift engliſchen großen Grund⸗ 
herren einer neuen geſetzlichen Ordnung zu unterziehen. Das Ich 
tere wurbe vorerfi aufs folgende Jahr verſchoben, bie erftere Ange⸗ 
Tegenheit bagegen fofort in Angriff genommen. Glabftone Iegte bem 
Unterbaufe einen umfaflenden Plan vor, nad weldem bie iriſche 
Staatskirche ihrer ſtaatlichen Eigenſchaft und zugleich auch bes grö- 
Beren Theile ihrer reihen Beſitzthümer entkleidet werben follte, um 
damit verſchiedenen hoͤchſt dringenden, weltlichen Bebürfnifien Irlands 
zu genügen; mit bem Reſt follten bie Proteftanten Irlands fi als 
freie kirchliche Genoſſenſchaft organifiren köͤnnen. Im Unterhaufe 
war dem Plane nach beiden Seiten hin von vorneherein die Mehr⸗ 
heit gefiert, Das Oberhaus dagegen ſchien einen Augenblick ge 
neigt, bie ganze Bill zu verwerfen, befann ſich ‘aber ſchließlich doch 
eines Beflern und war nur noch bemüht, ber künftigen freien trifchen 
Hochkirche einen größeren Theil weltlicher Reichthümer zu ſichern, 
als ihr Regierung, Unterhaus und bie überwiegende Mehrheit ber 
. 84 
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England. öffentlichen Meinung zugeftehen wollten. Das Unterhaus ſchickte zwar 


Stalien. 


anfänglich) bie ganz verftümmelte Bill dem Oberhaus zurüd unb bie 
öffentliche Meinung gerieth bereits in eine für biejes offenbar gefährliche 
Agitation. Noch ſchnell genug zog fi das Oberbaus jedoch aus ber 
Schlinge und ſchloß mit ber Regierung, bie bazu fehr bereit war, ein 
Compromiß, ben fi das Unterhaus gefallen ließ und ohne Debatte 
genehmigte. Immerhin war bie Loͤſung ber Trage ein gewaltiger Schritt, 
zu bem fi England entfhloß. Der Erfolg entſprach trotzdem zunädft 
wenigftens feinen Erwartungen nur in fehr ungenügendbem Maße. 
Die Stimmung in Irland blieb weſentlich diefelbe feindliche, gefahr: 
lihe. Was Jahrhunderte verbroden, kann eine Turze Epanne Zeit 
nicht alsbald wieder gut machen. Indeß, wenn es bem Parlament mit 
ber Unterſtützung ber dffentliden Meinung gelingt, bie freilich noch 
viel ſchwierigere Lanbfrage in billiger Weiſe zu Iöfen,fo flebt zu Hoffen, 
daß allmälig gefunbere Zuftände in Irland eintreten und eine Stim⸗ 
mung weit, die England nachgerade nidht ohne Grund beunruhigt 

Unenbli viel ſchwieriger ift bie Neugeftaltung bes Verhält⸗ 
niffes zwiſchen Staat und Kirche für bie Tatholifhe Welt. Die 
katholiſche Kirche ift viel ftärker organifirt und bie römifdde Curie ift 
nicht gemeint, auch nur auf das Pleinfte ihrer noch beftehenben Redhte ober 
auch bloß Prätenfionen zu verzichten. Die Aufrechthaltung ber weltlichen 
Herrihaft bes Papftes, das Ergebnif anderer politifher Zuſtände und 
anderer politifcher Anfchauungen, als die Keutigen überall find, ift auf 
die Dauer geradezu unmöglich. Dennoch Mammert er fi an biefelbe, 
ale ob davon das Heil ber Religion, ber Kirche, der Welt abhinge. 
Und wie bald fie Italien, dem das Meine Gebiet früher ober fpäter 
zufallen muß, auch wirklich zufallen wird, fteht dahin. Vorerſt be 
hauptete fih auch noch für 1869 die Curie im Beſihe, freilih nur 
mit Hülfe Frankreichs, defien Herrſcher aus übrigens rein weltlichen 
Motiven e8 in feinem Intereſſe findet, ben Schirmberrn bes Papftes 
borzuftellen und eine militärifche Pofition nicht aufzugeben, bie ihn 
in Stand ſetzt, jeden Augenblid Italien entzwei zu ſchneiden und 
durch bie er biefes in fortbauernder Abhängigkeit von fi erhält. 
Stalien fühlt wohl das Unmürbige feiner Lage, aber es fühlt fi 
auch viel zu ſchwach, um biefelbe zu durchbrechen. Stalien kanm 
fi nit ftark fühlen, denn es war zum geringften Theile es felber, 
das durch ernfte ausbauernbe politifche Arbeit feine Einheit erfämpft 
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und allmältg ausgebilbet bat. So wohlthätig fie für bie Nation Ytatim, 
und für Europa ift, fo verdankt es fie doch faſt ausſchließlich bem 
Stüde: bie Lombardei hat ihm Frankreich, Neapel Garibalbi, Venetien 
Deutiäland erobert. Das ganze italieniſche Staatsweſen macht ben 
Eindrud von etwas nur halb Reifen, vielfach noch Unvollenbetem. 
Das junge Königreich blieb ſchwach und wenn es nicht wieber aus: 
einanber fiel, jo verdankte es bieß nicht zum geringften Theil ber 
Thatfache, daß fchon ber Gedanke an ein Zurüdfinten in bie früs 
beren in ber That noch viel traurigeren Zuftänbe bem weitaus grö: 
Beren Theil der Nation gerabezu unerträglich fchien. Inzwiſchen 
ftehen ber ewige Wechſel ber Minifterien, bie Außerft ſchwierige 
Finanzlage und ber Mangel feftgeglieberter Parteien im Volke und 
im Parlamente ber Conſolidation als ebenfo viel Hemmniſſe ent: 
gegen. Zumal das Ichtere Moment; auch das Minifterium Menabrea- 
Digny mußte es erfahren, obgleidh e6 zu Anfang bes Jahres 1869 
eine längere Dauer verfprach, als eine ganze Reihe feiner Vorgän⸗ 
ger. Der Finanzminifter Cambray⸗Digny ſchien fi reblih und 
mit Einfiht Mühe zu geben, um Orbnung in bie Finanzen zu 
Bringen und wenigſtens bie Ausfigt auf eine Herftellung bes Gleich⸗ 
gewichts in benjelben zu erzielen. Im Yrühjahr Iegte er zu bie 
fen Behufe dem Parlament eine Reihe von umfaflenden Maß: 
regeln vor. Aber es zeigte ſich, daß er nicht im Stande war, ba= 
für eine Majorität im Parlamente zu gewinnen unb [don im Som: 
mer mußte er feinen ganzen Plan als gefcheitert erachten unb bar: 
auf verzichten. Es blieb auch ihm nichts anderes übrig, ale ſich 
durdyguhelfen wie bisher, fo gut es eben ging unb bie Finanzlage 
in dem wahrhaft Mäglihen Zuſtand zu laſſen, in bem fie fich 
feit Jahren durchſchleppt. Nochmals ſchien jedoch dem Miniftertum 
das Gluͤck zu lächeln. Um bie Mitte bes Jahres trennte ſich bie 
Bartei ber fog. Permanenten, b. 5. ber Vertreter Piemonts, bes 
gefunbeften und politifch Bräftigften Theiles ber Halbinfel, bie ſich 
feit der Septemberconvention und ſeit der Verlegung ber Hauptſtadt 
von Turin nad Florenz von ber Regierung geſchieben unb mit ber 
Dppofltion gemeinfame Sache gemacht hatte, wieber von biefer und 
verftändigte fit mit ber Regierung. Es ſchien, als ob fi nun⸗ 

| mehr im Parlament eine ftarke Partei bilden würde, auf bie ſich 

Ä bie Regierung mit einiger Sicherheit ſtützen könnte. Allein auch 

| gge 
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Salıen. biefer Schein zeigte fid als trügeriſch. Die verſchiedenen Parteien 


ober Tsractionen ber Kammer blieben biefelben, nur bemüht, ſich 
felber durch irgend melde Gombinationen ans Ruder zu bringen. 
Als das Parlament im November wieder zufammentrat, lagen biele 
Sombinationen dem Minifterium Menabrea ungünflig: es unterlag bei 
ber Wahl des Kanımerpräfibenten und mar genöthigt, feine Demiflion 
zu geben, Nur mit Mühe brachte Lanza Mitte Dezember ein neues 
Gabinet zu Stande, das auch feinerfeit6 auf nichts weniger rechnen 
fonnte, al® darauf, von einer hinreichenden unb feſt zuſammenhal⸗ 
tenden Majorität unterftüßt gu werben. 

Ein ganz anderes Schaufpiel bot Rom gegen Enbe bes Jah: 


“res. Gefährbet in feinem weltlichen Beſitze unb durch bie Ideen 


ber Zeit von allen Seiten bebrängt, hatte ber Papft ben Plan ge 
faßt, mit Hülfe eines allgemeinen Concils feine Stellung nit nur 
zu behaupten, fonbern, wie er badhte, in ganz eminenter Weiſe zu 
befeftigen.. Das Eoncil war Ion im Jahre zuvor angefünbigt 
worben und follte am 8. Dezember 1869 eröffnet werben. Das 
Jahr verging in Rom unter ben Vorbereitungen bazu. Ueber bas, 
was ber Papſt eigentlich beabfichtigte, wurbe indeß in Rom umb 
von Rom aus bas bichtefte Geheimniß bewahrt. Bon anderer Seite 
wurbe jebod ber Schleier fhon zu Anfang befielben gelüfte. Bon 
ben Sefuiten beeinflußt, Dachte ber Papft bie von ber Kirche in An: 
ſpruch genommene Unfehlbarteit dur das Eoncil auf fi und feine 
Nachfolger übertragen zu laffen und zugleich feine Gewalt über bie 
Biihöfe in berjelben ungemefjenen Weile zu vermehren. Der Plar 
wurbe von feinem Organ, ber Civiltà cattolica in nidyt mißzuverſtehen⸗ 
der Weile angebeutet, in Deutſchland aber alsbalb ans Licht gezogen 
und mit einer, ber römifhen weit überlegenen, umfaſſenden Gelehr⸗ 
famfeit befämpft. Im Rom machte ber Angriff nur geringen Ein⸗ 
brud: Pins IX. fühlte fi bereits ale das unfehlbare Haupt ber 
unfeblbaren Kirche. An der Zuftimmung bes Concils wurbe gar 
nicht gezweifelt, ja man gab fi in Rom, wie es fcheint, fogar ber 
Hoffnung bin, biefelbe werbe vielleicht ohne alle Discufiion ſofort 
durch allgemeine Acclamation ausgeſprochen werben. Inzwiſchen 
wurben aber doch au Feine Maßregeln weltlicher Klugheit unters 
laſſen, um fih ben Erfolg zu fihern. Goncile waren biöher von 
ben Katjern allein ober im Einverſtändniß mit bem Bapfte einbe 
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rufen worben. Das bießmalige wurde vom Papfte allein in fous 
veräner Machtvolllommenheit ausgeſchrieben ohne alle vorherige Ber: 
ſtãndigung mit ben Regierungen, von welchen erwartet wurbe, daß fie 
„den Bilhäfen keinerlei Schwierigkeiten in ben Weg legen würben, 
fi daran zu beiheiligen”. Das war benn auch ber Fall: Rußland 
allein madte eine Ausnahme. Zu ben früheren Goncilien hatten 
ferner bie verfhiebenen Regierungen ihre Legaten abgeſchickt, die fich 
an ben Verhandlungen betheiligten und ohne beren Zuftimmung 
nit leicht ein Beſchluß gefaht worben war. Die Regierungen 
waren ſchwankend, ob fie auch dießmal bas Verlangen bazu ftellen, 
die Eurie, ob fie, wenn geftellt, e8 gewähren ſollte. Schließlich 
verzichteten indeß jene unter bem Borgange Frankreichs auf bie 
bisherige Gepflogenheit und bie Eurie war bamit fehr einverftanden. 
Die Fee der Trennung zwiſchen Staat und Kirche hatte auf jener 
Seite augenſcheinlich bereits große Fortſchritte gemacht und bie Curie 
Tieß fich die Conſequenzen berjelben gerne gefallen, fo weit fie ihr 
überhaupt bienten unb ihren Planen förberlid fchienen. Die Res 
gierungen fchienen überhaupt ber Eröffnung bes Concils entgegen: 
zufehen, al& ob baffelbe ihre Intereſſen gar nicht berühre, ober als 
ob es hinterher noch immer Zeit fei, diefelben zu wahren. Nur ber 
Miniſter Bayerns, Fürft Hohenlohe, legte größere Vorausſicht an 
ben Tag. Dur eine Eircularbepefhe vom 9. April forderte er 
bie Cabinette auf, fi wenigftens unter einander ſchon vorläufig zu 
benehmen. Allein fein Borfhlag fanb keinen Anklang: Frankreich 
unb Defterreih lehnten ihn ab, womit er babin fiel. So trieb bie 
Welt gleihfam mit verbundenen Augen einem Ereigniſſe entgegen, 
befjen Folgen gar nicht zu berechnen waren unb vor denen fie doch 
gewarnt worben war. Die Sffentlihe Meinung war inzwiſchen 
unrubig geworben unb in Deutſchland traten bie erften Eymptome 
einer Oppofition auch in weiteren Kreifen zu Tage. Die beutichen 
Bilchäfe hielten es jedoch für paſſend, fie zu beichwidtigen. In 
Fulda zufammengetreten, erließen fie einen SHirtenbrief, in bem fle 
glauben zu maden ſuchten, was man befürchte, fei in Wahrheit nicht 
zu befürchten, wobei inteß zugleich eine leiſe Warnung aud für 
Rom ausgeſprochen fein folltee Denn ihrer Sache ſicher waren 
auch die Biſchöfe nicht, da fie von Rom aus über die dem Concil 
zu machenden Vorlagen gänzlih im Dunkel gelaffen wurben. Völlig 
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Rem. unvorbereitet follten fie nad Rom kommen, nad) Rom, wo über 


dieß in ben Händen ber @urie mehr als anderewo Mittel aller 
Art waren, um eine allfällige Oppofition zu erſchweren, nöthigenfalls 
zu brechen. In ber That kamen bie Biſchöfe au Anfangs Dezem⸗ 
ber völlig unvorbereitet in ber hl. Stabt zufammen. Um fo genauer 
wußte bie Gurie, mas fie wollte, und um fo umfaflenber und ficherer 
batte fie.alle Maßnahmen getroffen, ihren Zwed zu erreihen. Zwei 
Verfügungen namentli follten ihr ben Weg bazu von vorneherein 
ebnen. Zunähft entzog eine Bulle des Papſtes bem Eoncil für alle 
Zukunft jede Einflußnahme auf eine Papftwahl, wofern eine folde 
eiwa in bie Zeit bes verfammelten Goncils fallen follte und bann 
octroyirte ber Papſt dem Concil eine Gefchäftsorbnung, bie eine 
freie Bewegung neben, geſchweige denn über ihm völlig unmöglid 
erſcheinen ließ, bie Initiative der Biſchöfe illuſoriſch machte und eine 
folge vielmehr allein und ausſchließlich ber Eurie wahrte. Zugleich 
wußte dieſe auch fofort ganz wie in einem weltlichen Parlamente 
fih der Majorität zu verfihern unb durch biefe die Oppofition, fo 
weit eine foldge zu befürdten ftand, von ber Leitung auszuichließen: 
bie von ber octropirten Geſchäftsorbnung geforberten vier Ausſchüſſe 
(Delegationen) wurben ausſchließlich aus ganz zuverläfligen Biſchs⸗ 
fen zufammengeicht und aud nit Ein Mitglied in biefelben zuge 
laſſen, befien bie Eurie nit zum voraus für ihre Vorlagen, fie 
mochten wie immer lauten, völlig ficher fein Zonnte. Bis zum 
Schluſſe bes Jahres Fam das Concil indeß nicht über bie erfien 
Vorarbeiten hinaus. Nur fo viel wurde fon bie dahin Klar, daß 
von Seite einer Anzahl beuticher, öfterreihifchungariicder und frau⸗ 
zöfiiher Biſchoͤſe eine Oppofition gegen bie Pläne ber Gurie zu ge 
wärtigen ftehe, beren Energie und Ausbauer freilich vorerft nicht zu 
bemeflen war. Vorerſt hatte fie nicht ben Muth, gegen bie octropirte 
Geſchäftsordnung, bie ihr die Hände banb und binben follte, 
offen zu proteftiren und ebenfo laut wie energiich ihre Zurücknahme 
zu verlangen. Zu ihrer Entſchuldigung mag indeß gejagt werben, 
baß die Biſchöfe fih erft kennen lernen mußten, bevor fie fich zu: 
fammenfinden und zufammen vorgeben konnten. Dod hatte ſchon 
jegt der croatiſche Biſchof Stroßmayer den Muth zu einer Philip⸗ 
pica gegen ben augenblidlich in Rom allmädtigen Orden ber Je: 
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fuiten, wofür er freilid von bem vorſitzenden Garbinal fofort zur 
Drbnung gerufen wurde. 

Inzwiſchen griffen bie mobernen been, die ber HI. Stuhl zu Spanien. 
bekämpfen fich berufen fühlte, fortwährend unb immer weiter um 
fig und noch bevor ber Bapft, hauptlählih auch um jene been 
mit größerer Kraft und Autorität zu befämpfen, vom Concil fämmt- 
licher Biſchöfe der katholiſchen Chriftenheit ein Anſehen in Anfprud 
nahm, bas ihn weit über die Stellung eines bloßen Menſchen 
emporbeben unb zu einer Art Gott auf Erben maden follte, war 
ibm aud ber letzte Staat, der ihm bisher noch unbebingte Unter: 
würfigleit gezollt batte, untreu geworben und batte ſich jenen moder⸗ 
nen been auch ibm gegenüber ergeben, Spanien, Nachdem im 
September 1868 durch die Vertreibung ber Königin Iſabella bie 
Eouveränetät ber ſpaniſchen Nation von dieſer revinbicirt und all: 
gemein anerfannt worben war, fanden am 15. Januar die allge: 
meinen Wahlen zu ben conftituirenden Gortes ſtatt. Dieſelben 
wurden ſchon am 11. Februar eröffnet. Cie machten fi ſofort 
an ihre hauptjächlihite Aufgabe, bie Ausarbeitung einer neuen Ber: 
faflung, ſetzten bafür zunächſt einen Ausſchuß nieder und begannen 
am 6. April den von ihm vorgelegten DBerfaflungsentwurf ihrer Be: 
ratbung zu unterziehen. Bon der Berfammlung gehörten nur wenige, 
kaum 30, ben geflürzten Parteien der JIſabelliſten, Carliften und 
Neokatholiken ober Ultramontanen, etwa 60 bis 70 der republika⸗ 
nifhen Partei, etwas mehr ber jog. Liberalen Union, ber Reit ben 
Progreſſiſten oder liberalen Monardiften und monardiihen Demo: 
traten an: bie zuerit genannten bilbeten bie Rechte, Unionijten unb 
Progrefliften das rechte und linke Centrum, bie Republikaner bie 
Linke; die beiben Gentren machten bie weit überwiegende Mehrheit 
aus unb gingen vorerſt troß gewiſſer tief greifender Differenzen 
enifchieben zufammen; ihnen gehörte auch bie provijorijche Regierung 
an, die aus ber Revolution vom September hervorgegangen war. 
Die Regierung und bie große Mehrheit ber Eorted waren über bie 
Grundzüge ber neuen Verfaſſung von vorncherein einig und ber 
Entwurf gab baber im Ganzen zu feinen allzu Tebhaften Debatten 
Veranlaſſung. Nur bezüglich zweier Punkte war bas nicht ber Fall, 
bezüglich ber Frage über das Verbältnig zwiſchen Staat und Kirche 
unb bezüglih ber beantragten monarchiſchen Verfaſſung. Zuerit 
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Syesien.entipann ſich der Kampf über jene Frage. Die Eommiffion bean: 
tragte bafür: „Art. 20: Die Nation verpflidtet fih, ben Gultus 
und bie Diener ber katholiſchen Religion zu erhalten. Ari. 21. 
Die Bfientliche ober Häuslihe Ausübung jebes andern Gulius wirb 
allen in Spanien lebenden Fremden ohne weitere Einſchränkung als 
bie allgemeinen Regeln ber Moral und bes Reis geramtirt. Yür 
ben Hall, daß einige Spanier ſich zu einer anberen als ber katho⸗ 
liſchen Religion befennen follten, ift für fie bie gleiche Verfügung 
gültig.” Wenn au etwas ſchüchtern und gleihfam nur auf einem 
Ummege follte dadurch das große Princip ber Slaubensfreiheit aud 
in Spanien verfaflungsmäßig anerkannt werben; bie Republilaner 
befämpften ben eriten, bie Wbfolutiften ben zweiten biefer Artikel 
mit lebhaften Eifer unb großer Zähigleit aber ohne Erfolg: ber 
erfte wurbe mit 176 gegen 76, ber zweite mit 163 gegen 40 Stim⸗ 
men angenommen unb zwar mit bem Zuſatze: „Die Erwerbung und 
Ausübung ber bürgerligen und politiſchen Rechte find unabhängig 
von ber Religion, zu ber fi bie Spanier befennen.” Noch hefti⸗ 
gere Debatten erregten aber Art. 32 und 33 bes Entwurf. „Art. 
32: „Die Souveränetät liegt im ber Nation unb alle Gewalten 
gehen vom Volle aus. Urt. 33: Die Form ber Regierung ber 
fpanifchen Nation iſt bie Monardie." Die Republitaner befämpften 
biefelben mit großem Eifer unb ber Außerfien Hartnädigleit und 
ftellten dafür eine ganze Reihe von Amenbemente. ber bei der Ab- 
flimmung unterlagen fie und flegte die Monardie ſchließlich mit 
214 gegen 71 Stimmen. Der Reſt des Entwurfs machte Teine 
bebeutende Schwierigkeit mehr unb am 1. Juni wurbe bie im Gans: 
zen ziemlich demokratiſche Verfafſung als Ganzes mit 214 gegen 
55 Stimmen angenommen. Die renctionäre Fraction ber Verſamm⸗ 
lung enibielt fi ber Abſtimmung und bie republikaniſche ſtimmte 
gegen bie Berfaflung, gab aber bie Zuficherung, ben Beſchluß ber 
Cortes zu achten. Beide Hatten ihre Hintergebanten, wie ſich bald 
zeigte. Kaum hatten fi am 16. Juli bie Gortes, nachdem fie noch 
ein Regentipaftsgefeh angenommen unb General Serrano provilo 
riſch zum Regenten ernannt hatten, bis zum 1. October vertagt, fo 
erhoben die Garliften die Fahne der Revolution. Ihr Prätenbent, 
ber fich Garlos VIL nannte, unb unmittelbar vorber eine Art Mas 
nifeft erlaſſen Hatte, in welchem er manderlei Schönes und Gutes 
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verfpradg, daneben aber aud ben Spaniern bie Wieberherftellung be6&penien. 
Staubenszwanges in Ausfidht ftellte, wartete an ber Grenze. Der 
Verſuch mißlang jedoch vollftändig und jämmerlih. Es gelang bem, 
meift von Prieftern angeführten Bauernbanden nicht, fich eines eins 
zigen feiten ober auch font nur nennenswerthen Plabes zu bemäch⸗ 
tigen. Der Earliemus iſt für Epanien offenbar body ein nachgerabe 
überwunbener Standpuntt unb bat für bie Zukunft Teinerlei Aus⸗ 
fiht mehr, höchſtens nod in ben baskiſchen Provingen und ſelbſt ba 
lange nidyt mehr in ber früheren Stärke. Um fo träftiger rührte 
fih dagegen die republifanifche Partei und zwar im Anſchluß an die 
Erinnerungen ber keineswegs ganz erloihenen Autonomie ber Pros 
vinzen. Ueberall hatten .fie fi) nad Provinzen organifirt, beren Aus⸗ 
fchüffe wieber ihre Delegirten nah Madrid fanbten in eine Art 
Eentralcomite, offenbar um bereit zu fein, im geeigneten Augenblid 
jofort die Megierung im Namen ber bemofratifchen Foderativrepublik 
in bie Hände zu nehmen. innerhalb der Partei machten ſich ins 
bei zwei Strömungen geltend. Die große Mehrzahl ber Führer 
machte fih darüber Feine Slufionen, baß bie Partei, obwohl ihr 
außer Mabrib fat alle großen Stäbte des Landes angehörten, doch 
nur eine Minberbeit ber Nation ausmache und baf namentlich bas 
Landvolk für ihre been und Beftrebungen noch durchaus nicht reif 
ſei. Sie waren baber geneigt, fi troß bes fog. monardiidhen Ar: 
tikels innerhalb ber Verfaffung zu halten, fo lange biefelbe aud von 
Seite ber beftebenden Regierung nicht verletzt werde. Sie glaubten 
von jenem Artikel vorerft um fo eher Umgang nehmen zu Fönnen, 
als zwar nunmehr allerbinge verfaffungsmäßig ausgeiprochen war, 
daß Spanien eine Monardhie fein folle, ber Tünftige Inhaber bes 
Thrones aber no nicht gefunden war, unb fie wohl mußten, daß 
über biefe Perfonalfrage die monarchiſch gefinnte Mehrheit ber Cor: 
tes nichts weniger als einig war, daß biefe barüber leicht gänzlid 
auseinanberfallen und ber republifanifchen Partei dadurch bebeutenbe 
Chancen erwachſen koͤnnten. Tie Maſſen der Partei in mehreren 
großen Städten waren bagegegen wenig geneigt, fi mit ſolchen Er: 
wägungen zu begnügen, fonbern vielmehr fehr geneigt, bie Majorität, bie 
fie in jenen batten, zu benüben, um ihr Ideal wenigſtens in biejen 
fofort zu verwirfligen unb es fo zur Krifis zu treiben. Namentlich 
in Gatalonien und Anbaluflen tauchten wieberbolt republikaniſche 
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Spanien. Banden auf unb im September und October braden in Barcelona, 
Saragofia, Valencia x. fürmliche Aufftänbe aus, bie aber ohne all: 
zu große Schwierigkeit unterbrüdt werben Tonnten, mit Ausnahme 
besjenigen in Valencia, ber nur mit flarfen Streitlräften umb nur 
mit Mühe bewältigt werben Tonnte. Noch vor Ende October war 
indeß bie Ruhe überall wieder bergeftellt unb mußten ſich bie Re 
publifaner allerwärts fügen, ohne daß die Regierung aber ſtark genug 
geweſen wäre, fie auch zum Aufgeben ihrer Organifation zu zwingen, 
bie wenigften® großentheils beftehen blieb. Es ift auch möglidy, daß 
Prim, zwar nit das Haupt, aber unzweifelhaft der einflußreidite 
unb mädhtigite Dann ber Regierung, ba er ald Kriegeminifter über 
bie Armee gebot, es gar nicht wollte, um fi der Partei je nad 
Umftänben ſpäter bebienen zu können. Inzwiſchen famen bie Cortes 
am 1. October iwieber zuſammen unb fofort trat au bie Thron: 
frage entfieben in ben Borbergrund. Das natürlichfte wäre gewe⸗ 
fen, den Herzog von Montpenfier, als ben Gemahl ber einzigen 
Schwefter Iſabellens, ber fi feit mehr als zwanzig Jahren in 
Epanien thatſächlich naturalifirt hatte und als Orleans gemäßigt 
conftitutionellemonardifhen Grundſãtzen buldigte, auch bie neue Ber: 
fafjung fofort anerkannt Hatte und aus Liſſabon, wohin er von 
Iſabellen vertrieben worben, zurüdgelommen war, auf ben vacanten 
Thron fleigen zu laflen, wie er ſelbſt wünſchte und hoffte Allein 
"unglüdliger Weife war es ihm in ber langen Zeit nicht gelungen, 
fih die Zuneigung ber Spanier zu erwerben unb zubem flanb ihm 
ber Einfluß bes Kaifere ber Franzoſen entgegen, ber in foldyer 
Nähe Leinen Orleans auf bem Throne dulden, freilich anberfeits 
noch weniger aus ber Ungewißheit ber Lage etwa eines ſchönen 
Tages bie Republik Hervorfpringen fehen wollte und am liebſten 
eine Reftauration unter bem noch minderjährigen Sobne Iſabellens 
geiehen hätte, weßhalb er mit biefer fortwährend fehr nahe Bezie 
bungen unterhielt, im übrigen aber ben Spaniern freie Hand lich, 
wenn fie einen Sanbibaten fänben, ber ihm genehm wäre. Bon 
einer Wieberberftellung des ifabellififchen Throne in ber Perſon 
ihres Sohnes wollten aber bie aus ber September⸗Revolution ber« 
vorgegangenen Machthaber ſelbſtverſtändlich durchaus nichts wiſſen; 
barüber waren ber Regent Serrano unb ber allmädıtige Kriege: 
minifter Prim durchaus einig Serrano umb bie fog. unioniſtiſche 
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Partei waren entſchieden für Montpenfier, befchieben ſich aber, vor⸗Spanien. 
erft zuzuwarten, einestheil weil fie keine Hoffnung hatten, jeine 
Sanbibatur in ben Eortes durchzuſetzen, anberntheils aber auch mit 
Rückficht auf das entſchiedene Veto bed Kaifers ber Franzoſen. 
Prim und ber ſpaniſche Geſandte in Paris, Olozaga, gaben ſich bas 
ber alle erbentlihe Mühe, einen paffenden Candidaten unter ben 
Türftenföhnen Europa's aufzutreiben, ber bie erforberlihen Eigen⸗ 
fchaften befäße und ber einige Wusficht haben konnte, von ben Spa⸗ 
niern gewählt zu werben. Anfangs und [on im April db. J. hats 
ten fie an ben gewejenen König Yerbinand von Portugal gedacht, 
um zugleih mit dem betreffenden Artikel des Verfaſſungsentwurfs 
auch mit einem Ganbibaten vor bie Cortes treten zu koͤnnen. 
In Spanien, wo bie fogen. iberiihe bee viele Anhänger zählt, 
hätte bie Kandidatur große Ausficht gehabt, aber in Portugal, bas 
in feiner Weife von Spanien annectirt fein will, war bie bee um 
fo weniger populär und König Ferdinand, ber Feine Luft Hatte, ben 
unter ben gegenwärtigen Umſtänden durchaus nicht verlodenden 
Thron von Spanien mit ber angenehmen Muße, beren er genoß, 
zu vertauſchen, zumal er damit offenbar ben Thron von Portugal 
für feine Familie gefährdet hätte, Ichnte rund und fogar ziemlich 
ichroff ab, und eben weil damals und zunächſt Fein anderer paſſender 
Sanbibat zu finden war, batten bie Corte vorerſt Serrano als 
Kegenten mit einem Theil ber Föniglihen Prärogativen ausgerüftet. 
Da jeboh Spanien, fo lange ber Thron nicht beſetzt war, thatſäch⸗ 
lich eine Art Republit war und bieje der Majorität ber Cortes für 
bie Nation Feine geeignete Regierungsjorm ſchien, ſo wurde, immer 
durch Vermittlung Dlozaga’s in Paris, nad einem anderen Candi⸗ 
daten geſucht. Vermuthlich im Cinverjtändniffe mit Napoleon wur: 
ben zunächſt Unterhandlungen mit bem Herzog von Aoſta, bem 
zweiten Sohne bes Königs Victor Emanuel von Stalien angeknüpft. 
Allein ber letztere glaubte jeine Einwilligung bazu verjagen zu fol 
len, ba jeine Dynaſtie auf nicht allzuvielen Augen fteht und nament⸗ 
lih ber Kronprinz feiner jehr robuften Geſundheit zu genießen 
ſchien. Nun warfen bie Leiter Spaniens ihre Augen auf ben Her: 
zog Thomas von Savoyen, einen noch unmündigen Neffen Bictor 
Emanuel® und biejer gab dazu, wiewohl nicht allzugern unb nur 
von Paris aus dafür gewonnen, ſchließlich feine Zuftimmung. Aber 
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Epanien.nun trat bie verftänbige Mutter be6 Prinzen dazwiſchen und war 


Frank 
rei. 


durchaus nicht für ben Plan zu gewinnen. Ihren Willen zu brechen 
konnte fih Victor Emanuel doch nicht entfchliegen und nahm deßhalb 
in ben lebten Tagen bes Jahrs feine ſchon gegebene Einwilligung 
zurück. Damit fiel auch bieje Eanbibatur and Spanien ſah fid 
gendthigt, neuerbinge in ganz Europa einen Ganbibaten zu fuchen, 
ber geneigt wäre, ben Thron mit ber ohne fein Zuthun befchlofienen 
Berfaffung anzunehmen unb fih von einer größeren ober geringeren 
Mehrheit ber Eortes zum Könige wählen zu laflen. 

Tür das Faiferlihe Regiment in Frankreich war biefe Lage 
ber Dinge in Spanien, die Schwierigkeit, einen ihm genehmen Gan- 
bibaten zu finden und feine Wahl burchzufegen unb bie Thatſache, 
baß der Sohn Iſabellens, ber ihm weitaus am genehmften gewefen 
wäre, vorerft wenigftens auch nicht bie minbefle, Montpenfier aber 
oder bie Republik, bie es beibe gleich perhorrescirte, fo lange un: 
zweifelbaft bie meiften, jebenfall® viel größere Ausfichten hatten ans 
Ruber zu kommen, eine große Sorge. Ohne ben Rüden frei zu 
haben, war e6 für ben Kailer body nicht räthlich, gegenüber Preußen 
und Deutſchland gerabezu ben Weg ber Gewalt zu betreten, zumal 
folange vielleiht no andere Wege, andere Combinationen übrig 
blieben, um Frankreich gegenüber ber neu auffteigenden Macht das 
Gleichgewicht refp. das Uebergewicht zu erhalten, obgleih ber eben 
gemachte Verſuch in Belgien ziemlich unrühmlid völlig geſcheitert war. 
Noch weniger aber Tonnten bie augenblidlicden inneren Zuftänbe 
Franfreihe Napoleon zu einem gewaltfamen Vorgehen gegen Preußen 
ermuntern. Das Refultat ber Neuwahlen zum gefebgebenben Körper 
batte es herausgeſtellt, daß bie öffentlihe Meinung Frankreichs bes 
kaiſerlichen Abfolutismus, den fie ſich achtzehn Jahre hatte gefallen 
laffen, nachgerabe einigermaßen fatt war. Die Mehrheit ber Ration 
{dien ganz entſchieden danach zu verlangen, baß ihr ein größerer 
Antheil, als feit bem Staatsflreiche, von ihren eigenen Geſchicken 
eingeräumt werbe unb bie bereits etwas freiere Preffe erklärte Iant 
und in jeder Weife, daß bie Nation fi von biefem ihrem Streben 
nicht durch auswärtige Verwidelungen ablenken laſſen bürfe unb 
ablenken laſſen werbe. Vorerſt war bie Stimmung ber öffentlichen 
Meinung in Frankreich eine durchaus friebliche und hatte fon in 
ber Ichten Seflion bes gefehgebenben Körpers auch bie Regierung 
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gezwungen, ſich überaus frieblich auszufprechen. Wie bie Dinge in Berl 
Frankreich nach achtzehnjährigen Anftrengungen Iagen, Tonnte und " 
mochte ber Kaifer wohl hoffen, feine Gewalt, die fi Bauptfächlich 

auf bie Lanbbenälterung flüßte unb biefe burch taufend Mittel in 
Händen hielt, andy über biefe Krifis im weientlihen ungeſchmälert 
hinüber zu retten; aber zunächſt mußte bie Krifis body durchgemacht 

und mußten alle Pläne gegen Breußen, wenn ſolche wirklich gehegt 
wurben, zum minbeften vertagt werben. 

Allzu geneigt, dem Anbrängen ohne weiteres nachzugeben, war 
der Kaifer inbefien nicht. Eine Zuſchrift bes Abgeorbnneten Baron 
Mackau gab ihm Gelegenheit, es in feiner Antwort fehr ſcharf zu 
betonen, daß „iebes Nachgeben in Beziehung auf Grunbfähe ober 
auf Perſonen Volkobewegungen gegenüber ſtets unwirkſam feien.“ 
Seine Regierung ging ſogar damit um, die neue Kammer, von der 
man annehmen mußte, daß fie jebenfalls nicht mehr fo gefügig fein 
mwürbe als bie früheren und ihr wo nit Gefahren doch jebenfalls 
Schwierigleiten genug bereiten werbe, vorerft gar nicht einzuberufen, 
fondern bamit ganz ruhig bis zum gefehlichen Zeitpuntte, d. 5. bie 
Ende Oetobers zu warten. Diefe bee mußte man inbeß bod 
fallen laſſen. Eine große Anzahl der Gewählten verbantte ihre 
Wahl nur ber theilweiſe ganz fcanbaldfen Einmifhung ber Re 
gierung und war durch Protefte angefochten, welde von ber freier 
gewordenen Prefie lebhaft unterftüht wurden. So lange bie Kammer 
nicht einberufen und bie Wahlen nicht verifizirt, genehmigt ober an: 
nullirt waren, Bing eine Art Democlesjchwert über einem ſehr bes 
trädtlihen unb zwar gerabe bem ganz ergebenen Theile ber Kammer 
nnd gab ber Prefle freie Hand, bie Anſprüche berfelben zu ber 
zweifeln und bie Begierung fort und fort anzugreifen. Diefer Un: 
gewißhelt, die nur für bie Regierung und ihre Partei nachtheilig 
war, mußte ein ſchnelles Ende gemacht werben unb fo mwurbe benn 
bie neme Kammer auf ben 28. Juni einberufen. Herr Rouber, 
ber Staatsminifter, eröffnete fie mit einer Erklärung, daß fie ſich 
vorerft nur mit ben Wahlpräfungen zu befafien habe und bag Alles 
weitere ber orbentlihen Seflion bed Winters vorbehalten bleiben 
folle, „bie Erneuerung des gefeßgebenden Körpers durch bas allges 
meine Stimmredt ift eine natürliche Gelegenheit für die Nation, 
ihre Gedanken, ihre Wunſche und ihre Bebürfniffe kund zu geben, 
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Beet. Aber die Prüfung ber politifchen Refultate biefer Kunbgebung barf 
ie nicht überftürgt werben.” Die Regierung dachte alfo zum minbeſten 
Zeit zu gewinnen und inzwilchen freie Hand zu behalten. Die 
Majorität ber Kammer, von bem Strom ber öffentlidden Dleinung 
gedrängt, ber felbit bisher unbebingte Anhänger ber Regierung mit 
fi riß, war nicht dieſer Meinung. Schon zwei Tage nad ber 
Eröffnung berfelben bildete fi neben ben verfciebenen Parteien 
ber Linken eine Mittelpartei, welche jofort beichloß, bie Regierung 
„über bie Nothiwenbigkeit zu interpelliren, bem Wunſche bes Landes 
Genugthuung zu geben, welder darin befteht, basfelbe im wirt: 
famer Weife an der Regierung bes Landes zu betheiligen” wofür 
fih alsbald 70 Mitglieber unterzeichneten. Der vorerſt abfichtlid 
etwas unbeftimmt gehaltenen Sinterpellation ließ Rouber eine andere 
entgegenfegen, bie lebiglich, aber genau formulirt bie Wiederher. 
ftellung der Abrefie, ein weniger complizirtes Snterpellationsredit, 
eine Ausbehnung bes Amendementorechts unb bie Ernennung bes 
ganzen Vorftanbes ber Kammer durch biefe felbft verlangte. Dffen: 
bar waren das bie äußerſten Gonceflionen, zu benen bie Regierung 
geneigt war. Es war bazu zu fpät, die Regierungs-Interpellation 
fand nit den minbeften Anklang und ber Antragfteller mußte 
fie jelber wieber zurüdziehen. Der Zwiſchenzug erzeugte viel: 
mehr das Gegentheil beflen, was er beabfichtigt hatte: bie newe 
Mittelpartei formulirte nun auch ihrerfeit ihre Begehren gerabezu 
mit ber „Errichtung eines verantwortlichen Minifteriums” und bie 
Zahl der Unterzeichner ber fo vervollſtändigten Interpellation ftieg 
von 70 bie auf 116, was nur dadurch mögli war, ba immer 
mehr Mitglieder der alten Majorität biefe verließen unb zur neuen 
Mittelpartei übergingen. Zufammen mit ber Linken, bie jebenfalls 
auch für die Interpellation ſtimmen würde, vorerft aber im ber 
günftigen Lage war, fi) ganz bei Seite halten zu können, um ber 
neuen Oppofition gegen ben Faiferlihen Abfolutismus ben Bortritt 
zu laſſen, war ber Interpellation zum voraus eine Mehrheit ge: 
ſichert, und obgleih bie Wahlprüfungen noch lange nicht erlekigt 
waren, wurbe von allen Seiten bringend unb immer bringenber 
die Conſtituirung der Kammer verlangt, um bie Snterpellation ber 
Mittelpartei zur Behandlung bringen zu Tönnen. Der Kammer: 
präfident Schneiber fuchte dieſen Moment jo viel wie möglich hinaus⸗ 
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zufchieben, endlich ging es nicht mehr: Die Kammer erflärte ſich am Yeent- 
11. Juli für conftituirt. Der fofortigen Debatte über bie allge: ih. 
meine Lage bes Landes und bem vorausfichtlichen entidhiebenen Miß⸗ 
trauensuotum gegen das fog. perſönliche Regiment und bag Mini⸗ 
fterium Rouher fland nichts mehr im Wege. Der Kaifer kam bem 
Schlage jeboh zuvor. Am 12. Juli eröffnete Rouher bem geſetz⸗ 
gebenden Körper eine kaiſerliche Botſchaft: ber Kaifer geftand eine 
Reihe von Reformen zu, welche bie Rechte der Kammer allerbings 
wejentlih erbößten — aber bie Berantwortlicgkeit ber Miniſter 
war nicht darunter, das Recht des Senats, allein für Verfaſſungs⸗ 
veränberungen competent zu fein, blieb gewahrt und, was bie Haupt: 
face, die ſog. Berantwortlicgkeit bes Kaifers, das Inſtitut ber Ple⸗ 
biscite „bie Prärogativen, weldhe mir bas Voll am ausbrüdlicften 
anvertraut bat und welche bie weſentlichſten Bebingungen einer 
Gewalt find, bie bie Sicherheit ber Drbnung und ber Gefellichaft 
ausmacht” follten ausbrüdlich unangetaftet bleiben. Bon einem neuen 
Minifterium, um eine „neue Aera“ einzuleiten, war eine Rebe; 
Herr Rouber badte offenbar nah wie vor am Ruder zu bJeiben. 
Die Kammer war nicht befriedigt, ber Zweck bes Kaiſere nit er: 
reiht. Rouher konnte fi) barüber Leine Illuſionen machen und es 
bem Kaifer nicht verbehlen und was er eingeflehen mußte, wurbe 
vom SKammerpräfidenten, ber felbft zur Mittelpartei neigte, bem 
Kaifer perſönlich beſtätigt. Wenn bie Botichaft nicht ein Schlag 
ins Waffer fein follte, mußte mehr gefchehen. Der Kaifer war raſch 
entfchlofien, Herr Rouber gab noch am Abenb bes Tags feine Ent: 
Taffung, das Minifterium follte neu gebilbet und ber Senat auf 
ben 2. Auguft zu Feſtſtellung ber Verfaſſungsveränderung einberufen 
werben; zuglei aber wurde ber gefeßgebenbe Körper auf unbes 
flimmte Zeit vertagt und damit vorerft auf bie Seite gefchoben. Die 
Entlafſung Rouber’s erregte wohl allgemeine Befriebigung, bie Ver: 
tagung ber Kammer aber wog fie mehr als auf unb nod ent 
fchiebener, al am 17. Juli bie Bilbung bes neuen Minifteriums 
befannt wurde. Es war Fein parlamentarifhes DMinifterium, von 
den Mitgliedern ber neuen Mittelpartei, bie doch Alles erzwungen 
hatte, war auch nicht eines darunter. Das Staatsminifterium wurde 
zwar abgeſchafft, aber Forcade, der als Minifter bes Innern bie 
letzten Wahlen mit den offiziellen Candidaturen und all ihrem 
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Brent» Scanbal geleitet hatte, blieb und trat gewiflermaßen als Haupt an 
wi die Spike bes neuen Gabinets; aud bie Minifier bes Kriege und 
ber Marine fowie ber Yinanzen blieben bdiefelben, bie new eintre 
tretenden Miniſter waren ziemlich unbebeutende Namen und den 
Reiben ber Satisfaits entnommen. Inzwiſchen trat durch bie Ber 
tagung ber Kammer in ber begonnenen Bewegung immerhin eine 
erzwungene Baufe ein. Diefe Pauſe wurbe nur äußerlich durch 
bie Debatten des Senats über bas neue Berfaffungsconfult, in 
welches, wieber einen kleinen Echritt weiter gehend, bie Beraniwort: 
lichkeit ber Minifter wenigſtens im Allgemeinen aufgenommen worben 
war, ausgefüllt. Dieſe ſervile Körperihaft eribeilte ibm feine Zu 
fiimmung, obwohl fie im Herzen ganz anbers dachte. Die Be 
rathungen waren ohne Intereſſe, bie einzige Rebe des Prinzen Ra: 
poleon. ausgenommen, ber es für pafjenb hielt, wieber einmal ben 
größten Liberalismus an ben Tag zu legen und Forberumgen zu 
ftellen, bie weit über bie Intentionen ber Regierung Binausgingen 
und bie Senatoren in wahren Schreden verfeßten. Cine weitere 
Bolge Hatte bie Rede natürlich nit. Dagegen fallen zwei andere 
Ereigniſſe von viel größerer Bebeutung in jene Paufe: am 11. Au- 
guft erkrankte der Kaiſer und feine Krankheit geftaltete ſich jchnell 
zu einer fo bebenklichen, daß die Eventualität feines Todes überall 
ins Auge gefaßt werben mußte unb brei Tage barauf flarb ziemlid 
unerwartet ber Kriegeminifter Marſchall Niel, das Haupt ber Zriegspartei 
in ber Armee, in ber Regierung und am Hofe bes Kaiſers. Die Regierung, 
ber gewohnten" Leitung bes Kaiſers entbehrend, erſchien unfchläfjig 
und ſchwach und war jedenfalls boppelt froh, wenigſtens augenblid: 
lich nicht auch noch die Schwierigleiten ber Kammer auf bem Halie 
zu haben. Die Gefahr ging indeß vorüber, ber Kalfer Eonnte um 
bie Mitte Septembers wenigftens wieber ausfahren; aber erft am 
3. October wurbe bie Kammer durch Taiferliches Decret wieber ein; 
berufen, und zwar auf ben 29. November. Es war etwas ſchwierig, 
bie Unzufriebenheit und Ungebulb ber öͤffentlichen Meinung fo lange 
einzubämmen; inbeß ed gelang. Die Kammern wurben am anbe 
raumten Tage burd eine Thronrebe bes Kaiſers eröffnet, bie in 
bem Gabe gipfelte: „Für bie Orbnung ſtehe id ein; unterflügen 
Sie midy, meine Herren, bie Freiheit zu erhalten. Ich zweifle nicht, 
bag die Seſſion zu glüdligen Grgebniffen führen wird. Die 
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birechere Theilnahme des Landes dan feinen eigenen Angelegercheiten Yan 
wirb bem Kaiſerreich neue Kraft verleihen.” Die neue Dlittelpartei "% 
conſtituirte fich fofort wieber als rechtes nnb linkes Centrum. ber 
vorerft konnte fie nicht in Action treten, ba zunähft bie ganze 
Reihe der noch nicht erlebigten, beanſtandeten Wahlen verifigirt 
werben mußte. Die Geniren entwidelten babei nicht gerabe allzu 
vielen Muth unb wenig Selbſtändigkeit gegenüber ber kaiſerlichen 
Regierung. Die Prüfung ber Wahlen enthüllte eine Reihe von 
Einmifungen der Regierung, die das allgemeine Stimmrecht bei 
bem gegenwärtigen Bilbungsitande ber großen Mehrheit bes frans 
zöflichen Volkes als eine wahre Farce erfcheinen ließen und ben 
fcanbaldjeften Mißbrauch ber Gewalt in einer langen Reihe von 
Fallen an ben Tag legten. Trotzdem wurden bie beanftanbeten 
Wahlen, felbft die fcanbaldfeften nicht ausgenommen, bis auf ganz 
wenige alle genehmigt: felbft ber größere Theil ber Mittelpartei bot 
bazu die Hand, um fich regierungefäbig zu machen. Diefen Zweck 
erreichte fie benn aud. Am 27. December war das Geſchaͤft ber 
Wahlprüfungen beendigt, am 28. entlieh ber Kaifer das Minis 
fterium Forcade⸗Magne und beauftragte Herrn Emile Olivier mit 
der Bildung eines neuen aus ben Reiben ber nunmehrigen Kammer; 
majorität,. ine gewifle Bedeutung ließ fi bem Schritte nicht abs” 
fpreben. Die bisherigen Miniſter waren ſeit 13 Jahren in ber 
Chat bloß bie Commis bes Kaiſers geweſen, die neuen Tonnten es 
in ber alten Weiſe nicht mehr fein: eine gewiſſe Selbflänbigteit 
durfte man von ihnen erwarten. Wie weit fie aber gebe unb fi bes 
währen wärbe, flanb dahin. Das Haupt bes neuen Minifteriums, 
Düivier, war unbeftreitbar ein Mann von großen Talenten und von 
großer Gewandtheit, aber ein Charakter war er offenbar nidt. 
Darüber lieh feine bisherige Laufbahn, bie mit feinem Eintritt in 
ben geſetzgebenden Körper als einer ber Fünf begonnen batte, jeben: 
falls Teinen Zweifel. Auf ber andern Seite mochte jedoch auch nicht 
geläugnet werben, daß bie Bewegung, bie mit ber Einſetzung einer 
Art parlamentarifhen Diinifteriums ſchloß, in das feit dem Staats: 
fireich aufrecht gehaltene Syſtem napoleonifcher Regierungsart eine 
tũchtige Vreſche gelegt Hatte, daß bas neue Miniſterium von einer 
ftarden Strömung getragen ſchien und daß dem SKaifer während 
feiner Krankheit durch den Gang ber Dinge in ber zweiten Hälfte 
85 
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drant⸗ bes Jahres bie Zügel bes Regiments einigermaßen entfallen waren 
% und es ungewiß ſchien, ob unb wie er dieſelben wieber zu faflen 
im Stande fein würde. ebenfalls waren fowohl bie öffentliche 
Meinung des Landes, als ber Kaiſer augenblidlih mit ganz anderen 
Dingen unb Fragen beihäftigt, als mit Eriegerifhen Planen gegen 
Preußen und ſchien zu Ende bed Jahres ber Triebe geficherter als 
nod je jeit 1866, wenn man ſich darüber aud nicht täufchen burfte 
und nit wohl täufchen Fonnte, daß, zumal bei ber wanlel: 
mütbigen Natur der Franzoſen, bie Sicherheit vielleiht nur eine 
momentane fei unb Alles von ber weiteren Gntwidelung ber 
Dinge in Frankreich abhänge, bie fih vorerft noch nicht bered: 
nen ließ. 
Deſter⸗ Mit Recht ober mil Unrecht wurde angenommen, daß Napoleon 
"id. fi feinerfeits kaum entſchließen werbe, Die Frage ber Aufrechthaltung 
der Suprematie Frankreichs gegenüber Preußen und Deutſchland auf 
die Spitze des Schwertes zu ſtellen, ohne wenigſtens eines hinrei⸗ 
chend mächtigen Bundesgenoſſen ſicher zu ſein. Dieſes konnte unter 
den obwaltenden Umſtänden nicht wohl eine andere Großmacht als 
Oeſterreich ſein. Die Ausſicht auf Erhaltung des Friedens 
ſchien daher dadurch gewonnen zu haben, daß auch Oeſterreich, ganz 
abgeſehen von anderen, militäriſchen und finanziellen Gründen, in 
der zweiten Hälfte und bis zum Schluſſe des Jahres in ſteigendem 
Maße von einer Bewegung in Anſpruch genommen wurde, welche 
die Verfaſſung und damit die Geſammtheit der inneren Lage, wie 
fie fih feit 1867 aus dem Ausgleiche mit Ungarn herauszubilden 
geſchienen hatte, in Frage ftellte und Deiterreih zu Allem eher ge 
eignet machte, als dazu, ben Rachegefühlen wegen Sabowa bie Zügel 
ſchießen zu laffen, ih an den Schweif Frankreichs zu hängen und 
in einem Kriege mit Preußen⸗Deutſchland feine ganze Eriftenz aufs 
Spiel zu feßen. 

Ließ fi in der erften Hälfte bes Jahres ein allmäliges aber 
unverlennbares Ermatten des Reiheratbs und bes aus feiner Ma—⸗ 
jorität bervorgegangenen Bürgerminifteriums Giskra⸗Herbſt in bem 
Ausbau eines kräftig verjüngten Defterreihe auf freiheitlicher 
Grundlage und bei aller Achtung vor ber berechtigten Autonomie 
jeder anderen Nationalität bes Reichs unter ber entichiebenen 
„egemonie bes an Zahl wie an Intelligenz und Reichthum 
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ihnen allen einzefn überlegenen deutſchen Elementes erkennen; ſv gebers ara 
beten: ſich in ber zweiten Hälfte bes Jahres jene Nationalitäten ** 
immer leder und anfpruchsvoller, und trat bie Frage, ob Oeſterreich 
nah al den zahlreichen Organiſationsverſuchen, bie es in ben 
lebten zwanzig Jahren ſchon gemacht hatte, nicht wiederum einen 
folden machen wolle, vielleicht maden müſſe, immer näher heran. 
Sie trieb ihren gefährligen Keil in ben letzten Tagen bes abs 

tes jelbft in das Minifterium Gisfra-Herbft hinein, jo ba plotz⸗ 

lich eine Minifterfrifis auftauchte und Riemand Tagen mochte, was 
mögliher Weile ſchon im folgenden Jahre aus Oeſterreich wer⸗ 
ben folle. 

Wie fon erwähnt, zeigte bereitd ber Ausgang ber Seflton 
ber Delegationen im Auguft 1869, wie wenig Einheit, wie wenig 
Zufammenhalten die verichiebenen Theile Cisleithaniens gegenüber 
benjenigen bes ungariſchen Länbercompleres bejäßen. Seit bem 
Abſchluß des Ausgleichs mit Ungarn hatte ber Neicherath, in dem 
bie Deutſchen mit Hülfe eines Theil der Abgeorbneten aus ben 
ganz ober doch überwiegend ſlaviſchen SKronländern bie Majorität 
bejaßen, fi in bie ibm Ungarn gegenüber bereitete Nothlage gefügt 
und war nur bemüht geweſen, biefe durch freibeitliche Errungenihaf 
ten aufzumwägen. Schon das war ihm gleih von vorneherein: bei 
ber Revifion ber Staatsverfafjung nur vermittelft ftarfer Conceſſionen 
an bie Fraction ber Polen Galiziens im Intereſſe möglihft auss 
gebehnter Autonomie der einzelnen Kronlänber gelungen und felbft 
bamit waren bie Polen noch keineswegs zufrieben unb hielten nur 
vorläufig, gewiliermaßen nur bebingungsweije zu ber neuen Orbnung 
ber Dinge; nit zwar gerabezu ausgefprochener Maßen aber doch 
thatſächlich blieben die galiziſchen Abgeorbneten nur fo lange im 
Reichsrathe und nahmen an feinen Arbeiten Theil, als fie hoffen 
fonnten, noch weitere Eoncellionen für bie Selbſtändigkeit ihres 
Kronlaudes bemfelben abzuringen, ftetS bereit, aus bemjelben auszu: 
ſcheiden, fobald fie fich überzeugen würben, baß bie nicht weiter ber 
Tall fein werde. Es war dieß eine Art Damoclesihwert, das bie 
Polen fortwährend über dem NReichsrathe hängen ließen unb bas bie 
verfaflungstreue Majorität um fo mehr mit Belorgniffen erfüllen 
mußte, als ihr Verhältniß zu dem größten der Kronländer, zu Böh: 
men ein in ber That noch bedenklicheres war. Wonnit die Bolen fortivährend 
beobten, hatten bie Ezechen Böhmens längſt ausgeführt: geftügt auf 
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Orpen ihre Lieberlegenheit an Zahl in Böhmen und auf ihre Nnfpräde 

N voliflänbiger Unabhängigkeit und Gelbftändigfeit innerhalb Cieleitha⸗ 
niens proteftirten fie gegen bie böhmiſche Landesverfafjung unb gegen 
bie geſammtoͤſterreichiſche Staatsverfafiung unb nahmen weder au 
ben Arbeiten bes böhmiſchen Landtages, noch an benen des Nee: 
raths Theil. Nur dadurch, daß fie im Jahre 1865 in thörich⸗ 
ter Derblendung ben günftigen Augenblid, fi bie Majorität im 
bohmiſchen Landtage zu fidhern, verpaßt batten, war ber beutichen 
Bartel die Majorität im Reichsrathe geblieben; errangen fie jene 
neuerdings und beſchickten fie ben Reichsrath, jo verfügten bie Sie _ 
ven über eine Majorität in biefem und waren bie Deutſchen befi- 
nitiv in bie Minderheit berabgebrüdt. Celbft im Süben regten fid, - 
von ben Czechen aufgeftadgelt, die über mehrere Kronlänber ans 
gebreiteten, bisher ziemlich harmloſen Siovenen flärfer und 
hatten bereits Wenigftens in Krain bie Majorität bes Landtags 
bavon getragen und damit einen Kern für das von ihmen ge 
träumte Königreih Slovenien errungen. Alle biefe verſchiedenen 
Beitrebungen floffen in ber Tendenz zufammen, das bisher beftan- 
bene liebergewicht der beutichen Kronlänber und bes deutſchen Ele: 
mentes überhaupt in Oeſterreich zu bredien, bie Decemberverfaffung 
fammt dem Reichsérathe zu befeitigen, die cisleithaniicde Einheit 
aufzuldöfen unb Defterreih in eine Art von Fbberation beutfcder und 
ſlaviſcher Länder umzuwandeln, bie, jebes für fich völlig felbftändig, 
unter fich und mit Ungarn nur durch das Banb gemeinfamer Diple 
matie und gemeinfamer Militärorganilation, bie in bem Reid 
minifterium unb ben Delegationen ihren bereits beſtehenden Ausbrud 
finden Lönnten, verbunden wären, Unzweifelhaft hatten biefe Ideen 
in ben lebten Jahren Fortſchritte gemacht und es war ber beutfchen 
Partei und dem Reichsrathe nicht gelungen, bie ebenſo Bartnädige 
als leidenſchaftliche Oppofition der Czechen zu brechen und bie übri; 
gen Slaven von ber weiteren Berfolgung ihrer vorerſt noch weniger 
gefährlichen Gelüſte zurückzuſchrecken. Die nationalen Oppofitionen 
traten im Gegentheil immer Tühner auf, während bie Kraft bes 
Reichsraths und die aus ihm herporgegangene Regierung fidhtli er: 
lahmten, zumal bie freiheitlichen VBeftrebungen und Errungenſchaften 
nur in ben deutſchen Kronlänbern bie erwarteten Früchte trugen, im 
übrigen aber bisher nur bazu gebient hatten, bie fämmtlichen reac: 
tionären Elemente ins flavifche Lager hinüberzudrängen umb von 
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ben nationalen Oppofitionen nur bazu benükt worben waren, Der: Det 
faffung, Regierung und Reichsrath um fo wirffamer zu bekämpfen ve. 
und zu untergraben. Ihre Träftigfte und nachhaltigſte Stühe fan: 
ben biefe Bemühungen in ben Lanbtagen und in bem Umftande, 
daß feit 1861 der Reichsrath aus biefen Landtagen hervorging und 
daber, wie fchon früber bemerkt wurbe, in Wahrheit nur eine Ber: 
fanmlung von Lanbiagsausfchüffen war, was nur baburdh einiger: 
maßen gemilbert unb verhüllt wurbe, daß bie Lanbtage bei ihren 
Wahlen in ben Reichsrath an gewiffe Gruppen gebunden unb 
nicht befugt waren, ihren Abgeorbneten bindenbe Inftructionen zu 
ertbeilen. Auf bie Dauer mußte biefe Lage ber Dinge immer offener 
zu Tage treten unb in immer weiteren Kreilen erfannt werben. Uns 
ausweichlich mußte entweber eine Abhülfe für biefes Grundgebrechen 
ber öſterreichiſchen Verfaſſungszuſtände gefunden, ober es Tonnte 
fo zu fagen ber Augenblid berechnet werben, wo ber Reiche: 
ratb lahm gelegt ober gefprengt und bie hergebrachte Stellung 
bes beutihen Elemente in Defterriih fammt ber Verfafſung 
gebrochen fein würde, bie verjchiebenen nicht⸗deutſchen Nationalitäten 
aber in der Lage wären, fi auf ben Trümmern nad) ihrem Belie: 
ben einzurichten. Als eine Rettung vor biefer Gefahr war bie Loe⸗ 
löſung des Reichsraths von ben Lanbtagen unb die Einführung 
birecter Wahlen für benfelben erfannt worben. ‘Der nieberöfterrei- 
chiſche Landtag Hatte, wie fchon erwähnt, bie Stbee im vorhergehenden 
Sabre fi) angeeignet und das Minifterium Giokra⸗Herbſt hatte einen 
Augenblid Miene gemacht, diefelbe aufzunehmen und als Regie 
rungevorlage im Reicherathe einzubringen unb durchzuſetzen. Don 
ben einflußreichftien Preßorganen ber deutſchen Partei war es barin 
unterflüht und nach Kräften angetrieben worben, Wie fih aber 
fpäter berausfiellte, war bie Regierung über bie Frage felber nicht 
einig und gelang es ber Oppofition in berjelben, bie frage wenig: 
ſtens zu verfchieben, obgleich gerabe bie bisher einflußreichften Glie⸗ 
ber, Giskra und Herbft, fih bafür erklärt hatten. So ging bie 
Seflion bes Reichsrathe unbenübt vorüber. Dann traten bie Deles 
gationen zufammen und ihnen folgten zu Anfang Geptembers 
bie Landtage. Diefe dachte Giskra zu benüben, um bie Idee 
wenigften® überall zur Spradde zu bringen unb um genau zu wif: 
fen, welche Unterftägung einerfeits und welchen Widerſtand anderſeits 
diefelbe in dem Schooße ber Lanbtage und in ber folge aud im 
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Dede Reichsrathe zu gewärtigen hätte Er beauftragte bemgemäß bie 
AR: Gtatihalter, . die Frage in ben Landtagen zur Sprache zu bringen 
und bafür beforgt zu jein, daß über bie verſchiedenen Modalitäten 
beſtimmte Antworten exfolgten. Die Antwort war biejenige, bie im 
Grunde zu erwarten geweſen war. Die ſlaviſchen Landtage ſprachen 
ſich gegen, bie Deutſchen grundſätzlich für bie Idee aus, -aber 
auch bie Iektern ‚gingen über bie Art und Weile, wie fie ins 
Leben geführt werben: folle, weit auseinander. Es war Kar, aud 
bie beutige Bevölkerung bes Reiche war für bie Idee noch nicht 
genügenb vorbereitet und es ſchien [ehr zweifelhaft, ob eine Borlage 
im Sinne berjelben im Reichsrathe auf eine Mebrheit und zivar, 
ba es fih ſelbſtverſtändlich um eine Verfaffungsänberung hanbelte, 
auf eine Zweidrittel-Mehrheit würbe rechnen koönnen, ganz abgefehen 
bavon, baß von Seite mehr als eines Landtags ber entidhiebenfte 
Widerſtand von vorneherein zu gewärtigen ftanb unb aud bie Ge: 
nebmigung bes Kaijerd zum minbeften zweifelhajt ſchien. Im Uebri: 
gen machte ſich wie vorauszufehen auf ben Landtagen bie entgegen: 
geſetzte, centrifugale Strömung geltend. Der galiziibe Lanbtag er: 
neuerte ſeine vorjährige Reſolution und verrieth nicht übel Luft, von 
feinen Abgeorbnneten ben fofortigen Austritt aus bem Reicherathe zu 
fordern ober ihn doch zu erwarten, wenn biefer bem Begehren nicht ale: 
balb entſprechen follte. In Böhmen und Mähren bebarrten bie 
Czechen und bie mit ihnen verbünbeten Feudalen auf ihrem .Syftem 
und nahmen an ben Landbtagen Teinen Theil; nur bem augenblid: 
lich überwiegenb deutſch gefinnten Großgrunbbefite war es zu ber: 
banken, baß jene ihren Zweck erreichten und bie Landtage auch ohne 
die Czechen beihlußfähig blieben. In Krain majorifirten die Slo⸗ 
venen rückſichtalos die deutſche Minorität des Großgrundbeſihes unb 
ber Stäbte und verfuchten weitere Schritte, das Kronland in Ber: 
waltung, Juſtiz, Schule zc. zu einem ganz ſlaviſchen umzugeitalten. 
Selbft das Heine Trieft, das doch alles feiner Verbindung mut 
Defterreih verdaukte, juchte ſich derfelben nad Kräften zu entlebigen. 
Erft gegen Mitte November ging bie Seflion der Ichten Lanbtage 
zu Ende, ihr follte auf bem Fuße diejenige des Reichsraths folgen. 
lIinterbeffen waren aber im äußerjten Süben bes Reiche, in Tralma: 
tien, Ereigniffe eingetreten, welche bie Aufmerkſamkeit ber öffent: 
lichen Meinung, bie fih um bieje Gebiete fonft jehr wenig unb 
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fiher viel zu wenig befümmerte, ploöͤtzlich dorthin lenkten. Dalmatien Dsker 
gehörte feit 1861 und noch ausbrädlicher durch ben Ausgleich mit wi. 
Ungarn jeit 1867 zur eisleithanifhen Reichshälfte, obgleich Eroatien 
fortwährend auf daſſelbe ale einen Theil bes fog. breieinigen König: 
reichs Anſpruch madte und der ungarifhe Reichstag in feinem 
Ausgleih mit Eroatien biefe Anfprüde zu unterſtüten veriprad). 
Die Bevöllerung ift auch in ber That nur in ben Geeftäbten und 
längs ber Küfte eine theils italienifche theils italianifirte, im Junern 
aber und im Ganzen überwiegend eine croatifche; troßbem hat Dal: 
matien nur einmal vor Jahrhunderten und nur vorübergehend zu 
Groatien gehört und beruht der Rechtstitel der Croaten lediglich auf 
nationalen, Teineöwegs aber auf irgend ftihhaltigen flaatsrechtlichen 
Sründen. In feinem Landtage hatte bisher bie italieniihe Partei 
die Oberhand behauptet und bie nationale nur eine Minorität ge: 
bilbet; im Reichsrath war es durch vier verfaflungstreue und einen 
nationalen Abgeordneten vertreten. Im Frühjahr war nun vom 
Reichsraih auch ber die Landwehr betreffende Theil bes Wehrgeſetzes 
angenommen worden. Ausnahmsbeſtimmungen wie für Tyrol waren 
barin für Dalmatien nit ftatuirt. Ein Theil deſſelben hatte aber 
bisher eine Art nationaler Landwehr oder Miliz bejeffen unb ver: 
langte nun, daß man ihr dieſe belafle, ald bag Minifterium — 
Graf Taaffe als Miniſter ber Landesvertheibigung — durch Ber: 
orbnung vom 8. Auguit bie Vorarbeiten für die Organifation ber 
Landwehr in Toalmatien wie in allen übrigen Kronländern vorzu: 
nehmen befahl. Zunächſt verlangte der Landſtrich Zupa biefür einen 
Aufihub von fünf Monaten und dem Begehren fhloß ſich alsbald 
auch ber Landitrih Erivoscie an. Zahlreiche “Petitionen, die auch 
noch ambere Wünſche beifügten, gingen bald von allen Theilen Dal: 
matiene nah Wien ab. Die Regierung ging nicht darauf ein, 
wohl hauptſächlich, weil ihr die Verhältniſſe in Dalmatien nicht 
näher befannt und fie nicht gewohnt war, ben balmatinijchen Ber: 
bältnifjen allzu große Eorgfalt zu wibmen. Da follte am 7. Oc 
tober ein Detachenient von ber Küfte nah dem Bergfort Diragali 
ziehen, um bie bortige kleine Beſatzung zu verftärfen. Auf bem 
Wege wurbe es von den Einwohnern überfallen und der Comman⸗ 
bant ermordet. Damit war der Widerſtand gegen bie Regierung 
eröffnet. Diefe antwortete mit ber Verhängung bes Belagerungs: 
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Katze zuftanbes über bie infurgirien Gegenben. In aller Eile wurben 
I Truppen. und Gäiffe von Trieſt aus hingeſchict umb fdem am 
. ber eine ſtarke Erpebition ins Innere bes Landes abgeſen⸗ 
bet, wo inzwiſchen bie Autorität ber Biegierung ganz aufgehört 
haste. Diefelde mißlang und bie Truppen mußten fi am 26. Do 
tober wieder an bie Küfte zurüdzichen. Anfangs November unier 
warf indeß bie burg bie Bobenverhältuiffe weniger geſchũtzte 
Zupa, aber bie Criveecie. Nicht ganz zufrieden wit bem 
FÜRL. Wagner vertraute bie Regierung bas Truppencommanbe bew 


erſt bie Aufftändiſchen gewähren zu laſſen. Inzwiſchen aber gewann 
im Mirniſterium gu Wien bie Politik eines wo immer möglich friebs 
lien Ausgleichs mit denfelben bie Oberhand: flatt General Auer: 
perg wurbe ber FML Rodich, felbft ein geborner Groate, als 
Militircommandent nah Dalmatien geſchickt unb biefer bat denn 
auch bald nad Neujahr mit ben Inſurgenten ben jog. Frieden von 
Kneslac geſchloſſen, durch welchen fie ſich ſcheinbar unterwarfen, aber 
eben nur ſcheinbar: fie erhielten vollſtäͤndige Amneſtie und von ber 
Einführung ber Landwehr war weiter keine Rede mehr. Dalmatien 
ift, wenn wicht alles trägt, thatſächlich ben Nationalen überlaffen 
und -für Gisleitbanien verloren. Yür bie öſterreichiſche Regierung 
bezeichnete die Summe al biefer Vorgänge eine politiiche und mili⸗ 
tärifche Nieberlage: die öfterreichifche Preſſe felber war barüber einig. 
Nicht wenig mochte bazu beigetragen haben, daß bie Spaltung im 
Minifterium, bie fon lange unter ber Aſche geglimmt hatte, inzwi⸗ 
ſchen in helle Flammen ausgebrodgen war. Den nächſten Auftoß 
bazu gab bie oben bargelegte Frage einer Wahlreform bes Reiche⸗ 
raihs. Nachdem bie Antworten der Lanbtage barüber um bie Mitte 
Rovember ſämmtlich vorlagen, war bie Mehrheit des Minifteriums, 
barunter Giskra und Herbſt, bereit und entſchloſſen, die Initiative 
bafür im Reichorath zu ergreifen und gab fi ber Hoffnung him, 
für die Maßregel bie erforberliche Zweibrittel-Majorität zu gewinnen. 
Die Minderheit dagegen, der Minifterpräfivent . Graf Taaffe, ber 
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Aderbauminifter Fürft Potocki und ber Minifler ohne Portefeuille Dener⸗ 


Dr. Berger erflärten fich Dagegen und verlangten umgelehrt wielmehr 
bie Serbeiführung einer Verftändigung mit ber gefammien - nationas 
len Oppofition db. h. bie Reviſion ber Verfaſſung unb bie Inaugu⸗ 
ration bes füberaliftiihen Syſtems in Defterreih, alles jedoch auf 
verfoflungsmäßigen Wege, wofern bieß überhaupt möglich war, was 
unb wohl mit Recht ſtark bezweifelt wurbe. Da ber Reichsraih am 
13. December eröffnet werben follte, jo kam bie Thronrebe nur 
noch durch einen Compromiß zwiſchen ben beiden Parteien bes 
Minifteriums zu Stande und glei nachher, am 18. December, fah 
fih die Majerität veranlaßt, ihre Anfhauungen in einem einläf- 
lien Memoire an ben Kaiſer darzulegen, worauf bie Minorität am 
24. deſſelben Monats mit einem Gegen:Memoire antwortete, das 
an Deutlichleit in ber That nichts zu wünjden übrig lieh unb ges 
rabezu als eine Anweilung für bie bie Verfaſſung beftreitende und 
bekampfende Oppofition bezeichnet werben muß, wie fie es anzufans 
gen hätte, um fchlichlid die verfafungsmäßigen Zuftänbe und bie 
Berfaflung zu fprengen und ihr Ziel zu erreihen. Gonftitutionell 
hatte der Kaifer zunächſt noch Feine Veranlaffung, ſich für biefe ober 
jene Partei zu enticheiben, doch ſchien es ziemlich zweifellos, baß er 
perjönlich fi entſchieden ber Iekteren Partei und bem lehtern Wege 
zuneige. Der eben zufammengetretene Reichstag fühlte fi unter 
bem peinliden Drude all biefer Vorgänge: es lag etwas Verberben: 
fhwangeres in ber Luft wie unmittelbar vor bem Sturze Schmer⸗ 
lings unb dem Eintritte Beleredi's. Die Minifterfrifis war unläug> 
bar: an ber Majorität des Reichsraths Tag es, zu derſelben fofort 
und ganz unzweibeutig Etellung zu nehmen. Sie hatte jedoch nicht bie 
Kraft bazu: am 21. December vertagte ber Reihetag ſich über Neujahr 
bis zum 17. Januar unb verzichtete damit wenigſtens vorerft 
auf die Krifis irgend einen entſcheidenden Einfluß zu nehmen. Diele 
Zuflände waren offenbar völlig geeignet, Defterreih hinreichend mit 
fig ſelbſt zu beichäftigen und fehr wenig, fih mit Frankreich zu 
alliiren, um über Preußen herzufallen. Bon biefer Seite war alfo 
jedenfall® die Störung bes Friedens noch weniger zu beforgen, 
als von Seite Frankreichs. In Wahrheit war Oeſterreichs Lage 
am Schluffe des Jahres 1869 eine im äußerfien Grabe bebenkliche. 
Es hat fie felber verſchuldet. Nach bem Ausgleiche mit Ungarn, ber 
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Deher- nur unter ber Vorausſicht Dauer verſprach, daß das deuntſche Ele 


zei. 


ment bieffeitS ber Leitha ebenfo entfchieben die Zügel führe, wie das 
magyariſche jenfeits, hätte Defterreich ſich eben zu dieſem Ende Hin feft 
an das mit Madıt ale Führer der deutſchen Nation emporgeftiegene 
Preußen anfchliegen und ben Beitritt ber fübbeutfhen Staaten zum 
norbbeutihen Bunde feinerfeit3 eher erleichtern als erſchweren follen. 
Preußen Tann fein Intereſſe haben, Defterreichs Aufldjung zu begün- 
fligen oder gar feinerfeits herbeizuführen und bamit die ſämmtlichen 
ſlaviſchen Kronländer befjelben und möglicher Weiſe felbft Ungarn 
ber ruffiihen Weltmadt in die Arme zu treiben. Der Nachtheil 
wäre augenfcheinlich viel bebeutender, als felbft ver Erwerb Deutid: 
Oeſterreichs, ganz abgefehen bavon, ba der Einheitsftant in Deuti: 
land troß der fo viel angefeindeten Annerionen vom Jahre 1866 
fiherlih noch auf viele Jahrzehnte hinaus auch nicht bie allermin: 
deſte Ausfiht bat und Preußen gewiß auch nicht von ferne baran 
denkt, Deutfch-Defterreich annectiren zu wollen. Was in ber Natur 
ber Dinge liegt, ijt vielmehr eine enge Allianz zwiſchen Preußen: 
Deutihland und Oeſterreich- Ungarn und entiprädhe ben Intereſſen 
Deutſchlands gegen alle Gelüfte Frankreichs auf die Rheingremze, 
wie benen Defterreich:Ungarns gegen bie Gelüfte Rußlanbe nad 
bem Beſitz Konftantinopels ; zugleich fände das deutſche Element in 
Defterreih durch biefelbe ben erforberligen mächtigen Rüdhalt, um 
fih gegen ben wachſenden Andrang ber ſlaviſchen Nationalitäten zu 
behaupten und bamit feinen innerlich beredtigten ciwilifirenden 
Einfluß auf diefe Nationalitäten in deren eigenem wohlverftan- 
benen Intereſſe zu wahren. Defterreih Tonnte fi nicht bazu ent: 
ihließen, dieſen einzig richtigen Weg zu betreten — weil es, bar: 
über ift eine Täufchung allerdings nicht möglich, ben Borrang babei 
Preußen hätte einräumen müſſen. Das erlaubte ihm fein Stolz 
nicht, wie er ihm feiner Zeit nicht erlaubt hat, Venetien rechtzeitig 
und mit politiidem und materiellen Vortheil freiwillig abzutreten, 
fo daß es vorzog, bafjelbe durch das Schwert zu verlieren ohne allen 
Dortheil als den ver Ehre. Dazu fehlt bie Einſicht nad) oben wie 
nach unten in Defterreih. In ben fog. maßgebenden Kreiſen benfit 
man lieber an „Race für Sabowa”, obgleich bazu bie Kraft fehlt 
und in ben verbreitetften und einflußreihften Organen felbft ber 
deutſchen Preſſe zieht man es vor, fi die AZuftände Preußens 
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abſichtlich vet ſchwarz zu malen und zwar fo wie fie entſchieden nicht Ortes 
find und mit ben fübbeutihen Demokraten nach gemeinbeutichen Zu: " 
fländen zu jtreben, wie fie zum. Minbeiten auf Jahrzebente hinaus 
noch ganz und gar Feine Ausficht auf praktiſche Verwirklichung bar: 
zubieten im Stande ſind. 

. Preußen war offenbar in viel günftigerer Lage als Frankreich Preußen. 
unb no viel mehr ale Defterreih. ft feine Entwidelung aud, 
wie zugegeben werben muß, eine nichts weniger ale übcreilte, viel: 
mebr eine jehr Tangfame, fo ijt fie doch in und burd die neuen 
Berhältniffe jeit 1866 eine vollkommen geſicherte. Der neue Geiit 
bat mit Sinderniffen aller Art zu kämpfen, aber das iſt an fich 
ganz und gar Fein Unglüd, wenn er fie nur allmälig überwinbet. 
Wie wir gejehben haben, war Graf Bismard mit feinen Steuer: 
projecten, durch welche das preußiihe Defizit befeitigt werben follte, 
nicht glücklich geweſen weder im Reichstag noh im Bollparlament: 
er war bamit an dem vollberedhtigten Widerftand der Volksever⸗ 
tretung geideitert und es war Mar, baß er auf andere Mittel und 
Wege bedacht fein müfje, wenn jenes Defizit bejcitigt werben follte. 
Es blieb nichts anderes übrig als dieß durch ben preußiſchen Land⸗ 
tag zu verfuchen, der zu biefem Ende bin ſchon auf ben 6. October 
einberufen worben war unb durch eine Thronrede bes Könige eröffnet 
wurde. Ohne Verzug legte ihm bie Regierung das Bubget für 
1570 vor. Das Defizit wurbe barin vom Finanzminiſter dv. d. Heybt 
zu 5% Millionen beziffert, nachdem er basjelbe nur wenige Monate 
früber dem Reichstag gegenüber und um biefen für bie Steuerprojecte 
zu gewinnen, auf dag Doppelte nämlih auf 10% Millionen veran: 
ſchlagt Hatte. Dieſe Thatſache fonnte nicht umhin, bei allen Par: 
tcien einen ſchlechten Eindrud zu machen und ba noch einige Schlappen 
des Miniſters dazu kamen, gab er jeine Demiifion und murbe burd) 
ben gemäßigt liberalen Camphauſen erſetzt. Dieier fand jeinerfeits 
ſchnell das Mittel, das Defizit ohne Eteuererhöhung durch die Eon: 
folidation der Staatsſchuld und die Verminderung ber Amortifation 
zu bejeitigen, worauf das Abgeorbnetenhaus auch einging. Sein 
Eintritt in das Deinijterium jowie die Ernennung bes Präfidenten 
bes Bundeskanzleramtes, v. Dellbrüd, zum preußiſchen Minijter ohne 
Bortefeuille verjtärkten bie liberalen Elemente ber preußiſchen Re: 
gierung unb waren, wie bie früßere Ernennung Leonbarbts zum 
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Greden. Juſtizminiſter an die Stelle bes Grafen zur Lippe, fehr geeignet, 


dentſh⸗ 
lanb. 


ben Geiſt desſelben nad und nad mit demjenigen bes norbbeutiden 
Bundes in Einklang zu bringen. Selbſt Graf Enlenburg, ber 
Minifter bes Innern, brachte endlich ben Entwurf einer neuen Kreis: 
ordnung für bie feche öflliden Provinzen ein, ber von allen Parteien 
wenigſtens ale eine brauchbare Berbanblungsgrunblage erfannt wurbe, 
Nur ber Minifter v. Mühler blieb berfelbe wie bisher, inbem er ein 
umfaflendes neues Unterrichtögejeh zur Vorlage bradte Daß es in 
biefer Geftalt von einer Mebrbeit bes Abgeorbuetenbaufes ange: 
nommen iwerbe, bavon war von vorne herein Teine Rebe uub ale er 
bei einer anberen Gelegenheit dem Geifte bes Hauſes fchroff gegen: 
über trat, gab er dem Abgeorbneten Ziegler zu einer glänzenben 
Philippica Gelegenheit, bie bamit flog: „Es bleibt nichts anderes 
übrig als eine Adreſſe an ben König mit bem Begehren: Diefer 
Minifter von Mühler muß fort.” Vorerſt kam es zu einer folden 
Adreſſe freilih no nicht. Dagegen unterlagen bie Verſuche der 
Gegner des norbbeutfhen Bundes felbft im Herrenhauſe: ein par: 
ticularifter Antrag bes Grafen zur Lippe gegen bie doch von Sadien 
vorgeichlagene Einſetzung eines Bundesoberhandelsgerichts wurbe mit 
52 gegen 48 Stimmen verworfen; ebenfo fiel aber auch im Ab: 
georbneteuhaufe ein von ber TFortichrittspartei außgegangener Antrag 
auf Abrüftung b. 5. auf Verminderung bes Bundesheeres. Selbſt 
eine vermittelnde Xagesorbnung ber Nationalliberalen fanb feine 
Mehrheit. Lebtere wollte über biefe Frage vorerſt Teinen Gonflict 
mit ber Regierung fuchen und ſcheint überbieß ber Ueberzeugung ge: 
weien zu fein, daß ber norbbeutfhe Bund geräftet bleiben müſſe, 
wie er es fei, fo lange Frankreich nicht unzweifelhaft barauf ver: 
zichtet haben werbe, fi moͤglicher Weife doch früher ober ſpäter im 
bie deutſchen Dinge gewaltſam einzumiſchen. Dagegen fand ber 
Antrag der Nationalliberalen Laster und Miquel, fi für bie Aus: 
behnung ber Competenz des Bundes auf das gefammte bürgerliche 
Recht auszufprechen, troß der Oppofition ber Particulariften bie an 
fehnlihe Mehrheit von 218 gegen 116 Stimmen. Trotz aller 
Schwierigkeiten confolibirt fig der norddeutſche Bund und bie Ma- 
lorität bes preußiſchen Abseordneten hauſes iſt es nicht, die demſelben 
Hemmniſſe bereitet. 

Dagegen läßt ſich nicht laͤugnen, vr. die Ansbehnung bes 
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Bundes auf ganz Deutſchland außer Defterreih burd den Hinzu: Em 
tritt der ſüddeutſchen Staaten im Laufe bes jahres 1869 Feine 7* 


Fortſchritte gemacht hat. Dieſe Ausſicht ſchien am Schluſſe bes 
Jahres ſogar in weitere Ferne gerückt als jemals ſeit 1866. Zwar 
blieb die Stellung Heſſens und Badens dieſelbe wie bisher: Heſſen 
muß und Baden will ſobald wie möglih dem norbbeutfhen Bunbe 
beitreten. Aber für Bayern und Württemberg ift vorerfi weber bas 
eine noch bas andere ber Fall. In Württemberg trat ber Lanbtag 
während bes jahres 1869 nit zufammen, aber burd bie 
Prefie und die Wollsvereine fuhr die demokratiſche Partei fort, 
gegen Preußen mit allen Kräften zu agitiren, und einige Nachwahlen 
zur zweiten Kammer fielen neuerdings im Sinne dieſer Partei aus, 
fo daß fie die Hoffnung nährt, allmälig die Majorität des Land: 
tage zu erringen. Bebeutfamer geftalteten ſich bie Dinge in Bayern, 
wo, wie wir gefeben, ein vollftändiger Umſchwung eintrat unb bie 
ultramontane ober patriotiſche Partei ſchon im Mai bei ben allges 
meinen Abgeorbnetenwahlen ben Sieg bavon trug. Bei den Wahl: 
prüfungen im October verlor fie zwar bie Majorität momentan 
wieber und ftellte fi ein vollftändiges Gleichgewicht ber Parteien 
ber, fo daß feine Präfibentenwahl zu Stande kam und bie Kammer 
neuerbinge aufgelöst werben mußte. Aber bei ben neuen Wahlen 
im November fiegte fie nochmals und irug 80 gegen 74 Gike 
bavon, obgleih das Minifterium burd eine veränderte Wahlkreisein⸗ 
theilung dießmal entihieben auf Seite ber liberalen Parteien ges 
treten war. Die Minifter des Innern unb bes Eultus, v. Hörmann 
und v. Greffer, fielen biefem Siege zum Opfer, bagegen blieb ber 
Minifter Fürft Hohenlohe unb mit ihm bie Bürgſchaft eines zwar 
zurüdhaltenden aber doch freundlichen DVerbältnifieg Bayerns zu 
Preußen unb bem norbbeutfgen Bunde. Die neue Kammer trat 
vor Ende des Jahres nit mehr zufammen. Allein ein ultras 
montane® Regiment gehört doch auch in Bayern zu ben Ummöglichs 
feiten und aud einen Beitritt Bayerns zum norbbeutfchen Bunbe 
wirb bie patriotifhe Kammermebrheit auf bie Dauer nit im Stande 
fein zu verhindern, ja es ift ſehr bie Frage, ob fie, gerabe wenn 
fie mit ihren Tendenzen momentan burdbringen follte, das was fie 
verhindern will, nicht umgekehrt gerabezu beſchleunigt. Jedenfalls 
ift bie patriotifhe Partei in Bayern jo wenig als bie demokratiſche 
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Mürttembergs im Stande, das gewaltige Werk nationaler Einigung 
Deutſchlands, das Preußen unter der Leitung des Grafen Bismard 
feit 1866 unternommen bat, zu verhindern. Wohl aber iſt nidt 
zu leugnen, baß bie Ungemwißheit ber Zukunft und bie Unficgerheit 
einer Erhaltung des Friedens, der fih in Wahrheit fo zu fagen 
nur von Monat zu Monat und von einem Zwiſchenfall bie zum 
anderen möühfelig friftet, nit zum geringften Maße dem Barti: 
eularisnıus ber ſũddeutſchen Saaten zur Laft fällt, bie baburd 
Frankreich ermuntern, Preußen fort und fort zu bebroben. Einem 
unter ber ftarfen Leitung Preußens geeinigten Teutichlanb gegen: 
über wäre biefes wohl genötbigt, auf eine gemwaltfame Einmiſchung 
in bie Angelegenheiten Deutſchlands befinitiv zu verzichten. 
Mefentlih in Folge der Unfertigkeit des beutihen Bunbes: 
ftants, fo lange bie ſüddeutſchen Staaten ſich particulariftifh ven 
bemjelben fern halten, in Folge ber zweifelhaften Haltung Defter: 
reich8 gegenüber ben deutſchen Dingen, bie ganz ben Einbrud madıt, 
es ınöchte gerne, wenn es nur könnte, in Folge der Politik Frank⸗ 
reiche, das jebenfalls ſich über die Creigniffe bes Jahres 1866 noch 
nicht beruhigt Bat und möglider Weiſe bo nur einen günftigen 
Moment abmwartet, um fi mit Preußen zu mefjen, in Folge ber 
durch al das bedingten ungewiſſen Lage Europas, in ber fid 
Breußen um feiner deutſch⸗nationalen Politik willen in Wahrheit 
iſolirt fieht, ift und bleibt dieſes genöthigt, fi näher an Ruftland 
anzufchließen, fo wenig das aud ben Gefühlen ber öffentlichen 
Meinung in Deutſchland zufagt. Das ſtillſchweigende Einverftändniß 
zwifchen beiden entjprit ben momentanen Intereſſen beider. Co 
lange Defterreih in feiner zweibeutigen Kaltung gegenüber Preußens 
Deutſchland beharrt, wird es von Rußland im Schach gehalten und 
barf es mit Rückſicht auf die Zuftände in Galizien und mit Rüd: 
fiht auf diejenigen an der untern Donau nicht trauen, mit Frank⸗ 
reich gegen Preußen gemeinjame Sache zumaden. Dagegen hat Ruß: 
land hinwieder von Preußen keine Schwierigkeiten bezüglich feiner 
Politik in Polen und den fogenannten Gouvernement® zu beforgen. 
Tiefe Politit wäre unter anderen Umftänden allerdings ſehr geeig: 
net, Wefteuropa im Intereſſe ber Humanität wie ber Politik in bie 
Schranken zu rufen. Aber Mefteuropa rührt fi in ber That nicht 
und ſcheint theils von feinen eigenen Intereſſen, theils von der auf: 


Aeberſicht der Greigniffe des Bahres 1869. 559 


firebenden Macht Preußen⸗Deutſchlands völlig präoccupirt; allein Ruptanv. 
felbft wenn dem nicht jo wäre, fo hätte Rußland von Weſteuropa 
nad den Erfahrungen bes legten orientaliigen Krieges nicht allzu: 
viel zu bejorgen, jo lange Preußen auf feiner Seite fteht und ſich 
ber polniſchen Nationalität nit annimmt. Einen befonberen Anlaß 
bazu bat aber Preußen in ber That nicht, fo lange die Polen wie 
bisher in ihrer deutſch⸗feindlichen Gefinnung verharren und über: 
haupt fort und fort nur zu beutlich zeigen, baß fie nod immer gar 
nichts vergefien und ſehr wenig gelernt haben. Deutſchland allein 
wäre in ber Lage, fidh ber Polen und ihrer von Rußland allerdings 
mit Füßen getretenen Nationalität wirkſam anzunehmen. Aber das 
wird erft möglich fein, wenn bie Polen eine ganz andere Selbſt⸗ 
erfenntniß an ben Tag legen, als bie bie jekt ber Fall 
it. Ob es überhaupt jemals ber Fall fein wirb, muß babingeftellt 
bleiben und erſcheint bis jeht als ſehr zweifelhaft. Inzwiſchen 
geht Rußland gegen ihre Nationalität wie gegen ihren mit ber Natio⸗ 
nalität allerdings eng verbundenen und faſt nit trennbaren Katho⸗ 
lizismus aufs rüdjihtelofefte vor. Das Jahr 1869 bildete barin 
nur bie Fortfeßung ber früheren Jahre feit 1863, ohne neue Züge 
aufzuweifen. Die orientaliihe Trage rubte nah Beilegung ber 
griechiſch⸗türkiſchen Differenz, ohne daß jedoch gegenüber ber Pforte 
die Politik Rußlands eine andere geworben wäre, Es fährt 
fort, die Türkei als einen kranken Mann zu betrachten und wartet 
auf feinen Tod, da es fih als ben natürliden Erben besjelben 
betrachtet. 

Befriebigender waren bie inneren Zuftände ber Vereinigten Berein. 
Staaten Nordamerikas. Bis Anfangs März bauerte zwar ber An⸗ Staeten. 
tagonismus zwiſchen dem Congreß und dem Präſidenten noch fort. 
Mit dem 4. März lief aber die Amtsdauer Johnſon's ab und trat 
General Grant an ſeine Stelle. Den von ihm gehegten Hoffnun⸗ 
gen und Erwartungen entſprach er nicht ganz; doch ſetzte er ſich 
ſofort wenigſtens in Einklang mit dem Repräſentantenhauſe wie mit 
dem Senat. Die Wiederherſtellung geordneter Zuſtände in den ehe⸗ 
maligen Rebellenſtaaten des Südens und die Hebung der Finanzlage 
blieben die Hauptgeſichtspunkte ſeiner Politik. In die europäiſchen 
Dinge miſchte ſich die Union unter ſeiner Leitung nicht ein. Die 
Differenzen mit England ließ er vielleicht abſichtlich unerledigt, ohne 
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Bmein. inbei ſeinerſelts etwas zu thun, um biefelben noch mehr zum ber: 

Gloeter hittern. Gegenüber Cuba, das ſich ber ſpaniſchen Herrſchaft zu ent- 
ziehen ſuchte, übte er gewiflenhafte Neutralität. Auch bie öffentliche 
Meinung in ber Union fcheint nicht danach zu verlangen, bie An- 
nerion ber Inſel irgenb wie zu beſchleunigen. Früher ober Ipäter 
kann fie ihr doch nicht entgehen, fo wenig als Canada, das fie als 
Eompenfation in ber Alabamafrage ins Auge gefaßt hat. Im Mai 
erfolgte bie Vollenbung ber Pacific⸗Bahn, die einen ununterbrocdhenen 
Schienenftrang vom atlantifhen zum indiſchen Ocean bilbet. Ueberall 
in der Union wurbe bie® große Greigniß angemeſſen gefeiert. Mit 
ber Eröffnung des Euezcanald im November bildet es zwei That 
fachen, die manches fcheinbar wichtige politiicde Ereigniß an Be 
beutung für bie Givilifation ber Welt weit überragen. 
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IX 4 (Schreiben des Papfts bez. Proteflanten) S. 333; XI 27 (Geſchäfta- 
ordnung für das Eoncil) S. 384; XU 8 (Rebe des Papfls zur Eröfinung 
des Concils) S. 386; XII 10 (Organifation des Eoncils) ©. 389; X 11 

„(Verfügung des Papftes bez. Papſtwahlen) S. 390. 

Aumänien: S. 443—465. 

Nußland: S. 436—442. 

Actenftüde: IV 1 (Ulas bez. Emancipation der Kronbauern in den Oſtſeeprovinzen) 
©. 437; VII 8 (Reorganifation der Warſchauer Univerfität) S. 440; XU 8 
(Telegramm des Kaiſers an den König von Preußen) S. 441. 


Sachſen: S. 85—149: II 15 (Programm der deutſchen Partei) S. 53; VII 18 
(Dep. an Defterreih) S. 104; IX 30 (Thronrede) S. 117; XI 10 (die Ab⸗ 
räfungsfrage) ©. 129, 


664 Regifker. 


Ggwarsurg.Mubelfebt: 6 . 85-149: XII 1 (Wuflöfung des Landtags) s 189; 


13 (Erflärung der Majorität des Landtags an ihre Wähler) © . 142 
Schweden und om en: ©. 431—435. 
Actenſtüucke: I 18 (Schwediſche Thronrede) € . 431; 13 —— einer Urmee⸗ 
Fr en ©. 482; V 15 (Shtoerilde Thronrede) & 
w 
Actenſtücke: I 18 (Gäireiben des hc ee v. Thurgau an ven Brief 
bon et) 4 ©. 393; III 31 (Note des nordd. Bundesgefanbien be; Gon⸗ 
bardbahn) ©. 397; v2 (Eireiben des Bundesrathes an die — 
conferenz) S. "398; vı0 (Beſchluß des Bundesraths bez. Mazzini) S. 400 
IX 1 (Refolutionen der Xelegirten der Wrbeiter in Züri) ©. 407; X 5 
(Verhandlungen des internationalen Urbeitereongrefis in Bafel) ©. Ft IX 14 
(Berjanblungen der internationalen Friedenſsliga in Laufanne) S . 408. 
Serbien: Ge 
©panien: S. 299—310. 
Actenftüde: "II 30 (Verfaffungsentwurf) &. 300; IV 26 (BerfaffungsoePiunmmg 


bez. Slaubensfreiheit) S. 301; V 25 te Paco de Tortofa) ©. 302; VIII 
(Sarliftifches ist ©. 808; VDOI 5 (Deere gegen die ie cal Geif- 
lichkeit) S. 305; IX 9 (Decret gegen renitente Biichöfe) & 


@üdd. Staaten: S. 150-215. 
Actenftüde: VII 6 (Vertrag betr. Errichtung einer Teltungscommilfion und Ber 
einberung mit dem norbd. Bunde betr. das bewegliche Weitungseigenthum) 
. 184. 


Türkei: S. 443—465. 
Actenftüde: V 6 (Thronrede) S. 448; VIII (Rote an Yegypten) 6.452; VIII 29 
(goeite Note an Aegypten) ©, 459; XI 27 (Ferman explicatif an Wegyien) 
4, 


Verein. Staaten: S. 475—486. 

Actenftüde: II 10 (Rede Grants) ©. 476; III 4 (Untrittsrede Brants) ©. 477; 
III 17 (Scentidhe Sinanbi) ©. 479; DI 81 (die mobdificirte Yemterbil) 
S. 480; IV 13 (Sumner8 Rede gegen den Mlabamavertrag) ©. 421; III 4 
(Botfaft Grants) S. 488; XII 16 (Mefolution des Repräfentantenhaufes 
gegen Repudiation) S. 486. 

Voltsraiten Bentibe: X 16 (Refolutionen der Delegirtenverfammlung in Braun» 
ſchweig) S 


Waldeck: S. 35—149: X 4 (Schreiben des Fürften) S. 140. 

Mürttemherg: ©. 150-215. 

Atenftüde: II 4 (Schreiben des Nuntius und Breve des Papfles an den Biſchof 
von Rottenburg) S. 157; II 28 (Refolutionen der deutſchen Partei) ©. 161; 
IV 18 (Refolutionen der "Boltspartei) ©. 168; XII 20 (Rede des Bildofs 
Hefele bei der Eibesleiftung) S. 214. 


Sollverein: S.35—149: VI 3 (Thronrede) S. 96; VI 4 (Rebe —— ©. 97; 
VI 11 (Denkſchrift über den Zolltarif) ©. 92; VI 22 (Thronrede) ©. 101. 


rd 











